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Das  vorliegende  Werk  verdankt  sein  Entstehen  zunächst  der 
ehrenvollen  Aufforderung  des  Hrn.  Prof.  Dr.  Warnkönig,  die 
Ausarbeitung  des  dritten  Theiles  seiner  französischen  Staats- 
und Rechtsgeschichte  übernehmen  zu  wollen.  Schon  bei  meiner 
Ankunft  in  Paris  im  Jahr  184!  begann  ich  die  Vorarbeiten  für 
eine  französische  Staats-  und  Rechtsgeschichte.  Während  meines 
dortigen  anderthalbjährigen  Aufenthalts  gewann  ich  allerdings 
eine  allgemeine  Uebersicht  Über  die  Aufgabe,  die  hier  der 
Wissenschaft  noch  unbearbeitet  vorlag;  aber  ich  verliess  die 
Hauptstadt  mit  der  Ueberzeugung,  dass  andre  Kräfte  und  andre 
Mittel,  als  die  meinigen,  dazu  gehörten,  um  jenen  Stoff  zum 
wirklichen  Gedeihen  der  Sache  bewältigen  zu  können.  Ich  darf 
gestehen,  dass  dieses  Bewusstsein  ein  schmerzliches  für  mich 
war.  Denn  Eine  Ueberzeugung  vor  allen  ist  es,  die  mich  seit 
meinem  ersten  Schritt  auf  der  Bahn  rechtsgeschichtlicher  Un- 
tersuchungen begleitet  hat  und  die  ich  stets  mit  derselben 
Entschiedenheit  ausgesprochen  habe.  Die  deutsche  Rechtsge- 
schichte, das  Bewusstsein  von  dem  deutschen  Leben  des  Rechts 
hat  Einen  Mangel,  den  erst  die  nächste  Zeit  zu  heben  bestimmt  ist. 
Wir  sind  allerdings  das  einzige  Volk  der  Welt,  das  die  Ge- 
schichte seines  Rechts  sich  zur  Wissenschaft  erhoben  hat,  und 
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es  hiesse  einen  solchen  Schatz  nicht  kennen  oder  doch  nicht 
würdigen,  wenn  wir  auf  diesen  Besitz  nicht  wahrhaft  stolz 
wären.  Allein  bis  jetzt  kennen  wir  nur  uns  selber.  Allerdings 
hat  diese  Beschränkung  auf  das  eigne  Land  und  Volk  unsern 
Studien  eine  Tiefe  und  Stärke  gegeben,  die  uns  die  beste  Wehr 
gegen  jede  Oberflächlichkeit  und  Selbstgefälligkeit  bleiben  wird. 
Aber  dass  wir  in  diesem  unserm  Rechtsleben  ein  individuelles 
Ganze  sind,  und  wie  wir  es  sind,  das  haben  wir  bis  jetzt  nicht 
zu  untersuchen  gewusst.  Jene  innere  Lebenskraft,  die  nicht 
bloss  die  daseienden  Elemente  erhält,  sondern  neue  Formen  aus 
den  Trümmern  des  Alten  schafft,  wohin  wir  uns  in  Natur  und 
Geschichte  wenden  mögen,  jener  ewig  schöpferische  Drang  des 
Werdens,  ein  selbstständiges  Lebendiges  und  Thätiges  zu  er- 
zwingen, lebt  auch  in  den  Bewegungen  des  Rechts.  Sic  ist  es, 
der  wir  die  bunte  und  lebenvolle  Mannigfaltigkeit  der  Bildun- 
gen verdanken,  durch  welche  die  starren  Rechtssätze  sich  in 
freie  und  schöne  Gestaltungen  crystallisiren ;  sie  erzieht  das 
Verschiedenartige  in  innerer  Harmonie  zur  Einheit  und  bildet 
neue  Formen  des  Verschiedenen  aus  dem  Gleichen;  sie  ist  es, 
die  im  Rechte  der  kleinsten  Gemeinde,  wie  in  dem  des  grössten 
Staats  lebt  und  in  der  majestätischen  Arbeit  des  Schaffens  die 
Elemente  des  Rechts  beherrscht.  Und  sie  zu  erfassen,  durch 
sie  dem  ewig  Lebendigen  um  einen  Schritt  näher  zu  rücken, 
der  freien  That  des  Lebens  in  dem  Zerfallen  und  Neubilden 
des  Aeusscrlichen  zuzuschauen,  das  ist  das  Ziel,  nach  welchem 
auch  unsre  Wissenschaft  hinaufstreben  muss.  Denn  auch  unser 
Land  und  Volk  hat  seinen  Platz  in  dieser  Arbeit,  und  was  es 
ist,  ist  es  durch  sie  und  für  sie.  Das  aber  zu  erkennen,  gibt 
es  nur  einen  Weg.  Wir  müssen  dasselbe,  was  in  uns  vorgeht, 
auch  in  andern  Völkern  geschehen  sehen  und  in  unsrer  An- 
schauung und  Erkenntniss  allgemein  sein,  wie  die  Geschichte 
es  in  ihrem  Werden  selber  ist.  Wir  müssen  in  demselben 
Gedanken,  der  uns  die  deutsche  Rechtsgeschichte  durchforschen 
und  verfolgen  lehrt,  auch  die  Rechtsgeschichte  andrer  Völker 
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aufnehmen;  wir  müssen  auf  sie  übertragen,  was  andre  Zweige 
der  Wissenschaft  lange  schon  besitzen,  den  freien  Blick,  der 
das  Leben  Europa's  als  Eins,  als  Einen  Gedanken  der  Gottheit 
zu  erfassen  weiss  und  die  äussern  Grenzen  der  Nationalitäten 
aufhebt,  um  in  ihrer  Einheit  den  einzelnen  ihre  höhere  Gestalt 
zurückzugeben.  Ehe  wir  dahin  nicht  gelangen,  wird  es  der 
Charakter  der  deutschen  Rechtsgeschichte  bleiben,  ein  wohlge- 
ordneter Stoff  zu  sein ;  denn  nie  und  nirgends  offenbart  sich 
der  Geist  im  Einzelnen  allein.  Erst  im  Gegensatze  zur  an- 
dern Individualität  wird  die  eigene  klar,  und  indem  wir  sie  am 
meisten  zu  verlassen  scheinen,  gewinnen  wir  sie  am  entschie- 
densten wieder.  Und.  diess  ist  es  daher,  worauf  es  ankommt. 
Wir  müssen  es  versuchen,  das  deutsche  Recht  und  seine  Ge- 
schichte als  ein  Glied  eines  höheren  Lebens  hinzustellen  und 
das  Genügen  zerbrechen,  mit  dem  wir  uns  auf  uns  selber  be- 
schränken ;  hier  liegt  die  Zukunft  unsrer  Wissenschaft.  Reich 
und  anziehend,  wie  wenig  andere,  ist  dieses  noch  kaum  betretene 
Gebiet;  nirgends  aber  tritt  uns  die  Aufgabe  und  ihre  Bedeutung 
schlagender  und  grossartiger  entgegen,  als  in  der  Zusammen- 
stellung Frankreichs  mit  Deutschland.  Der  erste  Blick  auf  die 
Rechtsgeschichte  des  erstem  lehrt  mit  unwiderstehlicher  Gewiss- 
heit, dass  gerade  aus  dieser  Vergleichung  jenes  höhere  Ziel 
der  Rechtsgeschichte  begründet  werden  muss.  Aber  die  fran- 
zösische Jurisprudenz  hat  keine  Rechtsgeschichte.  Der  Deutsche 
muss  sich,  will  er  ihn  anders  genicssen,  jenen  Reichthum  sel- 
ber verarbeiten.  Das  hoffte  ich  zu  erreichen;  allein  ich  er- 
kannte bald  die  Unmöglichkeit;  und  zurückgekehrt  nach  Kiel, 
fern  von  den  Quellen,  hatte  ich  bereits  den  Plan  selber  aufge- 
geben, als  ich  mit  der  Runde  von  dem  Unternehmen  meines 
verehrten  Herrn  Mitarbeiters  fast  gleichzeitig  seine  gütige  Auf- 
forderung zur  Theilnahme  an  seinem  Werke  erhielt. 

Dass  ich  nun  im  Folgenden  gethan,  was  meine  Kräfte  nur 
gestatteten,  will  ich  nicht  weiter  berühren.  Die  grosse  Ent- 
fernung von  dem  Hrn.  Prof.  Dr.  Warnkönig,  der  noch  von 
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Freiborg  aus  die  Aufforderung  an  mich  stellte,  und  die  Gleich- 
zeitigkeit der  Ausarbeitung  werden  es  erklären,  wesshalb  die 
äussere  Formgleichheit  des  Werkes  ganz  unerreichbar  war. 

Eben  darum  aber  möge  es  mir  erlaubt  sein,  die  Auffas- 
sung, durch  welche  die  Gestalt  der  vorliegenden  Arbeit  bedingt 
worden  ist,  hier  kurz  zu  characterisiren. 

Mein  Theil  als  der  dritte  hatte  den  grossen  Vorzug,  den 
ganzen  Inhalt  des  ersten  und  zweiten  Bandes  als  bekannt  vor- 
aussetzen zu  dürfen.  Die  einfachste  Vergleichung  wird  er- 
geben, dass  ich  von  diesem  Rechte  den  vollsten  Gebrauch 
gemacht  habe.  Ich  habe  daher  zuerst  die  Hechtsquellen  für 
Strafrecht  und  Verfahren  da,  wo  dieselben  zugleich  dem  öffent- 
lichen oder  Privatrecht  angehörten,  nicht  besonders  dargestellt. 
Ich  habe  ferner  an  den  Punkten,  wo  die  Entwicklung  mich 
über  die  Gränze  meines  besondern  Gegenstandes  hinausführten, 
naeh  keiner  Vollständigkeit  gestrebt,  um  nicht  in  nutzlose  Wie- 
derholungen zu  verfallen.  Dagegen  aber  schien  es  mir  aller- 
dings unvermeidlich  und  nothwendig  zugleich,  die  Geschichte 
des  Strafrechts  und  Processes  in  ihren  einzelnen  Abschnitten 
mit  einer  einleitenden  Geschichte  des  öffentlichen  Rechts  zu  be- 
vorworten;  und  dieses  ward  in  mehrfacher  Beziehung  der 
schwierigste  Theil  meiner  Arbeit. 

Ich  hin  nämlich  von  dem  Princip  ausgegangen ,  dass  die 
eigentlich  französische  Geschichte  erst  mit  den  Gapetingern 
beginnt,  und  dass  daher  aus  der  germanischen  oder  fränkischen 
Epoche  nur  so  viel  hierher  gehört,  als  nothwendig  ist,  um 
die  Gestalt  des  öffentlichen  Rechts  in  der  Capetingischen  Zeit 
zu  erklären.  Es  ist  mir  ferner  zur  vollkommenen  Ueberzeu- 
gung  geworden,  dass  das  richtige  Verständniss  der  Rechts- 
zustande im  10.,  11.  und  12.  Jahrhundert  die  Geschichte  in  allen 
ihren  Gebieten  allein  in  den  Stand  setzen  kann ,  die  eigentliche 
Bewegung  der  folgenden  Zeit  ganz  zu  durchschauen.  Dadurch 
ist  die  Darstellung  des  Lehnswesens  weitläuftiger  geworden, 
und  bildet  in  vieler  Beziehung  den  Schwerpunkt  des  ganzen 
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Werkes;  rascher  und  übersichtlicher  geht  die  folgende  Zeit  vor- 
über. Die  Richtigkeit  dieses  Verhältnisses  an  sich  muss  die 
Darstellung  selber  vertreten;  dass  Maas  und  Ordnung  im  Ein- 
zelnen stets  die  richtigen  sind,  behaupte  ich  nicht.  Doch  habe 
ich  Eins  versucht,  was  stets  die  Hauptsache  bleiben  wird; 
nicht  blos  die  innere  Continuität  der  Institute  und  ihrer  Weiter- 
bildung im  Besonderen ,  sondern  die  Totalitat  der  ganzen  fran- 
zosischen Rechtsgeschichte  als  ein  Individuelles  Ganzes  mit 
seinem  eigentlichen  Lebensprincip  zu  erfassen.  Dieses  Streben 
wird  allenthalben,  so  lange  wir  noch  in  der  Kindheit  dieser 
Anschauungsweise  stehen,  eine  gewisse  Langathmigkeit  der 
Darstellung,  ja  nicht  selten  eine  gewisse  Schwerfälligkeit  der- 
selben erzeugen;  das  will  ich  hier  weder  erklären  noch  ent- 
schuldigen; möge  es  selber  verantworten,  was  es  selber  be- 
dingt hat. 

Dass  nun  daraus  eine  gewisse  Ungleichheit  der  Bearbeitung 
dieses  und  der  beiden  anderen  Theile  sich  ergeben  musste ,  kann 
ich  nicht  für  einen  Nachtheil  des  Werkes  im  Ganzen  halten. 
Keine  Form  und  keine  Auflassung  für  sich  erschöpft  den  Stoff  der 
Geschichte,  und  so  trefflich  die  einzelne  sein  mag,  so  gibt  es 
immer  etwas,  was  besser  ist;  das  sind  eben  alle  Formen  und 
Auffassungen  nebeneinander.  Darum  habe  ich  die  meinige, 
auch  wenn  die  äusserlichen  Bedingungen  es  gestattet  hätten, 
nicht  beschränken  mögen;  wie  meine  Arbeit  selber,  mag  auch 
sie  neben  den  Haupltheilen  des  Ganzen  ihren  Platz  finden. 

Endlich  muss  ich  gestehen,  dass  es  mir  trotz  der  Güte 
der  verehrten  Herren  Bibliothekare  der  königlichen  Kopenha- 
gener und  Hamburger  Stadtbibliothek ,  denen  ich  hiemit  meinen 
aufrichtigen  Dank  für  ihre  gütige  Zuvorkommenheit  abstatte, 
unmöglich  gewesen  ist,  alle  Quellen  zu  erreichen.  Ausserdem 
sind  theils  während,  theils  nach  der  Vollendung  der  Arbeit 
schon  mehrere  französische  Werke  erschienen,  die  ich  nicht 
mehr  benutzen  konnte.  Doch  darf  ich  hinzusetzen,  dass  die 
hauptsächlichsten  Hülfsmittel  redlich  benutzt  sind.    Dabei  muss 
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die  Ueberzeugung  trösten,  dass  im  gegenwärtigen  Augenblick 
jede  französische  Rechtsgeschichte  doch  nur  wesentlich  Vor- 
arbeit sein,  und  die  Bahn  zu  genauerer  Bekanntschaft  und 
innigerem  Verständniss  brechen  kann.  Den  Nachfolgenden  bleibe 
das  Bessere  vorbehalten;  dass  es  uns  nur  gelinge,  das  Unsrige 
zu  thun. 

Kiel,  am  Ende  des 'Jahres  1845. 


f.  Stein. 
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Am  einfachsten  scheint  es,  dass  man  bei  der  Behandlung  und 
Darstellung  der  Geschichte  eines  einzelnen  Landes  dieses  Land  mit 
seinem  Volke  zunächst  für  sich  betrachte,  und  aus  der  Durchar- 
beitung des  ihm  gehörigen  Stoffes  Inhalt  und  Gestalt  für  die  be- 
sondere Aufgabe  gewinne. 

Allein  gerade  darin  sehen  wir  die  Eigenthümlichkeit  und  Be- 
deutung der  Rechtsgeschichte,  dass  sie  uns  mehr  wie  jede  andere 
geschichtliche  Arbeit  zwingt,  über  diesen  Standpunkt  hinauszugehen. 
So  wie  man  nämlich  die  Gestalt  und  die  Entwicklung  des  Rechts- 
lebens mehrerer  Völker  des  Abendlandes  zusammenhält,  so  zeigt 
sich  nicht  bloss  eine  gewisse  Übereinstimmung  in  einigen  Haupt- 
gebieten des  Rechts,  sondern  geradezu  eine  Gemeinsamkeit  der 
Grundlagen  des  Rechtslebens  überhaupt,  und  eine  Gleichheit  in 
den  Bewegungen  und  Formationen  derselben,  die  auf  eine  höhere 
Gemeinschaft  der  ganzen  inneren  Geschichte  der  verschiedenen 
Völker  hindeuten.  Ganz  unleugbar  finden  wir  bei  allen  diesen  Völ- 
kern nicht  bloss  dieselben  Rechtsverhältnisse,  sondern  diese  Rechts- 
verhältnisse bilden  bei  allen  in  wesentlich  gleicher  Weise  die  Basis 
ihrer  ganzen  Entwicklung;  und  eben  so  unzweifelhaft  ist  es,  dass 
diese  Entwicklung  bei  allen  in  ganz  entsprechenden  Formen,  ja  so- 
gar in  ganz  entsprechenden  Epochen  vor  sich  geht.  Die  Gewalt 
dieser  Überzeugung  ist  gross;  wer  zu  ihr  gelangt  —  und  jeder  wird 
diess,  der  das  Recht  der  germanischen  Staaten  vergleichen  mag  — 
wird  bei  dem  einzelnen  Volke  nicht  mehr  stehen  bleiben,  wenigstens 
nicht  mehr  mit  der  Geschichte  des  Einzelnen  den  ganzen  Umfang 
dessen,  was  er  in  ihr  gefunden,  erschöpft  glauben.  Der  erste  Schritt 
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zur  Kenntnis«  des  Rechts  anderer  Staaten  ist  zugleich  der  erste 
Schritt  zur  Erkenntniss  der  Einheit  ihres  Rechlslebens. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  eröffnet  sich  nun  ein  weites  und 
grossartiges  Gebiet.  Ist  die  germanische  Welt  in  ihrem  Recht  und 
seiner  Geschichte  ein  innerlich  gleiches  Ganze ,  so  steht  sie  als  sol- 
ches anderen  grossen  Massen  der  Kcchtsgeschichte ,  der  romischen, 
griechischen  ,  morgenländischen  ,  gegenüber.  Diese  Massen  wieder- 
um sind  weder  absolut  verschieden  von  einander,  noch  auch  ohne 
Gegenseitigkeil  in  ihrem  Leben.  Auf  der  gemeinsamen  Grundlage  der 
Idee  der  Persönlichkeil  und  ihrer  Freiheit  ruhend,  können  sie  nicht 
zufällig  einander  nebengeordnet  sein;  wie  alles,  was  diesem  Leben 
gehört,  in  ewigem  Fortschritt  vorwärts  arbeilet,  müssen  auch  sie 
Glieder  dieses  Fortschrittes  sein.  Dom  Ganzen  dieser  Geschichte 
ah  Momente  gehörig,  werden  sie  damit  zu  Stufen  der  Entwicklung 
der  Menschheit,  und  ihre  selbständige  Redeutung  ist  die,  selber 
nur  eine  bestimmte  Gestalt  der  Geschichte  der  Freiheit  zu  sein. 
So  tritt  das,  was  sie  alle  umschlingt,  hervor  aus  der  Ordnung  der 
einzelnen;  und  die  Idee  einer  Rerhlsgeschichte  der  Welt  ist  der 
Sporn  und  das  höchste  Ziel  für  die  Erforschung  der  Rechtsge- 
schichte des  einzelnen  Volkes. 

Was  nun  diese  zu  suchen  und  zu  lehren  hat,  ist  nicht  unsere 
Aufgabe.  Wenn  nun  aber  jedes  einzelne  Rechtsinstilut  in  Grund- 
lage und  (iestaltung  über  die  Gränze  des  einzelnen  Volkes  hinaus 
muss,  und  seine  höchste  Bedeutung  ausserhalb  des  Gebietes  sucht, 
wo  es  selber  gefunden  ward,  was  ist  und  was  soll  dann  die  be- 
sondere Rechtsgeschichte,  sobald  sie  sich  mit  dem  blossen  Zusam- 
menstellen der  Objecto  der  Wissenschaft  nicht  mehr  genügen 
lassen  will? 

In  allen  Gebieten  des  Wissens  tritt  uns  dasselbe  Verhältnis* 
entgegen,  dem  wir  hier  in  der  Rechtswissenschaft  begegnen;  auch 
hier  ist  das  Leben  des  Alls  ein  sich  selber  gleiches.  Die  Elemente 
sind  gleich  und  gemeinsam ;  der  Reichthum  des  Lebens  erscheint 
erst,  wo  die  Individualität  sie  erfasst,  und  in  freier  Thal  sie  ge- 
staltet. Wie  aber  die  Geschichte  selbst,  ein  grossartiges  Bild  durch 
die  majestätische  Gleichheit  des  Gedankens,  der  sich  in  ihr  voll- 
zieht, dennoch  ihre  Fülle  und  Schönheit  erst  gewinnt  in  den  In- 
dividuen ,  die  die  Träger  und  Diener  dieses  Gedankens  sind ,  so 
ist  auch  die  Erkenntniss  des  Geistes  von  dieser  Geschichte  erst  ein 
befriedigtes  und  vollendetes,  wenn  sie  der  individuellen  Gestaltung 
der  allgemeinen  Elemente  des  Geschehens  sich  zuwendet.  Ewig  wird 
das  der  Pulsschlag  des  Erkennens  und  der  Darstellung  bleiben,  dass 
sie  vom  gegebenen  und  historischen  Einzelnen  ausgeben  zum  ab- 
soluten Allgemeinen,  und  von  ihm  zurückkehren  zur  lebendigen 


El  PfLEITUNG. 


3 


und  schafTenden  Individuen.  Und  so  wird  auch  das  Erkennen  des 
nationalen  Rechlslebens  der  Ausgangspunkt  und  zugleich  der  Punkt 
bleiben ,  zu  dem  sich  die  Idee  der  Kechlsgeschichte  immer  aufs 
neue  zurückwenden  wird.  Das  ist  das  Gesetz  der  Bewegung  für 
das  Verslündniss  der  Geschichte ;  und  dieses  Gesetz  hat  keinen 
Zweck  und  keine  Notwendigkeit  als  sich  selber. 

Wo  dieses  nun  geschieht,  da  ist  das  erste  Resultat  der  Be- 
trachtung des  nationalen  Lebens  eine  durcharbeitete  und  tiefe 
Anschauung  desselben.  Es  entsteht  ein  farbenreiches  Bild,  und  die 
nächste  Aufgabe  ist  die,  jene  Volksindividualität  auf  den  Hinter- 
grund der  allgemeinen  Verhältnisse  in  ihrer  Besonderheit  und  ihren 
eigentümlichen  Formen  hinzuzeichnen.  So  stellen  sich  zunächst 
die  Volksindividuen  neben  einander;  und  damit  ist  die  Grundlage 
für  die  weitere  Entwicklung  gewonnen.  Denn  betrachtet  man  diese 
Individualitäten  genauer,  so  ergibt  sich  bald,  dass  auch  ihre  Be- 
sonderheit keine  zufällige  ist.  Es  zeigen  sich  die  Gewalten ,  welche 
sie  gebildet  haben;  die  Geschichtsforschung  tritt  gleichsam  in  die 
Werkstatt  der  Geschichte  hinein ,  und  der  denkende  Geist  lernt  es, 
der  Arbeit  des  Werdens  zuzuschauen.  Damit  geht  er  von  der  An- 
schauung zum  Verständnis«  und  zum  Begreifen  der  Völker  über. 
Und  jetzt  bleibt  ihm  noch  das  Letzte.  Jene  Völker,  zusammenge- 
stellt in  der  wirklichen  Welt ,  zusammenarbeitend ,  sich  angrenzend 
und  hemmend  oder  auch  sich  liebend  und  vorwärts  treibend,  haben 
nicht  bloss  ihr  eigenes  Leben.  Sie  sind  zwar  selbstständig  und 
jedes  hat  seinen  Mittelpunkt  in  sich ;  aber  sie  bilden  jetzt  auch  als 
Individuum  ein  gemeinsames  Ganze.  Sie  sind  da  für  ein  Höheres, 
das  über  sie  hinaus  geht,  und  das  sie  selber  benutzt  und  zur  Grund- 
lage hat,  sie  sind  die  Formen,  in  welchen  der  höchste  Gedanke 
selber  seine  letzte  und  grossarligste  Verwirklichung  sucht.  Auf 
diesem  Punkte  durchdringen  sich  Verständniss  der  Volksindividua- 
lilüt  in  der  allgemeinen  Idee  gegenseitig  sich  erfüllend  und  ge- 
staltend. — 

Es  bedarf  nun  wohl  kaum  der  besonderen  Bemerkung,  dass 
jene  Wissenschaft,  die  wir  in  dem  Obigen  bezeichnet  haben ,  keine 
andere  ist,  als  die  sogenannte  vergleichende  Rechtswissenschaft. 
Auch  das  ist  bekannt  genug,  dass  dieselbe  in  jeder  Beziehung 
noch  in  der  ersten  Entwicklung  stehend,  weder  einen  festen  Be- 
griff noch  einen  erheblichen  Umfang  bisher  gewonnen  hat.  Von 
ihr  nun  weiter  zu  reden  ist  hier  nicht  der  Ort.  Allein  allerdings 
ist  das  unsere  entschiedene  Überzeugung,  dass  jede  Bearbeitung 
fremder  Rechte  mit  festem  Blick  auf  diese  Wissenschaft  begonnen 
werden  ratiss;  denn  so  tief  auch  die  Wissenschaft  der  Rechlsge- 
schiebte  noch  in  der  einlachen  Behandlung  einzelner  Völker  und 
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ihres  Rechts  gleichsam  begraben  liegt,  so  gewiss  ist  es,  dass  erst 
mit  der  Entwicklung  einer  Idee  der  allgemeinen  Rechtsgescbichte 
jenem  Sonderleben  der  Rechtsgeschicbten  eine  neue  Zukunft  eröffnet 
werden  wird.  Dann  erst  innerhalb  des  Allgemeinen  giebt  es  wahre 
Individualität;  und  wer  nach  dieser  strebt,  der  beginnt  selber  eben 
dadurch  schon  über  die  Grenzen  derselben  hinauszublicken,  weil 
das  Individuelle  erst  an  dem  anderen  Individuum  rechte  Form  und 
Persönlichkeit  gewinnt.  Gemeinsam  aber  ist  allen  Forschungen  un- 
serer Zeit  der  Drang,  die  Eigentümlichkeit  und  Selbstständigkeit 
zunächst  unsers  Volkes  im  Einzelnen  wie  im  Allgemeinen  wieder- 
zufinden. Wir  begreifen  diese  Richtung  mit  Freuden;  denn  sie 
wird  zur  Basis  werden  für  eine  neue  Zeit  in  der  Wissenschaft  des 
Rechts.  — 

Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  haben  wir  nun  versucht,  den 
Theil  der  französischen  Rechtsgeschichte,  den  wir  im  Folgenden 
darlegen  werden,  aufzufassen.  Denn  es  scheint  uns,  dass  gerade 
Frankreich  unter  allen  Völkern  sich  am  meisten  eigne,  das  Wesen 
einer  volklichen  und  staatlichen  Individualität  an  seiner  Geschichte 
deutlich  zu  machen.  Und  desshalb  muge  es  uns  erlaubt  sein,  den 
Charakter  dieser  Rechts-  und  Staatsgeschichte  im  Allgemeinen  zu 
bezeichnen,  ehe  wir  zum  Einzelnen  übergehen. 


Zwischen  Italien  und  Deutschland ,  diesen  beiden  Angelpunkten 
der  europäischen  Geschichte,  hat  die  Natur  die  Kette  des  Alpen- 
gebirges hingezogen.  Dieser  mächtige  Wall,  dem  Verkehr  der 
Volker  fast  unübersleiglich,  hat  nicht  bloss  die  beiden  Länder  ge- 
schieden. Auch  das  Leben  der  Volker,  Sitte,  Recht,  Sprache, 
und  Staat  sind  anders  im  Norden  und  im  Süden.  Beide  grosse  Ge- 
staltungen der  Geschichte,  bestimmt  in  ihrer  Verschmelzung  die 
Welt  zu  beherrschen,  haben  wir  Ein  Gebiet,  auf  dem  sie  sich 
Örtlich  begegnen  können.  Durch  die  Provincia,  die  Völkerbrücke 
des  Südens,  und  die  Fluren  an  den  Mündungen  des  Rheins  reichen 
sie  beide  hinein  in  das  weite  flache  und  dadurch  widerstandslose 
Land  Frankreichs.  Frankreich  ist  das  einzige  Land  Europa's,  das 
an  seinen  Grenzen  keine  natürliche  Schutz  wehr  hat;  offen  gelegt 
sowohl  gegen  das  deutsche  wie  gegen  das  römische  Leben,  ist  es 
beiden  in  demselben  Augenblicke  bekannt  und  unterworfen  worden. 
Die  alten  Bewohner,  von  denen  wir  wenig  mehr  wissen,  als  dass 
sie  dieses  Frankreich  inne  gehabt,  verschwinden  fast  spurlos  mit 
dem  ersten  Auftreten  der  Kömer  und  Deutschen,  und  von  Anfang 
an  hat  die  Geschichte  diesen  Hauptsitz  der  Gelten  dazu  bestimmt, 
der  Kampfplatz  und  der  Boden  für  die  innige  Verschmelzung  alles 
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desjenigen  zu  werden ,  was  jene  beiden  Völker  einander  zu  bringe« 
haben.  Erst  von  diesem  Augenblicke  an  Iritt  Frankreich  in  die 
Geschichte  hinein  und  mit  Cäsar  und  Ariovisl  beginnt  seine  erste 
Epoche. 

Eine  ganz  natürliche  Erscheinung  ist  es  nun ,  dass  die  Ge- 
schichtschreiber der  französischen  Zeit  diese  erste  Epoche,  die  sich 
bis  zu  den  Capetingern  erstreckt,  als  einen  Theil  der  Geschichte 
Frankreichs  ansehen  und  darstellen;  und  das  Bedürfnis*  oder  doch 
der  geheime  Wunsch  jedes  Volkes,  seinen  Ursprung  in  die  älteste 
Zeit  zu  begraben,  um  an  allem  was  geschehen  ist  seinen  Theil  zu 
haben,  lässt  es  uns  leicht  verstehen,  wenn  die  Franzosen  Chlodwig 
und  Karl  den  Grossen  als  französische  Könige  der  französischen 
Geschichte  einverleiben.  Denn  unleugbar  bleibt  es,  dass  auch  die 
Geschichte  eines  Volkes  zu  seinen  grössten  und  heiligsten  Besitz- 
tümern gehört.  Allein  darum  ist  jene,  ganz  Frankreich  eigene, 
Ansicht  nicht  weniger  falsch.  So  wenig  wie  das  römische  Gallien 
einem  andern  gehört  als  der  römischen  Geschichte,  so  wenig  gibt 
es  ein  Frankreich  vom  5.  bis  zum  10.  Jahrhundert.  Es  ist  diess 
vielmehr  die  germanische  Epoche  der  europäischen  Geschichte;  und 
erst  aus  diesem  (Grundstoff  und  seiner  beständig  wechselnden  Be- 
wegung entsteht  das  System  der  wirklichen  Völker  des  Mittelalters. 
Bis  dahin  ist  auch  Frankreich  ein  selbstständigcs  nur  durch  die 
Elemente  seiner  künftigen  Entwicklung:  es  ist  weder  ein  Volk  noch 
ein  Staat;  aber  es  ist  ein  Land;  und  dieses  Land  hat  den  Staat, 
der  Staat  das  Volk  geschaffen.  Darin  liegt  die  erste  Eigentüm- 
lichkeit der  französischen  Geschichte. 

Die  Eroberung  des  römischen  Galliens  durch  die  Germanen 
des  Westens  gruppirl  nun  alsbald  die  Stämme  auf  dem  neugewon- 
nenen Boden.  Die  Celten  gehen  hinauf  in  das  äusserste  Gebiet  des 
Nordwestens,  das  noch  heutzutage  in  dem  Namen  der  Bretagne 
das  alte  Brytain  erhalten  hat.  Die  logrischeu  Kymrer  werden  an 
der  Loire  bis  zu  den  Ufern  der  Garonne  zusammengedrängt,  und 
das  Poitou  ist  der  zweite  Hauptsitz  des  neueren  Celtischen  Ele- 
ments, dessen  Verwandschaft  mit  den  cellischen  Picten  Schottlands 
sich  wohl  nicht  bloss  aus  dem  gleichen  Namen  nachweisen  lässt. 
Die  Gascogne  erhält  das  iberisch -ccltische  Element  im  Südwesten 
Frankreichs.  Der  Süden,  das  Languedoc  mit  der  Provincia,  ist  die 
Ifeimath  des  römischen  Theiles  im  künftigen  französischen  Volk, 
und  in  den  Cevennen  bleibt  noch  ein  Best  der  ältesten  ligurischen 
Herren  der  mittelländischen  Küsten.  Die  Milte  Frankreichs  dagegen 
ist  der  Sitz  der  Germanen.  Hier  wohnen  die  Neufranken  im  Herzen 
des  Landes,  dem  eigentlichen  Frankreich,  in  dem  geographisch 
alle  Linien  gleichsam  zusammenlaufen.  Im  Norden  der  Milte  reicht 
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das  scandinavische  Leben  in  der  Norman  die  nach  Frankreich  hinein ; 
der  Nordwesten,  Flandern,  Artois,  Poutbieu,  sind  getheilt  unter 
den  germanischen  Herren  und  den  alten  Belga»,  die  noch  gegen- 
wärtig sich  nicht  ganz  vermischt  haben.  Tiefer  im  Süden  des 
Ostens,  in  der  Champagne  und  ihren  Grenzländern ,  treten  die  Ost- 
franken  auf,  die,  in  der  Mitte  zwischen  dem  gallischen  und  deut- 
schen Germanien,  bestimmt  waren  die  Herreu  Europa's  zu  sein  so 
lauge  es  noch  kein  Frankreich  und  kein  Deutschland  gab.  Weiler 
hinauf  am  Jura  und  den  Vogesen  sitzen  endlich  die  leiblich  starken, 
geistig  fast  trägen  Burgunder,  die  Herren  des  Südostens  bis  zu  deu 
Grenzen  der  Allemanuen.  So  finden  sich  in  Frankreich  alle  Völker 
des  ganzen  Abeudlandes  zusammen,  jedes  mit  seinem  Silz,  aber 
keins  von  dem  andern  bestimmt  geschieden ,  keins  mit  einer  von 
jenen  Schutzwehren  umgeben  ,  die  in  der  älteren  Zeit  für  die  Selbst- 
ständigkeit der  Völker  dasselbe  waren,  was  jetzt  Festungen  und 
stehende  Heere.  Daher  ist  denn  auch  keins  von  allen  diesen  Völ- 
kern zur  Zeil  des  G.  Jahrhunderts  unvermischt;  alle  sind  durch- 
drungen von  dem  germanischen  Element  und  zugleich  von  römischen 
Resten  in  Bildung,  Sprache  und  Geschlecht;  es  ist,  selbst  ohne 
die  Entwicklung  des  Staats,  eine  Gemeinsamkeit  des  Lebens  vor- 
handen, der  es  nicht  an  Kraft,  wohl  aber  an  einem  selbständigen 
Organe  seines  Daseins  fehlt. 

Dieses  nun  wird  zuerst  durch  den  Sieg  der  Herreu  des  min- 
ieren Frankreichs,  der  Ncustrasier ,  dem  Lande  gegeben.  Das 
ganze  Frankreich  gehorcht  den  Merovingern ,  und  das  Bcdürfniss 
der  Geschichtsehreibung,  sich  die  Entwicklung  der  Völker  durch 
den  Grundgedanken  des  Staats  zu  vermitteln ,  hat  die  Ansicht  er- 
zeugt, dass  mit  Chlodwig  ein  fränkischer  Staat  ins  Leben  getreten 
ist.  Dennoch  ist  es  nicht  zu  leugnen ,  dass  die  Merovingische  Epoche 
allerdings  die  Herrschaft  der  Neufranken,  aber  nicht  den  fränki- 
schen Staat  in  ganz  Frankreich  begründet  hat.  Recht,  Sitte  und 
Sprache  der  einzelnen  Stämme  bleibt  ihnen ;  nur  Abgaben  und 
Waflendiensl  leisten  sie  den  überwindern.  Das  was  das  Wesen 
des  Staats  ist,  das  Bewusslsein  des  Zusammengehören ,  der  ein- 
heitlichen Existenz,  der  Identität  des  allgemeinen  und  besuudern 
Lebeos,  fehlt.  Es  ist  der  Gegensalz  von  Sieger  und  Besiegter, 
nicht  die  Einheit  von  Fürst  und  Volk,  die  wir  linden.  Und  wie 
diese  Gestalt  des  Staats  nur  eine  rein  aussei  liehe  ist,  so  zeigt  sich 
auch  der  Charactcr  der  Kriege  als  der  blosser  Fürsten-  und  Ge- 
folgskriege,  und  der  Sieg  über  den  Fürsleu  ist  der  Sieg  über  das 
ganze  ihm  unterworfene  Land. 

Unter  allen  diesen  Kriegen  ist  der  zwischen  den  Neuslrasicrn 
und  Auslrasiern  der  einzige,  der  wirklich  tiefere  Bedeutung  bal; 
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denn  in  der  Thal  handelt  es  sich  bei  ihm  nicht  bloss  um  das  Ver- 
hältnis* zu  Frankreichs  Herrschaft.  Die  Australier,  den  Ubergang 
bildend  von  Deutschland  nach  Frankreich,  sind  es  zugleich,  die 
den  übrigen  deutschen  Stammen  das  Vordringen  nach  Westen  und 
den  Anlheil  an  der  grossen  Beute  des  germanischen  Sieges  ver- 
wehren. Daher  stehen  sie  an  ihrer  ttsllicheu  Frenze  in  ewigen 
Kämpfen  mit  deu  deutschen  Germanen,  und  l.m^sam  aber  unver- 
meidlich niusste  es  deu  Fürsten  dieses  Stammes  klar  weiden,  dass 
die  Existenz  der  Aust rasier  bedingt  werde  durch  die  Besiegung  und 
wirkliche  Unterwerfung  der  deutschen  Völkerschaften.  Als  sie  nun 
nach  wechselvollero  Kampfe  die  stammverwandten  Neustragier  über- 
wunden, und  sich  dadurch  zu  Herren  des  inneren  Frankreichs  ge- 
macht hatten,  übertrugen  sie  dieses  Lebensprincip  des  auslrasisclien 
Reiches  auf  das  neu  errichtete  Königtliura ;  und  darin  liegt  die 
eigentlich  welthistorische  Stellung  dieses  Sieges.  Denn  von  jetzt 
an  galt  es  nicht  mehr  wie  bisher  einen  Stamm  zum  Herren  des 
andern  zu  machen ,  soudern  es  galt  alle  Stämme  des  germanischen 
Abendlandes  Einer  und  derselben  Herrschaft  zu  unterwerfen.  Der 
Haupt  tröger  dieser  Idee  ist  Karl  der  Grosse.  Durch  ihn  bat  das 
Element,  was  alle  germanischen  Stämme  und  die  von  ihnen  durch- 
mischten und  unterworfenen  Völkerschaften  zugleich  umgab  und 
beherrschte,  das  Germanenthum  selber,  seinen  staatlichen  Ausdruck 
und  für  eine  kurze  Zeil  seine  objeclive  Selbstständigkeit  erhalten; 
das  Reich  Karls  des  Grossen  gehört  weder  Frankreich,  noch  Italien, 
noch  Deutschland,  sondern  es  fasst  sie  alle  und  ihre  Geschichte  in 
sich  zusammen ,  mit  Einer  Form  und  Einem  Willen  sie  umsehlies- 
send ;  es  ist  das  germanische  Reich  des  Abendlandes. 

Allein  dasselbe  Princip,  das  dieses  Reich  innerlich  möglich  gemacht, 
hat  es  auch  wieder  vernichtet.  Allerdings  lebte  in  allen  Stämmen  das 
Bew  usstsein  einer  Gemeinsamkeit  ihrer  Volkstümlichkeit,  und  die  Ge- 
walt jener  mächtigen  Persönlichkeit,  die,  sie  in  hundertfacher  Weise 
durcheinanderschob  und  zusammenwarf,  gab  diesem  Bewusslsein 
eine  Objeclivilät,  die  weil  über  seine  Zeil  hinaus  noch  Jahrhun- 
derte später  den  deutschen  Kaiser  als  den  ersten  Fürsten  der  Chri- 
stenheit erscheinen  liess.  Aber  die  Selbstständigkeiten  der  Slammes- 
individualiläten  waren  nicht  gebrochen;  jedes  Volk  war  noch  tur 
sich  selber  die  Hauptsache,  und  wenn  auch  die  Gleichheil  der  Na- 
tionalitäten, so  war  doch  nicht  die  Einheit  derselben  erreicht  wor- 
den. Nun  aber  konnte  nur  dieser  Gedanke  dem  einheitlichen  Reiche 
seinen  letzten  Hall  geben;  so  lange  er  mangelte,  war  das  Land, 
das  es  einschloss,  ein  rein  iiusserliches.  Als  daher  die  äussere  Form 
mit  der  Gewalt  Karls  des  Grossen  brach,  ward  wiederum  dem  ein- 
zelnen Stamme  sein  Stammesleben,  die  Hauptsache;  und  so  trat  die 
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entscheidende  Epoche  ftir  die  Geschichte  Europas  ein,  die  dem 
Reiche  Karls  des  Grossen  folgte.  Noch  einen  Augenblick  erhielt 
sich  ein  Schattenbild  seiner  Schöpfung  unter  heftigen  Kämpfen; 
dann  verschwand  es,  und  die  hineilende  Zeit  verwischte  schnell 
selbst  die  letzten  Spuren  seiner  frühern  Grösse.  Die  Stämme  aber 
in  allen  Theilen  des  allen  Reiches  schlössen  sich  wieder  gegen  ein- 
ander und  gegen  jedo  Gemeinsamkeit  ab;  und  die  Zeil  der  Auf- 
lösung folgte  der  Epoche  der  auf  Gewalt  gebauten  staatlichen  Ver- 
einigung. 

Mit  diesem  Ergebniss  steht  nun  die  Geschichte  wieder  auf  dem 
Standpunkt  des  6.  Jahrhunderts;  und  jetzt  beginnt  eine  Bewegung, 
die  in  hohem  Grade  eigentümlich  ist.  Die  Vermischung  der  ver- 
schiedenen Stämme  hat  nämlich  jedem  derselben  seine  nationale 
Geschlossenheit  geraubt,  und  obwohl  keine  äussere  Macht  mehr  sie 
einem  andern  Herrn  unterwirft,  so  ist  es  ihnen  dennoch  unmöglich, 
in  die  ursprüngliche  Verfassung  des  germanischen  Stammfürsten- 
thums zurückzukehren.  Sie  lösen  sich  vielmehr,  jeder  für  sich,  in 
eine  Menge  einzelner  Herrschaften  auf,  deren  jede  das  Recht  des 
früheren  ganzen  Stammes,  die  Souverainetät,  für  sich  in  Anspruch 
nimmt,  weil  der  Stamm  selber  sie  nicht  mehr  erhalten  kann.  Den- 
noch bleibt  auf  der  einen  Seite  die  Erinnerung  an  das  alte  Fürsten- 
thum, auf  der  andern  das,  aller  menschlichen  Existenz  unabweis- 
liche  Bedürfniss  einer  gewissen  Einheit  und  Ordnung.  Beide  Ele- 
mente, obwohl  miteinander  im  Gegensalze  stehend,  treten  dennoch 
zusammen  und  bilden  die  eigentümliche  Form  des  Staats  jener 
Zeit,  das  Lehnswesen.  Wie  das  karolingische  Reich  selber,  ist  auch 
das  Lehnswesen  eine  europäische  Erscheinung;  und  wie  die  Stam- 
mesherrschaften im  6.  Jahrhundert,  so  ist  das  Lehnswesen  des 
10.  und  11.  Jahrhunderts  der  Stoff,  aus  dem  sich  die  neuern  Staa- 
ten gebildet  haben. 

Hier  nun  ist  der  Punkt,  wo  wir  gezwungen  sind,  das  allge- 
meinere Leben  des  germanischen  Europa's  zu  verlassen;  denn  schon 
im  ersten  Beginn  der  nachkarolingischen  Zeit  fangen  jene  neuern 
Staaten,  die  gegenwärtig  das  Staaten  System  Europa's  bilden,  an,  sich 
von  einander  zu  scheiden  und  sich  um  den  Mittelpunkt  ihres  künfti- 
gen Lehens  zu  crystallisiren.  Und  damit  beginnt  ftlr  uns  die  Auf- 
gabe, die  Individualität  unsers  Geschichtskörpers,  des  heutigen 
Frankreichs  und  seiner  innern  Entwicklung,  zu  charakterisiren. 

Unleugbar  ist  das  die  Eigentümlichkeit  Europa's  den  andern 
Welltheilen  gegenüber,  dass  es  nicht  wie  jene  aus  einer  im  We- 
sentlichen ungeschiedenen  Masse,  sondern  aus  lauter  einzelnen  Län- 
dern besteht,  deren  jedes  seinen  bestimmten  und  leicht  fasslichen 
Charakter  hat.   Zu  denen,  welche  in  dieser  Beziehung  am  bestimm- 
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testen  hervortreten,  gehört  Frankreich.  Geologisch  das  jüngste  un- 
ter allen,  bildet  es  fast  in  jeder  Beziehung  ein  Ganzes,  in  welchem 
jede  Abtheilung,  als  mehr  oder  weniger  willkürlich  erscheinend, 
niemals  wie  in  Deutschland  einzelne  selbstständige  Theile  erzeugen 
kann ;  die  obere  Fläche  bietet  nicht  die  Zerrissenheit  Spaniens,  die 
Geschlossenheit  nicht  die  Schwäche  Italiens,  die  Einheit  nicht  die 
selbst  geographisch  bestimmten  Gegensätze  Briltanniens  und  die 
inuere  Fruchtbarkeit  und  der  verhältnissmässige  Mangel  an  Küsten 
nicht  die  Zerfahrenbeil  Skandinaviens  dar.  Mächtig  aber  und  von  un- 
überwindlichem Einflüsse  ist  die  Gestalt  des  Landes  für  ein  Volk, 
wie  der  Grund  und  Boden  für  den  Einzelnen,  so  lange  noch  die 
Entwicklung  auf  dem  bloss  natürlichen,  durch  keinen  bewussten 
Willen  beherrschten  Leben  der  Völker  beruht.  Der  erste  Blick  auf 
Frankreich  lehrt,  dass  dieses  Land,  als  Land  betrachtet,  mehr  wie 
alle  andern  zur  innern  Einheil  und  Gleichheit  seiner  Bildungen  be- 
rufen sein  müsste. 

Nun  aber  haben  wir  gesehen,  wie  gerade  in  diesem  Lande, 
wie  in  keinem  andern,  zwei  Verhältnisse  uns  entgegen  treten,  die 
mit  jenem  Landescharakter  in  scheinbar  entschiedenem  Widerspruche 
stehen.  Zuerst  die  Menge  und  Verschiedenheil  der  Völkerschaften, 
die  dieses  Land  bewohnten,  dann  die  materielle  Gleichheit  dersel- 
ben. Keines  dieser  Völker  war  zu  klein,  um  ganz  neben  den  übri- 
gen zu  verschwinden;  keines  gross  genug,  um  mit  offenbarer  Ge- 
walt der  Waffen  die  andern  zu  unterwerfen.  Das  karolingische 
Keich  verdeckt  dieses  Verhällniss  eine  Zeit  lang;  mit  seinem  Sturz 
tritt  es  wieder  hervor;  und  jetzt  erscheint  daher  die  Auflösung 
Frankreichs  in  selbstständige  Abtheilungen  als  Grundlage  der  fol- 
genden Geschichte. 

Soll  daher  jene  Einheit  des  französischen  Lebens,  die  das  Land 
bedingt  und  begründet,  sich  neu  verwirklichen,  so  muss  diess  durch 
einMoment  geschehen,  gegen  das  dasQuantitative,  als  solches,  gleich- 
gültig ist  und  das  seinem  Wesen  nach  zugleich  eine  feste  Einheit 
ist  und  erzeugt;  das  die  Selbstständigkeit  der  Stammesnalionalitä- 
ten  nicht  angreift,  aber  sie  durch  sein  Dasein  allmählig  vernichtet; 
das  mit  seinem  Rechts-  und  Lebensprincip  auf  einer  andern  Grund- 
lage ruht,  als  auf  der  Volkstümlichkeit  und  das  dennoch,  weil  es 
in  seiner  höchsten  Entwicklung  derselben  nicht  entbehren  kann,  sie 
in  langsam  schadender  Arbeit  erzeugt;  ein  Moment,  das  dem  eigent- 
lich germanischen  Leben  fremd,  dennoch  sich  dieses  Leben  und 
sich  diesem  Leben  wiederum  zu  assimiliren  weiss;  ein  Moment, 
der  allenthalben  gegenwärtig,  dennoch  an  keinem  einzelnen  Punkte 
seinen  ganzen  Inhalt  erschöpft  und  darum  nirgends  .mit  Erfolg  be- 
kämpft werden  kann ;  ein  Moment  endlich,  das  von  Anfang  an  eine 
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höhere  Stufe  der  staatlichen  Entwicklung  vertritt  und  das  gerade 
in  sich  das  Bewusstsein  trägt,  das  Bestehende,  wo  es  ihm  feindlich 
ist,  brechen  und  vernichten  zu  dürfen.  Diese*  Moment  ist  es,  wel- 
ches die  Grundlage  der  innern  französischen  Geschichte  und  den 
eigentlichen  Charakter  derselbeu  unter  den  übrigen  Staaten  und 
Völkern  Europas  bildet  und  das  allein  das  Versländniss  derselben 
eröffnen  wird. 

Wirft  man  nun  einen  Blick,  nicht  auf  die  Resultate  dieser  be- 
grenzenden Kraft,  sondern  auf  die  Bewegung  Frankreichs  selber, 
so  ist  es  gewiss,  dass  dieses  Moment  nichts  anders  ist,  als  das 
Beamtenthum,  das  sich  au  das  Königthum  anschliesst  und  sich  gleich- 
sam als  die  organische  Entfaltung  desselben  hinstellt  und  geltend 
macht.  Frankreich  ist  das  Land,  wo  dieses  Beamtentum  nicht 
secundär,  sondern  als  die  primäre  Bildung  des  neuen  Staats-  und 
Rechtslebens  auftritt;  seine  Geschichte  ist  eine  eigentümliche  ge- 
rade dadurch,  dass  wir  in  ihr  sehen,  wie  viel  das  legitime  —  auf  das 
Königlhum  geslülzle  —  Beamtentum  vermag,  was  es  ist,  was  es 
seinem  Wesen  nach  zu  erreichen  sucht  und  was  es  wirklich  er- 
reicht. Hier  ist  der  Begriff  des  Amts  zuerst  aus  dem  römischen 
und  karolingischen  Reiche  in  das  Abendland  hinübergetragen  und 
verwirklicht;  hier  hat  dasselbe  die  Elemente  eines  Reiches,  den 
Beginn  eines  eigenen  Volkes,  eines  Königtums  und  ein  selbsl- 
sländiges  Land  vorgefunden ;  hier  ist  es  daher,  wenn  auch  uicht  die 
Geschichte  selber ,  so  doch  der  Hebel  des  Geschehens  und  der 

* 

Staatsbildung  geworden.  Es  wird  daher  wohl  möglich  sein,  in  ein- 
zelnen Abschnitten  und  Zuständen  dieses  Haupteleinent  der  franzö- 
sischen Geschichte  zu  übersehen;  aber  es  wird  unmöglich  bleiben? 
ohne  dasselbe  von  einer  Individualität  Frankreichs  und  seines  Staa- 
tes zu  reden. 

Desshalb  wenden  denn  auch  wir  diesen  Begriff  und  seine  Ent- 
wicklung zum  Mittelpunkte  unserer  Auffassung ;  und  wir  glauben 
dazu  um  so  mehr  berechtigt  zu  sein,  als  derselbe  gewöhnlich  nur 
als  ein  bloss  secundüres  Element  betrachtet  wird.  Es  ist  dabei  nur 
eine  Meinung  zurückzuweisen.  Das  Beamtentum  ist  keineswegs 
das  einzige  bewegende  Element  in  der  Geschichte  Frankreichs,  uud 
wir  sind  weit  davon  entfernt,  der  Beobachtung  der  übrigen  ihr 
Recht  streitig  machen  zu  wollen.  Allein  diese  übrigen  Elemente 
sind  allgemein  europäische  und  ihre  Gestaltungen  in  Frankreich 
bilden  daher  nur  Glieder  der  allgemein  europäischen  Recl.tsge- 
schichle ;  erst  durch  die  Form,  welche  sie  unter  der  Herrschaft  des 
Beamtenthums  annehmen,  werden  sie  zu  eigentlich  französischen 
Erscheinungen.  Eben  so  wenig  gehört  der  Begriff  des  Amts  und 
das  System  der  Beamten  allein  Frankreich  an,  wie  denn  überall 
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die  Conlinuitat  der  Entwicklungen  in  ganz  Europa  nirgends  ganz 
unierbrocben  erscheint.  Allein  nirgends  hat  dieses  Beamtenthum 
dieselbe  Stellung  wie  in  Frankreich,  nirgends  dieselbe  Aufgabe  und 
nirgends  so  grossartige  Folgen  gehabt.  Was  diese  Sätze  im  Ein- 
zelnen bedeuten  wollen  ,  kann  natürlich  erst  klar  werden  in  der 
Darstellung  der  Geschichte;  dennoch  ist  der  Charakter  des  Beamten- 
thums  und  seines  Einflusses  auf  die  Staats-  und  Volksbildung  um  so 
entschiedener,  dass  die  französische  Sprache  selber  das  Wort  er- 
zeugt hat,  das  dasselbe  auf  das  Schlagendste  bezeichnet.  Wir  mei- 
nen den  Ausdruck  der  Central i tat ion.  Durch  seine  Centralisalion 
ist  Frankreich,  was  es  ist;  seine  Geschichte  ist  selber  nur  die  Ge- 
schichte der  Centralisalion;  und  Niemand  wird  bezweifeln,  dass  in 
keinem  germanischen  Reiche  diese  Centralisalion  auch  nur  an- 
nährend  so  weit  ausgebildet  worden  ist  und  so  tief  eingerissen  hat, 
wie  in  Frankreich;  ja,  selbst  die  Revolution,  diese  grösste  Gewalt- 
tat in  der  Geschichte  Europa's,  die  alles  umgewälzt,  alles  vernich- 
tet, alles  neu  aufgebaut  bat,  hat  diese  Centralisalion,  die  mit  Philipp 
August  beginnt,  mit  einer  so  entschiedenen  Consequenz  durchge- 
führt, wie  keine  Despotie  eines  französischen  Königs  es  vermocht 
hat.  Wenn  es  aber  unzweifelhaft  ist,  dass  die  Revolution  die  Thal 
des  französischen  Volkes  war  —  wenn  die  Reaclionsperiode,  die  auf 
Napoleon  folgt,  wiederum  alles  angreift  und  zerbricht,  was  jene 
geschaffen,  und  von  allem  nur  die  Centralisalion  unberührt  und 
tinbezweifelt  stehen  lässt,  wenn  endlich  diese  Centralisalion  auch 
jetzt  noch  den  Charakter  des  ganzen  französischen  Slaatslebens  bil- 
det —  kann  es  da  ungewiss  sein,  worin  die  eigentliche  Individua- 
lität des  französischen  Reiches  bestehe?  Und  wenn  man  nun  dieses 
Reich  mit  den  übrigen  vergleicht,  vor  allem  mit  seinem  Gegner 
und  Gegenbilde,  dem  in  unerquicklicher  Zerlheilung  von  jeher 
gelähmten  Deutschland,  so  wird  in  der  Thal  jene  Auflassung  an 
dein  entschiedenen  Unterschiede  jener  Reiche  einen  so  bestimmten 
Hintergrund  gewinnen,  dass  auch  der  C bei  gang  von  dem  alleinste- 
henden Frankreich  zur  Vergleichung  mit  den  andern  Völkern  Eu- 
ropa's  zu  einem  ueuen  Beweise  dafür  wird,  dass  in  jenem  Gedan- 
ken der  Mittelpunkt  des  französischen  Lebens  getroffen  ist.  Diese 
Centralisalion  aber,  bedingt  und  erleichtert  durch  die  Form  des 
Landes,  ruht  auf  nichts  anderem,  als  auf  dem,  seinem  iunerem 
Wesen  uach  als  Organismus  dastehenden  Beamtenthum.  Es  ist 
dasselbe  der  Kern  und  die  Grundlage  der  französischen  Geschichte. 


Wenn  wir  nun  im  Folgenden  auf  dieses  Beamtenlhum  und 
seine  Gegensätze  und  Kämpfe  zum  Theil  tiefer  eingeben,  so  wird  es 
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vielleicht  Manchem  scheinen,  als  gehöre  dieses  wenigstens  nicht  zu 
unserer  Aufgabe.  —  Wir  wollen  uns  nun  nicht  damit  vertheidigen, 
dass  die  Geschichte  und  die  Betrachtung  des  Beamtenthums  in  allen 
Kechtsgeschichten  auf  eine  fast  unglaubliche  Weise,  trotz  der  Wich- 
tigkeit des  Gegenstandes,  vernachlässigt,  ja  sogar  geradezu  tiber- 
gangen wird,  und  dass  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  dass  man 
ein  Neues,  wenn  man  es  zum  erstenmal  herausstellt,  stets  zur  Haupt- 
sache macht.  Es  ist  vielmehr  bei  genauerer  Betrachtung  nicht  zu 
verkennen,  dass  unter  Anderm  auch  die  Geschichte  des  Processes 
und  des  Strafrechts  gerade  durch  das  Auftreten  des  Beamtenlhums 
ihre  neuen  Bildungen  empfangt,  und  dass  sowohl  das  Princip  des 
Verfahrens,  wie  das  der  Strafe  mit  dem  Augenblick  ein  anderes 
wird,  wo  die  Beamten  das  Gericht  zu  bilden  beginnen.  Wir  werden 
in  der  Folge  diesen  Salz  im  Einzelnen  weiter  durchführen.  Allein 
schon  hier  lässt  sich  das  Wesen  dieses  neuen  Verhältnisses  in  Einem 
Satze  aussprechen.  Während  nach  dem  alten  Recht  Verfahren  und 
Strafe  dem  Volke  gehören,  werden  beide  durch  das  Beamtenthum 
Sache  des  Staats;  diesem  Staate  und  seiner  Idee  gegenüber  gestellt, 
gewinnen  beide  neue  Principien  und  Formen,  deren  Charakter  es 
ist,  das  historische  Recht  zum  bewussten,  die  Kenntniss  des  Rechts 
zur  Wissenschaft ,  das  äussere  Bedürfniss  zur  sicheren  sittlichen 
Nothwendigkeit  zu  erheben.  Wie  nun  dieses  geschehen,  wie  neben 
dem  Besseren,  was  beide  Rechlsgebiete  jenem  Beamtenthum  verdan- 
ken, auch  manches  Verderbliche  und  mancher  Rückschritt  in  die- 
selbe hineingekommen  ist,  das  hat  die  folgende  Geschichte  im  Ein- 
zelnen nachzuweisen.  Unmöglich  aber  war  es  uns,  auf  die  tiefahr 
der  Wiederholung  hin,  der  Darstellung  unsers  Grundgedankens  für 
unsere  besondere  Aufgabe  ganz  zu  entbehren. 


Zur  leichteren  üebersicht  des  folgenden  nicht  geringen  Umfangs 
möge  es  uns  nun  erlaubt  sein,  in  kurzem  Uberblick  den  Gang  der 
Darstellung  zu  bezeichnen,  ehe  wir  zum  Einzelnen  übergehen. 

Wir  sind  von  der  Überzeugung  ausgegangen,  dass  die  Klarheit 
und  die  tiefere  Begründung  der  späteren  Gestaltungen  dos  Staats 
zur  nothwendigen  Bedingung  eine  durchgeführte  Entwicklung  des 
Stoffes,  aus  dem  der  Staat  entsteht,  des  Lehnswesens  und  seines 
Rechtes,  haben  müssen.  Wir  haben  desshalb  dieses  Lehnswesen 
in  seinen  Hauptbeziehungen,  neben  ihm  die  städtischen  Rechte 
und  das  Verhältniss  der  Kirche,  vorausgesandt.  Daran  schliesst 
sich  als  zweiter  Inhalt  des  ersten  Zeitraumes,  die  erste  Form  des 
Königthums  mit  den  Anfängen  des  Beamtenthums.  Die  zweite 
Epoche  enthält  die  Entwicklung  des  Kampfes  beider  mit  dem  Lehns- 
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wesen,  vorzüglich  mit  Rücksicht  auf  Gericht  und  Rechtsbildung. 
Die  dritte  stellt  den  Zustand  dar,  wie  derselbe  aus  dem  entschie- 
denen Siege  des  neuen  Princips  über  das  alte  hervorgeht.  In  dieser 
dritten  Epoche  aber  haben  wir  das  System  des  Beamtentums  nicht 
aufgenommen ,  da  wir  hier  auf  den  ersten  Rand  für  dieses  ganze 
Gebiet  zu  verweisen  haben.  —  Darnach  nun  ist  der  Inhalt  des  Fol- 
genden in  seiner  allgemeinsten  Form  geordnet. 


Erster  TheU. 


Lchnswcsen  und  Lelmrecht. 

/.    Das  Lehnstcesen. 

Bekanntlich  gehiirt  der  Begriff  des  Lelinswesens  zu  den  unklar- 
sten in  der  ganzen  Hechtsgeschichte ,  und  noch  sind  die  Zustünde, 
die  derselbe  umfasst ,  nirgends  ganz  entwickelt  worden.  Wir  sind 
der  Überzeugung,  dass  dieser  Mangel  hauptsächlich  aus  dem  über- 
sehen zweier  Begriffe  entstanden  ist,  die  selber  über  die  Epoche 
des  Lehnswesens  hinausgehend,  auch  in  ihrer  allgemeineren  Be- 
deutung für  die  Geschichte  des  Hechts  nicht  zu  der  Geltung  gelangt 
sind  ,  die  ihnen  gebührt.  Diess  sind  die  Begriffe  der  Selbstherrlich' 
keit  oder  Souverainelät,  und  des  Besitzes,  Das  Lehnswesen  des 
ganzen  Abendlandes,  in  so  mannigfachen  Formen  es  auch  erschei- 
nen und  so  weit  es  auch  mit  seinen  Folgen  reichen  mag,  ist  nichts 
anderes  als  der  Zustand  des  Hechts,  der  durch  die  Vereinigung  von 
Besitz  und  Selbstherrlichkeit  erzeugt  wird.  Auf  diesen  Begriff  des 
Lehnswesens  lassen  sich  nicht  bloss  alle  Verhältnisse  der  eigent- 
lichen Lehnszeit,  sondern  auch  die  Kämpfe  derselben  mit  der  neuen 
Gestalt  der  Dinge  in  allen  Ländern  Europa's  zurückführen.  Für 
unser  Gebiet  wird  diess  im  Folgenden  geschehen. 

Daraus  nun  folgt  zunächst  der  Grundsatz,  nach  welchem  sich 
das  Lehnswesen  und  seine  Epoche  von  den  folgenden  Zeilen  schei- 
den. Eine  neue  Periode  beginnt;  diesem  Begriffe  nach  in  dein  Zeit- 
punkt, wo  die  Selbstherrlichkeil  als  eine  vom  Besitze  unabhängige , 
mithin  als  eine  selbstständige  zur  Erscheinung  kommt,  das  heisst, 
wo  der  Staat  auftritt.  Von  da  an  wird  der  Besitz,  was  er  seinem 
Wesen  nach  ist,  ein  blosses  Moment  am  Staate,  und  die  Idee  des 
letzteren  beginnt  sich  durch  ihre  eigen  inwohnende  Kraft  zu  ver- 
wirklichen. 

Es  folgt  ferner  mit  diesem  Begriffe,  dass  die  Beste  des  Feu- 
dalwesens so  weit  sich  in  die  Geschichte  des  Abendlandes  hinein 
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ziehen,  als  mit  dem  Besitze  noch  selbstständige  staatliche  Hoheitsrechte 
verbunden  bleiben,  wie  die  Patrimonialjurisdiction ,  die  Guispolizei 
und  Ähnliches,  und  dass  daher  die  Abschnitte  der  Entwicklung 
keineswegs  scharf  geschieden  sind.  Die  Scheidung  derselben  geht 
rielmehr  daraus  hervor,  dass  jene  Einheit  von  Besitz  und  Selbst- 
herrlichkett  im  Lehnswesen  das  allgemeine,  herrschende  und  un- 
bestrittene Recht  ist,  wahrend  mit  dem  Auftreten  des  Staats  das 
Princip  dieser  Identität  angegriffen  und  allmählig  vernichtet  ist. 

Endlich  aber  wird  es  keiner  besonderen  Darstellung  bedürfen, 
dass  dieser  Rechtszustand  das  Lehnswesen  eben  so  wenig  plötzlich  ent- 
standen, als  plötzlich  fiberwunden  worden  ist.  Es  ist  vielmehr  das  Re- 
sultat einer  langen  Bewegung;  und  weil  unser  Begriff  des  Lehnswesens 
nicht  der  allgemeine  ist,  so  müssen  wir  die  geschichtliche  Entwick- 
lung desselben  als  den  Beweis  seiner  Richtigkeit  voraussenden. 

Man  wird  in  dieser  Einleitung  besonders  Eins  als  den  eigent- 
lichen Mittelpunkt  der  Auffassung  herauserkennen.  Wir  haben 
versacht,  den  Besitz  als  das  darzustellen,  was  er  ist,  der  Haupt- 
factor  der  ganzen  inneren  Entwicklung  des  Rechts.  Es  ist  vergeb- 
lich ,  eine  Geschichte  des  Lehnswesens  zu  suchen ,  ohne  die  allum- 
fassende Geschichte  des  Besitzes  zum  Grunde  zu  legen.  Dabei  haben 
wir  es  für  unnöthig  gehalten,  sonst  Bekanntes  zu  wiederholen  oder 
anch  nur  darauf  zu  verweisen,  da  unsre  Darstellung  die  gewöhn- 
lichen nicht  angreift,  sondern  sich  nur  als  Ergänzung  an  dieselben 
anschließen  soll. 


Die  Entstehung  des  Lehnswesens. 

/.    Die  Eroberung. 

Wir  wissen  bekanntlich  sehr  wenig  von  dem,  was  diesseits 
des  Rheins  vor  sich  gegangen  während  der  ersten  Jahrhunderle  un- 
serer Zeitrechnung.  Dennoch  ist  es  kaum  zweifelhaft,  dass  hier 
eine  keinesweges  unbedeutende  Bewegung  stattgefunden  hat,  wie 
sich  ein  Ahnliches  von  den  Gelten  vor  den  Siegen  Casars  nach- 
weisen lä&st.  Diese  Bewegung  nun  hat  im  Allgemeinen  einen  sehr 
bestimmten  Character.  Die  kleinen  Völker  verschwinden,  grössere 
Bildungen  erscheinen,  und  in  demselben  Maasse,  in  welchem  die 
Deutschen  gegen  die  Römer  siegreich  sind  ,  tritt  bei  ihnen  als  Haupt 
ihrer  Stammeseinheit  das  Königthum  auf.  Mag  der  Zustand  vorher 
gewesen  sein,  weicherer  wolle,  gewiss  bleibt,  dass  mit  den  König- 
reichen oder  Fürstentümern  —  noch  kommt  auf  den  Namen  nichts 
an  —  eine  neue  innere  Entwicklung  begonnen  ist. 
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Dieses  Königthum  der  ältesten  Zeit  ist  nun  fast  in  jeder  Be- 
ziehung sehr  bestritten.  Wir  haben  schon  an  einem  anderen  Orte 
(»all.  L.  Z.  18V5.  102—104)  uns  zu  der  Ansicht  Sybel's  im  Allgemeinen 
bekannt,  und  werden,  ohne  uns  auf  umständlichere  Untersuchungen  im 
Folgenden  einzulassen,  das  von  ihm  aufgestellte  Princip  der  ursprüng- 
lichen Geschlechlerverfassung  für  unsre  Ausführungen  zum  Grunde, 
und  an  mehren  Orlen  noch  Gelegenheit  finden,  Beweise  aus  späteren 
Zeiten  für  dasselbe  beizubringen.  Zunächst  aber,  und  darauf  kommt 
es  uns  hier  vor  allem  an,  scheint  es  unzweifelhaft,  dass  das  König- 
in uni  an  den  allen  Grundlagen  der  Verfassung  nichts  Wesentliches 
geändert,  sondern  nur  Ein  Neues  hinzugefügt  hat,  das  bis  zum  heu- 
tigen Tage  fortdauert.  Die  deutschen  Völker  begannen,  wie  es  die 
geschichtliche  Entwicklung  bedingte,  schon  damals  in  ihrem  Fürsten 
den  personlichen  Träger  ihrer  Volkstümlichkeit  und  der  höchsten 
staatlichen  Einheit  anzuerkennen.  Es  versteht  sich  leicht,  dass  das 
im  Anfange  nur  als  ein  unbewusstes  Gefühl  existirt  haben  könne; 
dennoch  zeigen  manche  Bei  spiele,  besonders  aus  Gregor  von  Tours, 
dass  diess  Gefühl  ein  lebendiges  und  energisches  auch  in  den  Ein- 
zelnen gewesen  ist. 

Die  eigentliche  Gowalt  des  neuen  Königlhums  ist  schwer  oder 
gar  nicht  bestimmt  zu  bezeichnen  für  die  älteste  Zeit.  Unzweifel- 
haft aber  scheinen  zwei  Punkte ,  auf  welchen  für  uns  das  grösste 
Gewicht  liegt.  Zuerst  hat  die  Entstehung  des  Königlhums  die  alten 
Besitzverhältnisse  in  den  Gauen  nicht  verändert,  so  wenig  wie  das 
an  den  Besitz  unmittelbar  geknüpfte  Recht.  Die  Gaue  fuhren  fort, 
sich  selbst  zu  richten  und  ihre  Gesetze  zu  geben,  und  die  freie  Hufe 
blieb  die  Grundlage  des  Besitzraaasses,  wenn  auch  manche  Ab- 
weichungen temporären  Wechsel  hervorrufen.  Dann  aber  halte  das 
Königthum  selber  in  den  alten  Gauen  keinen  besonders  mächtigen, 
ihm  selbstständig  ungehörigen  Besitz;  oder,  wie  man  jetzt  sagen  würde, 
es  gab  keine  Domänen  im  ältesten  Deutschland.  Was  nicht  Erb- 
land, hsreditas  war,  war  gemeine  Feldmark,  der  Hundertschaft  oder 
Dorfschaft  gehörig  oder  dem  Gaue.  Es  war  gar  kein  Platz  denkbar 
für  die  Entwicklung  eines  solchen  Besitzes  und  keine  rechtliche 
Form  für  die  Gewinnung  desselben.  Indem  es  nun  anerkanntes 
Princip  jener  Zeil  ist,  dass  das  Maass  des  Besitzes  das  Maass  des 
Rechts,  der  Pflichten  und  des  Einflusses  bedingte,  konnte  auf  dieser 
Grundlage  sich  kein  Gegensatz  gegen  die  selbslherrscbende  Freiheit 
des  Volkes  bilden.  Die  Macht  des  Königs  ruhte  desshalb  allein  auf 
der  Würde,  persönlicher  Vertreter  seines  Stammes  zu  sein.  Hierin 
mag  der  nächste  Grund  liegen,  wessbalb  innerhalb  Deutschlands  die 
Geschichte  gleichsam  still  steht  von  den  ersten  Römerkämpfen  bis 
zum  eigenen  deutschen  Kaiserreich.   Dass  wir  von  dieser  Zeit  so 
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sehr  wenig  aus  Deutschland  wissen,  so  wenig,  dass  man  gewöhn- 
lich Deutschland  nicht  anders  betrachtet,  als  ein  Anhang  zur  frän- 
kischen tieschichte,  beruht  gerade  darauf,  dass  hier  nichts  von  Be- 
deutung sirh  umgestaltet  hat.  Wäre  das  gewesen,  so  würden  wir 
es  gewiss  erfahren  haben.  Von  innen  heraus  war  nirgends  so  recht 
etwas  Neues  zu  beginnen;  die  (irundlagen  des  Rechts  hielten  fest 
an  dem  Besitz  und  seiner  Vcrthrilung ;  und  diese  beginnt  erst  mit 
den  Kreuzzügen  sich  umzugestalten. 

Ganz  anders  aber  war  es  allerdings  in  den  Ländern ,  die 
nun  durch  die  deutschen  tleerziigc  erobert  wurden.  Gewiss  ist 
hier  in  der  Art  und  Weise  der  Besitzergreifung  unter  den  einzelnen 
Stämmen  grosse  Verschiedenheit  gewesen,  wie  in  ihrem  Verhältniss 
zu  den  alten  Einwohnern.  Schon  die  einfachste  Anerkennung  der 
Bedeutung  des  Besitzes  wird  es  klar  machen,  dass  die  historische 
Untersuchung  dieser  Verschiedenheit  gleichsam  die  Wurzel  aller 
späteren  geschichtlichen  Verhältnisse  gewesen  ist,  und  dass  nur 
durch  sie  die  folgende  Entwicklung  der  verschiedenen  Völker  und 
Reiche  wirklich  erkannt  werden  kann.  Noch  stehen  wir  vor  den 
ersten  Anfängen  dieser  wahrhaft  bedeutenden  Richtung  der  Ge- 
schichtsforschung, welche  dazu  bestimmt  ist,  der  Volkswirtschafts- 
lehre den  Platz  zu  geben,  den  bis  jetzt  die  Rechtswissenschall  in 
der  Erforschung  der  vergangenen  Zeit  inne  gehabt  hat.  Dennoch 
liegt  hier  das  nächste  Gebiet,  das  zu  gewinnen  die  Wissenschaft 
der  Geschieht»  nicht  säumen  wird.  —  Für  uns  muss  es  genügen, 
unser  allgemeineres  Resultat  durch  allgemeinere  Voraussetzungen 
zu  begründen. 

Das  erste,  was  in  den  eroberten  oder  besetzten  Gebieten  geschah, 
ward  gewiss  die  Verlheilung  des  Grundbesitzes  an  die  einzelnen  Freien, 
die  den  Heerzug  bildeten.  In  welcher  Form  dieselbe  vor  sich  ge- 
gangen, ist  nicht  bekannt,  aber  auch  nicht  wesentlich.  So  viel  nur 
scheint  in  der  Natur  der  Sache  begründet,  dass  das  Loos  der  Ein- 
zelnen sich  nach  dem,  noch  aus  dem  Stammsitze  mitgebrachten 
Maasse  bestimmt  hat;  die  Hufe  war  die  Grundlage  für  den  Anlheil, 
so  weit  der  freie  Deutsche  nicht  selbst  Heerführer  war.  Das  lässt 
sich  auch  aus  spätem  Andeutungen  bestätigen. 

Bei  dieser  Vertheilung  musste  es  nun  zuerst  allenthalben  vor- 
kommen, dass  ein  sehr  grosser,  räumlich  oft  der  grösseste  Theil  des 
Landes  durch  dieselbe  gar  nicht  begriffen  wurde;  besonders  bei  den 
Franken.  So  hoch  man  auch  die  Zahl  des  Chlodowigschen  Heeres 
und  der  spätem  Nachzügler  anschlagen  will,  so  reichen  sie  doch 
nicht  aus,  auf  diese  Weise  das  ganze  Land  des  Seinegebiets  und 
der  Loire  zu  erfüllen.  Es  blieb  daher  eine  weile  Strecke  Landes 
allenthalben  übrig  neben  den  freien  Hufen,  als  diese  zum  deutschen 
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Eigenthum  in  Gallien  wurden.  Dieses,  von  den  Freien  nicht  be- 
sessene Gebiet  lag  ferner  nicht  etwa  auf  einem  Platze  zusammen- 
gedrängt, sondern  es  niussle,  der  Natur  der  Sache  nach,  allenthal- 
heu  iu  ähnlicher  Weise,  mehr  oder  weniger  gross  und  zusammen- 
hängend ,  vorkommen.  Auf  diese  Weise  bildete  schon  die  ganz 
äusserliche  Gettalt  der  Besitzet  theilung  in  Deutschland  und  Gallien 
einen  grossen  linterschied.  Dort  war  die  geschlossene  Feldmark 
die  Grundform,  hier  die  Einzclhufe  und  der  sie  umgebende  oder 
berührende  allgemeine  Grund  und  Boden. 

Nun  fragte  es  sich  natürlich,  toem  denn  dieser  ungelbeille  Be- 
sitz zukomme.  Hier  trat  ein  zweiter  Moment  entscheidend  auf. 
Die  Grundlage  der  geschlossenen  Feldmark  war  gerade  die  alle 
Einheit  der  Gaubewohner,  die  als  freie  Gemeinschaft  alles  besassen, 
was  nicht  dem  Einzelnen  gehörte.  Aber  gerade  diese  Einheil  war 
untergegangen  in  der  Bewegung,  welche  eben  die  neuen  Wohnsitze 
erobert  hatte,  im  Heerzuge.  Das  Verlassen  der  alten  Heimath  brachte 
die  Stämme  noch  zusammen,  der  Krieg  und  das  ruhelose  Umher- 
ziehen vermischte  sie  und  die  einheitliche  Gewalt  des  Heerführers 
Hess  die  besondern  Hechle  und  Formen  des  Lebens  allmählig  ver- 
schwinden und  vergessen.  Auf  diese  Weise  waren  schon  im  Volke 
selber  die  Elemente  der  Gaubildung  verloren,  als  es  sich  in  Frank- 
reich niederliess.  Nun  kam  noch  die  i'trlliche  Zerstreuung  früher 
zusammen  Gehöriger  hinzu,  die  bei  der  Grösse  des  gewonnenen 
Gebietes  und  der  verbällnissmässig  geringen  Zahl  der  Eroberer  un- 
vermeidlich war.  So  ward  es  unmöglich,  dass  in  dieser  neuen  Hei- 
malh  der  germanischen  Well  die  Urform  ihres  staatlichen  und 
rechtlichen  Lebens,  der  an  den  Ort  gebundenen,  durch  ihn  um- 
fasste  und  zur  lujalen  Einheit  gebrachte  Gau  und  die  Gauverfas- 
sung,  sich  wieder  erzeugen  konnte.  Allerdings  sehen  wir,  bei  dem 
unabweisbaren  Bedürfnis*  einer  Ordnung,  dass  sich  die  Franken  an 
die  römische  Pagus-Ejntheilung  des  römischen  Galliens  anzuschliessen 
versuchten.  Allein  obwohl  sie  diese  Form  in  sich  aufnahmen,  fehlte 
doch  die  Sache,  die  alle  Selbstständigkeit  des  Gaues  und  der  Gau- 
sassen und  seine  geschlossene  Einheit,  das,  was  man  mit  übertra- 
gener Wortbildung  die  Gauschaft  nennen  könnte.  Dieser  Mangel 
war  von  der  höchsten  Wichtigkeil  auch  für  andere  Fragen,  obwohl 
man  ihn,  durch  Vernachlässigung  der  deutschen  Zustände  in  dieser 
Zeit,  stets  Ubersehen  hat.  Zunächst  war  er  es,  der  darüber  ent- 
schied, wem  jener  grosse,  allenthalben  unvertheille  Grundbesitz  ge- 
hören sollte. 

Da  es  nämlich  keine  Gauscbafl  gab,  so  konnten  die  Gaue  oder 
Pagus  der  Franken  ihn  auch  nicht  als  Feldmark  derselben  ansehen. 
Dennoch  gehörte  er  dem  Stamme  der  Franken  unzweifelhaft;  und 
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bei  dem  Wegfallen  kleinerer  rechtlicher  Körperschaften,  dera'.Slamme 
als  Einheil.  Nun  aber  hatte  dieser  Stamm  als  Einheit  den  König 
als  den  Vertreter  derselben  anerkannt.  Es  war  daher  eine  einfache 
und  nolhwendige  Folge  dieser  Verhältnisse,  dass  der  Fürst  des 
Stammes  unmittelbar  al$  Eigenthütner  desjenigen  ganzen  grossen  Ge- 
biets in  Frankreich  angesehen  ward,  das  entweder  nicht  vertheilt 
war,  oder  nicht  verlheilt  werden  konnte.  Auf  diese  Weise  ward 
der  König,  auch  ohne  bestimmte  Besitzergreifung,  ausschliesslicher 
Herr  und  Eigentümer  eines  Gebietes,  das  dem  gesammten  Gebiete 
des  Volksbesitzes  vielleicht  gleich  kam ,  jedenfalls  unendlich  viel 
grösser  war,  als  das  Eigenthum  jedes  Einzelnen  im  Volke. 

Dieses  nun  ist  der  Ausgangspunkt  der  innern  Entwicklung  Frank- 
reichs und  seiner  Verschiedenheil  von  Deutschland ;  ja  man  kann 
sagen,  dass  es  der  Wendepunkt  in  der  Geschichte  des  Königthums 
überhaupt  isl.  Noch  allerdings  ist  jener  Satz,  so  einfach  hinge- 
stellt, nicht  ausreichend,  um  ein  deutliches  Bild  von  den  Verhält- 
nissen zu  geben.  Doch  wird  man  sich  leicht  eine  allgemeine  Vor- 
stellung machen  können  von  der  Form  der  Verlheilung  des  Grund- 
besitzes überhaupt  in  beiden  Ländern;  und  sie  ist  es  zunächst,  die 
für  das  klare  Versländniss  des  Folgenden  ausreichen  kann. 

Zuerst  schiiessl  sich  Ein  Satz  hieran  an,  der  selber  wieder  das 
Entstehen  eines  neuen  Momentes  in  diesem  Theile  der  germanischen 
Welt  bezeichnet.  Jener  königliche  Besitz  nämlich  verlor  gleich  von 
vorn  herein  den  ursprünglichen  Charakter  des  germanischen  ächten 
Eigenthums  für  den  König  selber.  Dies  letztere  war  dem  Germanen 
undenkbar  ohne  selbsteigene  ßewirthschaftung  durch  den  Besitzer, 
ein  Grundsalz,  auf  dem  noch  heut  zu  Tage  die  Einkindschaft  und 
ähnliche  Institute  sich  zurückführen  lassen.  Es  versteht  sich  leicht, 
dass  eine  solche  für  den  König  in  seinem  weilen  und  zerstreuten 
Besitze  undenkbar  war.  Damit  hat,  durch  die  unabweisliche  For- 
derung der  gegebenen  Verhältnisse,  die  Nolhwendigkeil  einer  Be- 
wirtschaftung durch  andere,  einer  Verwaltung  des  Besitzes,  ein. 
Für  uns  ist  dieser  Gedanke  um  so  alltäglicher,  dass  es  vielleicht 
nicht  ganz  leicht  sein  wird,  sich  zur  Anschauung  zu  bringen,  wie 
zu  jener  Zeit  die  Idee  einer  Verwaltung  für  die  Germanen  ein  voll- 
kommen Neues  gewesen  isl.  Dennoch  war  er  es,  der  den  Unter- 
schied des  königlichen  Besitzes  von  dem  der  freien  Franken  aus 
einem  quantitativen  nun  auch  zu  einem  qualitativen  machte.  Durch 
die  Nolhwendigkeil  einer  Verwaltung  jenes  Besitzes,  und  durch  die 
Art  und  Weise  jener  Verwaltung  entstanden  daher  in  Frankreich 
gleich  mit  der  Eroberung  selber  an  der  Stelle  des  einfachen  Besitz- 
systems der  altgermanischen  Welt  die  zwei  Besilzsysteme  der  neu- 
germanischen  Staatengeschichte :  der  königliche  Besitz  und  der  freie 
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Besitz  der  Landsassen;  zwei  Formen  des  Eigenthuras,  die  sich  von 
Anfang  ausschlössen,  wie  sie  von  zwei  verschiedenen  Epochen 
stammen  und  die  sich  dennoch  auf  allen  Punkten  des  Landes  von 
der  Grenze  der  alten  lleimalh  bis  zu  den  Küsten  des  Meeres  be- 
rührten und  begrenzten.  Ein  solches  blosses  Nebeneinanderstehen 
beider  aber  war  auf  die  Dauer  unmöglich,  und  die  Bewegung,  wel- 
cher den  Kampf  und  die  Verschmelzung  beider  enthält,  ist  eigent- 
lich der  wahre  Inhalt  der  innen»  staatlichen  Geschichte  der  nächsten 
Zeit.    Ihr  Gang  ist  im  Wesentlichen  folgender. 

//.    Die  Getreuen  und  die  Grafen. 
(Fidcles  el  Comiles.) 

Schon  in  der  lleimalh  war  die  Form  des  Krieges  eine  doppelte 
gewesen.  Entweder  es  wurde  ein  Stamm  in  seinem  eigenen  Lande 
angegriffen;  alsdann  erhoben  sich  alle  waffenfähigen  und  besitzen- 
den Männer,  beschlossen  den  Krieg  und  fühlten  ihn  als  Volkskrieg; 
oder  es  suchte  die  Jugend,  oder  der  besitzlose,  oder  arme,  aber 
thatkräftige  Theil  des  Volkes  nach  Huhm  und  Beute;  dann  sammel- 
ten sie  sich  um  einen  Heerführer  und  so  eulstand  das  Gefolge  und 
der  Gefolgskrieg.  Als  die  Stämme  aber  aufbrachen,  mit  allen  Mannen 
zugleich,  jetzt  um  eine  ganz  neue  lleimalh  sich  zu  erkämpfen,  da 
verschmolzen  für  sie  beide  Arten  des  Krieges,  sonst  geschieden,  in- 
einander. Daraus  ergab  sich  wieder,  dass  der  Heerführer  des  Stam- 
mes ein  König  und  Herzog  zugleich  war  und  mithin  die  Rechte  und 
die  Sitte  beider  in  sich  vereinigte.  Er  suchte  sich  in  seinem  Volke 
ein,  ihm  persönlich  angehöriges,  Gefolge,  Gelahrten,  Grafen,  Comiles. 
Diese  begleiteten  ihn  und  machten  sein  persönliches  Geschick  zu 
dem  ihrigen,  wie  die  Comiles  der  alten  fahrenden  Krieger.  Dafür 
musste  er  wiederum  denen,  die  ihm  hochverdient  waren,  das  alte 
Hecht  der  Geschenke  zukommen  lassen.  Einem  reichen  Lande  ge- 
genüber, mit  einem  Ungeheuern,  durch  seine  Masse  für  den  einzel- 
nen König  fast  werthlosen  Besitze  begabt,  lag  es  nahe,  diesen  Ge- 
fährten nach  dem  Maasse  ihrer  Macht  und  ihrer  Tapferkeit  Theile 
dieses  Besitzes,  der  liebsten  Gabe,  zum  Geschenke  zu  machen.  Das 
geschah  wohl  schon  früher,  als  wir  es  nachweisen  können ;  gewiss 
aber  sind  diese  Verscheukungen  besouders  unter  den  Merovingern 
im  Fortwährenden  zu  nehmen  gewesen. 

Denn  gleich  nach  Chlodwig  entwickelte  sich  das  Verhällniss, 
das  dieselben  unvermeidlich  machte.  Bekannt  ist  es,  dass  unter  dem 
ganzen  Geschlecht  der  Merovinger  die  Geschichte  mit  nichts  als  mit 
resullatlosen  Kriegen  der  königlichen  Familienglieder  ausgefülll  ist. 
Diese  Kriege  haben  eine  Seite ,  die  von  höchster  und  allein  von 
dauernder  Bedeutung  ist.   Obgleich  nämlich  ein  Fürst  an  der  Spitze 
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stand,  so  waren  sie  dennoch  keine  Volkskriege.  Der  freie  Franke 
war  daher  nicht  gezicungen,  dem  einen  oder  andern  der  Kron- 
prätendenten in  den  Krieg  gegen  Bruder  und  Vetler  zu  folgen. 
Wollten  daher  jene  Fürsten  eine  Heeresmacht  haben  ,  so  musslen 
sie,  wen  sie  nicht  physisch  zwingen  konnten  —  und  das  war  gerade 
der  mächtigste  Theil  —  durch  Geschenke  gewinnen.  Auf  diese 
Weise  entstanden  gerade  durch  jene  Familienki  iege  jene  Unzahl  von 
Besitzern  ursprünglich  königlicher  Güter,  die  wir  allenthalben  treffen; 
sie  sind  es,  die  den  königlichen,  jeden  Privatbesitz  erdrückenden 
Besitz  wieder  in  Privatbesitze  aufgelöst  und  eine  neue  Gasse  von  Ei- 
gentliümern  gegründet  haben.  Alles  andere  an  jenen  endlosen 
Kämpfen  ist  in  der  Thal  kaum  wichtig  geniig,  die  Mühe  der  For- 
schung zu  belohnen;  nur  hier  liegt  ihre  wahre  geschichtliche  Be- 
deutung. 

Allein  dieser  Besitz  selber  war  dennoch,  obgleich  die  Privat- 
rechte  des  Beliehenen  denen  des  ächten  Eigentümers  zuerst  gleich 
sein  mochten,  wesentlich  in  Beziehung  auf  das  Öffentliche  Recht 
von  diesen  verschieden.  Wir  können  uns  hier  bei  dem  Wesen  des 
Beneficium  nicht  aufhalten ,  da  alles  Einzelne  zu  bekannt  oder  zu 
sehr  bestritten  ist.  Nur  den  Satz  müssen  wir  als  Resultat  aller  Un- 
tersuchungen hinstellen:  dass  der  BeneOzienhesilz  ein  System  der 
persönlichen  Dienstpflicht  begründete  oder  fortsetzte ,  dadurch  von 
dem  freien  Besitze  verschieden  ,  dass  jener  der  Person  des  Königs 
als  Gefolgsherr,  dieser  derselben  als  Vertreter  der  Slammeinheit 
verpflichtete. 

So  wichtig  dieses  Grundvcrhältiiiss  des  BeneGziarbesitzes  nun 
auch  gewesen  ist,  so  erschöpft  es  dennoch  nicht  ganz  seine  Eigen- 
tümlichkeit. Und  hier  müssen  wir  auf  einen  Punkt  aufmerksam 
machen,  den  man  zwar  wohl  als  historische  Thatsaehe,  aber  nicht 
als  den  geschichtlichen  Beginn  einer  Entwicklung  anerkannt  hat, 
die  noch  gegenwärtig  nicht  abgeschlossen  ist.  Wirft  man  nämlich 
einen  Blick  auf  das  römische  Gallien  zur  Zeit  der  Eroberung,  so 
ergibt  sich,  dass  wohl  eine  Einwanderung,  aber  keine  Auswanderung 
erfolgt  ist.  Im  Allgemeinen  blieben  die  alten  Einwohner  in  ihren 
Sitzen.  Die  einzelnen  freien  Franken  nahmen  als  ihr  Aliud  gewiss 
zunächst  solche  Strecken,  die  frei  lagen ;  eng  bewohnte  Gegenden 
sind  schwerlich  an  Einzelne  ausgetheilt.  Alle  diese  Gebiete  fielen 
nun  dem  Könige  anbeim.  Es  war  natürlich,  dass  er  allerdings  oft 
von  frei  liegenden,  oft  aber  auch  von  diesen  bewohnten  Gegenden 
die  Benetizien  eilheilte.  Da  nun  aber  die  alten  Einwohner  durch 
den  Sturz  des  römischen  Reichs  nicht  frei,  sondern  nur  einem  an- 
dern Herrn  unterworfen  wurden,  so  folgte  von  selbst,  dass  sie  jetzt 
unter  dem  Gericht  dieses  Herrn  slanden  und  ihm  ihre  Abgaben  zahlten. 
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Welche  Folge  das  für  die  Entwicklung  des  Königthnms  hatte,  wer- 
den w  ir  sogleich  sehen.  Betrachten  wir  aber  das  Verhältnis»  jener 
Einwohner,  wenn  sie  als  Beneßzien  weggegeben  wurden,  zum  Be- 
nefiziar,  so  ergibt  sich,  dass  dieser,  indeni  ihm  das  Recht  des  Kö- 
nigs an  seinem  Besitz  geschenkt  wurde,  mithin  nun  auch  Gericht 
und  Abgaben  erhielt  als  Privateigenthum.  Nun  waren  aber  Gericht 
und  Abgaben  zwei  der  Ilaupiformen  des  ganzen  damaligen  staatli- 
chen Lebens;  und  so  erschien  der  Satz,  der  die  ganze  Grundlage 
des  mittelalterlichen  Zustandes  und  dessen  innerer  Widerspruch, 
den  inneren  Kampf  dieser  Epoche  enthält:  dass  staatliche  Rechte  ein 
Privateigenthum  sein  und  durch  den  Besitz  an  Grund  und  Boden  ge- 
wonnen werden  konnten.  Von  den  Folgen  dieses  Satzes  werden  wir 
später  zu  reden  haben. 

Denkt  man  sich  nun  diese  Benefizien,  in  welche  der  grosse 
königliche  Besitz  sich  auflöste ,  über  ganz  Frankreich  vertheilt  und 
in  jedem  Pagus  sich  wiederholend,  so  kann  man,  schon  seit  dem 
Beginne  der  europäischen  Zeit,  von  zwei  Systemen  des  Besitzthums 
und  der  Besitzesrechte  reden,  in  die  sich  das  Gebiet  der  neuen  Hei- 
math auflöste:  das  System  der  freien  Besitze,  an  deren  Spitze  die 
letzten  Rechte  und  Formen  der  Gau  Verfassung  standen,  und  das 
System  der  Beneßziarbesilze ,  die  die  Bedingung  der  persönlichen 
Treue  gegen  den  König  und  mit  staatlichen  Rechten  ausgerüstet  waren. 

Legt  man  dieses  Verhältniss  zum  Grunde,  so  entwickelt  sich 
daraus  die  Bedeutung  desjenigen  Instituts,  das  dem  Benefizien  besitz 
seine  letzte  Gestalt  und  seine  höchste  rechtliche  Form  gegeben  bat, 
des  Comitals. 

Aus  dem  Kriege  gegen  ein  reiches  Land,  mehr  noch  aus  dem 
Sieg  über  dasselbe,  erwuchs  dem  herrschenden  Fürsten  ein  Hof 
und  ein  Hofstaat.  Der  wiederum  erzeugte  Bedürfnisse  mancher 
Art.  Könige  arbeiten  nicht.  So  mussten  sich  die  Merovinger  an 
die  allen  Einwohner  wenden,  die  ihnen  jetzt  gehorchten,  die  be- 
gonnenen Abgaben  zu  fordern.  Nun  aber  mussle  doch  dazu  wie- 
derum ein  königlicher  Einnehmer  gesetzt  werden.  Der  wäre  leicht 
gefunden  in  gegenwärtiger  Zeit.  Damals  aber  halte  der  freie  Franke 
keine  Pflicht,  dem  Könige  mit  irgend  etwas  anderem,  als  mit  seiner 
Waffe  im  Kriege  zu  dienen,  weder  mit  Vermögen  noch  mit  Dienst. 
Der  König  konnte  daher  aus  dem  Volke  keinen  bestallen,  der  ihm 
seine  Steuern,  die  (ribula,  bei  dem  unterworfenen  Römer,  die 
Bussen  bei  dem  Frankengericht  zu  fordern  gehabt  hätte.  Wollte 
er  diesen  Dienst  vollzogen  haben ,  so  musste  er  solche  dazu  neh- 
men, die  ihm  auf  andere  Weise,  wie  der  Mann  aus  dem  Volke, 
verbunden  waren.  Gerade  solche,  ihm  persönlich  verbundenen, 
waren  nun  seine  Gefährten,  die  Gefolgskrieger,  die  seine  Getreuen 
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bildeten.  Diese  daher  beauftragte  er,  in  den  verschiedenen  Theilen 
des  weiten  Landes  sein  Einkommen  zu  besorgen.  War  ein  Ge- 
bietsteil gewonnen,  so  ging  daher  ein  zweifaches  vor  sich:  die 
freien  Franken  theilten  das  Allod  und  der  König  sandte  einen  aus 
seinem  Gefolge,  einen  Coraes,  ab,  um  das  königliche  Gebiet  in  Be- 
sitz zu  nehmen  und  das  Einkommen  des  Königs  zu  besorgen.  So 
entstand  das  Comitat  in  seiner  ersten  und  ursprünglichen  Forin ; 
und  wir  glauben  den  Salz  aufstellen  zu  dürfen,  dass  alle  Comitatc 
nur  aus  der  Eroberung  entstanden  sind  und  daher  nur  in  eroberten 
Ländern  vorkommen.  Allein  dieser  Comilal  gewann  bald  eine  wei- 
tere Bedeutung  durch  seine  Stellung  selbst.  Kr  war  in  der  That 
nicht  bloss  ein  einfacher  Mandatar  des  Fürsten,  s»n  lern  er  wa  sein 
förmlicher  Stellvertreter.  In  ihm  erschien  der  neue  Herr,  und  das 
Maass  aller  Dienste,  das  diesem  neuen  Herrn  geleistet  weiden  sollte, 
wurde  zunächst  eben  dem  Comes  geleislet.  Er  hatte  demnach  auch 
das  königliche  Gericht,  die  Polizei,  die  ausübende  und  aufsehende  Ge- 
walt, so  weit  davon  überhaupt  die  Hede  sein  konnte.  Dieser  ganze 
Complex  von  Attributen  seiner  Stellung  enthalt  aber  noch  ein  Mo- 
ment, das  von  der  grösslen  Bedeutung  wurde.  Bisher,  im  allen 
Vaterlande,  war  über  den,  dem  Stammreiche  einverleibten  Gau, 
auch  gewiss  ein  Gauvorsteher  irgend  einer  Art,  der  mit  dem  späteren, 
erst  durch  Karl  dem  Grossen  theilweise  auch  dort  eingeführten  Gau- 
grafen Ähnlichkeit  manche  haben  mochte,  vorhanden  gewesen.  Aber 
dieser  Gauvorsteher  war,  abgesehen  von  dem  Eintreiben  der  Busse, 
wesentlich  auf  Einem  Punkte  von  dem  Comes  verschieden.  Jener 
war  vom  Gau  selbst  eingesetzt,  nur  ftir  den  Gau  da,  und  daher, 
wenn  auch  nur  in  der  allerunentwickeltsten  Forin,  dem  Gau  verant- 
wortlich —  kurz  er  war  ein  Volksbeamter.  Der  Comes  aber  hat  von 
vorn  berein  einen  durchaus  andern  Charakter.  Er  ist  nicht  vom 
Gau  eingesetzt,  nicht  für  den  Gau  da,  nicht  dem  Gau  verantwort- 
lich —  er  ist  eine  ganz  neue  Erscheinung  in  der  germanischen  Well, 
der  erste  königliche  Beamte  in  derselben.  Alles  was  er  zu  Ihun 
und  zu  bestellen  hat,  findet  in  dem  rein  persönlichen  Verhältniss 
und  Willen  des  Königs  seinen  Mittelpunkt;  er  gehört  der  Macht  des 
Königlhums  und  steht  daher  durchaus  unabhängig  neben  dem  Kechls- 
verbande  der  Freien,  ausserhalb  der  Gauscliafl,  —  dass  sich  dieses 
später  geändert  hat,  ist  gewiss  genug;  es  handelt  sich  jedoch  zu- 
nächst um  die  ursprüngliche  Form  und  Idee  dieses  Instituts  der 
neuen  königlichen  Macht. 

Im  Anfange  ist  nun  wohl  das  Comitat,  das  sich  so  bildete,  we- 
nigstens nicht  immer  etwas  sehr  bedeutendes  gewesen.  Das  sehen 
wir,  neben  manchem  anderen,  auch  daraus,  dass  selbst  Unfreie  zu 
Grafen  werden  konnten.   Aber  die  Entwicklung  ihrer  Macht  konnte 
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nicht  ausbleiben ;  und  es  liegen  die  Gründe  auf  der  flachen  Hand, 
das«  die  Grafen  da  um  so  mächtiger  seiu  mussten,  da  um  wenigsten 
freies  Allod  war.  Wie  sehr  und  wie  schnell  sie  desshalb,  beson- 
ders im  mittlem  Lande  des  westlichen  Frankreichs,  zu  grossem 
Einfluss  gelangten,  zeigen  schon  die  Nachrichten  von  Gregor  v.  Tours. 
Indem  nun  die  Macht  und  die  Möglichkeit,  dem  Fürsten  in  seinen 
Kämpfen  Hülfe  zu  leisten,  das  Verleihen  von  Benefizien  bedingte, 
so  ergab  sich  bald  die  naheliegende  Folge,  dass  den  Grafen  gleichfalls 
Benefizien  überlassen  wurden.  Auf  diese  Weise  eulstand  eine  zweite 
Classe  von  Benefizien,  der  obigen  sehr  ähnlich,  aber  nicht  gleich, 
die  Beuefizien  der  Grafen.  Diese  Benefizien  haben  wesentlich  Eins 
bedingt.  Sie  sind  es  hauptsächlich,  die  das  Comitat  erblich  gemacht, 
haben;  denn  derselbe  Grund,  der  die  Fürsten  bestimmte,  ihnen 
überhaupt  diese  Benefizien  zu  geben,  roiissle  sie  auch  bestimmen, 
ihnen  das  Comitat  zu  lassen.  Damit  wurde  das  Comitat  selber  ein 
Iienefizium;  in  ihm  zuerst  ist  nicht  mehr  das  staatliche  Recht  im 
Allgemeinen,  sondern  das  .4m/,  sein  Recht  und  seine  Aufgabe  an 
den  Grundbesitz  gebunden  und  zum  Privateigentum  geworden;  der 
Comes  ist  Fidelis,  oder  er  ist  mehr  als  der  blosse  Fidelis,  er  ist 
zugleich  privalrechtloser  Inhaber  und  Erbherr  seines  Amtes. 

Daran  schliesst  sich  ein  Weiteres.  Der  Comes  war  nicht  bloss 
ein  königlicher  Beamter,  sondern  er  war  zugleich  der  einzige  Be- 
amte bis  zur  Zeit  der  schnell  vorübergehenden  Missi.  Es  war  daher 
erstlich  keine  Controlle  gegen  ihn  ausführbar.  Daher  begann  der 
Comitat  alsbald,  die  gemeine  Grenze  zwischen  dem  königlichen  Be- 
sitz und  seinem  eigenen  nicht  mehr  inne  zu  halten.  Was  der  Comes 
als  unumschränkter  Gebieter  verwaltete,  ging  aJlmühiig  in  sein  Ei- 
genthum über  in  dem  Maasse,  in  welchem  die  Könige  nicht  Acht- 
samkeit oder  Macht  genug  hatten,  es  zu  verhindern.  So  gewann 
das  Comitat  noch  neben  seinen  Benefizien  sich  ein  Eigenlhum,  das 
zwar  nicht  den  Namen,  aber  doch  das  Wesen  des  Allods  hatte,  und 
in  welchem  der  Comes  unbeschränkter  Herr  war.  Jeder  Besitz  des 
Comes  bestand  daher  jetzt  so  gut  wie  der  des  Fidelis  oft  bloss  aus 
Benefizien,  oft  aber  auch  aus  Beneficium  und  Allod  zugleich. 

Zugleich  aber  hatte  der  Comes  als  obersler  königlicher  Beam- 
ter nun  nicht  mehr  bloss  über  die  Unfreien,  sondern  auch  über  die 
Freien  alle  Gewalt  in  Händen,  die  «las  Künigthum  selber  über  die 
letzteren  besass.  Das  ward  zu  einer  Quelle  von  Macht  für  das  Co- 
mitat, welche  dasselbe  wohl  zu  benutzen  verstand.  Hier  indess 
möge  die  Uinweisung  auf  diesen  Punkt  im  Allgemeinen  genügen. 

Diess  waren  nun  die  beiden  Hauptwege,  in  denen  sich  der 
grosse  königliche  Besitz  zersplitterte  und  die  beiden  Formen,  in 
denen  das  staatliche  Recht  ins  Eigenthum  Einzelner  überzugehen 
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begann.  Es  ist  klar  genug,  dass  wir  hier  uns  die  Grundlagen  einen 
neuen  Zustande«  der  Dinge  bezeichnet  haben.  Bei  ihnen  konnte 
die  Entwicklung  nicht  stehen  bleiben;  und  das  was  sie  erzeugt 
haben,  war  ein  so  nolhwendig  Bedingtes,  dass  selbst  die  gewallige 
Persönlichkeit  Karls  des  Grossen  es  kaum  für  oin  Menscbenaller 
in  den  Hintergrund  hat  drängen  können.  Hält  man  diese  Salze 
für  das  Folgende  in  ihrer  ganzen  geschichtlichen  Begründung  fesl, 
so  wird  man  erkennen,  wie  sehr  die  ganze  Entwicklung  von  Chlod- 
wig bis  zu  Philipp  August  nur  Ein  Ganzes  ist,  in  welchem  sich 
ein  einmal  gegebener  Gegensatz,  unwiderstehlich  vollzieht,  und  im 
eigentlichen  Mittelpunkt  des  Volkslebens  arbeilend,  den  Glanz,  die 
Macht  und  den  gewaltigen  Gliedhau  der  fränkischen  und  germani- 
schen Reiche  mit  seiner  gleichsam  elementaren  Gewalt  vernichtet. 
Wir  gehen  zum  dritten  Punkte  mit  einer  kurzen  Hinweisuug  oder 
Erinnerung  an  Deutschland  über.  Hier  konnte  es  noch  keine  Bene- 
fizien ,  und  gleichfalls  keine  Comilate  geben,  denn  es  giebl  keine 
Spur  von  grossen  königlichen  Domainen.  Daher  denn  blieb  hier 
zunächst  alles  wesentlich  in  alter  Form  und  altem  Recht;  und  da- 
her schweigt  denn  auch  die  Geschichte  von  Deutschland  in  dieser 
ganzen  Epoche. 

///.   Der  Kampf  der  beiden  Systeme  des  Besitzes  und  Besitzes- 
rechts und  der  Untergang  der  alten  Volksfreiheit. 

Lässt  man  nun  einen  Augenblick  die  historische  Erscheinung 
fallen  und  wendet  sich  den  inneren  Grundlagen  des  Geschehenen 
zu,  so  ergiebt  sich  folgendes. 

Im  ursprünglichen  Rechtsznslande  der  allen  Gaue  war  die  Ba- 
sis des  ganzen  Rechtslebeus  die  Gleichbeil  des  Besitzes  und  die 
mit  derselben  auf  das  Innigste  zusammenhängende  Gleichheit  des 
Rechts.  Ein  ganz  anderes  Bild  bietet  der  neue  Zustand  der  Dinge. 
Hier  begegneten  sich  zwei  Gegensätze,  die  wenigstens  damals  nicht 
ruhig  neben  einander  bestehen  konnten. 

Zuerst  war  nämlich  durch  das  Benefizieusystem  die  Gleichheit 
des  Besitzes  aufgehoben.  Die  Güter  der  Fideles  und  der  Comitcs, 
obwohl  nur  Stücke  des  königlichen  Besitzes,  übertrafen  fast  allent- 
halben nicht  bloss  die  Einzelgüter,  sondern  selbst  die  Totalität 
derselben  an  Grösse.  Nun  ist  es  das  Wesen  jedes  grössern  Besitz- 
raaasses, mag  es  erscheinen  wie  und  wo  es  wolle,  das  kleinere 
von  sich  abhängig  zu  machen.  Hier  lag  der  erste  Anfangspunkt 
für  den  Kampf  beider  Systeme.  Aber  er  fand  einen  eben  so  mäch- 
tigen Hebel  in  dem  zweiten  Moment.  Es  gehl  schon  aus  dem 
Obigen  hervor,  dass  in  dem  Recht  beider  Systeme  das  entgegenge- 
setzte Verhältnis^  ihres  Maasses  stattfand.  Das  Allod  war  im  ächten 
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Eigenthum,  ein  rechtlich  vollkommen  freies  Gut;  das  Benefizium 
stand  dagegen  in  Abhängigkeit  vom  Konige,  und  war  daher  unfrei. 
Diess  Verhältniss  war  flir  die  sich  rasch  entwickelnde  Macht  der 
Grafen  und  Herren  ein  schwer  zu  ertragendes.  Es  war  unvermeid- 
lich, das*  sie  suchen  mussten,  ihre  Benefizien  zum  Allod,  das  Allod 
der  Bauern  aber  zu  Benefizien  zu  machen.  So  lag  es  in  der  Natur 
der  Sache,  dass  ein  Kampf  zwischen  beiden  Systemen  fast  gleich- 
zeitig mit  ihrem  Entsleben  ausbrach. 

Wie  dieser  Kampf  geführt  worden  ist,  und  wie  die  Mächtigen 
ihre  Macht  gemissbraucht  haben,  dürfen  wir  als  bekannt  voraus- 
setzen. Die  hauptsächlichsten  Gründe  des  Sieges  der  neuen  Herren, 
deren  Entwicklung  uns  zu  weit  führen  würde,  sind  leicht  hinge- 
stellt. Einmal  machte  die  Vereinzelung  der  freien  Allodsherren 
ein  festes  Zusammenhallen  zum  Schulz  des  ursprünglichen  Hechts 
schwer  oder  unmöglich;  dann  erschienen  nach  und  nach  eine  grosse 
Menge  freier  Deutscher  nach  geschehener  Vertheilung  im  Lande, 
tbeils  abendtheuernd  nach  Reichthum  und  Ruhm,  theils  gradezu 
von  den  siegenden  Franken  als  Kriegsgefangene  nach  Frankreich 
gebracht,  wie  die  Sachsen  unter  Karl  dem  Grossen;  diese  mussten, 
ihres  Unterhalts  willen,  sich  verdingen  zur  Treue  an  den  grossen 
Grundbesitzer  für  ein  Grundstück,  und  gaben  dadurch,  indem  sie 
seine  Macht  vermehrten,  zugleich  die  Form,  in  welche  nun  der 
schon  ansässige  Alludsbauer  in  Frankreich  sich  dem  Herrn  als  Va- 
sallus  angeben  konnte;  endlich  aber  ward  vorzüglich  der  Comes 
in  Gau-  oder  Pagus-Gerichl  allmiihlig  aus  dem  blossen  judex  fiscalis, 
wie  ibu  die  Lex  Hip.  uoch  nennt,  zum  wirklichen  Gerichtsvorsitzer 
und  Gerichtsherrn,  und  mit  der  Übertragung  der  Herausführung 
und  der  Einberufung  zur  Landwehr  gewann  er  die  Macht,  den  Ar- 
meren durch  fortwährende  Abberufung  von  seiner  Landarbeit  den 
Besitz  werthlos,  und  die  alte  Freiheit  zur  Last  zu  machen.  Auf 
diese  Weise  ward  jenes  Ziel  erreicht,  das  wir  angedeutet  haben. 
Das  ursprünglich  freie  Allod  verschwand  auf  der  einen  Seite  und 
ward  zum  unächten  Eigenthum  durch  die  Recommendatio;  auf  der 
andern  Seile  ertheilte  der  Grundherr  seinen  Besitz  an  einen  Va- 
sallen ;  und  so  bildete  sich  allmählig  die  alte  Gauverfassung  um  zu 
einem  mehr  oder  weniger  durchgreifenden  Benefizialsystem  und 
Recht,  an  dessen  Spilze  die  Grafen  und  Herren  standen. 

Man  kann  in  dieser  Entwicklung  der  Dinge  sehr  leicht  zwei 
Hauplperioden  scheiden,  die  freilich  in  ihren  Grenzen  nirgends  fest 
geschieden  sind,  die  merovingische  und  die  karolingische.  In  der 
ersten  vollzieht  sich  die  Bewegung,  welche  den  Grafen  zum  Ge- 
richlsvorsleher  des  Gaues  macht;  in  der  zweiten,  wo  die  Schönen 
wesentlich  durch  oder  doch  unter  ihm  gewählt  werden,  wird  die 
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ganze  Öffentliche  Verfassung  schon  von  dem  Grafenthum  abhängig, 
und  alles  Gaurecht  besteht  nur  noch  in  einer  berathenden  Stimme. 

Es  versteht  sich  nun  wohl  von  selber,  dass  diese  Entwicklung 
zu  verschiedenen  Zeiten  und  mehr  noch  an  verschiedenen  Orten 
eine  verschiedene  gewesen  sein  wird.  Im  Allgemeinen  wird  sich 
das  Gesetz  nachweisen  lassen,  dass  in  dem  Maasse,  in  welchem 
die  Allodbauern  dichter  gewohnt  haben ,  auch  die  Entwicklung  der 
herrschaftlichen  Macht  nur  eine  geringere  gewesen  ist.  Auf  diesem 
Gesetz  beruht  die  Verschiedenheit  der  inneren  Geschiebte  des  Ostens 
und  Westens  von  Frankreich,  in  dem  grade  im  N.  O.  die  Masse 
der  freien  Bauern  fast  ganz  das  eroberte  Gebiet  ausgefüllt  zu  haben 
scheint.  Man  kann  aber  sehr  wohl  noch  weiter  geben,  und  den 
Unterschied  der  inneren  Entwicklung  des  westgothischen  Reiches 
von  der  des  funkischen  darauf  zurückführen,  dass  dort,  wie  das 
Gaupp  trefflich  nachgewiesen,  der  freie  Römer  dem  freien  Franken 
zur  Seite  Irat,  so  dass  bis  auf  die  Albigenser-Kriegc ,  durch  welche 
der  Süden  dem  Norden  auf  immer  verbunden  ward ,  hier  gar  kein 
Platz,  im  räumlichsten  Sinne  des  Worts,  für  grosse  Ungleichheit 
des  Besitzes,  und  damit  kein  Hebel  für  die  Ausbildung  einer  Über- 
macht da  war.  Doch  dürfen  wir  den,  obwohl  höchst  wichtigen 
und  anziehenden  Gegenstand,  hier  nicht  weiter  verfolgen.  —  Lassen 
wir  mithin  Einzelnes  zur  Seile,  so  zeigt  es  sich,  wie  das  in  unse- 
rer Zeit  fast  allgewaltige  Moment,  der  Besitz  und  sein  Maass,  schon 
damals  den  mächtigsten  Hebel  des  Geschehenden  abgab.  Das  Eigen- 
thum des  freien  Mannes  war  schon  den  alten  Germanen,  obwohl 
sie  es  nicht  logisch  erkannt,  dennoch  entschieden  ein  Theil  seiner 
Persönlichkeit  überhaupt;  und  schon  damals  siegte  im  Kampfe  des 
Grösseren  mit  dem  Kleineren  das  concret  verschiedene  Maass  über 
die  ideell  gleiche  Berechtigung  der  Einzelnen. 

Allein  betrachtet  man  diese  Sätze  genauer,  so  ergibt  sich  ferner, 
dass  bis  hierher  ihre  Resultate  doch  nur  Zustände  enthalten.  Nach 
dem  Obigen  ist  die  Vrrtheilung  des  Besitzes  und  des  Hechts  das  Er- 
gebniss  des  Kampfs  beider  Systeme.  Allerdings  ist  schon  mit  diesem 
Gedanken  fiir  eine  vollständige  Auffassung  der  Geschichte  der  inneren 
Entwicklung  viel  gewonnen.  Es  giebt  derselbe  nicht  bloss  die  Grund- 
form des  statistischen  Bildes  jener  Zeit ,  sondern  zugleich  die  Kräfte, 
welche  das  letztere  erzeugt  haben.  Aber  dabei  kann  man  nicht 
sieben  bleiben.  Jeder  Zustand  ist  das  Ergebniss  früherer,  aber 
zugleich  die  Basis  der  folgenden  Entwicklungen.  Was  daher  durch 
jene  Bewegung  der  Besitz-Vertheilung  begründet  und  bewirkt  wor- 
den für  die  Folgezeit ,  ist  anzudeuten.  Und  das  ergiebt  sich  einfach 
aus  der  Vergleichung  des  Verhältnisses  des  Besitzes  zum  allen 
Recht. 
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Der  ursprüngliche  Rechlszustand  der  germanischen  Welt  halte 
nicht  bloss  die  Gleichheit  des  Besitzes  und  des-  Hechts  zu  seiner 
Grundlage,  sondern  zugleich  die  Einheit  der  an  Besitz  und  Recht 
Gleichen.  Der  Gau,  die  Dorfschafl,  Hundertschaft,  bestand  aus 
jener  Zahl  gleichberechtigter  Alludbauern;  das  heisst,  die  Theilnahme 
des  Einzelnen  an  der  Einheit  war  bedingt  durch  die  Freiheit  seines, 
dem  der  übrigen  gleichen  Besitzes.  Wer  nicht  gleiches  Recht  halte 
und  gleichen  Besitz,  war  kein  Vollbürger.  Nun  ward  die  Gleich- 
heit des  Besitzes  aufgehoben,  und  in  dem  Kampfe  der  verschiede- 
nen Besitzlhume  ging  auch  die  Freiheit  der  allen  Allodsbesitze  über 
in  Abhängigkeit  vun  dem  Hauplbesilzer.  Allein  das  drille  Moment, 
das  dem  Leben  absolut  uud  unabweisbar  nolhwendige ,  blieb  die 
Einheit;  es  musste  eine  Verbindung  so  gut  unter  den  jetzt  Unglei- 
chen, wie  früher  unter  dem  Gleichen  geben,  das  heisst,  es  musste 
si<  h  eine  Form  des  Lebens  erhalten,  in  welcher  Recht  und  Gericht 
gehandhabt,  Schutz  geboten,  Treue  dem  allgemeinen  Staats  ver- 
bände versprochen  wurde  —  kurz  es  musste  auch  jetzt  noch  eine 
Gemeinde  und  ein  Gemeinderecht  geben.  Allein  grade  das  l^and ,  das 
den  Einzelnen  jetzt  mit  dem  anderen  Einzelnen  verbindet,  beginnt 
durch  jenen  Kampf  der  Besitze  ein  anderes  zu  werden.  Von  der 
geschlossenen  Masse  der  alten  Allodsbatiern  lässl  sich  einer  nach 
dem  andern  los,  und  giebt  sich  und  sein  Recht  dem  Hauptbesitzer 
als  Oberherrn  hin.  Neben  dem  freien  Grundbesitze,  auf  allen 
Punkten  veitheilt,  fangen  die  eigentlichen  Vasallen  des  letzteren, 
auf  seine  Parcelen  vertheill,  sich  anzubauen.  Beide,  die  Recom- 
mendali  wie  die  Vassi ,  haben  den  Mittelpunkt  ihres  Rechts  nicht 
in  dem  Gaudinge,  dem  Malberg  der  Allodfreien,  denn  sie  selber 
sind  diesen  nicht  gleich;  sondern  der  Hauplbesilzer  selber  ist  ihr 
nächster  Herr,  und  das  Land,  was  sie  an  ihn  bindet,  ist  nicht  die 
Gleichheit  mit  seinem  Recht,  sondern  die,  beiden  Klassen  gemein- 
same Abhängigkeit  von  seinem  Oberrecht.  Damit  nun  geht  eine  we- 
sentliche Umgestaltung  des  inneren  Lebens  vor  sich.  Auch  diese 
letztere  Gemeinsamkeit  erzeugt,  wie  es  nahe  liegt,  eine  Einheit; 
und  diese  Einheit  ist  eben  nichts  anderes ,  als  die  zweite,  auf  dem 
Princip  der  Grundabhiingigkeit  basirte  Form  der  Gemeinde.  Indem 
daher  der  freie  Besitz  gleichsam  stückweise  in  den  unfreien  über- 
geht, entsteht  zugleich  neben  der  alten  freien  Landgemeinde  die 
unfreie  Gemeinde,  die  Gemeinde  der  Abhängigen,  an  ihrer.  Spitze 
den  Herrn  des  Grundes  und  Bodens.  Mit  der  Entstehung  dieser 
so  hüchsl  wichtigen  Gestaltung  des  inneren  Lebens  entsteht  nun, 
hier  so  gut  wie  zwischen  dem  einzelnen  Gutsherrn  und  dem  Allods- 
bauern,  ein  Kampf  des  jelzl  innerlich  entzweiten  Gemeinderechts. 
Auch  dieser  Kampf  hat  seine  einzelnen  Momente,  Fragen,  Eulwick- 
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lungen,  Entscheidungen,  die  wir  hier  zu  übergehen  gezwungen 
sind.  Wir  müssen  uns  darauf  beschränken ,  dus  Princip,  das  durch 
ihn  für  die  Folgezeit  gewonnen  wird,  herauszuheben.  Zunächst 
ist  der  Ausgang  des  Kampfes  eigentlich  schon  in  dem  Obigen  ent- 
halten. Mit  jedem  Einzelnen  Allodbauern,  der  durch  die  Recom- 
mendation in  die  unfreie  Gemeinde  überging,  verlor  die  freie  Ge- 
meinde eine  Möglichkeit  mehr  fiir  sichere  Existenz ;  mit  jedem  Va- 
sallen nahm  die  Macht  der  ersleren  über  die  letztern  zu.  Allmählig 
vereinzelten  sich,  besonders  im  9.  Jahrhundert,  die  Allodbauern 
so  sehr,  dass  ihnen  nur  die  Erinnerung  an  das  alte  Recht ,  nicht 
die  Möglichkeit  seiner  Ausübung  blieb.  D.idurch  traten  sie  in  den 
Widerspruch,  sich  mit  ihrem  guten  allen  Recht  der  neuen  Ordnung 
der  Dinge,  Vereinzelte  dem  Allgemeinen,  feindlich  entgegen  zu 
stellen.  Die  Folge  war  nicht  zweifelhaft.  Die  alte  Regel  war  zur 
Ausnahme  geworden,  und  die  neue  Regel  überwältigte  sie.  Die 
Reste  der  alten  Gemeindebildung  gingen  in  der  neuen  auf;  die  Ein- 
heit des  Gemeindeverbandes  konnte  nicht  mehr  in  der  gleichen 
Freiheil,  sondern  in  der  gleichen  Abhängigkeit  gegeben  werden; 
der  faclische  Zustand  war  die  Genieindeeinheit  in  der  geroeinsamen 
Unterworfenheit  unter  dem  Grundherrn ,  das  factische  Gemeinde- 
recht  die  gemeinsame  Beneßzial-Eigenschaft  der  Grundslücke;  und 
so  war  es  natürlich ,  dass  aus  dem  allgemeinen  factischen  Verhält- 
nis sich  allmählig  nun  auch  das  Princip  erhob,  dass  aller  Gemeinde- 
Verband  auf  der  Grundabhängigkeit  der  Gemeindegiieder ,  die  ihrem 
Maasse  nach  verschieden  doch  ihrem  Wesen  nach  gleich  sei,  beruhe. 

Wirft  man  nun  einen  Blick  zurück  auf  das,  was  wir  als  das 
Wesen  der  Lehnszeit  im  Eingange  bezeichnet  haben,  die  Identität 
von  Besitz  und  staatlichem  Recht,  so  ist  es  klar,  dass  grade  mit 
der,  auf  diese  Weise  herbeigeführten  Unterwerfung  der  ursprüng- 
lich freien  Grundsassen  unter  die  territoriale  Herrschaft  der  grossen 
Besitzer,  besonders  der  Comites,  jene  Lehnsepoche  den  ersten 
Schritt  zu  ihrer  Verwirklichung  thut.  Es  ist  dasselbe,  obgleich  es 
schon  im  9.  Jahrhundert  da  ist,  dennoch  der  wahre  Beginn  jener  eigen- 
tümlichsten Gestaltung  des  Rechts,  die  man  mit  dem  Namen  des 
Lebnswesens  bezeichnet.  Denn  es  ist  leicht,  nach  den  einzelnen 
Seiten  hin  die  Consequenz  jenes  Princips  im  Gemeinderecht  zu  ver- 
folgen. Alle  Leistungen  des  Einzelnen  an  den  Staat,  Waffendienst, 
Busse,  Gerichlsfolge ,  gingen  Gemeindetteise  vor  sich;  der  Herr  der 
Gemeinde  war  daher,  als  Herr  aller  Einzelnen,  noth wendig  auch 
Herr  dieser  Leistungen;  er  war  nicht  mehr  bloss  ein  Beamteter  im 
beutigen  Sinn,  das  vermittelnde  Glied  zwischen  Staat  und  Einzel- 
nen, sondern  er  war  ein  selbstständige$  Glied  des  Organismus;  und 
indem  die  ganze  Macht  des  Staats  gerade  in  jener  gemeindeweisen 
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Leistung  des  Einzeluen  bestand ,  war  jetzt  der  Gemeindeherr  der- 
jenige, der  in  der  Thal  die  Macht  des  Staats  allein  in  Händen 
hatte.  Ob  dieser  Herr  Graf  oder  bloss  Fidelis  war,  konnte  dem 
Wesen  nach  gleich  sein,  wenn  auch  der  Umfang  der  staatlichen 
Gewalt,  die  er  gewann,  grosser  und  leichter  erreichbar  für  den 
ersleren  sein  mochte.  Die  erste,  wichtigste  Grundlage  des  ganzen 
ursprünglichen  Öffentlichen  Hechts  der  Germanen  aber,  die  Idee 
der  Freiheit  und  Gleichheit  in  der  Gemeinde,  war  darum  nicht 
weniger  untergraben,  und  die  Unabhängigkeit  der  freien  Grund- 
sassen neigte  sich  rasch  ihrem  Untergange  zu. 

Auf  diese  Weise  schliesst  sich  das  Leben  der  Freiheil  schon 
in  dieser  ersten  Epoche  auf  das  engste  mit  der  Geschichte  des  Be- 
sitzes und  seines  Hechts  zusammen ,  und  von  da  an  gibt  es  keinen 
Punkt  mehr,  wo  man  das  eiue  ohne  das  andere  ganz  zu  erkennen 
im  Stande  ist.  Wie  sehr  wir  uns  im  Gebiete  des  Allgemeinen  ha- 
ben hallen  müssen,  wollen  wir  weder  besonders  bemerken,  noch 
rechtfertigen.  Aber  den  Salz  dürfen  wir  doch  als  die  absolute  Con- 
sequenz  des  Obigen  hinstellen,  dass  wieder  einmal  —  wie  oft,  wie 
bitter  und  wie  vergeblich  haben  wir  seine  Wahrheit  empfinden 
müssen !  —  das  Maas*  der  Freiheit  des  Volkes  sich  als  das  Maats 
der  Macht  seiner  Könige  zu  zeigen  beganu !  — 

Indessen  wird  man  die  obige  Darstellung  nicht  so  auffassen,  als 
wäre  jene  Entwicklung  mit  Einem  Schlage  vor  sich  gegangen.  Sie 
schreitet  vielmehr  langsam  und  gleichsam  punktweise  fort,  an  jedem 
wohlhabenden  und  kräftigen  Grundherrn  einen  Widerstand  und  Feind 
findend ,  das  alle  Gemeinderecht  mehr  zerbröckelnd  und  auflösend, 
als  umstürzend.  Es  hat  dieser  Ubergang  aus  dem  freien  Gemeinde- 
und  Grundrecht  zum  unfreien  seine  eigene  Geschichle,  die,  wenn 
auch  die  Quellen  auf  vielen  Stellen  fehlen,  dennoch  von  dem  grösslen 
Interesse  ist.  Wir  müssen  sie  zur  Seite  liegen  lassen.  Nur  die 
zwei  Hauptereignisse,  die  hier  die  Entscheidung  gebracht,  und  die 
Souverainelät  endlich  mit. dem  Besitze  wirklich  identificirt  haben, 
wollen  wir  herausheben,  da  sie  den  Schlusspunkt  der  Entwicklung 
bilden ,  die  mit  der  Eroberung  und  ihrer  Consequenz ,  der  unglei- 
chen Besitzertheilung,  begonnen  hat.  Das  erste  ist  der  Normannen- 
krieg, das  zweite  ist  der  Uutergang  des  Köoiglhums.  Beide  wollen 
wir  einen  Augenblick  für  sich  betrachten. 

IV.    Die  Normannenkriege  und  ihre  nächsten  Folgen. 
In  derselben  Zeit,  wo  die  karolingischen  Stammfürsten  immer 
schwächer  und  elender  werden,  trat  ein  Ereigniss  ein,  das  gleich- 
sam dazu  bestimmt  war,  der  germanischen  Well  zu  vergelten,  was 
sie  an  der  römischen  verschuldet  halte.  Vom  Norden  her  brachen 
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die  Normannen  und  Dünen  herein.  Die  furchtbaren  Verwüstungen, 
mit  denen  sie  die  germanischen  Reiche  erfüllten ,  riefen  auf  allen 
Punkten  da  in  Einzelkampfe  aufgelöste  Volk  zu  den  Waffen.  Da- 
mals wäre  es  an  der  Zeit  gewesen,  für  die  Karolinger,  indem  sie 
das  Volk  durch  die  Ordnung  seiner  Verteidigung  wieder  hoben 
und  die  einzelnen  Herren  dem  Bedürfnis«  und  der  Macht  des  Gan- 
zen unterworfen,  ihr  altes  Königthum  wieder  zu  Glanz  und  Ehre 
zu  verhelfen.  Allein  ihre  erbärmliche  Feigheil  überliess  das  Volk, 
das  sich  willig  und  tapfer  an  sie  auschloss,  sich  selber  und  seinen 
eignen  inneren  Verhältnissen.  Grade  diese  aber  waren  es ,  die 
alle  Kraft  lähmten,  und  den  Widersland  auflösten.  Das  ursprüng- 
liche Volksaufgebot,  die  Landwehr,  begann  gerade  damals  von 
dem  Seniorat  mehr  und  mehr  abhängig  zu  werden;  dieses  Senioral, 
das  sowohl  den  Herren  wie  den  Grafen  zustehen  konnte,  machte 
sich  in  derselben  Zeit  unabhängig  vom  Kttniglhume.  Mit  dem 
Wachsen  dieser  Unabhängigkeit  verschwand  die  Einheit  des  Volks- 
heeres; und  als  die  Könige  auf  so  schmähliche  Weise  die  Heere, 
die  ihnen  das  Volk  noch  stellte,  tbatlos  um  herführten  bis  zu  ihrer 
Auflösung,  da  ging  auch  der  Glaube  unter,  dass  der  freie  Bauer 
durch  tapferes  Anschliessen  an  das  Königthum  dem  Lande  oder 
sich  selber  wahrhaft  Mutzen  schaffe.  So  trat  nun  das  Umgekehrte 
des  früheren  Zustandes  ein.  Anstatt  in  der  Vereinigung  Schulz  zu 
zu  suchen,  floh  jeder  zunächst,  wo  ihm  Schutz  zu  sein  schien. 
Allein  die  Normannen,  zuerst  noch  als  geschlossene  Masse  auftre- 
tend, verbreiteten  sich  bei  dem  Mangel  jedes  Widerstandes,  über 
das  flache  Land;  die  freien  Allode,  die  vereinzelt  dalagen,  viele 
schon  durch  die  frühereu  Kriege  ihrer  Herren  beraubt ,  andere  ge- 
lrennt, wurden  geplündert  und  zerstört,  die  Wehrlosen  in  die 
Knechtschaft  geführt.  Wenn  es  je  eine  Zeit  gegeben,  in  welcher 
der  letzte  Rest  der  freieo  Germanen  in  Frankreich  seinem  Unter- 
gang rasch  entgegen  eilte,  so  ist  es  diese  Epoche;  was  noch,  der 
Unterdrückung  der  mächtigen  Herren  gegenüber,  von  der  alten 
Verfassung  geblieben  war,  ging  verloren  aus  Mangel  an  denen,  die 
sie  hüllen  vertreten  sollen,  ja  nicht  bloss  das  Recht  des  Besitzes, 
sondern  selbst  die  Grenzen  und  die  Existenz  derselben  verschwän- 
de».1) Daraus  ergab  sich  aber  ein  Zweites.  Die  Einzigen,  die  we- 


•)  Wh*  eltiren  hier  nur  Eine  Stelle  ans  einem  Documcnt,  das  trotz  seiner 
ausnehmenden  Wichtigkeit  für  die  Geschichte  des  Besitzes,  des  Rechts  und 
der  Steaerrerhäliuisse  in  dieser  Epoche  dennoch  nie  gehörig  nach  dieser 
Seite  hin  ausgebeutet  ist;  vielleicht  weil  es  sich  gerade  nur  auf  Frankreich 
bezieht.  Wir  meinen  das  Edict  vom  Pistense.  Hier  heissl  es  im  Art.  30:  «sie 
deslnictv  sunt  Tills,  ut  non  sahim  census  debitus  inde  non  possit  colligi, 
ttd  etiam  qum  ferne  de  tingulit  mannt  frnmtnt  jam  non  pottit  agnotei. 
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nigstens  bis  auf  einen  gewissen  Grad  noch  sich  selber  zu  verthei- 
digen  und  Anderen  Schutz  zu  bieten  vermochten,  waren  jene  «po- 
tentes homineso  wie  sie  das  Ed.  Pist.  art.  18  nennt.  Das  erstere  gab 
ihnen  Macht  und  Gelegenheit ,  ihren  Besitz  über  das  verödete  Land 
widerstandslos  auszudehnen  ;  das  zweite  zwang  den  Rest  der  Freien 
sich  an  diese  mächtigen  Herren  anzuschließen,  und  es  bedarf  wühl 
keiner  Bemerkung ,  dass  der  Preis  für  diesen  Schulz  die  Abhängig- 
keit des  Grundbesitzes  und  des  Rechts  sein  musste.  Au  diese 
Weise  hat  der  Einfall  der  Normannen  den  Kampf  der  beiden  Systeme 
des  Rechts  und  des  Besitzes  zur  Entscheidung  gebracht,  so  sehr, 
dass  nach  dem  9.  Jahrhundert  soviel  uns  bekannt  ist,  von  dem  ur- 
sprünglichen Begriff  der  Allodsfreiheit  nur  noch  insoferne  die  Rede 
ist,  als  der  Graf  oder  Herr,  der  jetzt  Senior  oder  Seigneur  zu  hcissen 
beginnt,  sein  eignes  Allod  von  seinem  Benefizien-Besilze  zu  schei- 
den fortfährt. 

Allein  auch  hiemit  sind  die  Folgen  der  Normannen-Kämpfe 
nicht  erschöpft.  Das  blosse  Zusammenschliessen  der  Vasalli  um 
ihren  Senior  war  nicht  genug,  um  den  Einfällen  zu  jeder  Zeit  und 
auf  jedem  Punkte  Widersland  zu  leisten.  Das  Bedürfniss  augen- 
blicklichen Schutzes  erzeugte  die  Befestigungen  der  Höfe.  Fast  in 
allen  Theilen  Frankreichs  müssen  damals  Burgen  entstanden  sein, 
zunächst  gegen  die  Normannen  benutzt,  dann  aber  bei  der  kraft- 
losen Herrschaft  der  Könige  ein  mächtiges  Mittel  des  Widerstandes 
gegen  jede  geordnete  Gewalt,  und  ein  sicherer  Anhaltspunkt  für 
Räuberei  und  (Jnlliatcn ,  die  allenthalben  die  Folge  jener  vernich- 
tenden Kriege  geworden  sind.  Schon  das  Ed.  Pist.  gebietet  den 
Grafen,  gegen  alle  diejenigen  zu  Felde  zuziehen,  die  acontra  Nor- 
mnnnos»  «in  islis  temporibus  caslella  et  firmitates  et  hajas  sine 
nostro  verbo  fecerunl»  aquia,»  fügt  es  hinzu,  «vicini  et  circum  ma- 
nenlis  evinde  multus  de  praedationis  et  impedimenta  sustinent,» 
(Rai.  II.  195).  Es  versieht  sich,  dass  es  bei  dem  Gebote  blieb.1) 
Man  fuhr  fort  zu  thun ,  was  Niemand  zu  hindern  die  Gewalt  hatte, 
und  was  in  der  Thal  zum  Theil  durch  die  Lage  der  Dinge  geboten 
war.  Allein  nicht  bloss  in  dem  Zuwachs  der  rein  persönlichen  Macht 

Welch  eine  Gelegenheit  für  den  Einzigen,  der  damals  noch  Besitz  behielt, 
den  grossen  Grundherrn ,  jetzt  die  heimathlos  und  obdachlos  herumirrenden 
allen  Insassen  seiner  Gewalt ,  seinem  Besitz  und  seiner  Herrschaft  auf  im- 
mer zu  unterwerfen ! 

')  Die  Erinnerung  an  ein  solches  Entstehen  vou  Burgen  erhall  sich  bei  den 
Einzelnen  gewiss  lange.  So  z.  B.  heisst  es  noch  in  einem  Diplom  H.  Ca- 
pets  für  die  Kirche  des  heiligen  Martins  zu  Tours  (Scr.  B.  Fr.  X.  Dipl.  N.  Hl. 
p.  550.  —  «Castrum ,  quod  ab  infestationem  Normannorum  in  circuHu  — 
Basilica;  edls  aodificatum  est.»  -  Ähnliche  Beispiele  sind  nicht  selten. 
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besiebt  die  eigentlich  historische  Bedeutung  dieser  neuen  Gestalt  der 
Berechnung  des  Landes.  Jene  Castella  waren  nicht  nur  Schutzbur- 
gen für  ihren  Besitzer,  sondern  sie  waren  es  für  das  flache  Land 
überhaupt;  in  sie  floh  der  Landsasse  gegen  den  Feind  und  verthei- 
digte,  was  ihm  der  Normann  rauben  konnte,  seine  fahrende  Habe. 
Dieses  Schutzverhältniss  bedingte  oder  war  selber  schon  ein  Abhän- 
gigkeitsverhältnis*. Die  Burg  ward  der  herrschende  Mittelpunkt  für 
das  ganze  Gebiet  der  Grundstücke,  denen  sie  Schutz  verlieh;  um 
sie  herum  entstand  somit  ein  Kreis  von  Grundbesitzen,  die  für  die- 
sen Schutz  der  Burg  Dienste  leisten  musslen,  Wachten,  Frohnden, 
Abgaben;  und  wie  daher  der  freie  Senior  der  Herr  der  Personen 
war,  so  ward  die  Burg  und  ihr  unmittelbar  zugehöriges  Grundstück 
gleichsam  der  Herr  der  abhängigen  Besitze,  der  Haupthoff,  um  den 
sich  die  Vasallenhöfe  und  Grundslücke  als  Angehörige  des  Ritter- 
guts  anschlössen;  ein  Verhaltniss,  aus  dem  eine  Reihe  von  Sätzen 
des  Lehnerbrechts  sich  erklären. 

Dieses  Verhaltniss  ist  es  nun,  mit  welchem,  als  seine  endliche 
Gestalt,  der  alte  Kampf  des  Allods  und  des  Benefiziums  abschliesst. 
Das  Benefizium ,  der  grössere  Besitz  und  das  geringere  Recht,  hat 
über  das  Aliod,  das  kleinere  Maass  mit  höherem  Rechte,  gesiegt; 
die  Gemeindeform  der  altern  freien  Zeit  ist  vernichtet,  die  alte  Pa- 
gusverfassung  ist  aufgelöst  und  die  neue  Grundlage  Air  die  Form 
der  Gemeinde  ist  das  Rittergut. 

Mit  solchen  Rittergütern  bedeckte  sich  daher  das  Land,  nicht 
durch  die  Willkühr  Einzelner  so  sehr,  als  vielmehr  gezwungen  durch 
die  gegebenen*  Verhältnisse.  Die  Burg  ward,  bei  der  Auflösung  der 
einheitlichen  Staatsgewalt,  der  Cristallisationspunkt  des  ganzen  Le- 
bens; die  Gemeinde,  einst  frei  und  als  freie  die  Basis  der  Verfas- 
sung, war  jetzt  der  Stoff  für  die  Entwicklung  der  ritterschaftlichen 
Herrschaft  und  die  Einheit  des  Volks  löste  sich  definitiv  in  die 
atomislische  Form  der  einzelnen  ritterlichen  oder  Lehnsgemeinde  auf. 

Es  bedarf  nun  wohl  kaum  der  besonderen  Bemerkung,  dass 
diese  Erscheinung,  mit  welcher  die  Lehnsepoche  sich  entscheidend 
zu  verwirklichen  beginnt,  eigentlich  nichts  absolut  Neues,  sondern 
nur  die  Fortsetzung  und  Vollendung  des  im  vorigen  Abschnitte  hin- 
gestellten Princips  enthält.  Auch  durch  das  Auftreten  dieser  Ge- 
meindebildung geschieht  kein  Sprung  in  der  Geschichte,  sondern 
sie  ist  nur  ein  Glied  in  der  Kette,  die  mit  der  Eroberung  beginnt. 
Aber  dennoch  ist  sie  nicht  bloss  eine  äussere  Fortbildung.  Durch 
die  entschiedene  Herrschaft  der  Burgen  und  Hauplhöfe  über  die 
Insassen  der  Lehnsgemeinde  ist  vor  allem  Eins  zur  Entscheidung 
gekommen.  Alle  die  Formen,  in  welchen  der  ursprünglich  freie 
Bauer  sich  in  die  Abhängigkeit  des  grossen  Herrn  begab,  sind  bis 
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dabin  noch  nicht  entschieden  dinglicher  Natur.  Die  ftccomraendatio 
geht  an  den  Senior,  Comes  u.  s.  f.,  als  eine  bestimmte  Person; 
und  mochte  auch  ^tatsächlich  mit  der  Erblichkeit  der  Würden  das 
Recommendationsverhftllniss  selber  ein  dauerndes  werden,  «o  «war 
diese  Dauer  doch  nur  ein  wesentlich  zufälliges.  Als  aber  nun  der 
Hauptbesitzer  begann,  Burgen  und  Vesten  zu  errichten  und  die 
Allodbauern  sich  dieser  Burg  zum  Dienste  verpflichteten,  fiel  das 
Zufällige  weg;  die  Abhängigkeit  der  Insassen  der  ritterlichen  Ge- 
meinde fing  an,  sich  auf  diesen  festen  Haupthoff  selber  zu  beziehen 
und  ging  auf  gleiche  Weise  von  der  Person  des  Verpflichteten  auf 
das  Grundstück  desselben  über.  So  ward  das  Princip  der  Abhän- 
gigkeit allmählig  ein  dingliche»  und  erschien  dem  Herrn  wie  dem 
Hörigen  als  ein  uuablösliches  festes  Land  der  verschiedenen  Theile 
der  Gemeinde  selber.  Auch  diese  Entwicklung  gehört  zu  denen, 
die  man  nicht  schrittweise  verfolgen  und  mit  Quellennachrichten 
belegen  kann,  denn  sie  geht  in  der  Thal  mehr  in  der  Auffassung, 
jener  Zeit,  als  in  äussern  Momenten  vor  sich  und  will  daber  auch 
durch  die  Auflassung  begriffen  sein.  Nur  an  einem,  allerdings  höchst 
wichtigen  Satze  ist  ihr  Fortgang  und  ihre  Vollendung  erkennbar, 
Und  es  möge  uns  erlaubt  sein,  für  andere  Untersuchungen  hierauf 
aufmerksam  zu  machen.  Der  ursprüngliche  Unterschied  zwischen 
den  Recommendalis  und  den  eigentlichen  Vasallen  beruht  ohne 
Zweifel  eben  darauf,  dass  jene  auf  Allodsgrund,  diese  auf  dem 
Grunde  des  Herrn  sassen.  Nach  der  Zeit  der  Normannenkriege,  im 
10.  Jahrhundert,  ist  von  einem  Unterschied  zwischen  beiden  Classen 
der  Insassen  keine  Rede  mehr  in  Beziehung  auf  das  Grundrecht; 
und  es  ist  klar,  dass  -diess  eben  nur  geschehen  konnte,  indem  man 
die  Recommendatio  so  gut  wie  die  Vasallüät  jetzt  als  ein  dem 
Maasse  nach  allerdings  oft  verschiedenes,  dem  Wesen  nach  aber 
gleiches  dingliches  Recht  der  Grundslücke  betrachtete,  ohne  sich 
davon  Rechenschaft  abzulegen,  wie  diese  Gleichheit  entstanden.—- 
In  jedem  Falle  aber  ist  mit  dem  9.  Jahrhundert  die  Gestalt  der 
Gemeinde  entschieden;  der  Herr  des  Haupthofes  ist  Herr  des  alteu 
Gaues  oder  der  Dorfschaft;  aus  dem  Vertreter  des  Volks  in  der- 
selben ist  er  Inhaber  des  Rechts  und  Spitze  der  öffentlichen  Ge- 
walt geworden,  und  jetzt  bedurfte  es  nur  noch  eines  Sehrittes,  um 
diese  ganze  Entwicklung  zu  vollenden  und  ihn  zum  setuverainen 
Herrn  seines  Besitzes  und  zwar  durch  seinen  Besitz  zu  machen. 
Dieser  Schritt  geschah  durch  den  Untergang  des  Königthums. 

V.    Der  Untergang  des  Königthums  und  seine  Bedeutung  für  das 

Lehnwesen. 

Von  allen  Entwicklungen  in  dieser  ganzen  Epoche  ist  eigent- 
lich keine,  die  so  ruhig  vorübergeht,  wie  der  Untergang  des  allen 


ized  by  Google 


DBS  KöJUGTHCMS. 


35 


karolingischen  Königthuras.  Gewohnt,  die  Wichtigkeit  einer  Er- 
scheinung nach  den  Kämpfen  zu  berechnen,  unter  denen  sie  ent- 
steht, hat  die  GeschichUchreibung  die  Bedeutung  jenes  Ereignisses 
neben  anderen  in  den  Hintergrund  treten  lassen.  Dennoch  dürfte 
es  kein  einziges  geben,  das,  vorzüglich  für  die  innere  Geschichte 
Frankreichs,  von  gleich  tiefgreifendem  EinQuss  gewesen  wäre.  Und 
gerade  für  unsern  besoudern  Gegenstand,  das  Gericht  und  seine 
Geschichte,  ist  dieser  Untergang  der  Karolinger  durchaus  entschei- 
dend geworden. 

Werfen  wir  einen  Blick  zurück  auf  die  obige  Darstellung,  so 
ergibt  sich  leicht,  dass  bisher  nur  das  Verhältnis*  zwischen  den 
Grundsassep  und  der  Obrigkeit  desselben  zur  Frage  gestanden  hat. 
Das  Verhällniss  aber,  in  welchem  der  Graf  oder  der  polens  homo 
zum  Oberhaupte  des  Staats  stand,  ist  noch  auf  keinem  Punkte  ei- 
gentlich geändert.  Es  ist  daher,  indem  noch  ein  König  da  ist, 
dieser  König  zuletzt  doch  der  Inhaber  aller  höchsten  Gewalt;  in 
ihm  concentrirl  sich  die  Spitze  des  staatlichen  Lebens  überhaupt, 
das  heisst,  so  lange  es  einen  König  gibt,  ist  eben  nur  dieser  König 
souverain,  und  jeder  Besitz  staatlicher  Gewalt,  sowohl  das  Abga- 
ben- wie  das  Gerichts-  und  Ueerbannsrecht  muss  nothwendig  als 
ein  von  diesem  Könige  selber  dem  Besitzer  übertragener,  daher  dem 
Könige  verantwortlicher,  und  von  ihm  widerruflicher  angesehen 
werden. 

So  gross  und  so  umfangreich  daher  auch  die  Macht  des  ritter- 
lichen iHeern  in  der  neuen  .Lehnsgemeinde  sein  mochte,  so  hatte 
sie  doch  noch  immer  ihre  Grenzen  an  der  Idee  einer  höhern  Ge- 
walt. Nur  .die  privaten  Rechte  waren  wirklich  sein;  jedes  staat- 
liche Recht  ward  im  Grunde  von  ihm  nur  im  Namen  des  König- 
thums ausgeübt;  er  war  ein  Unterlhan  so  gut  wie  der  Bauer,  der 
ihm  selber  gehorchte. 

Ms  ist  daher  leicht  zu  erkennen,  dass  grade  in  dem  Dasein 
des  Königthums  das  letzte  aber  entscheidende  Hinderniss  für  die 
endliche  Verschmelzung  von  Souverainelät  und  Besitz  lag.  Es 
konnte  vielleicht  jetzt  schon  der  grosse  Grundherr  alles  wirklich 
thun,  was  .in  dem  Wesen  der  Souverainelät  lag;  allein  noch  war 
es  Unrecht  und  Gewalt,  weil  es  von  einem  Staatsbürger  gegen  den 
anderen  ausgeübt  ward.  Es  ist  aber  im  10.  Jahrhundert  weder  die 
Macht  des  Königlhums  selber,  noch  auch  der  EinQuss  jener  Idee 
so  absolut  schwach  gewesen,  dass  jener  Gedanke  nur  als  Abstrak- 
tion oder  Gefühl  existirt  hätte.  Noch  hielten  die  letzten  karoliogi- 
schen  Fürsten  ihren  feierlichen  Umzug,  theülen  Herzogs-  und  Gra- 
fenwürden aus  und  vermochten  sogar  über  Widerspenstige  Gericht 
xn  halten«  dadurch,  -dass  sich  die  Unterdrückten  an  dasselbe  an- 
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schlössen ,  bildeten  sie  den  Gewalthabern  gegenüber  eine  Macht ; 
und  die  Idee  des  Königthums  umgab  die  Person  des  Fürsten  mit 
einer  Ehrfurcht,  die  auch  die  mächtigsten  Herren  weder  gerne  noch 
ungestraft  antasteten. 

Allein  dieses  Königthum  hatte  auf  dem  Punkte,  auf  welchem 
es  sich  zu  seinem  höchsten  Glänze  erhob,  den  Keim  des  Verfalls 
in  sich  aufgenommen.  Auch  hier  zwingt  uns  der  Raum  unserer 
Darstellung,  eine  weitgehende  Entwicklung  mit  wenig  Worten  zu 
bezeichnen.  Bis  auf  Karl  den  Grossen  waren  alle  Fürsten  der  ger- 
manischen Reiche  wesentlich  Fürsten  ihres  besondern  Volkes  gewe- 
sen. Es  ist  das  keine  zufällige  Erscheinung.  Vergleicht  man  die 
Geschichte  und  Entwicklung  der  germanischen  Franken  mit  der  alten 
Welt,  so  zeigt  sich  der  wesentliche  Unterschied  gerade  darin,  dass 
es  niemals  auf  die  Dauer  ein  germanisches  Volk  ohne  seinen  Fürsten 
gegeben  hat,  und  dass  ebensowenig  verschiedene  germanische  Völ- 
ker dauernd  unter  Einem  Fürsten  verbunden  gewesen  sind.  Gerade 
das  ward  zuerst  durch  Karl  dem  Grossen  anders. 

Mit  Recht  hat  man  gesagt,  dass  die  Grösse  des  karolingischen 
Reichs  den  Grund  des  Verfalls  seiner  Macht  abgegeben.  Allein, 
indem  man  jenes  eigentliche  Lebensprincip  des  germanischen  Für- 
stenthums anerkannt,  ist  es  nicht  schwer  —  man  erlaube  uns  den 
Ausdruck  —  den  Grund  dieses  Grundes  zu  erkennen.  Karl  der 
Grosse  ist  es,  der  zuerst  mit  seinen  Franken  die  übrigen  germani- 
schen Stämme  nicht  bloss  abhängig  von  sich  gemacht,  sondern  der 
sie  einem  einheitlichen  Organismus  von  Reichstagen,  Sendgrafen, 
Grafen  und  Centenarien  unterworfen,  und  damit  die  Idee  der  römi- 
schen Geschichte  und  ihres  Staats  zuerst  auf  die  germanische  Welt 
zu  übertragen  versucht  hat.  Dieser  karolingische  Staat  hatte  zu 
seiner  Basis  kein  wirklich  einheitliches  Volk,  sondern  eben  nur  die 
Idee  einer  Regierungseinheit.  Eino  solche  wird,  wo  die  verschie- 
denen Völker  in  ungebrochener  Kraft  leben,  nur  durch  die  Persön- 
lichkeit des  Herrschers  gelragen.  Diese  aber  ist  eine  zufällige. 
Nothwendig,  das  heisst  mithin,  durch  das  Wesen  des  Volkes  gege- 
ben, ist  das  Entgegengesetzte  von  jener  Einheit,  die  Auflösung  in 
einzelne  Volksstaaten.  Diese  daher  tritt  nicht  bloss  geschichtlich 
ein  nach  dem  Tode  Karls,  sondern  man  wird  sagen,  dass  sie,  ge- 
gebenen Verhältnissen  nach,  eintreten  musste. 

Schon  seit  Ludwig  dem  Frommen  trennen  sich  die  drei  grossen  . 
Geschichtskörper,  Deutschland,  Frankreich  und  Italien.  Allein  auch 
diese  sind  weit  entfernt,  sich  innerlich  gleich  zu  sein.  Wenden 
wir  uns,  anderes  anderen  überlassend,  mit  dem  jetzt  aufgestellten 
Satze  Frankreich  zu. 

Allerdings  beginnen  hier  seit  dem  9.  Jahrhundert  die  ersten 
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Spuren  einer  selbstständigen  Nationalität ;  und  es  kann  keinen  Zwei- 
fel leiden,  dass  sie  fortwährend  im  Wachsen  ist.  Allein  gerade 
diese  selbständige  Entwicklung  der  französischen  Nationalität  be- 
dingte nun  auch  die  Entwicklung  eines  eigenen  und  selbstständigen 
Königtkums,  das  sich  eben  von  vorn  herein  als  ein  französisches 
hingestellt  hätte.  Das  war  nun  schon  an  sich  darum  schwieriger, 
weil  jene  Nationalität  doch  immer  weit  entfernt  war,  schon  damals 
eine  wirklich  allgemeine,  die  ganze  Masse  der  Einwohner  durch- 
dringende zu  sein.  Indessen  hätten,  besonders  nach  dem  Verlrage 
von  Verdün,  die  Karolinger  in  Frankreich  wohl  Stoff  und  Lebens- 
fähigkeit genug  vorgefunden  im  eigentlichen  Frankreich,  um  dieses 
Land  und  Volk  als  eine  selbstständige  Basis  für  ein  eigenes  franzö- 
sisches Königtbum  für  sich  zu  gewinnen,  wenn  sie  sich  selber  an 
die  vorhandenen  Elemente,  die  Elemente  wiederum  an  sich  an- 
zuschliessen  gewusst  hätten.  Betrachten  wir  nun  aber  die  Stellung 
der  karolingischen  Epigonen,  so  thaten  sie  gerade  das  Gegentheil 
von  dem,  was  sie  hätten  thun  müssen.  Sie  fuhren  fort,  sich  als 
Kfinige  des  ganzen  alten  karolingischen  Reiches  zu  betrachten,  und 
jeder  sah  sein  Königreich  nur  als  einen  Thril  von  dem  Ganzen  an, 
von  welchem  er  nur  durch  das  zufällige  Vorhandensein  der  andern 
Verwandten  ausgeschlossen  war.  So  trat  in  das  Verhältniss  der  Kö- 
nige derselbe  Gegensatz  hinein,  der  damals  im  Volksleben  herrschte. 
Noch  leuchtete  die  untergehende  Sonne  der  Idee  einer  germanischen 
Volkseinheit  über  den  drei  Reichen,  und  erzeugte  die  bezeichnendste 
Erscheinung  dieser  ganzen  Epoche,  das  Kaiserthuro  Karls  des  Dicken; 
aber  sie  war  machtlos,  dem  jungen  Aufblühen  der  selbstständigen 
Nationalitäten  gegenüber.  Während  jene  dem  germanischen  Kaiser- 
geschlecht in  der  ganzen  germanischen  Welt  Namen,  Rang  und  jene 
schweigende  Ehrfurcht  liess,  die  den  Thron  umgibt,  nahm  diese 
dem  Königthum  in  den  einzelnen  Völkern  seine  Volkstümlichkeit, 
und  damit  die  eigentliche  Quelle  seiner  Gewalt.  Die  Grafen  und 
Herren  betrachteten  die  Könige  nicht  als  Könige  des  Volkes,  son- 
dern als  Vertreter  einer  verschwindenden  Gestaltung  der  Dinge;  und 
in  dem  Maasse  daher,  in  welchem  sich  die  Verbindung  Frankreichs 
und  Deutschlands  auflöste,  ward  der  französich-gerroauische  König 
unroächlig  im  eigenen  Lande. 

Neben  diesem  inneren,  im  Wesen  der  ganzen  germanischen 
Welt  begründeten  Widerspruch  des  karolingischen  Königlhums  und 
der  Entwicklung  der  Nationalität  steht  nun  ein  zweiter  äusserer, 
oder  vielmehr  es  ist  derselbo  eben  nur  die  Erscheinung  des  ersle- 
ren;  und  muss  als  solche  umfasst  werden. 

Trotz  aller  jener  Umgestaltungen  bildete  doch  der  König  noch 
immer  die  Spitze  der  Macht  in  Frankreich.  Allein  diese  Macht  selber 


38 


Franz.  Staats-  und  Rechtsghscit. 


lag  thatsächlich,  wie  wir  gesehen,  io  den  Händen  der  Grafen  und 
Herren,  und  das  Königthum  war  von  ihnen  und  ihrem  guten  Willen 
abhängig  geworden.  Indem  nun  die  Idee  des  Unterworfenen«  unter 
dem  Könige  nicht  erhalten  ward  durch  die  Basis  einer  gemeinsamen 
Nationalität,  so  mussten  die  Könige,  wo  sie  der  Gewalt  des  Volkes 
zu  ihren  Kriegen  bedurften,  die  Machthaber  in  demselben  durch 
ein  anderes  bestimmen,  als  durch  ihr  blosses  Gebot.  Dieses  andere 
lag  nahe.    Im  Grundo  war,  durch  den  obige»  Gang  der  Dinge,  der 
König  in  dasselbe  Verhältniss  zu  seinen  Optimales  getreten,  in 
welchem  der  alte  Herzog  zu  dem  freien  Mann  stand,  das  Verhält- 
niss des  Gefolges.   Diese  innere  Gleichheit  erzeugte  die  äussere  ftir 
die  Mittel,  sich  Gehorsam  und  Dienst  zu  verschaffen.   Der  König 
ward  gezwungen,  diese  Optimales  durch  Geschenke  zu  bewegen,  ihm 
Folge  zu  leisten.   Damit  trat  die  Vergabung  des  königlichen  Besitzes 
schon  seit  Ludwig  dem  Frommen  in  einem  Maasse  ein,  wie  sie  bis- 
her nicht  dagewesen.    Allein  diese  Vergabungen  hatten  jetzt  einen 
ganz  andern  Charakter,  wie  früher.  Die  Herren  waren  so  mächtig, 
dass  es  sich  nicht  mehr  um  Überlassung  einzelner  Benefizien  an 
Einzelne,  sondern  stets  um  ganze  Gebiete  handelte;  und  in  diesen 
Gebieten  wurden  allmählig  nicht  mehr  bestimmte  I .and guter,  son- 
dern, da  diese  doch  schon  verloren  waren,  die  staatliche  Gewalt 
selber  überlassen.   Auf  diese  Weise  trat  der  Unterschied  ein,  den 
wir  im  10.  Jahrhundert  wirksam  sehen,  zwischen  honor  und  bene- 
ficium,  jenes  die  staatliche  Gewalt  der  Grafen,  dieses  die  Grund- 
stücke bezeichnend.    Nun  aber  halte  jener  königliche  Besitz  doch 
seine  bestimm len  Grenzen,  und  diese  Grenzen  zogen  sich  mit  jeder 
Vergabung  und  Verleihung  immer  enger  zusammen,  da  das,  der 
Sachlage  nach  unvermeidliche  Princip  der  Erblichkeil  die  Rückkehr 
des  vergebenen  Besitzes  an  den  Fürsten  aufhob.    Das  Bedürfnis 
nach  dem  aber,  was  durch  die  Vergabung  erreicht  werden  sollte, 
nach  Gehorsam  und  Dienst,  war  immer  aufs  neue  und  in  gleichem 
Maasse  vorhanden.    Es  musste  daher  nolhwendig  allmählig  ein 
Zeilpunkt  heranrücken,  in  welchem  die  Erhallung  der  königlichen 
Macht,  weil  sie  nur  auf  diese  Weise  geschehen  konnte,  unmöglich 
ward.    In  diesem  Verhältniss  liegt  der  Widerspruch,  der  den  alten 
Zustand  der  Dinge  völlig  auflöste  und  einem  neuen  Platz  machte. 
Man  kann  ihn  in  folgenden  Satz  zusammen  fassen ,  der  die  Darle- 
gung des  Einzelnen  uns  ersetzen  muss,  und  in  welchem  die  Ge- 
schichte des  Königlhums  in  dieser  Epoche  enthalten  ist.  Indem 
die  königliche  Macht  nur  dadurch  zur  Ausübung  kommen  konnte, 
dass  sie  sich  ihres  Eigenthums  und  ihres  Hechts  eatäusserte,  so  ging 
durch  die  Erhaltung  derselben  gerade  das  Mittel,  wodurch  es  allein 
erhalten  werden  konnte ,  verloren ,  das  heisst ,  in  dem  Maasse,  in 
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welchem  der  König  persönlich  seinen  Besitz  verlor,  verlor  er  zu- 
gleich sein  Königin  um;  was  denn  nichts  anderes  Ut,  als  der  Salz, 
dass  das  Königtum*  untergehen  musste.  So  fremdartig  es  ftir  unsere 
heutige  Geschichtsauffassung  klingen  mag,  so  stehen  wir  doch  nicht 
au,  den  SaU  auszusprechen,  dass  wir,  wenn  wir  den  Besitz  des 
königlhums  in  dieser  Epoche  und  hauptsächlich  nach  der  Schlacht 
von  Sunt  mar  in  Zahlen  ausdrücken  und  berechnen  könnten,  was 
die  Konige  vergabt,  zugleich  den  Zeitpunkt  fast  mathematisch  nach- 
zuweisen im  Stande  sein  würden,  in  welchem  es  damals  kein  Kö- 
nigthum in  Frankreich  mehr  gehen  konnte. 

Auf  diese  Weise  hat  sich  das  germanische  Königthum  einmal 
aus  den  Grenzen  der  Voikslhümln  hkeil  heraustretend,  gezwungen 
gesehen,  sich  wesentlich  auf  den  Besitz  zu  verlassen,  und  ist,  selbst 
ein  ideelles,  in  dem  Widerspruch  dieser  Abhängigkeit  von  einem 
Materiellen  allmühlig  aufgelöst  worden.  Es  ist  dieser  Untergang 
daher  so  wenig,  wie  die  frühem  Verhältnisse ,  bloss  eine  That- 
sache,  sondern  er  ist  ein  Kesultal,  und  muss  als  solches  anerkannt 
werden. 

Indessen  sei  dem  wie  ihm  wolle ;  der  Untergang  selbst  des  Kö- 
nigthums des  Karolinger  Stammes  ist  gewiss  genug,  und  eben  so 
gewiss  ist  es,  dass  die  oapelingischen  Könige  fast  anderthalbhundert 
Jahre  lang  für  die  eine  Hälfte  Frankreichs,  den  Süden,  gar  nicht 
anerkannt,  Air  die  andere  gänzlich  machtlos  waren.  So  eng  aber 
ist  das  Königthum  mit  dem  germanischen  Staat  verflochten,  dass 
eine  solche  Verwandlung  nicht  ohne  die  tiefgreifendsten  Folgen  vor 
sich  gehen  konnte.  Es  gibt  nun  manche  andere  Gebiete,  auf  denen 
man  diese  verfolgen  kann;  wir  beschränken  uns  auf  das  Verhällniss 
desselben  zu  dem  Pfincip  des  Lehnwesens,  der  Identität  von  Grund- 
besitz und  Souverainetät. 

Dieses  Verhällniss  ist  nun  allerdings  ziemlich  leicht  hingestellt 
und  zum  Theil  schon  oben  bezeichnet.  Nach  zwei  Seilen  hin  halte 
das  Köuiglhum  in  jenem  Zustande  der  Dinge  noch  rechtliche  Be- 
deutung gehabt.  Zuerst  war  jeder  grosse  Grundherr ,  Comes  oder 
Fidelis,  allerdings  Inhaber  fast  aller  staatlicher  Rechte  und  Gewal- 
len, die  jene  Zeit  kannte,  allein  indem  er  den  König  anerkannte, 
erklärte  er  eben  dadurch,  dass  diese  Rechte  und  Gewallen  nicht 
sein  absolut  persönliches  Eigeothura,  sondern  eine  verliehene,  der 
königlichen  immer  noch  untergeordnete  Macht  seien.  Gerade  diese 
Unterordnung  war  es,  die  mit  dem  Königlhum  wegfiel;  wenige 
Herren  gewannen  wohl  eigentlich  förmlich  neue  Rechte,  aber  die 
alten  und  lange  besessenen  erhielten  jetzt  einen  wesentlich  andern 
Charakter.  Es  ist  aber  nicht  zu  leugnen,  dass  eine  staatliche  Macht, 
die  keinen  andern  über  sich  anerkennt,  iouverain  ist.  Das  alte  Kö- 
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nigthum  war  bis  dahin  der  Mittelpunkt  der  Selbstherrlichkeit  gewe- 
sen; indem  dasselbe  wegfiel;  lösste  sich  gleichsam  das  hallende 
Band  auf,  und  die  Selbstherrlichkeit,  von  keinem  Einzelnen  mehr 
getragen,  fiel  nothwendig  jetzt  auf  alle  diejenigen  zurück,  die  bis  da- 
hin nur  dem  Könige  in  ihrem  staatlichen  Rechte  untergeordnet  gewesen 
waren.  Das  war  die  letzte  Consequenz  der  Auflösung  des  König- 
thums, die  man  als  selbstsländige  wesentlich  darum  nicht  betrach- 
tet hat,  weil  ihr  so  sehr  vorgearbeitet  war,  dass  sie  ohne  unmittel- 
baren Einfluss  im  äusseren  Leben  erschien.  Von  da  an  war  jeder 
freie  Grundherr  zu  einem  souverainen  geworden;  mit  diesem  Salz 
schliesst  daher  die  Geschichte  des  alten  Verhältnisses,  und  es  be- 
ginnt in  Wahrheit  eine  ganz  neue  Epoche,  deren  Grundlage  gerado 
das  Princip  des  Lehnwesens,  die  Souverainetät  durch  den  Grundbe- 
sitz und  in  ihm,  geworden  ist.  Aus  diesem  Grunde,  und  nicht  weil 
eine  Dynastie,  anfanglich  machtlos  und  geistlos,  einer  anderen, 
die  ihre  Macht  und  ihren  Geist  verloren,  gefolgt  ist,  beginnt  wirk- 
lich mit  den  Capetingern  eine  ihrem  innersten  Wesen  nach  neue 
Epoche. 

Hier  nun  ist  der  Punkt,  wo  wir  die  Einleitung  oder  die  Ent- 
stehung des  Lehnswesens  abzuschliessen  haben.  Es  war  nicht  un- 
sere Aufgabe,  Zustande  zu  beschreiben,  sondern  die  Entwicklungen 
zu  zeigen  und  zu  verfolgen,  welche  den  Begriff  des  Lehnswesens, 
die  Vereinigung  von  Selbstherrlichkeit  und  Besitz,  erzeugt  haben. 
Diese  Entwicklungen,  beginnend  mit  dem  ersten  Schritte  der  Er- 
oberung, endete  mit  dem  Untergang  des  Königthums,  und  mit  ihm 
ist  das  Lehnswesen  seiner  Grundlage  nach  vorhanden.  Dass  noch 
der  Name  fehlt,  tbut  nichts  zur  Sache;  immer  erzeugt  die  Sache 
den  Namen.  Das  Princip  ist  da,  und  von  jetzt  an  kann  man  von 
der  Epoche  des  Lehnswesens  reden. 

Da  wir  nun  keine  Siltenschilderung  zu  geben  haben,  so  wen- 
den wir  uns  unmittelbar  zu  demjenigen,  was  wir  die  Verfassung  des 
Lehnswesens  nennen,  die  Formen,  in  welcher  die  Idee  des  Staats  in 
diesem  Lehnswesen  zur  Erscheinung  kommt.  Ihrer  sind  «drei.  Die 
Freiherrschaft,  das  Lehnsfurstcnthum  und  das  eigentliche  Lehnswesen, 
die  nun  einzeln  zu  betrachten  sind.  In  ihnen  allen  zugleich  aber 
ist  erst  das  Lehnswesen  in  seiner  Totalität  gegeben;  und  wenn  daher 
auch  die  Darstellung  sich  trennen  muss,  so  bedarf  es  doch  kaum 
der  Bemerkung,  dass  die  Auffassung  sie  wieder  zu  demjenigen  zu- 
sammenfassen muss,  was  sie  in  der  Wirklichkeit  gewesen,  ein  le- 
bendiges und  von  allen  seinen  Momenten  zugleich  bewegtes  Ganze. 
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Die  Freiherrschafl. 

/.    Begriff  der  Freiherrschaft.    Die  älteste  Fehde, 

Der  Begriff  der  Freiherrschaft ,  dieser  Grundform  des  staatli- 
chen Lebens  in  der  vorliegenden  Epoche,  ist  zugleich  ein  schwie- 
riger und  ein  einfacher.  Schwierig  ist  er  desshalb  ,  weil  sich  weder 
ein  bestimmter  Zeitpunkt,  noch  ein  bestimmter  Umfang  oder  absolut 
allgemeiner  Namen  für  dasjenige  nachweisen  l&sst,  was  wir  als  die 
Freiherrschaft  bezeichnen.  Einfach  desshalb,  weil  das  eigentliche 
Wesen  derselben  im  Grunde  schon  in  der  Einleitung  angegeben  ist. 

Geht  man  nämlich  auf  den  Inhalt  desjenigen  zurück ,  was  sich 
im  inneren  Leben  Frankreichs  während  der  merovingischen  und 
karolingischen  Epoche  herausbildet ,  so  ergibt  sich  ,  dass  die  Grund- 
besitzungen ein  zweifaches  Schicksal  gehabt  hatten,  und  sich  dar- 
nach in  zwei  Classen  schieden.  Entweder  waren  sie  aus  ursprüng- 
lich freiem  Allod  allmählig  unfreies  Gut  geworden,  oder  aus  an- 
fänglich unfreiem  ein  freies  Eigenthum.  Nattirlich  war  dabei  viel 
Grundbesitz  von  jeher  unfrei,  auch  jetzt  noch  unfrei  geblieben; 
einige»  von  jeher  frei,  bat  sich  als  freies  erhalten.  Die  beiden 
Classen,  das  freie  und  unfreie  Gut,  stehen  aber  nicht  geschieden 
neben  einander.  Denn  da  das  Wesen  des  unfreien  Guts  eben  darin 
besteht,  von  einem  freien  abhängig  zu  sein,  so  ratiss  der  ganze 
Grundbesitz  Frankreichs  als  in  lauter  freie  Güter  aufgetheilt  ange- 
sehen werden.  Diese  freien  Güter  umfassen  daher  die  unfreien; 
und  auf  jene  und  ihr  rechtliches  Verhältnis»  kommt  es  uns  haupt- 
sächlich zuvorderst  an. 

Die  freien  Güter  sind  nun  zunächst  in  mannichfacher  Weise 
von  einander  verschieden.  Zuerst  ihrem  Umfattge  nach,  indem  viele 
mit  grossen  unfreien  Besitzungen  versehen  waren  und  bald  mehr 
bald  weniger  Allod  begriffen,  andere  wenig  Hintersassen  hatten  und 
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auch  nur  geringes  Allod.  Dann  ihrem  Ursprünge  nach,  da  einige 
aus  ursprünglichem  Allod  entstanden  sich  allmählig  so  vermehrt 
halten,  dass  sie  die  Krisen  des  9.  und  10.  Jahrhunderts  überstehen, 
und  von  Geschlecht  zu  Geschlecht  sich  forterbend  frei  sich  erhalten 
konnten,  andere  dagegen  aus  einer  Mischung  von  Allod  und  könig- 
lichen BeneGzien  zu  einem  grossen  Besitz  verschmolzen,  bei  dem 
Untergang  des  Königthums  ihre  Benefizialqualität  verloren  und 
jetzt  als  reine  Allode  auftraten,  noch  andere  aus  blossen  Benefi- 
ziarbesitzungeu  zu  freien  Grundbe Sitzungen  sich  emporgeschwun- 
gen hatten.  Endlich  unterschied  sie  ihr  Name.  Die  Bedeutung  des 
Namens  lag  darin,  dass  er  die  rechtlfche  Stellung  ihrer  Besitzer 
unter  den  Kaisern  auf  die  kaiserliche  Zeit  der  Lehnsepoche  über- 
trug, und  daher  den  Ursprung  der  Herrschaft  in  einer  Epoche  er- 
hielt, in  welcher  nichts  mehr  auf  denselben  ankam.  Diejenigen, 
deren  Besitzer  nicht  Grafen  gewesen  waren,  konnten  natürlich 
auch  jetzt  noch  keine  Grafschaften  heissen;  sondern,  da  jeder  freie 
Maun  auf  seinem  Erbgut  ein  baro  biess,  so»  nannte  man  einen  sol- 
chen Besitz  eine  baronme.  Der  Grundbesitz  derer,  die  im  früheren 
Zustand  den  honer  comitatus  gehabt,,  nannte  man  comt4. 

Diese  Unterschiede  nun  haben  die  Meinung  erweckt,  als  seien 
jene  freien  Grundbesitzuogen  in  dieser  Zeit  wirklich  und  wesentlich 
von  einander  verschieden  gewesen.  Ein  Rückblick  auf  die  Einlei- 
tung zeigt,  dass  dem  nicht  so  war.  Die  Grundfreiheit  nämlich  be- 
stand demzufolge  grade  darin,  von  keinem  anderen  Besitz  und 
Besitzer  abhängig  zu  sein.  Diese  absolute  Unabhängigkeit,  schon 
während  des  10.  Jahrhunderts  zur  Grund  Herrlichkeit  dem  persönli- 
chen, oder  noch  vom  Staate  übertragenen  Besitz  der  Uoheksreebte  — 
ausgebildet,  war  es,  welche  mit  dem  Untergange  des  Königthuros 
mit  der  Gruodfreiheit  die  Souveraimtät  verband.  Mithin  war  jetzt 
jeder  freie  Grundherr,  mochte  er  nun  wenig  oder  viel  besitze u, 
königliches  Benefizium  oder  Allod  innehaben,  und  ein  blosser  baro 
oder  comes  gewesen  sein,  jetzt  seuwretner  Herr.  In  dieser  Soeve- 
rainetät,  dem  an  den  Besitz  des  freien  Grundstückes  geknüpften 
Besitz  der  eigenen  Hoheitsrechte ,  waren  die  Grundherren  gleieh; 
und  entschieden  war  gerade  dieses  das  wichtigste  unter  allen  Mo- 
menten. Geht  man  nun  davon  aus,  so  ergibt  sich  der  Begriff  der 
Freiherrsettaft  dahin,  dass  sie  jede  durch  den  Untergang  des  König- 
tkumt  von  aller  Abhängigkeit  frei  gewordene  Grundkerrtchaß  bezeichnet, 
mochte  sie  nun  Umfang,  Ursprung  und  Namen  neben  welchen  sie 
wollte.  Diesem  Begriffe  zu  Folge  kan  mann  daher  sagen»  dass 
die  Fueiherrschaft  das  Resultat  der  merevingischen  und  kafolingv- 
schen  Geschichte ,  und  die  Grundform  des  Lehnswesens  gewesen 
ist.  Sie  umfasst  ohne  Unterschied  Grafschaft  und  Daronie  und  ist 
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daher  mehr  der  rechtliche.  Begriff,  unter  welchen  altes  freie  Gut 
fallt,  als  irgend  eine  bestimmte  Form  des  Grundbesitzes  selber. 

Der  Inhalt  dieses  Begriffs  der  Freihenrschaft  nun,  der  auf  diese 
Weise  den  blossen  Baronien  wie  den  Grafschaften  zukommt,  ist  die 
Souverainetäi  der  Freiherren,  der  blosse«  baronie  sowohl  wie  der 
comles.  Es  versteht  sieb*  dass  in  jener  Zeit  dieser  Begriff  der 
Souverainetäi  keineswegs  ein  so  entwickelter  war,  wie  gegenwärtig. 
Sie  bestand  darin,  dass  der  Freiherr  für  seine  Freiberrschaft  kein 
Geriebt  über  sich  anerkannte,  sondern  die  Gerichtsbarkeit  in  ihrem 
ganzen  Umfange  aHein  besass;  dass  er  keiner  Gesetzgebung  und 
keiner  aufsehenden  oder  ausübenden  Gewalt  eines  anderen  inner- 
halb seines  Grundbesitzes  unterworfen,  dass  er  zu  keinem  Waffen- 
dienst verpflichtet  war,  und  dass  natürlich  von  Abgaben  keine 
Rede  sein  konnte.  Es  ist  dabei  festzuhalten,  dass  die  wirkliche 
Verpflichtung  zu  Waffenfolge  und  die  Einordnung  unter,  die  Cours 
de  Baronnie  wie  sie  selbst  später  entstanden  sind»  auch  auf  einer 
erst  später  folgenden  Entwicklung  des  Fürslenthums  und  des  Kitaig- 
tbums  beruhen.  Dero  Keime  nach  war  diese  Unterordnung  aller- 
dings schon  jetzt  vorbanden,  der  Wirklichkeit  nach  nicht.  Das 
entschiedene  Princip  war  die  Selbstherrlichkeit  der  Freiberrschaft; 
und  diesen  Grundgedanken  sehen  wir  denn  auch  noch  im  13.  Jahr- 
hundert, wo  zuerst  die  alten  Verhältnisse  in  den  Anfangen  der 
Rechtswissenschaft  Besprechung  und  Ausdruck  finden,  ganz  be- 
stimmt anerkannt. 

Die  bezeichnendste  Stelle  dafür  steht  bei  Beautninoir  Ch.  XXXIV. 
a.  41.  Er  halte  in  den  vorhergehenden  Abschnitten  vielfach  Be- 
griff und  Wort  des  a$ouvrainn  gebraucht.  Jetzt  versucht  er,  zu 
definiren  was  er  darunter  versieht.  «Parceque  noz  parlons  en  cesl 
Hvre  en  plusors  liex  du  sovrain,»  sagt  er,  -«et  de  co  qu'il  pol  et 
doit  fere  ci  aneun  parroient  entendre,  parceque  noz  ne  noromons 
ne  duc  ne  comte ,  que  ce  fust  du  roy.  Mais  en  toz  les  liex,  que 
Ii  rois  n'at  pa*  nommt* ,  noz  entendons  de  rix  qui  tieaent  en  ba- 
ronnie,  cur  caicun*  baront  e»t  sorrains  en  te  baronnic.»  Diess  ist 
die  Grundvorstellung  jener  ganzen  Zeit  vom  Wesen  und  Recht  der 
Freiherrschaft,  mit  welcher,  wie  wir  das  später  zeigen  werden, 
erst  das  Königin  um  des  13.  Jahrhunderls  in  wirkliehen  Gegensatz  tritt. 
Ganz  denselben  Sinn  haben  die  einzelnen  Bestimmungen  über  das 
Recht  der  baroonie,  dass  der  «Bers  (baron)  a  toutes  justices  en 
sa  terre»  und  dass  «ne  Ii  Rois  ne  puet  mettre  ban  en  la  terre  au 
Baron  sans  son  assinteraent ;»  darauf  weist  auch  das  Princip  zurück, 
dass  jede  Freiberrschaft  untheilbar  ist  (Etd.  11.  L.  1.  21.);  und 
dieses  Recht  bat  sich  noch  in  spaterer  Zeit  wenigstens  in  den  ein- 
zelnen Punkten  erhalten,  so  z.  B.  in  den  Gout.  d.  Lorraine  a.  27S. 
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den  Cout.  de  Maine  a.  52  und  Anjou  a.  fc5  —  wornach  der  baron 
oder  seigneur  das  Recht  hat  auf  bans,  edits  et  proclamaüons,  mettre 
et  indire  peines  sur  ses  sujets  selon  la  qtialitc  et  necessite  des  cas.» 
An  diese  Idee  der  Souverainetät  der  Freiherrschaften  schloss  sich 
nun  zunächst  der  allgemeine  Begriff  der  höheren  Pairtchaft,  dessen 
weitere  Organisation  später  sich  ergeben  wird.  Indem  nämlich 
jedes  Gut,  welches  man  «tient  en  baronie»  oder  als  absolut  freies  * 
souverain  besitzt,  diesen  Grundbegriff  der  Freiheit  mit  allen  andern 
mochten  sie  nun  gross  oder  klein  sein,  gemein  hatte,  so  hob  sich 
dadurch  jede  Idee  eines  Vorrange»  unter  den  Freiherren,  Grafen 
und  selbst  Herzögen  von  selber  auf;  denn  die  gemeinsame  Sou- 
verainetät erzeugte  die  Gleichheit  der  Freien.  Die  Freiherren  sahen 
sich  daher  nothwendig  als  gleich  an,  und  diese  Gleichheit  war  die 
Pairschnft  im  allgemeinsten  Sinne  des  Wortes,  die  nur  den  Freien 
zustand.  Der  Stolz  dieser  Freiheit  war  damals  gegen  Besitzesmaass 
und  Rang  gleich  indifferent.  Gleiche,  Pare»,  waren  alle  diejenigen 
Grundherren,  die  mit  dem  Untergang  des  Königthums  zu  souverai- 
nen  Herren  geworden  waren.  Und  man  darf  nicht  meinen,  dass 
dieses  bloss  eine  Vorstellung  ist,  die  wir  aus  der  Geschichte  ent- 
wickelt; sie  ist  im  Gegentheil  sehr  lebendig  in  dem  Bewusstsein 
auch  der  Folgezeit  geblieben  ond  ans  ihr  ging  der  Stolz  hervor, 
mit  dem  sich  noch  im  16.  ja  im  17.  Jahrhundert  die  alten  adelichen 
Familien  selbst  der  Familie  des  Königs  zur  Seite  stellten:  Von  ihr 
sind  die  Wahlsprüche  zu  verstehen,  wie  die  der»Rohans: 

«Moi  ne  puis,  Prince  ne  daigne,  Rohan  suis» 
und  der  alten  jetzt  erloschenen  Coucys: 

«Je  suis  ni  Rois  ni  Prince,  ni  Comte  ni  Marquis.  Je  suis  le 

Sire  de  Coucy,» 

und  manche  kleine  und  grosse  Ereignisse  zeigen  bei  dem  Durchge- 
hen der  älteren  Geschichte,  wie  mächtig  dieses  Selbstbewusstsein 
oft  in  den  Einzelnen,  stets  im  ganzen  Staate  dieses  eigentlichen 
hohen-  Adel»  gewirkt  hat. 

Was  nun  im  Innern  der  Freiberrschaft  diese  Souverainetät  der- 
selben erzeugt  hat,  besonders  für  den  Gerichtsorganismus,  wird  un- 
ten erläutert  werden.  Nach  Aussen  bin  aber  erzeugte  dieselbe  die 
Erscheinung,  die  unter  allen  am  meisten  die  Ordnung  der  Zustände 
durchbrechen  und  dadurch  am  meisten  zur  einzigen  damals  mögli- 
chen Abhülfe,  dem  eigentlichen  Lehnsrecht  den  Anstoss  gegeben. 
Diess  ist  die  älteste  Fehde. 

Zunächst  nämlich  an  die  allmhhlige  Entstehung  der  Idee,  deren 
Grund  in  den  früheren  Verhältnissen  lag,  dass  die  Zuständigkeit 
eines  höheren  Gerichts  eine  mehr  oder  weniger  entschiedene  Be- 
sitzesabhangigkeit  des  dem  Gerichte  Unterworfenen  von  dem  höhern 
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Gerichtsherrn  enthalte  und  begründe,  mag  sich  nun  der  Gedanke 
angeschlossen  haben,  dass  jeder  freie  Allodsherr  gerade  in  dieser 
Freiheit  das  Recht  besitze,  mit  gewaffneter  Hand  seine  Ansprüche 
geltend  zu  machen,  oder  die  Immunität  seiner  Grenzen  gegen  gericht- 
liche Maassregeln  eines  Anderen  schätzen  zu  dürfen.  Wenigstens 
sehen  wir  die  eigentlich»»  Fehden  —  die  Kriegszüge  grosser  Guts- 
herren gegen  einander  —  an  jenem  Verhältniss  entstehen.  Wir 
dürfen  uns  hier  nicht  darauf  einlassen,  zu  untersuchen,  in  wie  weit 
schon  mit  dem  Begiun  der  Beneficia  eine  Patrimonialgerichtsbarkeit 
dem  Beoefiziar  zugestanden  habe.  Gewiss  ist  mir,  dass  im  9.  Jahr- 
hundert diese  grossen  Herren  dem  Grafen  wenigstens  thatsächlich 
das  Recht  absprachen,  gerichtliche  Vornahmen  Kraft  seines  Amts 
als  königlicher  Richter  auf  dem  Grundbesitze  desselben  zu  vollzie- 
hen, und  dass  «ie  keinen  Augenblick  anstanden,  mit  gewaffneter 
Hand  sich  denselben  zu  widersetzen.  Das  war  schon  in  der  Mitte 
des  9.  Jahrhunderts  allgemein  der  Fall.')  So  lange  man  nun  den 
Grafen  noch  als  Vertreter  des  Küniglhums  gellen  Hess,  hatten  jene 
Fehden,  die  jetzt  so  gut  wie  früher  die  ganze  Parentel  umfasslen, 
noch  den  Charakter  der  Ordnungslosigkeil  und  Widersetzlichkeit  gegen 
die  anerkannte  Gewalt,  wenn  gleich  sie  das  nicht  hinderte,  immer 
allgemeiner  zu  werden.  Indem  aber  das  Königthum  selber  versehwand, 
verlor  der  Graf  jeden  Charakter  der  Obrigkeit;  der  Allodsherr  war 
sein  Pair,  und  der  Versuch,  eine  Gerichtsbarkeit  in  seinem  Gebiete 


')  Du  Ed.  Pistense  («.  864)  schreibt  schon  vor  a.  18,  dass  der  Graf  dem  In- 
haber einer  Immunität,  oder  dem  «potent  homo»,  in  cujus  poteslatem  vel 
proprietatem  confugerit  (reus)  befehlen  solle,  ihm  den  Schuldigen  auszulie- 
fern. Thut  er  es  nicht,  so  ist  er  XV.  sol.  culp.  Gibt  er  ihn  nicht  heraus 
«ad  secuDdam  Inquisitionen»,  so  soll  der  Graf  das  Recht  haben,  demselben 
«intra  immanitatem  quareudi».  Widersteht  dem  Grafen  der  Herr  « collect a 
manu»,  so  soll  er  LX.  sol.  verbrochen  haben.  Hier  ist  schon  jener  Ge- 
danke der  ausschliesslichen  Hofgerichtsbarkeit  des  Grandherrn  angedeutet ; 
aber  noch  ist  der  Graf  ein  königlicher  Beamter  und  die  Besitzungen  des 
potens  homo  sind,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch  factisch  nichts  als 
blosse  Immunitäten.  Schon  zwanzig  Jahre  später  aber  sieht  man,  wie  diese 
Verhältnisse  allenthalben  wirkliche  Fehden  erzeugt  haben.  Das  Capit.  III. 
883  a.  XI.  bei  Walter  III .  p.  230,  sagt :  Wenn  ein  vasalras  dominicus  prae- 
das  egerit,  so  soll  ihn  der  Graf,  in  cujus  potestale  fticrlt,  ad  emendatloncm 
vooare.  Will  er  nicht  gehorchen,  so  soll  ihn  der  Graf  oder  Ifissus  «per 
forciam  in  Ulud  emendare  cogere.  —  Si  autem  heisst  es  weiter  —  in  con- 
temtn  permanentes  ibi  oeeUi  fuerint,  so  soll  dafür  kein  Wehrgeld  gezahlt 
werden.  Quod  si  aliquis  parentum  —  inde  faidam  portare  vohterit,  nostra 
regia  (manu?)  exinde  eum  juvabismus».  Hier  ist  die  Auflösung  in  Fehde 
und  Gewalt  und  der  Untergang  des  alten  Grafenlhums  so  deutlich  hinge- 
leichnet,  dass  es  keiner  weiteren  Erklärung  bedarf. 
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vorzunehmen,  wäre  wirklich  Anmaassung  eines  ahm  nicht  austehen- 
den  Hechts  gewesen.  Die  Folge  davon  war  der  Salz,  dass  jetzt 
jeder  freie  Herr  keinen  Richter  über  sich  anzuerkennen  brauchte, 
und  dass  daher  bei  einem  Streit  zweier  solcher  Herren  hein  Gericht, 
dem  eigensten  Weseo  der  Fretberrsehaft  nach  berechtigt  sein  konnte, 
Recht  für  beide  zu  sprechen  und  durchzuführen.  Sie  waren  ein- 
ander gegenüber  durchaus  souterain;  und  es  folgt  daher  einfach, 
dass  sie  damit,  so  goi  wie  zwei  Staaten  des  heuligen  ReohU,  voll- 
kommen berechtigt  sein  mussten,  ihren  Streit  durch  Krieg  zu  Ende 
*n  fuhren.  Das  ist  das  Wesen  des  Fehderechls  der  JLebnse  poche; 
es  ist  nicht  so  sehr  aus  der  Schwäche  der  obersten  Gewalt,  als 
vielmehr  aus  ihrem  Nichtdosein  hervorgegangen ;  es  beruht  daher 
dasselbe  nicht  so  sehr  auf  der  Willkflhr,  als  auf  dem  Rechtspci neip 
der  Baronie;  und  es  ist  daher  dasselbe  auch  als  etwas  ganz  Selbst- 
verständliches angesehen  worden  bis  zur  Entwicklung  des  neuen  Kö- 
nigthums; so  sehr,  dass  man  nicht  bloss  nichts  absolut  Verkehrtes 
darin  fand,  sondern  diesem  Fehderecht  eine  ganz  bestimmte  rechtliche 
Form  gab.  Vondiesenrecbtlichen  Formen  der  Fehde  soll  unten  genauer 
die  Rede  sein,  wo  wir  vom  Processe  des  Lehnsrecht  reden  werden. 
Wer  dagegen  dasselbe  von  dem  Gesichtspunkte  des  heutigen  Rechts, 
dessen  innerstes  Princip  es  unmöglich  macht,  beurtheilt  und  es  für 
absolutes  Unrecht  erklärt,  der  bringt  etwas  in  jene  Zeit  des  ll.:und 
12.  Jahrhundert  hinein,  was  sie  selber  noch  gar  hesass  —  die  idec 
des  selbstherrlichen  Staats  und  die  Begrenzung  der  subjectiven  Be- 
rechtigung durch  das  Recht  der  allgemeinen  Persönlichkeit. 

Dieses  Fehderecht  ist  nun  dasjenige,  was  -das  Gericht  zwischen 
den  einzelnen  Baronien  zunächst  ersetzt  hat.  Allein  auch  hier  hat 
man  sich  gewöhnlich  mit  dem  allgemeinen  Bilde  eines  solchen  !Feh- 
derechts  begnügt,  ohne  die  verschiedenen  Zeiten  und  die  in  ihnen 
fortschreitende  Umgestaltung  gehörig  zu  sondern«  Bis  *u  der  Zeit 
nämlich,  wo  ins  mit  dem  entschiedenen  Siegt*  .desJtöaiglhums  die 
Sieherbelt  der  Reebtsbildung  und  die  ersten  Quellen  ihrer  Ge- 
schichte entgegen  treten)  hat  jenes  Fehderecht,  so  wenig  wir  auch 
von  seinem  Inhalt  wissen,  doch  höchst  wahrscheinlich  zwei  Epochen 
gehabt.  Das  Beste,  was  über  dieses  Recht  bisher  gesagt  ist,  findet 
sich  in  der  trefflichen  Vorrede  Laurrieres  zu  B.  I.  d.  Ord.  d.  L. 
p.  XXV  ff.  Wir  schliessen  uns  demselben  einfach  an,  da  neue 
Untersuchungen  hier  nicht  gegeben  werden  sollen.  Darnach  ergibt 
sieb,  dass  anfänglich  das  Fehderecht  ein- durchaus  unbegrenztes  ge- 
wesen ist,  das  weder  Form  noch  Ordnung  in  irgend  einer  Weise 
annahm.  Die  Fehden  waren,  wie  die  Baronien,  von  denen  sie  aus- 
gingen, über  ganz  Frankreich  verbreitet ;  sie  gingen  von  Gut  zu  Gut, 
von  Burg  zu  Burg,  und  .wo  ein.Freiherr  von  dem  andern,  erschlagen 
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wurde,  «and  gewöhnlich  das  ganze  Gesohlecht,  die  Parentel  auf, 
um  sich  Genügt  h  min  g  zu  verschaffen.  Ja  nicht  genug,  das*  die 
blossen  Freiherren  sich  bekriegten;  eben  so  viel  und  hartnäckig, 
gewöhnlich  weit  blutiger,  ward  zwischen  den  Freiherren  und  Für- 
sten gekämpft,  wenn  gleich  diese  letztere  Glesse  der  Fehden  einen 
wesentlich  verschiedenen  Charakter  hatte.  Jedenfalls  ward  auf  diese 
Weise  der  üofriede  der  ChalsäcUiche  Zustand  des  ganzen  Landes, 
die  Macht  ward  zum  Recht,  Mord  und  Rauh  die  Basis  des  gegen- 
seitigen Verhältnisses,,  und  vor  allen  der  arme,  elende  Bauer  von 
den  Gewaltherrschern  immer  tiefer  herabgedrückt.  Gegen  diesen 
Zustand  musste,  sollte  anders  das  Land  nicht  vergehen,  eine  Reac- 
tioo  -eintreten.  Da  aber  keine  äussere  Macht  des  Ritlerstandes  da- 
mals Herr  werden  konnte,  so  blieb  nur  das  übrig,  aus  dem  innern 
Leben  heraus  den  Anfang  des  organischen  Friedens  zu  gewinnen. 
Und  hier  tritt  uns  nun  eine  Erscheinung  entgegen,  die  von  allen 
Ergebnissen  des  Mittelalters  am  ersten  die  einige  Verwandtschaft 
der  deutschen  und  französischen  Entwicklung  zeigt.  Das  Mittel,  das 
beide  Völker  in  gleicher  Nefti,  wenn  auch  zu  verschiedener  Zeit 
sich  erzeugten,  war  keine  Gewalt,  nicht  einmal  ein  Gesetz,  sondern 
der  Versuch,  durch  die  Macht  der  Kirche  und  des  Gollesbewusst- 
seius  die  Einzelnen  zu  bestimmen,  in  der  Ausübung  jenes  freiesten 
Rechts  sich  einer  Ordnung  zu  unterwerfen.  In  Frankreich  erschien 
dieser  Gedanke  zuerst  1032.  Ein  Bisehof  in  Aquitanien  trat  auf  mit 
der  Erklärung,  dass  ein  Engel  ihm  vom  Himmel  einen  schriftlichen 
Befehl  gebracht,  die  Menschen  sollten  auf  Erden  Frieden  machen, 
um  den  Zorn  Gottes  zu  besänftigen,  der  Frankreich  mit  Pest  und 
Uuogersnoth  heimsuche.  Ob  die  Kirche  dieses  Vorgeben  veran- 
lasst oder  nicht  — -  jedenfalls  ergriff  sie  das  Mittel,  das  ihr  der 
Aberglaube  bot;  Concilien  wurden  gehalten  und  den  Bischöfen  ge- 
boten, den  frieden  herzustellen.  Die  begannen  mit  allen  Mitteln, 
die  der  katholischen  Kirche  zu  Gebote  stehen,  auf  das  ganze  Volk 
zu  wisloen;  und  es  gelang,  sieben  Jahre  lang  die  Fehden  zurückzu- 
drängen. Als  sie  taber  aufs  neue  begannen,  traten  nun  sogar,  an 
Besseres  gewohnt,  einige  Herren  «in  perubus  Aquitenisis,  deinde 
paullntine  per  Universum  Gallorum  tenritorium»  wie  Glab.  Rud.  LX. 
sagt  {a.  40*1)  zusammen  und  schlössen  einen  Vertrag  «ut  nemo  a 
feria  quarta  usque  ad  seeundam  feriam  ineipiente  luce  ausu  teme- 
rawo  pr&sumeret,  quippiam  alicui  hominum  per  vtm  auferre,  neque 
aetionis  vindictara  a  quooumque  inimico  exigere  nee  etiara  a  üde- 


timorem  Dei  parlier  etamorem,  hiess  darnach  die  «Treuga  Domioio. 
Von  Frankreich  aus  ging  diese  Idee  einer  Treuga. Dei  hinüber  nach 
England,  wo  Edouard  der  Bekenner  sie  104Ä  in  seinen  Staaten 
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publicirte.  Dieses  ist  die  Grundlage  der  Bestimmungen,  die  später 
im  L.  I.  Tit.  34.  X.  de  Treuga  et  Pace  durch  Alex.  III.  im  La- 
teranensiscben  Concil  zu  einem  gemeinsamen  Recht  der  Christenheit 
erhoben  wurden.  Allein  auch  diese  Versuche  reichten  auf  die  Dauer 
nicht  ans.  Der  Reiz  der  Willköhr  war  grösser  wie  die  Furcht  des 
göttlichen  Zornes.  Allmählig  begannen  die  Fehden  aufs  neue,  ein 
Beweis,  dass  in  welllichen  Dingen  die  kirchliche  Macht  allein  so 
lange  zu  schwach  ist,  als  noch  ein  Funken  Kraft  in  einem  Volke 
lebt.  Noch  einmal  griff  die  Kirche  zum  Mittel  des  Wunders.  Im 
Jahr  1080  trat  plötzlich  ein  Tischler,  Durand,  in  dem  Stadtchen 
Puy  en  Velay  auf  und  verkündete,  Christus  und  die  Jungfrau  seien 
ihm  erschienen  und  hätten  ihm  geboten,  den  frieden  zu  verkünden ; 
zum  Zeichen  seiner  Sendung  hätten  sie  ihm  ein  Bild  gegeben,  die 
Jungfrau  mit  dem  Christiiskinde  auf  dem  Arm,  mit  der  Umschrift: 
0 Agnus  Dei,  qui  lullis  peccata  mundi,  dona  nobis  pacem».  Jetzt  traten 
die  Bischöfe  und  Herren  abermals  zusammen,  und  dem  Gebote  fol- 
gend, schlössen  sie  in  Puy  einen  Bund,  alle  Vergewaltigung  zu  ver- 
gessen und  die  Waffen  niederzulegen*;  dieser  Bund  hiess  die  Brü- 
derschaft Gottes,  die  Confrairie  de  Dieu,  deren  Mitglieder  jenes  Bild 
als  Medaillon  trugen ;  das  Bild  schützte  vor  Gewalt.  Aber  auch 
dieser  Versuch  halte  wenig  oder  gar  keine  Folgen.  In  der  Thal 
sehen  wir,  indem  wir  die  Quellen  der  Geschichte  des  11.  und  12. 
Jahrhunderls  durchgehen,  eigentlich  nirgends  einen  Zeitpunkt,  wo 
jenes  Recht  der  Fehde  und  der  Gewalt  sich  in  Ordnung  und  Sitti- 
gung  auflöste.  Es  ist  der  Zustand  dieser  ganzen  Zeit  ein  so  absolut 
friedloser,  dass  die  Geschichtschreibung  im  Innern  Frankreichs  nicht 
einmal  dazu  gelangen  kann,  irgend  eine  allgemeine  Gestalt  dieses 
Kampfes  als  Grundlage  ihrer  Darstellung  festzusetzen.  Das  atomi- 
stische  Wogen  und  Drängen  der  kleinen  und  grossen  Herren  gibt 
ein  vollständiges  Chaos,  das  einzig  durch  eine  höchst  specielle  und 
wahrscheinlich  auf  allen  Punkten  Gleiches  wiederholende  Local ge- 
schiente aufgeklärt  werden  könnte.  Daher  ist  es  denn  wohl  haupt- 
sachlich gekommen,  dass  die  Geschichtschreiber  Frankreichs,  so  wie 
sie  bei  dieser  Epoche  anlangen,  sich  unbedingt  den  Kreuzzügen  zu- 
wenden; hier  ist  Gestalt  und  Form  der  Gegensätze,  es  tritt  ein 
Ganzes  hervor,  die  Persönlichkeiten,  auf  die  es  ankommt,  vereinzeln 
sich,  die  Entwicklung  wird  ergreifbar  und  an  der  Leichtigkeit,  in 
dem,  was  sich  von  den  innern  Zuständen  des  Vaterlandes  abson- 
dert, das  BedOrfniss  plastischer  Darstellung  zu  befriedigen,  geht 
ihnen  das  verloren ,  was  im  innern  Leben  desselben  zurückbleibt. 
Hier  gebührt  Guizot  der  Verdienst,  auch  diese  Seite  oder  die  eigent- 
liche Hauptsache  der  ächt  französischen  Geschichtschreibung  und 
Auffassung  wieder  einverleibt  zu  haben. 
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All«  jeoe  Versuche,  das  Recht  der  Fehden  in  bestimmte  Gren- 
zen zurückzuführen,  hallen  nun  wesentlich  den  Hauptsatz  bewiesen, 
dass  allein  die  wellliche  Macht  im  Stande  sei,  die  welllichen  Zu- 
stande zu  ordnen.  Die  zweite  Epoche  des  Fehderechts  tritt  daher 
erst  mit  dem  Sieg  des  Königthums  im  13.  Jahrhundert  hervor  und 
wir  müssen  in  dieser  Beziehung  auf  den  folgenden  Abschnitt  ver- 
weisen. Nur  muss  man  nicht  glauben,  dass  schon  im  Beginn  dieser 
/ein  die  Arbeit  der  königlichen  Obrigkeit  davon  ausgegangen  sei, 
das  Priocip  der  Berechtigung  zur  Fehde  selber  aufzuheben.  Es  wird 
dasselbe  vielmehr  ausdrücklich  anerkannt.  So  sagt  noch  Beaum. 
Cb.  XXXIII.  8:  oTout  soit  il  aiosi,  que  Ii  gen  Iii  home  par  noslre 
couaiume,  puissent  querroier  et  occire  et  mehaignier  Tun  l'autre 
etc.»;  ganz  Gleiches  enthalten  die  Etabl.  I.  49.  Hier  nun  bei  dem 
Begriffe  de/  Souvcrainetüt  bringt  mithin  erst  das  13.  Jahrhundert 
den  juristischen  Ausdruck  dem  thalsüchJichen  Zustande  hinzu.  Wie 
aber  erst  mit  dieser  letzteren  Zeit  hiefür  Keeht  und  Ordnung  an  die 
die  Stelle  ,der  WillkUhr  getreten  sind,  soll  unten  gezeigt  werden. 

Diese  Elemente  der  Baronie  bilden  indessen  eigentlich  nur  die 
(jniudsälze  für  das  Verbäilniss  desselben  nach  Aussen  und  machen 
sie  zur  selbständigen.  Sie  selber  aber  umfasst  ein  mehr  oder 
weniger  grosses  Gebiet  als  ihren  souverainen  Gerichtsbezirk.  Die 
innern  Verhältnisse,  die  sich  für  dieselbe  angaben,  bilden  den 
schwierigsten  Thetf  4er  ganzen  alten  Rechlsgescbichle  Frankreichs. 
Wir  werden  in  flem  Folgenden  so  viel  davon  aufnehmen,  als  für  die 
Darlegung  4er  Gerichtsverfassung  in  dieser  Epoche  nolhwendig  er- 
scheint. 

//.    Die  innern  Verhältnisse  der  Freiherrschaft, 
a)  Wesen  derselben. 

Weit  wichtiger  noch  als  jenes  Recht  der  Freiherrschaften  gegen 
einander  war  nun  das  innere  Vcrhültniss  derselben,  das  allerdings 
in  dem  Älaasse,  in  welchem  die  einzelnen  Momente  den  einzelnen 
Freiherrschaften  zukamen,  nicht  aber  in  dem  Wesen  dieser  Momente 
selber  in  den  verschiedenen  Theilen  Frankreichs  verschieden  gewe- 
sen ist.  Hier  ist  der  Punkt,  wo  wir  wieder  in  den  Theil  der  Ge- 
schichte hinabsteigen,  der  die  Bildung  der  neuen  geseUsehaßlichen 
Zustande  enthält ;  und  obwohl  wjr  denselben  unserer  Aufgabe  nach 
nur  kurz  berühren  können,  so  wird  doch  schon  die  Darstellung  der 
Gerichiaveifassung  wenigstens  einer  bestimmten  Ansicht  über  dieses 
Gebiet  als  j Grundlage  fordern  müssen. 

(Ja  nun  hier  wenigstens  in  der  Hauptsache  klar  zu  werden, 
müssen  wir  den  Inhalt  der  Einleitung  wieder  zurückrufen.  Ausge- 
hend davon,  dass  dem  Germanen  der  Besitz  als  Erfüllung  seiner 
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staatsbürgerlichen  Persönlichkeit  galt,  haben  wir  gezeigt,  wie  die 
Geschichte  des  Besitzes  in  der  Eroberung  das  Leben  der  neuen 
Reiche  gestaltet,  wie  seine  Verlhcilung  die  Gegensätze  in  denselben 
hervorgerufen  und  wie  die  Auflösung  des  königlichen  Besitzes  die 
Macht  des  Königlhums  gebrochen  hat.  Das  Resultat  dieser  Bewe- 
gung war  die  Freiherrschaft. 

Diese  Freiherrschaft  aber  bezeichnet  keineswegs  zugleich  das 
letzte  Resultat  jener  Bewegung.  Ks  ist  vielmehr  aus  dem  Begriffe 
derselben  klar,  dass  sie  nur  das  Resultat  ist,  was  aus  derselben  für 
die  Geschichte  der  Souverainetät  entspringt.  Sie  schliesst  daher  nicht 
diese  Bewegung  ab,  sondern  sie  nimmt  sie  selber  nur  in  sich  auf. 
Sie  ist  mithin  nur  die  Form,  in  welcher  wir  von  jetzt  an  die  innern 
Erscheinungen  der  Gesellschaft  zusammengefasst  sehen;  sie  ist  der 
kleine  Staat,  in  welchem  die  gesellschaftliche  Entwicklung  Körper 
und  Mittelpunkt  gefunden  hat,  nachdem  der  grosse  Staat  durch  die- 
selbe Entwicklung  untergraben  und  aufgelöst  war. 

Indem  wir  daher  vom  äussern  Recht  auf  die  innern  Verhält- 
nisse dieser  Freiherrschaft  übergehen,  stehen  wir  aufs  neue  vor  den 
Elementen  der  alten  Zustände.  Diese  waren  hauptsächlich  der  freie 
und  unfreie  Besitz  und  die  freie  und  unfreie  Persönlichkeil.  Diese 
sind  geblieben  und  sie  sind  es  mit  allen  ihren  Richtungen,  Bestre- 
bungen und  Gewalten,  die  wir  jetzt  aufs  neue  wirksam  sehen.  Allein 
allerdings  ist  uns*  durch  die  Entstehung  das  Eine  gewonnen ,  dass 
wir  ihre  Bewegung  und  Gestaltung,  auf  engern  Raum  zusammen- 
gedrängt, leichter  und  fester  erfassen  können.  Denn  da  das  staat- 
liche Element  im  Freiherrn  selber  jetzt  näher  liegt,  so  vermögen 
sie  es  nun,  dasselbe  zu  erfasseu,  zu  bestimmen  und  ihm  die  Form 
zu  geben,  die  sie  ihrem  Wesen  nach  bedingen ;  zugleich  aber  wird 
es  dieser  fi-eiherrschaftliehen  Souverainetät  selber  möglich,  so  weit 
seine  Kraft  reichen  mag,  bestimmend  und  unterwerfend  in  diese 
Verhältnisse  einzugreifen.  Und  auf  diese  Weise  geschieht  es,  dass 
sich  durch  das  Auftreten  der  Freiherrschaft  die  alten  Gegensätze  zu 
fetten  Rechtsverhältnuten  ausbilden  und  in  ihr  für  lange  Zeit  ihren 
innern  Kampf  abschliessen ,  nachdem  sich  die  Abtheilungen  und 
Grenzen  gebildet  haben.  Diess  ist  die  Bedeutung  der  Freiherrschaft 
für  die  tieschichte  des  innern  Lebens  der  französischen  Zustände 
und  für  die  Bildung  der  Gesellschaft  in  Frankreich. 

Da  wir  uns  nun  einmal  gezwungen  sehen,  diesen  jüngsten  Be- 
griff der  Wissenschaft  hier  zu  berühren,  so  möge  es  uns  erlaubt 
sein,  seinen  Inhalt  anzugeben  und  zugleich  seine  Bedeutung  auch 
für  unser  Gebiet  daran  anzuknüpfeu.  Die  grosse  Unklarheit,  die 
derselbe  in  die  Auffassung  der  neuentstandenen  Bearbeitungen 
der  französischen  Rechtsgeschichte  hineingebracht  hat,  mag  daneben 
als  besonderer  Grund  für  die  Aufnahme  des  Folgenden  dienen,  da 
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er  über  kurz  oder  lang,  weil  er  wirklich  einen  festen  Kern  bal, 
seine  Berechtigung  auch  in  der  deutschen  Rechtsgcschicbte  geltend 
machen  wird. 

Wir  gelangen  zum  Begriffe  der  Gesellschaft  dadurch,  dass  wir 
uns  die  ihrem  Wesen  nach  allgemein  persönlichen,  das  ist  durch 
den  Begriff  der  Persönlichkeit,  für  dieselbe  bedingten  Güter  in  einer 
bestimmten  Vertheilung  an  die  Individuen  denken.  Das  Maass  des 
persönlichen  Aulheils  an  denselben  bedingt  nolhwendig  aus  ferner 
liegenden  Gründen,  die  Geltung  und  Stellung  des  Einzelnen  den  an- 
dern Einzelnen  gegenüber.  Die  Gemeinschaft  erhält  daher  durch 
jene  Verkeilung  ihre  Form ;  und  das  gemeinschaftliche  Leben,  wel- 
ches in  dieser  Form  stattfindet  und  mithin  durch  das  Maass  der 
Vertheilung  bedingt  wird,  ist  die  Gesellschaft. 

Denken  wir  uns  jene  Verlheilung  an  die  Einzelnen,  bedingt 
durch  die  Geburl,  die 'Familie  und  das  Geschlecht,  in  der  Weise, 
dass  nur  diese  Momente  das  Maass  bestimmt,  welches  die  einzelne 
Persönlichkeit  an  jenen  Gütern,  dem  Eigenthum,  der  Ehre  u.  s.  w. 
erreichen  kann,  so  scheiden  sich  in  der  Gesellschaft  bestimmte 
Gruppen  ab,  deren  Wesen  es  ist,  allen  ihren  Mitgliedern  ohne  ihr 
Zuthun  jenes  Maass  mitzutheilen.  So  lange  es  aber  noch  dem  Ein- 
zelnen rechtlich  möglich  ist,  durch  eigene  freie  Arbeit  aus  der  einen 
Gruppe  in  die  andere  überzugehen  und  mithin  die  freie  Persönlich- 
keit ihre  zufällige  Stellung  in  der  Gesellschaft  selber  aufheben  kann, 
so  lange  beisseu  jene  Gruppen  noch  die  Gassen  der  Gesellschaft. 
Gewinnt  in  irgend  einer  Weise  die  einzelne  Classe  das  Recht,  dass 
nur  die  Geburt  die  Persönlichkeit  befähigt,  an  ihr  Theil  zu  nehmen, 
so  entstehen  die  Stände.  Wird  auch  innerhalb  des  Standes  die  Per- 
sönlichkeit nieht  mehr  als  berechtigt  angesehen,  so  entwickelt  sich 
aus  derselben  die  Kaste. 

Von  der  Zeit  der  Eroberung  nun  bis  zur  Zeit  des  Lehnswesens 
findet  sich  in  der  Gesellschaft  der  germanischen  Welt  ein  Zustand, 
der  alle  diese  Formen  noch  ungeschieden  enthält.  Die  Gassen  er- 
gaben sich  zuerst  unter  den  Eroberern,  aber  da  jeder  durch  Dienst 
und  Tapferkeit  zu  grossem  Besitz  und  dadurch  zu  hoher  staatlicher 
Stellung  gelangen  konnte,  so  waren  sie  nirgends  fest  bestimmt.  Das 
Element  der  Stände  lag  theils  in  den  Resten  der  alten  Geschlech- 
terehre, theils  in  der  entstehenden  Erblichkeit  der  grossen  Besitz- 
tümer und  der  Ämter.  Die  Kaste  endlich  reichte  in  den  Sklaven 
der  überwundenen  Römer  in  diese  germanische  Welt  hinein.  Aus 
dieser  bunten  Mischung  sollte  die  neue  Gesellschaft  hervorgehen; 
die  Grundlage  dieser  Gesellschaft  des  Lehnswesens  aber  sind  die 
Stände  und  ihr  Recht,  in  welches  sich  allmählig  die  übrigen  Ver- 
hältnisse auflösen. 
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Gewiss  nun  haben  viele  Momente  besonders  im  Einzelnen  auf 
mannichfache  Weise  jene  neue  Bildung  bestimmt,  und  es  wird  Nie- 
mandem einfallen,  aus  einem  Gesichtspunkte  alle  Seiten  zugleich 
aufklaren  zu  wollen.  Allein  eben  so  entschieden  ist  es,  dass  wenn 
nicht  geradezu  das  Bedeutendste,  so  doch  eins  der  bedeutendsten 
der  Besitz  und  seine  Verlheilung  geworden  ist.  Wir  werden  daher 
auch  im  Folgenden  versuchen,  die  Geschichte  des  Rechts  an  diese 
Geschichte  des  Besitzes  zu  knüpfen. 

Allein  dieser  Besitz  selber  ist  wiederum  in  mehr  als  einer  Form 
vorhanden ;  und  es  folgt  leicht,  dass  wenn  er  an  sich  eine  entschei- 
dende Gewalt  für  die  Bildung  der  Gesellschaft  hat,  auch  diese  bc- 
sondern  Formen  in  ihrer  Weise  besonders  bedingen.  Und  hier  ist 
der  Punkt,  wo  wir  aus  den  allgemeinen  Sülzen  zur  Freiherrschaft, 
im  Besondern  zurückkehren.  Dass  nämlich  die  Freiherrschaft,  ob- 
wohl die  Grundform  der  neuen  Entwicklung,  demnach  keineswegs 
die  einzige  ist,  ist  schon  früher  bemerkt.  Es  ist  daher  klar,  dass 
wir  in  der  Freiherrschafl  nicht  die  ganze  Gesellschaft  wiederfinden ; 
sondern  wir  haben  in  ihr  es  nur  mit  dem  'Fheile  derslben  zu  thun,  den 
sie  umschliesst.  Geht  man  einen  Schritt  über  sie  hinaus,  so  erscheinen 
die  Verhältnisse,  aus  denen  die  Stände  im  spät  er  n  Sinne  des  Worts, 
die  Etats,  gebildet  sind  und  unter  denen  die  Freiherren  selber  wie- 
der nur  als  Glieder  eines  allgemeineren  Volkslebens  auftraten.  Dieses 
sind  das  kirchliche  und  das  städtische  Leben,  von  dem  wir,  weil  es 
neben  der  Freiherrschaft  steht,  im  Besonderen  zu  reden  haben  wer- 
den. Von  diesen  Ständen  und  ihrem  innern  Lehen  unterscheidet 
sich  die  Freiherrschafl  und  das,  was  in  ihr  sich  bildet,  in  allem 
Wesentlichen  durch  Ein  Moment.  Während  in  der  kirchlichen 
Welt  der  inuere  Organismus  durch  das  Piincip  der  Hierarchie  im 
Allgemeinen  und  die  geistige  Tüchtigkeit  fiir  den  Einzelnen,  in  der 
städtischen  Well  derselben  durch  den  industriellen  Besitz  des  Ein- 
zelnen und  das  ihm  inwohnende  Bedürfniss  der  Selbstregierung 
Aller  bedingt  wird,  ist  es  die  eigenthümliche  Bedeutung  der  Frei- 
herrschafl, dass  in  ihr  der  Grundbesitz  und  seine  Verkeilung  das 
ausschliesslich  bedingende  Moment  geworden  ist.  Wir  haben  nun 
zu  zeigen,  wie  sich  in  ihm  und  durch  denselben  zunächst  die  nie- 
deren Slände  der  Gesellschaft  ordnen;  dann  soll  es  gezeigt  werden, 
in  welcher  Weise  die  Gerichtscerfassung  aus  dieser  Organisation  her- 
vorgeht. 

b)  Die  Standesunterschiede  innerhalb  der  Freiherr  schuft. 
I.    Der  niedere  Adel. 

.  Denkt  man  sich  die  Freiherrschaft  zur  Zeit  des  Unterganges 
des  Königlhums  ihrem  Umfange  nach,  so  ergibt  sich  leicht,  dass  der 
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Freiherr  innerhalb  derselben  grosse  Landslrecken  haben  mussle, 
an  deren  eigne  Bewirtschaftung  er .  nicht  denken  konnte.  Die 
Wertlosigkeit  dieses  Besitzes  konnte  für  ihn  nur  in  der  Weise 
zum  Werthe  gemacht  werden,  wie  es  einst  die  Könige  gethan, 
durch  Verleihung  desselben  gegen  das  Gelübde  persönlicher  Dienste ; 
und  von  ihm  hing  es  ah ,  diese  persönlichen  Dienste  selber  zu  be- 
stimmen. Das  Wesen  jedes  persönlichen  Eigenthums  aber  ist  es, 
den  Besitzer  zu  bestimmen,  sich  durch  dasselbe  den  höchsten  mög- 
lichen Genus*  zu  verschaffen.  Nun  galt  in  jener  Zeil  als  das  Höchste 
unter  den  irdischen  Dingen  Wairenmacht  und  Waffenruhe;  dazu 
kam ,  dass  man  derselben  zugleich  als  Schutz  gegen  Aussen  tiiglich 
bedurfte.  Es  lag  daher  in  der  Natur  der  Sache,  dass  der  Frei- 
herr jene  Besitzungen  vor  allem  gegen  die  Leistung  persönlicher 
Waffenfolge  seinen  Getreuen  verlieh. 

Allein  daraus  ergab  sich  sogleich  ein  anderes.  Der  Waffen- 
dienst ,  sollte  er  in  jener  Zeit  seinen  ganzen  Werth  haben,  musste 
nolh wendig,  wie  die  Gefahr  der  Fehde  selber,  ein  dauernder,  be- 
ttändigcr  sein;  der  Sieg  im  Kample  hing  wenig  von  der  Masse, 
fast  ganz  von  der  persönlichen  ritterlichen  Wahrhaftigkeit  ab.  Da- 
her dann  hatte  eine  kleine  Vergebung,  die  dem  Beliehenen  nicht 
die  Möglichkeil  zu  dauerndem  Waffendienst  gab,  wenig  Werth  für 
Geber  und  Empfänger.  So  entstanden  die  freiherrlichen  Verleihungen, 
die  gross  genug  waren,  tun  ihrem  Eigner  die  eigentliche  ritterliche 
Wafferiiibuitg  zu  gestalten. 

Wo  das  nun  der  Kall  war,  ergab  es  sich  von  selbst,  dass  der 
Sohn  eines  solchen  Vasallen  auf  gleiche  Weise  die  Waffen  als  sein 
Handwerk  ansah,  und  den  Landhau  verachtete.  Von  Kind  zu  Kind 
vererbte  sich  diese  Auffassung,  in  jedem  Nachfolger  an  Entschie- 
denheit zunehmend.  So  bildete  sieb  aus  der  Classe  der  grösseren 
Vasallen  ein  eigner,  kriegerischer  Stand,  der  sich  vom  eigentlichen 
Landbau  ablöste,  und  die  höchste  Aufgabe  seines  Lebens  in  dem 
Waffendienste  suchte. 

Es  bedarf  kaum  der  Darstellung,  dass  dasjenige  was  hier  von 
den  Vasallen  gesagt  ist,  in  gleicherweise  von  den  grösseren  Allod- 
herren  gellen  muss,  die  sich  in  der  Zeil  der  Nolh  dem  Freiherrn 
recommandirt  hatten.  Nur  der  Unterschied  ergab  sich,  dass  die 
Vasallen  ihren  Grundbesitz,  /u  diesem  Zwecke  von  vorne  herein 
erhielten,  während  jene  durch  den  Lauf  der  Dinge  ihn  erst  einnah- 
men, ein  Unterschied,  den  die  frühere  Gleichheit  des  Verhältnisses 
Iheils  gänzlich  erreichte ,  thcils  wenigstens  jener  unterordnete.  Beide 
aber  traten  zusammen  in  Ein  Ganzes;  aus  beiden  begann  sich  ein 
formlicher  Stand,  der  Stand  der  Krieger ,  der  milites  zu  bilden,  die 
sich  wie  einst  das  Gefolge  an  den  Herzog,  jetzt  an  den  Baron  an- 
schlössen. 
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Nehmen  wir  nun  deu  früheren  Gedanken  wieder  auf,  so  ist 
es  leicht  %u  sagen,  welche  Folge  die  Entstehung  dieses  Standes 
zunächst  für  die  Entwicklung  der  freiherrlichen  Gewalt  haben  musslo. 
Diese  Gewalt  seiher  nämlich  halle  nicht  noch  etwas  neben  jenen 
Miiites  zu  ihrem  Inhalt,  sondern  sie  bestand  grade  aus  dem  Dienst 
und  der  Treue  desselben.  Was  die  Herren  für  den  König  gewesen, 
das  waren  die  Miiites  für  die  Herren  geworden.  Es  folgte  daher, 
dass  diese  letzteren  die  Gewalt  hatten,  das  eigne  Recht  und  ihr 
Verhällniss  zum  Freiherrn  so  zu  ordnen,  wie  sie  selber  wollten; 
die  Form  ihrer  Abhängigkeit,  oder  die  Verfassung  der  ßaronie  für 
diesen  Stand  war  demnach  in  seine  eigne  Hand  gegeben ;  denn  die 
Herren  roussten  die  Selbstständigkeil  derer  anerkennen,  durch  deren 
Hülfe  sie  die  eigene  nach  aussen  und  innen  allein  erhalten  konnten. 
Auf  diese  Weise  entstand  nun  selbst  in  jener  Lehnsabhängigkeit 
eine  Classe  von  Lehnshörigen ,  die  wenn  auch  nicht  ihrem  strengen 
Hecht,  so  doch  ihrer  Bildung  und  Bedeutung  nach  frei  waren. 
Durch  diese  Bewegung  begann  der  Grundbegriff  des  ganzen  germa- 
nischen Lebens,  die  persönliche  Freiheit,  innerhalb  der  Abhängig- 
keil unter  den  Freiherren,  seine  neue  Gestalt  zu  bilden.  Denn 
in  diese  Classe  zog  sich  gleichsam  die  Idee  der  alten  Volksfreiheil 
zurück;  sie  war  das  Moment,  an  welchem  die  Entwicklung  der  un- 
beschränkten gufsherrlichcn  tiewall  ihre  Grenze  fand,  und  es  ver- 
steht sich  damit,  dass  sie  es  zugleich  war,  die  für  jenen  neuen 
staatlichen  Körper,  die  Freiherrschan,  eine  freie  Verfassung  und 
ein  freies  Gericht  bedingte  und  fortsetzte.  Hier  lag  mithin  der  Keim 
Air  die  Bildung  der  crslen  Ilauptseile  des  Gerichts,  desjenigen,  das 
wir  das  freie  Gericht  nennen  wollen. 

Aus  dem  gan/.en  Gange  der  Entwicklung  ergiebt  es  sich  nun 
leicht,  dass  die  Entstehung  jenes  Standes  der  Freien  der  Lehns- 
epoche keine  plötzliche,  und  ferner,  dass  das  Maas  der  Abschie- 
dung  desselben  in  den  verschiedenen  Thcilen  Frankreichs  ein  sehr 
verschiedenes  gewesen  sein  wird.  Doch  enthält  schon  das  Obige 
dasjenige,  was  man  als  das  Lcbensclement  dieses  Standes  ansehen 
kann,  die  Idee  der  Freiheit  als  bedingt  durch  die  Waffenbürtigkeit. 
Das  war  die  Gleichheit  dieser  /eil  mit  dem  ältesten  germanischen 
Hecht,  dass  diess  Wafleurecht  als  absolute  Bedingung  der  Freiheil 
galt ;  der  Unterschied  lag  darin ,  dass  dieses  Waflenrecht  sich  «II- 
mählig  von  der  Waffe  des  Volkes  abtrennte,  und  zum  Hecht  eines 
besonderen  Staudes  wurde.  Dadurch  nun  ward  es  natürlich,  dass 
dieser  Stand  auf  sich  als  sein  ausschliessliches  Hecht  zugleich  auch 
den  ursprünglichen  Begriff  der  früheren  Ehre  übertrug.  Wir  dürfen 
hier  uns  nicht  darauf  einlassen ,  den  Ursprung  des  Adels  und  seine 
älteste  Bedeutung  zu  untersuchen.  Es  scheint  uns  aber  unzweifel- 
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haft,  dass  in  der  Zeit  vom  7.  zum  11.  Jahrhundert  eine  Epoche 
hervortritt ,  in  welcher  man  weder  von  dem  Adel  der  allen  noch 
dem  der  neuen  Zeit  reden  kann,  und  diess  erst  im  Lehnwesen.  An- 
fänglich aber  sind  diese  Freien  der  beginnenden  Lehnsepoche  nur 
noch  eine  Classe  im  Volke,  denn  wie  einst  zur  Königszeil  kann  auch 
jetzt  jeder  Freie  durch  Verleihung  und  persönliche  Tapferkeit  nicht 
bloss  von  Besitzlosigkeit  zum  Riltergulsbesilz  und  damit  zu  jenem 
Waflenberechtiglen,  sondern  bei  besonders  günstigen  Verhältnissen 
sogjr  in  den  Stand  der  Freiherren  übergehen.  Diess  ursprüngliche 
Verbältniss  lössl  sich  nun  in  den  Begriff  und  das  Hecht  des  slan- 
desraässigen  Adels  auf,  dessen  Entstehung  wir  uns  in  folgender 
Weise  denken. 

Es  liegt  nolhwendig  im  Wesen  aller  Geschlechterverfassung, 
dass  die  von  den  ältesten  Söhnen  der  ersten  Familie  abstammenden 
Geschlechter,  als  die  Träger  der  Idee  eines  Familienoberhaupts ,  in 
der  Öffentlichen  Meinung  eines  gewissen  Vorrangs  gemessen,  der 
durch  lang  übertragenen  grösseren  Besitz  und  durch  gewohnte 
Anftihrerschaft  in  allen  Dingen  selbst  den  minderbedeutenden  Per- 
sönlichkeiten erhalten  zu  werden  pflegt.  Dass  die  ältesten  germa- 
nischen Stamme  eine  solche  Gesehlechterverfassung  gehabt,  und 
in  gleicher  Weise  bei  ihnen  eine  solche  traditionelle  Superiorilat 
sich  ausgebildet  hatte,  schon  ehe  sie  die  Eroberung  begonnen,  ist 
unsere  Voraussetzung.  Ebensowenig  ist  uns  zweifelhaft,  dass  diese 
Eroberung  selbst  das  alle  Verhältniss  der  Geschlechter  gebrocheu 
hat.  Denn  der  Herzog  der  ganzen  Volksstämme  zerriss  das  Land 
zwischen  den  Nachkommen  jüngerer  Söhne  und  älterer  thcils  ört- 
lich, theils  wurden  die  Nachgcbnrnen  durch  hervorragende  Tüch- 
tigkeit in  der  neuen  Gestalt  der  Dinge  die  ersten  an  Besitz  und 
öffentlicher  Stellung.  Daher  gab  es  denn  allerdings  eine  Zeitlang 
zwar  mächtige  und  ausgezeichnete  Personen,  deren  Geschlecht  sich 
gerne  an  sie  anschloss;  es  gab  ferner  noch ,  so  weit  die  zusammen- 
gehörigen Geschlechter  nicht  auseinander  geworfen  wurden  im 
Drange  der  Ereignisse ,  die  Beste  des  alten  Familien  -  und  Geschlech- 
terrechts;  es  gab  Optimates  ,  oder  es  gab  keinen  Adel,  keine  Mo- 
biles mehr;  und  dieser  Begriff  verschwindet  daher  für  eine  Zeitlang 
fast  gänzlich.  Diess  war  der  Charakter  des  Zustandes  unter  den 
Merovingern  und  Karolingern. 

Allein  jenes  ursprüngliche  Verhältniss  war  doch  im  Grunde 
nur  durch  äussere  Momente  aufgehoben,  lind  wie  es  mit  solcher 
bloss  äusserlichen  Vernichtung  alter  tiefbegründeter  Institute  immer 
gehl ,  so  geschah  es  auch  hier.  Die  Idee  des  Gcschlcchlsadels  lebte 
fort  bei  den  Germanen  ;  und  es  bedurfte  nur  geeigneter  Verhältnisse, 
um  derselben  wieder  ihren  Körper  zu  geben.    Diess  nun  geschah 
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grade  iu  dieser  Zeil ,  wo  wie  wir  gesehen ,  die  beiden  Grundlagen 
der  allen  germanischen  Freiheit ,  Grundbesitz  und  Waffenrecht, 
durch  den  Gang  der  Dinge  wenn  auch  nicht  mehr  den  ältesten, 
so  doch  bestimmten  Geschlechtern  erblich  wurden.  Ganz  natürlich 
war  es,  dass  jene  Idee  des  ältesten  GescblechUadels  sich  nun  auf 
diesen  neuen,  den  Schwertadel,  übertrug,  theils  vom  Volke  aus  ihm 
zugeschrieben,  theils  von  ihm  selber  aufgenommen  und  fortgebildet. 
So  ward  durch  die  Kniwicklung  der  Verhältnisse  aus  dieser  Classe 
der  Freien  iu  der  Freihcrrschaft ,  die  uicht  den  Herren,  aber  auch 
nicht  den  Abhängigen  zugezählt  werden  konnten,  allmählig  ein 
Stand,  zu  dem  die  Geburt  allein  den  Zutritt  möglich  machte;  und 
dieser  Stand  ist  eben  des  niederen  Adels,  Fassl  man  das  Obige  zu- 
sammen, so  kann  man  sagen,  dass  der  Keim  des  Adelt  hu  ins  deu 
Untergang  der  allen  adelichen  Geschlechter  überlebt  hat,  und  dass 
mithin  der  Adel  seiher  seinem  Begriir  nach  der  alte  war,  während 
die  Adelichen,  der  wirkliche  Adel  dieser  Zeit,  ohne  Unterschied 
aus  allen  bestehend ,  die  erbliches  Waflenrecht  besassen ,  dem 
grösslen  Theil  nach  aus  neuen  Geschlechtern  bestanden.  Nicht  das 
Wesen  des  Adels,  nur  die  Genealogien  sind  neue  geworden. 

Der  Stand  dieser  Adelichen  nun,  die  gentix  honst  (gentiles)  bildet 
wie  gesagt  den  eigentlichen  Körper  des  allen  Volksrechts,  den  Sitz 
der  persönlichen  Freiheit  in  dieser  Epoche,  die  allen  anderen  Ständen, 
soweit  sie  aus  dem  Grundbesitz  hervorgingen ,  erobern  gegaugen 
war.  Damit  war  ihnen  aber  zugleich  der  Gedanke  der  Gleichheit 
unter  einander  gegeben ;  und  so  entsteht  uns  die  unterste  Classe 
der  Pairschaft ,  von  der  wir  oben  schon  im  Allgemeinen  gesprochen. 
Die  gentix  hons  sind  die  Pairs  der  Freihcrrschaft ,  oder  wie  wir  sie 
nennen  wollen,  die  freiherrlichen  Fairs,  zum  Unterschiede  von  den 
beiden  übrigen  Clauen  der  Pairschaft,  den  fürstlichen,  und  den 
königlichen  oder  Heichspairs ,  auf  die  wir  später  zurückkommen.  Es 
ist  besonders  Pur  das  richtige  Versländuiss  der  Gerichtsverfassung 
dieser  Begriir  festzuhalten;  auch  erklärt  er  manche  Rechtsverhält- 
nisse ausserhalb  des  Gerichts,  deren  Darstellung  aber  ausserhalb 
u nsi er  Aufgabe  liegt.  Und  möge  es  genügen,  in  der  inneren  Con- 
tinuitäl  der  Entwicklung  diesem  ersten  Stande  der  Freiherrschaft 
seinen  Platz  angedeutet  zu  haben. 

Von  ihm  geht  nun  ein  schwer  nachzuweisender  Übergang  hin 
zu  dem  dritten  Stande,  den  eigentlich  Unfreien.  Wir  glauben,  dass 
diese  Mittel vei  hallnisse  deutlicher  werden,  wenn  wir  das  zweite  Ex- 
trem, diese  Unfreien  und  ihre  Geschichte  zuerst  betrachten. 

//.    Die  Unfreien,  vilains  und  serfs. 

Zweierlei  ist  schon  früher  bemerkt  und  bedarf  hier  nur  der 
Erinnerung.   Zuerst  dass  die  Classe  der  alten  Unfreien  sich  fort- 
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setzt  im  fränkischen  Reich;  dann  dass  sich  uuler  den  Germanen 
selber  eine  Gasse  entwickelte,  die  arm,  elend,  einheits-  und  kraftlos 
in  vollständige  Abhängigkeit  von  den  Grundherrn!  gcriclh.  Doch 
blieben  beide  Gassen  noch  wesentlich  geschieden  bis  zur  tahns- 
epoche;  hier  gehen  sie  in  einander  über,  und  bilden  jetzt  die 
ihrem  Hecht  uud  Wesen  nach  fernerhin  fast  uminterschiedene  Gasse 
der  Unfreien  überhaupt.  An  sie  schliesst  sich  die  zweite  Form  des 
Gerichts,  das  unfreie.  Gericht.  Die  Bildung  dieser  Gasse  ist  fol- 
gende. Man  muss  sich  dabei  diejenige  Gasse  der  Germanen  den- 
ken, die  aus  irgend  einem  Gruude  einen  so  kleinen  Resilz  haben, 
dass  an  einen  Waffendienst  fiir  sie  nicht  zu  denken  ist ,  und  deren 
Grundbesitz  selber  entweder  als  recommandirler  oder  verliehener 
vom  Grundherrn  abhängig  ist.  Diese  Gasse  leistet  ihnen  Leitung 
zum  Öffentlichen  oder  den  Zins  ihres  Besitzes  bald  als  Dienst,  bald 
als  wirkliche  Abgabe;  oft  in  solchem  Maasse,  dass  sie  materiell 
eben  so  schlecht  gestellt  ist,  als  die  wirklich  Unfreien,  der  alle 
servus.  Dennoch  ist  noch  ein  wesentlicher  Unterschied  vorhanden. 
Der  Germane  ist  persönlich  frei,  das  heisst  seine  Abhängigkeit  ist 
auf  seinem  Willen  begründet,  eine  vertraysmäsgige ,  er  ist  mithin  für 
die  Scholle,  die  er  besitzt,  verpflichtet,  aber  noch  nicht  an  die 
Scholle  gebunden;  nur  der  servus  ist  gänzlich  rechtlos.  Jene  ver- 
tragsmäßige Verpflichtung  bildet  daher  auch  auf  dieser  untersten 
Stufe  noch  die  (irenxe  der  Unfreiheit  dieses  villanus,  und  die  Schranke 
der  herrlichen  Gewalt.  Die  ganze  Gasse  der  waffenlosen  Unfreien 
war  noch  eine  zweifache,  die  berechtigte  und  die  rechtlose. 

Als  nun  die  Macht  der  llerreu  grösser  ward ,  waudte  sie  sich 
iu  natürlicher  Weise  dieser  Schranke  zu.  Ks  musslo  die  Berechti- 
gung des  Hintersassen,  nur  so  viel  zu  leisten,  als  er  sich  selber 
zu  leisten  verbindlich  gemacht,  gebrochen,  und  das  Maas*  der 
Leistung  in  die  Willkiihr  des  Herrn  gelegt  werden.  Denn  damit 
ward  uicht  bloss  diese  Leistung  selber  eine  grossere,  sondern  es 
ward  eben  wesentlich  die  vertragsmäßige,  beschränkte  Abhängigkeit 
in  eine  absolute,  die  Freiheil  in  wirkliche  Unfreiheit  verwandelt. 
Indem  aber  somit  der  letzte  Hall  der  Freiheit  auf  diese  Weise  an- 
gegriffen ward,  bereitete  sich  die  Verschmelzung  dieser  Gasse  von 
Hörigen  mit  den  ursprünglich  Unfreien  der  Eroberung  vor;  beide 
anfänglich  streng  geschieden,  begannen  rechtlich  Ein  Ganzes  zu 
bilden;  und  dieses  Ganze,  in  allem  Wesentlichen  gleich,'  nahm 
nun  auch  die  für  die  Unterworfenen  noch  erhaltene  Form  des  Ge- 
richts, das  Reamtengerichl  und  das  Einzelgericht,  als  diu  unfreie, 
in  sieb  auf.  Das  Mittel  aber,  wodurch  dieses  geschah,  waren  die 
Abgaben,  die  jenen  Hörigen  oder  villanis  auferlegt  wurden;  und 
man  kann  sagen,  dass  die  Entwicklung  der  Abgaben  identisch  ist 
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mit  der  Entwicklung  der  Unfreiheit,  wie  die  der  ritterlichen  Waflen- 
übung  es  mit  der  der  Freiheit  geworden,  und  da  der  Gegenstand 
von  höchster  Bedeutung  ist,  möge  es  uns  erlaubt  sein,  ihn  genauer 
zu  verfolgen.  Wenn  man  sagt,  dass  der  freie  Franke  von  allen 
Abgaben  frei  gewesen ,  so  liegt  eigentlich  schon  darin  ein  falscher 
Gesichtspunkt.  Denn  ursprünglich  war  es  gar  nicht  denkbar ,  dass 
der  freie  Germane  überhaupt  zu  Abgaben  verbunden  sein  konnte. 
Jede  Abgabe  wäre  dem  Einzelnen  gewesen,  was  sie  dem  Staate 
war,  ein  Tribut,  ein  Zeichen  der  Abhängigkeit.  Die  Abgabe  war 
nicht  so  sehr  ein  Einkommen,  als  ein  Symbol  der  Herrschaft.  Und 
daher  ist  denn  die  Geschichte  der  Abgaben  nicht  eine  Geschichte 
des  Einkommens  der  Herren  und  Herrscher,  sondern  in  dieser  Zeit 
eine  Geschichte  der  Entwicklung  der  Unfreiheit,  sowohl  für  den 
Grundbesitz  als  fiir  die  Personlichkeil.  Aus  diesem  Grunde  bedingt 
das  eiue  das  andere,  und  es  ist  milhiu  das  eine  die  Erklärung  des 
anderen. 

Der  erste  Schritt,  den  die  Entwicklung  des  Abgabensyslems 
der  Gewaltherrschaft  der  Freiherren  entgegen  that,  war  der  Uber- 
gang der  königlichen  Abgaben  an  die  Coinites  des  Reichs.  Ver- 
pflichtet zur  Zahlung  waren  damals  zwei  Classen  der  Einwohner; 
die  unterworfenen  Besitzer  des  Landes,  Städler  und  Landbauer, 
und  die  freien  Germanen,  die  auf  königlichen  Grund  und  Boden 
gegen  Censiisleistung  sassen.  Von  beiden  halle  der  Graf  die  Er- 
hebung. Nun  aber  besass  derselbe  auf  seinen  eignen  Gütern  gleich- 
falls Unfreie  und  persönlich  Freie,  oder  grundhörige  Vasallen. 
Hier  war  niilhin  die  Scheidung  zwischen  beiden  demselben  über- 
lassen ,  der  das  meisle  Interesse  daran  halle,  sie  nicht  aufrecht  zu 
hallen,  dem  Grafen.  Denn  wer  dem  Grafen,  und  nicht  dem  Könige, 
sein  Gens  bezahlte ,  der  war  dem  ersleren  und  nicht  dem  letztem 
abhängig.  Daher  kam  es  denn ,  dass  schon  unter  Karl  dem  Grossen 
selber  die  Grafen  begannen ,  dem  Könige  die  Abgabe  vorzuenthalten, 
und  sie  filr  sich  in  Anspruch  zu  nehmen.  Wie  baltlos  in  sich  das 
System  des  karolingischen  Reiches  schon  damals  gewesen ,  als  Karl 
der  Grosse  noch  in  der  Kraft  seines  Maunesalters  stand,  zeigen 
einzelne  zerstreute  Andeutungen  aus  seinen  Verordnungen,  welche 
beweisen,  wie  wenig  auch  er  die  Übergriffe  der  Grafen  zu  hindern 
vermochte.  So  bestimmt  das  Cap.  3.  a.  810.  a.  10:  ut  Missi  nostri 
cetmts  nostros  diligenler  perquiranl ,  unduinque  antiquitus  venire 
ad  parlem  regis  solebant,  similiter  et  freda,»  und  ganz  ähnlich  ge- 
bietet das  Cap.  4.  a.  819.  a.  2.  es  solle  der  Tribut,  der  von  ver- 
ganten Grundstücken  bis  dahin  an  den  König  gezahlt  worden,  auch 
jetzt  noch  von  dem  Innhaber  derselben,  sei  es  eine  Kirche  oder 
irgend  ein  anderer,  fernerhin  «ad  parlem  noslrara»  gezahlt  werden, 
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«nisi  forte  talem  firmitatem  de  parle  doroinica  habeat ,  per  quam 
ipstira  tribiitura  tibi  perdonatum  possit  ostcndcre.»  Nun  aber  halte 
der  Graf  die  Oberaufsicht,  und  das  Institut  der  Missi  vermochte 
grade  da  am  wenigsten,  wo^der  Graf  am  meisten  vermochte.  Man 
denkt  sich  leicht,  wie  die  Sache  ihren  Verlauf  genommen  haben 
wird.  Auf  diese  Weise  ward  das  königliche  Recht  untergraben, 
und  was  der  König  verlor,  gewann  der  Comes.  Noch  aber  scheint 
es,  als  ob  nur  die  schon  Abgabenpflichtigen  der  Abgabenherrschaft 
des  letzteren  unterworfen  gewesen  seien.  Diess  ward  anders,  haupt- 
sächlich durch  die  Norraannenkriege.  Wir  haben  gesehen,  wie 
die  alten  Besilzverbfiltnisse  durch  dieselben  zerrüttet  wurden.  Die 
Vertriebenen  und  im  Elende  Umherirrenden  wurden  zwar  im  Inneren 
des  Reichs  wieder  aufgenommen;  oder  der  Preis  für  den  Schutz 
und  die  Aufnahme  war  eine  Abgabe,  die,  erst  vielleicht  nur  frei- 
willig ,  bald  eine  gezwungene  wurde.  Höchst  bezeichnend  ist  hiefür 
das  Praceptum  pro  Ilispanis.  (Bai.  II.  p.  26.  a.  844.)  Fern  vom 
unmittelbaren  Schutz  des  Reichs,  auf  ihren  Grafen  angewiesen, 
hatten  die  (Intergehörigen  desselben  sich  daran  gewöhut,  demselben 
ein  jährliches  Geschenk  zu  geben  «propter  lenilatem  et  mansuelu- 
dinem  Comilis,  honoris  et  obsequii  gratia.»  (Prai  pr.  H.  CIX.) 
Es  war  ganz  natürlich,  dass  diese  Sitte  blieb  bei  der  Umsiedlung, 
weil  der  Grund  derselben  dauerte.  Aber  jenes  Geschenk  ward  von 
Unfreien  so  gut  wie  von  Freien  gegeben ;  und  es  war  eben  so  na- 
türlich, dass  der  Graf  beide  Arten  der  Abgaben  für  gleich,  und 
daher  denn  auch  sein  Recht  über  beide  Arten  der  Beisteuernden 
ebenfalls  als  ein,  dem  Wesen  nach  gleichet  ansah.  Daher  fügt  jenes 
Pneceplum  hinzu :  es  dürfe  jene  Abgabe  zwar  gegeben  werden, 
allein  es  solle:  «non  hoc  eis  pro  tributo  vel  censu  alitfuo  computetur, 
neqiie  Comes  ille  aut  sui  cessores  ejus  hoc  in  cousitetudiueiu  venire 
pnesumanl.»  Ein  solches  Verbot  wäre  nicht  gegebeu  worden,  wenn 
nicht  grade  das  Entgegengesetzte  geschehen  wäre.  Und  in  der  Thal 
lag  dos  letzlere  so  nahe,  dass  auch  bei  gutem  Willen  der  Herren  das- 
selbe schwer  vermieden  werden  konnte.  Das  was  hier  vor  sich 
ging,  war  aber  weit  entfernt,  bloss  für  einen  Theil  Frankreichs 
zu  gellen.  Die  Gründe,  die  hier  eine  Abgabe  an  den  inächtigsteu 
Grundherrn  von  Seiten  der  kleineu ,  noch  freien  Insassen  erzeugten, 
waren  allenthalben,  wenn  gleich  an  verschiedenen  Orten  in  ver- 
schiedenem Maasse  vorhanden.  Auf  diese  Weise  begann  das  Steuer- 
recht  der  Herreu  sich  nun  auch  über  die  ursprünglich  Freien  aus- 
zudehnen. 

Nun  konnte  diese  Abgabe  im  Anfange  eine  kleine  sein ,  vielleicht 
sogar  klein  im  Verbältniss  zu  demjenigen,  was  dafür  gegeben  ward; 
sie  konnte  mithin  als  Abgabe  noch  einen  freien  Erwerb  und  ver- 
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mögensrechtliche  Selbstständigkeit  dem  Leistenden  lassen.  Allein 
es  war  auch  nicht  eigentlich  das  Maas»  jener  Leistung,  was  bald 
von  so  grosser  Bedeutung  wurde,  sondern  es  war  damit  das  Recht 
des  Leistenden  selber  in  ein  ganz  neues  Yerhällniss  getreten.  Der 
freie  Germane  leistete  Wehrpflicht  dem  Staate  und  seinem  Senior 
nur  in  so  fern  dieser  der  Vertreter  des  Staats  war;  der  Ahgaben- 
pflichtige  dagegen  leistete  die  Abgabe  nur  dem  Herrn;  er  war  jetzt, 
wie  der  servns,  von  einem  Einzelnen  abhängig,  und  das  war  das 
Unfreie  in  dieser  Abgabe.  Von  diesem  Augenblick  an  schieden  sich 
mithin  Abgabenpflicbtige  und  Abgabenfreie  wirklich  von  einander, 
als  zwei  wenentlich  verschiedene  Stände;  es  war  ein  neues  Moment 
hinzugetreten,  das  die  Gemeinschaft  nicht  länger  ertrug;  und  so  ge- 
schah es,  dass  die  Abgabenfreien  diejenigen,  die  sich  selber  der 
Abgabe  unterworfen  halten,  von  sich  ausschlössen  und  sie  und  ihr 
Schicksal  dem  Grundherrn  üherliessen.  Das  war  die  erste  Schei- 
dung dieses  Standes. 

Diesem  Herrn  gegenüber  aber  waren  jene  Pflichtigen  wirklich 
unfrei;  und  hier  begann  nun  die  Entscheidung  für  die  von  den  Freien 
Verlassenen  durch  die  Herren  in  ihre  Gewalt  zu  kommen.  Diese 
fingen  an  die  Grenze,  welche  zwischen  den  serfs  und  den  neuen 
Steuerpflichtigen  bestanden,  aufzuheben,  und  die  letztern  der  glei- 
chen Rechtlosigkeit  zu  unterwerfen.  Das  Recht  dazu  glaubten  sie 
in  dem  anerkannten  Recht  der  Abgabe  zu  haben,  die  ein  Zeichen 
der  wirklichen  Unfreiheil  war ;  die  Macht  dazu  hallen  sie,  geschützt 
durch  ihre  Bürgen,  durch  die  ritterlichen  Waffen,  durch  den  Dienst 
ihrer  Hommes.  Hier  nun  beginnt  eine  Seite  der  Geschichte  sich  zu 
entwickeln,  die  für  diese  ganze  Fpoche  die  ewige  Schmach  des  Feu- 
dalsystems bilden  wird.  Das  Abgabensvslem  ging  mit  einer  wahr- 
haft furchtbaren  Schnelligkeit  über  in  ein  System  der  Erpressungen 
und  Bedrückungen  gegen  diese  armen  verlorenen  Snhne  des  Jahr- 
hunderts ;  der  einst  freie  Grundsasse  ward  gezwungen,  den  besten 
Theil  seiner  Habe,  den  Gewinn  seiner  mühseligen  Arbeil  dem  Herrn 
zu  geben,  der  ihm  dafür  mit  keiner  Hülfe,  nicht  einmal  mit  Mensch- 
lichkeil lohnte;  man  ging  weiter;  als  das  Geld  nicht  ausreichte  und 
der  edle  Ritter  auf  seiner  Burg  für  die  Arbeit  seiner  Vorfahren  sich 
zu  gut  hielt  und  statt  sein  Land  zu  bauen,  mit  Jagd  und  Turnier 
Zeit  und  Vermögen  vergeudete,  musste  der  Bauer,  wie  einst  der 
Sklave,  mit  Hand  und  Spanndienst  auch  die  Arbeit  des  Herrn  ver- 
richten; in  weniger  wie  hundert  Jahren  entstand  eine  solche  Masse 
von  verschiedenen  Abgaben,  dass  es  schwer  ist,  auch  nur  ihre  Na- 
men recht  zu  deuten.»1)    Wie  unendlich  viel  Elend  die  Geschichte 

i)  Wir  verweisen  filr  da»  Eiozelue  auf  die  treffliche  PreTace  zu  den  O.  d.  L. 
F.  XIV.  XV.  XVI. 
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dieser  Zeit  mit  ihrem  trostlosen  Schweigen  bedecken  mag,  wird  nie 
ganz  gesagt  und  erzählt  werden.  Aber  was  der  Nachkomme  des 
allen  freien  germanischen  Stammes  damals  gelitten  hat,  wird  zwei- 
fach schmerzlich  durch  die  noch  sagenhaft  fortlebende  Erinnerung 
an  frühere  Freiheit  und  früheres  Recht.  Was  während  dieser  Jahr- 
hunderte innerhalb  jener  Freiherrscbaften  vor  sich  ging,  zeigen  uns 
vereinzelnde,  aber  sprechende  Nachrichten.  Wir  führen  hier  zur 
Erläuterung  nur  einige  an,  wie  sie  uns  gerade  zur  Hand  liegen;  sie 
stehen  nicht  allein,  aber  ihre  genauere  Untersuchung  gebort  andern 
Arbeiten.  Der  Abt  von  Ougny,  Petrus  Venerabiiis  schreibt  in  seinen 
Episteln  LI.  28:   Palet  quippe  innitis,  quatiter  seculares  domini 

rusticis  sernts  etancillis  dominentur  praeter  solilos  census  ter  aut 

quater  in  anno,  ve l  qnoliex  voiunt,  bona  ipsorum  diripiunt,  innumeris 
servitiis  aflligunt,  onera  gravia  et  importabilia  imponnunt,  unde  ple- 
ruraque  eos  etiam  solum  proprium  relinquei*e,  et  ad  peregrinos 
fugere  cognnt.»  In  der  Befreiung  der  (herzoglichen)  villa»  in  Lotbrin- 
gen durch  Heinr.  IL  Herzog  von  Lothringen,  von  der  maiii-morte 

(bei  Mirtens  Op.  Dipl.  I.  203)  heisst  es:  «  ab  illa  exaetiont 

sive  extortione,  qua?  vutgariter  manus  mortua  dicilur»  sollen  die 
vitlani  ftir  dabin  befreit  sein;  ganz  ähnlich  bestimmte  die  Gräfin 
Mathilde  von  Nevers  vielleicht  von  ihrem  Gewissen  getrieben  in  ihrem 
Testamente  für  ihre  ursprünglich  freien  Grundsassen :  «Quitlo  om- 
nino  et  in  perpeluum  liberis  u/reis  civilus  Autissiodorensibus  (Auxcrre) 
man  um  mortuam,  quam  in  prejudicium  eorum  confitcor  me  arnestatie.» 
(Dnc.  Gl.  V.  Manus-mortna.)  Auf  ein  gleiches  Verfahren  deutet 
hin,  was  der  Schreiber  des  Cartulaire  de  St.  Pierre  du  Chartres 
(herausgeg.  v.  Guerard  1840)  in  seiner  Vorrede  sagt:  «rolli  conscripli 
ab  antiquis  babuisse  minime  ostendunt:  illius  temporis  rusticos  has 
censuetudines  in  reditibus,  quas  moderni  dignoscunlur  habere.» 
(cf.  37  der  Prolegom.  v.  Guerard) ;  bestimmter  ist  das  Dipl.  Roberti 
R.  L.  (9er.  R.  X.  p.  622),  wo  sich  der  Abt  v.  St.  Vincent  bei  Amiens 
an  den  König  gewendet  hatte:  a — quod  quidam  nostercomes,  Drogo 
nomine,  sub  advocalionis  jure  quasdam  terras  St.  Vincentii  et  St. 
Germani  tenebat  in  beneficio  —  ad  quas  pater  et  antecessoris  ad- 
diverant  multas  et  injustas  consueludines  in  villa  Domini  Morlini 
(und  mehrere  andere)  qnaruru  terrarum  injuriosas  exaetiones  nostri 
beneficii  tuebatur  auetoritate  et  occasione.  Quarum  injuriarum  au- 
prirescentibus  ultra  quam  tolerabile  e$t  ferre  humano*  animos  etc.  — 
So  entwickelte  sich  jener  scheinbar  so  natürliche  und  einfache  An- 
fang der  Steuergewalt  der  Herren  zu  einem  Mittel,  das  ganze  Land 
Ihrer  absoluten  Willkühr  zu  unterwerfen.  Und  denkt  man  sich  dazu 
das  Fortdauern  mancher  alten  Form ,  die  noch  an  frühere  Zeiten  er- 
innerte uud  das  unverlilgbare  Bewußtsein  persönlicher  Freiheit,  den 
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Kern  des  germanischen  Wesens,  so  wird  es  nicht  schwer  sein,  sich  zu 
erklären,  wie  sich  aus  dieser  Unterdrückung  heraus  zu  allen  Zeilen 
jener  Bauernstand  durch  gewaltsame  Empörung  und  Vernichtung  des 
Bestehenden  Luft  gemacht  hat.  Hier  liegt  der  Grund  der  Bauernkriege 
und  weil  ehen  dieser  Grund  nicht  bloss  dem  16.  Jahrhundert  au- 
gehört,  sind  denn  auch  die  germanischen  Bauernkriege  so  all  wie 
der  germanische  Lchnsadel  und  seine  Ungerechtigkeit.  Es  ist  in  der 
Thal  kein  wesentlicher  Unterschied  zu  finden  zwischen  dem  deutschen 
Bauernkriege  und  dem  Bauernkrieg  der  Normandie,  der  berüchtigten 
Jacquerie,  diesem  ersten  Sklavenkriege  in  der  germanischen  Welt. 
Wir  dürfen  uns  auf  seine  Geschichte  hier  nicht  einlassen;  nur  möge 
es  uns  erlaubt  sein ,  die  bezeichnendste  Stelle  aus  Froissard  hieher 
zu  setzen,  die  in  ihrer  naiven  Weise  die  Auffassung  der  Bauern  uns 
beschreibt:  «Iis  disaienl,  sagt  er  (I.  p.  182),  que  tous  les  nobles  du 
rovaume  de  France,  Chevaliers  cl  ecuyers,  honnissaient  le  Roy;  et 
que  ce  serait  grand  bien,  qui  tous  les  destruiroit  cl  chascun  d  eux 
dit '  II  est  vray :  honni  fail  celui  per  qui  il  demoura  que  tous  les 
gentis  hommes  ne  soienl  delruits.» ')  In  hohem  Grade  beachtens- 
wert ist  es,  wie  sich  hier  Hofliiung  und  Vertrauen  des  Landvolks 
ihrem  Könige  zuwendet.  Wie  der  deutsche  Kaiser  dem  treuen 
Glauben  des  Volkes  im  Kyflliäuser  noch  fortlebte,  so  erklärte  sich 
der  französische  Germane  sein  Elend  und  das  Unrecht  das  er  litt 
nur  dadurch,  dass  der  König  von  den  Edlen  über  ihr  Recht  und 
ihren  Zustand  hintergangen  wäre.  So  erhielt  sich  als  Gefühl,  was 
wir  als  Princip  der  Entwicklung  oben  hingestellt  haben,  dass  das 
Königlhum  in  dem  Maasse  kräftiger  sei,  in  welchem  das  Volk  ein 
freieres  Recht  besitze;  dieses  Gefühl  Hess  die  Entwicklung  des  Kö- 
nigthums mit  Freude  begriissen;  und  so  ward  die  Macht  der  Könige 
hier  wie  in  Deutschland  durch  das  Unrecht  begründet,  das  die 
Herren  gegen  die  Bewohner  des  platten  Landes  verübten. 

Indessen  lässl  es  sich  leicht  denken,  welchen  Ausgang  jene 
Bauernkriege  genommen.  Nicht  allein  die  Aufrührer  selber  erlagen 
schnell,  und  wurden  mit  einer  beispiellosen  Grausamkeit  bestraft, 
sondern  von  da  an  ward  das  letzte  Recht  des  Landbauers  gebro- 
chen und  die  Willkühr  der  Herren,  die  einen  Vorwand  gewonnen, 
feierte  ihren  Sieg  durch  gänzliche  Verwischung  aller  Spuren  der 
alten  Freiheit.  Damals  war  es  die  Zeit,  wo  die  Idee  der  staatsbür- 
gerlichen Berechtigung  das  platte  Land  verliess  und  sich  m  die  Städte 
flüchtete.    Die  Geschichte  der  letzlereo  beginnt  sogleich  nach  der 

>)  Diese  Bauernaufstände  sind  übrigen*  gewiss  nicht  bloss  in  der  Normandie 
vorgekommen;  wir  besitzen  nur  keine  Nachrichten,  weil  die  andern  wohl 
nur  örtlich  geweseu  sind,  wie  die  Empörung  der  Bauern  gegen  den  Pratpo- 
silus  in  Angers,  die  Adern.  Cabann.  v.  J.  1016  erzählt  (Scr.  R.  Fr.  X.  p.  158.) 
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entschiedenen  Bewältigung  des  Landvolks ;  und  erst  von  dieser  Ent- 
scheidung an  ist  die  (leschichte  derselben  als  selbstsländige  von  der 
letztem  zu  kennen. 

Was  nun  aber  das  Loos  und  das  Hecht  der  Bauern  betrifft, 
so  trafen  eine  Menge  von  Gründen  zusammen,  die  eine  völlige  Gleich- 
mässigkeit  ihrer  Stellung  in  den  verschiedenen  Theilen  Frankreichs 
verhinderten.  Die  Aufstünde  derselben  waren  sehr  partiell  und  ver- 
einzelt; die  Persönlichkeit  der  Herren  war  bald  eine  milde,  bald 
eine  tyrannische;  die  Masse  der  mittleren  allfreien  Besitze,  die  nie 
ganz  verschwanden ,  hinderte  an  andern  Orten  die  gar  zu  grosse 
Uebergewalt;  oft  sogar  fanden,  wie  wir  oben  angeführt,  förmliche 
Befreiungen  statt ;  endlich  waren  die  Insassen  geistlicher  Herrschaften 
weit  besser  gestellt,  wie  die  der  weltlichen.  Aus  diesem  Grunde 
ist  es  nun  schwer,  wenn  nicht  geradezu  unmöglich,  ganz  Frankreich 
oder  grössere  Tbeile  desselben  genau  mit  Einer  und  derselben 
Classeneintheilung  der  Unfreien  zu  umfassen.  Man  muss  sich  im 
Gegenlheil  die  Hechtsbildung  durchaus  auch  hier  als  eine  örtliche 
denken  und  mit  grosser  Vorsicht  dennoch  die  allgemeinen  Sätze  auf 
das  Einzelne  anwenden. 

Als  ziemlich  entschieden  kann  man  aber  dem  Obigen  zu  Folge, 
nun  wohl  Folgendes  annehmen.    Durch  jene  Entwicklung  des  Ab- 
gabensyslems  der  Frei  Ii  er  rsc  haften  ward  der  Stand  der  Abgaben  und 
Dienstpflichtigen  zu  einem  eigenen  von  den  andern  geschiedenen, 
dem  der  Charakter  der  Unfreiheit  unbedingt  anhaftete.    Dass  zwi- 
schen ihm  und  den  Edlen  weiter  nichts  gemein  blieb,  bedarf  keiner  Er- 
wähnung. Die  ganze  Masse  derer,  die  auf  zu  kleinem  Besitze  sassen. 
um  Waffendienst  zu  verrichten,  fielen  in  eine  Classe  zusammen,  und 
diese,  die  Classe  der  villani  oder  vilanis,  waren  demnach  jetzt  den 
ierfs  so  nahe  gerückt,  wie  nur  möglich.    Die  Grenze  nun  zwischen 
beiden  wird  an  vielen  Orlen  wenig  oder  gar  nicht  aufrecht  erhallen 
und  die  Herren  versuchten  das  Recht,  das  sie  über  die  letzteren 
hatten,  sie  zu  besteuern,  so  od  und  viel  sie  wollten,  (taillables  de 
haut  en  bas  oder  ä  volonte)  auch  über  die  ersteren  auszudehnen, 
so  dass  man  nie  bestimmt  sagen  kann,  ob  die  absolut  steuerbaren 
Hinlersassen  früher  serfs  oder  vilains  gewesen  sind.   Allein  eben  so 
oft  wird  sie  allerdings  in  grösserm  Maasse  aufrecht  erhalten,  und 
besonders  durch  das  Auftreten  der  Coulumes  die  Erinnerung  fest- 
gehalten, dass  das  Steuerrecht  gegen  deu  vilain  doch  seine  ver- 
tragsmässige  Grenze  habe,  währeud  für  den  serf  eine  solche  nicht 
da  sei.   Hier  sind  nur  zwei  Stellen  aus  Beaumanoir  und  Pierre  des 
Fontaines  so  bezeichnend,  dass  man  aus  ihnen  fast  den  ganzen  Zu- 
stand dieser  Verhältnisse  erkennt.    Beaumanoir«)  fassl  die  ganze 
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Classe  der  Steuerpflichtigen  zusammen,  als  die  der  serfs  —  «Ii  tiers 
estas»,  sagt  er,  «si  est  des  scrs».  «Aber»,  fügt  er  sogleich  hinzu, 
«cesle  maniere  des  gens  nc  sunt  pas  toul  d'une  eondition.  —  Car 
Ii  uns  des  sers  sunt  si  souget  a  lor  scgneurs  quo  lor  sires  pol 
penre  quanqu'il  ortl,  a  mort  et  ä  vie,  et  lor  cor»  tenir  en  priion  toutes 
les  fois  qu'il  lor  plest,  soil  a  lors,  soit  a  droit,  qu'il  n'en  est  teniis 
respondre  fürs  a  Dich.  Et  Ii  autre  taut  comme  il  vivent,  Ii  segneur 
ne  lor  poent  riens  demander,  s'il  ne  meffonl,  fors  lor  cens,  et  lor 
renles  et  lor  rcdcvanccs  qu'il  out  acouslumecs  ä  paier  por  lor  ser- 
vitudes.»  Man  erkennt  deutlich  hier  den  Unterschied  der  Vertrags- 
mässigeli  und  der  ahsoluten  Leibeigenschaft.  De  Fontaine» ')  lassl 
das  Moment  der  Berechtigung  der  ersteren  noch  bestimmter  her- 
vortreten in  seiner  oft  ritirten  Stelle :  El  sache  bien,  ke  selons  Üiex 
tu  n'as  mie  plentere  poeslc  seur  ton  v ilain.  Donl  se  tu  prens  du 
sien  fors  les  drnites  redevances,  ki  te  doit,  tu  les  prens  contre  Dieu 
et  seur  le  peril  de  t'ame  et  come  robierres.  Et  ce  k'on  dU,  louies 
les  coses  ke  vilains  a,  sont  son  Segneur,  c'est  voirs  k  garder.  Car 
s'il  estoient  son  segneur  propre,  il  navait  nute  difftrenee  entre  terf  et 
vilain  (d.  h.  wenn  sie  ihrem  Herrn  ganz  zu  eigen  gehörten,  so  giibo 
es  keinen  Unterschied  zwischen  vilain  und  serf).  «Mais  par  notre 
tisage,»  füigt  er  hinzu,  «n'a  entre  foi  et  ton  vilain  juge  fors  Dieu, 
taut  come  il  est  (es  coukans  ex  Icvans,  s'il  n'a  autre  loi  vers  toi  fors 
le  commune.»  Hier  sind  die  Grenzen  zwischen  serf  und  vilain  schon 
wieder  in  dem  (««danken  verschwunden,  dass  am  Ende  faktisch  der 
vilain  doch  keine  Hülfe,  trotz  seines  Hechts  der  commune  und  ihrer 
loi,  gegen  den  Herrn  habe,  als  die  Gerechtigkeit  Gottes. 

Dass  nur  so  weit  sich  diese  Classe  erstreckte,  von  keiner  freien 
Verwaltung  und  eben  so  wenig  von  einem  freien  Gericht  die  Rede 
sein  kann,  versteht  sich  von  selbst.  Dieser  rechtlose  Stoff  der  da- 
maligen Zustünde  bildete  eine  Masse,  die  nur  zum  absoluten  Be- 
herrschtwerden tauglich  schien;  und  selbst  in  den  freiesten  Zeilen  des 
alten  Hechts  hatte  Niemand  daran  godacht,  den  eigentlichen  serfs 
irgend  eine  Selbstständigkeit  zu  verleiben.  Hier  war  daher  das 
Gebiet,  in  welchem  sich  das  alte  Beamtenrecht  des  römischen  Staats 
zunächst  und  zumeist  erhielt ,  der  Inhalt,  an  welchem  das  germa- 
nische Leben  jenes  römische  Princip  der  amtlichen  Macht  und  Or- 
ganisation geradezu  in  sich  aufzunehmen  gezwungen  ward.  Unter 
dieser  Herrschaft  der  Beamten  konnte  nun  von  einer  Pairschaft  gar 
keine  Bede  sein.  Der  Pair  ist  derjenige,  der  sich  an  persönlichem 
Hecht  demjenigen  gleichstellt,  der  ihn  beherrscht;  grade  diese  Gleich- 
stellung war  zwischen  dem  Unfreien  und  dem  Vertreter  des  freien 
Herrn  ein  Unding.    So  kann  man  sagen,  dass  sich  die  Unfreiheit 
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von  der  Freiheit  da  {scheidet,  wo  die  Idee  der  Pairtchafl  aufhört; 
und  die  einfache  Gonsequcnz  davon  ist  die  Anwendung  dieses  Salzes 
auf  das  Gericht,  dass  das  freie  Gericht  nothwendig  ein  Pairgericht, 
das  unfreie  ein  Reanitengericht  war. 

Dieses  sind  nun  die  beiden  Extreme  in  dem  innern  Recht  der 
Haronie.  Hätte  es  nur  sie  gegeben,  so  wäre  die  Grundform  ihres 
Lebens  eiue  einfache  und  leicht  fassliche  gewesen.  Allein  wir  ste- 
hen jetzt  vor  der  dritten,  auf  allen  Punkten  in  ihren  Grenzen  ver- 
schwindenden Classe,  die  zu  ihrem  Verständniss  nothwendig  fordert, 
dass  man  sich  die  Zustände,  Hechte,  Verfassungen  und  Gerichte 
jener  Zeit  in  einer  nie  ruhenden  Bewegung  denke.  Es  ist  daher 
der  folgende  Stand,  wenn  man  ihn  so  nennen  will,  der  interessan- 
teste, aber  auch  der  schwierigste  Theil  des  ganzen  innern  Lebens 
der  Frei  herrsche  ft. 


III.    Die  MÜtelfreien,  hoiume«,  Tram  s  hornmes,  bommes  de  poette. 

Wir  wollen,  anstatt  das  Recht  und  das  Verhältntss  dieser  Mit- 
telfreien —  auf  die  Bezeichnung  selber  legen  wir  kein  Gewicht  — 
zu  beschreiben,  wie  sie  im  13.  Jahrhundert  gewesen,  versuchen, 
das  Entstehen  derselben  darzulegen.  Es  wird  dadurch  für  eine 
Masse  von  Fragen  eine  Klarheit  erreicht  werden,  die  sonst  schwer- 
lich gefunden  würde. 

Dass  nach  der  Eroberung  die  Verlheilung  der  freien  Germanen 
über  die  verschiedenen  Provinzen  Frankreichs  eine  sehr  verschie- 
dene gewesen  ist,  versteht  sich  von  selbst.   Es  ergibt  sich  ferner, 
dass  da,  wo  die  Dichtigkeit  jener  freien  Bevölkerung  gross  war,  die 
übrig  bleibenden  Landstrecken,  mithin  grade  das,  woraus  die  kö- 
aiglichen  Domainen,  die  amtliche  Gewalt  der  Grafen  und  endlich 
die  Benefizien  entstehen  sollten,  geringer  sein  mussten.    Ferner  ist 
es  klar,  dass  die  Gleichmässigkeit  der  Besitzungen  mittlerer  Grösse 
sich  grade  da  am  längsten  erhielt,  wo  die  Mittelgrösse  das  allge- 
meine Maass  des  Grundbesitzes  bildete;  und  dass  folglich  auch 
der  Recht  »zustand,  der  auf  dieser  Besitzvertheilung  beruhte,  der  am 
längsten  dauernde  bleiben  werde. 

Nun  haben  wir  gesehen,  wie  es  grade  jener  unverhältnissmässige 
Besitz  an  Staatsländereien  war,  aus  welchem  der  Kampf  zwischen 
den  beiden  Classen  des  Besitzes  und  daraus  wieder  die  Unterdrückung 
des  freien  Besitzes  nach  altem  Recht  hervorging.  Dass  daher  diese 
Unterwerfung  des  alten  Hechts  in  dem  Maasse  weniger  vor  sich 
ging,  in  welchem  sich  in  grösserer  Anzahl  die  alten  Allodsbauern 
ia  dichtgeschlossener  Masse  erhielten,  war  ganz  nothwendig.  Auf 
diese  Weise  trat  daher  jetzt  ein  neues  Moment  in  das  Verhältniss 
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der  Herren  hinein.  Es  fanden  dieselben  da,  wo  in  gewisser  Anzahl 
die  Mitlelbesitze  der  Allodbaiiern  frei  blieben,  an  diesen  Allodbaiiern 
die  zweite  Grenze  für  die  Ausdehnung  ihrer  son verainen  Gewalt; 
indem  sie  um  so  viel  Himer  und  machtloser  waren,  als  jene  mehr 
Grundbesitz  für  sich  besassen,  ward  die  eine  Hauplenlsrheidung  in 
jenem  Kampfe  zwischen  Freiheit  und  Unfreiheit  eben  so  sehr  in  die 
Hände  der  Allodbaiiern,  als  der  Grafen  und  Herren  gelegt. 

Allein  obwohl  somit  für  diese  Classe  von  Altfreien  durch  die 
Gunst  der  Umstünde  an  keine  eigentliche  Unfreiheit,  wie  sie  über 
die  Classe  der  ganz  kleinen  Grundbesitzer  und  Vasallen  gekommen, 
zu  denken  war,  so  konnten  sie  doch  auch  eben  so  wenig  ganz  die 
alte  Freiheit  erhallen.  Denn  wenige  oder  gar  keine  von  jenen  allen 
Alloden  waren  gross  genug,  um  eineu  Rittet bürtigeu,  der  sich  nur 
mit  dem  Watrenhandwerk  beschäftigte,  ohne  eigene  Arbeit  zu  er- 
nähren. Gericht  und  Senioriat  ferner,  das  Kecht  des  Aufgebots  zum 
Heere,  waren,  weil  der  alle  Graf  es  früher  im  Namen  des  Konig- 
thums  auch  über  diese  Allodsbanern  gehabt ,  jetzt  mit  dem  Unter- 
gange des  Königthums  auch  dem  neuen  Grafenthuin  mit  seiner  Sou- 
verainetät,  oder  dem  allen  Senior,  dem  sich  jene  recominandirt  und 
diejclzt  gleichfalls  sonverain  war,  geblieben  und  die  altfreie  fiauern- 
gemeinde  ihnen  mithin  nun  yertönlich  abhängig  geworden.  Das  be- 
dingte die  Stellung  der  allen  Allodbaiiern  in  der  neuen  Freiherr- 
schaft.  Eben  so  wenig  wie  sie  in  die  Classe  der  Unfreien  herab- 
sanken, eben  so  wenig  traten  sie  in  die  der  Freien  hinauf.  Sie 
fingen  daher  an,  eineu  Stand  für  sich  zu  bilden.  Das  Eigenthüm- 
liche  dieses  Standes  ergibt  sich  aus  dem  Früheren,  indem  es  eine 
Verschmelzung  der  Momente  der  Freiheit  und  Unfreiheil  zugleich 
ist.  Zuerst  standen  sie  uicht  unter  der  Abgaben-  und  Dienstpflicht 
des  Unfreien,  allein  sie  waren  auch  nicht  ganz  frei  davon.  Diese 
gänzliche  Abgabenfreibeit  der  Freien  war  unmöglich,  weil  sie  nicht 
im  Stande  waren,  den  Ritterdienst  an  der  Stelle  der  Abgaben  zu 
leisten;  die  gänzliche  Unterwerfung  unter  die  (aille  deshalb,  weil 
die  Herren  nicht  Macht  genug  gewinnen  kounten,  sie  zu  derselben 
zu  zwingen.  Sie  zahlten  daher  Abgaben;  aber  diese  Abgabe  war 
nicht  bloss  eine  vertragsmässig  bestimmte,  sondern  sie  balle  einen 
ganz  selbständigen  Charakter;  sie  ward  gegeben  als  Zeichen  und 
Symbol  der  obrigkeitlichen  und  grundherrlichen  Rechte  des  Herrn, 
oder  in  recognitionem  dominii,  und  hatte  deshalb  od  die  wunderlich- 
sten Formen  und  Namen,  von  denen  die  meisten  zeigen,  dass  sie 
in  der  Thal  nicht  bestimmt  waren,  eine  eigentliche  Einnahme  für 
den  Herrn  zu  bilden.  Sie  waren  ferner  nicht  frei  vom  Kriegsdienste; 
aber  wo  ein  solcher  von  ihm  geleistet  wurde,  da  bestand  er  ge- 
wöhnlich nur  in  einer  bestimmten  Form  des  Dienstes,  wie  z.  ß.  die 
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Wache  auf  der  Burg,  zum  Tbeil  herstammend  aus  der  Normannen- 
zeit  (la  garde),  oder  bestimmten  sonstigen  Diensten,  nicht  in  ritter- 
licher Rüstung,  sondern  in  leichtern  Waffen,  gewöhnlich  zu  Fuss. 
Sie  hatten  natürlich  keine  Pairs  wie  die  Edlen,  da  sie  nicht  der  vollen 
Freiheil  genosseu,  aber  sie  waren  doch  auch  nicht  ganz  ohne  Pair- 
sebaft.  Das,  was  bei  ilinen  den  Pairs  entspricht,  sind  die  preudes 
in  horomes,  die  boni  viri  oder  probi  homes,  bonnes  gents,  wie  sie 
heissen,  Leute  ihres  eigenen  Standes,  denen  mit  wenigen  Örtlichen 
Ausnahmen  genug  Freiheit  geblieben  war,  um  zeugen  und  rathen, 
nicht  genug  um  selbständig  urtbeileu  zu  können.  Sie  stehen  so- 
mit auf  allen  Punkten  zwischen  jenen  beiden  Extremen,  und  in  die- 
sem Verhällniss  werden  wir  sie  auch  in  der  Gerichtsverfassung  wie- 

Nuo  aber  kam  es  darauf  an,  diesem  selbständigen  Elemente 
auch  seinen  selbstständigen  Namen  zu  geben.  Es  ist  leicht  erklär- 
lich, dass  sich  derselbe  an  gegebene  Verhältnisse  anschloss.  Zuerst 
war  ihnen  mit  den  Edlen  der  Name  der  homines,  hommes  gemein, 
was  im  Allgemeinen  die  freie  Abhängigkeit  überhaupt  bezeichnete, 
und  daher  alleinstehend  eigentlich  weder  die  milites  noch  die  Mit- 
telfreien besonders  bezeichnet,  sondern  beide  zugleich  umfasst.  In- 
dessen mosste  dadurch  das  Moment  der  grössern  Abhängigkeit  noch 
besonders  ausgedrückt  werden.  Iiier  nun  tritt  eine  frühere  Ver- 
stellung bestimmend  ein.  Die  Macht  jener  obrigkeitlichen  Grund- 
herren ward  schon  im  0.  Jahrhundert  mit  wörtlicher  Uebersetzung 
als  «poteiUu»  bezeichnet;  die  grossen  Herren  hi essen  apotentes  no- 
mine*», ja  sogar  bei  Fontaines  ch.  VI.  kommt  noch  der  Ausdruck 
«un  rices  hous»  (riebe  homme)  vor,  was  an  die  spanischen  ricos 
hombres  erinnert.  Das  Ed.  Pist.  a.  18  spricht  von  denen,  die  «in 
potestate  sunt»,  ohne  dass  eine  genauere  Bestimmung  hinzugefugt 
wurde.  Man  siebt  deutlich,  dass  diese  potestas  eben  nichts  anders 
bedeutet,  als  die  ununtersebiedene  Einheit  aller  Momente  der  Gewalt, 
die  der  obrigkeitliche  Herr  über  jene  Insassen  seiner  Herrschaft 
hatte.  Das  Wort  aber,  einmal  gegeben,  pflanzte  sich  fort,  da  es 
einem  Bedürfniss  entsprach ;  potestas  ward  von  da  an  Air  jene  obrig- 
keitliche Gewalt  und  zuweilen  sogar  für  den  District,  den  dieselbe 
umscbio&s,  gehraucht.  Für  das  letztere  finden  sich  bei  Ducange  v. 
Potestas  mehrere  Beispiele,  wir  setzen  nur  das  bezeichnendste  her, 
da  es  fiir  unsern  Zweck  genügt,  aus  dem  Tabularium  Burguliense: 
•cum  tota  Vicaria  ad  iptatn  cur t im  vel  potettaietn  pertinenle.B  Hin- 
zuzufügen wäre  noch  der  Art.  1.  des  sog.  Test,  de  Phil.  Aug.  von 
1190,  das  besonders  die  lange  Dauer  jener  Ausdrucks-  und  Auf- 
fassungsweise bezeugt  (praeeipimus  ut  Baillivi  nostri  per  singulos 
Pratpositos  in  potestatibus  nostris  etc.).  Ganz  natürlich  war  es  nun, 
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dass  diejenigen,  die  einer  solchen  potestas  angehörten,  oder  de 
potestate  alicnjus  waren ,  auch  als  homines  de  potestate  bezeichnet 
wurden.  So  entstand  der  Name,  der  die  obige  Classe  der  Mittel- 
freien am  bestimmtesten  bezeichnet,  obgleich  auch  er  keine  ge- 
nauen Grenzen  hatte  und  haben  konnte  —  hommes  de  poette,  gen» 
de  po'esti  oder  wie  es  auch  geschrieben  wird  «poesle.»  Noch  lange 
war  der  Zusatz  «de  poesle»  nur  ein  genauerer,  kaum  nothwendiger 
Zusatz ;  das  beweist  das  Tabu).  Cabillonense  von  1223  bei  Duc.  II. 
«Nostri  homines,  sive  in  potestate  nottra  poiiti.»  Insofern  diese  hom- 
mes sich  als  Freiere  von  den  eigentlich  Unfreienscheiden,  heissen 
sie  auch  die  francs  homiues,  francs  hons,  sowohl  in  den  Recbts- 
biiehem  als  in  den  sonstigen  Quellen  der  Geschichte.  Dasselbe 
bedeutet  der  Ausdruck  «homme  coustumier»  —  ein  früherer  Allod- 
bauer,  der  die  consuetudo,  coutume,  dem  Herrn  zahlt,  und  übri- 
gens frei  ist,  aber  keinen  ritterlichen  Dienst  leistet.  Alle  diese 
Unterscheidungen  sind  keine  strengen  wissenschaftlichen  Begriffe, 
sondern  durch  das  Leben  selber  entstanden. 

Hält  man  nun  diese  Darstellung  mit  den  beiden  früheren  Classen 
zusammen ,  so  scheint  es  zuerst ,  dass  jener  Stand  der  Millelfreien 
ein  ganz  einfacher,  und  seine  Rechtsverhältnisse  ziemlich  klar  und 
bestimmt  gewesen  sind.  Das  indess  ist  keineswegs  der  Fall.  Wir 
haben  schon  früher  daraufhingewiesen,  wie  in  dieser  ganzen  Epoche 
noch  nirgends  scharfe,  für  die  Dauer  gültige  Grenzen  der  einzelnen 
Stände  und  Rechte  sich  gebildet  haben,  und  wie  man  daher  vor 
allem  den  Gang  der  Entwicklung  als  eine  beständige  Bewegung  auf- 
zufassen hat.  Das  ist  hauptsächlich  hier  der  Fall.  Grade  innerhalb 
der  Classe  jener  mittleren  Allodbesitzer  geschab  jene  Unterdrückung 
derselben,  die  aus  ihnen  Yilains  und  Unfreie  machte,  nicht  plötz- 
lich, nicht  gleichmässig,  sondern  verschieden  an  den  verschiedenen 
Orten.  Davon  ist  nun  oben  gesprochen.  Gemeinsam  aber  war  der 
ganzen  Classe  der  hommes  de  poeste  ein  Moment,  das  eigentlich 
die  Geschichte  ihrer  Stellung  enthält.  Die  ritterliche  Waffentibung 
nämlich  ward,  wie  wir  gesehen,  dasjenige,  woran  sich  vor  allem 
der  Adel  vom  Bauernstände  schied.  Diese  selbst  aber  entstand  nur 
langsam;  allmählig  erst  ward  die  alte  Bewaffnung  des  Volkes  zur 
schlechteren  neben  Ross  und  Harnisch.  Bedingte  nun  diese  lang- 
sam entstehende  Waffe  die  Freiheit  und  den  Adel ,  so  mussten  auch 
die  einzelnen  Momente  und  Rechte  desselben  sich  nur  gleichsam 
schrittweise  von  dem  Volke  lostrennen,  und  eine  lange  Zeit  die 
Idee  der  Freiheit  dem  neuen  Adel  und  dem  alten  Bauern  halb  und 
halb  gemeinsam  bleiben.  Diese  Bewegung  der  Begrünzung  der 
Adelichen  den  Mittelfreien  gegenüber  ist  nun  einer  der  schwierigsten 
Punkte  in  der  ganzen  Rechlsgeschichtc ;  wir  müssen  uns  darauf  be- 
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schränken,  nur  das  ganz  Allgemeine  bier  anzudeuten.  So  lange 
der  Gedanke  fortlebte,  dass  jeder  waffenfähige  Mann  heerpflichlig 
und  frei  sei,  stand  noch  kein  bestimmter  Unterschied  zwischen 
beiden  Gassen  fest ,  und  die  Benennungen ,  welche  später  der  Adel 
allein  gewann,  blieben  geineinsam.  Im  11.  Jahrhundert  ist  daber 
der  schon  entstandene  Name  von  Baron  und  Par,  Pair  durchaus 
nicht  bloss  auf  die  Edlen  und  Freiberreu  beschränkt,  sondern  gilt 
für  jeden  Freien.  Am  deutlichsten  zeigt  das  eine  Stelle  aus  Lamh. 
ftabtfUr.  Uist.  Comit.  Ardeosium  c.  3.  (R.  Fr.  XI.  303.)  wo 
er  erzählt,  dass  der  Graf  Arnold  von  Ar d res,  als  er  vom  Grafen 
Balduio  von  Ghisnes  (zwischen  Boulogne  und  Calais)  die  Erlaubniss 
erhalten,  den  Ort  Ardres  zu  einem  «liberum,  imo  liberrimum  facere 
oppidum»  zunächst  die  «XII  Parts  tel  Baronts  ca$tro  Ardea  appcn- 
düiu$*  —  (das  beisst  die  freien ,  aber  der  Herrschaft  der  Burg  von 
Ardres  gebundenen  Grundsassen)  eingesetzt,  und  die  Freiheiten  des 
Orts  mit  diesen  XII  Paribus  Ardensis  oppidi,  vavassoribus,  inili- 
tibus,  burgensibus  et  plebe»  bestätigt  babe.  Hier  sind  offenbar 
jene  Pares  keine  Barones  im  Sinne  der  Lehnsepoche,  keine  Frei- 
herrn, sondern  nur  Freie;  sie  siud  ferner  kein  besonderer  Stand, 
sondern  nur  die  Ersten  aus  den  zur  Burg  gehörigen ,  und  der  po- 
testas  des  Grafen  befindlichen  hommes  der  Grafschaft.  Ganz  auf 
gleicher  Grundlage,  der  Unbestimmtheit  jener  Begriffe  und  vorzüg- 
lich des  Rechts  derselben  beruhen  die  Formen  der  Verfassungen 
der  Städte  in  Languedoc,  die  wir  bier  freilich  nicht  verfolgen  kön- 
nen, von  denen  aber  doch  ein  paar  Beispiele  uns  Haynouard  Uist. 
d.  ds.  munic.  en  Fr.  hier  Platz  finden  mögen.  In  dem  einen  v. 
i.  918,  aus  Ausonne  beisst  es  «una  cum  abbalibus,  presbyteris, 
judices,  scapbinos  et  Redimburgos  lam  Gothos  quam  Romanos  seu 
etiam  Salicos,1)  qui  justi  causam  adire,  dirimere  et  legibus  defi- 
nire  —  et  aliorum  plurimorum  bonorum  hominuiu,  qui  cum  eis 

<j  Obwohl  es  bekannt  genug  ist,  dass  sich  die  Unterscheidung  der  alten  Völ- 
ker im  Süden  noch  lange  erhielt,  dürfte  es  doch  nicht  uninteressant  sein, 
einige  Beispiele,  die  nicht  nir  allgemeinen  Kunde  gekommen  sind,  hier 
zu  finden.  Galland,  in  seiner  documentenrcichcn  Schrift  Du  Franc 
AUeu  1637  (sehr  selten)  führt  uns  aus  der  Charta  Monasl.  Casae  Aurea*  bei 
Neapel  mehrere  Fälle  au ,  in  welchen  sich  bei  Kaufen  uud  Rechtsgeschäften 
ans  dem  f).  Jahrhundert  die  Parlbeicn  als  Salier  hinstellen ;  (i.  B.  Walde- 
rada Salega  consenticulc  Adalelmo  Salego  vendidimus  et  tradidimus  —  per 
qua  souem  et  andelenginam,  et  per  ramos  de  arboribus  juxta  uostram  tali- 
eam  legem  etc.  An.  83V.)  Merkwürdiger  ist  ein  Doc.  v.  1254,  ein  Schrei- 
ben des  Podesta  Oslensis  au  den  Abt  von  St.  Denis  über  den  Nachlass 
einer  Frau  «al  ipsa,  prout  dicitcr,  et  si  necesse  fucrit  probabilur,  professe 
fuerit  coram  vobis,  quomodo  rolebal  vivere  jure  Lombardo  et  non  juro 
Fraocorum,»  wesshalh  der  Abtei  das  Erbrecht  an  den  Gütern  der  Frau 
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residebant  in  mallo  publico  in  castro  Ausona ;  <)  —  hier  ist  noch 
ganz  das  alte  Hecht  der  fränkischen  und  der  mit  ihr  vermischten 
karolingischen  Gerichtsverfassung;  dieses  löst  sich  in  dem  folgen- 
den Jahrhundert  zwar  auf  und  die  beiden  llauplclassen  der  adeli- 
chen und  nicht  adelichen  Freien,  aber  dennoch  bilden  beide  zu- 
sammen noch  die  Classe  der  Mallenses;  so  in  zwei  Doc.  v.  1000,3) 
wo  im  ersten  es  heisst,  die  Placita  seien  gehalten  unter  Beisilz  der 
namentlich  Aufgeführten,  «et  alii  cives  etmilttes,»  und  im  zweiten, 
es  sei  die  Schenkung,  von  welcher  das  Document  spricht,  vollzogen 
«cum  consilio  et  prsesentia  omnium  nobilium  et  ignobilium.»  Man 
darf  dabei  freilich  uicbt  vergessen,  dass  grade  das  Languedoc  die 
Freiheit  des  begüterten  und  gebildeten  Bürgers  am  längsten  bewahrte; 
indessen  kam  ein  Ähnliches  anch  in  den  Landgemeinden  vor,  wo 
die  Grösse  und  Geschlossenheit  der  altfreien  Höfen  die  Unterwerfung 
unter  die  Willkühr  der  Herren  den  Bauern  ihr  Recht  nicht  nehmen 
konnte.  Auch  hier  tritt  uns  einer  von  den  Punkten  entgegen,  wo 
die  vollständige  Kunde  der  Geschichte  nur  durch  eine  Masse  ge- 
nauer, von  dem  allgemeinen  Leben  jener  Zeit  durchdrungenen  Lo- 
calgeschicbten  wird  aufgehellt  werden  können.  Wie  jene  Zustände 
örtlich  vorhanden  waren,  so  sind  sie  auch  Örtlich  zu  erforscbeu 
und  zu  erhellen. 

In  jedem  Falle  indessen  ist  jene  Gleichheit  oder  doch  jener 
Mangel  an  strenger  Scheidung  zwischen  Adelicben  und  Nichladeli- 
chen  nicht  ins  13.  Jahrhundert  Ubergegangen.  Hier  sind  die  eben 
genannten  gentix  hons  von  den  hons  de  poesle  oder  francs  bons 
sehr  bestimmt  geschieden  und  haben  ihr  eigenes  Recht,  wenn  gleich 
ein  Arret  du  Parlem.  von  13V7  noch  den  Ausdruck  hat  ahomo  po- 
testatis,  non  nobilis  (Dur.  II.)  was  auf  eine  dunkle  Vorstellung  von 
dem  alten  Verhältnis«  hindeutet.  So  wie  daher  die  Geschichte  bei 
diesem  Punkte  einmal  angelangt  ist,  werden  die  Verhältnisse  ein- 
facher, und  die  Formen  des  Rechts  und  der  Verfassung,  bestimmter 
heraustretend,  bieten  sich  der  Darstellung  in  schärferen  Umrissen 
dar.  Hauptsächlich  ist  es  grade  jene  Übergangsepoche,  welche 
die  eigentlichen  Schwierigkeiten  bereitet. 

Setzen  wir  daher  nuu,  dass  es  überhaupt  einen  solchen  Stand 
der  Mitlelfreien  gegeben,  so  entsteht  die  Frage,  wie  derselbe  sich 
für  Verfassung  und  Gericht  verhalten  habe.   Wir  halten  nun  dafür, 

abgesprochen  wird.  Hier  ist  mithin  eine  Professio  noch  aus  dem  13.  Jahrh, 
und  zwar  Übertragen  auf  die  neoe  Rechlsbilduog  des  Lehnwesens.  Aller- 
dings durften  solche  Fälle  sellener  gewesen  sein,  da  ans  wenigstens  kein 
anderes  ähnliches  Beispiel  zu  Gesicht  gekommen  ist. 

<)  Hist.  du  Languedoc.  P.  11.  56. 

a)  Ib.  IL  p.  SOS.  n.  868-309. 
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das»  dieses  gar  nicht  im  Allgemeinen  zu  treffend  beantwortet  wer- 
den kann,  sondern  sich  local  gestallet  haben  wird.  Indessen  lassen 
sich  doch  wohl  die  Hauptumrisse  jeuer  Verhältnisse  hier  andeuten. 

Zuerst  nämlich  gab  es  einzelue  Theile  Frankreichs ,  wo  die  alte 
Verfassung  der  Gemeinde  gradezu  fortbestand,  und  der  Herr  nur 
die  Oberberrlichkeil  über  Wallen  und  Gericht  hatte.  Dahin  gehört 
vor  allem  der  Nordosten  Frankreichs,  die  Picardie,  Ponthieu,  Flan- 
dres,  Artois  und  die  angrenzenden  Gebiete.  Hier  war  die  Germanische 
Bevölkerung  von  je  her  dichter  gewesen,  als  irgendwo  sonst;  und 
hier  findet  sich  daher  auch  noch  ,  wie  wir  sehen  werden ,  das  alte 
Yoiktitjericht  in  den  Modifikationen ,  die  das  Lehnswesen  bedingte. 
Dann  aber  kam,  und  zwar  wühl  sehr  allgemein,  eine  zweite  Form 
des  Verhältnisses  jener  Mitlclfreien  vor.  Dieselbeu  gehörten  näm- 
lich nicht  alle  unmittelbar  unter  die  Herrlichkeil  des  Seigneur  selber, 
soliden»  sehr  häulig  standen  sie  mit  ihrem  Besitz  und  Hecht  in  der 
poleslas  eines  Edlen,  der  selbst  wieder  ein  hoino  eines  Seigneurs  war. 
Hier  entstand  daher  das  erste  hierarchische  Verhältnis*  des  Lehn- 
wcsens ,  die  Stufenfolge  von  dem  homo  de  poesle  zum  genlix.  hume, 
von  diesem  zum  Seigneur.  Man  darf  sich  dadurch  nicht  irre  machen 
lassen,  dass  auch  jener  genti*  home  seigueur  oder  sire  heisst,  gleich- 
falls nicht  dadurch ,  dass  derselbe  seigneur  wieder  als  vavasseur 
oder  vasal  bezeichnet  wird ;  er  war  natürlich  das  eine  wie  das  an- 
dere zugleich,  je  nachdem  man  ihn  in  Verhältnis*  zu  seinem  eig- 
nen nomine,  oder  zu  dem  betrachtet,  dessen  nomine  er  war.  Diese 
Herrschaft  ist  der  kleinste  Körper  des  Lehnsstaats,  ein  selbstslän- 
diges  Ganze;  es  ist  nicht  uolhwendig,  dass  er  in  jeder  Barouie 
vorkommt,  aber  es  wird  wohl  gewöhnlich  der  Fall  gewesen  sein; 
ferner  konnte  es  natürlich  hommes  de  poesle  geben,  die  direct 
unter  dem  Baron,  andere  die  zunächst  unter  jenem  home  du  Baron 
standen.  Hier  war  ein  weites  Gebiet  für  Verwicklungen  aller  Art 
vorhanden,  die  dann  auch  nicht  zügerten  auszubleiben. 

Die  dritte  Form  war  nun  das  Auftreten  der  Mittelfreien  in  den 
Städten.  Das  was  die  Geschichte  der  Städte  im  9.  bis  12.  Jahr- 
hundert eigentümlich,  und  zugleich  im  Grunde  sehr  bedeutungslos 
gemacht  hat,  ist  die  Vermischung  aller  Stünde  iu  ihnen  zur  ge- 
meinsamen Bürgerschaft.  Bis  zum  Auftreten  der  Commune*  haben 
wird  nirgends  rechte  Städte  und  Bürger,  sondern  es  sind  dieselben 
nur  Mittelpunkte  für  alle  Elemente  des  Lebens  jener  Zeit.  Aus 
diesem  Grunde  mithin  ist  es  nicht  möglich  bis  hierher  von  einer 
besonderen  Verfassung  und  einem  eignen  Gericht  der  Städte  zu 
reden ;  sie  sind  in  dieser  Zeit  im  höchsten  Grade  verschieden ,  und 
nur  durch  diese  Mannichfaltigkeit  als  Beweise  für  die  übrigen  Functe 
von  Bedeutung.    Dennoch  sind  sie  dadurch  wichtig,  dass  man  in 
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ihneo  am  deutlichsten  noch  in  dieser  unklaren  Zeit  die  Formen  er- 
kennt, in  denen  es  damals  eine  Obrigkeit  und  Beamtete  gegeben 
hat.  Erst  aber  mit  der  eigentlichen  Sladlgemeinde  tritt  ihre  selbsl- 
stäudigc  Bedeutung  uns  entgegen. 

Dieses  sind  nun  die  inueru  Verhältnisse  der  Freiherrscbaft, 
welche  die  Gerichtsverfassung  derselben  bedingt  haben.  Die  Ge- 
genseitigkeit beider  ergibt  sich  leicht.  Beruht  nämlich  die  Indivi- 
dualität der  Lehusepoche  auf  der  Indcntität  von  Gruodherrlicbkeit 
uud  Souverainetät,  so  werden  die  verschiedenen  Formen  und  Mo- 
dißcaliunen  der  ersten  nicht  bloss  die  letztere  im  Allgemeinen,  son- 
dern auch  in  ihren  einzelnen  Theilen  bestimmt  und  gestaltet  haben. 
Es  werden  daher  die  Gerichte  sich  an  den  oben  entwickelten  Or- 
ganismuss  des  Gruudbesit/.es  und  den  auf  denselben  gebauten  Un- 
terschied der  Stände  anschliesseu  und  durch  ihn  verständlich  werden. 

c)  Die  Gerichtsverfassung  der  Freiherrschaft  (Justice  du  Baron). 
J.    Begriff  der  Juslico  du  Baron. 

Wenn  wir  im  vorhergehenden  Abschnitte  die  einzelnen  Abthei- 
lungen innerhalb  der  Freiherrschafl  entwickelt  haben,  so  kommt  es 
nun  darauf  an,  zunächst  diese  letzlere  wieder  als  ein  Ganzes  zu- 
sammenzufassen, diess  geschieht  am  nächsten  durch  die  Justice  du  Ba- 
ron oder  die  Gerichlsberrlichkeil  der  Freiherrschafl.  Gewöhnlich  ver- 
steht mau  darunter  uur  die  Gerichtsbarkeit  uud  ihre  Formen ;  allein 
sie  enthält  mehr,  und  grade  hier  liegt  ihre  hauptsächlichste  Bedeu- 
tung, zu  deren  Darlegung  wir  auf  die  ursprünglichste  Gestalt  der 
Dinge  verweisen. 

Noch  lange  nach  der  Eroberung  hatte  die  staatliche  Gewalt 
weder  im  Ganzen  des  Heiches  noch  in  den  Gemeinden  die  Aufga- 
ben, die  heute  der  eigentlichen  itegierung  zustehen.  Der  ganze 
Umfang  seiner  Thäligkcit  beschränkte  sich  auf  den  Beschluss  zum 
Kriege  und  auf  gerichtliche  Thä  Ligkeil.  Dass  beides  in  derselben 
äussern  Form  vorgenommen  ward,  lag  in  der  Natur  der  Verhältnisse. 
Da  aber  die  Kriege  vorübergehend,  die  gerichtliche  Thäligkeit  eine 
dauernde  war,  so  war  es  natürlich,  dass  das  Gericht  als  die  Haupt- 
sache des  Staats,  als  die  eigentliche  Erscheinung  desselben  ange- 
sehen ward. 

Mit  Karl  dem  Grossen  beginnt  nun  der  Staat  das  Gebiet  seiner 
Thätigkeit  auszubreiten.  Dies  geschah  hauptsächlich  in  zwei  Bich- 
tungen. Zuerst  entstanden  die  Beamten  mit  polizeilicher  Gewalt, 
dann  fing  man  an,  das  bis  dahin  tradilionneile  Volksrechl  zur 
Volksgesetzgebung  zu  erheben.  Wie  dieses  geschah,  ist  aus  der 
Rechtsgeschichte  hinreichend  bekannt.  Das  für  unsern  Zweck  wich- 
tige aber  ist,  dass  auch  jene  beiden  Seilen  des  Staalslebens  durch 
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dasselbe  Organ  verwaltet  wurden,  das  das  (iericht  besorgte.  Der 
Inhaber  des  Gerichts  ward  dadurch  zum  Inhaber  der  polizeilichen 
Gewalt  und  Gesetzgebung. 

Nun  aber  hing,  wie  wir  das  gleichfalls  als  bekannt  voraussetzen 
können,  das  Gericht  und  seiu  Hecht  auf  das  engste  mit  dem  Grund- 
besitze zusammen.  Die  Geschichte  des  letztern  aber,  seine  Gegen- 
sätze und  Bewegungen  waren  es,  welche  die  Freiherrschaft  aus  dem 
alten  Kechtszustando  hervorgehen  liess.  Die  Freiherrschaft  ward 
dadurch  der  staatliche  Korper  dieser  Epoche  überhaupt,  und  alle 
Elemente  des  Staats  fanden  sich  in  ihr  zusammen.  Da  nun  die 
alten  Verhältnisse  im  Grunde  wenig  in  derselben  umgestaltet  wur- 
den, so  übertrug  sich  auf  sie  auch  jene  Art  und  Weise,  die  Ver- 
fassung zu  bezeichnen.  Die  polizeiliche  und  gesetzgeberische  Ge- 
walt der  Freiherrschaft  blieben  mit  den  Formen  der  Gerichtsver- 
fassung verschmolzen,  und  dies  ist  es,  was  mitbin  der  Begriff  und 
das  Wesen  der  Gerichtsverfassung  der  Freiherrscbaft  bestimmt  hat. 
Die  Justice  du  Baron  oder  die  Gerichtsherrlichkeit  der  Freiherrschaft 
ist  darnach  also  der  Inbegriff  und  die  Form  aller  staatlichen  Ver- 
fassung iu  der  Freiherrscbaft  überhaupt ;  der  Staat  des  Lehnswesens 
selber  in  seiner  kleinsten  Gestalt  ist  es,  der  uns  in  dieser  Justice 
entgegentritt. 

Dieses  festgestellt,  ergibt  sich  unsere  besondere  Aufgabe.  Es 
ist  gezeigt,  dass  innerhalb  der  Baronnie  die  alten  Gegensiitze  fort- 
dauern und  die  gesellschaftlichen  Rechte  auf  verschiedene  Weise  ver- 
theilen. Wie  nun  jene  Elemente  auch  das  staatliehe  Recht  verlheilt 
haben,  weiches  Maass  den  einzelnen  Släuden  uud  dem  Freiherrn 
selber  geworden  und  welche  Ordnung  der  höchsten  Gewalt  in  der 
Freiherrschaft  daraus  entstanden,  ist  am  besten  zu  verfolgen,  wenn 
wir  die  Gerichtsverfassung  im  Besonderen  betrachten. 

Mit  dem  Zeitpunkte,  wo  die  Germanen  überhaupt  begannen, 
einen  unfreien  Grundbesitz  neben  dem  freien  zu  haben,  muss  not- 
wendig auch  neben  die  ursprüngliche  Form  des  Volksgerichtes  mit 
seinem  freien  Umstände  ein  zweites  Gericht,  das  Gericht  des  Grund- 
herrn über  seiue  Hörigen  entstanden  sein.  Es  kann  hier  gleich- 
gültig sein,  in  welchem  Jahrhundert  das  letztere  zuerst  aufgetreten 
ist.  Klar  ist  der  Unterschied  beider  darin,  dass  im  freien  (iericht 
jeder  Einzelne  den  Hechtsprechenden  gleich  war  und  Niemandes 
Wille,  nur  das  geraeine  Hecht  entschied,  während  im  unfreien  Ge- 
richt derjenige  der  das  Gericht  hegte,  zugleich  Eigenthümer  an  dem 
Grund  und  Boden  der  Zuständigen  und  Herr  derselben  war.  Ferner 
ist  es  ganz  undenkbar,  dass  der  Hörige  im  Volksgerichte  selbst  über 
die  Freien  reebtgesprochen ;  eben  so  undenkbar,  dass  der  Hörige 
im  Streite  gegen  einen  andern  Hörigen  vor  dem  Volksgerichte  Hecht 
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gesucht  haben  sollte.  Wie  die  Fälle  sich  entscheiden,  in  denen  ein 
Höriger  mit  dem  Freien  entweder  wegen  persönlicher  oder  dingli- 
cher Klage  stritt,  lassen  wir  hier  uiiiinlersiirht.  Aber  es  ist  uns 
unzweifelhaft,  dass  mit  der  Eroberung  sich  eine  Ciasso  unfreier  Va- 
sallengerichte neben  die  freien  Hofgerichle  hingestellt  hat;  schon 
darum,  weil  das  Grundrecht  des  hörigen  Hintersassen  als  ein  vor- 
tragsmassiges  im  Volksrechte  und  damit  auch  im  Volksgerichte 
keinen  Platz  fand.  —  Wir  werden  nun  das  Volksgericht  nach  dem 
Hegungsort  das  Dinggericht,  das  unfreie  Gericht  nach  der  Gestalt 
der  grossen  Besitzungen  das  Gvtsgericht  (Hofgerich I)  nennen.  Ding- 
gericht und  Gutsgericht  sind  mithin  nach  dem  Früheren  die  Formen, 
in  welchen  alle  öffentlichen  Angelegenheiten  für  Freie  und  Hörige 
abgemacht  wurden.  Sic  sind  aber  zugleich  die  Form,  in  welcher 
der  ursprüngliche  Gegensatz  des  freien  und  unfreien  Lebens  und 
Hechts  zur  Erscheinung  kommt,  denn  sie  sind  in  der  Thal,  dem 
Obigen  zu  Folge,  keinesweges  bloss  Gerichte,  sondern  vielmehr  die 
neben  eiuantler  gestellte  Verfassung  der  Freien  und  Unfreien  selber. 
Sind  sie  das  aber,  so  müssen  sie  in  ihrer  gegenseitigen  Entwicklung 
und  Verschmelzung  auch  denselben  Gesetzen  und  Bewegungen  ge- 
folgt sein,  die  überhaupt  die  Geschichte  der  Freiheit  bedingt  haben. 
Und  in  der  Thal  ist  dieses  der  Fall  gewesen. 

Der  seinem  Begriffe  und  gewiss  auch  seiner  ersten  geschicht- 
lichen Erscheinung  nach  sehr  bestimmte  Unterschied  beider  Gerichts- 
classen  beginnt  nämlich  zuerst  zu  verschmelzen  mit  dem  Auftreten 
der  königlichen  Gerichtsbeamten  im  freien  Gericht.  Diese,  die  com- 
mites,  hatten  nämlich  selber  gewöhnlich  innerhalb  ihrer  Beuefizieu 
ein  Gutsgericht,  dessen  Herren  sie  waren.  Sie  standen  daher  in 
zweifachem  Verhältnis«  in  der  ersten  Zeit;  Gerichtsherren  in  ihrem 
Gut,  waren  sie  bloss  Gerichtsverwalter  im  Kamen  des  Königs  in  den 
freien  Volksgerichten.  Wie  sehr  seiner  innersten  Natur  nach  dieses 
Verhältniss  verschieden  war,  braucht  hier  nicht  weiter  entwickelt 
zu  werden. 

Dasselbe  erhält  nun  zuerst  einen  wesentlich  andern  Charakter 
durch  die  Errichtung  der  Schöffengerichtsbarkeit,  die,  unter  Karl  dem 
Grossen  definitiv  eingeführt,  durch  manche  Umstände  schon  vorge- 
arbeitet war.  Das  Wesen  des  Schöffengerichts  besteht  darin,  dass 
sich  die  urtheilenden  Organe  nicht  bloss  von  dem  übrigen  Volke 
absondern,  sondern  dass  diese  Einsetzung  durch  die  Ernennung  oder 
Bestätigung  des  Staats  in  der  Person  des  Comes  geschieht.  Das 
war  der  erste  Schritt,  den  Comes  auch  im  freien  Gericht  zu  mehr 
als  dem  bloss  königlichen  Besitzer  dieses  Gerichts  zu  machen.  Es 
beginnt  jetzt  aus  staatlicher  Machtvollkommenheit  das  freie  Gericht 
selber  zu  hegen. 
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Zu  gleicher  Zeit  aber  entwickelt  sich  der  Grundbesitz  und  die 
Gewalt  der  Coraes  um  und  neben  den  Allodbauern  immer  weiter. 
Die  Vasallen  auf  seinen  Benefizien  werden  selbst  zu  Herren,  die 
AUodfreien  beginnen  sich  zu  recomraandiren,  und  nach  einem  Jahr- 
hundert ist  der  Stamm  der  alten  Grundbesitzer,  die  das  Dinggericht 
bilden  sollen,  fast  ganz  zusammengeschmolzen.  Die  Vasallen  des 
Grafen  dagegen  bilden  im  Gutsgericht  einen  geschlossenen  und  raä<  Ii- 
iigen Körper.  Unmöglich  blieb  es  fernerhin,  den  Grafen,  der  in 
seinem  Gutsgericht  die  Macht  des  Landes  vereinigte,  im  Dinggericht 
langer  als  blossen  Vorsitzer  der  Schöffen  zu  behandeln.  Die  Alt- 
freien wurden,  selbst  strengem  Rechte  nach,  durch  die  Umstände 
gezwungen,  im  Gutsgericht  bei  den  meisten  Streitigkeiten  Recht  zu 
suchen,  weil  sie  am  meisten  mit  Vasallen  in  Berührung  standen; 
die  Vasallen  dagegen,  unterstützt  von  den  Grafen,  nöthiglen  jene, 
sie  im  Gutsgerichte  zu  verklagen,  wenn  sie  sich  beschwerten,  weil 
sie,  die  stolzen  Adelichen,  sich  den  herabgekommenen  Dinggerich- 
ten nicht  stellen  wollten.  Die  Thäligkeit  des  letztern  nahm  mit  jeder 
Recommendation  ab,  und  endlich  halte  selbst  da,  wo  dieselbe  ein- 
trat, der  Graf  die  Vollziehung  des  Urtheils.  Daher  ergab  es  sich 
denn  nun,  dass  entweder  das  Dinggericht  sich  gänzlich  auflöste  in 
ein  Gutsgericht  und  seine  Formen  mit  dem  Eintritte  des  Lehnswe- 
sens gänzlich  verschwinden,  oder  dass  wenigstens  das  alle  Dingge- 
riebt  sich  seinem  Rechte  und  seinem  Verfahren  nach  dem  Gutsge- 
richte durchaus  unterordnete.  Auf  diese  Weise  ist  das  Dinggericht 
in  das  Gutsgericht  übergegangen ;  das  Princip  des  Dinggerichts,  die 
freie  .Verkeilung  des  Volkes,  ist  scheinbar  vernichtet,  das  Gericht 
ist  der  Geschichte  des  Besitzes  gefolgt,  und  der  Gutsherr  ist  zum 
Herrn  der  Gerichtsbarkeit  geworden. 

Was  wir  hier  im  Besondern  von  den  Verhältnissen  der  Grafen 
hinstellen,  gilt  ganz  in  derselben  Weise  von  den  blossen  Optimales. 
Die  Recommendation,  durch  welche  der  Gutsherr  senior  des  Rccom- 
tnendirten  ward,  gab  ihm  das  gleiche  Recht  über  die  letztern.  Auch 
hier  umfasst  die  Frei  Herrschaft  das  Gomitat  so  gut  wie  die  Baronuie. 

Diese  Umgestaltung  des  Volksgerichts  in  Gutsgerichte  ist  es  nun, 
von  der  bei  der  ftstrachlung  der  Justice  du  Baron  im  Besonderen 
auszugeben  ist.  Denn  es  ist  schon  aus  dem  Früheren  klar,  dass 
wir  in  diesem  Gutsgerichle  nicht  bloss  die  Rerschraelzung  des  alten 
Gegensatzes  von  freiem  und  unfreiem  Gericht,  sondern  überhaupt 
die  Verfassung  der  Freiberrschaft  zu  sehen  haben. 

Bei  jener  einfachen  Verschmelzung  beider  Gerichtsformen  aber 
konnte  die  Entwicklung  der  Verhältnisse  nicht  stehen  bleiben.  Denn 
allerdings  war  das  ganze  Gerichts-  und  Polizeiwesen  jetzt  vom  Frei- 
berrn  abhangig  geworden;  allein  diese  Abhängigkeit  war  keines- 
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weges  eine  gleiche  fär  alle  der  Freiherrschaft  unterworfenen.  Die 
Ungleichheil  dieser  Abhängigkeit,  selbst  sich  als  ein  geordnetes  Ganze 
darstellend,  war  es  nun,  welche  wiederum  deu  Geriehttorganümus  der 
Justice  du  Baron  erzeugte,  dessen  Grundlagen  wir  schon  angege- 
ben haben. 

Zuerst  nämlich  schied  sich  die  Ciasse  der  Freien,  des  Adelt, 
als  selbständige  ans.  Da  sie  in  der  neuen  Gestalt  der  Dinge  grade 
das  Element  der  Volksfreibeil  erhielt,  so  sc  bloss  sich  an  sie  natür- 
lich auch  die  alle  Form  des  Volksycrichts,  selbstständiges  Urlheil  der 
selbständigen  Herren  unter  blossem  Vorsitz  mid  Leitung  des  Frei- 
herrn selber  an.  Diess  ist  es,  was  man  als  die  Pairschaft  in  diesem 
Gericht  bezeichnen  kann;  freies  Gericht  und  Pairschaft  sind  damit 
identisch.  Jene  Edlen  bilden  die  Cour  du  Baron,  oder  das  freie 
Geriebt  der  Edlen  in  der  Baronnie. 

Zwischen  ihnen  und  den  Unfreien  stand  die  Classe  der  Mittel- 
freien. Auch  sie  hat  ihr  eigenes  Gericht,  in  dessen  Besetzung  wir 
vorzüglich  den  Charakter  der  Schöffengerichte  Mieder  finden;  es  ist 
aber  der  Gerichlsherrlichkeit  des  Baron  theils  dadurch  untergeordnet, 
dass  es  nichl  die  Freiherrschafl,  sondern  nur  die  Gemeinde  umfassl, 
theils  dadurch,  dass  die  Appellationen  von  ihm  an  die  Cour  du 
Baron  gehen.  Wie  die  Classe  der  Miltelfreien  selber,  sind  auch  diese 
Gerichte  sich  nicht  allenthalben  ihrer  Form  nach  gleich  gewesen. 

Die  letzte  Classe  des  Volkes,  die  Unfreien,  ohne  Pairschaft  er- 
hält nur  ihre  Eigentümlichkeit  dadurch,  dass  ihr  Gericht,  als  eiu 
Gericht  der  Herren  über  die  Unterworfenen,  ein  reines  ßcamtenge- 
rieht  ist,  wo  der  vom  Freiherrn  (Grafen,  Baronnen  und  natürlich 
auch  von  den  Lehnsfurslen  bei  gleichem  Verhältniss)  eingesetzte 
Bichler  die  ganze  gerichtliche  und  polizeiliche  Gewalt  in  Händen 
hat.  Der  Beamte  des  Herrn  steht  desshalb  auch  nicht  unter  der 
Cour  du  Baron,  sondern  bloss  unter  dem  Freiherrn  allein;  aber  auch 
hier  ist  die  Mannigfaltigkeit  der  Formen  nicht  gering  gewesen. 

Alle  diese  Classen  des  Gerichts  fasst  nun  jene  Idee  der  Justice 
du  Baron  zusammen.  Die  Freiherrschafl  ist  in  allen  zugleich  ein 
souverainer  Gerichtskörper,  und  seine  Spitze  iflf,  der  Baron,  der- 
jenige, oqui  tient  en  baronnie».  Da  nun  die  Zeitteilung  des  ganzen 
J,andes  in  Baronnien  eine  sehr  verschiedene  in  den  verschiedenen 
Gegenden  gewesen  ist,  so  folgt,  dass  die  Ausdehnung  eines  solchen 
souverainen  Gerichtskörpers  gleichfalls  im  Allgemeinen  durchaus 
unbestimmbar  bleibt,  und  daher  auch  nicht  uothwendig  alle  Formen 
der  Gerichtsverfassung  in  jeder  Freiherrschaft  vorzukommen.  Ziem- 
lich ohne  Ausnahme  aber  finden  sich  unzweifelhaft  die  erste  und 
letzte  Gerichtsform  in  jeder  Freiherrschaft  vor;  das  Vorkommen  der 
mildern  dagegen  ist  nicht  allgemein  gewesen,  wie  sich  das  aus  der 
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Darstellung  derselben  ergeben  wird.  —  Innerhalb  dieser  Classen 
wird  nun  der  Freiherr  selber  als  der  eigentliche  Träger  und  höchste 
Inhaber  der  Gerichtsherrlichkeil  angesehen,  und  dies  bezeichnet  der 
Ausdruck  der  haute  justice.  Dennoch  behalten  auch  die  einzelnen 
Theite  der  Freiherrschaft  noch  eine  mehr  oder  weniger  grosse  Selbst- 
ständigkeit. Dadurch  entstand  nun  in  jenem  Organismus  zugleich 
eine  innere  Hierarchie  jener  Gerichte;  und  diese  muss  mithin  als 
eigener  Gegenstand  die  Erfüllung  des  ganzen  Bildes  darbieten.  Den- 
noch verhält  sich  nun  die  innere  Verfassung  der  Freiherrschafl  und 
ihre  Gerichtsbarkeit  in  folgender  Weise. 

II.    Der  Gerfchlsorpanismas  der  Freiherrschan. 
A.    Da,  freie  Gericht  Uer  die  Cw  im  Bartn. 

Bedeutung  und  Form  dieser  Cour  du  Baron,  die  auch  wohl 
Assisia  minor  genannt  wird,  ergibt  sich  leicht  aus  dem  Früheren. 
Die  grösseren,  durch  Grundbesitz  und  Wafienbürtigkeit  edlen  Herren 
in  der  Freiherrschaft  erkannten  sich  allerdings  als  von  dem  Baron 
abhängig,  aber  weil  sie  sich  selber  als  Freie  ansahen  nur  in  so  weit, 
dass  der  Freiherr  die  Leitung  der  gemeinschaftlichen  Angelegenhei- 
ten hatte.  Sie  traten  daher  am  Hofe  des  Freiherrn  zusammen  und 
diese  Versammlung  der  Edlen  unter  Vorsitz  des  Freiherrn  ist  eben 
die  Cour  du  Baron.  In  dieser  Cour  du  Baron  (wohl  zu  unterschei- 
den von  der  später  darzustellenden  Cour  de  Baronnie)  wurden  nun 
theils  alle  vorkommenden  öffentlichen  Geschäfte  abgemacht,  theils 
die  för  die  ganze  Freiherrschaft  geltenden  Bestimmungen  erlassen, ') 
theils  aber  auch  das  Gericht  gehegt.  Die  Cour  du  Baron  als  das 
oberste  freiherrliche  Gerichtshoff  unterscheidet  sich  nun  in  mehreren 
Punkten  von  der  blossen  Versammlung  der  Edlen.  Zu  den  lestzteren, 
behufs  der  Vornahme  öffentlicher  Acte,  konnte  der  Edle  sich  ein- 
finden, wenn  er  es  selber  för  nolhwendig  hielt.  Zum  Gerichte  aber 
muute  er  kommen,  sowohl  um  Beisitzer  zu  sein,  als  auch  um  seine 
Sachen  zu  vertreten.  Der  Freiherr  dagegen  war  wiederum  ver- 
pflichtet, ihn  dazu  förmlich  aufzufordern  (somraer,  s.  unten  das  Ver- 
fahren) ;  kam  der  Edle  nicht,  so  verlor  er  dafür  sein  Lehn,  d.  b. 
den  Grundbesitz,  durch  dessen  Verleihung  er  dem  Freiherrn  unter- 
geben war.  Der  Gerichtshoff  selber  musste  aber,  um  urlheilen  zu 
können,  vollständig  besetzt  —  suffisamment  garnie  de  pairs  —  sein. 
Das  Minimum  wird  auf  vier  oder  fünf  angegeben,  bei  De  Fonlaines 
XXI.  37;  in  den  Et.  de  Norm.  p.  93  werden  nur  «trois  baronso 


0  8.  t.  B.  Cootome  de  Ponthieu  (Mariner  p.  72);  Ktabl.  d.  Norm.  (ib.  p.  3t); 
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gefordert.  Dies  Gericht  war  das  einzige,  das  Ober  die  Edleo  rieb- 
ton konnte ;  sein  Urlheil  war  das  jngeiuent  des  pairs.  —  Der  Frei- 
herr hatte  in  diesem  Gericht,  dessen  Verfahren  im  Besondern  unten 
dargestellt  werden  soll,  zuerst  die  Anordnung  der  einzelnen  gericht- 
lichen Acte,  wie  z.  B.  der  vue ,  des  Zweikampfs  u.  a.  Dann  aber 
blieb  dem  Kreiherrn  die  Exemtion  des  gesprochenen  Urtheils.  Das 
letzte  ist  zunächst  nur  eine  Consequenz  aus  der  früheren  Stellung 
des  königlichen  Grafen  zur  alten  Gerichtsbarkeit;  das  Recht,  was 
er  in  jenem  Verhällniss  gehabt,  trug  er  auf  dieses  über.  Beaumanoir 
spricht  diesen  Satz  am  deutlichsten  aus:  «toutes  les  eozes  qui  doivent 
estre  fetes  en  la  condanpnation,  011  en  ce  qu'il  en  soit  assaus  (frei- 
gesprochen) apparliennent  ä  fere  ä  celi  qui  a  la  haute  justice;» 
bezeichnend  für  das  Verhällniss  des  freien  Gerichts  ist  der  unmit- 
telbar folgende  Zusatz:  «par  le  jugemenl  de  sa  cort.»')  Daran  scbloss 
sich  denn  die  Folgerung,  dass  alle  mit  der  Verurtheilung  verbun- 
denen Einnahmen  auch  ausser  der  Busse  oder  amende  dem  Freiherrn 
zufielen  (Beaura.  0.  3.) :  «comme-Ii  cas  de  crietne  doivent  estre 
juslicie  (vollzogen)  qui  a  la  haute  justice,  aussi  sunt  il  aueun  esploit 
qui  doivent  estre  lor,  par  reson  de  haute  justice,  si  comrae  fuil  Ii 
bien  de  civ  qui  sunt  ataint  (überführt)  d'aucun  cas  dessus  dit.  Mes 
c'est  a  enlendre  les  biens  qui  sunt  en  sc  baute  justice,  car  c,ascuns 
qui  a  haute  justice  en  se  lerre  doit  empörter  ce  qui  est  en  se  terrc 
trove  des  biens  qui  fureul  ä  lex  malfeteurs».  —  Dass  wir  über  die 
kleineren  Cours  du  Baron  keine  genauere  Nachrichten  haben,  be- 
ruht auf  der  einen  Seile  auf  der  grossen  Unbedeutendbeit  der  Vor- 
nahmen in  denselben,  auf  der  andern  aber  auf  der  Wichtigkeit  der 
eigentlichen  Assises  oder  der  Cour  de  Baronnie,  von  welchen  im 
folgenden  Abschnitte  die  Rede  sein  wird.  Die  ganze  Schwierigkeit 
dieser  Gerichtsforra  beruht  wesentlich  nur  auf  ihrem  Verhällniss  zu 
den  beiden  Formen  des  freien  Untergerichts,  zu  denen  wir  jetzt 
übergehen. 

B,   Abi  mittlere  Gericht, 
a.    Die  Goar  de  l'bonne. 

Die  Cour  de  fhomme  entstand,  wenn  immer  jeder  Beisitzer  der 
Cour  du  Baron  selbst  wieder  reich  genug  war,  an  Grundbesitz,  um 
auf  seinem  Gute  freie  Hintersassen  zu  haben.  Diese  standen  dann 
zunächst  unter  seiner  eigenen  Gerichtsbarkeit,  und  diese  letztere 
nahm  in  solchem  Falle  natürlich  ganz  den  Charakter  und  die  Form 
der  Conr  du  baron  an.  In  so  fern  daher  dieses  der  Fall  war ,  ist 
über  die  Conr  de  l'homme,  für  sich  betrachtet,  weiter  nichts  zu 
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bemerken.  Auch  Reaamanoir,  der  dieser  Cours  eigends  erwähnt, 
beweiset  durch  seine  kurze  Darstellung,  das*  Form  und  Charakter 
beider  Stufen  sich  wesentlich  gleich  gewesen  sein  müssen.  «Fnit 
Ii  jugement,»  sagt  er,  «n'est  pas  fei  es  cors  de  cix  qui  tienneni  en 
baronnie.  ancois  en  fet  on  niult  es  cours  de  lor  tauge*,  qui  ont  homes 
et  justice  et  legnorie  en  lor  terres.»«)  Das  ist  im  Grunde  die  ganz 
ein  Cache  Beschreibung  dieses  einfachen  Verhältnisses.  Von  den  Cours 
des  bommes  redet  er  nicht,  weil  er  sie  nicht  kannte.  In  diesem 
Gerichte  sind  nun  die  bommes  de  poeste  oder  francs  hommes  das- 
selbe, was  die  gentix  hommes  in  der  Cour  du  Baron  Beisitzer  und 
Pairs  Air  die  übrigen  hommes  de  poeste,  die  dem  homme  du  Baron 
gehörten.  Sie  richteten  daher  auch  nur  über  die  Streitigkeiten  unter 
ihres  Gleichen ;  die  genlix  hommes  standen  ihnen  nicht  zu  Gericht, 
sondern  die  Cour  de  l'homme  bildet  einen  eigenen  Gerichtskörper 
unter  der  Cour  du  Baron  und  von  jener  ging  die  Appellation  an  die 
letztere. 

Allein  das  Verhältniss  dieser  untersten  freien  Cour  ist,  obwohl 
wir  keine  statistischen  Angaben  darüber  aufzeigen  können,  zunächst 
nach  einer  andern  Seite  hin  gewiss  nicht  immer  ein  einfaches  ge- 
wesen. Jene  hommes  nämlich  hatten  wohl  nur  selten  eine  hinrei- 
chende Zahl  von  freien  in  ihrer  Abhängigkeit,  sondern  gewöhnlich 
nur  die  (-lasse  der  Miltelfreien,  oder  gar  solche,  die  auf  der  äusser- 
sten  Grenze  zwischen  bons  de  poeste  oder  francs  hons  und  vilains 
standen.  Daher  war  es  denn  natürlich,  dass  diese  Cours  de  Thororoe 
keineswegs  immer  in  der  an  sich  einfachen  Verfassung  der  eigent- 
lich freien  Gerichte  blieben.  Die  kleinen  Herren  bekamen  nämlich 
auf  diese  Weise,  auf  den  engsten  Kaum  zusammengedrängt,  beide 
Formen  der  Gerichtsbarkeit  überhaupt,  die  freie  und  die  unfreie  zu 
verwalten,  und  da  fragte  es  sich  gewiss  oll,  welche  von  beiden  der 
Vorrang  vor  der  andern  behaupten  würde.  Hier  ist  der  Punkt,  wo 
die  Obergerichtsbarkeit  des  Baron  über  das  Untergericht  von  dem 
grössten  praktischen  Interesse  wurde,  indem  nur  durch  die  Inter- 
vention der  ersleren  Rechtsverletzungen  gegen  den  Freien  in  dem 
eitzleren  verhütet  wurden.  Doch  half  auch  das  wohl  nicht  immer; 
wenigstens  sagt  Fonlaines  schon  XXI.  10:  «Totti  eil  ne  puent  ju- 
gement faussier,  ki  par  coitsturae  du  pays,  011  par  loi  privee  sunt 
en  jugement  de$  francs  homes.»  Das  heisst,  sie  haben  ihre  freie  Ge- 
richtsbarkeil verloren,  so  wie  sie  überhaupt  der  Gerichtsbarkeit  dieser 
Cour  de  l'homme  angehören.  Auf  einen  ähnlichen  Gang  der  Dinge 
deutet  Beaumanoirs  Ausdruck :  «Ii  homme  —  die  Beisitzer  des  Pairs- 
gerichts  —  doivent  jugier  Tun  l'autre  et  les  querelles  du  commun 
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peuple»,  wo  schon  die  Insassen  des  Besitzes  der  hommes  unter  Einen 
Begri IT  zusammen  geworfen  werden.1)  Es  wird  daher  ohne  ganz 
genaue  Localgeschichlen  schwer  möglich  «ein  Über  die  innere  Ver- 
fassung dieser  Berichte  etwas  genaueres  anzugeben;  nur  das  scheint 
unzweifelhaft,  dass  grade  ihnen  ein  Theil  jener  Bewegung  vorsieh 
gegangen  sein  muss ,  die  aus  dem  Stande  der  Miltelfreien  den  Stand 
der  vilains  bildete.  Dies  mag  besonders  da  der  Fall  gewesen  sein, 
wo  die  hommes  de  poeste  nicht  einem  nomine  du  Baron  als  Va- 
sallen verpflichtet  waren,  sondern  wo  sie  unmittelbar  unter  dem 
Baron  standen.  Hier  nämlich  übte  der  Freiherr  seine  mittlere  Ge- 
richtsbarkeit über  diese  Classe  wohl  immer  durch  eingesetzte,  also 
amtliche  Richter  aus.  Diese  amtlichen  Richter,  prevots,  vicomtes, 
etc.  hatten  allerdings  so  gut  wie  der  homme  du  Baron  die  Pflicht, 
jene  Beisitzer  (bones  gents  oder  prud'hommes)  zu  ziehen ;  allein  es 
lag  zu  nahe,  die  mittelfreien  amtlichen  Gerichte  mit  den  ganz  un- 
freien zu  verschmelzen ,  als  dass  die  ursprüngliche  Selbstständigkeit 
der  crsleren  sich  hatte  erhalten  können.  Wir  können,  da  uns  die 
Quellen  für  das  11.  und  12.  Jahrhundert  fehlen,  diesen  Übergang 
nicht  geuau  nachweisen;  im  13.  Jahrhundert  aber  sehen  wir  die  Zu- 
ziehung jener  Beisitzer  oder  prud'hommes  schon  von  dem  Ermessen 
der  amtlichen  Richter  abhängig,  und  damit  war,  vorzüglich  in  den 
königlichen  Besitzungen,  der  Sieg  des  Amtsgerichts  über  die  Reste 
des  Volksgerichts  auch  auf  diesem  Punkte  entschieden  begründet. 
Diess  Verhältnis«  wird  nun  durch  die  Darstellung  der  unfreien  Ge- 
richtsbarkeit besonders  am  ersten  klar  werdeu. 

fi.  Dio  Goars  des  hommes. 

Die  Cour  des  hommes  gehört  den  schon  früher  characterisirten 
Gegenden  Frankreichs  an,  wo  die  Masse  der  Mitlelfreien  gross  und 
mächtig  genug  war,  um  dein  Seigneur  gegenüber  selbstständig  zu 
bleiben.  Hier  setzte  sich  das  alte  Volksgericht  im  Lehnwesen  in 
der  Form  fort,  die  am  meisten  an  die  alten  Volksrechte  erinnert. 
Man  muss  sich  dabei  die  statistische  Gestalt  der  alten  Freiherrsehnfl 
darlegen.  Während  im  Innern  Frankreichs  fast  das  ganze  Gebiet 
einer  solchen  Freiherrschaft  entweder  direct  unter  dem  Baron  oder 
doch  unter  den  Edlen  oder  hommes  de  Baron  gehörte ,  waren  hier 
die  eigentlichen  Grundbesitztingen  beider  zerstreut  und  klein,  und 
das  Recht  des  Freiherrn  enthielt  nicht  so  sehr  das  neue  Obereigen- 
thum des  Lehnwesens,  als  die  Gerichtsherrlichkeit  des  alten  Grafen. 
Hier  bildeten  mithin  die  Dorfschaften  selber  noch  ein  ielbstständiges 
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Gericht»  das  aus  dem  Zusammentreten  der  Bauern  entstand,  nnd 
wahrscheinlich  zu  seiner  Competeuz  nur  die  Streitigkeiten  jener 
Doifschaflinilglieder  seiher  hatte.  Mass  auch  diese  mit  der  Bezeich- 
nung kommet  begriffen  werden ,  liegt  in  der  Natur  des  Lehnwesens 
überhaupt.  So  weit  wie  unsre  Quellen  reichen,  haben  wir  nur 
sehr  wenig  Nachrichten  über  diese  Gerichte.  Doch  geht  ihr  Da- 
sein wie  ihr  Wesen  deutlich  genug  aus  dem  Ancien  Coutumier  de 
Ponlbieu  (Herausg.  Marnier  1840)  hervor.  Die  ersten  Coutumes  no- 
loires  (p.  1-^3)  zeigen  uns  Urlheile  der  hommes  aus  mehren  Dorf- 
scbaAen  iti  Pontbieu  (Ii  nomine  d'Aisenviler  —  Ii  homnie  de  Gas- 
panes  —  Ii  bomme  d'Ally)  —  die  von  den  Dorfgericbten  selber 
gefunden  sein  müssen,  weil  die  Appettationsbusse  auf  die  ganze 
Botschaft  ausgedehnt  wird  als  Cnrrnalschuld ,  nachdem  in  der  Cour 
du  Baron  der  Ausspruch  jener  hommes  nmgestossen  war.  Das 
ersle  Urtheil  mag  hier  einen  Platz  linden,  da  es  das  Verfclltniss 
der  verschiedenen  Stufen  sehr  deutlich  macht  and  auch  anf  den 
folgenden  Abschnitt  und  die  eigentlichen  Assises  ein  klares  Licht 
wirft.  Es  heisst:  «£»  i'an  de  yrace  mit  CCC  et  u  mou  de  fevrier  fu 
rendu  par  jugetnent  en  le  court  de  Bouberc  (die  Cour  du  Seigneur  de 
B.  oder  die  Cour  du  Baron)  par  XXXVI  kommt*  liget  (die  ritterli- 
chen Mannen  des  Baron  oder  Seigneur,  die  jene  Cour  du  Baron 
des  Seigneur  de  B.  bildeten)  liquel  »estoient  eontiUU  par  grata  dcli- 
beration  en  le  attite  dAbbrviÜ«  (in  der  grossen  aber  eigentlichen  Assisa 
oder  Cour  de  ßaronnie,  somit  die  in  verschiedenen  Städten  abge- 
halten ward,  aber  natürlich  wesentlich  dieselbe  war,  wenn  auch 
die  TheHnehmer  nicht  immer  dieselben  Freiherren  waren)  d'Amiens 
et  ailleurs  —  qui  Ii  kome  dTAlly  (die  freien  Insassen  der  Dorfschaft. 
Ally)  qui  avaient  faxt  maulvait  jugement  te  paueroient  tont  entamble 
(gemeinschaftlich ,  bei  der  Cour  de  l'homuie  zahlte  der  nomine  allein) 
par  XL  Ohrte  (tnuss  ein  Druckfehler  sein  für  LX  libres)  au  tigneur 
de  Bouhere,  en  quel  court  Ii  jugement  avoit  etti  carrigie'.»  Das  zweite 
Urtheil  enthält  einen  gleichen  Fall  für  die  home  d'Aisenviler;  hier 
ist  nur  der  Zusatz  von  Wichtigkeit ,  dass  diese  hommes  nur  LX  tobt 
bezahlen  sollten  «pour  che  qu'il  estoient  nomine  de  poesle»  —  so 
dass  es  riilhin  solche  Cours  des  hommes  auch  noch  im  Stande 
der  Mittel  freien  %eben  konnte.  Indessen  stehen  wie  gesagt  diese 
Verhältnisse  fast  nur  als  Ausnahmen  da;  im  übrigen  Frankreich 
finde  ich  wenigstens  keine  ganz  entsprechenden  Beispiele.  Mög- 
lich ist  es  freilich ,  dass  diess  durch  genauere  Untersuchungen  bis- 
her unzugänglicher  Quellen  sich  dem  Umfange  nach  anders  ge- 
stalten mag. 

Es  bedarf  nun  hier  wohl  kaum  der  Bemerkung,  dass  das  Obige 
bloss  die  ganz  allgemeinsten  Grundlagen  des  freiherrlichen  Gerichts- 
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Organismus  enthalten,  für  die  genauere  Geschichte  nur  die  Form 
enthält,  in  welcher  die  mannichfachen  Verschiedenheilen  der  localen 
Verhältnisse  ihre  Stellung  erhalten  müssen.  Dasselbe  gilt  von  dem 
folgenden. 

C.    Die  unfrei»*  Gerichte. 

Die  unfreien  Gerichte  oder  die  Bearatelengericbte  in  der  Lehns- 
epoche bieten  hauptsächlich  eine  Schwierigkeit  dar.  Ein  Theil 
dieser  Gerichte  ist  nämlich  durch  die  inneren  Verhältnisse  der  Ge- 
richtszustäodigen  selbst  während  dieser  Zeit  in  einer  beständigen 
Entwicklung  begriffen,  die  an  den  verschiedenen  Orlen  auf  ver- 
schiedene Weise  zum  Abschluss  kommt,  während  der  andere  Theil 
weder  Wesen  noch  Stellung  ändert.  Den  ersteren  bilden  die  städti- 
schen Gerichte,  den  zweiten  die  kleine  Landgemeinde.  Es  muss 
uns  an  dieser  Stelle  genügen .  nur  im  Kurzen  den  Gang  jener  Ent- 
wicklung anzudeuten;  auch  hier  sind  die  allgemeinen  Resultate  bei 
grosser  Verschiedenheit  im  Einzelnen  einfach  und  hangen  auf  leicht 
erkennbare  Weise  mit  den  Verhältnissen  des  ganzen  Landes  zusammen. 

o.   Die  städtisch«  Gemeinde  und  da«  VicecomiUt. 

Als  die  siegenden  Germanen  Frankreich  einnahmen,  trafen  sie 
auf  eine  ihrer  alten  Heimath  ganz  fremde  Erscheinung,  die  Städte. 
Sitte  und  Geschichte  der  Eroberer  zeigen  es  auf  gleiche  Weise, 
dass  ihnen  das  städtische  Leben  eben  so  wenig  lieb  als  bekannt 
war.  Es  ist  daher  im  Allgemeinen  anzunehmen ,  dass  sie  sich  we- 
nigstens anfänglich  nicht  in  den  Städten  niedergelassen  haben ;  wo 
es  geschah,  blieb  es  Ausnahme,  und  das  Land  war  noch  wie  vor 
der  Hauptsitz  der  neuen  Herren. 

Die  Art  und  Weise  daher,  wie  die  Städte  in  jener  Zeit  von 
diesen  Herren  des  flachen  Landes  regiert  wurden,  rausste  schon 
vom  Anfange  an  wesentlich  von  der  Regierungsweise  der  Germanen 
selber  verschieden  sein.  Während  die  freien  Sieger  an  dem  Princip 
der  Selbstbeherrschung  festhielten,  wurden  die  Städte  von  den  Ver- 
tretern der  siegenden  Gewalt,  den  ersten  Beamteten  der  germani- 
schen Geschichte ,  den  Comites  des  Königs  verwaltet.  Der  Comes 
hatte  Gericht  und  Abgaben  der  Städte  unter  sich;#r  warder  Amt- 
mann dieser  Epoche. 

Natürlich  fügten  nun  die  Könige  den  einzelnen  Städten  dieje- 
nigen um  dieselben  herumliegenden  Landslrecken  hinzu,  die  von 
unfreien  Landsassen  bewohnt,  nicht  als  Benefizium  den  Fideles  oder 
den  Comites  selber  überlassen  waren.  So  entstand  das  ursprüng- 
liche Gebiet  der  Grafschaft,  der  anfangliche  Comitatus.  Obwohl 
die  Eintheilung  GaJliens  iu  solche  Gomitale  nicht  ganz  bekannt  ist, 
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so  siebt  man  doch  mit  verhttllnissmassiger  Klarheit  aus  den  betref- 
fenden Untersuchungen,  dass  dabei  die  alte  römische  Eintheilung 
im  wesentlichen  zum  Grunde  lag,  ohne  dass  man  sich  genau  an 
dieselbe  gebunden  hülle.  Nur  1*1  ins  darf  dabei  nie  vergessen  wer- 
den. Das  Gnmitat  bestand  anfänglich  nicht  aus  dem  ganzen  Umfange 
des  Gebietes ,  das  man  mit  diesem  Namen  belegte.  Es  enthielt  viel- 
mehr nur  den  Theil  desselben ,  der  als  unfreies  nnd  nicht  verliehenes 
Gut  übrig  blieb,  nachdem  die  Eroberer  ihren  Antheil  als  freies  Allod 
davon  abgenommen  hatten.  Innerhalb  desselben  pagus  mithin  gab 
es,  mannigfach  zerrissen,  zwei  Systeme  des  Besitzes  und  mithin 
auch  zwei  Arten  der  Verwaltung;  die  unfreie  war  das  Comilat  im 
Pagus.  Mit  abgeleiteter  Benennung  nannte  man  daher  auch  wohl 
die  blosse  Einnahme  des  Cnmes  den  Gomitatus;  das  finden  wir  noch 
unter  den  Gapulingern  gebräuchlich;1)  und  zu  der  grossen  Verwir- 
rung über  den  Begriff  der  Grafschaft  hat  es  entschieden  nicht  we- 
nig beigetragen,  dass  sich  jeder,  der  jene  Einnahmen  und  Bechte 
des  Comes  der  ältesten  Zeit  über  unfreie  Gebiete  in  irgend  einer 
Weise  gewann,  auch  comes  nennen  konnte.  Das  eigentliche  Co- 
mitat  aber  änderte,  wie  früher  gezeigt,  allmählig  seine  Stellung, 
und  erhielt,  bei  der  Entwicklung  der  centralen  staatlichen  Gewalt 
als  Hauptorgan  des  Königthuras  dastehend,  auch  über  die  Freien 
und  ihre  alle  Selbstregierung  obrigkeitliche  Bechte.  Diess  nun  be- 
dingte die  Entstehung  des  Vicecomitats. 

Bei  jener  Ausdehnung  der  graflichen  Gewalt  nämlich  über  die 
freien  Grundsasseu  in  Beziehung  auf  Heeresfolge,  Gericht  und  Polizei 
ward  es  den  Grafen ,  die  sogar  auf  königlichen  Kriegszügen  oft  ab- 
wesend sein  rousslen,  unmöglich  das  alte  und  eigentliche  Gomitat, 
die  obrigkeitlichen  Aufgaben  über  die  Städte  und  ihre  zugehörigen 
Landgemeinden ,  persönlich  zu  verwalten.  Das  zwang  sie  zur  Ein- 
setzung eines  Stellvertreters,  qui  vicem  comitis  gerebat,  das  vice- 
cotne*.  Höchst  wahrscheinlich  ist  der  Vicecomes  nur  für  dieses  be- 
stimmte Gebiet  eingesetzt;  noch  das  Ed.  Pistense  a.  14.  sagt  noch: 
aHabeat  in  cicitate  onus  quisque  comes  —  vice  comitem  suum  cum  duo- 
bus  aliis  hominibus.»    Die  Landgemeinden,  die  dieser  Stadt  ge- 


•)  So  enthält  das  Dotalitium  Rieh.  III.  v.  d.  Norm,  die  Caritas  Constantia  cum 
'  conti tatu  (Sir.  R.  Fr.  X.  p.  270.)  da»  Comilat  von  Beauvais  wird  dem  Bi- 
sehof von  Beauvais  geschenkt  —  «oranes  exaetiones  et  reddilus  Comitatus 
in  suburbio  Uclvacensia  —  et  quidqnid  pertinebat  ad  Comitatum  in  villi« 
subier  ad  nolalio  medietatem  Coroitatus  in  villa  qua?  dicitnr  aerientes  — 
medietalem  eliam  Comitatus  el  mercatnm  quod  tenebat  Franco  de  Castro 
Gerboreduni»  etc.)  Bob.  Re*.  Dipl.  XXV.  Ser.  R.  X.  597.  Das  Dipl.  JA'//. 
Ser.  R.  X.  p.  595.  bestätigt  eine  Schenkung  —  «ansensu  Rainoldi,  Milide- 
nensis  pagi  Comitis  et  Parisiac»  sedis  episcopi.»  — 
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hörten,  standen  wieder  unter  den  Centenariig  oder  Cenlenariones, 
die  dem  Vicecomes  untergeordnet  waren.  Es  scheint  nicht,  das» 
der  Vicecomes  in  den  freien  zum  Comitat  gehörigen  Gemeinden  die 
Vertretung  des  Cornea  halle.  Im  Gegeutheil  scbloss  sich  das  Vice- 
comitat  vom  Comitatus  ab;  es  bildete  den  Inbegriff  des  unfreien 
Gebiets  dem  freien  gegenüber,  und  fasst  man  jetzt  die  Grafschaft 
als  Ganze»  zusammen,  so  hatte  der  Graf  persönlich  die  königliche 
Gewalt  über  das  freie,  durch  seinen  Vicecomes  dieselbe  über  das 
unfreie  Land.    Mit  diesem  Verhällniss  beginnt  die  Lehnsepoche. 

Hier  nun  aber  tritt  zuerst  eine  Entwicklung,  die  fiir  das  Ver- 
ständuiss  des  Vicecomitats  durchaus  nolhwendig  ist.  Die  allen 
Grafschaften  begannen  ihren  Umfang  in  aller  Weise  zu  verändern. 
Treffend  sagt  Guirard  (Essai  sur  le  Systeme  des  divis.  lerrit.  p.  53.) 
«11  y  eut  dans  la  Gaule  plusieurs  ordres  de  comtes.  Dabord  le 
comle  comprenait  lout  le  terriloire  de  la  eile  ou  dudiocese;  dans 
le  second  &ge  il  ne  comprit  souvent  qu'un  district  de  la  eile;  puis 
il  s'en  forma  encore  dautres  aux  depens  des  anciens,  et  ces  nou- 
vaux  comtes  ne  s'elendirent  que  sur  des  cantons  ou  des  subdivi- 
sions  de  dislricls.  Eutin,  au  milieu  du  bouleversemenl  general  qui 
preceda  la  chute  de  la  seconde  race,  on  vit  naitre  des  comtes  qui 
ne  renfernierent  assez  souvent  qu'uue  ville,  un  bourg,  un  chAteau.» 
Jene  Auflösung  der  alleu  Verwallungseinlbeiliing  brach  mithin  das 
ursprüngliche  Verhällniss  von  Comitat  und  Vicecomital  in  der  Weise, 
dass  viele  frühere  Vicomtes  zu  wirklichen  Grafen  wurden,  indem 
sie  sich  von  ihrer  Unterordnung  lossagten,  oder  doch  nur  das  all- 
gemeine Land  der  Fides  zwischen  sich  und  ihren  alten  Grafen  be- 
stehen Hessen;  wo  die,  damit  unabhängig  gewordene  Vicomte  nur 
eine  Stadt  oder  eine  Burg  besass,  nannte  sich  der  freie  Vicomte 
Chdtelain,  welcher  Name  jedoch  nicht  nolhwendig  auf  eine  frühere 
Vicomte  hindeutet.  Das  wichtige  indessen  war,  dass  alle  die  Vice- 
comilatus,  die  sich  auf  diese  Weise  frei  machten,  den  Characfer 
eines  Amts  verloren,  und  damit  in  die  Keine  der  Freiherrschaften 
eintraten.  Nun  war  aber  diess  keineswegs  allenthalben  der  Fall. 
Viele  Grafen  behielten  Macht  genug,  die  Ablösung  der  Virecomi- 
tate  zu  verhindern ,  und  das  alle  unfreie  Land  in  der  allen  Abhän- 
gigkeil zu  erhalten.  Für  diese  Gebiete  nun  behielt  man  Namen 
und  Institut  der  karoliugischcn  Vicecomiles  bei;  und  so  finden  wir 
im  Beginne  des  Lehnswesens  die  Vicomtes  ganz  in  der  alten  Weise 
wieder.  Sie  sind  die  Beamteten  der  Grafen,  zur  Verwaltung  des 
Gerichts ,  der  Abgaben  und  der  Polizei  fiir  den  Theil  der  neuen 
lehnsherrlichen  Grafschaft  eingesetzt,  der  aus  ursprünglich  unfreiem 
Gebiete  bestand ;  sie  sind  innerhalb  dieses  Theiles  der  Grafschaft 
die  Stellvertreter  des  Grafen,  und  haben  daher  über  die  Unfreien 
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der  Grafschaft,  die  nicht  den  einzelnen  horames  des  Grafen  gehören, 
die  Rechte  und  die  Gewalt  des  Grafen  in  seinem  Auftrage.  Nur 
hatte  nicht  jeder  Graf  solche  Vicomles,  weil  nicht  jeder  eine  Stadt 
in  seiner  Grafschaft  hatte;  auch  konnte  ein  Graf  mehrere  Vicomtes 
haben,  je  nachdem  sich  im  Laufe  der  Zeit  der  Umfang  der  Graf- 
schaft gebildet  halte.  Auch  konnte  es,  da  an  einigen  Orten  sich 
das.  alte  Comitat  erhielt,  vorkommen ,  dass  selbst  der  Comes  noch 
eine  Zeitlang  als  ofBcialis  des  Fürsten  gedacht  wurde,  wo  dann 
der  Vicecomes  wie  unter  den  Karolingern  wieder  uuter  ihm  stand. 
Ein  solches  Verhällniss  deutet  das  Diplom.  XV.  Hob.  Reg.  (Sir.  R. 
Fr.  X.  587.)  anbei  einer  Schenkung  an  die  Kirche :  ut  nullus  offi- 
cialis  habeat  in  ipsa  villa  dominium ,  sive  Comes ,  sive  Vicecomes  — 
neque  in  bannio,  neque  in  legibus,  neque  in  fredis,  aut  aliquo 
ii Sil  in  debito ,  quem  Cottumam  (coutiime  s.  oben)  vulgo  ntincupant.» 
Die  Officialität  des  Grafen  ging  fast  allenthalben  in  Souverainetät 
über,  die  des  Viceromes,  der  nur  die  Unfreien  unter  sich  hatte, 
blieb  aber  dauernd.  Die  Oflicialität  der  ersteren  ist  noch  im  Jahre 
1015  im  Will.  Gemet.  V.  c.  angedeutet,  doch  ist  das  Beispiel 
zweifelhaft.  Ganz  entschieden  dagegen  ist  sie  in  der  Vit.  Rurchardi 
venerabilis  er.  Ser.  R.  XI.  ausgesprochen.  «Datur  dono  regali  ei 
uxor  jam  dicti  comitis  (des  verstorbenen  Grafen  von  Corbeil]  in 
quo  copula?  Ihalamo  dedit  Hugo  Rex  sibi  lideli  militi  Castrum  Mi- 
lidununi,  atque  jam  dictum  Corbailum,  comilatHintpte  I'arisiac/e  urbis 
tatiterqne  comes  renalis  efßcitur. »  Spätere  Beispiele  finden  wir  in- 
dessen nicht.  — 

Darnach  ist  nun  der  anfängliche  Begriff  der  Vicomle  klar;  es 
ist  das  Amtsyebict  der  Grafschaft,  das  auch  jetzt  noch  dem  freien 
Gebiete  entgegengesetzt  war,  mochte  der  Graf  ein  oflicialis  sein 
oder  souverain.  In  jenem  Gebiete  ,  des  eigentlichen  Vicomte,  gab 
es  mithin  keine  Cour  du  ßaron,  und  kein  mitlelfreies  Gericht,  son- 
dern der  vicomte  hielt  über  die  städtischen  und  ländlichen  Unfreien 
selbst  Gericht  mit  dem  Rechte  des  gräflichen  Herrn.  Zu  diesem 
Sprengel  der  Vicomte  gehörten  ausser  der  Stadt  noch  die  einzelnen 
Landgemeinden,  die,  gleichfalls  unfrei,  unmittelbar  dem  Herrn 
untergeben  waren.  Ober  diese  ward  ein  Vogt  (s.  unten)  der  Pra:- 
positus  eingesetzt;  diese  Prevols  standen  unter  dem  Vicomle.  Der 
Vicomte  als  Stellvertreter  des  Grafen  hatte  über  die  Prevotes  den 
Bmlbaun ,  wie  der  Graf  über  die  Cour  des  hommes ;  oft  gab  es  in 
derselben  Stadl  noch  einen  Prevol  neben  dem  Vicomte;  der  Com- 
petenrbezirk  des  ersteren  umfisste  dann  bloss  die  Stadt,  nicht  die 
PrcvotGs  ausserhalb  derselben,  gleichfalls  halte  er  nicht  den  Blut- 
bann, sondern  dieser  blieb  dem  Vicomle.  Das  bekannteste  Beispiel 
hierfür  ist  die  Vicomte  et  Prevote  de  Paris,  deren  Verhältniss  sich 
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nach  dem  Obigen  ergeben  wird.  Die  Vicornte  de  Paris  ist,  als  ört- 
liches Ganze,  der  Inbegriff  aller  Prevole,  die  unter  den  Rlutbann 
des  Vicomte  de  Paris  rcssorliren ;  die  Prevote  de  Paris  selber  steht 
unter  diesem  ßlulbann,  und  erst  die  Vicomte  mit  der  Prevole  ver- 
eint, macht  einen  vollständigen  unfreien  Gericlitsorganismus,  der 
Cour  de  Baronie  des  Königs  als  Herzog  von  Frankreich  und  ihren 
Stufen  gegenüber. 

Die  weitere  Ausbildung  dieses  unfreien  oder  amtlichen  Gerichts- 
Organismus,  die  theils  auf  historischen,  theils  auf  örtlichen  Verhält- 
nissen beruhend  sich  verschieden  an  den  verschiedenen  Orlen  aus- 
gebildet hat,  dürfen  wir  mit  Ilmweisung  auf  B.  I.  hier  übergehen. 
Die  Viguiers,  Voyers  und  Sousvoyers  gehören  derselben  an;  viel- 
leicht dass  uns  bei  dem  Mangel  an  Quellen  einzelne  entsprechende 
Institute  entgehen;  auch  bedarf  die  Hierarchie  dieser  Gerichte  noch 
mehrfacher  Aufklärung,  da  grade  hierüber  für  das  lt.  und  12.  Jahr- 
hundert die  Quellen  kaum  andeutungsweise  reden.  Doch  lässl  sich 
die  weitere  Geschichte  der  Vicomte  schon  dem  obigen  nach  hin- 
reichend charakterisiren. 

Da  nämlich  auch  in  den  Städten  das  Gericht  die  Form  ist ,  in 
welcher  sich  die  Freiheil  und  Unfreiheit  der  dem  Gerichte  Zuständigen 
zeigt,  so  ist  die  tieschichte  der  Vicomte  uur  ein  Theil  dieser  Geschichte 
der  städtischen  inneren  Entwicklung.  Diese  nun  hat  entschieden 
während  der  Lehnszeil  in  Frankreich  zwei  Epochen;  die  Epoche 
der  alten  Verfassung  und  die  der  Comraunalbewcguugen.  Die  Zeil, 
in  welcher  die  Vicomte  ihre  Hauptbedeutung  hat,  ist  demnach  eben 
jene  erslere  Epoche,  von  der  wir  in  Beziehung  auf  das  städtische 
Leben  so  wenig  Genaues  im  Einzelnen  wissen.  Im  Allgemeinen 
aber  wird  der  Gang  dieser  Entwicklung  folgender  gewesen  sein. 

Die  Untersuchungen  Kayuouards  haben  herausgestellt,  dass  auch 
nach  dem  Untergange  der  kaioliugischcn  Monarchie  die  alten  Städte 
fast  allenthalben  die  früheren  Formen  einer  communalen  Selbstver- 
waltung behalten  haben.  Das  war  um  so  leichter  möglich,  als  an- 
fänglich die  Städte  noch  für  die  Bitter  und  Edlen  an  vielen  Orlen 
den  HauplwohusiU  abgaben.  Als  aber  die  Fehden  und  Verwüstun- 
gen auf  dem  flachen  Land  überhand  nahmen,  zwang  die  Gefahr  des 
Grundbesitzes  jene  Herren,  ihr  Gut  mit  eigener  Hand  zu  schül/.eu. 
Sie  bauten  Burgen,  schlössen  sich  gegen  einander  ab,  conrentrirteu 
ihr  Leben  auf  ihre  Kitlerhöfe,  und  die  städtische  Gemeinde  verlor 
dadurch  den  feinen  und  edlen  Theil  ihrer  Mitglieder.  Die  jetzt 
schulzlose  Bürgerschaft  fiel  dadurch  ganz  in  die  Gewalt  der  herr- 
schaftlichen Beamten,  der  Vicecomites  und  ihrer  Prevols,  die  jetzt 
nur  unfreie  und  rechtlose  Untergebene  halten.  Allerdings  ist  diese 
Erscheinung  von  grosser  Wichligkeil  geworden.    Das  städtische 
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Leben  begann  sich  in  dieser  Zeit  von  dem  Leben  des  Landes  gänz- 
lich abzusondern  und  die  Städte  wurden  gezwungen,  wenn  sie  aus 
dieser  Unfreiheit  heraustreten  wollten,  sich  durch  eigene  Hülfsquellen 
emporzuarbeiten.  Daraus  ging  die  Anschauung  der  folgenden  Zeit 
hervor,  dass  die  Städte,  dem  Adel  und  der  Geistlichkeit  gegenüber, 
auch  einen  eigenen  Stand  bildeten;  und  so  ward  die  Ausscheidung 
der  Grundheiren>aus  der  Bürgerschaft  die  Grundlage  der  Selbststän- 
digkeit des  städtischen  Hechts,  von  dessen  Geschichte  wir  unten  ge- 
nauer reden  werden.  Allein  zunächst  halte  das  die  grössere  Unter- 
drückung desselben  zur  Folge.  Denn  tbeils  war  das  die  Zeit,  in 
welcher  die  Herren  auch  in  den  Städten  die  Zwingburgen  erbauten, 
von  denen  aus  sie  die  Städter  unterjochten,  theils  begann  der  frei- 
herrliche Beamte  jetzt  die  alten  Formen  des  öffentlichen  Rechts, 
die  Yheiloahme  der  Bürger  an  Gericht  und  Verwaltung  nicht  mehr 
zu  achten.  Höchst  wahrscheinlich  bat  in  dieser  Zeit  die  Zuziehung 
der  letzteren  nur  noch  auf  der  Willkühr  des  Vicomle  oder  Prevot 
beruht;  wenigstens  deutet  Beaum.  (I.  13)  entschieden  darauf  hin; 
wir  können  aber  bis  jetzt  über  das  Viromtalgericht  in  den  Städten 
des  lt.  und  12.  Jahrhunderts  nichts  bestimmteres  angeben,  da  die 
Quellen  davon  schweigen.  Dies  ward  erst  anders,  als  die  Städte 
anfingen,  nach  eigener  Verfassung  zu  ringen.  Der  Kampf  um  die- 
selbe hatte  noth wendig  eine  Umgestaltung  des  Gerichts,  und  damit 
auch  eine  veränderte  Stellung  des  Vicomle  zu  Folge,  die  sich  nach  dem 
Maasse  des  städtischen  Hechts  richtete.  In  den  grössten  Städten, 
wie  in  Paris,  gaben  die  Herren  es  auf,  eigene  Vicorotes  einzusetzen; 
stall  dessen  erschien  ein  besonderes  Gericht  mit  eigener  Organisa- 
tion, wie  das  Chalelet  in  Paris.  Oder  die  Vicomtes  blieben  im 
Amte,  aber  die  Prevote  der  Stadt  ward  als  Haupt  der  Bürgerschaft 
so  mächtig,  dass  zwischen  ihr  und  der  Vicomle  ein  Streit  entstand, 
der  mit  dem  allmähligen  Verschwinden  der  überflüssig  gewordenen 
Vicomte  endete;  oder  endlich  blieb  der  Vicomle  in  den  Städten 
mit  commune»  nur  noch  die  Vertretung  einiger  feudalen  Rechte  des 
früheren  Grundherrn,  mit  deren  Verschwinden  auch  die  Vicomte 
rum  blossen  Namen  eines  Amtes  ward.  Die  Vicomtes  selber  began- 
nen, als  Beamte  unbedeutend,  damit  in  den  Adel  überzugehen ;  das 
letztere  geschieht  im  14.  Jahrhundert;  doch  blieb  noch  einzelnen 
Amtmannscbalten  der  Name  des  Vicomle.  Von  jenen  Ubergängen 
ist  Paris  ein  Beispiel  für  die  gänzliche  Aufbebung  des  Vicecomitats 
als  eines  eigenen  Amtes.  Für  den  Kampf  zwischen  Prevot  und 
Vicomle  ist  unter  anderm  das  Pr^vilege  von  Fcrte-sur-Aube  ein  be- 
zeichnendes Beispiel.  Schon  Brüssel ')  hat  auf  das  Privilege  als  auf 

')  Brunei  II.  Uli.  eh.  I,  p.  679—683.   Es  ist  dasselbe  ans  dem  Cartul.  de 
Charop;  die  Haoplart.  sind  a.  3.  7.  11—14. 
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eine  fUr  das  spätere  Vicecomitat  wichtige  Urkunde  aufmerksam  ge- 
macht. Hier  halte  sich  der  Streit  zwischen  dem  Prevot  und  dem 
Vicomte  über  die  gegenseitige  Grenze  ihres  Rechts  erhoben ;  dieser 
wird  entschieden.  Zuerst  heisst  es:  uPraposilus  debet  Vicecomiti 
presentare  (se)  et  dicere  se  esse  Prapositum  niei  (des  gräflichen 
Herrn)  et  Vicecomitis»  a.  ±  Dann  soll  der  Prevot  die  ganze  untere 
Gerichtsbarkeit  haben  und  die  Einkünfte  derselben  ihm  verbleiben ; 
alle  höheren  Bussen  dagegen  soll  der  Vicomte  haben,  sowohl  für 
Verbrechen  in  der  Stadt  als  ausser  derselben  und  auf  den  Land- 
strassen; die  Einkünfte  dagegen  soll  er  mit  dem  Grafen  theilen. 
Das  scheint  die  bestimmteste  Erhaltung  der  alten  Form  in  dem 
neuen  Stadlrechle  zu  sein.  Ganz  anders  war  es  aber,  wo  die  Bürger 
selber  ihre  eigene  Gerichtsbarkeit  in  ihrer  Commune  halten.  Hier 
war  in  deu  verschiedenen  Städten  die  Grenze  der  Jurisdiction  ver- 
schieden bestimmt;  am  deutlichsten  enthält  das  Stadtrecht  von  Ab-* 
beville  ')  die  Gruudzüge  des  alten  Verhältnisses.  Hier  haben  die 
Bürger  die  Gerichtsbarkeit  über  die  Stadt  und  die  Baulieue  in  ihrem 
Schöffengericht;  sie  exequiren  selber,  was  früher  der  Prevot  that; 
indessen  behält  der  Vicomte  doch  folgende  Rechte.  Zuerst  hat  der- 
selbe im  ISanieu  des  Grafen  die  Confiscation  aller  Güter  bei  dem 
Verbrechen  des  Diebstahls ;  der  Dieb:  primo  a  Scabinis  judicabitur, 
et  penam  pillori  suslinebit ;  dann  wird  er  dem  Vicomte  zur  Execu- 
tion  übergeben,  offenbar,  weil  derselbe  diu  voirie  der  Banlieue  be- 
hält (a.  2).  Jeder  Process,  in  welchem  ferner  vadia  et  duellum 
(gages  et  bataille)  vorkommen,  gehört  dem  Vicoinle  (a.  ä);  die 
Streitigkeilen  über  Immobilien  demjenigen  uuoV  seinem  Gericht,  von 
dem  sie  zu  Lehn  gehen,  also  unter  Umständen  auch  dem  Vicomte 
(ibid.).  Alle  Verbrechen  aber  gegen  die  Commune  oder  gegeu  die 
Vertreter  derselben,  das  Schöffengericht  (juralus  el  majorem),  fallen 
mit  Urlheil  und  Execution,  seihst  bei  Todesstrafen,  dem  Schöffen- 
gericht anheim  (a.  7.  8.  i!l).  Dasselbe  gilt  von  einem  Verbrechen 
gegen  die  Mitglieder  der  Comniunio  (a.  20).  Letztere  beiden  Sätze 
sind 'charakteristisch  für  alle  geschworenen  Cummunen;  denn  sie 
sind  in  der  That  nur  Ausflüsse  des  Gedankens ,  dass  die  Commune 
ihren  Gliedern  vor  allem  Schutz  gegen  jede  Vergewaltigung  bieten 
soll.  An  diesem  Princip  war  es  eben,  an  dem  der  Blutbann  des 
allen  Vicomte  ihre  Grenze  fand  und  die  letztere  ihre  Hauptbedeu- 
tung verlor;  denn  natürlich  zogen  sich  alle  iNicblglieder  der  Com- 
mune aus  der  Stadl  in  dem  Maasse  mehr  zurück,  je  fester  die  ge- 
schlossene Einheit  der  Commmnwselber  ihre  eigene  Hechle  und  In- 
teressen zu  vertheidigen  begann.    Das  Hecht  der  Commune  geht  so 

i)  Ord.  d.  L.  Fr.  T.  IV.  p.  53.    Die  hier  steb«ndc  Bestätigung  ist  vom  Fe- 
bruar 1350;  das  Privilegium  selber  von  1184. 
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weil,  dass  selbst  die  Beleidigungen  des  Grafen  durch  einen  Geschwo- 
renen nicht  dem  Vicomte,  sondern  dem  Communegericht  überlassen 
blieb  (a.  16).  Dagegen  erhält  «ich  merkwürdiger  Weise  das  Gericht 
der  Vicomte  über  bewegliche  Sachen  und  /.war  sowohl  zwischen 
juratis  und  juratis  (geschworenen  Mitgliedern  der  Commune)  als  nou 
juralis  (a.  4).  In  den  Städten,  wo  die  Vicomte  unterging,  ohne 
dass  eine  Commune  eingerichtet  ward,  wie  in  Paris,  pflegte  ein 
eigenes  Criminalgerichl  au  dessen  Stelle  zu  treten;  alsdann  erhielt 
der  Prevol  einen  grösseren  und  bedeutendem  Kreis  seiner  Tbätig- 
keil;  zuerst  das  Gericht  über  alle  Marklsacben  und  die  kleineren 
Sachen  überhaupt,  dann  aber  den  Vorsitz  für  die  Verhandlungen 
der  Bürgerschaft.  Jenes  Crimiualgericbt,  was  an  die  Stelle  der  Vi- 
comte trat,  war  in  Paris  das  Cbalelel;  die  Bürgerversaramlung  unter 
Vorsitz  des  Prevol  das  s.  g.  Parloir  aux  Bourgeois.  Während  so 
in  den  unfreien  Gerichten  der  Städte  sieb  die  Bewegung  der  Frei- 
heit Bahn  bricht,  bleibt  das  unfreie  Gericht  unter  den  kleinen  Hin- 
tersassen auf  dem  Lande  unbeweglich  im  alten  Zustande. 

ß.    Di«  kleine  Landgemeinde. 

Wir  verstehen  unter  der  kleinen  Landgemeinde  diejenige ,  die 
selbst  weder  Edle  noch  Mittclfreie  zähll,  sondern  ganz  aus  den  hommes 
vitanis  und  serfs  besteht.  Sie  ist  mithin  das  wesentlich  unfreie  Ele- 
ment der  Verfassung;  deshalb  ist  sie  zugleich  das  machtlose;  und 
der  Mangel  an  äusserer  Bedeutung  hat,  wie  das  zu  sein  pflegt,  auch 
ihre  Geschichte  mit  "Schweigen  bedeckt.  Wir  wissen  daher  eigent- 
lich nichts  bestimmtes  von  derselben;  nur  das  scheint  unzweifelhaft, 
dass  gerade  sie  der  Willkühr  am  meisten  und  am  schutzlosesten 
hingegeben  war.  Hier  konnte  natürlich  von  keinem  freien  dun  h 
die  Insassen  besetzten  Gericht  die  Bede  sein  ;  alles  ging  durch  den 
personlichen  Willen  und  damit  durch  die  persönliche  Willkühr  des 
eingesetzten  Vorstehers  vor  sich.  Doch  ist  es  uns  nicht  möglich 
Genaueres  anzugehen,  denn  es  mangeln  uns  über  jene  unterste  Stufe 
der  Verfassung  bisher  alle  bestimmteren  Nachrichten  und  Vorarbei- 
ten;  dies  ganze  Gebiet  der  Hechtsgesthiehtc  erwartet  noch  eine 
selbständige  Durchforschung.  Das  Einzige,  woraus  man  einiger- 
maassen  die  Gestalt  des  Gerichts  in  diesen  untersten  Theilen  der 
Gesellschaft  ersieht,  sind  die  Privilegien  der  Hoapites  oder  Hutes, 
der  Ansiedler  innerhalb  des  wüst  liegenden  Landes  einer  Herr- 
schaft. Es  gibt  dieser  Privilegien  mehrere  in  den  Ord.  d.  L.  Allein 
sie  sind  alle  so  sehr  kurz,  dass  sie  wenig  Ausbeute  geben;  viele 
sprechen  gar  nicht  von  der  Orlsobrigkeil,  sondern  der  Hauptinhalt 
solcher  Privilegien  ist  die  Feststellung  der  Abgaben  und  die  Herab- 
setzung der  Bussgelder.    Doch  sieht  man  aus  einigen  derselben, 
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dass  sie  einen  Prrepositus  gehabt  haben,  der  Gericht  hielt.  So  z.  B. 
bestimmt  das  Privilege  von  Boi*-Commnn  (v.  1186),')  dass  die  Hötes 
dieses  Orts  nur  vor  diesen  Pneposilus  zu  Gericht  stehen  sollen 
(a.  7.  u.  8)  und  dass  dieser  Prevot  auch  Strafgericht  gehalten,  geht 
daraus  hervor,  dass  der  Verbrecher,  wenn  er  mit  dem  Beleidigten 
«rlamore  Praeposito  non  facto,  coucordaverit»  keine  Busse  zahlen 
soll  (a.  12).  Das  Privileg  von  Voisints  (v.  1187)»)  enthält  ganz 
ähnliche  Bestimmungen;  der  Claroor  Prrepositi  gilt  hier  *  deniers 
(a.  7).  Dieser  Prevot  war  auch  hier  Steuereinnehmer  zugleich; 
Priv.  fftr  die  Hötes  von  Angere-RegU  :i)  bestimmt  ausdrücklich ,  dass 
diese  Hötes  ihre  Abgaben  von  4  den.  für  die  Aufnahme  und  6  den. 
jährlichen  Cens  an  den  Prevot  zahlen  sollen.  —  Andere  gar  zu  kleine 
Hospitia  haben  nicht  einmal  einen  Prevot  gehabt,  sondern  nur  einen 
Sergent  des  Herrn;  so  die  Hötes  von  Villencnve  bei  Etamprs 
(Stampa?) 4)  (v.  1196),  wo  es  heisst  (a.  5):  oServieolura  ibi  consti- 
tuimus  ad  velle  nostrum» ;  wo  solches  vorkam,  ist  der  sergent  ge- 
wiss ein  sergeut  assermente  gewesen,  und  hat  unter  dem  Prevot 
eines  andern  benachbarten  Orts  gestanden. 

Es  versteht  sich  bei  dieser  untersten  Stufe  der  Gerichtsbarkeit 
von  selber,  dass  der  Vicomte  der  Stadt,  zu  welcher  sie  gehörten, 
die  Fülle  der  haute  justice  in  den  hospices  selber  entschied.  —  Dass 
ferner  die  kleinen  Landgüter  der  hommes  du  Seigneur  oft  gleich- 
falls nur  aus  solchen  ganz  unfreien  Hinlersassen  bestanden,  und 
die  eben  erwähnte  Cour  de  l'homme  daher  nichts  anders  war,  als 
ein  Prevotalgericht,  ausgeübt  durch  den  Grundherrn  selber,  ist  schon 
früher  angegeben.  Das  locale  Verhftllniss  hat  indess  an  dem  ein- 
zelnen Orte  neben  der  Persönlichkeit  des  Herrn  das  Recht  gestaltet. 

Auf  diesen  Grundzügen  beruht  nun  die  innere  Verfassung  der 
Freiherrschaft,  und  wie  wir  schon  hier  hinzusetzen  können,  auch  der 
grösste  Theil  der  lehnsfürsllicben  Verfassung,  und  grade  darum  war 
dieselbe  von  so  grosser  Wichtigkeit.    Indessen  bleibt  noch  ein  In- 


')  Ord.  de  L.  T.  IV.  (In  den  Supplem.  pour  le  Regne  du  Roy  Jean.)  Bas 
Priv.  i»l  von  Ph.  August  und  bestätigt  1351  (p.  72).  Vergl.  Priv.  für  Vil- 
leneuve  bei  Coiupiegne  von  LVII.  (H77),  bestätigt  1393.  Ord.  T.  VII.  p.  697. 

2)  Von  Ph.  August  1187,  bestätigt  1391.   Ord.  T.  VII.  p.  454. 

3)  Ord.  T.  VII.  p.  427.  Dazu  ist  zu  vergl.  das  Priv.  von  Monehauvette.  von 
Grafen  Simon  von  Evreux  wahrscheinlich  zwischen  1143—1181;  s.  nota  b, 
p.  595.    Ord.  T.  VII.    Bestätigt  1393. 

■*)  Dieses  Privilege  ist  von  LVII.  und  interessant  durch  seine  Einleitung:  «dc- 
bemus  impensa  bencOcti  pauperos  invilare  misericordiler  ut  sub  nostra»  de- 
fensionis  luirione  venire  possent  securiores  —  ea  contemplacione  —  terram 
dedimus  ad  hotpitandam.»  Es  ist  im  kürzesten  Bilde  die  Entstehungsge- 
schichte der  meisten  Hospitia.    Bestätigt  1394;  Ord.  d.  L.  T.  VII.  p.  684. 
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sütot  übrig,  dessen  Darstellung  wir  als  Anhang  dem  bisherigen  hin- 
zufügen, weil  es  sich  über  alle  Theile  der  Freiberrscbaft  gleich- 
mässig  ausbreitete,  die  Sergenterie. 

D.    Die  Sergenterie  des  Bwem. 

Auf  dem  l'rincip  aller  Verfassung  dieser  Zeit,  dass  dem  Baron 
als  Grundherrn  Gericht  und  Verwaltung  persönlich  angehöre,  beruht 
nun  auch  die  Entwicklung  und  Bedeutung  der  Sergenterie,  die,  wie 
alle  frühem  Verhältnisse,  ihren  Ursprung  aus  der  Zeit  der  er>len 
Eroberung  herleilet.  Über  das  frühere  Verhältnis*  der  Gericbls- 
oder  Frohnhofen  (missi,  serjores)  und  wie  sie  sonst  genannt  sind, 
kOnnen  wir  füglich  auf  Maurer  p.  27  ff.  verweisen.  Indessen  ist 
trotz  der  nahen  Verwandtschaft  dennoch  der  Charakter  der  frühem 
Missi  von  dem  der  Sergenteriedes  Lehnwesens  durchaus  verschieden. 
So  lange  nämlich  der  Graf,  dem  jene  untergeben  waren,  königlicher 
Beamter  blieb,  behielten  auch  die  Frohnhofen  den  Charakter  öffent- 
licher Unterbeamten.  Als  aber  Grundherrlichkeit  und  Souverainetäl 
zusammenüelen ,  ward  jener  Frohnbote  zugleich  ein  persönlicher 
Oiener  des  Gerichtsherrn,  gänzlich  abhängig  von  ihm  und  benutzt 
zur  Ausführung  aller  Auftrüge  desselben  ohne  Rücksicht  auf  ihren 
ofTetillichen  oder  Privatcharakter.  Das  ist  es,  was  das  Wesen  jenes 
Instituts  umbildete  oder  vielmehr  es  zu  einem  vielgestaltelen  machte. 
Zuerst  änderte  sich  sein  VerhMtniss  zur  einst  freien  Gemeinde.  Als 
Diener  des  Herrn  hatte  er  demselben,  wo  dieser  ihm  gebot,  unbe- 
dingt zu  gehorchen;  und  indem  er  das  that,  hatte  er  jetzt  keine 
andere  Verantwortung  als  die  gegen  seinen  Herrn  selber.  Das  ward 
für  die  Entwicklung  der  gruudherrlichen  Gewalt  im  höchsten  Grade 
wichtig.  Denkt  man  sich  den  Kampf  dieser  Zeit  innerhalb  der 
Kreiherrschaft  zwischen  Grundherren  und  den  einst  freien  Bauern, 
die  mancherlei  Punkte,  auf  welchen  der  erstere,  wenn  er  mächtig 
und  aufmerksam  genug  war,  die  letzteren  bedrücken  und  vergewal- 
tigen konnte,  so  wird  man  leicht  erkennen,  von  wie  grossem  Ein- 
lluss  ein  solches  Organ,  wie  das  der  alten  Gerichtshöfen,  in  seiner 
neuen  Gestalt  als  servienles  des  Herrn  werden  musste.  Die  Ser- 
genterie ist  daher  eines  der  wichtigsten  Mittel  für  den  Sieg  des 
Hcrrenthmns  über  den  Bauernstand  geworden,  und  es  ist  sehr  zu 
bedauern,  dass  die  bisherigen  Geschichtschieiber  Frankreichs  so 
wenig  Rücksicht  auf  dieselbe  und  ihren  Einfluss  genommen  haben.») 


)  Guirarä  Cart.  d.  St.  Pierre  Proleg.  g.  iOft  ist  der  Einzige,  der  diese  Seite 
ibres  Verhältnisses  betrachtet  hat  und  der  darauf  aufmerksam  macht,  wie 
oft  die  Unruhen  grade  durch  die  sergents  entstanden  sind.  Vergl.  die  An- 
gabe über  den  Inhalt  des  (fehlenden)  C.  CVI1I.  p.  688  v.  1233. 
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Zuerst  zeigt  sich  uns  die  Sergenlerie  als  eng  verbunden  mit  der 
souverainen  Gericbtsherrlichkeit  überhaupt.  In  diesem  Sinne  war 
es  ein  Recht  der  Baronie,  als  solche  sergenls  halten  zu  dürfen. 
Diese  Berechtigung  war  demnach  für  den  Baron  das  Zeichen  seiner 
Gerichtsbarkeit;  und  desshalb  ward  sie  später,  wo  sich  die  Hierar- 
chie der  justice  baute  et  basse  bildete ,  auch  der  letzteren  im  be- 
sonderen zuerkannt.1)  Es  folgte  ferner  der  wichtige  und  bezeich- 
nende Salz  daraus,  dass  diese  sergenterie,  das  ist  das  Recht  darauf 
sergenls  zu  haben,  eben  so  wenig  unter  die  Erben  des  Barons  ver- 
teilt werden  konnte,  wie  die  Baronie  selber.3)  Daraus  ergab  es 
sich,  dass  man  Gerichtsbarkeit  und  sergenterie  als  vollkommen 
gleichbedeutend  gebrauchen  und  an  der  Berechtigung  eines  Grund- 
stücks ,  sergenterie  zu  haben ,  die  Qualität  desselben  in  Beziehung 
auf  Erbrecht  und  andere  Hechte  bestimmen  konnte,  wie  wir  das  in 
dem  Urtheil  des  Echiquters  der  Normandie  (Ostern  1241)  finden, 
all  fu  commande  —  que  Ii  fieuz  (tief)  des  Alandans  n'est  pas  ser- 
genterie, ainz  doit  e$tre  partie  si  eorome  Ten  a  toz  jorz  us6.»9)  — 
Dabei  konnte  es  nicht  fehlen,  dass  durch  die  grosse  Zersplitterung 
vieler  Grundherrlichkeilen  und  durch  die  Uligenauigkeit  der  Grenzen 
wieder  mancher  Streit  zwischen  den  Freiherren  grade  durch  diese 
sergenls  entstand ;  ein  solcher  Streit  aber  war  eben  wegen  der  Be- 
deutung der  sergenlerie  nicht  bloss  ein  Competenzstreit,  sondern 
ein  Streit  über  das  Grundrecht  selber;  und  daher  erklart  es  sich, 
dass  man  solche  Streitigkeiten  der  sergenls  mit  grosser  Genauigkeit 
und  Umständlichkeit  behandelte,  wie  wir  das  aus  Beaumanoir 
sehen.4) 

Denkt  man  sich  nun  diese  Baronien  selbst  wieder  ihrem  Um- 
fange nach  verschieden  und  damit  verlheill  in  eine  mehr  oder  we- 
niger grosse  Menge  von  Vicomles,  Prevotes,  so  ist  klar,  dass  sich 
auch  dieser  innern  Organisation  der  Baronie  auch  die  Sergenterie 
ordnete.  Es  hatte  nicht  bloss  der  Baron  seine  sergenls,  sondern 
auch  der  prevöt  desselben.  Wie  dieses  eingerichtet  gewesen,  lässt 
sich  weiter  im  Allgemeinen  nicht  angeben;  nur  so  viel  darf  man 
annehmen,  dass  die  sergenls  der  untern  Beamten  seltener  gewesen 
sind,  da  sie  sehr  wenig  erwähnt  werden.  Eine  Unterscheidung  zwi- 
schen der  magna  und  parva  sergentia,  wie  in  England,  findet  nicht 


')  Beaum.  cb.  XLVIII.  a.  5. 

3,j  Dieser  Salz  ist  oft  atierkannt;  wir  führen  hier  nur  ein  Urtheil  des  Echiquiers 
der  Normandie  v.  1234  au  (Blamier  p.  108):  II  fa  jttgte,  que  «ergenterie 
lieveo  ne  doit  pas  €lre  partie.    Vergl.  p.  132. 

«)  Marnier  II.  p.  100. 

*)  Beaum.  LVIII.  13. 
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statt;  und  wahrscheinlich  bat  das  Besondere  auch  hier  auf  lokalen 
Einrichtungen  beruht. 

Theilt  man  nun  die  Aufgaben  der  sergentcrio  in  Frankreich  in 
aussergerichtUch*  und  gerichtliche,  so  kann  man  als  den  Charakter 
der  ersteren  das  eigentliche  IHenenerhiütniss  der  sergents  bezeich- 
nen. Der  sergent  war  hier  nicht  so  sehr  ein  Beamter  des  Herrn  mit 
allgemeiner  und  bestimmter  Function,  sondern  er  hatte  nur  den  Auf- 
trag des  Herrn  überhaupt  zu  vollziehen,  und  dieser  Auftrag  war  es, 
der  die  Grenze  seiner  Function  enthielt;  «Ii  sergans,»  sagt  Beaum. 
XXIX.  2,  «se  doit  entremettre  de  l  office  qui  Ii  est  baille  tant  so- 
lement  und  des  coaes  qui  Ii  sunt  bailies  (ä  serjanter,  wie  es  unmit- 
telbar vorher  heisst),  il  pot  ouvrer  telonc  le  povir  qui  Ii  est  aille 
tant  solement.»  Nach  dem  Inhalt  dieses  Auftrags  wird  es  sich  nun 
bestimmt  haben,  ob  eine  besondere  Verpflichtung  nttlhig  gewesen 
ist  oder  nicht.  Es  würde  demnach  darauf  ankommen,  nachzuwei- 
sen, was  solche  Aufträge  enthalten  haben. 

Allein  grade  diess  lasst  sich  auf  keine  Weise  genau  bestimmen, 
denn  der  sergent  als  Diener  des  (rerichtsherrn  halte  alle  Besorgun- 
gen des  Herrn  überhaupt  auf  dessen  Befehl  zu  vollziehen;  nicht 
bloss  amtliche,  sondern  auch  ausseramtliche  aller  Art.  Er  hatte 
Verträge  und  Käufe  lur  den  Herrn  zu  besorgen  und  abzuschliessen, 
Forderungen  einzutreiben,  und  sehr  häutig  die  eigentliche  Gulsver- 
waltung  ganz  oder  zum  Theil  zu  fuhren,  weshalb  Beaumanoir  unter 
dem  Kapitel  «des  Services  as  sergans»  ')  wesentlich  die  Lehre  vom 
Mandat  abhandelt;  er  halte  die  Auflagen  einzucassireu  und  Guls- 
dienste  thun  zu  lassen,  wofür  er  dem  Herrn  förmliche  Rechnung 
«comptes»  abstatten  musste,  die  wahrscheinlich  die  erste  Grundlage 
der  Prevotal-  und  Bailusrecbnungen  sind  3);  und  alle  diese  Geschäfte 
waren  selbst  nur  in  so  fern  seiner  Besorgung  untergeben,  als  der 
Herr  ihn  selber  damit  beauftragte.  Der  sergent  ist  daher  in  man-: 
eher  Beziehung  schon  hier  der  Gutsvogt  und  man  darf  desshalb  wohl 
annehmen,  dass  nur  bei  sehr  grossen  Freiherrschaften  die  Prevöts 
solche  sergents  gehabt  haben. 

Der  zweite  Theil  der  Functionen  des  sergeut  bezieht  sich  nun  auf 
das  Gericht  des  Freiherru.  Hierher  gehört  die  Unterscheidung  zwi- 
schen geschworenen  und  nichtgeschworenen  sergent  «assermentes  und 
non  assermentes»,  deren  Beaum.  häufig  erwähnt. 

Wir  unterscheiden  zwei  Hauplfälle.  Zuerst  nämlich  ward  die 
dem  Herrn  gehörige  gerichtliche  Execution  durch  den  sergent  betrie- 


*)  B.  ch.  XXIX. 

*)  B.  cb.  XXIX.   Besonders  bezeichnend  g.  13  ff.,  wo  es  sich  am  oioca  förm- 
lichen Streit  zwischen  Uerrn  und  Sergenl  tther  solche  «co*4es»  handelt. 
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ben.  Die  sergenls  hatten  aber  daneben  auch  die  polizeiliche  Ge- 
walt; sie  hatten  die  Verbrecher  innerhalb  des  Gutes  aufzusuchen 
und  zu  ergreifen,  und  konnten  so«jar  die  Einwohner  im  Falle  drin- 
genden Verdachts,  oder  wie  es  scheint  auch  bei  säumiger  Zahlung 
mit  Einlagen  beschweren,  über  beide  Falle  redet  Beaumanoir  mit 
seiner  gewöhnlichen  Breite.  Den  Satz  selber  voraussetzend,  spricht 
er  hauptsächlich  von  den  Folgen,  die  ein  verkehrtes  oder  unrecht- 
mässiges Verfahren  entweder  von  Seiten  der  sergenls  gegen  andere, 
oder  von  Seiten  anderer  gegen  die  sergenls  zu  Folge  haben  konnte. 
Für  das  erste  galt  es  als  Princip ,  das*  «Toni  Ii  sergant  qui  sunt 
establi  (etablis)  en  certaines  besognes  justieter  por  prises  fere,  sunt 
ereu  de  lor  pritet  par  lor  »tremens,  et  des  resennsses,  se  eles  sunt 
fetes,  dusqu'a  Tarnende  de  soissante  saus  (soiis).b')  Es  ist  nicht  mit 
(iewissbeit  zu  entscheiden,  ob  dieser  Eid  ein  Amtseid  oder  ein  Eid 
Air  den  einzelnen  Fall  gewesen.  Hatte  der  sergent  indessen  Un- 
recht gethau,  so  musste.  man  ihn  vor  seinem  Herrn  verklagen;  hier 
galt,  wenigstens  spüler,  Beweis  und  Gegenbeweis,  ja  sogar  die  Ein- 
rede, dass  der  sergent  besondern  Grand  zum  Hass  habe  gegen  den 
Eid  des  sergent;2)  und  «s'il  est  atains  du  malice,  il  doit  rendre  toz 
les  damaces  a  celi  sor  qui  il  fist  le  prise,  et  si  doit  perdre  son 
servtee,  car  il  serganta  des  loiment.»3)  Es  war  dies  um  so  not- 
wendiger, da  der  sergent  oft  willkührlicb  sein  Amt  auf  höchst 
drückende  Weise  ausübte;  er  hatte  das  Hecht,  um  die  Exemtion 
zu  vollziehen,  Bewaffnete  in  das  Haus  des  Schuldigen  einzulegen, 
zwei  Mann  zu  Boss  oder  zu  Fuss,  auch  vier;  gewöhnlich  freilich  auf 
Befehl  des  Herrn,  oft  gewiss  ohne  denselben  ;*}  dabei  kamen  allerlei 
Betrügereien  vor,  die  schwer  zu  hindern  waten.  Als  ein  Beitrag 
zu  der  Darstellung  im  folgenden  Abschnitte  mag  schon  hier  eine 
Stelle  aus  Martenue  a.  c.  I.  652  (bei  Brüssel  II.  31),  Platz  finden, 
die  diese  Gewaltherrschaft  der  sergents  deutlich  charakterisirt.  Es 
heisst  in  diesem  Üociiment  vom  J.  1119,  dass  das  Gebiet  von  St. 
Liphard  «malarum  consueludinem  caplione,  qua  terra  illa  superpo- 
»ita  a  tervientibwt ;  pene  in  solitudinem  redacla  fuerat.»  Dagegen 
gab  es  frir  die  hülfloscn  Bauern  nur  Ein  Mitlei,  die  Flucht  in  frem- 
des Gebiet.    Eben  so  oft  entstand  Streit  zwischen  den  Vasallen  und 


i)  B.  LH.  12  zum  Theil  wörtlich  wiederholt,  wie  das  bei  Beaumanoir  häutig 
ist  XXX.  83. 

*)  B.  XXX.  83.  LH.  U. 

»)  B.  LH.  12. 

4)  B.  LIV.  11.  Beautn.  klagt  hier  laut  über  die  Willkühr  und  Gewalttätig- 
keit der  Sergenls;  man  sieht  aus  den  ganzen,  für  die  damaligen  inneru 
Zustände  «ehr  bezeichnenden  Stellen,  wie  nur  die  Tüchtigkeit  der  Beamten 
den  Übergriffen  derselben  abhelfen  konnte.  Vergl.  auch  die  Preface  von 
tieugnot  zur  Ausg.  v.  Beaum.  p.  XXII.  ff. 
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den  sergents  des  Herrn.  Denn  zunächst  galt  der  Satz,  das*  aCas- 
cuua  pot  penre  en  son  herilage  ou  feie  penre  celi  qui  il  y  trueve 
malfesant»,  nur  soll  er  den  Ergriffenen  dann  dem  Herrn  abliefern;1) 
die  sergents  des  Herrn,  die  dasselbe  Recht  halten,  traten  dadurch 
in  Concurrenz  mit  den  Grundbesitzern,  und  mochten  oft  durch  Härle 
oder  Betrügereien  zu  Streit  Anlass  geben.  Es  verstand  sich  aus 
dem  Grundsatz,  dass  der  sergeut  Diener  des  souverainen  Gerichts- 
herrn sei,  dass  jede  Beleidigung  oder  Gewalt  gegen  ihn  als  Gewalt 
gegen  den  Herru  angesehen  wurde;  und  desshalb  heissl  es:  «Uien 
se  gart  cas  cuns  qu'il  ne  prengne  les  sergans  de  son  segneur  en 
se  justice;  car  il  raefleroit  durement  ä  son  segneur.»3)  Nur  ein  förm- 
liches Verbrechen  berechtigte  den  Grundbesitzer  und  Vasalien,  den 
sergenl  festzunehmen,  «si  comine  s'il  fet  aucun  essil,  ou  arson  ou 
autre  vilain  cas.»3)  Die  Strafe,  die  sonst  auf  jene  Gewalt  stand, 
ging  bis  auf  60  sous  Busse,  bei  Edelleuten  bis  60  livres.4)  Man 
erkennt  leicht,  wie  gross  durch  diese  sergenterie,  die  sich  dabei 
immer  auf  den  Befehl  des  Herrn  berufen  konnte,  die  Gewalt  des 
Herrn  selber  über  die  Schwachem  unter  den  Vasallen  gewesen. 

Der  zweite  Fall,  in  welchem  die  sergents  scrementes  vorkom- 
men, war  die  Citation  zum  gräflichen  Gericht.  Die  Angabe  Beauma- 
noirs  hierüber  bedarf  keines  weiteren  Commentars :  Li  quens  (le 
conte,  der  Graf  oder  der  Gutsherr)  a  autre  avantage  de  semonre 
ses  homes  de  fief  que  nonl  Ii  autre  si  souget ;  car  —  —  Ii  quens 
les  pot  fere  semonre  par  ses  sergans  scrementes  par  uu  ou  par  plu- 
sors.»*)  Wir  werden  auf  die  Citation  unten  im  Verfahren  zurück- 
kommen. Es  ist  übrigens  klar,  wie  in  diesem  Vorrecht  des  Ge- 
richtsherrn  sich  das  alle  Princip  der  obrigkeitlichen  Gewalt  fortsetzt, 
deren  Inhaber  jetzt  der  Graf  oder  Freiherr  in  seinem  eigenen  ISa- 

men  (?eworden  isl- 

K. '  Die  Hierarchie  Üner  Ytrfatt*»«  der  Freiherr  ichafi. 

Die  bisherige  Darstellung  der  Freiherrschafl  in  ihrer  inneren 
Organisation  hat  nun  zu  ihrem  Schlusspunkte  den ,  soviel  wir  sehen 
bisher  immer  übergangenen  Begriff  der  Hierarchie  der  Gewalt  in  der- 
selben.   Dennoch  liegt  die  Bedeutung  der  letzteren  grade  darin. 


')  B.  XXX.  8t. 
2)  B.  LH.  9. 
J)  B.  ibid. 

*}  B.  XXX.  83.  u.  LH.  11,  «et  Ii  sergant  les  conte,»  fügt  er  hinzu,  «dos  qu'a 

Vamendc  de  foissante  livres. 
8)  B.  H.  12. 
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dass  durch  sie  die  Freiherrschaft,  aufgelöst  in  ihre  einzelnen  Mo- 
mente ,  jetzt  wieder  ein  Ganze»  wird.  Wir  haben  früher  den  Grund- 
satz ausgesprochen,  dass  die  Freiherrschaft  die  Grundform  der  ei- 
gentlichen Staalsbildting  in  der  Lehnsepoche  ist.  Es  ist  klar,  dass 
die  Darlegung  der  einzelnen  Momente  der  Freiherrschaft  dieselbe 
nicht  als  solche,  sondern  vielmehr  nur  als  die  Grundform  des  ge- 
sellschaftlichen Lebens  uud  Rechts  enthält.  Die  innere  Hierarchie 
dieser  Glieder  und  Stufen ,  die  das  Verschiedene  wieder  zur  Einheil 
zusammenfasst,  ist  daher  die  Rückkehr  zur  Idee  des  Staats  in  den 
Elementen  der  lehnsrechtlichen  Zustände.  Und  dies«  ist  es,  was 
wir  jetzt  zu  zeigen  haben. 

Vorher  aber  müssen  wir  diejenige  Vorstellung  berühren,  die 
den  Grund  abgegeben  hat,  wesshalb  man  jenen  Gedanken  der  Hie- 
rarchie der  Gewalten  niemals  in  seinem  ganzen  Umfange  hat  erken- 
nen können ,  da  die  rechtsgeschichtliche  Forschung,  nämlich  die 
Verhältnisse  des  Lehnswesens  nicht  aus  der  inneren  Entwicklung 
früherer  Grundlagen ,  sondern  aus  den  Resten  derselben  in  der 
späteren  Zeil  zu  verstehen  suchte,  so  war  es  unvermeidlich,  dass 
man  das  ganze  hierarchische  und  oberrechtliche  Verhältniss  der 
Theile  einer  souverainen  Freiherrschaft  auf  die  Begriffe  der  Justice 
haute,  inoyenne  et  basse  zurückführte.  .Diese  Beschränkung  eines 
viel  weiter  greifenden  Princips  ist  der  («rund  des  ganzen  Missver- 
ständnisses über  das  Wesen  der  Freiherrschaft.  Wir  lassen  daher 
jene  Unterschiede  zunächst  völlig  zur  Seite,  und  wenden  uns  den 
bewegenden  Elementen  selber  zu,  die  bisher  alle  Entwicklungen 
bedingt  und  gestaltet  haben.  Wie  viel  und  was  den  Arten  der 
Justice  gehört,  wird  sich  ans  dem  Verlaufe  der  Darstellung  leicht 
ergeben. 

Um  sich  das  Wesen  und  den  Inhalt  jener  Hierarchie  zu  er- 
klären, muss  man  auf  den  Begriff  und  die  Entstehung  der  Freiherr- 
schaft selber  zurückgehen.  Der  Freiherr,  Graf  oder  Baron,  hatte 
innerhalb  seiner  Freiherrschaft  einen  souverainen  Grundbesitz;  alle 
Grundherren  sind  innerhalb  derselben  als  in  irgend  einer  Weise 
von  ihm  abhängig  gedacht.  Der  Untergang  des  Königlhums  nun 
halle  alle  Hoheitsrechte  des  alten  Staats  mit  dem  unabhängigen 
Grundbesitze  verschmolzen.  Mithin  waren  diese  Hohcitsrechle  auf 
den  Freiherrn,  als  den  Erben  der  verschwundenen  Staatsgewalt, 
ausschliesslich  übergegangen.  Der  Inhalt  der  freiherrlichen  Rechte 
besieht  daher  in  all  den  Hoheitsrechten ,  die  der  frühere  Staat  seiher 
über  die  einzelnen  ihm  gehörigen  Grundherren  gehabt  hatte.  Die 
Souverainelät  des  Freiherru  erstreckte  sich  daher  über  alle  seinem 
Gebiete  gehörigen  Vasallen  und  alle  Rechte  derselben;  keineswegs 
bloss  über  das  Geriebt. 
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Nun  aber  umschloss  diese  Freiherrschaft  zwei  Systeme  des  Be- 
sitzes und  damit  auch  zwei  Systeme  des  oberherrlichen  Rechts. 
Auf  der  einen  Seite  waren  die  unfreien  Gebiete  dem  Freiherrn  un- 
mittelbar unterworfen,  ohne  dass  die  unfreien  Insassen  derselben 
eine  eigene  Vertretung  oder  eigene  Verfassung  gehabt  hätten.  Auf 
der  andern  war  der  freie  Besitz  in  verschiedene  mehr  oder  weniger 
selbstsländige  Besitzungen  von  freien  und  ritterlichen  Herren  ver- 
theilt. Die  Souverainetät  des  Freiherrn  war  mithin  selber  eine 
zweifache;  eine  staatliche  Oberherrlichkeit  über  die  Unfreien  und 
Ober  die  Freien.  Natürlich  hat  nur  die  zweite  mannigfaltigere  For- 
men, und  grade  sie  ist  es  deshalb  auch,  die  man  bei  der  Bestim- 
mung der  Souverainetät  einseitig  und  ausschliesslich  sich  gedacht 
hat.    Aber  auch  die  erstere  darf  nicht  übergangen  werden. 

Was  nämlich  zuerst  die  Souverainetät  über  die  Unfreien  betrifft, 
so  ist  schon  oben  beiläufig  der  Inhalt  derselben  angegeben;  der 
Herr  hat  volle  und  unbeschränkte  Gewalt,  sowohl  über  all  ihr  Ver- 
mögen, als  Uber  ihre  Person.  Daraus  folgte,  dass  auch  die  Gewalt 
der  von  diesem  Herrn  eingesetzten  Beamten,  der  Vicomtes,  Prevots 
u.  s.  f.  über  diese  Unfreien  eine  eben  so  grenzenlose  gewesen  ist. 
Es  versteht  sich,  dass  der  Freiherr  selber  über  diese  Beamten  wie- 
der die  höchste  Gewalt  hatte.  Allein  die  absolute  Missachtung  des 
waffenunfähigen  und  unfreien  Elementes  der  Gesellschaft  verhinderte 
eine  Oberaufsicht  des  Herrn  über  die  Verwaltung  seiner  Diener; 
und  obwohl  daher  hier  der  Idee  nach  eine  Hierarchie  statt  fand, 
ist  sie  in  Wirklichkeit  wohl  selten  oder  nie  zur  Erscheinung  gekom- 
men. Nur  in  einem  Punkte  ward  dieselbe  praktisch,  im  Gerichte. 
Hier  hatte  nämlich  der  Vicomte  allein  den  Blutbann,  der  Prevot 
nur  die  niedere  unfreie  Gerichtsbarkeit.  Ob  damit  ein  Appellations- 
xtrhüUnitt  vom  Prevot  an  den  Vicomte  verbunden  gewesen,  vermö- 
gen wir  nicht  zu  sagen ;  wahrscheinlich  ist  er  es,  dass  es  nicht  stattge- 
funden. Denn  der  appel  war  in  seiner  ursprünglichen  Form  ein 
Recht  der  Freien  und  der  römische  Begriff  der  Appellation,  dessen 
Grundlage  das  eigentlich  staatliche  Gericht  ist,  tritt  erst  mit  dem 
13.  Jahrhundert  auf.  Nur  in  den  kirchlichen  Gebieten  ist  eine  Ap- 
pellation vom  niederen  Gericht  an  das  höhere  auch  bei  den  unfreien 
Hintersassen  zulässig  gewesen,  wovon  wir  weiter  unten  reden  wer- 
den. Vielleicht  aber  hat  es  doch  in  der  Lehnsepoche  eine  Be- 
schwerde der  Unfreien  über  die  Beamten  bei  dem  Herrn  selber  ge- 
geben; die  Plaids  de  la  Porte  des  Königs  als  Herzog  von  Frank- 
reich scheinen  auf  ein  ähnliches  hingedeutet  zu  haben.  Bestimm- 
teres können  wir  nicht  nachweisen;  der  Natur  der  Sache  nach  ist 
jenes  Verhältniss  selber  gewiss  ein  unorganisches  gewesen. 

Desto  entschiedener  gestaltet  sich  nun  die  Hierarchie  der  freien 

Wink&nif  b.  Stein,  flrau.  gtuts-  and  Redl  t  ige  seh.  Bd.  III-  7 
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Verfassung.  Und  hierbei  rauss  man  sich  die  Entstehung  der  Frei- 
herrschaften zurückrufen. 

Jene  Verleihung,  so  gut  wie  die  Recommendation  nämlich, 
durch  welche  die  Grundbesitzer  dem  Freiherrn  unterworfen  wur- 
den, enthält  im  Grunde  gar  kein  eigentlich  neues  Element  für  die 
Zustände  dieser  Zeit.  Sondern,  wie  die  Grafen  und  Herren  selber 
nur  den  Inhalt  der  bisherigen  königlichen  Souverainetät  zu  ihrem 
persönlichen  Eigenlhum  machten,  so  haben  auch  die  Vasallen  dem 
Herrn  durch  die  Fides  und  das  Homagium  nur  so  viel  Hechte  über- 
tragen, als  diese  königliche  Souverainetät  über  sie  selber  besessen 
hatte.  Daraus  geht  nun  der  erste  Satz  hervor,  dass  durch  die  Va- 
sallilät  der  Edlen  ihre  eigene  Souverainetät  über  die  ihnen  unmit- 
telbar unterworfenen  Unfreien  nicht  beichränkt  ward.  Die  Hierarchie 
der  freien  Verfassung  bezieht  sich  daher  ausschliesslich  auf  das 
Verhältniss  der  Freiherrschaft  zu  den  freien  Herren  und  Gebieten  in- 
nerhalb derselben,  und  der  Inhalt  jener  Hierarchie  ist  nach  dem 
Obigen  nichts  anders,  als  die  Anerkennung  der. früheren  bloss  amt- 
lichen Gewalt  des  Freiherrn  als  die  jetzt  »ouveraine  Macht  desselben. 

Darnach  nun  enthält  diese  Gewalt  hauptsächlich  drei  Seilen. 
Zuerst  das  Verhältniss  des  Waffenrechts,  dann  die  Gonsequenzen  der 
Idee  des  Obereigenthums  und  endlich  die  mit  der  polizeilichen  Gewalt 
verbundene  Obergerichtsbarkeit  des  Freiherrn. 

Was  das  entere  betrifft,  so  ist  die  mit  der  Fides  des  Vasallen 
nothwendig  verbundene  Waffenfolge  desselben  die  Übertragung  des 
Seniorati  auf  die  Zustände  des  Lehnswesens;  nur  dass  diese  Waffen- 
pflicht,  da  die  Unterwerfung  auf  verlragsmässigem  Wege  vor  sich 
ging,  selbst  vertragsmässig  bestimmte  Grenzen  hatte.  Das  Genauere 
gehört  nicht  hierher;  die  Idee  des  staatlichen  Hechts  indessen  setzte 
sich  fort  in  dem  Princip,  dass  kein  Vasall  feste  Burgen  und  Schlösser 
ohne  Zustimmung  des  Herrn  erbauen  durfte,  und  dass,  wie  Beaura.  *) 
sagt:  «Ii  segneur  poent  penre  (prendre)  les  fortereces  de  lor  liomes, 
par  reson  de  souveraintn  wenn  er  in  der  Fehde  erschien.  Wider- 
setzlichkeit dagegen  war  ein  Bruch  der  Fides  und  mit  Verlust  des 
Lehns  bestraft. 

Das  Obereigenthum  bewegt  sich  hauptsächlich  auf  dem  Gebiete 
des  eigentlichen  Lehnerbrechts,  von  weichem  wir  hier  nur  das  be- 
merken wollen,  dass  diese  Erbfolge,  wie  sie  einen  eigenen  Grund 
und  eine  eigene  Successionsordnung  hat,  auch  als  eine  ganz  selbst- 
ständige  neben  das  Privaterbrecht  hinzustellen  ist;  denn  das  letztere 
wird,  wie  jenes  durch  den  Begriff  des  Obereigen thums,  zu  einem 
Ganzen  durch  die  Begriffe  von  Familie  und  Geschlecht;  beide  scheiden 


*)  Beaum.  LV1II.  22. 
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sich  auf  das  Bestimmteste  von  einander.  —  Weitere  Folgen  jenes 
(jedankens  sind  die  Rechte  der  Freiherren  über  die  coses  trouvles, 
die  espaves  und  den  Nachlass  der  geschlechterlosen  Bastards. 

Die  obergerichtliche  Gewalt  der  Freiherren  ist  nun  entschieden 
dasjenige  Gebiet,  in  welchem  die  Oberherrlichkeit  desselben  am 
häufigsten  und  am  deutlichsten  zur  Erscheinung  kam.  Diese  ist  es, 
welche  man  seit  dem  13.  Jahrhundert  als  die  haute  justice  bezeich- 
nete ;  und  das  ist  auch  der  Sinn  des  Satzes,  dass  jeder  Baron  toute 
justice  en  sa  terre  habe.  Indessen  ist  es  gänzlich  verkehrt,  diesen 
Begriff  bloss  auf  den  Blutbann  beziehen  zu  wollen,  wie  dies  zu  ge- 
schehen pflegt.  Die  hante  justice  ist  vielmehr  selber  eine  innerlich 
TolIstSndig  organisirte  Gewalt,  deren  Inhalt  sich  aus  den  früheren 
Rechten  entwickelt. 

Als  nämlich  das  Comitat  seine  Thätigkeit  von  den  Unfreien  auch 
auf  das  Gericht  und  die  Verhältnisse  der  Freien  zu  erstrecken  be- 
gann, blieben  natürlich  die  alten  Gerichte  ganz  in  ihrem  alten  Recht, 
und  dem  königlichen  Grafen  ward  nur  die  Escecution  der  Urtheile 
dieser  freien  Gerichte  übergeben.  Jener  Begriff  der  alten  Volks- 
freiheit setzte  sich,  wie  wir  gezeigt,  in  den  hommes  des  Freiherrn 
fort.  Die  Edlen  sind  jetzt,  was  die  Freien  der  früheren  Zeit  gewe- 
sen. Es  folgte  daher  zuerst,  dass  der  Freiherr  jetzt  wie  früher  der 
Graf  des  Künigs,  über  diese  Edlen  nur  durch  die  Edlen  selber  richten 
konnte.  Insofern  daher  der  Edle  unter  das  eigentliche  Gericht  des 
Freiherrn  fiel,  stand  er  unter  dem  Gericht  seiner  Pairs,  in  welchem 
der  Freiherr  nur  den  Vorsitz,  die  Abhaltung  und  die  Execution  hatte. 
Die  Obergerichtsbarkeit  des  Freiherrn  über  seine  milites  selber  war 
mithin  nur  eine  Übergerichtsbarkeit  des  freiherrlichen  Pairsgerichts 
über  die  Pairs  der  Baronie.  Dieses  Verhältniss  ist  ein  sehr  ein- 
faches. 

Nun  aber  halten,  wie  wir  gesehen,  diese  Edlen  selber  wieder 
eigene  Grundstücke  und  eigenes  Gericht,  Diese  waren  zugleich  frei ; 
und  zugleich  dem  souveratn  unterworfen.  Hier  daher  ist  der  Punkt, 
wo  allein  von  einer  wirklichen  Hierarchie  der  Gerichte  die  Rede 
ist.  Denn  dadurch  loste  sich  die  Freiherrschaft  in  verschiedene 
grössere  und  kleinere,  allgemeine  und  besondere  Competenzbe- 
zirke  auf,  und  das  Verhältniss  dieser  Gerichtskreise  und  Zuständig- 
keiten nach  allen  Seiten  hin  zu  einander  ist  eben  die  haute  et  basse  ju- 
ttice  der  Lehnsepoche.  Diese  gestaltete  sich  nun  in  folgender  Weise. 

Da  der  Freiherr  in  jeder  Beziehung  der  Nachfolger  des  allen 
Grafen  war,  so  besass  er,  schon  während  die  Recommendationen 
stattfanden,  den  alten  Grafenbann  als  sein  ausschliessliches  Recht. 
Die  Recommendation,  so  wenig  wie  die  Verleihung,  konnte  ihm 
dieses  Recht  nehmen,  da  es  dem  Grafenthum  selber  wesentlich  an- 
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gehörte.  Es  folgte  daher  nothwendig,  dass  der  Graf  oder  Freiherr 
auch  jetzt  noch  in  seiner  Freiherrschaft  den  ausschliesslichen  Blut- 
bann behielt,  der  dadurch  für  ihn  aber  zum  Zeichen  seiner  Sou- 
verainelät  wurde.  Dieser  Blutbann,  die  eigentlich  gräfliche,  jetzt 
freiherrliche  Gerichtszuständigkeit,  erstreckt  sieb  mithin  fiberaUe  Fälle 
in  der  ganzen  Frei  her rschaft,  mochten  sie  im  eigenen  oder  im  Va- 
sallengebiet vorkommen;  in  diesem  Sinne  sagt  Beaum.:')  oOn  doit 
savoir,  que  toz  cas  de  crieme  quel  il  soient ,  dont  on  pot  et  doit 
perdre  vis,  qui  en  est  alains  et  comdampnes,  apartient  a  haute  justice.» 
Der  Begriff  und  die  Compelenz  der  justice  basse  ergibt  sich  daraus 
von  selber.  Sie  ist  die  Gerichtsbarkeit  des  Vasallen  innerhalb  seines 
Gebietes  über  alle  Fälle,  die  nicht  auf  Todesstrafe  gehen.  Diese 
Grenze  zwischen  beiden  Stufen  der  Gerichtsbarkeit  ist  aber  keines- 
weges  an  allen  Orten  gleich ;  denn  sie  richtet  sich  darnach,  welche 
Verbrechen  nach  örtlichem  Recht  als  todeswürdig  angesehen  wur- 
den; und  dies  war  nicht  allenthalben  gleich  bestimmt;  wie  wir 
später  zu  zeigen  haben.  Nicht  einmal  jenes  Princip  stand  fest; 
denn  nach  dem  Et.  d.  St.  L.  gehören  der  haute  justice:  tous  crimes 
ou  il  ait  peril  perdre  vie  ou  membres.n  2)  —  Trotz  diesen  Abweichun- 
gen in  ihrem  Umfange  aber  ist  das  Wesen  der  haute  et  basse  justice 
allenthalben  dasselbe  und  leicht  wieder  zu  erkennen.  Mit  ihm  hing 
der  zweite  Salz  auf  das  Genaueste  zusammen,  dass  es  der  haute 
justice  allein  zustand,  über  alle  Fälle  zu  richten,  «qui  quieent 
(cheoir,  fallen,  unlergehören)  en  gages  de  batatile,**)  da  mit  diesen 
Fällen  die  Strafe  der  haute  justice  verbunden  war  (s.  unten).  Der 
Satz  der  Et.  d.  St.  L., 4)  dass  auch  die  Vasallen  das  Hecht 
haben,  ade  tenir  leurs  batailles  devant  eus  de  toutes  choses,»  rauss 
auf  die  Fälle  bezogen  werden,  wo  die  Freiherrn  selber  wieder  als 
Vasallen  auftreten,  wovon  unten.  Eine  gleichfalls  einfache  Folge 
von  dem  ubigen  Grundsatz  war  das  Princip,  dass  über  die  Verbre- 
chen, die  dem  Bann  des  Freiherrn  oder  der  haute  justice  angehör- 
ten, von  den  Betheiligten  auch  kein  Friede  geschlossen  werden 
konnte  (paix  pes,  s.  unten)  ohne  Zustimmung  des  Grafen  oder  Herrn, 
da  jenes  Recht  desselben  nicht  von  den  Einzelnen  abhängig  war,*) 
Jeder  Eingriff  der  basse  justice  in  die  Competenz  der  haute  justice 
aber  ward  mit  LX.  livres  gebüsst,  und  wenn  es  zum  förmlichen 
Process  kam,  sogar  mit  Verlust  des  Lehns.    Ausgenommen  von 


i)  Beaum.  LVIII.  2. 

3)  Et.  d.  St.  L.  I.  4. 

3)  Beaum.  U.  u.  Et.  IL  Beaum.  LXI.  15. 

*)  Et.  I.  38. 

*)  Beaum.  LXI.  48.  LVIII.  7.  Beaum.  tVIJI.  10. 
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diesen  Fällen  war  der  Raub,  carredin,  den  auch  der  Vasall  richten 
durfte. 

In  diesem,  auf  dem  Rechte  des  alten  Grafen  beruhenden  reinen 
Compelenzverbältniss,  hat  man  nun  den  Begriff  der  haute  et  basse 
justice  erschöpfen  zu  können  geglaubt,  da  grade  dieses  es  ist,  was 
sich  am  längsten  erhalten  hat.  Demnach  ist  dasselbe  nur  ein  Theil 
des  Verhältnisses  zwischen  beiden  Stufen  der  Gerichtsbarkeit  gewe- 
sen; die  übrigen  ergaben  sich  in  ganz  gleicher  Weise  aus  dem  Cha- 
rakter des  Grundbesitzes  und  seiner  Rechte  in  dieser  Epoche  und 
aus  der  übertragenen  Idee  einer  amtlichen  Stellung  des  Grafen  über 

Da  nämlich  zuerst  die  Unterwerfung  des  letzteren  unter  den 
enteren  eine  vertragsmäßige  war,  so  ging  alle  Gewalt  des  Grafen 
in  Beziehung  auf  Eigenthumsrechte  aller  Art  nicht  weiter  als  dieser 
Vertrag,  und  jeder  Mann  war  mit  seiner  Gutsverwaltung  dem  Frei- 
herrn  gegenüber  vollkommen  selbstständig.  Dies  bedeutet  es,  wenn 
die  Et.  d.  St.  L.  sagen : ')  «Ii  Bers  ne  puet  mettre  ban  en  la  terre 
au  vavasseur;o  der  Freiherr  hat  kein  Recht  auf  administrative  oder 
polizeiliche  Vornahmen  und  Auflagen  innerhalb  des  Grundbesitzes 
seines  Vasallen.  —  Da  zweitens  jene  Unterwerfung  nicht  die  abso- 
lute eines  Unterlhens  unter  seinen  Staat,  sondern  die  eines  Freien 
unter  einem  andern  Freien,  und  als  solche  von  der  Verleihung  des 
Grundbesitzes  abhängig  war,  60  war  sie  auch  durch  diesen  Grund- 
besitz begrenzt ;  was  nicht  verliehenes  Gut  war,  fiel  nicht  unter  die 
Gerichtsbarkeit  des  Herrn  und  mithin  nicht  unter  die  Folgen  des 
Urtheils  seiner  cour,  unter  die  Execulion  und  Confiscation;  der 
segneur  cne  pot  justicier  fors  ce  que  je  tieng  de  Ii.»2)  In  diesen 
beiden  Punkten  zeigt  sich  zunächst  die  Selbstständigkeit  der  justice 
basse  der  haute  justice  gegenüber.  Von  dieser  Selbstständigkeit 
war  ee  nur  ein  Schritt  zur  Gleichheit  beider  Gerichte.  Die  Idee  der 
Freiheit  des  Vasallen  erzeugte  zunächst  den  Grundsalz,  dass  Frei- 
herr und  Edler  sich  in  jeder  Beziehung  gleich  standen,  und  dass 
daher  «fort  autant  que  Ii  home  doit  a  son  segneur  de  foi  et  de  lo- 
cate,  tout  autant  Ii  sires  en  doit  ä  son  homme.»*)  Dieses  Princip  der 
Gegenseitigkeil,  über  dessen  Wesen  das  eigentliche  Lehnsrecht  noch 
genauere  Aufklärung  geben  wird,  ward  nun  auch  auf  die  Gerichte 


>)  EL  d.  St.  L.  I.  24.  über  die  Bedeutung  von  bau,  bannus,  siehe  u.  a. 
Guerurd  Cart.  d.  Sl.  Pierre  Prof.  §.  102,  der  es  als  ein  pouvoir  admini- 
stratif  ou  de  police  richtig  bcicii  hnet.  Hier  jedoch  bezieht  es  sich  gewiss 
auf  das  erstere. 

*)  Beaum.  LX1.  20. 

>)  Beaum  it.  28. 
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übertragen.  Die  Vasallität  verpflichtete  den  Vasallen,  auf  die  semonse 
seines  Herrn  als  Besitzer  in  der  Cour  zu  erscheinen,  bei  Verlust 
des  Lehns;  hielt  aber  der  Vasall  eine  Cour  und  hatte  er  nicht 
Mannen  genug,  um  ein  gehörig  besetztes  Pairsgericht  für  seine  ei- 
gene hommes  zu  errichten,  so  war  der  segneur  wiederum  verpflich- 
tet, ihm  von  seinen  eigenen  hommes  auf  sein  Verlangen  Gerichts- 
beisitzer zu  leihen ;  that  er  es  nicht,  so  war  dies  ein  deni  de  justice 
und  der  Vasall  ward  frei  von  der  Lehnspflicht.  —  Diese  Gegensei- 
tigkeit war  die  höchste  Entwicklung  der  Idee  der  Freiheit  der  basse 
justice. 

In  eben  so  bestimmter  Weise  findet  nun  aber  auch  der  Ge- 
danke der  Unterordnung  der  letzteren  unter  die  haute  justice  ihren 
Ausdruck.  Dies  geschah  theils  durch  das  AppcUationsverhältnits, 
theils  durch  die  Oberaufsicht  der  letzteren. 

Die  Apeüation  hat  in  der  Lehnsepoche  einen  zweifachen  Cha- 
rakter. Die  processiale  Eigentümlichkeit  derselben  soll  im  Verfah- 
ren erörtert  werden;  ihr  Verhältniss  zum  Grundbesitz  und  seinem 
Rechte  aber  muss  hier  seine  Stelle  finden. 

Es  ist  das  Wesen  jedes  Volksgerichts,  dem  staatlichen  Gerichte 
gegenüber  gedacht,  dass  es  keine  Appellation  im  heutigen  Sinne  des 
Wortes  anerkennen  kann.  Das  Gericht  der  hommes  wie  das  der 
Freiherren  waren  nun  die  Formen,  in  welchen  die  Idee  des  Volks- 
gerichts in  dieser  Epoche  sich  wieder  erzeugt  hat.  Jeder  Ausspruch 
eines  solchen  Gerichts  war  mithin,  als  Ausspruch  über  das  Recht, 
unappellabel. 

Nun  aber  beruhte  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  über  den  freien 
Insassen  der  Grafschaft  auf  dem  Besitz  des  letztern  an  einem  ver- 
liehenen Grundstück;  beides  bedingte  sich  gegenseitig.  Wenn  mit- 
hin ein  Freier  im  freien  Gericht  das  Urlheil  nicht  anerkennen  wollte, 
so  war  dies  nicht  so  sehr  ein  Zweifel  an  der  rechtlichen  Gültigkeit 
des  Unheils,  als  vielmehr  ein  Lossagen  von  der  Abhängigkeit  seines 
Grundherrn.  Da  nun  dieser  Grundherr  selber  wieder  unter  dem 
Freiherrn  stand,  so  folgte,  dass  der  Scheltende  damit  sich  als  un- 
mittelbaren Vasallen  des  gemeinschaftlichen  Grundherrn  hinstellte. 
Dadurch  ward  er,  wenigstens  seiner  Behauptung  nach,  ein  Pairs 
seines  eigenen  Herrn,  und  mithin  musste  jetzt  sein  Streit  auch  vor 
dem  Pairsgerichte  desselben,  der  Cour  du  Baron,  verhandelt  werden. 
Jede  Scheltung  in  dem  Gericht  der  basse  justice  hatte  daher  nach 
diesem  Grundsatze  nolhwendig  die  Zuständigkeit  der  haute  justice 
zur  Folge;  und  so  ward  das  Gericht  des  Freiherrn  die  obere  In- 
stanz für  jede  Scheltung  des  untern  Gerichts.  Dieses  ist  das  Princip 
der  Appellation  in  dieser  Epoche,  das  sich  mithin,  indem  es  reine 
Consequenz  der  Verhältnisse  des  Grundbesitzes  ist,  auf  das  be- 


Digitized  by  Google 


HlEBABCDIE   DBB  VebFASSÜMG. 


103 


stimmteste  von  dem  späteren  Princip  der  römisch-kanonischen  Devo- 
lution unterscheidet. 

Bei  dieser  Appellation  ist  uun  aber  die  Berufung,  indem  sie  das 
Verhältoiss  des  Benefiziums  und  damit  die  Grundlage  des  ganzen 
Lehnswesens  angreift,  zugleich  ein  Vergehen;  wenn  sie  bestätigt 
wird,  für  den  Seigneur  des  vavasseur,  wenn  sie  fällt,  für  den  letz- 
teren. Dieses  Vergehen  hat  daher  auch  seine  eigene  Strafe,  und 
diese  Strafe  ist  die  Appelbusse,  die  sich  in  der  alten  Form  bis  zur 
Revolution  erhalten  hat.  Über  diese  Appelbusse  soll  nun  unten  das 
Genauere  im  Verfahren  gesagt  werden.  Sie  hatte  aber  zunächst 
ein  anderes  Verhällniss  zur  Folge,  in  welchem  die  Obergerichtsbar- 
keit der  Cour  du  Baron  noch  mehr  wie  oben  als  eine  Hierarchie 
erscheint.  Wir  meinen  das  Zugrecht  der  lehnsherrlichen  Gerichte, 
Von  diesem  Zugrecht  haben  die  Citale  aus  der  Cout.  d.  Ponlhieu 
(p.  95)  schon  ein  paar  Beispiele  gegeben ;  es  ist  dasselbe  entschie- 
den die  Grundlage  für  das  spätere  Zugrecht  der  städtischen  Gerichte 
bei  den  villes  de  communes  geworden.  Doch  ist  Beaumanoir  der 
einzige ,  der  es  deutlich  entwickelt.  Die  Furcht  vor  der  Ap- 
pellbusse oder  dem  Verlust  des  Lehnrechts  veranlasste  nämlich  schon 
früh  die  Herren  der  Untergerichte,  bei  zweifelhaften  Fällen  eine* 
oder  mehrere  Beisitzer  an  das  obere  Gericht  des  Baron  abzuordnen ; 
diese  trugen,  zu  Beauraanoirs  Zeit  sogar,  mit  einer  schriftlichen  Auf- 
zeichnung des  Streites  versehen,  die  Sache  der  früheren  Cour  vor, 
und  diese  gab  dann  ihren  Bescheid  (conseil).  Ein  solcher  Bescheid 
ward  genau  wie  das  Urtheil  eines  Spruchcollegiums,  vom  Unterge- 
richte als  sein  Urtheil  ausgesprochen:  «la  u  Ii  descors  fu  raus;» 
das  Untergericht  ward  dadurch  gegen  dje  Appellation  gesichert, 
denn,  fugt  Beaumanoir  hinzu:  ace»  —  nämlich  dieses  Verfahren  — 
■serait  grans  seurte  as  homes  de  fere  lor  jugeraent  hon,»  weil  «eil 
qui  aroieot  le  conseil  dooe  (die  Cour  de  Baron)  croient  ä  enuis 
(ungern)  conlre  ce  qu'il  aroienl  conseille.»  Dies  Verfahren  bedarf 
keiner  weiteren  Erläuteruug;  klar  ist  es  aber,  wie  hier  zuerst  der 
Gedanke  in  die  Hierarchie  der  Lehnsgerichle  hineintritt,  dass  das 
obere  Gericht  bessere  Kunde  des  Hechts  habe,  wie  das  unlere.  Damit  war 
der  Anknüpfungspunkt  für  die  Appellation  des  römisch-kanonischen 
%  Rechts  gegeben,  und  diese  erscheint  als  Nachfolgerin  des  allen 
Appells  aus  dem  13.  Jahrhundert, 

An  dieses  Appellationsverhälluiss  schloss  sich  nun  als  letzter 
Punkt  die  freiherrliche  Oberaufsicht  über  die  justice  hasse.  Diese 
ging  theils  aus  dern  früheren  amtlichen  Hecht  des  (trafen,  theils 
aus  dem  neuen  Hecht  desselben  an  allen  Fällen  des  Blutbaimes  und 
ihren  Einnahmen  an.  Man  kaun  darnach  den  Inhalt  jener  Oberauf- 
sicht von  zwei  Gesichtspunkten  betrachten. 
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Zuerst  halle  der  Freiherr  das  Recht ,  die  Abhaltung  der  Unter- 
gerichte  selber  zu  controlliren.  Dies  geschah  dadurch,  dass  der 
Seigneur,  so  oft  er  es  für  nöthig  hielt,  bei  jeder  Gerichtssitzung 
einer  unteren  Cour  einen  homme  lige  absenden  konnte,  «pour  veir 
quel  droit  il  fera.»')  Diese  Abgesandten  des  Herrn  waren  Vertreter 
der  Cour  du  Baron;  der  untere  Gerichtsherr  kann  zwar  exipiren, 
aber  nur  gegen  die  Person,  nicht  gegen  die  Sache;  sie  sollen  Be- 
richt abstatten,  recort  geben  über  das  Verfahren,  «et  lor  recors 
doit  estre  creus;»a)  eine  Folge  davon  war  der  Satz,  dass  nnn  auch 
jede  Partei  das  Recht  habe,  den  Herrn  zur  Stellung  eines  solchen 
Inspectors  aufzufordern,  und  geschah  dies  «il  doit  le  fere.»3)  Es 
folgte  ferner,  dass  wenn  das  obere  Gericht  seine  Sitzungen  hielt, 
onus  hom  ne  soit  tant  hardiz  que  il  tiegne  plez  en  sa  cort,»4)  und 
dass  jeder  der  zugleich  eine  semonse  von  Ober-  und  Untergericht 
empfing,  der  erstere  vor  der  letzleren  Folge  leisten  musste.  Endlich 
ging  daraus  das  Recht  der  Herren  hervor,  darüber  zu  wachen,  dass 
die  unteren  Gerichte  nicht  willkührlich  und  nicht  auf  zu  lange  Zeit 
Verdächtige  oder  Verbrecher  in  gefänglicher  Haft  hielten,  wovon 
Beaumanoir  öfter  redet.5)  Es  ist  nicht  gewiss,  ob  die  Angaben 
Y3eaumanoirs  auch  ausserhalb  des  Beauvoisis  allgemeine  Gültigkeit 
haben;  höchst  wahrscheinlich  aber  enthalten  sie  doch  allgemeine 
Grundsätze  für  die  allgemeinen  Verhältnisse.  Wenn  daher  Beau- 
manoir hinzufügt,  dass  der  seigneur  seinem  home  befehlen  kann, 
aqu'il  face  justice  dedens  quarante  jors,»  und  widrigenfalls  die  Ent- 
scheidung und  Verhandlung  selbst  seinem  homme  entziehen  darf,8) 
so  ist  gewiss  eine  ähnliche  Befugniss  ziemlich  als  ein  allgemeines 
Recht  der  Obergerichtsbarkeit  anzusehen.  Dass  in  allen  diesen  Ver- 
hältnissen von  keiner  Gegenseitigkeit  die  Rede  sein  konnte,  versteht 
sich  von  selbst;  der  Herr  war  nicht  einmal  verbunden,  dem  Inhaber 
der  unteren  Gerichtsbarkeit  über  die  Vornahmen  der  Cour  du  Baron 
record  abzustatten.7) 

Der  zweite  Gesichtspunkt  erzeugte  endlich  das  Recht  des  Frei- 
herrn, darauf  zu  halten ,  dass  die  Untergerichte  wirklich  die  Ver- 
brecher verfolgten.  Denn  wenn  ein  hasse  justicier  die  Verbrecher 
nicht  ergreift  und  festsetzt,  bezüglicher  Weise  sie  nicht  selbst  be- 
  • 

1)  Fontaine«  XXI.  47.  Beaum.  LXVJI.  12. 

3)  Beaum.  11.  — 

2)  Beaum.  II.  14. 

4)  Et.  de  Norm.  p.  32. 

5)  Beaum.  LXXl.  LXVI. 

6)  Et.  d.  St.  L.  I,  40.   Beaum.  LXVII.  13. 

7)  Beaum.  LVIU.  20.  21. 
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straft  oder  dem  Baron  überantwortet,  oder  es  leidet,  dass  die  Ver- 
brecher Frieden  machen,  «sans  l'otroi  du  baron  de  qui  il  tiennent,» 
so  kann  derselbe  dadurch  selbst  die  Gerichtsbarkeit  verlieren.1) 
Dies  ist  sogar  der  Fall,  wenn  der  bei  dem  basse  justicier  gefangene 
Verbrecher  aus  dem  Geftngniss  entspringt  (s'il  brise  le  prison),  denn 
der  haut  justicier  hatte  ein  Recht  auf  die  Execution  dieses  Verhaf- 
teten ;  nur  wenn  der  Untergerichtsherr  alles  thut,  um  den  Verbrecher 
wieder  einzulangen,  ist  er  befreit  von  der  Verantwortlichkeit  (il  en 
est  delivres  vers  le  conte).3)  Gilt  es  aber  einen  Verbrecher  einzu- 
holen, der  dem  Blutbann  des  Grafen  verfallen  ist,  so  folgte,  dass 
der  Freiherr  in  solchem  Falle  seine  sergents  in  das  Gerichtsgebiet 
des  Untergerichtsherrn  zur  Vornahme  des  Erforderlichen  hineinsen- 
den kann.3) 

Dies  sind  die  Verbältnisse  der  Hierarchie  in  der  Verfassung  der 
Freiherrschaft.  Es  ist  aber  schliesslich  zu  bemerken,  dass  dieselben 
keineswegs  alle  zugleich  an  allen  Orten  stattgefunden  haben.  Dies 
hing  vielmehr  davon  ab,  ob  alle  Stufen  des  Grundbesitzes  wirklich 
vorhanden  waren  oder  nicht;  und  das  war  nicht  immer  der  Fall; 
so  z.  B.  gab  es  in  Beauvoisis  gar  keine  justice  basse  im  13.  Jahr- 
hundert, sondern  nur  freiherrliche  Gerichte.4}  Diese  aber  standen 
wieder  unter  dem  Fürstenthum ;  und  das  Verhältnis»  der  Freiherr- 
schaft zum  Fürstenthum  ist  daher  die  zweite  wesentliche  Seite  des 
Lehnswesens. 


Zweite  Abthelltmg. 


Das  Lehna fiirslenümm. 

Es  gibt  überhaupt  noch  keine  Geschichte  des  Ftirstenthums,  so 
wenig  wie  des  Königthums.  Die  Geschichte  der  Fürsten  und  Könige 
hat  bisher  dieselbe  ersetzen  müssen.  Dennoch  ist  das  Fürstenthum 
kein  blosser  Name,  sondern  es  ist  eine  wirkliche  Gewalt.  Als  eine 


i)  Bcaum.  LVIII.  16.  * 
Bcaum.  LVIII.  17.  20. 
3)  Bcaum.  ib.  5. 

*)  Bcaum.  ib.  1.   «Fuit  Ii  home  de  le  conte*  (de  Clermont)  qui  tiennent  de 
tief,  out  en  lor  fies  haute  justice  et  ba$n.» 
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eigenthümliche,  selbstständige  Macht  tritt  es  auf,  so  weit  überhaupt 
die  Geschichte  des  germanischen  Lebens  vorhanden  ist ;  es  wirkt 
und  waltet,  ja  zum  Tbeil  unabhängig  von  den  persönlichen  Trä- 
gern der  Würde,  vollzieht  es  sich  und  seine  Aufgabe  in  tausend 
Kreisen  und  Verhältnissen,  an  welche  die  Fürsten  und  Könige 
selber  niemals  denken.  Dann  aber  ist  es  nicht  blos  da  als  Macht, 
sondern  es  hat  als  solche  auch  eine  bestimmte  Gestalt,  und  diese 
Gestalt  ist  nicht  blos  eine  Form  der  Anschauung,  sondern  sie  er- 
füllt sich  mit  bestimmten  Rechten  von  der  einen ,  mit  bestimmten 
Pflichten  von  der  andern  Seite.  Desshalb  nun  wird  das  Fürsten- 
thum  von  der  höchsten  Bedeutung  in  jedem  Entwicklungsgange 
eines  Volkes;  denn  während  es  die  höchste  Wörde  des  Staats  als 
seinen  letzten  Gedanken  enthält,  umfasst  es,  weil  niemand  sich 
ganz  dieser  Frage  und  ihrer  Beantwortung  entziehen  kann,  die 
ganze  Fülle  des  innern  Staalslebens.  Und  darum  fordert  es  denn 
auch  eine  selbstständige  Geschichte  ausserhalb  der  Geschichte  der 
Fürsten  und  Könige;  es  lebt  von  seinem  eignen,  Ober  die  Indivi- 
duen erhabenen  Leben;  und  vor  allem  ist  es  dieses  Element  des 
Staats ,  um  welches  die  germanische  Welt  reicher  geworden  ist  als 
die  alte  es  gewesen. 

Wir  haben  das  Fürstenthum  in  der  Gestalt,  um  die  es  sich 
hier  zunächst  handelt,  das  Lehnfiirstenthvm  genannt.  Nicht  eigent- 
lich deshalb,  weil  dieses  Fürstentbum  gleich  bei  seinem  Beginne 
aus  Lehnrecht  und  LehnpQichl  bestünde  und  den  fertigen  Cha- 
rakter des  12.  und  13.  Jahrhunderts  schon  im  10.  an  der  Stirne 
trüge,  sondern  weil  es  sich  zum  Lchnftirstenthum  heranbildet  als 
der  Durchgangsstufe  für  das  eigentliche  Königthum,  Der  Inhalt  der 
folgenden  Darstellung  wird  demnach  das  Weseu  desselben ,  seine 
Rechte  und  den  Übergang  zur  eigentlichen  Lehnspflichl  enthalten. 

a)  Das  Wesen  des  Lehnpirstenthums. 

Allerdings  ist  das  Cubenspriticip  der  Barouie,  die  Souverai- 
netäl  nach  Aussen  uud  Innen,  bedingt  durch  den  Salz,  dass  jede 
wirkliche,  öffentlich  rechtliche  Abhängigkeit  zugleich  eine  Ver- 
ringerung des  Eigentumsrechts  erzeuge.  Allein  dieses  Princip 
der  Sotiverainetät  war  doch  ein  zu  entschiedener  Widerspruch 
mit  aller  Ordnung  und  allem  Hecht,  und  das  Unmaass  der  K. Impfe 
und  Fehden  Hessen  diess  auch  für  diejenigen  klar  werden,  die 
nicht  wie  die  Kirche  sich  der  Kriege  enthielten.  Vor  allem  fühlten 
die  schwächeren  Herren  das  Bedürfnis»  eines  Schutzes  und  einer 
Einheit,  die  nicht  zugleich  eine  Unterdrückung  ihrer  Selbssltändig- 
keil  wäre.  Ihuen  besonders  war  die  Erinnerung  an  das  Dasein 
und  die  Macht  der  alten  Kaiser  noch  lebendig,  und  es  kam  daher 
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nur  darauf  an,  ein  Element  in  den  Zuständen  dieser  Zeit  zu  finden, 
uro  aas  ihm  eine  herrschaftliche  und  freie  Obergewalt  zu  erzeugen. 
Dieses  Element  war  da ;  wir  wollen  versuchen ,  es  kurz  zu  be- 
zeichnen. 

Mag  man  sich  die  Frage  nach  dem  Dasein  oder  Nichtdasein 
eines  Königthums  in  der  ältesten  germanischen  Geschichte  beant- 
worten wie  man  will,  so  viel  ist  gewiss,  dass  es  wo  es  erscheint, 
nur  Dauer  und  Kraft  gehabt  hat  als  Vertreter  einer  Volksthüm- 
lichkeit.  Und  auf  gleiche  Weise  sehen  wir,  dass  jede  bestimmte 
germanische  Volkstümlichkeit  auf  einer  bestimmten  Stufe  ihrer 
Entwicklung  selber  Fürstenthum  sich  erzeugt  oder  doch  es  ange- 
nommen hat.  Das  ist  ein  so  wesentliches  Element  in  der  germa- 
nischen Geschichte ,  dass  es  bis  auf  den  heutigen  Tag  geblieben  ist. 

Sollte  daher  in  dem  Frankreich  des  10.  und  11.  Jahrhunderts 
unter  den  souverainen  Baronien  der  beginnenden  Lehnsepoche  ein 
Fürstenthum  entstehen,  so  war  die  erste  Bedingung,  dass  eine 
nationale  Basti  für  dasselbe  da  sei.  Und  eine  solche  gab  es  aller- 
dings, wenn  gleich  nur  in  sehr  unbestimmten  und  verschwimmen- 
den Umrissen.  Nur  war  sie  anderen  Inhalts  wie  die  der  gegen- 
wärtigen Zeit. 

Obgleich  nämlich  schon  im  Vertrage  von  Verdun  sich  Frank- 
reich als  ein  selbständiges  neben  Deutschland  hingestellt  hatte, 
war  es  doch  weit  entfernt,  wirklich  schon  ein  Volk  zu  bilden. 
Die  Anfänge  der  französischen  Nationalität  waren  in  so  schwachen 
Grundzügen  da,  dass  sie  sich  nur  noch  negativ'  äussern  konnten. 
Frankreich  war  noch  nicht  französisch ;  es  war  nur  noch  nicht 
deutsch.    Desshalh  begann  die  innere  Entwicklung  desselben  auch 
nicht  wie  die  deutsche,  mit  einem  französischen  Fürstenthum,  dem 
ganzen  Lande  eigen  und  von  ihm  anerkannt.    Wir  sehen  im  Ge- 
gentheil  das  Gebiet  des  heutigen  Reiches  in  eine  Menge  einzelner 
,  Fürstentümer  aufgelöst,  die  zunächst  wieder  selbstständig  neben 
einander  sich  hinstellen.    Diese  Fürstenthümer  sind  da ,  ohne  dass 
man  immer  genau  im  Stande  ist  zu  zeigen,  wie  sie  entstehen;  sie 
bilden ,  entwickeln  und  beleben  sich ,  nicht  so  sehr  durch  förm- 
liche Unterwerfung  der  kleinen  und  grossen  Baronien,   als  durch 
einen  Akt  freiwilliger,  zum  Theil  stillschweigender  Anerkennung, 
der  gelber  etwas  voraussetzt,  was  unabhängig  von  ihm  da  sein 
roüsste.    Was  dies  letztere  ist,  zeigt  das  obige.    Es  ist  dasselbe 
die  besondere  Nationalität  der  Theile  Frankreichs,   die  Stamm- 
nationatität  als  Basis  des  Stammftirstcnthums. 

Wir  dürfen  hier  nur  mit  kurzen  Worten  diesen  wichtigen  Ge- 
genstand berühren.  Allerdings  hatte  Karl  der  Grosse  mit  einer 
und  derselben  Organisation   sein  germanisches  Reich  umfasst; 
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allein  diese  Organisation,  die  Erscheinung  des  gemeinsamen  ger- 
manischen Lebens  aller  unterworfenen  Stämme  hatte  die  Indivi- 
dualität dieser  Stämme  keineswegs  vernichtet.  Als  jener  Organis- 
mus sich  auflöste,  trat  das  letztere  Grundelemcnt  wieder  hervor. 
Und  wie  es  in  Deutschland  auf  seine  Weise  wirksam  ward,  so  be- 
stimmte es  gleichfalls  zunächst  die  Gestalt  und  Geschichte  Frankreichs. 

Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  hat  die  Darstellung  dieser  gan- 
zen Zeit  sich  ein  Bild  der  verschiedenen  Typen  der  französischen 
Nationalität  zu  entwerfen  und  das  Land  nach  ihnen  einzutheilen. 
Die  Grundzöge  dieses  Bildes  sind  folgende. 

Frankreich,  als  Landesgrenze  betrachtet,  ist  durchschnitten 
von  dem  Gebirgszuge  der  Sevennen ,  die  im  Westen  sich  abdachen 
gegen  das  Meer,  den  Verbindungsweg  des  Südens  und  Nordwe- 
stens bietend.  Es  spaltet  sich  daher  in  zwei  grosse  Theile,  und 
wie  sich  stets,  nach  unwandelbaren  Gesetzen,  das  Leben  der 
Volksindividualität  an  die  Individualität  des  Landes  anscbliesst ,  so 
schied  sich  auch  von  jeher  bis  auf  den  heutigen  Tag  der  Norden 
des  französischen  Volks  von  dem  Süden,  ohne  doch  ja  ganz  sich 
trennen  zu  können.  Den  Mittelpunkt  des  nördlichen,  den  Süden 
beherrschenden  Frankreichs  bildet  die  Isle  de  France,  der  Duca- 
tus  Francis.  Hier  wohnten  die  Neustrasicr ,  der  westliche  Haupt- 
stamm der  Franken;  sie  sind  die  Hauptgeslalt  unter  den  Stammes- 
nalionalitäten  Frankreichs;  sie  haben  deshalb  nicht  blos  einen 
Finten,  sondern  dieser  Fürst  ist  zugleich  der  erste  unter  den  übri- 
gen, der  König  Frankreichs. 

Ihm  gleichsam  gegenüber  gestellt  bildet  sich  im  Süden  Frank- 
reichs die  alte  westgotbische  Bevölkerung,  mehr  und  mehr  ver- 
schmelzend mit  den  Römern  und  den  fränkischen  Einzüglern  zu 
einer  selbstständigen  Nationalität  aus,  die  freilich  wieder  in  sich 
mehrfache  Formen  bat;  die  Gascogner ,  deren  Grundlarbting  ibe- 
.risch  ist;  das  Languedoc,  westgothisch,  mit  Römern  tief  ver- 
mischt'; das  Poitou  mit  Saintonges,  der  alte  Hauptsitz  der  logri- 
schen  Kymrer  an  der  Loire,  aber  stark  durchbrochen  vom  germa- 
nischen Geschlecht.  Alle  zusammen  fasst  das  zweite  grosse  Für- 
stenthum Frankreichs,  das  Dinalus  Aquitanien,  dessen  innere  ra- 
tionale Gegensätze  bald  nach  dem  westgothiseben  Königreich  von 
Barcelona  sich  hinwendend,  bald  selbstständige  Stellung  erstrebend, 
bald  nach  dem  germanischen  Norden  zugeneigt,  den  Keim  künf- 
tiger Unterwerfung  schon  damals  in  sich  trug. 

Die  nordwestliche  Spitze  Frankreichs,  die  Bretagne,  ihrer 
Landesgestalt  wie  ihren  Bewohnern  nach  von  dem  übrigen  Frank- 
reich wesentlich  verschieden,  ist  die  Heimath  einer  dritten  selbst- 
ständigen Nationalität.    Hier  war  der  Platz,  wo  sich  die  letzten 
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Reste  der  Celten  erhielten ;  es  ist  das  Schottland  Frankreichs.  Jedes 
Volk,  das  in  einer  Ebene  wohnend ,  von  einem  anderen  Volk  über- 
wältigt wird,  flieht  in  die  Berge.  Wo  die  Berge  bewohnt  sind, 
enthalten  sie  den  Urbewohner  der  Ebene.  Die  Berge  der  Bre- 
tagne waren  die  Wehr  gegen  die  Germanen  aus  der  Mittelebene. 
Der  Kampf  der  letzteren  gegen  die  Reste  der  Celten,  die  Vermi- 
schung mit  ihnen,  die  besonderen  Verhältnisse,  die  davon  die 
Folge  waren,  erzeugten  die  Einheit  der  Herren  im  unterworfenen 
Lande;  so  entstand  der  Ducatus  Brittania ,  das  dritte  Fürstenthum 
in  Frankreich. 

Von  der  Normandie  brauchen  wir  weniger  zu  sagen.  Frank- 
reich ist  das  Land,  wo  aus  allen  Nationalitäten  Europas  sich  Eine 
neue  gebildet  hat.  Die  Normandie  ist  das  Gebiet,  auf  welchem 
die  Nationalität  und  die  Ge'schichte  Skandinaviens  heieinreicht  in 
die  Bildung  Frankreichs.  Von  allen  Theilen  dieses  jüngsten  unter 
den  Völkern  ist  die  Normandie  derjenige,  dessen  Individualität  am 
klarsten  sich  in  seiner  inneren  Verfassung  darlegt.  Sie  bildet 
den  vierten  grossen  staatlichen  Körper  Frankreichs,  den  Ducattu 
Normanice. 

Dieses  sind  die  vier  eigentlichen  Fürstenthümer,  die  über  alle 
anderen  Gestaltungen  dieser  Zeit  entschieden  hervorragen.  Noch 
muss  indessen  eines  fünften  Erwähnung  geschehen,  des  Herzog- 
thums  Burgund.  Von  der  ersten  Zeit  der  fränkischen  Eroberung 
an  hatten  die  Burgundiones  den  weiten  Landstrich  inne  gehabt, 
der  von  Lyon  nach  dem  Norden  hinauf  geht  bis  an  die  südlichsten 
Grenzen  der  Austrasier.  Ihre  Selbstständigkeit  als  Staat  war  aller- 
dings ebenso  wie  die  der  letzteren  an  die  Mittelfranken  verloren 
gegangen;  ihre  Nationalität  hatten  sie  erhalten.  Diese  aber  wandle 
sich  mehr  dem  deutschen  wie  dem  französischen  Reich  zu;  den- 
noch war  damals  die  künftige  Stellung  noch  keineswegs  entschie- 
den. Der  Ducatus  Burgundice  bildet  daher  eine  Zwischenmacht, 
die  später  allerdings  dem  französischen  Reiche  einverleibt  wurde. 

Geht  man  den  breiten  Thalweg  des  Rhonebettes  zwischen  Jura 
und  Sevennen,  wo  Lyon  den  Durcbgangspunkt  inne  hat,  noch  lie- 
fer hinunter  dem  Süden  zu,  so  gelangt  man  in  die  beiden  Länder 
der  Dauphinö  oder  des  Delphinatus  und  der  Provence  oder  der 
altrömischen  Provincia.  In  der  Zeit,  von  welcher  wir  jetzt  reden, 
gehören  sie  dem  Kreise  des  französischen  Lebens  noch  gar  nicht 
an ;  der  Übergang  derselben  unter  französische  Herrschaft  hat  seine 
eigne  Geschichte  und  fordert  besondere  Darstellung. 

Hält  man  nun  diese  kurzen  Umrisse  zusammen  mit  der  Karte 
von  Frankreich,  so  ist  es  sogleich  klar,  dass  jene  einzelnen  Für- 
stenthümer trotz  ihrer  grossen  Ausdehnung  dennoch  nicht  das 
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ganze  Land  umfassen.  Es  ist  im  Gegentbeil  deutlich  zu  ersehen, 
wie  rings  um  den  Mittelpunkt  Frankreichs  sich  eine  Reihenfolge 
von  Gebieten  herumlagerl,  die  man  nicht  anders  bezeichnen  kann, 
als  die  Cbergangsgebiete  der  Stammesnationalitäten.  Grade  diese 
sind  es,  welche  die  geschichtliche  Darstellung  durch  ihre  Selbst- 
ständigkeit, die  bald  entschieden  auftritt,  bald  wieder  verschwin- 
det, so  unendlich  schwierig  machen.  Wir  wollen  sie  nur  kurz 
bezeichnen ,  da  es  uns  mehr  auf  ihren  allgemeinen  Charakter,  als 
auf  das  Einzelne  bei  ihnen  ankommt. 

Das  belgische  Frankreich,  in  den  nordöstlichsten  Theilen,  in 
welchen  der  dritte  Völkerzug,  der  Frankreich  bevölkerte,  die 
Belgi  oder  Bolg  sich  niederlicss,  erhielt  sich  lange  rechtlich  eine 
grosse  Selbstständigkeit.  Die  Picardie,  das  Arlois,  Flandern  und 
der  Hennegau  (Hainault)  standen  hier  auf  der  Grenze  zwischen 
Deutschland  und  Frankreich.  Die  selbständige  Nationalität  aber 
der  Belgi  scheint  durch  die  unaufhörlichen  Durchzöge  der  Ger- 
manen ,  die  stets  die  weiten  leicht  zu  durchwandernden  Ebenen 
dieses  Landes  als  Völkerbrücken  zwischen  Osten  und  Westen 
wählten,  wenn  auch  nicht  vernichtet,  so  doch  zu  sehr  durchbro- 
chen zu  sein,  um  wieder  ein  einheitliches  Ganze  bilden  zu  können. 
Ganz  ähnlich  ging  es  dem  Vaterlande  der  Austrasier,  demjenigen, 
was  wir  jetzt  die  Champagne  nennen  und  was  damals  weit  davon 
entfernt  war,  als  ein  Ganzes  sich  dem  mittleren  Frankreich  gegen- 
über zu  stellen.  In  den  südlichem  Mittelgebieten,  Berry,  Niver- 
nois,  Bourbonnais ,  Lyonnais  herrscht  die  Vermischung  der  Bur- 
gunder und  Franken;  westlich  weiter  rückend,  trifft  man  auf  die 
Länder,  in  denen  der  südliche  Volksstamm  mit  Westgolben  uud 
Franken  vermischt  ist,  Auuis,  die  Mardre,  Limousin,  Perigord, 
Auvergne ;  sie  bilden  den  Übergang  der  Isle  de  France  nach  Aqui- 
tanien. In  dem  dritten  Hauptgebiet  dieser  Lbergangsländer,  Anjou, 
Maine  und  Tourraine,  treffen  vor  allem  die  Normannen  und  Fran- 
ken zusammen;  Tours  hat  jedoch  so  wie  das  ganze  Land  der 
Tourraine,  mehr  Verwandtschaft  mit  dem  Stamme  der  Poitevins 
(Poitou.)  Es  muss  uns  erlaubt  sein,  hier  abzubrechen,  da  jedes 
genauere  Einzelne  uns  zu  weit  führen  würde".  Das  Obige  indessen 
möge  genügen,  um  die  eigenthüraliche  Gestaltung  der  französi- 
schen Stammesnalionalitäten  im  kürzesten  überblicke  zu  veran- 
schaulichen. 

Kehren  wir  nun  zurück  zu  unsrera  Ausgangspunkt,  dass  die 
Stammesnalionalilät  die  nolh  wendige  Basis  der  neuen  Fürstentümer 
gewesen,  so  ergibt  sich  zunächst  das,  was  man  die  allgemeinste 
Statistik  der  letzteren  nennen  kann.  Nur  in  jenen  erstgenannten 
vier  Hauptgebieten  gab  es  wirkliche  Fürsten  im  germanischen  Sinne 
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des  Wortes;  in  allen  Ubergangsländern  finden  wir  nur  kleinere 
oder  grössere  Herren,  deren  Macht  freilich  theiis  durch  ihre  Per- 
sönlichkeit, theils  durch  Zusammentreffen  verschiedener  Umstände 
oft  grösser  war,  als  die  jener  Fürsten  und  vor  allem  als  die  des 
Hauptfürsten,  des  Königs  selber.  Allein  wo  innerhalb  dieser  Misch- 
gebiete sich  irgendwie  ein  grösseres  Gebiet  selbstständig  entwickelte 
zur  Einheit,  da  konnte  es  sehr  wohl  vorkommen,  dass  ein  mäch- 
tiger Herr  allraählig  eine  mehr  oder  weniger  grosse  Zahl  von  jenen 
eben  dargestellten  Freiherrschaften  zu  sich  in  ein  dem  fürstlichen 
ganz  anologes  Verhältniss  brachte.  Diess  war  hauptsächlich  in 
zwei  Gebieten  der  Fall,  welche  grade  dadurch  eine  gewisse  Eigen- 
thümlichkeit  haben,  Flandern  und  die  Champagne.  Besonders  die 
letzte  ist  in  dieser  Beziehung  höchst  lehrreich  für  die  Entwicklung 
der  fürstlichen  Macht,  in  so  fern  dieselbe  nicht  auf  der  Nationalität 
beruhte.  Es  ergibt  sich  daraus,  dass  der  Begriff  des  Fürsten- 
tums in  dieser  Zeit  kein  streng  geschlossener  ist  und  dass  aus 
diesem  Grunde  auch  der  Name  des  Fürsten,  Duz  oder  Herzog, 
nicht  ein  absolut  verschiedener  von  dem  des  bloss  fürstlichen 
Herrn,  des  Comes  bezeichnet,  so  dass  unter  den  späteren  Pairs, 
die  wir  die  Reich*-Pair$  zur  Unterscheidung  von  anderen  nennen 
wollen,  unbedenklich  der  Graf  von  Flandern  mit  aufgenommen 
ward.  Es  folgt  ferner  dass  die  äussere  Gestalt  der  fürstlichen 
Herrschaft  in  jenen  Zwischengebieten  im  hohen  Grade  wechselnd 
ist,  weil  hier  ihre  Grundlage  nur  die  Gewalt  oder  die  durch  Ver- 
leihungen erkaufte  Lehnpflicht  sein  konnte,  von  welcher  wir  im 
Folgenden  zu  reden  haben.  —  Wenn  wir  daher  von  dem  Fürsten- 
thum in  dieser  Epoche  reden ,  so  ist  dasselbe  auch  seinem  äusseren 
Umfang  nach  keinesweges  ein  bestimmtes.  Und  in  der  That  wäre 
es  merkwürdig,  wenn  in  jener  Zeit  der  regellosesten  Verwirrung 
aller  Verhältnisse  auf  diesem  Punkte  allein  Klarheil  und  Entschie- 
denheit geherrscht  hätte.  Dass  aber  wirklich  nur  das  ganz  Allge- 
meinste hier  als  richtig  aufgestellt  werden  kann ,  wird  noch  dieser 
Abschnitt  selber  zeigen. 

Das  sind  die  Hauptumrisse  für  die  ersten  staatlichen  Gestalten 
Frankreichs.  Wie  aber  die  örtlichen  Grenzen  hier  vor  allem  be- 
dingt werden  durch  das  Princip  der  Nationalität,  so  ist  diess  nun 
auch  der  Fall  für  die  rechtlieht  Stellung  des  Fürstentums  in  dieser 
Epoche.  Hier  vor  allem  muss  man  sich  hüten,  nichts  was  der 
folgenden  Zeit  gehört,  auf  diese  erste  Epoche  übertragen  zu  wol- 
len. Da  wir  sehr  wenig  recht  bestimmte  Nabrichteu  haben,  so 
sind  wir  mehr  auf  die  Natur  der  Sache  als  auf  die  Quellen  ange- 
wiesen; diese  mögen  uns  daher  als  Beweis  für  das  dienen,  was 
jene  uns  darstellt. 
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Zwei  Gründe  sind  es,  die  das  rechtliche  Wesen  und  Verhält- 
niss  des  Fürstenthums  dieser  Epoche  bedingt  haben.  Zuerst  der 
so  eben  dargelegte  Satz,  dass  die  Fürsten  vor  allem  nur  die  per- 
sönlichen Träger  der  besondern  Nationalität  gewesen  sind.  Waren 
sie  das,  so  konnten  sie  in  der  That  für  diejenigen,  die  einem  sol- 
chen Stammesgebiet  angehörten ,  nun  auch  nicht  mehr  sein  als  die 
Inhaber  der  höchsten  Würde,  ohne  dass  diese  Würde  besondere 
Hechte  oder  Verpflichtungen  enthielt.  Nur  Eins  ging  daraus  not- 
wendig hervor:  die  Idee,  dass  der  Fürst  für  die  Seinen  unverletz- 
lich sein  müsse,  ein  Satz,  der  in  jenen  Zeiten  der  Fehde  von  nicht 
geringer  Wichtigkeit  war.  —  Wie  damit  das  Verhältniss  des  Frei- 
herrn zum  Fürsten  erschöpft  war,  so  bedingte  das  Princip  der 
freiherrlichen  Souverainetät  auf  der  anderen  •Seile  zuerst,  dass 
Fürst  und  Freiherr  wesentlich  gleich  seien  an  Recht  und  Verpflich- 
tung, dass  daher  kein  Fürst  über  seinen  Baron  irgendwie  bestimmtes 
Hecht  ohne  dessen  freie  Zustimmung  in  Anspruch  nehmen  durfte, 
sondern  dass  im  Gegentheil  jene  Gleichheit  die  absolute  Gegensei- 
tigkeit der  Verpflichtung  jene  Unverletzlichkeit  so  sehr  bedingte, 
dass  ein  Bruch  derselben  von  Seiten  des  Fürsten  das  Unterthans- 
verhältniss  des  Freiherrn  unzweifelhaft  aufhob.  Denn  jedes  Recht, 
Waflenfolge,  Gericht  oder  Abgaben  hätte  dem  Baron  zum  «homme» 
des  Fürsten  gemacht  und  seinen  Besitz  als  einen  rechtlich  geringeren 
als  den  des  anderen  Barons  hingestellt.  Dass  dieses  später  anders 
geworden,  ist  allerdings  richtig.  —  Mit  diesen  Momenten  ist  das 
rechtliche  Wesen  des  Fürstenthums  in  dieser  Epoche  erschöpft; 
wir  setzen  aber,  mit  Beziehung  auf  den  folgenden  Abschnitt,  schon 
hier  hinzu:  so  weit  nicht  besondre  Verleihungen  ein  anderes  Ver- 
häitniss  begründeten.  Der  Baron,  der  nur  auf  seinem  freiherr- 
lichen Allod  sass,  kannte  kein  anderes  Verhältniss  zu  seinem 
Fürsten  als  das  angedeutete. 

So  sehr  nun  auch  somit  die  Grenzen  dieser  fürstlichen  Stel- 
lung schwankend  und  die  Vorstellungen  von  dem  Wesen  des  Für- 
stenthums  unbestimmt  waren,  so  war  dennoch  dasselbe  schon  da- 
mals eine  politische  Existenz  und  forderte  als  solche  eine  Öffent- 
liche Anerkennung,  Diese  Anerkennung  nahm  nun  eine  ursprüng- 
lich germanische  Form  wieder  auf,  deren  Bedeutung  in  jeder 
Weise  diesem  neuen  Verhältniss  zu  entsprechen  schien,  den  Treu- 
schwur, die  Fides,  Es  ist  durchaus  nicht  zu  verkennen,  dass  in 
jenen  Zeiten  der  Inhalt  solcher  Schwüre  für  die  Geschiebte  von 
grösster  Bedeutung  ist.  Denn  sie  sind  es  fast  allein,  an  welchen 
man  die  Gestalt  wiederfindet,  die  Idee  des  Fürstenthums  und  da- 
mit des  Staats  in  dem  Gedanken  jedes  Einzelnen  und  folglich  der 
öffentlichen  Meinung  überhaupt  gehabt  hat.   Der  Eid  der  Uoter- 
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tbaoen  hat  daher  seibar  seine  Geschichte  und  ein  höchst  bezeich- 
nender Punkt  in  derselben  ist  eben  die  vorliegende  Epoche.  Die 
Fides  des  ursprünglichen  Fürsteuthuras  in  Frankreich  ist  nämlich 
eine  ganz  andere,  als  man  gewöhnlich  anzunehmen  pflegt,  indem 
man  sie  fortwährend  mit  dem  Ilomagium  verschmolzen  und  ver- 
wechselt hat.  Sie  bezeichnet  im  Anfange  der  Lehnsepoche  nichts, 
als  die  Anerkennung  der  fürstlichen  Würde  des  Fürsten  und  die  da- 
mit verknüpfte  Unverletzlich keit  seiner  Person  urui  seiner  Interessen; 
sie  enthält  daher  gar  keine  persönliche  oder  dingliche  Abhängig- 
keit, keine  Pflicht  und  keio  Kecht,  sondern  im  üegentheil  den 
Salz  der  gegenseitigen  Verpflichtung  von  beiden  Seiten.  Wir  werden 
auf  die  grosse  Unklarheit,  die  hierüber  herrscht,  unteu  genauer 
zurückkommen.  Dass  aber  damals  der  Begriff  und  der  Schwur 
der  Fides  wirklich  nichts  anderes  enthielt  als  jene  ziemlich  unbe- 
stimmte Vorstellung,  dafilr  haben  wir  ein  so  ausdrückliches  Zeug- 
niss,  dass  es  schwerlieh  bezweifelt  werden  wird.  Der  Bischof 
Fulbert  von  Chartres  schreibt  nämlich  auf  Anfrage  des  Herzogs 
Wilhelm  von  Aquitanien ,  der  ihn  aufgefordert  hatte  als  einen  be- 
rühmten und  gelehrten  Manu,  ihm  Inhalt  und  Wesen  der  Fides 
näher  zu  bestimmen,  folgenden  Brief,  in  dem  man  deutlich  sieht, 
wie  man  dabei  nur  an  jenes  abstrakte  fürstliche  Verhällniss  der 
Zeit  gedacht  hat:  «) 

Ad  Willelmuni  Ducem  Aquitanorum. 
Gloriosissimo  Duci  Aquitanorum  Willelmo  Fulbertus  Episcopus 
orationis  suflragium.  De  forma  fidelitatis  aliquid  scribere  monitas, 
haec  vobis,  qua?  sequuntur  breviter  ex  liberorum  autorilate  notavi.  ' 
Qui  domino  suo  fidelitatem  jural,  isla  sex  in  memoria  Semper 
habere  debet:  incolume,  tutum ,  honestum,  utile,  facile,  possibile, 
Incolume,  videlicet  ne  sil  domino  in  damnum  de  corpore  suo. 
Tutum,  ne  sit  ei  in  damno  de  secreto  suo,  vel  de  raunitionibus, 
per  quas  tulus  esse  potest.  Honestum,  no  sit  ei  in  damno  de 
justitia  sua,  vel  de  aliis  causis,  qua?  ad  honestatem  ejus  pertinere 
videntur.  Utile,  ne  sit  ei  in  damno  de  suis  possestionibus.  Facile, 
tel  possibile  ne  id  bonura,  quod  dominus  suus  leviler  facere  po- 
leral,  faciat  ei  difllcile;  neve  id  quod  possibile  erat,  reddal  ei 
impossibile.  (Ut  autem  fidelis  ha?c  nocumenla  caveat,  justum  est, 
sed  non  ideo  cassamentum  meretur;  non  eoim  suilicil  abslinere  a 

»  

')  Dieser  Brief,  von  dem  Gratian  im  Fragment  in  das  Decret  aufgenommen 
(c.  18.  C.  22.  O.  5)  steht  vollständig  in  dem  Scr.  R.  Fr.  x.  p.  463.  und 
Ut  schon  in  Falks  Encycl.  g.  116  citirt.   Er  ist  jedoch  vom  Jahre  1020 
und  nicht  vom  Jahre  1028,  wie  dort  angegeben  ist. 
Warnköoig  «.  Stein,  frans.  Staats-  und  RechUgesch.  Bd.  III  8 
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malo,  nisi  fiat,  quod  bonum  est.)  Restat  ergo,  ut  in  eisdem  sex 
supradictis  consilium  et  auxilium  domino  suo  fideliter  prastet ,  si  be- 
neficio  dignus  videre  velit,  et  salvus  esse  de  fidelitale,  quam 
juravit.  Dominus  quogue  fideli  suo  in  his  omnibus  vicem  reddrre  debet. 
Quod  si  non  fecerit,  merilo  censebilur  malefidus;  sieul  ille,  si  in 
eorum  pravaricatione  vel  faciendo  vel  ronsenliendo  deprehensus 
fuerit,  perfidus  et  perjurus. 

Es  ist  dieser  Brief  anzusehen  ah  eine  Erläuterung  aller  der 
Stellen,  in  welchen  der  Ausdruck  der  Fides,  noch  mit  bomagium 
nicht  verbunden,  vorkommt.  Man  erkennt  hier  so  deutlich  wie 
möglich,  dass  mit  dem  angegebenen  Inhalt  der  Fides  das  ganze 
Wesen  des  Fürstenthums  jener  Zeit  umfasst  ist,  und  dass  es  ganz 
besonderer  Verhältnisse  bedurfte,  um  neue  Momente  hineinzubrin- 
gen. Dem  entsprechend  reden  auch  die  übrigen  Quellen  der  Ge- 
schichte aus  dieser  Epoche  nur  von  den  Fides  allein,  ohne  Zusatz; 
so  fordert  Hugo  Gapet  den  Marchio  Barellus  auf,  diesen  Eid  zu 
leisten:  «Si  ergo  fideni,  nobis  et  nostrisque  antecessoribus  per  in- 
ternuntios  oblatam  conservare  vullis  —  cum  paucis  ad  nos  usque 
properate  ut  et  fxdem  promissam  confirmutit,  et  vias  exercitui  neces- 
sarias  doceatis»  (Gerberti  Epp.  Scr.  Fr.  X.  p.  393).  Dieter  Brief 
ist  vom  Jahr  987.  Eben  so  sagt  Will.  Gemet.  IV.  c.  20  vom  Jahre 
990;  «Optimales  —  assensum  prabent  —  paclaque  et  fidelitate  etc.» 
Es  Hesse  sich  leicht  eine  Reihe  ähnlicher  Beispiele  aufführen;  doch 
scheint  uns  das  kaum  nothwendig. 

Auf  diesen  beiden  Grundlagen,  dem  Umfange  einer  bestimmten 
Nationalität  und  dem  angegebenen  Wesen  des  ursprünglichen  Für- 
stenthums ruhte  das,  was  wir  die  Verfassung  des  letzteren  nennen, 
und  was  so  eng  mit  dem  Gericht  zusammenhängt,  dass  wir  beides 
nicht  trennen  dürfen. 

B.    Die  Curia,  Cour  de  Pairs,  Cour  de  Baronnie,  Assisc 
im  eigentlichen  Sinne. 

Auch  diese  Curia  prineipum,  oder  die  eigentliche  Assise,  die 
mit  der  Cour  du  Baron  so  oft  verwechselt  wird,  ist  eigentlich  kein 
neues  Element  in  der  Geschichte  Frankreichs,  sondern  nur  die  neue 
Gestalt  eines  alten  Verhältnisses,  die  uns  desshalb  am  besten  klar 
werden  wird,  wenn  wir  auf  ihre  historische  Entstehung  zurückgehen. 

Es  ist  bekannt,  dass  sogleich  mit  der  Eroberung  sich  die  Classe 
der  grossen,  vom  Könige  zunächst  abhängigen  Grundbesitzer,  die 
Fideles  Regis,  allraahlig  vom  Volke  zu  sondern  begannen.  Ihre 
Verhältnisse  wie  ihre  Interessen  waren  andere,  wie  die  der  freien 
Mittelbesitzer;  sie  schlössen  sich  um  den  König,  und  es  war  unver- 
meidlich, dass  sie  nicht  aus  seinen  blossen  Gefährten  sein  eigenlli- 
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eher  Rath  werden  sollten.  Dies  ursprünglich  auf  ganz  natürliche 
Weise  entstandene  Verhältniss  ward  von  Karl  dem  Grossen  in  orga- 
nische Form  gebracht.  Wie  Volk  und  Herren,  so  schieden  sich 
unter  ihm  Frühlings-  und  Herbstversammlung.  Indessen  ward  das 
Volk,  nicht  bloss  als  Ganzes,  sondern  auch  in  seinen  einzelnen  Ge- 
meinden, von  den  Mächtigeren  unterdrückt,  und  die  schwindende 
Macht  der  Könige  ward  von  Jahr  zu  Jabr  von  denen  abhängiger, 
auf  die  es  sich  allein  angewiesen  sah.  So  kam  es  denn,  dass  wir 
im  9.  Jahrhunderl  von  jenen  Frühlingsversamtnlungen  nichts  weiter 
hören ;  nur  die  Mächtigen  des  Reichs,  die  Principes,  umgaben  und 
beherrschten  den  König,  wenn  sie  es  der  Mühe  werlh  hielten.  In- 
dessen hat,  wie  das  auch  schon  in  früheren  Entwicklungen  angedeutet 
ist,  dieser  Rath  der  Fideles  uoch  einen  ganz  anderen  Charakter  wie 
der  der  folgenden  Slammesfürslen.  Denu  noch  war  der  König  der 
alleinige.  Souverain ;  und  der  Form  und  Auffassung  uach  waren  die 
Principes  trotz  ihrer  reellen  Macht  eine  wesentlich  berathende  Ver- 
sammlung. 

Grade  das  war  es  nun,  was  sich  in  der  Geschichte  der  folgen- 
den Zeit  durchaus  umgestaltete.  Obwohl  nämlich  mit  dem  König- 
thum sich  der  königliche  Rath  der  Optimales  und  Fideles  auflöste, 
so  ist  es  doch  leicht  zu  erklären,  weshalb  und  wie  sie  die  alle 
Form  einer  Zusammenkunft  der  Einem  Stamme  gehörigen  Freiherrn 
auch  jetzt  noch  nolhwendig  sich  erhielt.  Es  gab  mancherlei,  was 
der  Einzelne,  so  wichtig  es  ihm  sein  mochte,  nicht  allein  zu  voll- 
bringen im  Stande  war;  auch  blieb  wohl,  neben  dem  Bedürfniss, 
hier  wieder  die  Gewohnheit  mächtig.  Eben  so  natürlich  war  es, 
dass  sie  in  dieser  Zusammenkunft  sich  an  den  Fürsten  anschlössen, 
theils  weil  er  der  Mächtigere  war,  theils  weil  das  Recht  des  Königs 
ihm  an  manchen  Orten  ausdrücklich  übertragen  worden.  Allein  die 
Freiherren  selber  waren  nach  Untergang  des  Königthums  souveraine 
Herren.  Die  Folge  davon  lag  nahe.  Ihre  Versammlung,  einst  nur 
beralbend,  ward  jetzt  auch  dem  Rechte  nach  eine  beschliessende.  Der 
Fürst  selber  war  der  Erste  unter  Gleichen,  und  diese  Gleichen 
hatten  allein  über  sich  selber  die  souveraine  Gewalt,  die  jeder  Ein- 
zelne fiir  sich  in  Anspruch  nahm. 

Dieses  ist  mithin  der  Charakter  der  neuen  Versammlung  der 
Principes  unter  dem  neuen  Fürstenthum;  und  dass  dieselben  durch- 
aus nicht  über  diesen  entschiedenen  Punkt  in  Unbewusstsein  blei- 
ben, werden  wir  unten  genauer  nachweisen. 

An  jenen  Begriff  der  Souverainetät  schloss  sich  nun  zunächst 
die  Entstehung  eines  eigenen  Standes,  des  Standes  der  Pairs  oder 
Parea  im  höheren  Sinn,  derjenigen,  die  wir  die  fürstlichen  Pairs 
nennen  möchten,  zum  Unterschied  von  den  adelichen  Pairs,  die  die 
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Curia  des  Baron  bildeten  und  von  den  späteren  Reichspain,  aus 
welchen  die  Curia  Regis  befand.  Das  Fiirslenthum  umfasste  näm- 
lich ,  wie  die  Freiherrschaft  die  Edlen  und  ihr  Hecht,  so  von  seiner 
Seite  wieder  die  Freiherren  mit  ihren  Freiherrschnften  als  seine 
innern  Bestandteile ,  neben  dem  was  der  Fürst  selber  wieder  als 
Baron  besitzen  mochte.  Diese  Freiherrren,  dem  Fürsten  gegenüber 
waren  eben  so  souverain  wie  dieser  selbst.*  Die  besasscn  ihre  Ka- 
ronie  als  ihr  freiherrliches  Allod  —  was  sich  von  dem  bäuerlichen 
leicht  dadurch  unterscheidet,  dass  es  die  staatlichen  Hechte  enthielt; 
sie  waren  Grundherren  ihrer  hommes,  und  vollkommen  snuverainer 
Herrscher  innerhalb  ihres  Gebietes;  und  diese  vollständig  souveraine, 
durch  die  freiherrliche  Allodsqualität  bedingte  Berechtigung  ward 
ausgedrückt  in  der  später  entstandenen  Bezeichnung:  «ne  tenir  que 
de  dieux  et  de  son  epee.»  Diese  Selbstständigkeit  des  Standes  der 
Einzelnen  erzeugte  die  Selbstständigkeit  der  Versammlung,  in  wel- 
cher sie  sassen;  und  diese  Versammlung  der  souverainen  Freiherren 
unter  Vorsitz  ihres  Fürsten  ist  die  Cour  de  Baronic  oder  die  eigent- 
liche Assisia;  das  alte  Consiliura  Principis,  aber  jetzt  bestand  aus  den 
souverainen  Herren  das  Fürstenthum.  Diejenigen,  die  als  solche 
das  Hecht  hatten,  an  denselben  Theil  zu  nehmen,  waren  Pares;  und 
es  folgt  von  selber,  dass  sie,  soweit  der  Fürst  überhaupt  Gerichtsbar- 
keit hatte,  nur  durch  diese  Versammlung  gerichtet  werden  konnten. 

Hier  hat  mithin  der  Begriff  der  Pares  seine  zweite  Stufe;  so 
streng  aber  dieselbe  begreiflich  sich  von  den  beiden  scheidet,  so 
ist  doch  in  Wirklichkeit  aus  Gründen,  die  später  dargestellt  werden 
sollen,  diese  Grenze  so  oft  verwischt,  dass  die  Vermengung  des  Ver- 
schiedenen am  Ende  Unklarheit  der  Auflassung  selber  erzeugt  hat. 

Diese  Cour  de  Baronie  nun  stand  in  einem  ganz  ähnlichen  Ver- 
hältniss  zu  dem  Fürsten,  wie  die  Cour  du  Baron  zum  Freiherrn; 
und  die  innere  Gleichheit  beider  Formen  der  Lehnsverfassung  lässt 
die  eine  in  vielfacher  Hinsicht  zur  Erläuterung  der  andern  dienen. 
Was  zuerst  das  Aufgebot  zur  Assisia  betrifft,  so  geschah  auch  dieses 
durch  formliche  semonte  des  Fürsten,  die  aber  nothwendig  durch 
die  Pairs  des  Freiherrn  geschehen  rausste.  Zeit  und  Form  hingen 
daher  vom  Fürsten  ab ;  doch  fand  eine  Verpflichtung  zum  Erscheinen 
nur  bei  gerichtlichen  Verhandlungen  statt.  Hält  man  den  Begriff 
der  Souverainelät  der  Freiherren  fest,  so  erklärt  sich  das  leicht. 
Allerdings  scheint  in  der  Fidelitas  eine  rege  Verpflichtung  erhalten 
gewesen  zu  sein,  den  Fürsten  auf  sein  Verlangen  mit  seinem  Rathe 
beizustehen,  doch  lässt  sich  das  nicht  genauer  bestimmen.  Im  All- 
gemeinen kann  man  zwei  Fälle  unterscheiden.  Entweder  entbot  der 
Fürst  allen  seinen  Fideles  zu  einer  bestimmten  Zeit  zur  Assisia,  oft 
mehr  um  die  Macht  der  Herrschaft  zur  Schau  zu  tragen,  als  wegen 
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bestimmter  Zwecke;  davon  gibt  Wilhelm  der  Eroberer  deutliches 
Beispiel  (bei  Malmesbur  LIII.  Scr.  XI.  p.  190):  «Omnes  —  cujus- 
cunque  professionis  Magnates  regium  edictum  accessebat,  ut  exte» 
ramm  gentium  legati  speciem  raultitudinis  —  mirarentur  etc.»  Das 
aber  konnte  wohl  nur  bei  Fürsten  von  gleichem  Kuhrae  und  gleicher 
Persönlichkeit  geschehen.  Weit  gewöhnlicher  war  es,  dass  die  Für- 
sten solche  Assises  der  Pairs  ihrer  Curia  wirklich  vorliegender  Ge- 
schäfte willen  einfach  in  einem  bestimmten  Theile  ihres  Fürsten- 
tums abhielten.  Alsdann  reisten  sie  mit  ihrem  Hofe,  der  aus  den 
vier  Hofämtern  und  dem  Cancellarius  bestand,  nach  dem  Hauptorte 
der  Gegend,  wie  Martenne  (Ampi.  Coli.  I.  875)  von  Ludwig  VI. 
und  einer  solchen  Heise  desselben  nach  Cbalons  sagt  (v.  J.  1166) : 
«ad  judicandum  super  negotiis  et  ad  cognoscendum  causas  diversas.» 
In  einer  solchen  Assise  fanden  sich  dann  die  Barone  und  Milites 
der  Umgegend  ein  und  bildeten  den  Vorstand  für  alle  Verhandlun- 
gen ;  die  Assise  war  Öffentlich ;  eine  solche  Assise  von  1066  von 
Philipp  I.  zu  Compeudium  (Compiegne)  gehalten,  ward  ein  «Collo- 
quium  publicum»  genannt  (Montfaucon  de  Ke  Dipl.  p.  585).  Die 
äussere  Form,  die  Öffentlichkeit  und  der  Zutritt  der  verschiedenen 
Classen,  ist  daher  den  Assisen  überhaupt  gemein  gewesen.  Eben 
so  gewiss  ist  es,  dass  die  Gegenstände,  die  in  diesen  Assisen  vor- 
kamen, durchaus  nicht  auf  gerichtliche  Sachen  beschränkt  waren, 
die  alte  Sitte  der  Öffentlichen  Vornahme  jedei  bedeutenderen  Acts 
halle  sich  erhalten,  und  jene  Assises  der  Fürsten  blieben  daher  das 
roallura  publicum  auch  für  Ausstellungen  von  offenen  Briefen,  Pri- 
vilegien, Assecuramentis  und  Ähnlichen.  Allein  was  die  innnere 
Form  derselben  betrifft,  das  Hecht  durch  Hede  und  Abstimmung  an 
den  Verhandlungen  und  Vornahmen  Theil  zu  nehmen,  so  muss  man 
allerdings  verschiedene  Assisen  unterscheiden.  Die  Sonderung  der 
Stände  machte  es  unmöglich,  dass  die  etwa  Anwesenden  bei  gleicher 
öffentlicher  Theilnahme  auch  gleichet  Recht  haben  konnten.  Darnach 
ordnen  sich  innerhalb  der  gemeinsamen  äussern  Form  drei  innere 
Formen  der  Assise.  Die  erttc  bezog  sich  auf  blosse  Vornahme  eines 
der  Öffentlichkeit  bestimmten  Acts,  der  weder  Gesetz  noch  Urlheil 
war.  Hierbei  galt  das  Princip,  dass  solche  Documenle  von  «idoneis 
testibus»  unterzeichnet  wurden,  und  es  lag  nahe,  dazu  solche  zu 
nehmen,  die  in  der  Nähe  des  betreffenden  Objecls  sich  aufhallend, 
als  gültige  Zeugen  gelten  konnten.  Daher  kommt  es  denn,  dass  ein 
grosser  Theil  der  Docuraente,  die  in  solchen  Assisen  abgefasst  sind, 
durchaus  nicht  bloss  von  jenen  fürstlichen  Pares,  sondern  auch  von 
anderen  Personen  aus  niederen  Ständen  unterzeichnet  sind;  so  z.  B. 
ist  ein  Schutzbrief,  den  der  Abt  von  St.  Medard  bei  Soissous  gegen 
Robert  vou  Choisy  vom  Könige  erhielt,  unterzeichnet  von  eiuem  Bi- 
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schof,  einem  Grafen,  einem  Vicomte,  einem  Ritter,  einem  Prevot, 
einem  Marechal  und  mehren  andern  Personen  ohne  Titel  (Mabillon 
Ars.  Dipl  p.  584  v.  J.  1047).    Bezog  sich  die  Vornahme  gar  nicht 
auf  Freiherren ,  so  unterzeichneten  auch  solche  gewöhnlich  nicht, 
wie  die  Lettres  von  Heinrich  I.  für  Orleans  von  1051  (Ord.  I.  1), 
die  nur  vom  Bischof  von  Orleans ,  dem  Erzbischof  vom  Rheims, 
dem  Buticularius,  dem  Prspositus  von  St.  Malbert,  dem  Voyer  und 
Sous-voyer,  dem  Cellier,  Chancelier  und  zwei  anderen  unterzeichnet 
wurden.   Handelle  es  sich  dagegen  um  freiherrliche  Rechte,  so  un- 
terzeichneten alle  anwesenden  Pares  und  in  der  Curia  Regis  auch 
die  fürstlichen  Beisitzer;  auch  lässt  sich  leicht  annehmen,  dass  sie 
gewöhnlich  nur  in  solchen  Fällen  sich  einfanden.  Zu  dieser  Gasse 
von  Assisen  gehören  viele  der  Diplomata  der  ersten  Capelinger  die 
in  den  Scriptores  Rer.  Fr.  von  LX.  an  enthalten  sind.    Es  erklärt 
sich  daraus  die  grosse  Verschiedenheit  der  Zusammensetzung  dieser 
Assises.  Ferner  ergibt  sich,  warum  viele  von  den  Subscriptores  oft 
nur  einmal  vorkommen,  andere  nur  zuweilen  und  ohne  dass  man 
dabei  irgend  eine  Regel  nachweisen  kann.  Wie  es  am  Hofe  des  Königs 
herging,  so  verhielt  es  sich  auch  an  den  Höfen  und  in  den  Fürsten- 
thamern der  andern  Fürsten ;  es  ist  sogar  höchst  wahrscheinlich, 
dass  auch  die  Hofamter  des  Königs  bei  allen  Lehnsfürslen  sich  ge- 
funden haben,  denn  der  König  war  zunächst  Fürst  ftir  das  eigent- 
liche Frankreich ;  sein  Verfahren  gibt  daher  in  allem  Wesentlichen 
ein  treues  Bild  von  den  Verhältnissen  jener  Epoche.  Es  ist  indessen 
zu  bemerken,  dass  der  Ausdruck  Assisia  und  Curia  von  solchen 
Öffentlichen  Versammlungen  der  Herrentage,  die  bloss  öffentliche 
Acte  authenliüciren,  unter  dem  persönlichen  Vorsitz  der  Fürsten, 
seltener  gebraucht  werden ;  Assisia  wird,  ausgenommen  in  der  Nor- 
mandie,  wo  alle  Versammlungen  so  heissen,  gewöhnlich  nur  von 
den  gesetzgebenden  Herrentagen  gesagt,  während  Curia  sich  vorzüglich 
auf  die  richterliche  Gewalt  derselben  bezieht. 

Die  zweite  Form  oder  Classe  der  Herrentage  sind  nämlich  die 
gesetzgebende  oder  die  Assises  im  engeren  Sinne.  In  Betreff  dieser 
Assises  muss  man,  um  ihren  Competenzkreis  festzuhalten ,  auf  das 
Recht  des  Besitzes  zurückgehen.  Jeder  Fürst  stand,  wie  eben  dar- 
gethan,  in  einem  zweifachen  Verhältniss  zu  seinem  Fürstenthum. 
Zuerst  war  er  Grundherr  seines  fürsllichen  Allods  und  alleiniger 
Besitzer,  mithin  auch  alleiniger  Gewallhaber  über  das  Recht  seiner 
Hintersassen.  Dann  aber  war  er  der  Fürst  und  Vorsitzer  seiner 
eigenen,  aber  souverainen  Freiherren.  Aus  diesem  doppellen  Ver- 
hältniss ging  auch  eine  zweifache  Gestalt  der  Gesetzgebung  hervor, 
die  wir  hier  kurz  andeuten  wollen. 

Die  erste  Form,  von  der  Assise  durchaus  verschieden,  erstreckte 
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sich  nur  über  das  eigene  Besitzthum  des  Fürsten.  Hier  gebot  näm- 
lich der  fürst  allein,  und  man  kann  seine  Erlasse  für  diesen  Theil 
seiner  Unterlbanen  als  die  Befehle,  Verordnungen  und  Privilegien  den 
Gesetzen  gegenüberstellen.  Das*  erst  mit  der  grosseren  Entwick- 
lung  des  innern  Lebens  im  Lande  diese  Gesetzgebung  grössere  Aus- 
dehnung und  festere  Form  erhielt,  versteht  sich  von  selber.  Wir 
besitzen  daher  solcher  Verordnungen  nur  sehr  wenige;  so  viel  uns 
bekannt,  sind  sogar  von  den  Verordnungen  der  vier  anderen  Her- 
zogtümer aus  dieser  Zeil  noch  gar  keine  publicirt.  Nur  von  den 
Königen  gibt  es  deren  mehrere;  dahin  gehören  die  ersten  Verord- 
nungen in  den  Ord.  du  Louvre  und  verschiedene Diplomala  der  ersten 
Capelinger.  Wir  bemerkeu  nur  noch,  dass  dieselben  ihrer  Form 
nach  sich  wesentlich  von  den  Gesetzen  dadurch  zu  unterscheiden 
pflegen,  dass  die  vier  llofbeamten  und  der  Cancellarius  dieselben 
mit  dem  Könige  zugleich  zu  unterzeichnen  pflegten;  zuweilen  ist  auch 
bemerkt,  wenn  einer  voo  den  Beamten  fehlte  ;  der  Cancellarius  hatte 
die  Expedition.  War  der  Inhalt  der  Art,  dass  eine  Publicalion  auf 
einem  Placitum  passend  schien,  so  liess  man  auch  andere  unter- 
zeichnen (s.  vorher).  Dieser  Form  grade  entgegengesetzt  ist  die 
Assisia  und  ihre  Gesetzgebung.  Der  Assisia  gehören  diejenige!!  Ver- 
hältnisse an ,  die  sich  auf  Hechle  und  Besilzverhältnisse  der  Frei- 
herren im  Fürstenlhum  bezogen.  Das  ganze  Gebiet,  das  diese  letz- 
teren inne  hatleu,  lag  ausserhalb  der  obigen  gesetzgeberischen  Be- 
rechtigung des  Fürsten.  Das  Princip  der  freiherrlichen  Souverainetät 
bedingte  daher  für  alle  Geselze,  welche  sich  hierauf  bezogen,  dass 
ein  solches  Gesetz  nur  dann  und  nur  in  so  weit  Gültigkeit  haben 
konnte,  wenn  und  in  wie  fern  der  einzelne  Freiherr  seine  Zustim- 
mung zu  demselben  gegeben  halte.  Daher  musste  ein  solches  Gesetz 
gegeben  werden  in  der  Versammlung  der  Freiherren  und  durch  ihre 
persönliche  Zustimmung.  Eine  solche  Versammlung  ward  wohl  auch 
öffentlich  gehalten,  wie  die  Assise  Philipp  Augusts  von  1210  an- 
deutet («unanimiler  convenerunt  et  assensu  publica  iirmauerunt») ; 
allein  es  versieht  sich,  dass  ein  etwaiger  Umstand  eben  so  wenig 
roitstiinmen  als  Zeugnis»  abzulegen  batle.  Die  Freiherren  erhoben 
den  Vorschlag  allein  zum  Gesetz;  nach  vorhergegangener  Besprechung 
ward  ein  Documenl  ausgefertigt  und  dieses  unterzeichneten  die  An- 
wesenden als  Zeichen  ihrer  Zustimmung  mit  Namen  und  Siegel; 
zuweilen  ward  den  Einzelnen  Abschrift  roilgctlieill;  eine  solche  ist 
die  Assise  des  Grafen  Geoffroi  von  f  185. ')    Diese  Versammlungen 


')  Die»e  Awne  sieht  im  Urkb.  p.  27.  Die  erste  genaue  Bearbeitung  derselben 
Gndet  sich  in  den  Arrets  du  Parlem.  de  Bretagne,  par  des  Memoire*  de 
feu  M.  Seb.  Frain.    Revue  par  M.  P.  llevin  Av.  au  möme  Pari.  3te  Ausr. 
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waren  es,  welche  vorzugsweise  vor  der  Einführung  der  Baillis 
Assises  genannt  wurden;  das  Gesetz  selber  hiess  gewöhnlich  Sla- 
biliroent  fEtablisseraent.) 

An  diese  ganze  Darstellung  schliesst  sich  die  bekannte  Frage, 
ob  die  Etablissements  de  St.  Louis  eine  solche  förmliche  Gesetz- 
gebung gewesen  oder  blos  als  Coutume  aufgezeichnet  sind.  Wir 
dürfen  dieselbe  hier  nicht  untersuchen ,  doch  ist  es  uns  unmöglich 
gewesen  der  von  einigen  ausgesprochenen  Ansicht  beizutreten,  dass 
sie  als  Gesetz  erlassen  worden  seien ;  wir  hatten  uns  im  liegen- 
theil  überzeugt,  dass  sich  der  Ausdruck  Etablissements  nur  auf 
den  Eingang  bezieht,  das  übrige  aber  nichts  ist  als  eine  Coutumier 
des  Fürstentums  Frankreich. 

Der  dritte  Gegenstand  für  jene  Herrentage  war  nun  das  eigent- 
liche Herrengericht  unter  Vorsilz  des  Fürsten.  Insofern  jene  Ver- 
sammlungen diese  Aufgabe  hatten,  werden  sie  insbesondere  die 
Curia  Principis,  Cour  de  Baronnie  genannt  und  diese  Bezeichnung 
ist  desshalb  die  überwiegende  geblieben,  weil  die  gerichtliche 
Thätigkeit  nicht  blos  die  gewöhnlichste,  sondern  auch  die  am  läng- 
sten dauernde  war.  —  Die  bestimmte  Competenz  dieser  Curia  er- 
gibt sich  aus  dem  Wesen  der  Freiherrschaft  und  ihrem  Verhültniss 
zum  Fürstenthum.  Das  erste  bedingte  dass  die  Cour  de  Baronnie 
gerade  so  wenig  über  die  Cour  de  Baron  ein  Recht  hatlc,  wie 
diese  über  die  Cour  de  l'homme,  so  lange  Verhandlung  und  Ver- 
fahren innerhalb  der  Grenzen  der  einzelnen  Baronnie  blieb.  Das 


Renne»  168*  (p.  507—518.  enthalten  eine  «ehr  wichtige  geschichtliche  Ein- 
leitung p.  518—543  den  Text,  den  das  Dokumentenbuch  ohne  Quellen- 
angabe gibt  mit  trefflichen  Noten.)  —  Frain  meint,  dass  diese  Assiso  nur 
eine  Wiederholung  der  Assises  für  die  Champagne  ist,  die  allerdings  bei 
weitem  älter  ist  und  denselben  Inhalt  hat.  Diese  ward  im  Jahre  1224  von 
Thibaut,  Grafen  von  Champagne,  gehalten  unter  Beisitz  aller  seiner  Ba- 
rone und  Castellanc.  Sie  bestimmt  im  Wesentlichen  gleichfalls  dass  der 
Erstgeborne  contra  omnes  fratres  suos  poslquibus,  licet  nein  haberent  intcr 
se  nisi  sohiin  caslellum ,  dieses  Slammschloss  allein  erben  solle,  «fouda 
illius  caslclli,  et  carruqia  prala  et  vinels,  aquas  et  slagna,  qua*  sunt  in  fra 
parrochiatus  illius  Castclli,  redditus  et  exilus  illius  Castclli— hubebit  unus.» 
Diese  Assise  steht  bei  Chantereau  le  Fevre,  Prcuves  p.  55,  wo  sie  aber 
falsch  vom  Jahre  1214  datirt  ist;  nach  Brüssel  II.  $"9  ist  sie  von  1224. 
Das  Exemplar  der  Assiso  von  Bretague  bei  Brüssel  11.  883  ist  das  der  Fa- 
milie Bohan.  —  Frain  behauptet  übrigens  in  seiner  cilirten  Schrift,  dass 
in  der  Normandic,  Maine,  Tourraine  und  Anjou  jene  Untheilbarkeit  des 
Ilauptbcsitzcs  gleichfalls  durch  eigne  Gesetze  der  Landesassiscn  eingeführt 
sei;  man  kann  dem  nicht  widersprechen,  doch  wissen  wir  von  diesen  Ge- 
setzgebungen nichts. 
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zweite  erzeugte  die  drei  Fälle,  in  welchen  ein  Urtheil  der  Cour 
de  Baronnie  über  den  einzelnen  Baron  stattfinden  konnte.  Zuerst 
trat  dieses  ein,  wenn  der  Freiherr  etwas  gelhan  hatte,  was  gegen 
die  Fuielitas,  die  er  dem  Fürsten  schuldete,  verbrach.  Alsdann 
konnte  der  Fürst  zwei  Wege  einschlagen.  Entweder  er  überzog 
den  feindlichen  Freiherrn  mit  Fehde  und  brach  seine  Burg,  was 
am  häufigsten  da  geschah,  wo  die  Schwäche  der  Fürsten  die  ge- 
schlossene Einheit  der  Cour  de  Baronnie  sich  auflösen  Hess,  so 
da ss  die  ersteren  den  Widerspenstigen  nicht  zu  zwingen  vermoch- 
ten, sich  dem  Gericht  ihres  Hofes  zu  stellen  oder  sich  dem  Urtheil 
desselben  zu  fügen ;  in  diesem  Falle  waren  alle  Könige  Frankreichs 
bis  auf  Philipp  August  und  daher  jene  unzähligen  kleinen  Fehden 
mit  den  Kittern  iu  der  Umgegend  von  Paris,  die  uns  die  Geschichte 
als  das  einzig  Erzählenswerthe  aus  jener  Epoche  überliefert  hat; 
ganz  ähnliches  hat  übrigens  in  den  meisten  anderen  fürstlichen 
Herrschaften  staltgefunden.  — ■  War  dagegen  der  Fürst  zu  mächtig, 
so  forderte  er  den  freiherrlichen  Vasallen  vor  jene  Assises  oder 
Cour  de  Baronnie  und  das  Verfahren  begann.  —  Der  zweite  Fall 
der  Competenz  war  ein  Streit  zwischen  dem  Freiherrn  $elber.  Hier 
aber  muss  man  wieder  drei  Fälle  scheiden.  Zuerst  stand  es  jedem 
frei  anstatt  vor  Gericht  zu  erscheinen,  durch  Fehde  den  Gegner 
zu  bezwingen;  eine  solche  Fehde  wurde  dann  gewöhnlich  durch 
einen  Vertrag  abgeschlossen.  Dann  aber  konnten  sich  die  strei- 
tenden Parteien  über  ein  Schiedsgericht,  arbitriura,  vereinigen, 
ohne  dass  die  Sache  vor  die  Curia  Principis  kam.  Die  Gerichts- 
barkeit derselben  trat  daher  nur  in  dem  Falle  ein,  wo  eine  von 
beiden  Parteien  in  der  Curia  als  Kläger  auftrat.  Die  Sitte  jener 
Zeit,  sich  auf  die  Waffen  mehr  als  auf  sein  Hecht  zu  verlassen, 
liess  aber  ein  solches  Verfahren  für  die  ritterlichen  Herren  als 
unehrenhaft  erscheinen;  und  daher  kam  es  denn,  dass  die  wirk- 
liche Ausübung  dieses  Theiles  der  Gerichtsbarkeit  vor  der  eigent- 
lichen Entwicklung  des  Küniglhums  für  Bitter  und  Freiherrn  sehr 
selten  vorgekommen  ist.  So  weil  wir  Gelegenbeil  gehabt  haben 
die  Quellen  durch/.iiseben,  sind  bis  dahin  Klagen  gegen  ritterliche 
Herren  immer  nur  von  Geistlichen  vorgebracht  in  der  Curia  Regis; 
Streitigkeiten  über  Privatsachen  scheinen  noch  gar  nicht  vor  dieses 
Gericht  gebracht  zu  sein.  Eine  solche  Curia  und  ihren  Beschluss 
enthält  das  schon  früher  cit.  Dipl.  L.  von  Hugo  Capet;  zwei  gleiche 
Fälle  bei  Marlenne  (Ampi.  Coli.  I.  380.),  wo  der  Abt  von  Corbie 
gegen  seinen  Advocatus  Herbert  klagt  von  1016  und  I.  300,  wo 
der  Abt  von  Jumieges  (Normandie)  als  Kläger  gegen  einen  gewissen 
Herrmann  auftritt  (Jahr  1027.}  Das  Diplom  XV.  (Scr.  R.  XI.  580—82) 
von  Heinrich  I.  (Jahr  104-7)  ist  gleichfalls  ein  solches  Urtheil  der 
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Curia  Regis  ftlr  den  Abt  von  St.  Medard  gegen  einen  Kodbertus; 
es  gibt  viele  ähnliche  Beispiele.  —  Obwohl  nun  solche  Herren- 
gerichte nun  oft  genug  vorkommen  mochten,  so  haben  sie  doch 
in  keiner  Weise  eine  bestimmte  Form  gehabt.  Denn  zuerst  war 
niemand  gezwungen  als  Beisitzer  Tboil  zu  nehmen.  Daher  gilt  denn 
auch  für  die  Curia  was  wir  für  das  Placitum  bemerkt  haben;  oft 
war  sie  sehr  zahlreich,  oft  wenig  besetzt;  nur  wer  Interesse  hatte 
an  der  Sache  fand  sich  ein  oder  wer  aus  sonstigem  (i runde  gerade 
zugegen  war. ')  Ja ,  es  war  nicht  einmal  gewiss ,  dass  selbst  wo 
sie  versammelt  war,  zum  förmlichen  Verfahren  übergegangen  wer- 
den konnte;  denn  wenn  der  Vasall  sich  mächtig  genug  glaubte, 
erschien  er  gar  nicht  und  die  Curia  konnte  nichts  tbun  als  einen 
Freibrief  ausstellen  oder  der  mächtige  Herr  entfernte  sich  ohne 
das  Ende  abzuwarten.3)  In  einem  solchen  Falle  blieb  dann  der 
Kirche  nichts  übrig,  als  das  Mittel  der  Exeommuniration,  das  oft 
eben  so  wenig  helfen  mochte.3)  Die  Geistlichen  übrigens,  an  strenge 


•)  Wir  fügen,  uro  ein  Bild  vou  einer  solchen  Curia  zu  geben,  die  Subscrip- 
lionen  zweier  tlrtheile  der  königlichen  Curia  hinzu.  Zum  Urlhcil  von  1027 
unterzeichneten:  Eudes,  Graf  von  Chartres  und  Blois;  Richard,  Graf  von 
der  Normandie,  Garnier,  ridatne  Levis,  Erzbischof  von  Sans,  der  Bischof 
von  Coutances.  Foulques  und  der  Bischof  von  Laon,  Attün.  (bei  Beugnot 
Olim.  Preface  p.  XXV.)  -  Die  Curia  Honr.  I.  von  1047  acheint  viel  voll- 
zähliger gewesen  zu  sein;  die  Subscriptiones  sind:  Signum  Widonis  Re- 
morum  ArchiepiHCOpi.  S.  Deraldi  suessorum  Ep.  S.  Walteri  Meldcnshim  Ep. 
8.  Gibuini  Laudunensis  Ep.  S.  Drogonis  Bclvacensium  Ep.  S.  Rogeri  Ca- 
talauncnsis  Ep.  S.  Frolaudi  Silvanectensis  Ep.  S.  Rainaldi  Comitis.  8. 
Guidonit  tili i  qus.  Signum  Drogonis.  J.  Godofredi  8t.  Quintioi  miUtis.  8. 
Ralduini.  S.  Walterii  Alhani.  8.  Willermi  fratris  ejua.  8.  Widonis  Yice- 
coroitis.  L.  Quidonis  de  Cerchia.  8.  Waielini  de  Cbadcuayo.  8.  Widonis 
Maressalci.  8.  Drogonis  PnapoaiU.  S.  Odardi.  8.  OdeUni  Comerarii.  8. 
QunxeUni.  8.  Fuleonis.  S.  Everardi  fllii  Hessel ini.  S.  Gerardi*  S.  Vivieni. 
8.  Aeilberti.  S.  Denrici  Regis  Francorum  invictissimi.  —  Für  die  Bese- 
tzuug  der  Curia  der  anderen  Fürsten,  die  ganz  ähnlich  ist,  s.  einige  Bei- 
spiele 8er.  R.  Fr.  XI.  p.  424.  426.  Nur  kommen  hier  wenigstens  keine 
Bischöfe  vor. 

3)  Rettgnot  Preface  aux  Olim  bat  aus  Planehe*,  Hist.  de  Bourgogne  I.  48  ein 
solches  Beispiel.  Der  Bischof  von  Langres  klagt  in  der  Curia  Regis  gegen 
Eudes  II.  Herzog  von  Burgund,  nachdem  er  ihn  vergeblich  vor  seine  ei- 
gene Curia  iu  Langres  als  sein  Lehnsmann  vurgefordert.  Der  König  citirt 
beide  und  beide  erscheinen,  dann  bleibt  der  Herzog  weg  und  kommt  trotz 
dreimaliger  Citation  nicht  wieder.  Die  Curia  Regis  entscheidet  nun  freilich 
für  den  Bischof,  aber  der  Herzog  kehrt  sich  nicht  weiter  daran.  Das 
Beispiel  ist  von  1153.  (s.  unten.) 

*)  Eiu  Beispiel  in  Fulb.  Camot.  Ep.  LXl.  (von  1024.)  Ein  «Cornea  quid  am 
nomine  Rudotphus  hatte  sich  viele  tbelthaten  zu  Schulden  kommen  lassen, 

> 
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Hierarchie  gewöhnt,  scheinen  dieselbe  in  diesen  Fällen  auch  auf 
jene  weltlichen  Verhältnisse  übertragen  zu  haben;  darauf  deutet 
die  Ep.  Fulberti  Carnotensis  Epist.  XXV.,  der  über  die  Gewalt- 
tätigkeiten des  Vicecomes  Gaufridus  von  Castro  Dunensi  (Cha- 
teaudun)  sieh  beklagt  bei  dessen  Herrn  dem  Grafen  Odo  von  Char- 
tres  —  «necessario  conveniendus  primitut  est  Odo  Comes.  Quod 
si  dissimnlaveril,  rettabit  Regis  et  Bichardi  (von  der  Normandie) 
patrocinia.»1)  Ganz  dasselbe  galt  für  den  dritten  Fall  der  Compe- 
tenz  der  Curia,  die  Appellation.  Der  nomine  des  Freiherrn  konnte 
wegen  deni  de  justice  von  der  Cour  du  Baron  sich  lossagen  und 
in  der  Cour  de  ßaronnie  sein  Recht  suchen.  Obwohl  wir  keine 
einzelnen  Beispiele  aus  dieser  Epoche  kennen ,  leidet  es  doch 
wohl  keinen  Zweifel,  dass  sie  vorgekommen  sind,  besonders  wo 
der  Fürst  thatkräftig  genug  war,  um  dem  Urlheil  seiner  Curia 
Nachdruck  zu  verschaffen. 

Diess  sind  nun  die  Grundzüge  derjenigen  Gestallung  des  öffent- 
lichen Rechts,  die  sich  um  den  Fürsten  zusaromenschloss  als  höch- 
ster Rath  und  höchstes  Gericht.  So  scheinbar  einfach  das  ganze 
Verhällniss  nun  auch  in  seinen  Grundformen  gewesen ,  so  wird 
man  doch  nicht  glauben,  dass  die  Regellosigkeit  dieser  Zeit  dieses 
Gebiet  verschont  habe.  Hier  gerade  scheint  in  der  Praxis  die 
grösste  Verwirrung  geherrscht  zu  haben. 

Diese  knüpft  sich  zuerst  an  die  Namen.  Curia  oder  Cour 
hiess  nicht  Mos  der  Gerichtshof  des  Fürsten,  sondern  auch  der 
des  Baron,  ohne  dass  die  Quellen  genauere  Bezeichnung  hinzuzu- 
setzen pflegen.  Dann  hiess  der  Hof  des  Fürsten  überhaupt  gleich- 
falls die  Curia.2)  Auch  gilt  Curia  als  Bezeichnung  des  Herrentages 
überhaupt,1)  ohne  Unterschied  zwischen  dem,  was  wir  Placilum 


unter  andern  einen  Geistlichen  ermordet  — ■  de  bis  omnibiu  appellatus  in 
curia  Regia,  et  roram  plena  Ecclesia  aa?pe  vocalus,  —  ad  jusüliam  venire 
(non)  dignatus  a  nobis  (andern  eicommunicalus  est.»   Scr.  R.  X.  p.  433. 
>)  Scr.  R.  X.  45«. 

3)  So  in  Vita  Burchardi  Venerabiiis  c.  1.  (Scr.  R.  X.  p.  350)  —  «Burchar- 
das  nobilis  Stirpe  progenitus  —  pueriti»  tetnpora  dum  Irans  igeret,  Curias 
negati  more  Franeorum  procevam,  a  parentibus  traditus  est.»  Hof  und 
fürstlicher  Rath  zugleich  bedeutet  Curia  in  Scr.  B.  XI.  p.  430  (ex  diversis 
Chronic.)  (a.  1059.)  lnatus  Rex  Guillermus  contra  Confrancum,  alieuavit 
eum  a  sua  curia,  cujus  consiliarius  cxsliterat.» 

>)  Darauf  bezieht  sich  unter  andern)  wohl  der  Ausdruck  in  einem  Documenl 
Scr.  R.  Fr.  X.  424.  (Ex.  dfv.  Chron.  von  1042,  wo  es  in  den  Subscrip- 
tiones  nach  dem  Signum  des  Grafen  Theobald  und  des  Grafen  Stephan 
hcisal:  «S.  Laicorum  qui  de  curia  Cotnitwn  fuentnt.»  Darauf  folgt  der 
Graf  Gotfrid  und  eine  Reihe  freiherrticher  und  ritterlicher  Namen.  Die 
Urkunde  bezieht  sich  auf  eine  Schenkung. 


Digitized  by  Google 


124 


Franz.  Staats-  und  Rechtsgesch. 


und  Assisia  im  engeren  Sinn  gemacht  haben.  —  Mehr  Verwirrung 
entstand  aus  der  Sache  selber  und  es  ist  dieser  Punkt  vor  allem  be- 
sonders für  die  Geschichte  der  Parlamente  festzuhalten.  Derselbe 
Fürst  war  nicht  blos  der  Fürst  seiner  souverainen  Barone,  Prima- 
tes, Proceres  etc.,  sondern  er  halte  so  gut  wie  diese  seine  hommes, 
die  in  ihm  ihren  Freiherrn  oder  Grundherrn  und  ihren  Fürsten 
zugleich  sahen.  Über  diese  letzteren  hielt  er  nun  eine  Cour,  die 
nicht  mit  Barones  besetzt  zu  sein  brauchte,  sondern  nur  mit  den 
Pares  der  hommes,  Waffenpflichtigen  Vasallen  des  Fürsten.  Da 
nun  aber  nirgends  die  Grenzen  zwischen  Vasallen  und  Baronen  in 
der  Wirklichkeit  recht  fest  standen  und  wie  wir  sogleich  sehen 
werden,  im  Gegentheil  fast  allenthalben  Bewegungen  stattfanden, 
die  den  Freiherrn  zum  Vasallen,  den  Vasallen  zum  Freiherrn 
machten,  so  ergab  es  sich,  dass  auch  die  Grenzen  zwischen  den 
beiden  Cours,  die  in  der  Person  des  Fürsten  zusammen  trafen, 
nirgends  recht  scharf  verschieden  waren.  Dennoch  konnte  es  auf 
keine  Weise  gleichgültig  sein  ftir  den  wirklichen  Freiherrn,  welche 
von  den  beiden  Cours  im  vorkommenden  Falle  ihn  richtete.  Diess 
gab  nun  eine  fast  unauflösliche  Verwirrung  in  der  wirklichen  Praxis; 
und  wir  glauben  nicht  fehlzuschliossen,  wenn  wir  annehmen,  dass 
grade  diese  Verschmelzung  der  Grenzen  zwischen  beiden  Stufen, 
der  Cour  du  Baron  des  Fürsten  und  seine  Cour  de  Baronnie  es 
gewesen  ist,  die  den  Zusatz  in  den  Treuschwur  des  Fidelis  gegen 
den  Fürsten  hineingebracht  hat ,  dass  der  letztere  dem  ersteren  so 
lange  treu,  hold  und  gewärtig  sein  wolle,  als  derselbe  ihn  in  einem 
Gericht  seiner  Peer»  Recht  finden  lasse.  Die  ursprüngliche  Fidelilas 
kennt  diese  Forderung  noch  nicht;')  sie  erscheint  erst  im  12.  und 
13.  Jahrhundert  und  wird  hier  gewohnlich  in  der  Formel  ausge- 
sprochen, die  wir  in  dem  Lehnseid  des  Grafen  von  Flandern  fin- 
den. «Je  ne  manquerai  jamais  ä  porter  ce  secours  au  Roi  de 
France,  tandis  que  mondit  seigoeur  voudra  me  rendre  justice,  et 
me  faire  juger  par  ceux  qui  doiient  me  juger  dam  la  cour  du  Roi 
de  France,2)  d.  h.  in  der  Cour  de  Baronnie  des  Königs  als  Fürsten. 
Indessen  erklärt  es  sich  von  selber,  dass  jene  Vermischung  der 
Grenzen  hauptsächlich  nur  bei  den  grossen  Fürsten  und  unter  die- 


')  Der  Ausdruck  «Fidelis  curia?»  hcisst  nur  dem  Fürsten  als  sein  Fidelis  an- 
gehören. So  Dipl.  II.  Henrici  1.  Reg.  Fr.  von  1032.  (Scr.  R.  XI.  p.  566.) 
«inando  notificans  canitis  nostra*  curia*  fidelibus.» 

3)  Aus  Baluse  Miscell.  T.  VII.  p.  251,  vom  Jahr  1225.  Bei  Beugnot:  Olim. 
Pröf.  —  Ganz  gleich  lautet  der  Lehnseid  für  den  Grafen  von  Champagne 
von  1220  bei  Chantereau-I.efevre  (Preuves  p.  115.),  der  der  Grafen  von 
Bethel,  (ib.  p.  128)  von  1221  und  der  Grafen  von  Blois.  (ib.) 
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sen  vor  allem  bei  dem  Könige  und  seinem  Hofe  vorkam ;  wir  wer- 
den später  diesen  Punkt  wieder  aufzunehmen  haben.  —  Auf  die- 
sem ganzen  Gebiet  ist,  trotz  der  Einfachheit  der  Grundlagen,  wäh- 
rend dieser  Epoche  nirgends  wirkliche  Ordnung  gewesen  und  dieses 
wird  sich  bestätigen,  wenn  man  die  jetzt  folgenden  beiden  Abschnitte 
und  ihren  Inhalt  mit  dem  so  eben  Dargestellten  als  ein  »ich  auf 
allen  Punkten  durchdringendes  und  bedingendes  Ganze  betrachtet. 

Fasst  man  nun  mit  dieser  Darstellung  des  Lehnsfurstenthums 
das  der  Freiherrschaft  zusammen,  so  sind  damit  die  rechtlichen 
Elemente  der  Verfassung  des  Lehnswesens  ihrem  wesentlichsten 
Umfange  nach  gegeben.  Von  der  untersten  Stufe,  dem  kleinen 
Prevotalgericht  in  der  unfreien  Landgemeinde,  gehl  der  Organismus 
bis  zum  höchsten  Pairsgericht  des  Fürsten  hinauf,  auf  allen  Punkten 
bedingt  und  gestattet  durch  das  Princip  des  Lehnswesens  selber, 
die  Identität  des  Besitzes  und  der  staatlichen  Freiheit.  Es  lässt 
sich  nicht  läugnen,  dass  dieses  ein  grossartiges  Bild  ist;  und  eine 
dunkle  Vorstellung  von  demselben  hat  selbst  Männer  wie  Boulain- 
villers  und  zum  Theil  sogar  Montesquieu  verleitet ,  dieses  Lehns- 
wesen als  die  höchste  Form  der  Freiheit  und  die  impossantesle  Er- 
scheinung des  germanischen  Lebens  hinzustellen. 

Allein  grade  das,  was  die  Grundlage  dieser  Rechlsorganismus 
ist,  die  Souverainetät  der  Herren ,  hat  ihn  selber  nie  zur  inneren 
vollen  Entwicklung,  viel  weniger  zur  Buhe  gelangen  lassen. 

Die  entschiedene  Schwäche  des  Bandes  zwischen  Fürsten  und 
Herren  auf  der  einen  und  seine  Unbestimmtheit  auf  der  andern 
Seite,  erzeugten  jene  unabsehbare  Masse  von  Einzelkämpfen,  in 
welchen  die  Herren  sich  von  den  Fürsten  lossagten,  Vasallen  sich 
zu  Herren  machten,  Brüder  gegen  Brüder,  Geschlecht  gegen  Ge- 
schlecht auftrat.  Davon  wird  der  nächste  Abschnitt  reden.  Aus 
der  absoluten  Ordnungs-  und  Friedlosigkeit,  die  hievon  die  Folge 
war,  erhob  sich  als  erster  Versuch,  einen  festen  Organismus  zu 
gestalten,  die  Idee  der  eigentlichen  Lehnspflicht  und  das  Homagium. 
Was  diese  war  und  bewirkte,  soll  der  zweite  Abschnitt  darzustellen 
versuchen.  —  Aus  beiden  wird  sich  dann  die  Folge  für  die  Gerichts- 
verfassung dieser  Zeit  ergeben. 
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Das  eigentliche  LehnsrechL 

a)  Der  Übergang. 

Ehe  wir  unseren  Gegenstand  aufnehmen,  müssen  wir  vor  allen 
Dingen  den  Satz  aufs  neue  zurückrufen ,  dass  es  ganz  unmöglich 
ist,  in  dieser  Zeit  von  scharf  begrenzten  Zeitabschnitten  oder  Ver- 
hallnissen zu  reden,  sondern  dass  vielmehr  die  ganze  Entwicklung 
chaotisch  durcheinander  liegt  und  das  Geschehende,  weil  in  jedem 
Punkte  alle  übrigen  sich  berühren,  nur  aus  den  Grundkräften  her- 
aus zur  klaren  Anschauung  gebracht  werden  kann,  die  das  Einzelne 
beherrschen.  Das  zunächst  Folgende  steht  daher  nur  in  der  Dar- 
stellung da  als  ein  selbstständiger  Theil,  nicht  in  der  Wirklichkeit ; 
es  ist  eine  Seite,  nicht  ein  Glied  in  dem  Korper  dieser  Epoche. 

Allerdings  ist  die  Stammesnationalität  die  nächste  Basis  fiir  das 
Fürstenthum  gewesen  und  hat  dem  staatlichen  Leben  seine  erste 
Gestalt  gegeben.  Allein  es  ist  leicht  zu  erkennen,  dass  diese  ge- 
meinsame Volkstümlichkeit  weit  entfernt  sein  musste,  eine  wirk- 
liche und  geschlossene  Einheil  zu  erzeugen.  Denn  zuerst  war  sie 
selber  fast  auf  allen  Punkten  so  sehr  untergraben  und  durchbrochen 
von  fremden  Elementen,  Ansiedlern  aus  anderen  Gegenden,  Ver- 
leihungen der  Fürsten  an  Fremde  und  Ahnlichen ,  dass  nur  die 
grössere  Masse  der  Einwohner  der  Fürstentümer  und  Herrschaften, 
nicht  aber  die  Totalität  derselben,  demselben  Stamme  angehörte. 
Dann  aber,  selbst  wo  das  letztere  der  Fall  war,  fehlte  dieser  Ge- 
meinsamkeit eine  entschiedene  Form ,  durch  die  sie  sich  darstellen 
und  erhallen  konnte;  kaum,  dass  die  Curia  des  Fürsten  Anlass  gab, 
sich  an  sie  anzuschliessen.  Die  Herren  und  Ritter  wohnten  auf 
ihren  Burgen,  vereinzelt,  zerstreut  durch  das  Land  ;  ihre  Dorfschaften 
und  Städte  standen  in  Recht  und  Bedeutung  zu  tief  unter  ihnen, 
um  sie  als  ihres  Gleichen  anzusehen;  die  Wege  waren  unsicher  und 
selbst  die  sichersten  unbrauchbar;  kaum  dass  die  Vasallen  den  Herrn 
wohl  dann  und  wann  heimsuchten.  So  entstand  jene  Vereinsamung 
und  Vereinzelung  der  Herren-  und  Rittersitze,  die,  im  Gegensatz  zu 
dem  Bedürfniss  nach  Kampf,  Gefahr  und  Leben,  die  Fehden  im  kleinen 
Kreis  der  Baronien,  die  Kreuzzüge  im  ganzen  Abendlande  erzeug- 
ten. In  dieser  Abgeschlossenheit  konnte  die  Idee  und  die  Macht 
der  gemeinsamen  Stammeseinheit  nur  wenig  gedeihen ;  wo  sie  vor- 
handen war,  ging  sie  vielmehr  unter  an  dem  Mangel  des  einheit- 
lichen Lebens  und  Hess  Platz  für  das  zweite  Grundprincip  dieser 
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Epoche,  die  Idee  der  freien,  ungebundenen  Selbstherrlichkeit  des  rit- 
terlichen Herren  auf  seiner  Burg,  in  der  Mitte  seiner  Vasallen. 

Dass  nun  diese  Idee  nicht  erst  entstanden  ist  mit  dem  Unter- 
gange  des  Kttnigthums,  ist  klar  genug.  Allein  durch  denselben 
zuerst  kam  sie  den  Herren  gleichsam  zum  Bewusstsein.  Bis  dahin 
hatten  sie  in  dem  Fürsten  den  Vertreter  des  Königthuras  gesehen 
und  ihre  Unterordnung  nicht  ihm,  sondern  den  Königen  selber  dar- 
geboten. Als  aber  diese  verschwanden  und  jetzt  die  Fürsten  an 
ihre  Stelle  traten,  war  der  erste  Gedanke  der,  dass  die  letzteren  kein 
wirkliches  Recht  hätten,  über  die  Freiherren  zu  herrschen.  Es  trat 
daher  damals  eine  Bewegung  ein,  die  wir  in  ähnlicher  Gestalt  im 
13.  Jahrhundert  in  Deutschland  finden.  Die  kleinen  Herren  ver- 
suchten sich  ihrer  Fürsten  gänzlich  zu  entledigen,  und  an  die  Stelle 
der  alten  Fürstentümer  Ritterrepubliken  einzurichten,  in  der  Weise, 
wie  es  der  deutschen  Reichsritterschaft  gelang.  Von  dieser  Bewe- 
gung sind  nur  zerstreute  Nachrichten  auf  uns  gekommen ;  sie  ist 
der  Grund  der  meisten  kleinen  Fehden,  die  diese  Zeit  ausfüllen  und 
hat  ihre  eigene  Geschichte.  Man  kann  in  dieser  Beziehung  den 
Westen  Frankreichs  vom  Osten  deutlich  unterscheiden.  Dort,  wo 
das  germanische  Element  nicht  so  vorherrschend  war,  blieb  dieselbe 
zuerst  nur  ein  Versuch,  und  der  Fortgang  beruhte  nicht  so  sehr  auf 
den  Verhältnissen,  als  auf  der  Schwäche  der  Fürsten.  Darauf  deuten 
neben  den  einzelnen  Fehden,  die  zu  erzählen  nicht  unsere  Aufgabe 
ist,  einige  Stellen,  die  man  gewöhnlich  übersehen  hat ;  die  erste  be- 
zieht sich  auf  das  eigentliche  Frankreich,  die  andereu  auf  den  Süden. 
Glaber  Rudolph,  erzählt  U.  1. :  «Hugo  non  mullo  post  (nachdem 
er  König  geworden)  plerosque  suorura,  quos  eliam  prüf*  in  universis 
habuerat  subditos  (nämlich  so  lange  das  karolingische  Königthum 
nicht  augegriffen,  er  im  Namen  desselben  Herrscher  und  Herzog 
gewesen  war)  persensit  cootumaces;  tarnen  cunetos  sibi  rebellantes 
paullatim  compescuit.o  Ganz  auf  ähnliche  Weise  sagt  Adern.  Cabann. 
(Scr.  R.  Fr.  X.  p.  750):  «Saue  multoties,  qui  comiti  eidem  (dem 
Herzog  Wilhelm  von  Aquitanien  der  zugleich  Graf  von  Poitou  war) 
rebeUare  conabantur  Aquitanici  Primores  omues  vel  edomiti  vel  pro- 
strati  sunt.»  —  Hier  erhielt  sich  daher  das  Fürstentum  in  seiner 
alten  Stellung,  wenn  gleich  die  Macht  und  das  Princip  desselben 
ein  durchaus  anderes  geworden  war.  Im  Osten  dagegen  trat  die 
fürstliche  Herrschaft  ganz  in  den  Hintergrund.  Von  Burgund  sagt 
schon  Ditni.  Merseburg,  in  einer  bekannten  Stelle  (Lib.  V.  Scr.  R. 
Fr.  X.  p.  133)  vom  Jahre  1016:  «Der  König  hat  nomen  tantum 
et  Corona ra»,  die  Herren  wählen  sich  einen  Vorstand  und  diesem 
manibiu  complicatis  cuneti*  Primatibus,  velut  Regi  suo  serviunt,  et  sie 
pace  fruunüw.    Ob  hoc  solum  talis  Rector  inter  eos  dominalur  — 
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ne  lex  nova  allcrius  Regni  ibi  adveniat,  quae  inolitam  consuelndinem 
runipat.  Willelmus  Comes  miles  est  Kegis  in  nonime,  et  dominus 
terra  re\  et  in  his  partibus  nullus  vocatur  comes,  nisi  qui  dueis  ho- 
norem possidel.»  Aus  dieser  Stelle  erklärt  sich  einfach  die  folgende, 
die  übrigens  besonders  noch  wichtig  ist  in  Beziehung  auf  die  Dau- 
phitie,  in  welcher  ganz  gleiche  Verhältnisse  obgewaltet  haben: 
Auct.  Sithiense  (Str.  R.  Fr.  X.  p.  299):  «Conrad«  tempore  Rex  Bur- 
gundia?  Rodulfus  videns  suos  Burgundiones  a  solitis  contra  Dominos 
suos  insolenliis  non  desistere,  Regnum  Burgundiae  —  Imperatori  tra- 
didit.  —  Kl  hic  nola,  quod  circa  Burgundiam  Principes  sunt,  qui 
Dalphini  vocanlur.  ut  Dalphiuus  Viennae,  Comes  Dalphinus  Alverniae 
(Anvergne)  sie  dicti,  quia  eorum  praedecessores  fuerunt  Reges.  Dal- 
phinus enim  est  Rex  deposilus  et.  Dalphini  sunt  Reges  depositi.» 
Die  Freiherren  und  Grafen  herrschen  daher  in  so  vollkommener 
Selbstständigkeit,  dass  man  sie  Königen  verglich;  wenig  mochte  die 
Übertragung  des  Künigthums  an  den  Kaiser  bedeuten.  Ganz  ähn- 
liche Verhältnisse  walteten  im  Nordosten  ob;  eine  Stelle  des  Chron. 
Centulense  (Scr.  R.  X.  195)  deutet  darauf  bin  und  gibt  zugleich  ein 
Beispiel,  wie  sich  in  diesem  Zustande  zuweilen  fürstliche  Herrschaf- 
ten und  Grafschaften  entwickelten.  «Nostra  haec  provincia  non  Co- 
mite  utebalur,  sed  regiis  militibus  hinc  inde  praepositis  conserva- 
batur  —  verum  quoniam  hi  —  non  omnes  castrorum  munieipes 
vel  domini  existebant,  ab  hoc  reliquis  Paribus  suis  Hugo  Abbatensis 
fortior  factus  est,  quia  et  caslelli  fretus  munitione  absque  timore 
qtiaelibel  efficiebat  et  reliqui  si  quid  conabanlur  non  habentis  relu- 
gium  facile  sui  cumbebant.o  So  ward  jener  Uugo  wirklicher  Herr 
des  Landes;  indessen  nahm  erst  sein  Nachfolger,  der  den  Grafen 
von  Boulogne  erschlug,  den  Titel  eines  Comes  an. 

Diese  Beispiele  werden  genügen,  den  Satz  zu  beweisen ,  dass 
jene  Ordnung  des  Gerichts,  wie  wir  sie  eben  beschrieben  haben, 
durchaus  nicht  allgemein  und  eben  so  wenig  gleich  von  Anfang  an 
eine  fertige  gewesen  ist,  sondern  dass  man  das  Maass,  in  welchem 
sie  wirklich  da  war,  nur  aus  der  Loralgeschichte  erfahren  kann. 
Eben  so  unbestimmt  aber,  wie  die  Grenzen  für  die  Anwendung 
jener  Principien  nach  Aussen  bin  sind,  waren  sie  nun  auch  in  Be- 
ziehung auf  die  inneren  Verhältnisse  der  Länder,  in  welchen  es 
anerkannte  Fürsten  und  Curia?  gab.  Dass  sich  die  mächtigen  Herren 
der  Jurisdiction  derselben  entzogen,  wenn  sie  mochten  und  konnten, 
ist  schon  erwähnt ;  viel  tiefer  greifend  ist  aber  eine  zweite  Bewegung, 
die  besonders  in  den  Ländern  der  Fürsten  stattgefunden  zu  haben 
scheint.  Die  grösseren  hommes  derselben  nämlich,  in  den  Versamm- 
lungen der  Cour  du  Baronie  häufig  zusammentreffend  mit  den  wirk- 
lichen Freiherren  und  dem  Fürsten,  oft  wichtiger  wie  diese,  be- 
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gannen  allmählig  sich  den  Barons  gleichzustellen.  Auf  diesem  Punkte 
setzt  sich  nun  eine  Erscheinung  fort,  deren  wir  schon  unter  der 
Darstellung  der  Normannenkriege  Erwähnung  gethan  haben.  Die 
erste  Bedingung  aller  Selbstständigkeit  in  dieser  Epoche  des  Fehde- 
rechts  war  eine  feste  Burg;  wer  reich  genug  war,  sie  zu  bauen  und 
zu  besetzen,  dachte  darauf,  sie  aufzuführen;  stand  sie  da,  so  erklärte 
sich  der  nomine  für  einen  baron,  für  einen  vollkommen  freien  Herrn 
und  kündigte  dem  Fürsten  den  alten  Gehorsam  auf.   Solcher  Bei- 
spiele gibt  es  aus  dem  11.  Jahrhundert  so  viele,  dass  wir  nur  ein 
paar  derselben,  die  speciell  die  Geschichte  der  Könige  betreffen 
und  dadurch  berühmt  geworden  sind,  anführen  wollen.1)   Das  ge- 
schah nicht  bloss  auf  dem  Grund  und  Boden  der  Fürsten,  den  sie 
ihren  Vasallen  verliehen  hatten,  sondern  auch  in  den  verödeten 
Landstrecken,  die  in  Wirklichkeit  gar  keinen  Herren  hatten.2)  Ward 
dadurch  auf  der  einen  Seite  jene  Grundform  des  Landbesitzes,  die 
Ritterburg  mit  ihren  Hintersassen  (Chastellenie)  immer  allgemeiner, 
so  ward  auf  der  andern  die  feste  Ordnung  des  Gerichts  und  der 
Verwaltung  immer  schwankender.    Dazu  kam,  dass  auf  anderen 
Punkten  Frankreichs  wiederum  die  Herren  sich  unter  einander  zwan- 
gen, ihre  Freiheit  aufzugeben  und  aus  Barons  sich  zu  hommes  des 
Siegers  oder  des  Mächtigeren  zu  machen.   Ein  solches  Beispiel  ist 
so  eben  angeführt;  ein  anderes,  das  im  Kleinen  zeugt,  was  hier 


<)  Chroniq.  d.  St.  Denis.  Dou  Roi  Robert  VI.    (Scr  B.  Fr.  X.  p.  311).  Cit. 
Rois  Robert  ferma  le  chastel  de  Monifort  et  d'Epernon.  (was  ein  Irrthum 
4er  Uberhaupt  tiüchtig  geschriebenen  Chr.  d.  Sl.  Denis,  indem  Namen  ist; 
es  war  im  Gegenlheil  der  Herr  von  Montfort.  Amauri.  der  die  Barg  er- 
baute, seit  dem  sind  die  Montfort»  aas  den  ersten  Geschlechter  Frankreichs 
gewesen,  cf.  U.  not.  c  u.  p.  301).  An  tens  le  Roi  Robert  ferma  le  chastel 
de  MoQt-lebri  uns  siens  forestiers.  qui  avait  non  (nom)  Thibaut  File-Estoupe ; 
eil  ot  ud  Als  qui  ot  non  Guis)  eil  Güls  espousa  la  Dame  de  la  Tert6  et  de 
Gomcz  etc.   (Dieses  ist  die  fast  ein  Jahrhundert  laug  so  berühmte  Burg  von 
Montlbery,  in  der  Nlhe  von  Paris,  gegen  das  Philipp  I.  so  lange  and  so 
vergeblich  während  seiner  ganzen  elenden  Regierung  kämpfte.)   An  tens 
le  Roi  Robert  ferma  le  chastel  de  Cortenay  Hatons,  le  fuiz  (fils)  (f«m  eka- 
stelier  (Chastelain,  Burgherr)  de  chastel  Renart.  Chevaliers  fu  par  son  seus 
et  par  son  avoir  etc.   Vgl.  dazu  a.  B.  auch  Will.  Gemet.  V.  e.  3  von  997. 
Chron.  Virdunente  in  Scr.  R.  Fr.  X.  536  u.  Scr.  R.  XI.  535.  (Graf  v.  Busig- 
nan  gegen  Wilhelm  von  Aquitanien.)  Ad.  Cabann.  in  Scr.  R.  Fr.  X.  146. 
Der  Vicomle  von  Limoges  empört  sich  gegen  den  Uerzog  Wilhelm  von 
Aquitanien. 

3)  interessant  Ist  die  Geschichte  der  Entstehung  der  Grafschaft  BloU  (Biesen- 
als  Comitatns)  Gesta.  Cons.  Andegavens.  in  Scr.  R.  Fr.  X.  353  and  die 
not.  d. 
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im  Grossen  vor  sich  ging,  gibt  die  Geschichte  des  Grafen  von 
Aurülaa. ») 

Auf  diese  Weise  ward  die  Ordnung  jener  Verfassung,  die  an 
sich  ziemlich  einfach  ist,  durchbrochen,  so  dass  man  in  der  Ver- 
wirrung, die  daraus  entstand,  kaum  die  ursprünglichen  Grundzüge 
erkennen  kann.  Dass  grade  hiedurch  wieder  die  Zahl  der  Fehden 
in  grossartigem  Maassslabe  zunahm ,  liegt  nahe.  Fast  schlimmer 
noch  war  eine  zweite  Folge,  welche  diese  Zeit  wesentlich  charak- 
terisirt.  Indem  nämlich  die  einzige  herrschaftliche  Gewalt  dieser 
Zeit  durch  jene  Auflösung  ihres  inneren  Systems  machtlos  geworden, 
entstand  eine  Gasse  von  Haubrittern,  die  sich,  weil  sie  an  keinen 
Grundbesitz  gebunden  waren,  nun  auch  gar  keiner  Art  von  öffent- 
licher Gewalt  unterwarfen.  Wir  finden  auch  hier  das  13.  Jahrhun- 
dert Deutschlands  in  dem  10.  und  11.  Frankreichs  wieder.  Es 
würde  uns  zu  weit  führen,  wollten  wir  uns  auf  Einzelnes  einlassen; 
nur  eine  Stelle  können  wir  uns  herzusetzen  nicht  versagen ,  weil 
sie  in  kurzen  Worten  die  Sache  mit  ihrem  Grunde  angibt,  und  die 
Anwendung  des  hier  von  der  Normandie  Gesagten  auf  andere  Län- 
der, besonders  auf  das  eigentliche  Frankreich,  leicht  ist.  Orderte. 
Vitalis  sagt  von  dem  Herzog  Robert:  aRodbertus  Dux  nullara  super 
malefactores  exercebat  disciplinam ;  et  grassalores  j)er  octo  annos 
suh  molli  Principe  super  imbecillum  populum  suura  agitabant  fu- 
riam  —  adulterina  passim  munieipia  condebantur,  et  ibidem  filii 
latronum  seu  catuli  luporum  ad  dilacerandas  bidentes  nutriebanlur.»3) 
So  war  alles  in  jener  Zeit  Kampf,  Fehde,  Verwirrung  und  Herr- 
schaft der  Gewalt;  und  die  Epoche  des  9.,  10.  und  11.  Jahrhun- 
derts hat,  trotz  der  tiefgreifendsten  Umgestaltung  ihrer  inneren 
Grundlagen,  doch  iu  ihrer  äusseren  Erscheinung  fortwährend  den- 
selben Charakter  sich  erhalten. 

Dieses  ist  nun  der  Gesichtspunkt,  von  welchem  aus  der  Inhalt 
des  folgenden  Abschnittes  seine  rechte  Erklärung  finden  muss.  So 
aligemein  nämlich  auch  der  oben  bezeichnete  Zustand  war,  so  war 
er  selber  doch  nur  eine  Consequenz  aus  einem  in  dem  ganzen  ger- 
manischen Leben  dieser  Zeit  liegenden  Grande.  Nun  aber  geht  die 


i)  Der  Graf  von  Aurillas,  nicht  reich  and  Besitzer  mehrerer  kleinen  aber  zer- 
streut liegenden  Grundslücke,  wird  mit  Waffengewalt  von  seinem  mächtigen 
Nachbarn  getrieben,  sich  zu  ihrem  homo  zu  erklären  («se  commemiare»). 
Dem  entgeht  er  nur  dadurch,  dass  er  die  entfernt  liegenden  Grundstücke 
ganz  aufgibt  und  sich  auf  die  Verteidigung  seines  Haupthofes  beschränkt. 
So  erhalt  er  sich  seine  Freiheit.  VgL  Raynouard  Bist  du  dr.  mantcipal 
en  FT.  T.  I.  cb.  IV. 

i)  8er.  IL  Fr.  XII.  630. 
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Entwicklung  der  Geschichte  unabänderlich  so  vor  sich,  dass  sich 
stets,  wo  ein  Übel  Herrschaft  gewinnt,  eine  heilende  Bewegung 
dieser  Gewalt  entgegenstellt.  War  nun  die  Recht-  und  Ruhelosig- 
keit dieser  Epoche  nur  die  Erscheinung  eines  tiefer  liegenden  Grun- 
des, so  musste  jene  neue,  umgestaltende  Bewegung  nicht  mit  dieser 
Erscheinung  kämpfen,  wie  das  die  Verordnungen  Ludwigs  IX.  zum 
Tbeil  noch  versuchten,  sondern  sie  musste  den  Grund  dieser  Auf- 
gabe selber  erfassen.  Dazu  geschah  der  erste  Versuch  der  Ge- 
schichte in  dem  was  wir  das  eigentliche  Lehnrecht  nennen  wollen. 
Es  ist  dasselbe  daher  nicht  bloss  eine  neue  Bildung  des  Rechts, 
sondern  es  enthält  die  Verwirklichung  eines  durch  die  unorganische 
Gestalt  des  Lebens  nothwendig  gewordenen  Gedankens,  der  zuerst 
den  seit  Karl  dem  Grossen  der  germanischen  Welt  verloren  gegan- 
genen Organismus  wieder  zu  erzeugen  versuchte. 

B.    Das  eigentliche  Lehnswesen. 

Der  Inhalt  der  ganzen  bisherigen  Darstellung  ist  wesentlich  ein 
doppelter.  Es  ist  uns  zuerst  die  Ordnung  der  Dinge  nach  dem  Un- 
tergange desKönigthtiras  entgegengetreten,  und  wir  haben  die  Grund- 
lagen derselben  historisch  dargelegt.  Dann  aber  ist  gezeigt,  wie 
trotz  dem  sich  diese  Grundlagen  in  absolute  Unordnung  auflösten. 
Beides  fasst  sich  zusammen  in  dem  Satz,  dass  die  Gewalt,  welche 
den  Einzelnen  zur  letzteren  in  allen  ihren  Formen  trieb,  grösser 
gewesen  sein  rauss,  als  die,  welche  die  ersten  hinstellte  und  erhielt. 
Legen  wir  uns  beides  auseinander,  so  wird  an  ihnen  die  Bedeutung 
des  eigentlichen  Lehnswesens  klar  werden. 

Die  Gewalt,  auf  welcher  der  Organismus  der  Herrschaft,  wie 
derselbe  eben  entwickelt  worden  ist,  beruhte,  war  eine  zweifache 
in  den  beiden  Formen,  in  welcher  es  eine  Herrschaft  gab,  der  Frei- 
berrschaft  nnd  dem  Fürstenthum.  In  der  Freiherrschaft  entstand 
die  organische  Ordnung  durch  das  Princip  einer  freien  Abhängigkeit 
des  Grundbesitze*  von  dem  Hauptgrundstück,  das  die  ganze  Freiherr- 
schaft als  ein  ihrem  Gebiet  nach  geschlossenes  Ganzes  anerkannte. 
Die  Verpflichtung  der  Person  des  homme,  vorher  allerdings  bei  den 
waffenfähigen  AUodsbauern  nur  eine  persönliche  durch  den  Senio- 
ratseid,  war  durch  die  Verschmelzung  mit  den  eigentlichen  Vasallen 
zu  einem  an  seinem  Grundbesitze  haftenden  geworden.  Jede  Los- 
sagung von  dem  Herrn  nnd  jede  Widersetzlichkeit  trennte  daher 
nicht  bloss  den  VasaUen  vom  Herrn,  sondern  sie  trennte  ihn  gleich- 
sam auch  von  »einem  Grundstück,  dem  er  seine  Qualität  nicht  nehmen 
konnte.  Es  führte  daher  der  homme  keine  Fehde  mit  seinem  Herrn, 
sondern  er  verbrach  gradezu  seinen  Besitz.    Es  war  mithin  ferner 

9* 
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am  Schluss  solcher  Fehde  kein  Vertrag,  der  sie  endete»  sondern 
Rechtlosigkeit  des  homme. 

Ganz  anders  stand  das  Verhältniss  des  Baron  zu  seinem  Fürsten. 
Das  Recht,  welches  dieser  über  jenen  in  Anspruch  nehmen  konnte, 
beruhte  auf  dem  rein  persönlichen  Verhältnis»  beider.  Die  Fidelitas 
ertheilt  nur  die  Anerkennung  der  Würde  des  Fürsten  und  war  be- 
dingt durch  die  Gegenseitigkeit  aller  Verpflichtungen.  Ober  diese 
Gegenseitigkeit  war  jeder  von  beiden  freier  Richter.  Daher  war 
der  Herr  dem  Fürsten  nur  so  verbunden,  dass  er  dieses  Band  selber 
lösen  konnte,  wenn  er  wollte.  That  er  es,  so  trat  er  als  Gegner, 
nicht  als  Verbrecher  auf. 

Sollte  demnach  eine  feste  Organisation  eingeführt  werden,  so 
musste  dieses  zunächst  grade  dadurch  geschehen,  dass  die  Herren 
einem  fürstlichen  Herrn  gegenüber  in  ein  von  ihrer  persönlichen  Will- 
kühr eben  so  unabhängiges  Verhältniss  gebracht  wurden,  wie  das  ihrer 
homme*  ihnen  gegenüber  war  —  das  heisst,  es  müsste  eine  Bewegung 
stattfinden,  welche  durch  Abhängigkeit  des  Besitzes  die  Freiherren  selber 
zwang,  die  Ordnung  und  Macht  der  Fürsten  anzuerkennen. 

Wiederum  treffen  wir  hier  auf  jenes  allgewaltige  Moment,  das 
immer  als  Mittel  erscheint  und  immer  der  Herrscher  ist,  den  Besitz. 
Wir  sollen  hier  freilich  nicht  seine  Geschichte  schreiben;  aber 
welche  Geschichte  wird  je  ohne  ihn  ihre  eigenen  Entwicklungen 
erfassen  können? 

Diese  Bewegung  ist  es  nun,  die  wir  in  ihre  Momente  aufzu- 
lösen haben. 

/.   Fidelitas  und  Bomagium  (Foy  et  Hommage). 

Von  allen  Theilen  der  französischen  Kechtsgeschichte  ist  keiner 
so  bestritten,  wie  derjenige,  der  sich  auf  die  genannten  beiden  Be- 
griffe bezieht.  Man  wird  es  aus  der  ganzen  Anlage  unserer  Arbeit 
erklären,  wesshalb  wir  nicht  kritisch  verfahren  können,  sondern 
einfach  den  historischen  Gang  der  Dinge  darlegen,  die  Auseinander- 
setzung der  IrrthUmer  und  Unklarheiten  in  änderet!  Arbeilen  einer 
besonderen  Darstellung  vorbehaltend. 

Als  mit  der  Auflösung  des  Königthums  die  souverainen  Herren 
einander  gegenüber  traten,  erhielt  sich  allerdings  das  Bewusstsein 
von  dem  Dasein  des  Fürstenthums  und  einem  gewissen  undefinir- 
baren  Rechte  desselben.  Allein  eben  so  klar  war  es  allen,  dass  ihr 
Besitz  und  ihr  Recht,  durch  Erbgang  auf  sie  herabgekommen,  ihr 
unbeschränktes  und  gänzlich  freies  Eigenthum  sei.  Mit  der  grössten 
Deutlichkeit  spricht  sich  grade  über  diesen  Punkt  ein  Sendschreiben 
des  Grafen  Odo  an  den  König  Robert  aus  (v.  J.  1025),  ab  Antwort 
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auf  eine  Ladung  desselben,  vor  seinem  Gericht  sich  zu  stellen.1] 
Der  König,  irgendwie  verletzt,  hatte  ausgesprochen,  der  Graf  sei 
nicht  «dignus,  ullum  beneficium  tenere  de  Rege.»  Ihm  antwortete 
.  der  Graf,  dass  er  über  diese  Erklärung  höchlich  erstaunt  sei. 
aNam,»  fügt  er  hinzu,  «si  respiciatur  ad  conditionem  generis,  daret 
Dei  gralia  quod  hereditabilu  sim.  Si  ad  qualilatem  beneficii,  quod 
mihi  dedisti,  conslat  quia  non  e*t  de  tuo  fisco,  sed  de  his  qua)  mihi  per 
tuano  gratiam  ex  majori  btu  meis  her editario  jure  contingunt.»  —  «At,»  fahrt 
er  fort,  «si  me  et  honorem  meum  defendendo  aliqua  tibi  ingrata 
commisi,  feci  hoc  lacessitus  injuriis,  et  necessilale  coactus.  Quo- 
modo  enim  dimittere  possum,  ut  non  defendam  honorem  meum? 
Deum  et  animam  meam  testor,  quod  magis  eligerem  honoratus  mori, 
quam  vivere  dishonoratus.»  Das  war  in  der  That  der  Standpunkt, 
auf  welchem  alle  grossen  und  kleinen  Freiherren  denjenigen  gegen- 
überstanden, denen  sie  eine  fürstliche  Gewalt  irgend  einer  Art  über 
sich  einräumten.  Es  mag  sein,  dass  die  alte  Form  der  Übertragung 
gräflicher  Würde,  des  honor,  durch  den  Fürsten  auch  jetzt  noch  in 
der  Weise  geschah,  wie  Hicherus  erzählt,  dass  König  Karl  dem 
Gislebertus  dem  Sohn  des  Ragnerus  apaternum  honorem  coram 
principibus«  übertragen  habe  (I.  c.  34).  Allein  selbst  in  solchem 
Falle  weigerten  sich  die  Inhaber  der  honores  auf  das  entschiedenste, 
desshalb  eine  wirkliche  Abhängigkeit  von  der  Herrschaft  des  Fürsten 
anzuerkennen. 

Daher  denn  war  es  unmöglich,  als  Grund  der  Abhängigkeit  das 
Verhältniss  des  Erbbesitzes  der  freiherrlichen  Herren  einzuführen. 
Es  blieb  mithin  nur  Ein  anderer  Weg  übrig.  Und  dieser  ward  zu- 
nächst durch  das  Bedürfnis*  der  fürstlichen  Herren  bestimmt,  eine 
grosse  Menge  kriegerischen  Gefolges  zu  ihrer  Verfügung  zu  haben. 
Schon  die  erste  Königszeit  hatte  gelehrt,  dass  das  sicherste  Mittel, 
ein  solches  Gefolgsrecht  über  die  persönlich  Freien  zu  gewinnen, 
die  Verleihung  vm  Grundbesitz  sei.  Dieses  Mittel  ward  demnach 
nieder  aufgenommen;  wohl  nicht  durch  besondere  Reflexion,  son- 
dern weil  es  eben  als  ein  natürliches  in  unmittelbarer  Nähe  lag. 
Es  sind  mithin  die  jetzt  aufs  Neue  auftretenden,  durchaus  nichts 
Neues,  sondern  die  einfache  Fortsetzung  des  Verfahrens,  das  schon 
von  dem  Augenblick  an  begann,  wo  nach  der  ersten  Besitzergreifung 
innerhalb  der  Comilatus  grosse  Landstrecken  dem  Könige  als  Eigen- 
thum  zugefallen  waren. 

*l  Diener  höchst  interessante  Brief  (&cr.  R.  Fr.  X.  p.  50i — 502)  gehört  zu  den 
merkwürdigsten  Docuroenten  jeuer  Zeil  and  mos»  dem  oben  mitgelhcüten 
des  Bischofs  Fulbert  au  die  Sehe  gesetzt  werden.  Wir  haben  ihn  übrigens 
schon  einmal  benatzt  und  werden  weiter  unten  nochmals  auf  ihn  zurück- 


■ 
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Wo  nun  eine  solche  Verleihung  stattfand,  da  trat  natürlich  ein 
zweifaches  ein ;  der  Verleihende  konnte  die  Bedingungen  vorschrei- 
ben und  der  Beliehene  wagte  bei  Verletzung  des  auf  die  Verleihung 
begründeten  Verhältnisses  den  Besitz  selber,  der  ihm  verliehen  war. 
Grade  das  nun  war  es,  dessen  diese  Zeit  bedurfte ;  und  hier  öffnete 
sich  daher  der  Weg,  den  die  Entwicklung  einschlug  und  einschlagen 
musste,  um  die  Ordnung  an  die  Stelle  der  Willkühr  zu  setzen.  Von 
dem  Augenblick  an,  wo  das  Bedürfnis«  einer  gewissen  Macht  über 
freiherrliche  Unterthanen  oder  Nachbarn  entstand,  begann  auf  allen 
Punkten  Frankreichs  das  alte  System  der  Verleihungen  sich  aufs 
neue  auszubreiten. 

Wie  nun  die  Sache  eine  altbekannte  war,  so  nahm  man  zu- 
nächst auch  das  Wort,  das  sie  bezeichnete,  aus  bekannten  Ver- 
hältnissen. Es  ist  gänzlich  falsch  schon  im  Anfange  dieser  Zeit 
von  einem  Feudum  zu  reden.  Das  verliehene  Gut  biess  jetzt  wie 
zu  Zeiten  der  Merovinger  nur  beneficium,  das  Verleihen  selbst  hiess 
beneficiare; ')  der  Ausdruck  übrigens  war  gar  nicht  so  absolut  not- 
wendig, um  die  Sache  anzugeben ;  man  gebrauchte,  ohne  sich  an 
ihn  streng  zu  binden,  auch  wohl  entsprechende  andere  Bezeich- 
nungen.3) Es  war  in  der  ersten  Zeit  der  Capetinger  noch  nicht 
zum  Bewusstsein  gekommen,  dass  im  Grunde  in  dem  Benefizien- 
wesen  dieser  Zeit  ein  anderer,  tiefer  gehender  Moment  enthalten  sei. 

Dieses  Benefiziarverhältniss  nun  war  aber  wesentlich  verschie- 
den von  dem,  was  wir  als  die  eigentliche  Fidelitas  bezeichnet  ha- 


f)  Ton  den  fast  unzählbaren  Beispielen  hierfür  führen  wir  nur  folgende  an. 
Der  Herzog  Wilhelm  von  Aquitanien  haUe  der  Hülfe  des  Grafen  von  An- 
gouleme  bei  der  Erstürmung  der  Borg  Burria  (Blaye)  genossen;  er  war 
stets  sein  treuer  Begleiter  and  Rath  gewesen;  dafür  «a  Duce  Ulnd  aeeepit 
in  beneficium,  cum  his  rebus  sei  licet  VicecoraiUtutn  Mellendeusem  et  Oena- 
censem  et  Rococardensem,  honoremque  Cabanncnsero  et  Confolentis,  Ro- 
tiacum  quoque  et  multa  alia.»  (Ser.  R.  X.  150.)  Adern.  Cabaun.  eum  1010.) 
Äron.  Cameracense  I.  c.  115.  Rex  Ralduino  ,  uf  sibi  esset  atirilio,  castel- 
Iura  hoc  Valentiauense  benefieiavit  (Sex.  R.  X.  107.)  Merkwürdig  ist  das 
folgende  Beispiel,  auf  welches  wir  noch  zurückkommen  werden,  in  der 
Hist.  Episc.  Aulissiodor.  «Dux  Henricus  Bnrgundias  —  large  mililibus  plus 
justo  exhibebat  donotivo  in  tantum  u(  Odo  Camoteneis  (Chart res)  et  Heri- 
berts Trecensis  (Troyes)  Cotnites  gratia  benejiciorum  ditioni  ejus  ponerent. 
(Scr.  R.  X.  170.).  Man  kann  auch  bei  Ducange  manches  hierher  gehö- 
riges Onden. 

>)  In  folgender  Stelle  kommt  nur  die  Sache,  nicht  das  Wort  vor:  Vita  Bur- 
chardi  venerab.  e,  f.  —  Üatur  dono  regali  eo  uxor  jam  dieti  ComiUs  — 
in  quo  copul®  tha  Como  dedit  Hugo  Rex  sibi  fideli  militi  Castrum  Mi- 
lidunum  (Medun)  atque  —  Corboilum  (Corbeil)  coniitatnmque  Parissiac» 

nobis;  taliterqtte  comes  regalis  effieitur.  (Scr.  R.  X.) 
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ben.  Es  begründete  Dicht  blos  Abhängigkeit  der  Grundherrlich- 
keit  über  das  verliehene  Gut,  sondern  auch  gewöhnlich  eine  be- 
stimmte Verpflichtung  zur  Heeresfolge  und  zur  Theilnahme  am 
Käthe  des  Oberherrn.  Daher  konnte  denn  nun  auch  der  alte  Eid 
der  blossen  Fides,  das  juramentum  Gdelilaüs,  nicht  mehr  ausrei- 
chen. Ja  es  war  im  Grunde  auch  nicht  möglich  diesen  Eid  ein- 
lach auszudehnen  auf  das  Benefiziarverhältniss.  Denn  die  Basis 
des  Verbandes  war  eine  direkt  entgegengesetzte  Abhängigkeit  und 
Verpflichtung  neben  Unabhängigkeit  und  Freiheit.  Aus  diesem  neuen 
Verhältniss  entwickelte  sich  daher  allmiihlig  auch  der  nene  Eid, 
das  Homagium,  Hommage,  der  Manneneid.  Die  gewöhnliche  Ansicht 
über  diesen  Eid  raeint,  dass  derselbe  durchaus  der  nachkarolingi- 
schen  Zeit,  der  eigentlichen  Lehnsepoche  angehöre.  Diess  ist 
dem  Inhalte  nach  richtig,  aber  der  Form  nach  falsch.  Trennt 
man  die  ältere  Zeit  als  die  germanische  von  der  nachkarolingiscben 
als  der  einzelnen  Völker,  so  hat  in  der  ersten  Zeit  der  Eroberung 
der  Schwur  der  Fideles  beide  Momente  zugleich,  die  Anerkennung 
und  persönliche  Treue  gegen  den  Fürsten  und  die  Verpflichtung 
zur  Waffeufolge  und  Heeresdienst  umfasst;  in  der  nachkarolingi- 
scben Epoche  trennte  sich  die  Fides  als  die  blose  Anerkennung 
des  Fürstenthums  von  jener  Verpflichtung  zu  bestimmten  Leistun- 
gen ;  diese  begann  nun  von  dem  Beneficium  allein  abhängig  zu  wer- 
den uud  wird  jetzt  als  Homagium  ein  selbstständiger  Eid.  Dass 
wirk  lieb  in  der  alten  Fides  der  neuere  Inhalt  des  Homagiums  ent- 
halten gewesen,  beweist  das  Aller  des  Wortes,  durch  welches  das 
durch  das  Beneficium  begründete  Verpflichtetsein  ausgedrückt  wird 
oligius  esse.»  Schon  Veuanlius  Fortunatus  beschreibt  den  ältesten 
Gefolgseid  gegen  die  Könige  so,  dass  man  die  Identität  von  fidelis 
esse  und  ligius  esse  in  jener  Zeit  nichl  bezweifeln  kann.1)  Das 
selbstständige  Homagium  gehört  aber  erst  der  Epoche,  von 
welcher  wir  reden. 

Demnach  ist  fiir  den  folgenden  Begriff  des  feuduro  vor  allem 
der  erste  Satz  festzuhaken ,  dass  die  Lehnsepocbe  mit  einem  zwei- 
fachen Verhältnis  und  demnach  mit  einem  zweifachen  Eid  beginnt. 
Die  Fides,  Foy,  wird  von  dem  freien  Üerrn  dem  Fanten  als  blosse 
Anerkennung  seiner  Würde  geleistet,  ohne  dass  Verpflichtungen 
oder  Abhängigkeit  des  Grundbesitzes  damit  verknüpft  wäre ;  das 
Homagium  ist  der  Benefiziakid.    Beide  haben  anfänglich,  ihrem 


')  Carminam  L.  VI.  8er.  R.  Fr.  11.  p.  5to.  -  Hier  heilst  die  bezeichnendste 
Stelle :  Utque  fidtlis  ei  eil ,  gens  arraaU  per  arme  Jnrat,  jure  suo  $e  quoque 
lege  ligat.  Aug.  Thierry  hat  diese  Stelle  in  einer  seiner  lebensvollsten 
Köciu  Meroving.  (Ree.  1.)  trefflich  benutzt. 
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Begriffe  nach ,  noch  gar  nichts  mit  einander  gemein.  Sie  scheiden 
sich  nicht  blos  in  Beziehung  auf  ihren  rechtlichen  und  sachlichen 
Inhalt,  sondern  auch  in  Beziehung  auf  die  Person,  welche  diese 
Eide  leisten  konnte.  Denn  aus  dem  Wesen  der  Freiherrschaft  er- 
gibt sich,  dass  in  Beziehung  auf  sie,  also  zwischen  Fürsten  und 
Freiherrn,  zunächst  gar  kein  homagium,  sondern  nur  Fides  statt- 
finden konnte.  Dagegen  konnte  das  Homagium,  weil  jeder  an 
jeden  Benefizien  verleihen  konnte,  zwischen  allen  Gassen  vorkom- 
men, sobald  der  Verpflichtete  ein  Benefiziura  annahm.  That  dieses 
nun  ein  Freiherr,  so  konnte  auch  er  allerdings  die  alte  Fides  und 
das  neue  Homagium  leisten,  aber  jeder  dieser  beiden  Eide  bezeich- 
nete ein  anderes  Verhältoiss,  indem  sich  die  Fides  nur  auf  das 
Fürstenthum,  das  Homagium  auf  das  Benefiziura  bezog.  Und  dieses 
ist  der  Hauptsatz  für  die  folgende  Entwicklung;  denn  nur  durch 
diese  Scheidung  kann  der  Begriff  des  Feudum  und  dasjenige,  was 
man  das  eigentliche  Lehnswesen  zu  nennen  hat,  richtig  verstanden 
werden.  — 

Wir  heben  diese  Scheidung  aber  ganz  besonders  hervor,  weil 
alle  französischen  Lehrer  des  Lehnswesens  allerdings  von  Fides  und 
Homagium  als  etwas  verschiedenem  reden,  aber  keiner  den  Salz 
recht  anerkannt  hat,  dass  es  eine  Fides  gab  ohne  Homagium,  und 
dass  die  Fides,  welche  nur  aus  dem  Homagium  hervorging,  einen 
wesentlich  anderen  Charakter  hatte  als  die  Fides ,  welche  mit  dem 
Verhällniss  des  Grundbesitzes  zunächst  nicht  zusammenhing.  Der 
Grund  dieser  Verwirrung  liegt  hauptsächlich  darin,  dass  jene  Au- 
toren in  den  Quellen  nicht  leicht  Uber  die  Zeit  hinausgehen,  in 
welchen  aus  der  Verschmelzung  dieser  Begriffe  der  Begriff  des 
Feudum  schon  entstanden  und  durch  ihr  Foy  und  Hommage  schon 
wirklich  gleichbedeutend  geworden  war.  Daher  kann  man  im  Allge- 
meinen sagen ,  dass  sie  nicht  in  ihren  Besultaten ,  wohl  aber  in 
der  geschichtlichen  Begründung  derselben  Verkehrtes  gaben. ')  Frei- 


')  Man  wird  schon  hieraus  erkennen,  wie  falsch  es  ist,  wenn  z.  B.  Ducange 
und  selbst  Cojacias  (Com.  od.  L.L.  F.)  Reneflcinm  ohne  Weiteres  als  syno- 
nym mit  Fendnm  hinstellen.  In  jeder  solchen  Verwechsions;  liegt  stets 
eine  Unkenntnis*  der  Verhältnisse  des  10.  und  H.  Jahrhunderts  und  ein 
Übertragen  der  Geschichte  des  12.  Jahrhunderts  und  ihrer  Resultate  auf 
eine  Zeit,  die  erst  die  Entstehung  des  Lehnswesens  vorbereitete.  Bei  wei- 
tem am  tiefsten  bat  Brüssel  die  Sache  aufgefasst.  Nur  mangelt  auch  ihm 
die  eigentliche  Entwicklung  der  Verhältnisse.  —  Bs  ergibt  sich  aus  dem 
Obigen  leicht,  dass  man  desshalb  in  der  Benutiung  der  Quellen  sehr  vor- 
sichtig sein  urass,  indem  die  späteren  Überarbeitungen  ohne  rechtes  ge- 
schichtliches Bewusstsein  Foy  und  Hommage  durcheinander  werfen.  AI» 
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lieh  sind  die  einzelnen  Punkte,  durch  welche  die  folgende  Entwick- 
lung hindurch  geht,  nicht  ganz  leicht  auseinander  zu  halten.  Wir 
wollen  nun  versuchen  den  Begriff  des  Fendum  uns  entstehen  zu 

j  ^(  Ä  5  n  \&  ^1  1^^}  ^5^^  Ii  ^5 0  ^5  II  ^1  ^5  S  5  ^5 1   ^3     H         U      1     n  • 

//.   Da«  f «»dum,  Ffaf. 

So  einfach  der  Begriff  von  Beneficium  und  Homagium  auch 
anfanglich  sein  mochte,  so  traten  dennoch  sogleich  eine  Reihe 
verschiedener  Falle  ein,  welche  denselben  verwirrten.  Diese  lagen 
nun  nicht  in  dem  Benefizium  selber,  sondern  in  den  Verhältnissen 
derjenigen,  welche  ein  solches  Benefizium  empfingen.  Diese  konnten 
nämlich  folgende  sein. 

Die  erste  und  allgemeinste  Klasse ,  welche  Benefizien  empfing, 
war  die  der  persönlich  freien  wehrhaften  Männer,  die  aber  selbst 
keinen  Grundbesitz  hatten.  Diese  wurden  durch  ein  solches  Bene- 
fizium dem  Grundherrn  ganz  auf  dieselbe  Weise  verpflichtet  wie 
die  alten  Vasalli;  ihr  Besitz  überhaupt  war  das,  was  sie  band  und 
hielt;  sie  waren  daher  fersbnlich  verpflichtet  dem  Aufgebot  des 
Grundherrn  Folge  zu  leisten.  Da  sie  auf  diese  Weise  wesentlich 
um  des  Kriegsdienstes  willen  belehrt  wurden,  so  rousste  das  Bene- 
fizium nothwendig  gross  genug  sein ,  um  sie  von  eigner  Arbeil  zu 
befreien.  Sie  widmeten  sich  daher  ganz  den  Waffen  und  weil  die 
Waffen  in  dieser  Zeit  der  Fehde  das  Ehrenhafteste  schien,  erhoben 
sie  sich  zu  einem  selbstständigen  freien  Stande,  der  dem  der  frü- 
hem Allodsbauern  nicht  blos  gleich,  sondern  vorzüglicher  war  wie 
jener.  Dieses  ist  der  Stand  der  als  milites  Dominorum  bezeichnet 
wird  und  der,  wie  früher  gezeigt  ist ,  den  Stand  des  niederen 
Adels  erzeugte.  Diese  milites  nun  leisteten  ihren  Eid  auf  den  Grund 


Beispiel  dafür  kann  man  im  Allgemeinen  vorzüglich  die  Grande*  Chroni- 
quei  de  France  (in  den  8er.  R.  und  auch  selbstständig;  vergl.  die  treff- 
liche Schilderung  bei  Aug.  Thierry,  Ree.  Mer.  Introd.  Ch.  1.)  und  die  Chron. 
de  la  Normandie  (Scr.  R.  XI.)  anfuhren.  Zu  einer  der  Stellen,  wo  in  der 
letzteren  jene  Verschmelzung  vorkommt,  ist  eine  Note  hinzugefügt,  die  wir 
herzusetzen  uns  nicht  versagen  können ,  weil  sie  das  Wesen  des  Unter- 
schiedes auf  das  Schlagendste  heraushebt,  wenn  gleich  auch  hier  Beneflcium 
und  Feudum  als  identisch  gebraucht  werden:  (p.  388.  a.)  «En  France 
aujourd'hui  on  distingue  Vhommage  du  serment  de  fidelite.  L'hommagc  se 
fait  par  les  vassauz  auz  »eigneur*  de*  Fiefs  (den  Grundherrn,  die  das  Be- 
neflcium, spater  Ffef,  verheben)  et  Im  tujet*  doivent  au  Roi  le  »erment  de 
ßdekti.  En  Ailemagne,  fügt  die  Note  hinzu,  «on  comprend  ces  deux  droits 
dans  le  nora  de  hommage ;  on  appelle  le  premier  Vhetmmage  du  vaual,  le 
second  Vhommage  du  tujet.*  —  Bas  hat  man  in  Frankreich  früher  erkannt 
als  in  Deutachland. 
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ihrer  Besitzesabhäogigkeit  dahin,  als  <sui  nomine«*  oder  oligii» 
dem  Herrn  folgen  zu  wollen.  Dieser  Eid  war  das  Homagium;  der 
miles  ward  homme,  homo;  allein  weil  er  ausser  dem  Benefizium 
keine  selbststandigen  Besitzungen  und  damit  überhaupt  keine  Frei- 
heit hatte,  so  ward  dieses  homagium  als  eine  eigne  Art  angese- 
hen und  bekam  nach  seinem  Inhalt  den  Namen  des  homagium  li- 
gium,  Hommage  lige.  Die  Form  der  Ableistung  war  verschieden  von 
der  folgenden  Art.  Sie  geschieht  ohne  Waffen,  weil  erst  das  Bene- 
fizium die  Waflenßihigkeit  bedingen  soll;  der  homo  kniet  vor  sei- 
nem Dominus ,  der  ihn  dann  als  seinen  homme  aufnimmt. ') 

Ganz  anders  dagegen  ist  der  zweite  Fall.  Trotz  der  Mannen* 
schalt,  die  auf  diese  Weise  durch  das  hommage  lige  gebunden 
war,  blieben  dennoch  viele  Freiherr  sc  haften  zu  schwach,  um  sich 
der  Fehde  zu  erhalten;  allen  aber  war  ein  Zuwachs  an  Macht  das 
wünschenswerteste.  Die  grösste  Macht  aber  musste  dem  gehören, 
der  nicht  bloss  Mannen,  sondern  auch  Freiherrn  selber  um  sich 
leiden  konnte.  Diess  nun  ist  es,  was  die  zweite  Art  der  Verlei- 
hung von  Beneüzien  hervorrief,  die  Verleihung  derselben  von  Frei" 
herrn  oder  Fürsten  an  Freiherren  oder  Fürsten.  Und  hieran  beginnt 
nun  der  Begriff  des  eigentlichen  Lehm  und  des  eigentlichen  Lehns- 
eides, die  Verschmelzung  von  Fides  in  Homagium  sich  zu  entwickeln. 
Wo  nämlich  jenes  letztere  geschah ,  standen  der  Dominus  und  der 
Beliehene  einander  auf  ganz  andere  Weise  gegenüber  wie  der 
Dominus  miles.  Hier  war  der  Beliebene  nicht  erst  durch  die  Ver- 
leihung ein  ritterlicher  Herr,  sondern  er  war  es  schon  vorher.  Er 
hatte  mithin  eine  von  dem  Benefizium  unabhängige  persönliche 
Freiheit.  Seine  Verpflichtung  daher  ging  nur  so  weit  als  die  Ver- 
leihung selber  und  daraus  folgte  denn  nun  auch  dass  der  Mannen- 
eid einen  ganz  anderen  Charakter  bekam,  der  sich  auch  in  der 
Form  der  Ableistung  zeigte,  indem  hier  der  Schwörende  aufrecht 
staud,  das  Schwert  an  der  Seite.  Dieser  Eid,  weil  er  wie  der 
vorige  auf  Verleihung  eines  Benefiziums  beruhte,  hiess  gleichfalls 
hommage,  aber  nicht  lige,  sondern  simptym  oder  planum,  die  ein- 
fache Anerkennung  einer  bestimmten  vertragsmässigen  Herrschaft 
des  einen  Herrn  über  den  andern.3) 

Auch  dieses  ist  noch  ein  einfaches  Verhiltniss.  Nun  aber  trat 
ein  anderer  Moment  hinzu.  —  Die  zu  hommage  lige  verpflichteten 


•)  Die  genauere  Reichreibung,  die  Dicht  hierher  gehört,  Andel  sieh  in  Bracton 
und  den  EsUblits. 

>)  Brüssel  will  in  C.  II.  Ch.  VIII.  u.  f.  noch  eine  dritte  Art  des  homagium; 
mau  sieht  aber  den  Unterschied  nicht,  der  nur  in  einer  angenauen  Termi- 
nologie des  von  ihm  benutzten  Cartulaire  de  Champ.  beruht. 
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vasalli  oder  vavasseurs  standen  wesentlich  schon  damals  in  demsel- 
ben Verhältniss  zum  Dominus,  wie  die  recommendirten,  oder  durch 
Senioratseid  gebundenen  Allodbauern,  obwohl  diese  auf  ursprüng- 
lich freiem  Grundbesitz  sassen.    Aus  dieser  Gleichheit  des  Verhält- 

die  Gleichheit  des  Namens.  Man  begann,  zuerst  in  dieser  untersten 
Classe  der  Freien,  den  Namen  Vaeall  für  jeden  zu  gebrauchen,  der 
durch  den  Besitz  persönlich  verpflichtet  war.  Daraus  folgte,  dass 
auch  das  hommage  tige  nun  von  beiden  Classen  der  hommes  geleistet 
ward;  von  da  an  ward  jeder  homme  eines  dominus  als  homme  lige 
angesehen,  und  suus  homo,  suus  francus  bomo,  vasallus  und  homo 
ligius  sind  dasselbe  geworden.  Dies  ist  die  Entwicklung,  die  wir 
schon  oben  angedeutet  haben  bei  der  Cour  du  Baron.  Jenes  hom- 
mage lige  war  nun  seiner  Natur  nach  so  bindend,  dass  an  das  Ver- 
sprechen einer  besonderen  Fides  daneben  nicht  gedacht  ward.  Anders 
aber  war  es  nothwendig  mit  denen ,  welche  als  freie  Herren  das 
hommage  simple  leisteten.  Diese  standen  nämlich,  dem  Recht  ihres 
Besitzes  nach,  in  einem  zweifachen  im  Grunde  widersprechenden 
Verhältniss.  Für  ihren  freiherrlichen  Besitz  waren  sie  souverain, 
für  das  Benefizium  untergeordnet.  Für  den  ersteren,  der  natürlich 
oft  viel  bedeutender  war  als  der  zweite,  hatten  sie  daher  auch  das 
Recht  der  Fehde  gegen  jeden,  mithin  auch  gegen  denselben,  der  ihnen 
das  Benefizium  verliehen  hatte  und  dem  sie  das  homage  simplum 
leisteten.  Sie  konnten  daher,  wenn  ihr  ursprünglicher  freiherrlicher 
Besitz  auch  jetzt  noch  ganx  innen  alten  Qiarakter  behalten  hatte,  in 
den  Fall  kommen ,  gegen  denselben  Herren  Fehde  zu  führen,  dem 
sie  durch  ihr  hommage  beizustehen  verpflichtet  waren.  Dieser 
Widersinn  war  zu  gross.  Und  hier  nun  griff  man  zu  dem  Mittel, 
das  alle  hierher  gehörigen  Begriffe  so  sehr  verwirrt  hat.  Man  ver- 
pflichtete den  homme,  der  zugleich  Freiherr  war,  neben  seinem 
hommage  simple  noch  dazu,  auch  für  sein  übriges  Gut  keine  Fehde 
gegen  den  Verleihenden  weder  selbst  beginnen  noch  unterstützen  zu 
wollen.  Diese  Verpflichtung  war  natürlich  kein  hommage ;  es  man- 
gelte ein  Wort,  sie  als  ein  selbstständiges  Moment  zu  bezeicbneo. 
Nun  enthält,  wie  wir  zeigten,  die  Fidelitas  gegen  den  Fürsten  das 
Moment,  seine  Hechle  als  unverletzlich  anzuerkennen;  dasselbe  war 
hier  der  Fall;  und  so  kam  man  dazu,  jene  mit  dem  homagtum 
simplum  verbundene  Verpflichtung  gleichfalls  Fidelitas  zu  nennen, 
ohne  dass  in  dieser  Fides  eine  Anerkennung  des  Fürstentums  ent- 
halten sein  konnte.  Auf  diese  Weise  entstand  das  Princip,  dass 
jeder  homo  in  fide  des  Verleihenden  sei,  und  dass  das  hommage 
nothwendig  die  Foy  bedingte  und  enthalte.  Dieser  Gedanke  ist 
schon  da,  ehe  noch  der  Ausdruck  hommagium  entstanden  ist. 
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Höchst  bezeichnend  sind  zwei  Stellen  aus  der  ersten  Zeit  des  cape- 
tingischen  Königthums,  in  denen  man  die  ursprüngliche  Gestalt 
jener  Begriffe  auf  das  deutlichste  erkennt.  In  den  Scr.  R.  Fr.  X. 
p.  534—539  steht  eine  «Conventio  inter  Willelmum  Ducem.  Aquit. 
coraitemque  Piclav.  et  Hugonem  Dominum  de  Lixiniaco  (Lusignan)n, 
mit  welcher  ein  langer  Streit  durch  Überlassung  gewisser  Besitzun- 
gen abgeschlossen  wird.  Sie  endet:  receperunt  Hugonem  ad  ho- 
minem  in  fide  et  in  credentia,  et  juravit  Ulis  fidelitatem»  et  dederunt 
illi  honorem  Joscelini  avunculi  sui.n  Diese  fidelttas  enthält  offenbar 
ein  homagium  simplum  neben  der  blossen  Fides,  die  Wilhelm  als 
Fürsten  anerkennt.  Deutlicher  fast  noch  ist  das  Chron.  Camer  ac. 
I.  115  (a.  1007)  Scr.  R.  X.  197;  für  die  Überlassung  der  Burg  wird 
der  Freiherr  —  $uu$  effectus  — .  datis  que  obsidibus  cum  sacramenlo 
fidelitatem  et  paeem  servaturum  esse  in  anlea  spospondit.»  Das  Chron. 
Virdunente  (Scr.  X.  536)  hat  den  Begriff  des  hominium  schon  auf- 
genommen, spricht  aber  vollkommen  denselben  Gedanken  aus. 
Quod  Castrum  Comes  —  in  hominium  susceperat,  et  ut  mos  exiye- 
bat,  fidelitatem  ei  juraverat.  Quo  defuncto,  jus  alienum  inique  in 
jus  transfndit  suum ,  fidelitatemque  et  hominium  justo  lieredi  facere 
conteropsit.»  Hier  ist  offenbar  von  keinem  fürstlichen  Yerhlltniss 
die  Rede.  Die  Getta  Contul.  Andegateneium  (Scr.  R.  XI.  268)  setzen 
slalt  Fidelitas  ligiatio  —  « terra m  suscepit  homagio,  et  ligiatione 
Consuli  facta  etc.»  Order.  Vital,  dagegen  hält  den  ursprünglichen 
Begriff  noch  fest ;  so  z.  B.  UV.  (Scr.  R.  XI.  244)  hominium  debi- 
tamque  fidelitatem  (Senior)  ab  ülo  recepit  etc. 

Somit  gab  es  jetzt  zwei  Arten  der  Fides;  und  die  Scheidung 
zwischen  beiden,  der  dem  Fürsten  und  der  dem  Dominus  geleiste- 
ten, war  in  der  That  nicht  leicht.  Allein  die  Verschmelzung  ging 
bald  noch  weiter.  Die  Fürsten  verliehen  die  beneficia  auch  an 
solche  und  wohl  hauptsächlich  die  ihnen  schon  zur  Fides  verbunden 
waren.  Diese  standen  daher  jetzt  in  einem  doppellen  Verhältniss 
zum  Fürsten ;  sie  waren  seine  hommes  und  seine  Fideles  zugleich , 
wie  das  in  dem  oben  cit.  Beispiel  des  Grafen  Burchard  auch  aus- 
gedrückt ist.  Eine  solche  Abslractiou  war  in  der  That  schwer  auf- 
recht zu  halten.  Die  Folge  war,  dass  die  Herren  nun  an  vielen 
Orten  begannen,  Fides  und  Homagium  allmählig  als  ein  ganz  Un- 
trennbares, einen  gleichbedeutenden  Pleonasmus  anzusehen,  und 
dass  man  die  Unterschiede,  die  doch  in  beiden  sich  erhielten,  als 
das  Unwesentliche,  die  Einheit  als  das  Wesentliche  ansah.  Das 
ward  noch  befordert  durch  eine  zweite  Entwicklung.  Es  kam  näm- 
lich sehr  häufig  vor,  dass  Freiherrschaften  so  gut  wie  ganze  Für- 
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stenthümer  unter  die  mehren  Länder  getheilt  wurden.1)  In  einem 
solchen  Fall  rousste  der  jüngere  dem  älteren  einen  Eid  leisten  der 
in  der  späteren  Zeit  Paragiuro,  Parage  genannt,  anfänglich  unter  den 
Bogriff  der  Fidelitas  fiel,  wie  wir  dies  aus  Will.  Gewelic.  sehen. ') 
Diese  Fidelitas  enthalt  offenbar  mehr  als  die  blosse  Anerkennung 
der  fürstlichen  Wörde,  indem  das  Verhältniss  der  Grundherrlichkeit 
des  Haupttheiles  über  die  abgetheilten  Stücke  nie  ganz  verschwand. 
Noch  entscheidender  ward  der  Inhalt  der  Fidelitas  auf  das  Recht 
des  Grundbesitzes  ausgedehnt  in  den  Fällen,  wo  ein  Fürst  oder  Herr 
seinen  Besitz  einem  anderen  auftrug,  um  Schutz  durch  denselben 
zu  geniessen.  Ein  solches  höchst  sprechendes  Beispiel  führen  die 
Ge$ta  Gvillelmi  Ihte.  Norm.  an:>)  «Heribertus  (Graf  von  Maine)  Gau- 
fredi  tvrannide  metuens  omnino  deleri,  Normanniie  ducem,  sub  quo 
tutus  foret,  supplex  adiit,  manibusque  ejus  sese  dedit  cuncta  sua  ab  eo 
ut  miles  a  domino  recepit,  cunctorum  singulariler  eum  statuens  here- 
dera,  si  non  gigneret  alium ;»  ein  Eid,  der  bei  Willelm.  Malmeabur, 
der  dieselbe  Thalsache  erzählt,  fidelUatit  juramentum  heisst:  «Heri- 
bertus —  Willemo  se  roanibus  dederat  in  ejus  fidelitatem  sacramento 
juratus.t*)  Somit  ergab  es  sich  allroäblig  von  selber,  dass  Foy  und 
Hommage  zusammengenommen  als  Eid  angesehen  wurden,  den  jeder 
einem  Fürsten  angehörige  Herr  zu  leisten  hatte;  und  zwar,  da  jeder 
die  Fides  beschwören  musste,  bald  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der 
Fidelis  ein  Beneficium  erhalten  habe  oder  nicht;  nur  hielt  man  sie 
so  auseinander,  dass  die  Fides  oder  Foy  noch  immer  nur  die  An- 
erkennung  der  fürstlichen  Würde,  das  Hommage  die  mit  dieser  An- 
erkennung verbundene  oder  vom  Beneficium  unabhängige  Verpflich- 
tung bezeichnete.5)    Daraus  entstand  denn  im  Laufe  der  Zeit  die 

')  Uber  solche  Theilungen  siehe  Bnusel  1.  *.  Merkwürdig  genug  kommt 
über  dieselben  weder  bei  Salvaing,  noch  bei  Chantereau-Lefevre  etw  as  vor. 

2)  Lib.  V.  c.  3.  (an.  997)  «Wilbelraus  iu  fraterno  coulubernio  ab  ipso  (dem 
Herzog  der  Normandie)  Oiimensern  accipien*  mutiere  comitatutu  (Graf- 
schaft £u)  —  dominium  ejus  sprevit,  et  ab  Ulias  fidelitatis  obtequio  se 
lnbibuit. 

»)  8er.  R.  XI.  pag.  85.  Dabin  gehört  im  Kleinen  das  schon  erwähnte  Bei- 
spiel des  Grafen  von  Aurillac. 

*)  Lex  III.  (8er.  R.  XI.  181.)  Die  Form  dieses  Eides:  das  Mailibas  se  dare 
Ist  übrigens  keineswegs  neu ;  scbon  Bieberns  erzählt  I.  64 :  «Gothornm 
Principe»  Ragenmundus  et  £rmingardus  —  regi  obveuienti  uiililatuiu 
occurrunt,  ejusque  manibus  suai  inferunt ,  mililiam  spoudens.»  Ohne 
Zweifel  bedeutet  der  Ausdruck  in  der  früher  cit.  Stelle  des  Ditm.  Merseb. 
«manibus  complicaüs  velut  Regi  suo  serviunt»  gani  genau  dasselbe.  Diese 
Form  des  Eides  ist  einfach  in  die  Lehnsepoche  übergegangen. 

£)  Dies  wird  am  deutlichsten  durch  den  Unterschied  des  Lehnseides  der  Geist- 
lichen und  Weltlichen.    Da  jene  keine  Kriegsdienste  leisten  durAen  ,  »o 
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Ansicht,  das«  nun  auch  das  Verhältnis*  der  Freiherren  zun  Fürsten 
seinem  Wesen  nach  kein  anderes  sei,  als  das  des  hemme  zum  Frei- 
herrn, nur  gradweise  verschieden.  Nun  aber  haben  wir  gesehen, 
dass  die  Hommes  durch  den  Gang  der  Dinge  die  gemeinsame  Be- 
zeichnung der  VataUi  erhielten.  Was  hier  geschah,  ward  einfach 
übertragen  auf  das  ganze  Reich ;  und  auf  diese  Weise  entstand  die 
Ausdehnung  des  Begriffs  und  des  Worts  der  Vasallität  auf  alle,  die 
einem  Fürsten  irgendwie  angehörten.  So  fingen  alle  Herren  an  zu 
Vasalles,  Vassaux  der  Fürsten  zu  werden ,  mochten  sie  Benedeien 
besitzen  oder  unfreies  Eigenthum. 

Kehren  wir  nun  zurück  zum  Recht  de*  Grundbesitze*,  so  zeigt 
es  sich,  dass  diese  neue  Entwicklung  der  Idee  des  Vasallenthums 
darin  seine  wesentlichste  Bedeutung  hatte,  dass  jetzt  das  Beneficium 


konnten  sie  auch  kein  homagium  ablegen ;  daher  enthalten  ihre  Lehnseide 
nur  die  Fides ,  was  anf  den  Mitesten  Ursprung  hindeutet.  Um  tu  teigen, 
wie  lange  sich  die  alte  Form  erhalten ,  fügen  wir  den  Eid  des  Bischofs 
von  Langres  aus  Brüssel  hier  hinzu: 

Serment  de  fidelite"  de  Robert  ivique  de  Clermont  au  Roi 
Philippe  Auguste,  Mar*  1217. 

Robertos  divina  patientia  Claremontensit  episcopus  omnibus  präsen- 
tes lileras  inspecturis  in  Domino  saluleio. 

Noveril  universitas  veslra,  quod  cum  ad  pelitionem  nostratn  carissiua 

noslra  nobilis  inulier  Blancha  comitissa  Trecensis  pro  nobis  tenealur  red- 
dere  iUustri  Pbilippo  regi  Francia)  mille  marcas,  si  quod  absit.  venire  raus 
contra  sacramentum  et  üdelitatetn  quam  feeimus  praefalo  regi  Francis  vel 
si  proquinercinus  malum  ipsius  regis,  aut  si  sciremus  mal  um  ipsius  regis 
et  non  ipsum  fnde  certificaremus  per  nos  vel  per  nunrium  nostnun.  Si 
super  hoc  eonvicti  essemus  in  curia  ipsius  Domlni  regis,  nos  concessi- 

suarum  delrimentum  ,  nos  ipsam  indempnem  penitus  conservaremus. 

Ad  ejus  rei  testimonium  pra»entem  cariam  eitradidimus ,  sigiili 
nostri  munimine  roboratum.  Datum  anno  gratis  M.  CC.  XVII.  mense  Martio. 
(lr  Cartul.  de  Champ.  —  Brüssel  T.  1.  p.  22.) 

Fast  vollkommen  gleichbedeutend  damit  ist  4er  Treuschwur  des  Bi- 
schofs von  Langres  vom  Jahre  1724. 
8  Ire. 

Je  Pierre  Pardaillan  de  Goudrin  d'Aatin  Bveque  et  duc  de  Langres 
pire  le  tris  saint  et  sacre  nom  de  »Dieu  ,  et  prometa  a  votre  Majeste  que 
je  lui  serai  tant  que  je  vivrai  fidele  Sujet  et  Serviteur ,  qu«  je  procurerai 
le  bien  de  son  service  et  de  son  *tat ,  et  que  je  ne  me  trouverai  en 
aueun  conseil,  dessein,  ni  entreprise  au  prejudke  d'lceux  ;  et  que  s'U  eo- 
vient  quelque  chose  a  ma  cognaissance ,  je  le  ferai  savofar  i  Totre  Majeste. 
Ainsi  Dieu  me  soit  aide ,  et  ses  saintes  Kvaogiles  per  moi  touchei.  P. 
Kvdque,  Duc  de  Langres.   (ib.  p.  22.) 
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den  Empfangenden  zu  einer  Fides  auch  für  sein  urfreies  an  sich 
souveraines  Eigenthum  zu  verpflichten  begann.  Dadurch  nahm  nun 
das  Beneficium  selber  einen  wesentlich  anderen  Charakter  an ;  es 
erzeugte  eine  Fides,  die  ohne  dasselbe  nicht  da  gewesen  wäre,  für 
etwas,  das  selbst  kein  Beneficium  war.  Dieses  Bedingtsein  der  Fi- 
des durch  das  Beneficium  und  die  auf  demselben  beruhende  Ent- 
stehung einer  wirklichen  und  praktischen  Hierarchie  der  Herren 
musste  nun  bald  das  Bewusslsein  erwecken,  dass  bei  dieser  Gestalt 
des  Beneficium  Name  und  Sache  sich  nicht  mehr  entsprächen.  Es 
mag  nun  sein,  dass  dieses  Bewusstsein  schon  vor  den  Kreuzztigen 
und  den  Berührungen  zwischen  Franzosen  und  Italienern  dagewesen 
oder  aber  dass  es  erst  dadurch  entstanden  ist;  in  jedem  Falle  ist 
es  diese  Zeit,  in  welcher  uns  zuerst  der  neue  Name  für  ein  solches 
Beneficium  entgegentritt,  der  Name  des  Feodum,  Feudum.  Es  ist 
nicht  unsere  Aufgabe,  den  Ursprung  und  die  Verbreitung  dieses 
Wortes  genauer  zu  untersuchen.  Sein  Begriff  und  Wesen  ergibt 
sich  aber  aus  dem  Obigen ;  es  ist  das  die  allgemeine  Fidee  und  xuertt 
da*  besondere,  dann  auch  das  allgemeine  Bomagiutn,  auch  für  das 
nicht  verliehene  Allod  des  Beliehenen  erzeugende  und  bedingende 
Beneficium. 

Man  sieht  aus  diesem  Begriff  des  Feudum  oder  Fief  zweierlei. 
Zuerst  dass  das  Auftreten  desselben  keine  äussere  und  plötzliche 
Umwandlung  der  Verbältnisse  bezeichnet,  sondern  nur  den  Punkt, 
auf  welchem  die  alte  Auffassung  des  historischen  Verhältnisses  einer 
nenen  Platz  macht;  und  desshalb  ist  der  Übergang  von  dem  Aus- 
druck Beneficium  zu  dem  des  Feudum  ein  sehr  langsamer  und  un- 
gleicher. Man  kann  beinahe  sagen,  dass  sich  die  Auflassung  gleich- 
gültig gegen  den  Namen  verhielt  und  wenigstens  oft  nicht  recht  wusste, 
warum  man  den  einen  oder  anderen  gebrauchte.  So  kommen  bei 
Ducange  v.  Beneficium  zwei  Stellen  vor,  die  diese  Unklarheit  deut- 
lich genug  bezeichnen.  Die  Carta  Ottonis  Com.  Viromandensis 
(Vermaudois)  von  1025  sagt:  atenebat  —  aquam  illam  ex  me  loco 
beneficii  tub  nomine  feudi;»  eine  Charta  des  Grafen  Balduinus  Han- 
nonieosis  von  1067,  also  ein  halbes  Jahrhundert  später,  sagt  noch: 
«Abbas  —  unoquoque  anno  solvat  Mihubus,  quibus  contingit  Be- 
nefieium,  quod  vulgo  dicitur  feudum,  V.  modios  annona».»  Um  daher 
die  Entstehung  des  Feudalwesens  sich  zur  Anschauung  zu  bringen, 
muss  man  sich  jenem  langsamen  und  unmerklichen  Fortschritt  irgend 
einer  bestimmten  Auffassungsweise  in  einem  Volke  denken,  das 
immer  eher  die  Sache  als  ihren  Begriff  hat.  —  Ferner  aber  ergibt 
sich  aus  diesem  Begriff,  wie  es  gekommen,  dass  man  das  ganze 
System  der  Unter-  und  Oberordnung  überhaupt  als  auf  dem  Feu- 
dalwesen beruhend  gedacht  hat.    Nahm  nämlich  die  ursprüngliche 
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Fides  das  Hommage  in  sich  auf  und  machte  dadurch  auch  den  bene- 
ficienlosen  Freiherren  zum  Vasall  des  Fürsten,  —  und  ging  auf  der 
anderen  Seite  das  hommage  in  die  Fides  aber,  so  ergab  es  sich 
einfach,  dass  nun  auch  das  ganze  Grundgctnet  eines  solchen  Frei- 
herrn,  für  welches  Foy  und  Hommage  geleistet  wurden,  in  eine  ge- 
wisse Abhängigkeit  von  dem  Oberherrn  gedacht  ward.  Wie  nun 
die  persönliche  Abhängigkeit  als  die  VasaÜitüi  bezeichnet  wurde 
für  den  homme  sowohl  als  für  den  Freiherrn,  so  ward,  wenn  auch 
erst  später,  jene  dingliche  als  die  Feudalität  angesehen,  und  alle 
Grundstücke  ohne  Rücksicht  auf  die  Erwerbsart  als  Fieft  hingestellt; 
und,  einfach  dieses  Princip  ausdehnend,  benannte  man,  als  die  Ge- 
schichtschreibung zum  Bewusstsein  ihrer  Aufgabe  kam,  diese  ganze 
Epoche  des  ersten  Entstehens  einer  organischen  Lebens-  und  Staats- 
form, die  aber  zugleich  die  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Herr- 
schaften erhielt,  die  Epoche  der  Feodaliti,  die  Epoche  des  Lehnwesene. 

Hier  nun  wäre  der  Punkt,  von  wo  aus  eine  Betrachtung  des 
Unterschiedes  zwischen  dem  französischen,  deutschen  und  englischen 
Lehnwesen  allein  mit  Erfolg  angestellt  werden  könnte.  Wir  müssen 
diese  Aufgabe  zur  Seile  liegen  lassen;  doch  können  wir  uns  nicht 
versagen,  unsern  Gedanken  im  Wesentlichen  hier  mitzutheilen. 

Dass  das  Wesen  des  Feudum  nicht  aus  einer  nakten  Definition 
zum  Verständniss  gebracht  werden  kann,  wird  man  leicht  zugeste- 
hen. Es  ist  selber  vielmehr  das  Resultat  einer  langen  und  langsam 
fortarbeitenden  Getchichte.  Das  besondere  Wesen  des  eigentüm- 
lichen Lehnrechts  jener  drei  Nationen  wird  daher  auf  keine  Weise 
mit  einer  verschiedenen  Beschreibung,  sondern  nur  mit  der  gene- 
tisch verschiedenen  Darstellung  erfasst  werden  können.  Der  Unter- 
schied liegt  mithin  vor  allem  in  der  verschiedenen  Grundform,  von 
welcher  aus  das  Lehnwesen  erst  entstehen  soll.  Diese  ist  nun  für 
Deutschland  im  9.  und  vorzüglich  im  10.  Jahrhundert  die  aner- 
kannte Oberherrlichkeit  des  Kaisers  als  des  Vertreters  der  deutschen 
Einheit,  die  Abhängigkeit  aller  Ämter  und  Rechte  von  ihm,  und 
das  daraus  folgende  Recht,  alle  Würden  zu  besetzen  und  die  Be- 
amteten zu  richten;  dabei  aber  ist  das  privatrechtliche  Verhältniss 
des  Grundbesitzes  der  Grossen  vom  Kaiser  völlig  unabhängig.  Was 
Frankreich  betrifft,  so  ist  die  Basis  seines  Lehnwesens  die  Idee  der 
Souverainetät  der  Freiherrschaften  und  jene  in  der  ersten  Fidelitas 
dunkel  anerkannte  Vorstellung  vom  Fürstenthum.  In  England  da- 
gegen sind  alle  grossen  Herren  nicht  bloss  ihrer  Würde  nach,  son- 
dern auch  in  Beziehung  auf  ihren  Grundbesitz  dem  Fürsten  unter- 
worfen, denn  die  Eroberung  und  die  Folgen  derselben  bilden  hier 
die  Grundlagen  der  folgenden  Geschichte.  In  allen  drei  Ländern 
tritt  das  Lehnwesen,  das  Feodum,  der  Lehnseid  auf;  aber  in  jedem 
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hat  es  eine  andere  Aufgabe.  In  Deutschland  geht  durch  das  Lehn- 
wesen Amt  und  Würde  über  ins  personliche  Eigenthuni  und  ver- 
schmelzt mit  dem  privatrechllichen  Besitz;  die  letzte  Folge  ist  die 
vollkommen  gouveraine  Selbstständigkeit  der  Herren  und  Fürsten. 
In  England  macht  die  Bewegung  des  Lehnwesens  die  Barone  frei, 
erhält  aber  in  dieser  Freiheit  die  Einheit  des  Reichs  in  dem  Ober- 
herrn,   fn  Frankreich  ist  der  Begriff  der  Feodalile  der  Ausgangs* 
punkt  für  die  Vernichtung  jener  Souverainetät  und  der  Beginn  der 
organischen  Entwicklung,  die  erst  später  in  das  eigentliche  König- 
tum übergeht.  Das  18.  Jahrhundert,  sein  Hecht  und  seine  Verhält- 
nisse sind  der  Schlusspunkt  dieser  Vergleichung;  Deutschland  in 
lauter  kleine  Staaten  aufgelöst,  Frankreich  eine  absolute  Monarchie, 
England  ein  freier  Staat.  —  Auch  hier  gibt  es  keine  Vergleichung 
ein/einer  Zustände,  sondern  nur  Vergleichung  der  Entwicklungen« 
Obwohl  nun  auf  diese  Weise  die  erste  Grundlage  einer  festen 
Ordnuug  in  Frankreich  gewonnen  zu  sein  schien,  so  war  dennoch 
trotz  jenes  Benefiziar-  und  Feudalrechts  an  dem  Ganzen  der  Ver- 
hältnisse wenig  geändert.  Denn  das,  worauf  diese  Ordnung  beruhen 
sollte,  war  der  Besitz  und  seine  Verkettung  durch  Fides  und  Ho- 
magium.    Zuerst  zeigte  es  sich  grade  hier  nun  bald,  dass  dieses 
Verhällniss  des  Besitzes  doch  am  Ende  nicht  auszureichen  im  Stande 
sein  würde.    Denn  die  Anerkennung  des  durch  den  Besitz  begrün- 
deten Rechts  beruhte  auch  jetzt  noch  mehr  oder,  weniger  auf  dem 
guten  Willen  der  Einzelnen  und  ihrer  Macht,  sich  unabhängig  zu 
machen.    Daher  dauerten  die  Fehden  fort  trotz  der  Benefizien  und 
des  Feudums,  und  die  Verwirrung  der  Zustände  blieb  im  Grunde 
ganz  dieselbe  wie  früher.    Allein  grade  durch  jenes  System  der 
Verleihungen  und  der  darauf  basirleu  Lehnspflicht  trat  zu  dieser 
Verwirrung  noch  ein  zweites  Moment  hinzu.   Halten  die  meisten 
bis  dahin  klar  gewusst,  wie  trotz  ihrer  Fehden  und  blutigen  Strei- 
tigkeiten das  eigentliche  rechtliche  Verhältniss,  der  Organismus  der 
Oberen  und  Niederen  und  die  Grenze  der  Gewalten  sein  solle,  so 
ward  durch  das  Feudalilätsverhältniss  nun  auch  die  Auffassung  des 
Rechts  für  einen  grossen  Theil  dieser  Herren  mehr  und  mehr  ver- 
wickelt.   Die  Belehnungen  durchkreuzten  sich  auf  allen  Punkten 
und  bildeten  eine  solche  Masse  der  verschiedenartigsten  Beziehun- 
gen, dass  man  die  Zeit  des  12.  Jahrhunderts,  in  welcher  sie  sich 
hauptsächlich  entwickelten,  als  die  Zeit  der  grösslen  Rechtsver- 
wirrung in  Frankreich  bezeichnen  kann.    Wir  wollen  versuchen, 
in  kurzen  Umrissen  die  Grundzüge  dieser  Verhältnisse  hinzustellen. 

Warnköaig  u.  SteiA  fruu.  SUttt-  «nd  RechUgeich.  Bd.  III.  10 
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///.    Di«  Belehnungetu 

Um  den  Inhalt  dieser  Darstellung  leichler  zu  hegreifen,  muss 
man  sich  die  statistische  Verlheilung  des  Grundbesitzes  zur  Zeit 
des  Anfangs  dieser  Periode  vorstellen.  Auf  allen  Punkten  in  Frank- 
reich lagen  vier  Classen  von  Gebieten  durcheinander,  von  denen 
wir  bis  jetzt  erst  zwei  berührt  haben;  die  kleinen  und  grossen 
Freiherrschaften;  bald  als  blosse  Baronien  oder  Seigneurien,  bald 
als  Grafschafken;  die  Fürstentümer,  die  diese  zum  Theil  umschlos- 
sen, mit  ihren  Vicomtes  und  was  sich  daran  anschloss ;  die  Kirche 
mit  ihren  Immunitäten,  und  endlich  eine  Zahl  freier  Städte  mit 
ihrem  Stadtgebiet.  Für  jede  dieser  Gewalten  kam  es  darauf  an, 
sich  des  Dienstes,  des  Homagiums  und  der  Treue,  der  Fides  einer 
grösstmöglichen  Anzahl  von  Rittern  und  Freiherren  zu  versichern. 
Das  konnte  nur  geschehen ,  indem  jeder  Besitzer  von  seinem  Be- 
sitze etwas  hingab  und  dabei  sich  die  Fides  und  das  Homagium 
leisten  Hess.  Nun  aber  sahen  sich  alle  diese  Herren  als  gleich  an, 
denn  sie  waren  souveraine  Gebieter.  Daher  konnten  denn  nun  die 
verschiedensten  Belehnungen  vorkommen.  Es  konnten  zuerst  die 
Funten  sich  unter  einander  belehnen  und  damit  der  eine  Fürst  der 
Lehnsherr  des  anderen  werden,  wofür  wir  schon  oben  ein  Beispiel 
von  Heinrich  von  Burgund  angeführt  haben.  Hier  ward  das  Ho- 
magium von  dem  Fürsten  selber  oder  von  seinem  Stellvertreter  ab- 
geleistet und  die  Verpflichtung,  wohl  immer  genau  bestimmt,  we- 
nigstens in  der  folgenden  Zeit,  ging  hauptsächlich  auf  Stellung  eines 
Ritters  oder  mehrerer  zum  servitium  (der  Heeresfolge  zur  Fehde) 
und  zur  justicia  (dem  Beisilzen  in  der  Cour  du  Baron).  Folgendes 
Beispiel  wird  das  Wesentliche  deutlich  machen: 

In  Nomine  sancta?  et  individua?  Trinitatis.  Amen. 

Ego  Ludovicus  Dei  gralia  Francorum  Rex.  Notum  facitnus 
omnibus  fu Iuris  sicut  et  prssentibus,  quod  apud  Medontam  in  pras- 
sentia  nostra  Comes  Henricus  feodum  de  Savigny  concessit  Episcopo 
Belvacensi  Bartholomeo  et  successoribus  ejus,  et  de  feodo  jara  dictus 
Episcopus  per  unum  militem  et  jutticiam  et  servitium  Comiti  Henrico 
promisit  et  affidavit;  et,  quod  similiter  faciant  Episcopi  qui  postipsum 
erant,  constituti. 

Quod  ut  rat  um  sit,  et  notum  in  posterum,  prasentem  Gartulam 
sigillo  nostro  muniri  fecimus. 

Actum  Medont«,  Anno  Incarnationis  Verbi  M.  C.  LXVH.  Astan- 
tibus in  Palatio  nostro  quorum  annotata  sunt  nomina  et  signa: 
S.  Theobaldi  Dapiferi  nostri. 
S.  Guidonis  Bulicularii. 
S.  Mathsi  Gamerarii. 
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S.  Radulpbi  Constabularii. 
Datum  per  roanum  Hugonis  Cancellarii. 
Chanl.  Lefebvre  p.  4.  5.  Preuves.  (Cartulaire  de  Champagne 
1167). 

Dann  aber  konnte  es  der  Fall  sein,  dass  ein  Fürst  den  Frei- 
herrn, der  einem  anderen  Fürsten  Fides  schuldig  war,  mit  irgend 
einem  Besitze  belehnte.  In  diesem  Falle  trat  der  Empfänger  des 
Lohns  in  ein  doppeltes  Verhältniss.  Das  Lehn  verpflichtete  zum 
hommagium,  der  Hilfsleistung  mit  Kriegern  zur  Fehde;  die  alte 
Fidelitas  dazu,  den  eigenen  Fürsten  nicht  anzugreifen.  Daraus  ent- 
standen nun  Homagia,  welche  die  Hülfe  der  Lehnpflicbt  versprechen, 
wie  es  immer  heisst:  «contra  omnes  homines  qui  possint  vivere  et 
mori,»  aber  mit  Ausnahme  des  fürstlichen  Herrn,  osalva  fidelitate 
oder  ligeilate,»  desselben.  Oft  kam  es  vor,  dass  das  Versprechen 
zur  Lehnshülfe  wesentlich  in  Beziehung  auf  eine  bestimmte  Person 
oder  Fehde  von  der  einen  Seite  gefordert,  von  der  anderen  ver- 
sprochen und  die  allgemeine  Beihülfe  nur  beiläufig  zugesagt  ward. 
Für  beides  möge  folgende  Urkunde  als  Beispiel  dienen: 

Ego  Hugo  comes  Waudanimontis  notum  facio  Um  praesenübus 
quam  fuluris,  quod  ego  deveni  bomo  ligius  charissima  Domina?  nieas 
Blanche  Coroitisse  Trecensis,  et  charissimi  Domini  mei  Theobaldi  Co- 
litis Campania?  et  Brie  nati  ejus,  salva  Ugeitate  Comitis  Barri-Ducit. 
Pro  homagio  autem  isto  dederunt  Gomitissa  et  Comes  mihi,  et  Uli 
heredum  meorum  qui  Comitatum  Waudanimontis  tenebit,  teucaginta 
Librat  in  feodo ,  in  nundinis  Barri  assignatas,  et  ibidem  annuatim 
percipiendas.  Juravi  siquidem  diclis  Comitissae  et  Comiti,  quod  de 
nae  et  de  Castellis  meis  et  de  gentibus  meis  bona  fide  eos  juvabo 
contra  Dominum  Erardum  de  Brena,  et  contra  filios  Comitis  Henrici 
qui  decessit  in  partibus  transraarinis,  et  contra  heredes  eorum,  et 
contra  omnem  creaturam,  qua)  possit  vivere  et  mori,  prsterquain 
contra  comitem  Barri-Ducis.  Similiter  modo  tenebitur  eos  juvare 
contra  omnes  praedictos,  practerquam  contra  Comitem  Barri-Ducis, 
heres  raeus,  qui  Comitatum  Waudanimontis  tenebit,  et  qui  feodum 
diclorum  sexaginla  librorum  habebit.  Comitissa  autem  et  Comes 
tarn  me  quam  heredem  meum  qui  Comitatum  Waudanimontem  te- 
nebit similiter  teneotur  juvare ,  sicut  homines  suos  ligios,  quaodiu 
parati  erimus  in  eorum  curia  juri  stare. 

Actum  anno  gralioe  M.  CC.  mense  Aprili. 

Chanter.  Lefebvre  U.  p.  17  (Cartulaire  de  Champagne). 

Andere  Fälle  kommen  vor,  wo  ein  solcher  belehnter  Herr  schon 
eine  ganze  Reihe  von  Belehnungen  empfaugeo  hatte  und  daher  bei 
der  Übernahme  eines  Lehns  eine  Mehrheit  von  Herren,  gegen  die 
er  Fides  zu  halten  schuldig  war,  ausnehmen  musste.   Ein  interes- 
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santes  Beispiel  dafür  bildel  die  folgende  Urkunde,  die  wir  sogleich 
weiter  benutzen  werden. 

Ego  Blancha  Comitissa  Trecensis  palatina,  not  am  facio  universis 
präsentes  Hieras  inspecturis.  Quod  cum  ego  et  Theobaldus  filius  mens 
Bartoloms*  de  Salix  dedissemus  in  feodum  et  komagium  ligitm  viginti 
Horas  annuatim  in  nundinis  Barri  percipiendas;  ipse  Bartholomaus 
propter  hoc  devenit  homo  nosler  ligius,  taha  Ugeitate  Domini  Epis- 
copi  Lingonentii,  Domini  Ducis  ßurgundite,  Gallert  de  Wangionis  Riro, 
et  Renardi  de  Choisolio,  ita  quod  nos  tenetur  juvare  bona  fide  de  se 
et  de  suis,  sicut  dominos  suos  ligios,  contra  filios  Goniitis  Henrici 
et  contra  heredes  tpsarnm  et  contra  omnes  homines  et  feminas  pra*- 
terquam  contra  quatuor  prsedictos,  quorum  quemlibet,  etiam  contra 
nos,  tenetur  juvare  pro  guerra  sua  propria,  etsi  corporaliter  prae- 
sens esset;  ita  quidem  quod  in  juvamine  contra  nos  vel  alterum 
nostri  non  habere!  secum  nisi  tantom  unum  militern ;  quamcito  au- 
tem  recessisset  ab  illo,  veniret  ad  nos,  si  inde  esset  requisitus  ad 
nos  juvandos  sicut  dominos  suos  ligios  de  se  et  de  suis  genlibus 
bona  fide.  Si  vero  tili  quatuor,  quos  juvare  tenetur  contra  nos,  ve| 
aliquis  illorum  non  esset  pnesens  in  propria  persona,  vel  si  contra 
nos  guerram  propnam  non  haberent,  ipse  non  juvaret  contra  nos. 

Preterea  sciendum  est,  quod  post  decessum  patris  sui  habefoit 
feodum,  quod  de  nobis  tenebat,  et  erit  inde  bomo  noster  ligius  sicut 
pater  suus  erat ;  sed  ex  tunc  in  antea  non  habebit  «las  viginti  libras 
prcedictas  quas  ei  dedimus,  nisi  illas  de  novo  ei  concesserimus 
habendas. 

Actum  Anno  Gratia»  M.  CC.  XIX.  mense  Octobri. 

Cart.  de  Champ.  Brüssel  I.  p.  107.  Vergleiche  dazu  das  folgende 
Docum.  ib.  p.  106  vom  Jahre  1220  das  ahnlichen  Inhalts  ist. 

Brüssel  •)  hat  dieses  Verbältniss  noch  genauer  dargestellt;  die 
wunderlichsten  Vermischungen  des  Rechts  waren  oft  Folge  davon; 
es  kam  vor,  dass  ganze  Herrschaften  oder  Thetle  derselben  nur  aus 
Feudis  bestanden,  die  von  lauter  verschiedenen  Herren  dem  Lehns- 
mann aufgetragen  waren.  Ein  solches  Beispiel  bot  der  Besitz  der 
Herren  von  Beaujen  in  Vignors;  hier  gehörte  die  Burg  selber  zu 
Lehn  dem  Herzog  von  Burgund,  das  Dorf  am  Fusse  des  Schloss- 
berges war  Lehn  des  Grafen  von  Champagne ;  eben  so  waren  Burg 
und  Festungswerke  von  Chassenay  in  Clerraont  en  Bassigny  Lehn 
der  Grafen  von  Champagne,  während  die  Gemeinde  von  Chassenay 
Lehn  der  Bischöfe  von  Langres  war.  Ähnliches  war  fast  allenthal- 
ben der  Fall.  Bemerkenswerth  sind  hier  noch  die  sogenannten 
«Castra  reddibilia»,  bei  welchen  die  Erlaubniss,  eine  Burg  zu  bauen, 

  ...  m 

t)  Bransel  L.  U.  Ch.  XXTIII. 


Digitized  by  Google 


Die  Bblehkuxgep». 


eu  Lehn  gegeben  ward,  und  die  Verpflichtung  des  Belehnten  dahin 
ging,  dieselbe  dem  Lehnsherren  im  Kriegsfälle  auf  gewisse  Zeiten 
z*  uberlassen. 

Ego  Goaltenis  Dominus  Wangionis  Kivi,  Notum  facio  universis 
tarn  prxsentibus  quum  fuluris,  quod  charissima  Domin»  mea3  Blan- 
che illuslri  Corailissai  Trecensi  et  charissimo  Domino  meo  Theo- 
baldo  iilio  ejus  Co  mite  Caropania?  bona  fide  juravi,  quod  forte  recias 
illas,  qua»  feci  apud  Bloisam  et  apud  Insul  am  reddam  dicto  Comiti 
et  heredibus  ejus  vel  eorum  mandato  ad  magnam  vhn  et  ad  par- 
vam,  quanduque inde  fuero  requisitus.  Hoc  idem  facere  tenebunlur 
heredes  mei  quutienscunque  inde  fueriut  requisiti.  Pradicta  vero 
Comilissa  et  Cnmes  in  animas  suas  bona  (ide  nos  juvare  fecerunt, 
quod  iufra  quadraginla  dies  postquam  ab  essonio  eorum  fuerint  li- 
beral!, reddent  nobis  forte  recias  pnpdictas  in  eo  statu  et  puncto  in 
quo  eas  receperant  a  nobis. 

Quod  ul  notum  permaneat,  et  ratum  teneatur,  literis  annotalum 
sigilli  mei  munimine  roboravi. 

Actum  anno  Domini  M.  CC.  XVI.  mense  Majo. 

Chant.  Lefebvre  II.  p.  62.  (Carlulaire  de  la  Biblioth.  de  M. 
Thou.) 

Endlich  kam  es  und  gar  nicht  selten  vor,  dass  auch  die  Fürsten 
ihren  eigenen  Fideles  und  Unterthanen  verpflichtet  wurden  zum 
homagium  durch  Annahme  eines  drundstücks  als  Beneficium  oder 
Feudum,  oder  durch  lehnsrecblliclie  Succession  in  den  Besitz  eines 
zum  Hommage  verpflichteten  Vasallen.  Obwohl  die  Sache  seit 
Philipp  August  von  den  Königen  selber  heftig  bestritten  wurde,  so 
leidet  sie  selber  doch  gar  keinen  Zweifel. ')  Gebt  man  übrigens  von 
der  Auflassung  jener  Zeit  selber  aus,  dass  das  Fürstentbum  eben 
nichti  enthielt  als  die  Pflicht,  die  Würde  desselben  anzuerkennen  und 
den  Fürsten  nicht  zu  befehden,  so  konnte  der  Fürst  so  gut  wie  der 
König  ihren  Lehnsleuten  sehr  wohl  zur  Hülfe  verbunden  werden 


')  Brüssel  II.  Ch.  5.  hat  diesen  Salz  entschieden  bewiesen.  So  anerkannt 
war  derselbe ,  dass  die  Registres  du  Parlem.  t.  18.  Aug.  1478  noeb  das 
Derrct  enthalten  über  das  hnmmage  drs  Königs  an  die  Abtei  tod  Notre 
Dame  in  Boulogne ,  (bei  welchem  der  König  ein  goldenes  Herz  zu  geben 
verpflichtet  war,  13  Mark  schwer)  «que  lui .  le  Roia  el  ses  snecesseurs 
seront  tenues  de  faire  a  l'aveuir  perpetuellemeut ,  quaud  le  ca»  y  echerra, 
es  mains  de  l'Abbe  de  la  dicte  Eglise  l'horomage  du  Comte  de  Boulogne.» 
Zuweilen  erliess  der  Lehnsherr  es  dem  Fürsten;  bezeichnend  ist  der  Aus- 
druck in  der  Charte  von  Ph.  Aug.  für  Ainiens  in  Beziehung  auf  die  Abtei 
«voluit  ha?c  ecclesia  et  benigne  concesiit .  ut  feodum  suum  absque  facieudo 
hominto  teneremu«,  cum  utiqua  nemini  facere  debeamtu  hominüm  v§l 
po$iimu$,n 
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gegen  einen  dritten.  Merkwürdiger  noch  ist  es  indessen,  dass  in 
gewissen  Fällen  die  ßrttliche  Hoheit  selber  durch  einen  Lehnseid 
des  Fürsten  gegen  den  Unterthanen  erworben  zu  sein  scheint,  wenn 
wir  gleich,  vielleicht  aus  Mangel  an  Nachrichten,  dieselben  für  Aus- 
nahmen erklären  müssen.1) 

Auf  diese  Weise  boten  die  Zustände  des  12.  und  13.  Jahrhun- 
derts in  Beziehung  auf  Horaagia  und  Fidelitas  das  bunteste  Bild 
dar.  Denkt  man  sich  nun  in  einer  solchen  einzelnen  Herrschaft 
das  unfreie  Gut,  für  welches  nur  Fidelitas  des  alten  Rechts  zu  lei- 
sten war,  als  getrennt  von  den  etwaigen  Beneficiis,  so  entsteht  jener 
für  das  ganze  Privatrecht  so  entscheidende  Unterschied  von  Altcux 


')  Das  merkwürdigste  Beispiel  dieser  Art  ist  «las  ttltcste  Stadtrecht  von  Rochelle, 
das  immer  bei  der  Stftdlegetchichte  Frankreich« ,  sowohl  in  den  Ord.  d. 
L.  T.  XI.  u.  XII. ,  als  in  Raynouards  Geschichte  Ubergangen  wird.  RocheUc 
war  im  letzten  Kampfe  der  Ilugenolten  der  letzte  feste  Platz  derselben, 
damals,  als  sich  das  confessionellc  und  das  politische  Princip  schon  ver- 
schmolzen hatte.  Richelieu  belagerte  es  1628  ;  und  damals  kam  es  zur 
Sprache,  in  welchem  Verhältnis  RocheUc  zum  König  gestauden  hatte. 
Die  Democraten  und  Hugenotten  behaupteten,  dass  der  König  eiust  der- 
selben Stadt  auf  den  Knieen  den  Lchnseid  geleistet  habe,  der  Stadt  ihre 
Privilegien  erhalten  zu  wollen  ([Galland]  Discours  p.  6.).  Die  Einwohner 
erliessen  selbst  das  damals  berühmte  «Manifeste  de  la  Rochelle»  ,  worin 
es  unter  anderem  hiess:  aquo  ceux  qui  voudront  compulser  les  archives  de 
la  Röchelte,  verront  ley  Ro  Louis  XI,  qu'on  dit  avoir  mis  les  Roys  hors 
de  page  (hors  du  pays),  ä  genoux,  dnant  le  nmire  de  la  dict*  ville ,  lui 
prestant  le  serment  de  garder  et  maintenir  les  Privileges  d'icelle.»  Richelieu 
und  die  katholisch  absolutistische  Partei  veranlassten  dagegen  den  berühm- 
ten Galland,  unzweifelhaft  einen  der  gründlichsten  Kenner  des  alten  fran- 
zösischen Rechts ,  dem  Verfasser  des  Werks  Uber  das  Franc-Allen  zu  einer 
Gegenschrift,  die  jetzt  sehr  selten  geworden  ist.  Diese  Schrift :  « Discours 
au  Roi,  sur  la  naissance ,  ancien  estat,  progrez  et  aecroisseraent  de  la 
ville  de  Rochelle»  erschien  ohne  Namen  des  Verfassers  1628  in  4.<  Sie 
geht  darauf  aus  ,  nachzuweisen  ,  dass  die  Stadl  «est  nalurellcmcnt  submise 
ä  la  souverainete  du  Royaume»  und  dass  ihre  Freiheiten  falsch  sind.  Dem- 
nach kann  der  Verfasser  es  nicht  umgehen  ,  eigentlich  alle  Behauptungen 
als  geschichtlich  wahre  Thatsachen  hinzugeben ;  er  beschreibt  selber  (p.  $) 
den  Act ,  «wo  der  König  vom  Pferde  steigt  vor  dem  Thore  der  Stadt, 
sein  Haupt  entblösst  und  auf  das  Evangelienbnch  die  Aufrechthaltung  der 
StadtprivUegien ,  die  der  Maire  der  Stadt  ihm  hinhält ,  utroque  genu  flexo 
beschwört.»  Der  Proccs-verbal  dieses  Acts  war  in  den  Archiven  der  Stadl 
aufbewahrt ;  er  ist  abgedruckt  bei  Galland  nach  einer  Copie  p.  95—102. 
(Geschah  am  24.  Mai  1472 !)  Das  kleine  Werk  enthält  so  viele  treffliche 
Notizen,  dass  es  gewiss  eines  neuen  Abdrucks  werth  wäre,  da  wir  selber 
nur  Bin  Exemplar  desselben  gesehen  haben.  Es  ist  ausserdem  ein  Beweis, 
wie  schon  damals  die  Wissenschaft  nicht  blos  existirte,  sondern  auch  be- 
nutet wurde. 
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und  Fief,  aus  welchem  allein  das  System  der  Goutumes  erklärt  wer- 
den kann.  Doch  war  die  Verwirrung  des  Rechts  mit  diesen  man- 
nichfachen  Verbindlichkeiten  noch  bei  weitem  nicht  erschöpft.  Denn 
bald  trat  ein  ganz  neues  Verhältnis*  ein.  Indem  nämlich  der  Grund- 
besitz und  seine  Verleihung  am  Ende  erschöpft  werden  musste. 
Durch  das  immer  neue  Bedürfnis*  ritterlicher  Hülfe  begann  man 
allmähiig  alle  Arten  von  Besitz  und  am  Ende  sogar  blosse  Rechte 
zu  verleihen.  Von  dieser  Zeil  an  entstand  nun  der  Gedanke  in 
Frankreich,  der  in  Deutschland  auf  ähnliche  Weise  zur  Erscheinung 
kam:  dass  man  die  Aemter,  weil  mit  ihnen  Einnahmen  verbunden 
waren ,  zu  Lehen  geben  könne.  Dies  begann  in  Frankreich  bei  den 
Comitatus;  hiefür  ist  das  Dipl.  XXV.  Roberti  Regis,  das  die 
Schenkung  des  Comitatus  von  Beauvais  an  die  Kirche  von  Beau- 
vais  bestätigt,  das  deutlichste  Beispiel.  Die  Kirche  erhält  als  Bene- 
ficium  «omnes  exactiones  ae  redditut  Comitatus ,  —  in  suburbio 
Belvacensis  urbis  —  preterea  omnes  exactiones  et  redditus  et 
quidquid  pertinebat  ad  Comitatum  in  villis  subter  annotatis ,  boc  est 

in  villa  etc.  medietatem  quoqw  Comitatus  in  villa,  etc.»  (Die 

andere  Hälfte  der  Einnahmen  behält  der  König:  Insuper  ipsam 
divisionem  Comitatus  nohis  reddidit,  heisst  es  weiter  unten.)  Diese 
Schenkung  ist  von  1015.  (Scr.  R.  X.  p.  597 — 98.)  Ein  ganz 
gleiches  Beispiel  ist  schon  oben  vom  Grafen  Burchard  mitgetheilt. 
Da  nun  die  Comitatus  von  den  Vicecomites  verwaltet  wurden ,  so 
ging  man  weiter,  und  machte  die  Vicomtes  zu  Lehen,  wodurch 
denn  zuerst  diese  Vicomtes  selbstständig  geworden  zu  sein  scheinen, 
wie  das  genauer  von  Brüssel  L.  III.  Ch.  1.  erörtert  ist.  Nur  ist 
dabei  zu  beachten,  dass  auch  der  etwanige  Grundbesitz  solcher 
Vicomtes  allmäblig  in  ein  ähnliches  Verhältnis*  trat ,  und  dass  die 
Lehnsqualität  der  späteren  Vicomtes ,  welches  stets  Herrschaften 
bezeichnet ,  gerade  von  diesem  Punkte  ausgegangen  ist.  Zu  gleicher 
Zeit  begannen  die  geistlichen  Herren  allerlei  Einnahmen  von  ihren 
Besitzungen  zu  Lehn  aufzutragen ,  wodurch  die  später  so  verwickelte 
Lehre  von  den  dixmes  infeodees  ihren  Ursprung  erhielt;  ')  es  half 
dagegen  nicht,  dass  schon  das  Concil  von  Lillebonne  1080  erklärte: 
«Nullus  laicus  in  redditibus  Altaris  vel  in  sepultura  ,  vel  in  tertia 
parte  decimae  aliquid  habeat ,  nec  pecuniam  pro  eorum  venditione 
vel  donatione  aliquatenus  habeat.  o     Dann  geschah  dasselbe  von 


')  Brüssel  L.  III.  Cb.  IX.  Es  gibt  darüber  eine  ganze  Gesetzgebung  and 
Jurisprudenz.  Regel  ward  nahher ,  dass  alle  LeJmsseholeo ,  die  vor 
dem  Lateraneits.  Coacit.  y.  117«  unter  AU«.  III.  eingeführt  und  aicat  ab- 
gelöst waren  ,  bestehen  bleiben  ,  alle  »pileren  aufgehoben  werden  sollten. 
Br.  p.  839.  Vgl.  Repertoire  de  Jurispr.  von  Guyot  v.  Dura«*  iufcodees. 
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Seiten  der  weltlichen  Herren.  Als  Beispiel  möge  die  eben  ctt.  Ur- 
kunde von  1200  dieuen.  Bald  {fing  man  weiter.  An  die  Belehnung 
mit  den  Vicomtes  schlössen  sich  die  Belehnungen  mit  den  Vi ra- 
riaten. ')  und  den  Aemtern  der  Voyers,  vielleicht  aueh  der  Sbüs-i 
voyers;  von  da  aus  entstand  die  Belehnong  mit  der  Advocatia  oder 
Avouerie,  denn  auch  damit  waren  gewisse  Einkünfte  verbunden.0) 
Wenn  diese  Hülfsroittel  erschöpa  waren ,  griff  man  auch  wohl  dazu, 
die  Freiheit  von  gewissen  Abgaben  zu  Lehn  zu  geben ;  ein  solches 
Beispiel  hat  Brüssel  aus  dem  Oartulaire  de  Champagne  angeführt; 
wo  es  von  einem  Vasallen  hiess  bei  der  Aufzählung  der  Namen 
der  iehnspflichugen  Ritter : 

(    Tenet  in  feudo  libertatem  de  consiietudine 
(  quadam  qua?  dicitiir  Lornagium,4} 

Aus  dieser  fast  ganz  regellosen  Durchkreuzung  von  Lehqpflicht  und 
Recht  entstand  endlich  das  Bedürfnis*,  Lehnsbücher  anzulegen,  in 
ähnlicher  Weise  wie  das  Doomes  Day-Book  in  England;  solche 
JLehnsbücher  sind  das  Tßrritr  cartulaire  de  Normandie,  das  von 
Brüssel  citirt  wird,  und  das  gleich  zu  citirende  Registre  des  Intitur 
lations  des  Fiefs  en  France  von  1326 ,  welches  Brüssel  gleichfalls 
benutzt  hat;  leider  sind  diese  wichtigen  Quellen  nur  aus  seinen  Aus- 
zügen bekannt..  Dahin  gehören  auch  das  Cartulaire  de  Champagne 
obwohl  es  daneben  manches  andere  enthalten  hat,  und  Überhaupt 
als  das  Archiv  der  Grands  Jours  de  Champagne  oder  de  Troyes 
(der  Dies  Trecenses,  s.  unten)  angesehen  werden  kann.  Trotz  der- 
selben bleiben  grosse  Verwirrungen ,  besonders  da  auch  die  oben 
schon  beschriebenen  Recommandationen  gleichfalls  als  Fiefs  im  13. 
Jahrhundert  angesehen  wurden ,  woraus  sich  der  von  SaUaing  *) 
zu  sehr  urgirte  Unterschied  von  Fiefs  de  reprise  und  vrais  fiefs  err 
gab ,  die  ersten  die ,  welche  aus  meist  allodfreien  Besitzungen  her 
stehend,  später  gegen  eine  bestimmte  Summe  oder  aus  anderen 
Gründen  als  Fiefs  einem  Herren  aufgetragen  waren,  die  anderen 
die  eigentlichen  Belehnungen  der  Herren  an  die  Vasallen.  —  Auf 
diese  Weise  wird  es  erklärlich  ,  dass  Fälle  vorkamen ,  in  welchen 
sich  Freiherren  als  Vasallen  eines  Fürsten  oder  Herrn  ansahen, 
ohne  zu  wissen,  welche  Fiefs  sie  besässen;  ein  solches  Beispiel 

i)  Brüssel  L.  III.  Ch.  3. 
»)  Jd.  L.  III.  Ch.  4. 

»)  Id.  L.  III.  Ch.  «.  <  i 

4)  Brüssel  L.  n.  Ch.  3t.   Comagixm  ist  «lue  Abgabe  filr  die  W»ide?erech- 

tigkett  auf  dem  Gute  des  Heim. 
*)  TraiU  de?  Fiefs.   Ch.  44.  i  i 
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fiihrl  Brüssel  aus  dem  oben  eil.  Reg.  des  irrttt.  d.  F.  an,  •)  wo  es 
hiess:  «Le  Gomte  de  Savines  vint  en  hommage  lige,  Tan  mil  GCLX. 
Et  pour  ce  qu'il  ne  nomma  pas  de  quoi ,  il  deubt  (düt)  estre  ren- 
u>ie.»  —  Und  hieraus  wieder  erklärt  es  sich ,  dass  all  mg  h  Hg  die 
Freiherren ,  die  einem  Fürsten  angehörten ,  sich  als  hommes  liges 
desselben  ansahen,  oder  es  wirklich  wurden,  ohne  dass  Überall 
eine  Belehnung  statt  gefunden  oder  nachweisbar  gewesen  wäre. 
Dies  scheint  hauptsächlich  im  13.  Jahrhundert  vor  sich  gegangen 
zu  sein  ;  wenigstens  gibt  Brüssel  aus  dem  Cartnl.  de  Champ.  an,3) 
dass  von  den  2t  grossen  Vasalten  (Fcodi  magni)  der  Grafen  von 
Champagne  die  von  1152  bis  1181  im  Gartulaite  aufgezeichnet  waten, 
nur  Einer  als  homme  lige  des  Grafen  stand,  während  seit  1197 
mehr  als  20  grosse  Vasallen  als  »igii  aufgeführt  werden. 

Auf  diese  Weise  nun  durchkreuzen  sich  jetzt  auf  allen  Punkten 
Frankreichs  Besitzungen,  Rechte,  Ansprüche  und  Verpflichtungen. 
Und  hier  ist  der  Punkt,  wo  wir  auf  die  beiden  ersten  Tbeile  einen 
Blick  zurückwerfen  müssen. 

Nach  dem  dort  Dargestellten  nfimlich  steht  das  Lehnswesen  in 
streng  genrdneten  Stufen  als  ein  innerer  Organismus  des  Staats  und 
der  Gesellschaft  zugleich  da.  In  leicht  erfassl icher  Ordnung  reihen 
sich  die  Glassen  und  ihre  Berechtigung  an  einander  und  allent- 
halben erschlichst  sich  ein,  wenigstens  im  Allgemeinen,  sicheres 
Resultat  fOr  die  Beobachtung.  Grade  diess  ist  es,  was  das  eigent- 
liche Lehnrecht  und  die  Bclehnungen  nun  zu  verwirren  heginnen; 
und  hier  kann  man  die  Folgen  derselben  in  drei  Gruppen  ordnen. 

Die  feste  Scheidewand  zwischen  den  Freiherrsobaften,  ihre  freie 
Selbstherrlichkeit  einander  gegenüber,  ist  es,  die  zugleich  durch 
die  Belehnung  und  die  Lehnspflicht  gebrochen  wird ;  der  Baron 
wird  selbst  Vasall  und  hat  unter  seinen  Vasallen  gleichfalls  seine 
Barone,  Die  notwendige  Folge  davon  ist,  dass  die  Idee  der  Frei- 
herrlichkeit eben  so  weit  herabsinkt  zur  Vasallität,  als  diese  zu 
jener  emporsteigt.  Die  Kluft  zwischen  dem  sooveraiden  Freiherrn 
und  dem  nicht  sou verainen  Edelmann  beginnt  sich  auszufüllen, 
beide  Glassen  fangen  an ,  in  einander  überzugeben,  und  so  bereitet 
sich  hier  das  Princip  vor,  dass  die  Freiherrn  und  der  niedere  Adel 
znsammen  Einen  Stand,  den  Stand  des  Adels  überhaupt,  bilden. 
Dieses  ist  das  erste  und  richtigste  Besultat  jener  Belehnungen,  das- 
jenige, was  sich  am  längsten  und  am  bestimmtesten  erhalten  hat. 
Voa  da  an  fangt  der  Adel  als  solcher  an,  den  übrigen  Stünden  sich 
als  ein  Gange»  gegenüber  zu  stellen  und  es  bedurfte  jetzt  nur  noch 


0  L.  U.  Gh.  3t. 
')  L.L  Ca.  13. 
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einer  Entwicklung,  welche  ihn  auch  mit  den  übrigen  Ständen  in 
grössere  Körper  zusammenfaßte ,  um  die  Gestalt  der  drei  Stünde 
Frankreichs  zu  vollenden. 

Nicht  minder  bedeutend  ist  die  zweite  Folge  ieoer  Bewegungen. 
Dadurch  nämlich,  dass  die  Belehnungen  die  Waffenpflicht  ganz 
vom  Besitz  und  seiner  Vergabung  abhängig  machten,  ward  das  alte 
Fürstenthum  in  seiner  lehnsherrlichen  Stellung  fast  gänzlich  vernich- 
tet. Nicht  allein  dass  die  Freiherren  des  Fürstenthuras  sich  unter 
einander  zu  grösserem  gegenseitigen  Dienst  verbanden  als  sie  selber 
dem  Fürsten  zu  leisten  sich  verpflichtet  hielten  —  sogar  gegen  die- 
sen Fürsten  konnten  sie  sich  verpflichten;  endlich  ward  der  Fürst 
selber  nicht  selten  seiner  eignen  Mannen  Mann,  Öfterer  noch  der 
eine  Fürst  ein  Vasall  des  anderen.  Dadurch  ward  das  Wesen  des 
Fürstenthums  der  Mittelpunkt  höherer  Vereinigung  zu  sein  für  die 
souverainen  Freiherrn  untergraben  und  jene  undefioirbare ,  doch 
aber  dem  unmittelbaren  Bewusstsein  deutliche  Würde  der  Fürsten 
aufgelöst.  Das  war  es,  was  unter  allen  am  meisten  dem  eigent- 
lichen Königthum  vorgearbeitet  bat.  Denn  obwohl  die  Fürsten 
ihren  Hallpunkt  verloren,  ging  doch  das  Bedürfhiss  nach  organi- 
scher Ordnung  nicht  unter.  Sollte  diese  aber  jetzt  entstehen,  so 
musste  sie  den  Schatten  des  verschwindenden  Fürstenthums  mit 
einem  neuen  Lebensprincip ,  das  von  Besitz  und  Willkühr  gleich 
unabhängig  wäre,  erfüllen.  Und  das  ist  es,  was  das  Königthum 
des  13.  Jahrhunderls  gethan  hat.  Es  ist  dasselbe  auf  diese  Weise 
der  Erbe  der  Lehnsepoche  geworden,  der  das  überkommene  Gut 
mit  neuem  Willen  und  neuem  Princip  einer  neuen  Geschichte  ent- 
gegenfahrt. 

Endlich  aber  —  und  damit  gehen  wir  zum  letzten  Punkt  in 
diesem  Lehnswesen  über  —  hat  die  Menge  der  Belehnung  auch 
die  territorialen  Verhältnisse  auf  die  lauteste  Weise  durcheinander 
geworfen.  Wir  haben  hier  nicht  von  den  einzelnen  Verpflichtungen 
zu  reden,  die  sich  an  die  einzelnen  Verleihungen  knüpften;  da 
aber  Gericht  und  Grundbesitz  auch  jetzt  noch  auf  das  Engste  ver- 
bunden bleiben,  so  müssen  wir  den  Eiufluss  derselben  auf  den 
Gerichtsorganismus  im  Kurzen  charakterisireu. 

C.    Die  Belehnungen  und  die  Gerichtsbarkeit. 

Es  ergeben  sich  bei  der  Betrachtung  dieses  Verhältnisses  zwei 
Gesichtspunkte,  von  welchen  aus  das  sonst  fast  unauflösliche  Ge- 
biet sich  allein  zu  ordnen  vermag.  Zuert  nämlich  folgt  die  Ge- 
richtsbarkeit der  Verleihung  des  Grundbesitzes,  da  beide  auch  jetzt 
noch  identisch  sind  und  es  versteht  sich  dass  das  Maass  der  Ver- 
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leihung  auch  das  Maas*  der  Gerichtsbarkeit  bedingen  musste.  Dann 
aber  ist  durch  die  Verleihungen  nirgends  eine  neue  Art  der  Ge- 
richtsbarkeit eingeführt,  da  die  Verleihungen  selber  schon  älter 
sind  wie  das  eigentliche  Lehnsrecht,  so  dass  der  Haupteinfluss  der 
letzteren  auf  den  Gerichtsorganismus  nur  in  der  äusseren  Vermi- 
schung der  Gompetenzen  und  der  Obergerichtsbarkeit  der  schon 
bestehenden  Gerichtsordnungen  gesucht  werden  muss;  nur  auf 
einem  Punkte  tritt  eine  wirklich  eigenthfimliche  Gerichtsbarkeit  jetzt 
neben  den  übrigen  Formen  derselben  auf.  Demnach  ist  es  nun  die 
Aufgabe  des  Folgenden  die  Art  und  Weise  zu  zeigen,  wie  durch 
die  Belehnungen  die  Gerichtsbarkeit  des  bisherigen  Rechts  unter 
die  Gerichtsherren  vertheilt  worden  ist. 

Hier  waren  nun  folgende  Verbältnisse  möglich.  An  einigen 
Orten  war  mit  jedem  Lehn  zugleich  die  haute  justice  auch  jetzt 
noch  verbunden  wie  im  Clermont.  Obgleich  daher  auch  hier  der 
Grundbesitz  als  Lehn,  fief,  und  die  Freiherren  als  Vasallen  des 
Fürsten  oder  fürstlichen  Grafen  angesehen  wurden,  so  blieb  doch 
alles  im  alten  Recht.  Diess  gilt  daher  auch  von  allen  Verleihungen, 
bei  denen  der  frühere  Herr  die  haute  justice  mit  dem  Grundbesitz 
zugleich  auftrug.  Nur  hatte  dieses  eine  wichtige  Folge.  Da  der 
Grundbesitz  die  Abhängigkeil  bedingte,  so  galt  mit  der  Verleihung 
desselben  die  Obergerichtsbarkeit  des  Verleihenden  auch  fernerhin  fort, 
übertrug  daher  ein  fürstlicher  Herr,  der  eine  Cour  de  Baronnie 
hielt,  einem  fremden  Freiherrn  ein  lief  mit  haute  justice,  so  stand 
dieser  unter  zwei  Cours  de  Baronnie  und  zwar  ftir  seine  eigne  Frei- 
herrschaft unter  der  Cour  des  eignen  Fürsten  für  sein  fief  unter 
der  Cour  des  neuen  Lehnsherrn.  Dieser  behielt  seine  Corapetenz 
in  demselben  Gebietskreise  wie  früher  und  auch  die  von  seiner 
Cour  etwa  ausgesprochenen  Lehnsstrafen,  wie  das  Verfallen  des 
Lehns,  konnte  nur  gegen  das  von  ihm  verliehene  tief  angewendet 
werden.  Diess  bezeichnet  der  Satz,  dass  der  Lehnsherr  «ne  peut 
justicier  fors  ce,  que  je  Heng  de  lui.»  Das  angegebene  Verhältniss 
ist  noch  ein  einfaches.  Der  neue  Vasall  hatte,  dem  Freiherrn  zu 
Folge,  jetzt  auch  zwei  Cours  de  Baronnie  zu  beschicken,  und, 
wenn  Appellation  vorkam,  je  nach  der  Lehnsherrlichkeit  sich  bald 
in  der  einen,  bald  in  der  anderen  zu  vertheidigen.  War  Über  die 
justice  nichts  ausgemacht,  so  ist  gewiss  dieselbe  als  selbstverständ- 
lich der  Verleihung  mitgefolgt,  da  sie  ohne  besonderen  Vertrag 
vom  Grundbesitze  nicht  getrennt  werden  konnte.  Die  Verträge 
bestimmen  gewöhnlich  nur  die  Art  und  Weise,  wie  das  Gericht 
des  neuen  zweiten  Lehnsherrn  zu  beschicken  sei.  Die  neuen  Va- 
sallen dagegen  verpflichteten  sich  zur  Lehnspflicht  gewöhnlich  unter 
der  ausdrücklichen  Bedingung,  dass  sie  als  hommes  lige*  fiir  das 
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Lehn  «contra  omnem  creatnram  qnm  posstt  vivere  et  mori» 
dem  Lehnsherrn  Hülfe  leisten,  «quando  dominus  faciet  rectum  cu- 
rim  suce  per  Judicium  eorum,  qui  me  possunt  et  debeni  judicare. ») 
An  diesen  Grundsatz  schloss  sich  der  zweite,  dass  die  Lehnspflicht, 
bedingt  durch  den  Besitz  der  Fiefs,  auch  nur  so  lange  dauere  als 
dieser  Besitz  selber  oder  als  seine  Lehmqualität.  Demnach  ward 
die  Obergerichtsbarkeit  des  Lehnsherrn  über  den  Vasallen  in  zwei 
Fällen  aufgehoben.  Gab  der  letzlere  das  Lehn  zurück,  so  war  er 
damit  aller  Verbindlichkeit  ledig  und  so  auch  der  Corapetenz  des 
Lehnsherrn,  was  nur  eine  Folge  der  obigen  Prmcipien  ist;  und 
dasselbe  war  der  Fall,  wenn  es  dem  Vasallen  gelang  aus  dem  Fief 
ein  freiherrliches  Allod  zu  machen.2)  Diese  beiden  Sätze  zeigen 
unter  allen  am  deutlichsten,  wie  wenig  die  Idee  einer  staatlichen 
Gerichtsbarkeit  in  dieser  Zeit  auf  der  Grundlage  des  alten  Rechts 
Platz  greifen  konnte;  hier  bedurfte  es  einer  Umgestaltung  des  Prinr 
cips  selber»  um  die  neue  Ordnung  der  Dinge  einzuführen.  Einen 
gleichen  Oharacter  aus  gleichem  Grunde  hat  der  letzte  Satz:  dass 
bei  solchem  Verhältnis*  die  Verpflichtung  des  Herrn  zur  Gericht- 
haltung eine  so  absolute  war,  dass  die  Weigerung  desselben  als 
eine  Fehdeerklärung  gegen  den  Vasallen  galt,  da  sie  das  einzige 
rechtliche  Band  brach,  das  die  Fiefs  dem  Lehnsherrn  unterordnete. 
Die  El.  d.  St.  L.  1.  49.  beschreiben  genau  das  Verfahren  dabei. 
Will  der  Lehnsherr  kein  Gericht  halten  für  den  Vasallen,  so  for- 
dert dieser  die  Aflei  vasailen,  die  auf  dem  verliehenen  Gute  sitzen* 
auf,  mit  ihm  zur  Fehde  gegen  den  Oberlehusherrn,  Chief-Seigneur, 
zu  ziehen.  Die  letzteren  haben  dann  das  Hecht  diesen  Chief- 
Seigneur  selbst  anzugehen;  sie  dürfen  und  zwar  auf  Kosten  des 
Sire,  ihres  nächsten  Lehnsherrn,  zwei  Chief-Seigneur  rufen  und  ihn 
fragen  ob  er  wirklich  dem  Sire  die  justice  verweigert  habe.  Bejaht 
er  es,  so  soll  der  Aftervasall  dem  letzteren  zur  Fehde  gegen  den 
ersleren  folgen ;  verneiot  er  es,  so  darf  er  ihm  antworten:  «je  n'iray 
pas  und  por  ce  nen  perdrail  ja  pas  droit  ni  fie,  ni  autre  chose.» 
Auf  diese  Verbältnisse  kommen  wir  später  noch  zurück. 

Verwickelter  aber  ward  der  Fall,  wenn  ent weder  «par  vente, 
ou  par  escange,  ou  par  otroi  de  segneur,  Ii  uns  porroit  avoir  en  cer- 
Uiin  lui  le  kaute  justice  et  uni  autres  le  basse.3)  Hier  ist  nun  zuerst 
das  Entstehen  der  justice  basse  im  späteren  Sinne,  im  Gegensatz 
zur  justice  moyenne,  die  das  13.  Jahrhundert  uoch  nicht  kennt, 
anzuknüpfen.  Ward  nämlich  ein  Grundstück  verliehen,  auf  wel- 
 — ■  

>)  Tff.  Brüssel  L.  II.  26. 

*)  Trefflich  ausgeführt  and  bewiesen  bei  Brasset  II.  37. 
3)  Beaum.  LVIII.  1. 
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chem  nur  Unfrei«  sassen ,  so  folgte  die  justice  über  die  Verpflich- 
tungen dieser  Unfreien  dem  Grundstücke  gewöhnlich  mit.  Diese 
justice  enthielt  daher  nur  die  kleineren  Vergehen  dieser  Unfreien 
und  die  Streitigkeiten  über  ihren  Grundzins,  dem  cens.  Daher  hat 
sie  den  Namen  der  justice  fonciire ;  alle  übrigen  Falle  mit  Ausschluss 
der  haute  justice  fasste  man  dieser  gegenüber  zusammen  als  die 
justice  moyenne.  Es  ist  demnach  klar,  dass  die  letztere  Unterschei- 
dung keine  besondere  Gerichtsbarkeit,  sondern  nur  eine  besondere 
Vertheilung  der  allen  bezeichnet  und  gleichfalls  in  ihrem  Entstehen 
durch  den  zufälligen  Gang  der  Verleihungen  bedingt  worden  ist. 
Bleiben  nun  diese  Verleihungen  innerhalb  derselben  Obergericbts- 
barkeit,  so  waren  damit  nur  die  Innhaber  der  Gerichtsbarkeit,  nicht 
der  Organismus  selber  geändert.  Ward  aber  eine  Justice  basse 
oder  gar  fonciere  an  denjenigen  verliehen,  der  selbst  eine  Ober- 
gerichtsbarkeit hatte,  so  mussten  sich  mannigfache  Verwicklungen 
ergeben.  Er  war  Vorsitzer  eines  freien  Gerichts  und  konnte  nur 
durch  seine  Peers  in  einem  oberen  Gericht  gerichtet  werden ;  zu- 
gleich musste  er  für  die  Justice  basse  denen  zu  Gerichte  stehen, 
die  nicht  seine  Peers  waren.  Das  war  ein  an  sich  Unnatürliches. 
Wie  es  im  Einzelnen  gehalten,  rauss  auch  hier  die  Localgeschichte 
nachweisen.  Im  Allgemeinen  aber  ergibt  sich,  dass  die  dadurch 
entstehende  Verwirrung  den  Sieg  der  einheitlichen  organischen 
and  allenthalben  zugleich  erscheinenden  königlichen  Gerichtsbar- 
keit nicht  wenig  vorbereitet  haben. 

Alle  diese  Verwicklungen  sind  nun  schon  im  13.  Jahrhundert 
vorhanden  und  alle  Verwirrungen ,  die  sie  erzeigten ,  wurden  schon 
damals  lebhaft  gefühlt.«)  Demnach  war  es  grade  durch  das  Prin- 
eip  der  Gerichtsherrlichkeit ,  die  Identität  derselben  mit  dem  Besitze, 
die  selber  nur  eine  Folge  des  Princips  des  Lebnswesens  überhaupt 
ist,  uicht  möglich,  jene  Vertheilung  der  Gerichtsbarkeit  selber  auf- 
zuheben. Wir  müssen  diese  Epoche  und  ihre  Gerichtsverfassung 
daher  als  die  Grundlage  der  Zustände  in  den  folgenden  Perioden 
betrachten;  und  in  der  That  können  diese  niemals  ohne  jene  er- 
klärt und  verstanden  werden.  Desshalb  sind  wir  hierüber  aus- 
führlicher gewesen;  denn  wie  ein  Schluss  aus  seinen  Prämissen, 
so  ergeben  sich  Verhältnisse  und  Begriffe  einer  folgenden  Zeit  fast 
arbeitslos,  wenn  die  frühere  in  ihren  Elementen  klar  vorliegt.  Jenes 
Princip  der  lehnsrechtlichen  Gerichtsbarkeit  aber  hat  sich  bis  zur 
Revolution  erhalten.  Zwar  breitet  die  königliche  Gerichtsbarkeit 
sich  über  dieselbe  aus,  umfasst  sie,  unterwirft  sie  sich  und  ordnet 
sie  durch  Praxis  und  Gesetz.   Aber  aufzuheben  hat  sie  doch  nicht 


')  Vgl.  z.  B.  Beaum.  LV1II.  13  und  öfter. 
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vermocht,  sondern  jene  grund herrliche  Gerichtsbarkeit  verändert 
nur  Stellung  und  Namen  durch  das  Königthum.  Während  sie  im 
Lehnswesen  die  einzige  Form  der  staatlichen  Gerichtsbarkeit  ist, 
wird  sie  unter  jenen  zur  Patrimonialjurtidiction.  Das  ist  das  Wesen 
dieser,  aus  dem  9.  Jahrhundert  herstammenden,  jetzt  tausendjäh- 
rigen Gerichtsbarkeit  der  Grundherren ;  sie  ist  die  lehnsrechtliche 
Gerichtsbarkeit  unter  dem  Staate  des  Königthum*.  Erst  mit  dem  Auf- 
treten des  letzteren  beginnt  daher  eine  wirklich  neue  Epoche  auch 
fiir  diese  Seite  des  öffentlichen  Rechtslebens. 

Unserer  Aufgabe  nach  gehen  wir  nun  dazu  über,  das  Strafrecht 
und  das  Verfahren  für  dieses  Lehnswesen  im  Genaueren  darzustellen. 


I. 

Das  Strafrecht  des  Lehnwesens. 
Vorbemerkung. 

Das  Nächstfolgende  ,  mag  es  nun  richtig  sein  oder  falsch, 
wird  an  einem  Mangel  leiden,  den  wir  zu  ändern  nicht  vermögen. 

Wir  raeinen  'nämlich  ,  dass  es  durchaus  nothwendig  ist,  das 
Strafrecht  des  Lehnwesens  als  eine  Weiterbildung  des  alten  ger- 
manischen Strafrechts  und  seines  Princips  aufzufassen ,  da  es  eben 
seine  Bedeutung  wesentlich  in  diesem  Übergangsverhältnisse  hat.  Ist 
das  aber  der  Fall ,  so  werden  wir  gezwungen  sein,  unsre  Auffassung 
des  altgermanischen  Strafrechts  vorauszuschicken ,  da  sie  weder  die 
gewöhnliche  ist,  noch  auch  sich  mit  Entschiedenheit  an  eine  be- 
kannte anschliesst.  Demnach  wird  es  hier  unmöglich  bleiben 
müssen,  diese  Auffassung  mit  den  historischen  Nachweisungon  zu 
belegen.  Es  bleibt  uns  daher  nichts  anderes  übrig,  als  durch  die 
Einheit  des  Ganzen  die  Möglichkeit  für  die  Bestätigung  des  Ein- 
zelnen zu  beweisen. 

Wir  gehen  aus  von  dem  Begriff  des  Verbrechens  und  der 
Strafe;  von  dem  letztern  vorzüglich  ,  weil  durch  die  Strafe  und  ihre 
Form  am  leichtesten  erkannt  wird,  was  eine  Zeit  als  Verbrechen 
ansieht.  Jedes  Verbrechen  ist  allerdings  zunächst  eine  Verletzung 
der  Persönlichkeit,  und  die  Strafe  ist  die  an  sich  nothwendige 
Folge  derselben.  Allein  das  Verbrechen  ist  nicht  jede  die  Persön- 
lichkeit verletzende  That ;  und  die  Strafe  ist  nicht  jede  Folge  einer 
solchen  That ,  nicht  einmal  jede  Folge  des  wirklichen  Verbrechens; 
die  verletzende  That  ist  nur  in  so  fern  Verbrechen,  als  sie  in  der 
einzelnen  Persönlichkeit  die  allgemeine  oder  den  Begriff  der  Persön- 
lichkeit trifft  und  verletzt ;  das  dem  Thäter  zugefügte  Uebel  ist  in 
io  fem  Strafe,  als  es,  wegen  jener  Verletzung  der  allgemeinen  Per- 
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sönlicbkeit ,  von  dieser  allgemeinen  Persönlichkeit ,  oder  natürlich 
von  ihrem  Vertreter,  dem  Staat  in  seinen  Beamteten  dem  Thäler 
zugefügt  wird. 

Daraus  folgt  der  Gruudsatz,  der  nicht  allein  die  Geschichte 
des  germanischen  Strafrechts ,  sondern  die  des  Strafrechts  über- 
haupt beherrscht;  dass  in  dem  Maasse,  in  welchem  sich  die  Idee 
der  allgemeinen  Persönlichkeit  ,  des  Staats,  verwirklicht,  auch  die 
verletzende  That  aus  einem  blossen  Unrecht  gegen  die  einzelne 
Persönlichkeit  zu  einem  wirklichen  Verbrechen  wird ;  das  heisst, 
dass  eine  That,  die  irgend  ein  Verhälloiss  der  Persönlichkeit  ver- 
letzt, in  dem  Augenblick  aus  einer  blossen  Verletzung  zu  einem 
Verbrechen  wird,  wo  der  Staat  jenes  Verhältniss  zugleich  als  sein 
eigenes  —  Inhalt  seines  eigenen  Daseins  —  anerkennt.  So  Ehre, 
Leib,  Leben,  Gut  und  anderes. 

Betrachten  *wir  nun  aber  jenes  so  eben  angedeutete  Verhlltniss 
der  einzelnen  und  der  allgemeinen  Persönlichkeit ,  des  Bürgers  und 
des  Staats,  so  ergiebt  es  sich  bald,  dass  die  Gränze  für  diejenigen 
Verhältnisse,  die  dem  Bürger  aHein  und  nicht  dem  Staate  angehören, 
sehr  schwer  zu  zeichnen  ist.  Da  nur  auf  der  Feststellung  dieser 
Gränze  der  Begriff  des  Verbrechens  beruht,  so  erklärt  es  sich  zu- 
nächst, dass,  so  einfach  das  Princip  für  das  Verbrechen  ist,  so 
schwierig  die  wirkliche  Anerkennung  des  Verbrechens  im  Einzelnen 
werden  kann. 

Dies  ist  nun  der  nahe  liegende  Grund ,  weshalb  in  allen  An- 
fängen der  Strafrechtspflege  bei  den  verschiedenen  Völkern  Begriff 
und  Gränze  für  Verbrechen  und  Strafe  so  sehr  ungenau  erscheinen. 
Es  beruht  das  nicht  darauf ,  dass  man  nicht  gewusst  hätte ,  was 
jene  beiden  ihrem  Wesen  nach  seien ;  denn  gewisse  Verbrechen 
und  Strafen  hat  jedes  Volk  und  jede  Zeit,  und  das  sind  diejenigen, 
die  gar  nicht  gegen  den  Einzelnen ,  sondern  gegen  das  Allgemeine 
unmittelbar  begangen  werden  können ,  man  kann  sie  die  absoluten 
Verbrechen  nennen.  Sondern  innerhalb  derjenigen  Verletzungen, 
die  in  dem  Einzelnen  das  Allgemeine  verletzen ,  herrscht  die  Ver- 
schiedenheit; und  zwar  deshalb,  weil  die  natürliche  Unbestimmtheit 
des  Staats  und  seines  Umfangs  nothwendig  eine  entsprechende  Un- 
genauigkeit  für  die  Frage  erzeugt ,  welche  Handlongen  den  Staat, 
welche  blos  den  Einzelnen  verletzen.  Die  Epoche  dieser  Un- 
bestimmtheit hat  jedes  Volk ,  wenn  auch  jedes  auf  seine  Weise, 
durchleben  müssen. 

Ob  nun  das  einzelne  Volk  sich  dieses  Mangels  bewusst  gewor- 
den oder  nicht,  und  wie  es  fortgeschritten,  mag  anderen  Unter-* 
suchungen  überlassen  bleiben.  Uns  kommt  es  zunächst  darauf  an 
zu  beantworten,  ob  untre  Wissenschaft  im  Stande  sein  wird,  trotz 
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jener  Unbestimmtheit  nachzuweisen  ,  was  in  einer  gegebenen  Zeit 
ein  Verbrechen,  was  individuelles  Unrecht  gewesen  ist.  Und  hier 
ist  es  nun,  wo  das  obige  Princip  seine  historische  Bedeutung  er- 
halt. Bedingt  nemlich  die  Idee  des  Staat*  das  Verbrecbeu  im  Un- 
recht, so  wird  man,  indem  man  in  einer  bestimmten  Zeit  jenen 
die  ihr  angehörige  Idee  des  Staats  sucht  und  findet,  allein  dadurch 
im  Stande  sein ,  die  Gräme  und  den  Inhalt  des  Verbrechens  und  der 
Strafe  in  dieser  Zeit  nachzuweisen.  So  lange  daher  eine  Zeit  kein 
klares  Bewusstsein  über  ihr  eigenes  Strafrecht  hat,  wird  jede  Uirier* 
suchung  auszugehen  haben  von  der  Gestalt  und  dem  Inhalt  des 
StaaUbtgrifts  derselben ;  uicbt ,  weil  dann  alles  mit  Einem  Schlage 
klar  und  bestimmt  sein  wird,  sondern  weil •  alles ,.  was  an  Klarheit 
gewonnen  werden  kann,  nur  auf  diesem  Wege  zu  erreichen  ist. 

Dieses  fiir  alle  Geschichte  geltende  Princip  findet  nuu  seine 
bestimmtere  Anwendung  für  die  Geschichte  des  germanischen  Straf- 
rechls  in  folgender  Weise. 

Die  Grundform  alles  nicht  germanischen  Lebens  ist  der  Gegen- 
satz der  individuellen  Selbstständigkeit  und  der  Anerkennung  des 
Rechts  der  allgemeinen  Persönlichkeit.  Es  tritt  derselbe  in  sehr 
verschiedener  Weise  auf;  immer  aber  mit  jenem  zweifachen  Inhalt 

Die  erste,  natnrbegründete  und  unmittelbar  durch  jene  Grunde 
form  bedingte  und  erzeugte  Epoche  geht  bis  tief  in  die  Zeit  der 
Eroberung  hinein ,  und  ist,  da  sie  erst  durch  diese  gebrochen  wird> 
den  verschiedenen  Stämmen  der  germanischen  Welt  zu  sehr  ver- 
schiedenen Zeiten  und  in  sehr  verschiedener  Weise  verloren  worden. 
Ihre  Verfassung  ist  die  Geechhsckterterfauung.  Die  Idee  des  Staats, 
sein  sclbstpersimlicbes  Leben  ist  den  Genossen  nur  da  als  der  Ge- 
danke der  Einheit;  wer  gegen  diese,  sei  es  durch  Venrath,  sei  es 
durch  Verlassen  des  Stammesheeres,  verbricht,  hat  keinen  Einzel- 
nen ,  sondern  nur  die  Persönlichkeit  des  Staats,  die  Idee  desselben, 
wenn  man  will ,  verletzt.  Es  giebt  in  der  ältesten  Zeit  nur  dieses 
Verbrechen  gegen  den  Staat;  einen  ganz  besondern  Zusatz  bildet 
das  corpore  inferais  esse,  das  ich  mit  Waita  nur  in  eigentlicher 
Bedeutung  nehmen  kann.  —  Auaerhalb  dieses  geschlossenen  Eins- 
seins der  Geschlechter  hat  der  anfangliche  Staat  wirklich  keino  Form, 
in  welcher  er  sich  Ihatsächlich  darstellt ;  und  dieser  Staat  ist  da- 
her allerdings  eine  Abstraclion,  wenn  der  Gedanke  eine  Abstraction 
ist ,  einer  Familie  anzugehören.  Die  einzige  Thal,  durch  die  gegen 
diesen  momentenlosen  Begriff  verbrochen  werden  konnte,  war  das 
«prodilorem  et  transfugam ,  ignavum  et  imbellem  esse.»  Die  Strafe 
das  Hängen ,  vielleicht  am  geweihten  Baume.  —  Innerhalb  dieser 
Einheit  aber  leben  nun  die  einzelnen  Familien  und  Geschlechter, 
in  ihnen  der  Einzelne.    Seine  Persönlichkeit  gehört  daher  dem 
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Ganzen,  wie  der  Sohn  der  Familie.  Eine  Verletzung  gegen  ihn 
ist  daher  allerdings  zuerst  eine  Verletzung  »einer  selbst ,  als  eines 
freien  selbständigen  Mannes ,  eine  Verletzung  $einer  individuellen 
Persönlichkeit,  aber  indem  er  als  solche  zum  Dasein  und  Leben 
der  ganzen  gens  gehört,  ist  das  Dasein  der  letzteren  bedingt  durch 
seine  persönliche  Unverletzlichkeit  —  sie  ist  als  gens  nur  unverletzt, 
wenn  der  Einzelne  in  ihr  unverletzt  bleibt.  Daraus  folgt  dann, 
dass  jede  Verletzung  des  Einzelnen  zugleich  eine  Verletzung  des 
Geschlechts  ist ;  oder ,  wenn  man  das  Geschlecht  als  ansässig  be- 
trachtet, der  Gemeinde.  Diese  Identität  der  Unverletzlichkeit  der 
Gemeinde  uud  der  des  Gemeinde-  oder  Geschlechtsmitgliedes,  oder 
die  Sicherheit  des  Letztern  durch  sein  Angehören  an  die  Erstere 
ist  der  Friede  des  ältesten  Rechts,  der  wieder,  je  nachdem  die  Ge- 
meinde da  ist ,  in  ihren  verschiedenen  Formen ,  als  Heerfrieden, 
Hausfrieden,  Aussenfrieden,  Dingfrieden  u.  s.  w.  bezeichnet  wird, 
was  keiner  genauem  Entwicklung  bedarf. 

Daraus  ergiebt  sich  nun  die  Grundform  der  zweiten  Classe  der 
altgermanischen  Verbrechen.  Jede ,  eine  einzelne  Persönlichkeit 
verletzende  That  ist  in  dieser  Epoche  daher  zuerst  ein  Unrecht  ge- 
gen den  Einzelnen  ,  aber  dann  auch  ein  Verbrechen  gegen  die  Ge- 
meinde. Das  heisst  mithin,  durch  die  verletzende  That  wird  dem 
Einzelnen  Schaden  zugefügt,  und  der  Gemeinde  ihr  Friede  gebrochen. 
Beides  geschieht  natürlich  durch  dieselbe  That,  aber  es  sind  doch 
zwei  besondere  Momente  an  derselben  That,  in  derselben  Weise, 
wie  der  Einzelne  noch  ein  Selbstständiger  ist  innerhalb  der  ihn  um- 
schliessenden  Gemeinde.  Nun  folgt  es  von  selber ,  dass  wenn  ein- 
mal jene  beiden  Momente  an  der  That  getrennt  gedacht  und  hin- 
stellt werden  ,  obwohl  sie  einer  und  derselben  That  gehören, 
consequent  auch  ftir  beide  Momente  eine  betoniere  rechtliche  Folge 
eintritt ,  so  dass  auf  diese  Weise  Eine  That  zweien  Rechten  zugleich 
unterliegt ,  dem  Recht  des  Schaden»  auf  der  einen ,  dem  Recht  des 
Friedens  auf  der  andern  Seite.  Und  so  war  es  wirklich.  Die  den 
Einzelnen  verletzende  That  war  nicht  absolute»  Verbrechen,  wie  im 
beutigen  Recht ,  sondern  sie  war  es  nur,  in  »o  fern  sie  den  Frieden 
der  Gemeinde  gebrochen  hatte  an  dem  Einzelnen.  In  so  fern  dieses 
der  Fall  war,  trat  die  Pflicht  auf,  dieses  Moment  zu  sühnen,  und 
die  Art ,  in  der  es  geschah ,  war  die  Busse ,  oder  die  Strafe  jener 
Zeit.  In  so  fern  aber  dem  Einzelnen  Schaden  geschah ,  entstand 
ein  Verhältniss  zwischen  Verletzer  und  Verletztem ,  das  aus- 
geglichen ward  durch  die  Pflicht,  den  Schaden  zu  ersetzen,  und 
dieses  geschah  durch  das  Wehrgeld.  Wie  es  geschieht,  dass  trotz 
dieses  wesentlichen  Unterschiedes  oft  in  den  Quellen  Beides  nicht 
gehörig  getrennt  und  von  der  Busse  und  dem  Bussrecht  ganz  im 
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Allgemeinen  oder  auch  wohl  ,  wie  im  L.  Fris.  XV!!,  fr,  nur  vom 
Wehrgeld ,  das  der  Thäter  einerseits  dem  Staat ,  andererseits  nur 
dem  Verletzten  schuldet,  gesprochen  wird  ,  erklärt  sich  zu  leicht, 
als  dass  wir  weiter  ein  grosses  Gewicht  darauf  legen  sollten.  Vor- 
züglich kommt  es  deshalb  ,  weil  auch  dies  Wehrgeld ,  wie  heut 
zu  Tage  jeder  Schadensersatz  ,  durch  den  Rechtsspruch  der  (Ge- 
meinde auferlegt  ward.  Hält  man  aber  in  der  Bearbeitung  der 
einzelnen  Stellen  den  obigen  Grundgedanken  fest ,  so  ist  es  nicht 
schwer,  auch  hier  die  Elemente  des  Strafrechts  wieder  zu  erken- 
nen. Dass  es  neben  der  Busse  noch  ein,  zuweilen  vorkommendes 
Priedensgeld  gegeben  haben  soll,  ist  nnr  eine  Verwechslung;  das 
Friedensgeld  ist  nichts  anderes  als  die  Busse  selber,  die  mulcta, 
das,  was  der  Gemeinde  oder,  wie  es  spater  heisst,  dem  Könige 
gegeben ,  gebiisst  wird. 

Diese  beiden  Classen  der  Verbrechen  und  der  Strafe  ,  die  ab- 
solute und  die  mit  dem  Wehrgeld  oder  Schadensersatz  verbundene 
gingen  indessen  auf  Einem  Punkte  in  einander  Über.  Bs  konnte 
allerdings  vorkommen,  dass  ein  Verbrecher  aus  irgend  einem 
Grunde  jene  beiden  Folgen  des  Verbrechens ,  die  Busse  und  das 
Wehrgeld  oder  Strafe  und  Schadensersatz  nicht,  leisten  wollte.  Das 
war  dann  mehr  als  der  Bruch  des  Friedens  durch  die  That,  es 
war  eine ,  wie  wir  heule  sagen  würden ,  absolute  Negation  des 
Friedens,  und  es  verstand  sich  von  selbst,  dass  die  Folge  dieses 
Acts  selber  wieder  our  eine  absolute  Negation  des  Friedens  für  den 
Verbrecher,  die  Friedloslegung ,  sein  konnte.  Durch  sie  trat  der- 
selbe aber  nicht  zu  der  Gemeinde  in  das  Verhältniss  des  wirklichen 
und  eigentliche*  Verbrechers ,  desjenigen ,  der  durch  Verrath  ver- 
brach und  deshalb  durch  die  Gemeinde  gestraft  ward,  sondern  er 
trat  einfach  aus  der  Gemeinde  heraus ,  verlor  den  Schatz  seines 
Friedens  durch,  die  Einheit  derselben,  oder  die  Möglichkeit,  dass 
an  ihm  noch  ein  Verbrechen  begangen  werden  könne;  jedes  Un- 
recht gegen  ihn  war  busüot,  weil  er  selber  friedlos  war.  Es  ist  sehr 
leicht,  den  richtigen  Unterschied  dieses  Verhältnisses  von  dem  des 
absoluten  Verbrechens  sich  klar  zu  raachen ;  dieses  erzeugte  wirk- 
liche Strafe,  jenes  nur  Straflosigkeit  für  das  Unrecht  gegen  den 
Ungehorsamen;  der  eigentliche  Verbrecher  musste  mit  seinem  Leben 
seine  Unthat  sühnen ,  der  Friedlose  war  ein  Ausgestossener,  er 
war  ein  Feind,  und  wie  ein  Thier  des  Waldes  erschlug  man  ihn, 
wo  man  ihn  traf;  er  war  «warguso  geworden.  Dies  ist  der  Sinn 
der  Bestimmung  der  L.  Saz.  1JL  1  «compositionem  persolvat  vel 
faidam  portet,»  die  in  ähnlicher  Weise  von  den  meisten  alten 
Rechten  wiederholt  wird.  Auf  diesen  drei  Grundlagen  beruhte  che 
erste  Epoche- des  alten  Strafrechts;  es  muss  dasselbe  der  Zeit,  von 
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welcher  wir  reden ,  sehr  klar  vorgelegen  haben ,  da  wir  eine  so 
grosse  Genauigkeit  in  den  einzelnen  Bussansätzen  und  eine  so  durch- 
gebildete Systematisirung  des  Ganzen  finden,  deren  Dasein  Wilda's 
bekanntes  und  vorzüglich  gründliches  Werk  der  Wissenschaft  ge- 
wonnen hat. 

Wenn  wir  nun  sagen,  dass  durch  die  Eroberung  eine  neue 
Epoche  auch  dir  das  Strafrecht  beginnt,  so  soll  das  nicht  heissen, 
dass  durch  dieselbe  sich  das  Princip  dieses  Strafrechts  unmittelbar 
neugebildet  habe.    Sondern  es  ward  vielmehr  nur  die  Grundlage 
in  den  gegebenen  Verhältnissen  des  Staats,  aus  welcher  jene  Gestalt 
des  Strafrechts  hervorgegangen ,  allmählig  untergraben.    Die  Ge- 
sehlechtsverfassung  nämlich  löste  sich  auf;  das  heisst  nicht,  es  seien 
die  Geschlechter  oder  das  Recht  der  Geschlechter  untergegangen, 
sondern  die  Einheit  und  Idee  des  Staats  war  nicht  mehr  da  in  der 
Form  jener  alten  Geschlechterverfassung;  sie  suchte  nach  einer 
neuen  Grundlage.  Von  dem  Volkskönigthum  ging  die  Entwicklung 
zunächst  Uber  zum  Königlhum  der  Eroberung;  an  dieses  schloss 
sich  die  Entstehung  einer  germanischen  Obrigkeit  und  eines ,  mit 
obrigkeitlichen  Rechten  allmählig  sich  umgebenden  Gerichts;  in 
Karl  dem  Grossen  endlich  folgt  die  Idee  des  kirchlichen  König- 
thums.   Daraus  ergaben  sich  für  das  Strafrecht  hauptsächlich  zwei 
Folgen.   Zuerst  begann  jene ,  bis  dabin  ganz  abstracte  und  mo- 
mentenlose  Idee  der  Einheit  des  Staates  einen  inneren  ,  im  Ver- 
hältniss  zu  früheren  Zuständen  höchst  ausgebildeten  Organismus  zu 
gewinnen  ;  die  eben  bezeichnete  erste  Classe  der  Verbrechen  daher, 
diejenige ,  die  nur  die  Negation  des  für  sich  gedachten  Staats  ent- 
hält ,  beginnt  damit  sich  zu  entwickeln ,  und  es  entsteht  allmählig 
eine  Reibe  von  eigentlichen  Verbrechen,  die  gegen  den  Staat  als 
solchen  begangen  werden  können ;  an  die  Spitze  dieser  Umwand- 
lung tritt  die  Idee  des  Majestätsverbrechens  gegen  das  fürstliche 
Haupt  des  Staats.  Ganz  anders  aber  wird  es  för  die  zweite  Classe 
der  Verbrechen  ,  diejenige ,  in  welcher  der  Staat  in  dem  Einzelnen 
verletzt  wird.    Da  die  Geschlechterverfassung  den  Einzelnen  nicht 
mehr  umgiebt  und  enthält,  so  kann  auch  die  durch  sie  bedingte 
Unverletzlichkeit  des  Einzelnen  nicht  fort  dauern;  die  erste  Folge 
ftir  diese  Classe  ist  daher  das  Verschwinden  der  Idee  des  alten  Frie- 
dens in  der  ganzen  germanischen  Welt,  in  dem  Maasse  und  in  der 
Zeit ,  in  welcher  durch  einen  oder  anderen  Grund  die  Einheit  der 
Geschlechter  gebrochen  wird ;  mithin  natürlich  bei  einigen  Stämmen 
mehr,  bei  andern  weniger,  bei  den  wenigsten  gleichzeitig;  am 
entschiedensten ,  aus  nahe  liegenden  Ursachen ,  bei  den  germani- 
schen Stämmen  Frankreichs  und  Italiens.    Unmöglich  war  es  na- 
türlich dabei,  dass  der  rechtliche  Inhalt  jenes  Friedens,  die  durch 
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den  Staat  überhaupt  bedingte  Unverletzlicbkeit  des  Einzelnen,  gänz- 
lich untergehen  sollte.  Im  Gegentheil  ward  sie  jetzt  entschiede- » 
ner  wie  je;  aber  freilich  ist  ihre  Gestalt  eine  andere;  und  gerade 
diese  ist  es,  welche  die  zweite  Folge  für  Verbrechen  und  Strafrecht 
enthält.  Indem  nemlich  die  Geschlechlei  Verfassung  nicht  absolut 
verschwindet,  sondern  ersetzt  und  gleichsam  überbaut  wird  durch 
das  organische  Leben  des  Staats  in  seinem  neuen  Beamtensystem, 
so  ergab  sich  natürlich  ,  dass  jetzt  diese  Beamteten  dieselbe  Aufgabe 
erhielten,  die  bis  dahin  die  Geschlechter  gehabt,  das  ist  für  uns 
den  Schutz  der  Unverletzlichkeit  des  Einzelnen  in  Cantone  und 
Grafschaft.  Ganz  noth wendig  war  es,  dass  die  alle  Busse  nun  auch 
nicht  mehr  dem  alten  Geschlechterverbande ,  sondern  eben  dem 
Beamteten  gezahlt  ward ,  der  mit  der  Pflicht  auch  in  das  Recht 
der  Geschlechter  succedirte.  Gerade  so  dahier,  wie  von  der  Ge- 
meinde das  Recht  überhaupt  übergeht  auf  die  Obrigkeit,  wird  auch 
diese  Busse  mit  der  Gemeindebusse  eine  obrigkeitliche;  dass  sie  auch 
unter  den  Karolingern  noch  Fredum  heisst,  ist  eben  der  Beweis, 
dass  nicht  die  Idee  der  Strafe ,  wohl  aber  die  des  Strafberechtigten 
sich  geändert  bat.  Es  versteht  sich ,  dass  damit  für  das  zweite 
Verhältniss  im  Verbrechen,  das  zwischen  dem  Verletzenden  und 
dem  Verletzten  eintrat,  noch  keine  wesentliche  Umgestaltung  be- 
dingt war ;  es  blieb  nach  wie  vor  das  Princip  des  Schadensersatzes, 
oder  das  eigentliche  Wehrgeld,  neben  dem  der  Busse  bestehen.  Allein 
der  dritte  Punkt  im  ältesten  Strafrecht,  in  welchem  beide  Gassen 
der  Strafe  in  einander  übergehen,  der  Fall  der  Weigerung  von  Sei- 
ten des  Verbrechers  die  Busse  zu  zahlen  begann  nothwendig  eine 
andere  Folge  zu  haben  wie  früher.  Die  einfache  Friedloslegung 
genügte  nicht  mehr,  da  der  Staat  selber  jetzt  gleichsam  ein  posi- 
tives Dasein  gewonnen  hatte ;  der  Ungehorsam  war  kein  Lossagen 
von  einem  Ideellen,  sondern  Widersetzlichkeit  gegen  den  wirklichen 
Staats  verband.  Deshalb  begannen  die  Beamteten  diejenigen,  welche 
sich  dem  Strafrecht  nicht  unterwerfen  wollten ,  durch  ihre  obrig- 
keitliche Gewalt  zu  verfolgen ,  und  sie  dafür  zu  bestrafen ,  dass  sie 
sich  dem  Strafrecht  nicht  unterworfen  hatten.  Auf  diesem  Punkte 
geht  mithin  der  Begriff  der  alten  Friedlosigkeit  unter;  es  tritt  an 
seine  Stelle  der  Gedanke ,  dass  die  Ausscheidung  aus  dem  Frieden 
nicht  mehr  genüge,  sondern  dass  der  Ungehorsam  selber  ein  Ver- 
brechen gegen  den  Bussberechtigten ,  den  Beamteten ,  sei ;  und  für 
daher  beginnt  ein  ganz  neues  Moment  im  Strafrecht,  die  straf- 
rechtliche Gewalt  der  Staatsbeamteten,  die  vorläufig  allerdings  nur 
gegen  die  Widersetzlichkeit  der  Verurtheilten  geht,  aber  dennoch 
schon  eine  selbstständige  Grundlage  hat.  —  Auf  diese  Weise  hat 
das  Strafrecht  dieser  zweiten  Epoche  jenen  dreifachen  Inhalt  aus- 
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gebildet.  Zuerst  die  eigentlichen  Verbrechen  und  ihre  Strafe,  welche 
keinen  Schadensersatz,  kein  weregildera  enthält,  sondern  nur  Be- 
strafung; —  dann  die  Verbrechen  gegen  die  einzelnen  Persönlich- 
keiten ,  bei  denen  die  Busse  der  Obrigkeit ,  der  Schadensersatz 
dem  Verletzten  zufallt;  —  endlich  die  Verbrechen,  für  welche  der 
Thiiter  sich  dem  Strafrecht  nicht  hat  unterwerfen  wollen,  und  die 
daher  obrigkeitlich  bestraft  werden.  Man  pflegt  nun  dieses  ganze 
System  mit  dem  Namen  des  Compositionensystems  zu  bezeichnen. 
Wir  halten  dafür,  dass  dies  eine  durchaus  unglückliche  Benennung 
ist.  Zuerst  bezieht  sie  sich  nur  auf  Einen  Punkt  in  dem  ganzen 
Strafrecht ;  dann  aber  lässt  sie  gerade  das  Wesentlichste  zur  Seite, 
die  obrigkeitliche  Nöthigung  zur  Erlegung  des  Schadensersatzes 
in  der  Busse.  Oer  eigentliche  geschichtliche  Inhalt  dieser  Epoche 
ist  im  Gegenlbeil  gerade  darin  zu  suchen,  dass  das  Strafrecht 
jetzt  den  Gegensatz  oder  Widerspruch  in  sich  ausgebildet  hat,  der 
gleich  Anfangs  in  der  zweiten  Classe  der  Verbrechen  zum  Grunde 
liegt.  Von  der  einen  Seite  erhält  sich  nämlich  das  alle  Princip, 
dass  das  Verbrechen  ein  blos  persönliches  Verhältniss  erzeuge 
zwischen  dem  Verletzten  und  dem  Thäter,  und  dass  es  mithin  ein 
wesentlich  privatrechtliches  Moment  enthalte.  Vou  der  andern  Seite 
dagegen  beginnt  der  Staat  es  als  seine  Aufgabe  anzusehen,  dieses 
privatrechtliche  Moment,  das  Wehrgeld,  zu  seiner  Geltung  kommen, 
den  Schadensersatz  zahlen  zu  lassen,  damit  kein  Unfriede  entstehe. 
Beides  widerspricht  sich ;  ist  die  Notwendigkeit  der  Wehrgeldzah- 
lung nicht  mehr  dem  Gutdünken  der  Partei  Uberlassen,  so  ist  das 
Wehrgeld  selber  mehr  als  ein  blosser  privatrechtlicher  Anspruch; 
es  ist  eine  durch  den  Willen  und  die  Thätigkeit  des  Staats  bedingte 
Folge  des  Verbrechens,  und  damit  nicht  als  eine,  allerdings  eigen- 
tümliche Form  der  Strafe.  Hier  ist  daher  ein  unklares  und  un- 
aufgelöstes Verhältniss,  ein  Verhältniss,  dessen  Undeutlichkeit  nicht 
so  sehr  auf  dem  Mangel  an  Nachrichten  beruht,  als  vielmehr  dar- 
auf, dass  es  der  Zeit  selber  nicht  deutlich  war;  es  ist  ein  Chaos 
von  Strafe  und  Privatrecht,  und  es  ist  deshalb  eben  so  falsch,  als 
es  resultatlos  bleiben  muss,  hier  eine  bestimmte  Gränze  ziehen 
zu  wollen,  es  kann,  so  wie  man  von  den  einzelnen  Sätzen  absieht, 
das  Ganze  oder  die  Idee  des  Strafrechts  eben  nur  als  eine  unent- 
wickelte und  widersprechende  bezeichnet  werden.  Es  ist  aber  kein 
sehr  seltener  Fehler  unserer  Rechtsgeschichtschreibung ,  dass  sie 
durchaus  in  klarer  und  bestimmter  Form  darstellen  will,  was  an 
sich  weder  klar  noch  bestimmt  gewesen  ist. 

Blickt  man  nun  zurück  auf  das  am  Eingang  hingestellte  Princip 
für  die  Geschichte  des  Strafrechts  überhaupt,  und  hält  es  zusam- 
men mit  der  hier  gegebenen  Auffassung  des  Strafrechts,  so  folgt, 
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dass  dieses  Unentwickeltsein  der  Idee  des  Strafrechts  auf  der  ione- 
reo  Unvollendung  der  Idee  des  Staats  beruhen  roussle.  In  der 
Thal  ist  dem  so.  Wir  lassen  aber  die  Darlegung  des  Staats  in  dieser 
Zeit  zur  Seile.  Nur  einen  Satz  müssen  wir  hier  aufnehmen,  der 
wie  jenes  Princip ,  ganz  allgemeine  Geltung  hat ,  aber  im  Besondern 
gerade  das  Folgende  erklärt.  Eben  so  wenig  wie  der  Übergang 
vom  karolingischen  Beamtenstaat  zum  Territorial-Staat  des  Lehn- 
wesens ein  plötzlicher  ist,  eben  so  wenig  wird  man  einen  plötzlichen 
Übergang  von  dem  karolingischen  Strafrecht  zum  Slrafrecbt  des 
Lehnwesens  erwarten  wollen.  Beides  löst  sich  zugleich  aber  gleich 
langsam  und  schrittweise  auf,  und  Beides  gewinnt  in  der  Auflösuog 
erst  allmählig  seine  neue  Form.  Der  Übergang  selber  ist,  eben 
weil  er  die  bestimmte  Form  vernichtet,  nicht  bestimmt  darzustellen. 
Im  Lehnrecht  dagegen  lässt  sich  das  neue  Strafrecht  wohl  erfassen. 
Seine  Grundlage  gibt  das  Folgende. 

Wie  sich  unter  den  Karolingern  aus  den  früheren  Verhältnissen 
die  Auflösung  gestaltet  hat ,  ist  oben  gesagt.  Die  Grafen  und  Herren 
lösten  sich  ab  von  dem  Königthum  durch  dasselbe  Moment,  durch 
welches  sie  innerhalb  ihrer  Herrschaften  sou verain  wurden  —  die 
Unterwerfung  der  unabhängigen  Freien  unter  ihre  Oberherrlichkeit. 
Das  nun  brauchen  wir  hier  nicht  zu  wiederholen.  In  diesem  Gange 
der  Dinge  nun  nahm  die  Idee  des  Staates  die  Grundformen  an, 
die  das  Lehnwesen  bilden.  Zuerst  standen  die  Baronien  als  voll- 
kommen souverain  neben  eiuander;  dann  aber  bildete  jede  Baronie 
einen  kleinen  Staat  für  sich  ;  endlich  schlössen  sie  sich  durch  das 
Band  der  Beneficien  und  Fides  zu  grösseren  Lehnskörpern  wieder 
zusammen.  Darnach  ergiebt  sich  der  Umfang  für  die  Idee  des  Ver- 
brechens und  der  Strafe  in  dieser  Epoche,  den  wir  sogleich  mit  der 
Darlegung  des  Einzelnen  erfüllen  werden  an  diesen  drei  Formen  des 
staatlichen  Lebens.  Insofern  zuerst  die  Freiherrschafteu  souverain 
waren,  gab  es  für  sie  wohl  Unrecht  und  Gewalllhal,  aber  kein 
Verbrechen  und  keine  Strafe,  sondern  nur  das  Recht  der  Fehde, 
der  Krieg  der  Lehnsherrschaften.  Insofern  die  Idee  des  Staats  als 
Lehnsnexus  zur  Erscheinung  kommt ,  gibt  es  eine  Klasse  vou  Ver- 
brechen gegen  den  Lehnsherrn,  aber  diese  Verbrechen  haben  nur 
das  enge  Gebiet  der  Lehnspflicht.  Endlich  aber  ist  die  Lehnsherr- 
schaft  der  eigentlich  staatliche  Körper  dieser  Zeit.  Das  ganze  Ge- 
biet der  Verbrechen  und  Strafen  zieht  sich  daher  in  die  einzelne 
Freiberrschaft  zurück,  wie  in  der  ältesten  Zeit  in  die  einzelne  Ge- 
meinde, und  die  Geschichte  des  Strafrechts  langt  somit  gleichsam 
bei  ihrem  Ausgangspunkte  wieder  an.  Allein  da  das  Wesen  des 
Staats  auch  das  Wesen  des  Verbrechers  bedingt  und  setzt,  so  wird 
dieses  letztere,  oder  das  eigentliche  Strafrecht  der  Lehnszeit,  eben 
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s»  wenig  ganz  dem  ursprünglichen  Strafrecbt  gleichen,  wie  die 
Lehnsherrschaft  der  allen  Gemeinde;  es  -wird  aber  aus  demselben 
Princip ,  eben  so  viel  Gleiches  enthalten ,  als  sich  in  jener  ans  der 
letztern  erhalten  hat.  Es  ist  dafcer  die  innere  ContinuiUlt  des  Gan- 
ges der  Entwicklung  auch  hier  als  die  Grundlage  des  richtigen 
Verständnisses  anzuerkennen;  das  Wesen  der  Baronie  wird  das 
Wesen  de»  Strafreobts  in  den  Baronien  erklären  müssen.  — 

Da  nun  das  Fehderecfet  pissender  dem  Verfahren  angeschlossen 
wird  ,  so  bleibt  uns  nnr  das  LehnMrafrecht  und  das  eigentliche  Straf- 
rechi ,  deren  Inhalt  wir  darzustellen  haben. 

/.    Das  Lehnsttrafrecht. 

Es  wird  eine  gewisse  Schwierigkeit  sein,  die  Folgen  des  Ver- 
gehens gegen  d<as  Lehnsrecht  als  eigentliches  Strafrecbt  anzuerken- 
nen. Und  in  der  That  stehen  dieselben  so  sehr  in  der  Milte  zwischen 
Strafrech l  and  Privatrecht,  dass  man  sie  nur  als  Uebergangsmomente 
zu  einer  förmlicheren  Entwicklung  des  Strafrechts  betrachten  kann. 
Das  ergiebt  sich  aus  dem  Princip  des  Lehn» Verbandes  selber. 

Dieses  nämlich  enthält  die  beiden  schon  früher  dargestellten 
Sätze:  zuerst,  dass  alle  Unterordnung  nur  bedingt  sei  durch  den 
Besitz  eines,  dem  Lehnsherrn  gehörigen  Gutes;  und  daraus  folgt, 
dass  mit  dem  Aufgehen  dieses  Besitzes  nicht  blos  der  Lehnsverband 
selber  ,  ßondern  natürlich  auch  die  Möglichkeit  eines  Lehnsver- 
brechens aufhört ,  und  beide  Parteien  sich  als  Privatpersonen  gegen- 
über treten.  Das  ist  nun  gar  nicht  denkbar  ftir  ein  eigentliches 
Strafrecbt.  Eben  so  normal  ist  der  zweite  Salz  ,  dass  die  Verpflich- 
tung des  Lehnsherrn  gegen  u"en  Vasallen  nicht  die  einer  Obrigkeit 
gegen  den  L'nterthan ,  sondern  die  eines  verpflichteten  Gleichen 
gegen  den  Gleichen  ist.  Es  würde  daher  von  einem  Strafrecht 
hier  gar  nicht  die  Rede  sein,  wenn  nicht  schon  gleich  von  Anfang 
an  diese  Form  der  gegenseitigen  Berechtigung  nnd  Verpflichtung 
ein  Element  aufgenommen  hätte,  das  wesentlich  staatlicher  Natur 
war,  die  Idee  der  Fides.  Das  ist  nämlich  im  ganzen  Lehnwesen 
deutlich  sichtbar,  dass  das  Unrecht  des  Vasallen  gegen  den  Herrn 
nicht  blos  angesehen  ward  wie  ein  privatliches,  sondern  dass  die 
Zeit  ein  anderes  hinlegte,  den  Bruch  einer  gelobten  Treue.  Wer 
seine  Verpflichtung  nicht  erfüllte,  war  maleh'dus ,  mecre'ant,  untreu; 
das  Trengelobniss  ,  die  credentia  oder  Fides,  war  schon  damals 
ein  Ideelles,  die  erste  noch  formlose  Gestalt  der  Idee  des  Staats. 
Es  versieht  sich  ,  dass  mau  diese  Vorstelluug  nicht  bestimmt  de- 
ßniren  kann ;  wie  sie  damals  unentwickelt  im  Bewusstsein  der  Zeit 
gelegen  ,  so  rouss  mau  sie  aufnehmen;  und  nur  in  den  einzelnen 
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concreten  Verhältnissen  kann  man  die  Wirkung  derselben  in  leisen 
Sparen  andeuten. 

Diese  concreten  Verhältnisse  nun,  in  welchen  ein  eigentliches 
Lehnsverbrechen  begangen  werden  konnte,  sind  sehr  einfach,  und 
die  Folge  des  Bruches  der  Lehnspflicht  ist  es  nicht  minder.  Der 
concreto  Inhalt  der  Lehnspflicht  war  die  Pflicht  lur  Waffenfolge  und 
die  zum  Gericht.  Die  Waffenfolge,  Ost  und  Cbevauchee,  ward  ent- 
boten durch  förmliche  semonse  de/  Lehnsherrn  an  die  Vasallen, 
wie  es  heisst  Et.  d.  St.  L.  I.  61.  «que  il  Ii  amaine  ses  hons  con- 
stumables  pour  aller  en  Tost.»  Wer  auf  solche  semonse  nicht  kam, 
der  verfiel  in  defaut,  und  zahlte  hier  wie  bei  dem  Gerichte  die 
Contumazbusse ,  der  hons  coustumiers  60Sols,  der  gentishome  60 
Livres.  Stellte  sich  der  Vasall  gar  nicht,  so  konnte  es,  was  nach 
den  früheren  Entwicklungen  keiner  weitern  Erklärungen  bedarf, 
seines  Lehns  in  seinem  Pairsgericht  verlustig  erkannt  werden.  Das- 
selbe war  der  Fall,  wenn  der  Vasall  gar  gegen  seinen  Lehnsherrn  zur 
Fehde  zog;  doch  gieng  die  Strafe  nur  auf  das  Flef  selber.  Diese 
Einziehung  des  Fief  ist  die  Grundlage  der  Confitcation,  die  aber  erst 
in  den  folgenden  Epochen  als  eigentliche  Strafe  auftritt.  —  Ge- 
wöhnlich ward  in  den  Verleihungsacten  der  Belehnung  selber  ge- 
nau bestimmt,  wie  viel  der  Vasall  zum  Ost  oder  zur  chevauchee 
leisten  solle;  wo  grossere  Lehnskreise  vorkamen,  wie  besonders 
bei  den  Fürsten,  ward  es  spater  Sitte,  diese  Verpflichtungen  in 
förmliche  Bücher  und  Register  aufzuzeichnen ;  es  scheint  das  haupt- 
sächlich im  13.  Jahrhundert  entstanden  zu  sein,  wo  die  Lehns- 
verpflichtungen theils  sich  immer  weiter  ausdehnten ,  theils  sich  so 
durchkreuzten ,  dass  ohne  solche  Hülfe  die  Berechtigung  der  Ober- 
herren gar  nicht  hätte  nachgewiesen  werden  können.1) 


*)  Bei  Laurriere  und  in  den  Noten  in  Et.  1.  61.  sind  einige  wenige  Beispiele 
angeführt;  Yielletcht  dürfte  es  nicht  uninteressant  sein,  aus  Brüssel  ein 
anderes  anzuführen ,  das  derselbe  aus  einem  jetzt  rerlornen  Manuscript 
mitgetheilt  bat.  Dieses  Manuscript  biess  das  «Litre:  Qui  es  in  coelis» 
und  entbiell  unter  anderem  den  sogenannten  Ott  de  Foix,  d.  h.  das  Auf- 
gebot Philipp»  des  Kühnen  ron  1313  zum  Heering  gegen  Foix.  Wir 
fuhren  es  nicht  ganz  an,  da  es  hinreichend  wird  die  Einrichtung  solcher 
Register  kennen  zn  lernen.  Es  steht  bei  Brüestl  51.  p.  165.  166 ;  gleich 
nachher  folgen  mehrere  Beispiele. 

Milites  et  Armigeri,  et  alii.  qui  debent  semtium  Begi.  et  rencrunt  in 
exercitum  Fuxi,  et  confessi  fuerunt  per  cedulas  suas  senritia,  sicut  scripta 
sunt  in  isto  libro,  extracUt  de  qoodam  rotulo  Camera?  Corapiitorom  sig- 
nato  sie  —  8.  — 

Ihn  Burgund!»  adduxJt  secura  septem  milites  baner:  (banncrarios) 
qui  sunt  quinquaginta  militum.    Et  Dux  habebat  alios  milites. 
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Etwas  zusammengesetzter  war  allerdings  das  VerhSltniss  in 
Beziehung  auf  das  Gericht.  Hier  konnte  der  Bruch  des  Lehnsver- 
bandes auf  zwei  Weisen  vorkommen.  Zuerst  bei  dem  defaut.  Das 
defaut  soll  später  im  Verfahren  dargestellt  werden  mit  seinen  Fol- 
gen und  es  wird  sich  dabei  ergeben,  dass  es  mehr  enthält  als  die  heu- 
tige Contumaz;  denn  der  defaut  ist  zugleich  eine  Negation  des  Lehns- 
verbandes. Dieses  ist  der  Grund,  wesshalb  die  Contumaz  vor  dem 
Gericht  mit  Butten,  amendes,  belegt  wird;  sie  sind  die  Form,  in 
welcher  das  Vergehen  gegen  das  Lehn  bestraft  wird  und  gehören 
desshalb  in  dieselbe  Calegorie,  wie  die  Busse  für  das  Versäumniss 
des  Ost.  —  Die  zweite  Art  ist  der  defaut  de  droit  und  deni  de  jus- 
tice. Das  Genauere  soll  auch  hierüber  im  Verfahren  dargelegt  wer- 
den. Bei  beiden  ist  es  noch  klarer,  wie  bei  der  blosen  Contumaz 
auf  das  ajournement,  dass  sie  einen  Bruch  des  Lehnsverhältnisses 
selber  enthielten;  der  Verlust  des  Lohns  ist  die  Strafe  für  Beide 
und  das  Lehn  fällt  als  Allod  dem  zu,  gegen  welchen  der  Bruch 
begangen  ward.  — 

In  diesen  beiden  Verhältnissen  ist  nun  die  Grundlage  noch  der 
wesentlich  privatrechtliche  Anspruch,  der  dem  Lehnsverband  begrün- 
det und  den  derselbe  enthält  und  zeigt.  Doch  konnte  auch  schon 
damals  die  Idee  der  Fides  durch  Handlungen  verletzt  werden, 
welche  nicht  eigentlich  das  Privatrecht  betrafen.  Diese  Fälle  gibt 
das  Cb.  48  in  den  Etabl.  de  St.  (L.  1.)  an;  wenn  der  Geutis- 
hons  Hand  an  seinen  seigneur  legt  «par  mal  despit»,  wo  nicht  der 
seigneur  Hand  an  ihn  gelegt,  wenn  er  die  certain  message  des 
Herrn  vergewaltigt  Et.  1,  50;  ferner  wenn  derselbe  den  seigneur 
der  traison  beschuldigt,  ohne  dafür  den  Beweis  durch  gages  de 
bataille  anzubieten;')  denn  wenn  der  home  «gist  o  (avec)  sa  ferne 

Comes  Flandrias  addaxtt  XIII,  mllites  banner  et  XI.  alios  milites. 
Comes  BriUnnic  addutit  LX.  militea,  de  quibos  sunt  XVI.  bannw. 
Comes  Boloni»  adduxit  XXIII.  milites,  et  LXX.  SouÜferoa,  eed  dicit 
hoo  ad  expensas  Regia.. 

Cornea  Drocensis  misit  pro  ae  X.  milites,  acilicet. 

Milites  baner,  Regia  Navarrss:  ab  Graf  von  der  Champagne. 

Hugo  de  Comüans  marescallu»  Campani»  sq. 

Petras  Cogaignal  mite«  dicit  quod  nullani  debet  servitiam  Regt,  quia 
est  de  castellania  d'Issoudoo  ,  quas  Domino  Regi  serTitium  non  debet. 

Petra«  de  Saocto  Palia  de  castellania  d'Issoudon  dicit,  quod  noo  debet 
exercitum  nec  cavalcaturo,  et  venit  ae  tertio  militum  ad  maodatum  Regis, 
non  vi,  sed  propria  volantate. 

Guillelmua  de  Ruteviller  milea,  debet  aervithim  per  XI.  diea  ad  usus 
et  conanetadioes  castellania;  SUmporam  (EUmpes)  etc.  — 

')  Der  Text  bei  Laarr.  bat  freilich:  «se  nus  hom  Uges  at  appeller  son  seig- 
neur de  traison,  at  U  t'en  offre  ä  deffendr«.  tt  perd  aon  fle.»   Das  gibt 
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(des  seignours)  011  o  sa  fiUe,  pour  quoi  (vorausgesetzt  dass)  eile 
soit  pucelle»,  endlich  wo  derselbe  den  Herrn  mit  Gefolge  solcher 
Leute  überfällt,  «qui  riens  ne  Ii  tendroient;»  das  beist  wohl  nicht 
blos  nach  der  Interpretation  Laurrieres,  mit  solchen  die  nicht  zu 
seiner  lignage  gehören  und  mithin  allerdings  unmittelbar  mit  ihm 
zur  Fehde  stehen  mussten,  sondern  auch  mit  solchen,  die  selbst 
nicht  Vasallen  des  gentishons  sind,  die  kein  Lehn  von  ihm  haben, 
zusammengelaufenes  Volk,  die  nicht  im  Lehnsverbande  standen. 
Denn  diese  waren,  weil  der  Lehnsherr  ihnen  kein  Lehn  abspre- 
chen konnte,  für  ihn  straflos  und  das  Verbrechen  des  Vasallen 
dadurch  um  so  schwerer  Diese  Fllle  werden  bestraft  durch  Ver- 
lust des  Lebns  von  dem  Seigneur;  der  Vasal  «en  perd  son  fie.» 
Hier  ist  offenbar  schon  etwas  anderes,  was  verletzt  wird,  als  das 
vertragsmässige  Band  zwischen  Vasall  und  Seigneur;  dennoch  ist 
die  selbststSndige  Freiheit  des  ersteren  so  gross,  dass  auch  diese 
Strafe  nicht  Ober  den  Lehnsbesitz  hinausgeht;  denn  die  Grundlage 
des  ganzen  Verhältnisses  bleibt  auch  hier  der  Gedanke,  dass  der 
Herr  des  Lefans  keine  Obrigkeit  sei. 

Das  nun  gestaltet  sich  auf  entgegengesetzte  Weise  im  eigent- 
lichen Strafrecht. 


//.    Da»  eigentliche  Strafrecht. 

Während  bei  dem  Lehnsslrafrecht  das  Objekt  der  Verletzung 
die  Lehnspflicht  ist,  ist  das  eigentliche  Strafrecht  dasjenige,  in 
welchem  die  Idee  der  Persönlichkeit  selber  wieder  der  Gegenstand 
der  Verletzung  wird.  Während  daher  das  erstere  nicht  blos  auf 
engem  Gebiete  Platz  greift,  sondern  selber  überhaupt  nur  so  lange 
existiren  kann  als  es  den  Begriff  des  Lehnsnexus  und  der  allen 
Fides  gibt,  sieben  wir  bei  dem  letzteren  wieder  auf  dem  Gebiet 
eines  absoluten,  allen  Völkern  und  Zeiten  notwendigen  Theiles 
des  Rechtslebens. 

In  diesem  Theile  nun  hat  auch  die  Lehnsepoche  ihre  eigen- 
tümliche Bedeutung.  Wo  nun  aber  ein  absolut  Allgemeines  in 
irgend  einer  Zeit  eine  dieser  Zeit  eigene  Gestalt  annimmt,  da  zwingt 
uns  das  innerste  Wesen  der  Geschichte  eine  solche  neue  Gestalt 
als  einen  Fortschritt  zu  erkennen  und  dieses  ist  der  Gesichtspunkt, 


t  4 

aber  keinen  Sinn.  Entschieden  richtig  und  aoeh  von  Laurriere  anerkannt, 
ist  die  andere  Lesart,  über  die  L.  note  sagt:  »ans  I«  manuscrits  il  y  * 
mieui  ensutte  ««r  il  ne  Toffre  ä  deffendre.»  Man  erflhrt  freilich  nicht, 
warum  Laurriere  dann  den  schlechten  Text  aufgenommen  hat.  Wahr- 
scheinlich ist  der  Text  von  Ducaoge;  ich  habe  ei  nicht  vergleichen  können. 
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von  welchem  aas  wir  die  Besonderheit  des  neuen  Strafrechts  der 
früheren  und  der  folgenden  Zeit  gegenüber  stellen. 

Iu  der  letzten  von  uns  bezeichneten  Gestalt  der  Idee  des 
Strafrechts  in  der  karolingischen  Zeit  gab  es  eine  dreifache  Form 
von  Verbrechen  und  Strafe.  Die  unsühnbaren  Verbrechen»  vom 
kaiserlichen  Beamteten  bestraft;  die  sühnbaren,  bei  welchem  der 
Staat  die  Busse,  der  Verletzte  das  Wehrgeld  erhielt  und  die  Wider- 
setzlichkeit gegen  die  Strafgewalt  des  Beamteten,  die  nicht  mehr 
mit  blosser  Feindloslegung ,  sondern  mit  wirklicher  Strafe  erfolgt 
ward.  Diese  Formen  waren  die  Resultate  des  karolingischen  Staats 
in  seinem  Verhältniss  zur  alten  Idee  des  staatlichen  Lebens.  Jener 
karolingische  Staat  nun  löst  sich  auf  in  die  Freiherrschaften.  Sie, 
die  eigentliche  Staatsform  dieser  Epoche,  sind  es  daher,  deren 
Wesen  die  Geschichte  des  Strafrechts  bestimmen  wird.  Und  wie 
diess  geschehen,  ist  nicht  schwer  zu  zeigen. 

Zuerst  nämlich  war  der  neue  souveraioe  Freiherr  der  Erbe 
des  alten  Beamteten  und  seiner  Gewalt.  Von  dieser  Gewalt  ging 
ihm  nichts  verloren  und  es  folgte  daher  dass  sein  Recht,  die 
unsühnbaren  Verbrechen  zu  richten,  ein  wesentliches  Hoheitsrecht 
des  neuen  Freiherrn  blieb.  Grade  dieses  Recht  Jst  der  Blutbann 
der  früheren  Zeit.  Der  Blutbann,  jetzt  mit  dem  Amte  Eigenthum 
geworden,  ändert  daher  nur  seinen  Namen;  die  haute  justice  ist 
der,  als  Eigenthum  besessene  Blutbann  über  die  unsühnbaren  oder 
absoluten  Verbrechen. 

Es  bleibt  dem  Freiherrn  zweitens  das  Recht,  den  Verbrecher, 
der  sich  der  Strafe  entzieht,  zu  verfolgen.  Da  aber  seine  Gewalt 
nicht  mehr  wie  früher  nur  ein  Glied  der  allgemeinen  Staatsgewall 
ist,  sondern  an  seinem  Grundbesitz  seine  absolute  Grenze  finden, 
so  bat  er  nur  Ein  Mittel  jenes  Ziel  zu  erreichen.  Dieses  ist 
die  Verbannung,  das  bannissement  gegen  den,  der  sich  dem  Ge- 
richte nicht  stellen  will ;  sie  ist  mit  Verlust  des  Lehns  verbunden 
und  erscheint  als  die  Feindloslegung  der  Lehnsepoche. 

Die  wichtigste  Aenderung  aber  geht  im  Gebiet  der  sühnbaren 
Verbrechen  vor  sich.  Da  nämlich  jetzt  alle  Insassen  der  Freiherr- 
schafft persönlich  vom  Freiherrn  abhängig  sind,  so  hat  der  letztere 
nicht  blos  mehr  die  alte  Busse  zu  fordern.  Denn  die  Verletzung 
der  Person  des  Mannen  wie  des  Hörigen  ist  jetzt  zugleich  eine 
Verletzung  der  Interessen  des  Herrn  selber,  und  wie  ihm  jetzt  der 
Schaden  geschieht,  so  fällt  auch  ihm  neben  der  Busse  das  alte 
Wehrgeld  anheira.  Dadurch  geht  das  alte  System  der  Gomposi- 
tionen  von  seinem  zweilachen  lohalt  zu  dem  einfachen,  an  den  In- 
haber der  justice  zu  zahlenden  Bussenrecht  der  Lehnsepoche  über. 
Diese  Entwicklung,  deren  einzelner  Inhalt  sogleich  folgt,  ist  nun 
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von  grosser  Bedeutung.  Im  Begriffe  des  allen  Wehrgeldes  näm- 
lich liegen  der  reine  privatrechtliche  Schadensersatz  und  das  eigent- 
lich strafrechtliche  Element  noch  eng  gemischt  in  einander;  die 
Verschmelzung  von  Wehrgeld  und  Busse  hebt  das  privatrechlliche 
Element  aber  im  neuen  Bussenrecht  in  so  weit  auf,  als  es  den 
Verletzten  betrifft;  die  neue  Busse,  von  dem  Herrn  des  Gerichts 
allein  erhoben,  ist  jetzt  als  Ganzes  der  alten  Busse  gleich;  und 
obwohl  sie  eine  Geldstrafe  ist,  so  ist  doch  diese  Geldstrafe  jetzt 
als  Ganzes  eben  eine  Strafe.  Damit  war  dem  Gedanken  der  Weg 
gebahnt,  dass  auch  die  sübnbaren  Verbrechen  allein  eine  Strafe, 
keine  privatrechtliche  Sicherung  mehr  forderten.  Der  Übergang 
von  der  Busse  des  Lehusrechts  zur  eigentlichen  Strafe  der  folgenden 
Epoche  ist  mithin  jetzt  nur  noch  der  Übergang  von  einer  Strafart 
zur  anderen,  nicht  mehr  von  einem  BegrifT  der  Strafe  zu  einem 
höheren.  Hierin  liegt  die  geschichtliche  Bedeutung  des  Strafrechts 
im  Lehnswesen. 

Allerdings  aber  ist  diese  Entwicklung  keineswegs  eine  plötz- 
liche gewesen  und  wir  dürfen  daran  erinnern,  dass  das  Gesagte 
eben  nur  den  Charakter  jenes  Strafrechts,  nicht  seine  Geschichte 
enthielt.  Höchst  wahrscheinlich  ist  jener  Übergang  zum  einfachen 
Bussrecht  an  vielen  Orten  schon  vor  dem  Lehnswesen  eingetreten, 
was  wir  freilich,  da  es  auf  Thatsachen  und  nicht  auf  Gesetzen  be- 
ruht, bis  jetzt  nicht  nachweisen  können.  Gewiss  aber  ist  es,  dass 
das  alte  System  des  Wehrgeldes  sich  zum  Theil  tief  in  die  Lehns- 
zeit erhielt,  besonders  die  Slädle  werden  dafür  entscheidende  Be- 
weise liefern.  In  gleicher  Weise  dauert  an  einigen  Orten  der  alle 
Begriff  des  Friedens  noch  eine  Zeillang  fort.  Wie  derselbe  auf  das 
Engste  mit  der  alten  Gemeinde  zusammenhängt,  ist  früher  angedeu- 
tet; grade  in  diese  Idee  des  Gemeinderechts  succedirt  die  Frei- 
herrschaft und  in  dem  Maasse,  in  welchem  jener  verschwindet, 
geht  auch  der  BegrifT  des  Feindes  auf.  Hier  ist  für  Frankreich  das 
Verhältniss  zwischen  der  Normandie  und  Mittelfrankreich  höchst 
belehrend.  Dort  halte  sich  aus  Gründen,  die  jede  Geschichte  der 
Normandie  aufzeigt,  die  altgermanische  Verfassung  in  starken  Spu- 
ren am  längsten  erhalten,  während  hier  die  Allodfreiheit  früh  in 
Lehnsabhängigkeit  überging.  Dennoch  ist  auch  dort  die  Idee  der 
Abhängigkeit  im  13.  Jahrhundert  allmählig  mächtig  geworden  und 
so  kommt  es  denn,  dass  uns  hier  die  letzten  Spuren  des  alten 
Friedens  noch  in  den  Etablissements  dieser  Zeit  entgegentreten, 
wenn  gleich  nicht  mehr  als  ein  reiner  Gemeinde-  oder  Volksfrie- 
den,  sondern  als  ein  Ko nigs frieden ,  oder  was  natürlich  nur  dem 
Titel  nach  verschieden  ist,  als  Frieden  des  Herzogs  «pes  le  duc»; 
es  erklärt  sich  leicht,  dass  dieser  Begriff  schon  nicht  mehr  die 
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ganze  Grundlage  des  Strafrechts  bildet,  sondern  nur  noch  in  ein- 
zelnen Punkten  auftritt;  es  sind  die  letzten  Trümmer  des  allen 
Rechtsinsliluts ,  die  sieb  in  diese  Zeit  hinein  verloren  haben.  So 
heisst  es  ■)  bei  der  Vergewaltigung  (assautj  gegen  den  auf  dem  Felde 
Pflügenden,  es  soll  der  Thäter  den  Tod  leiden,  wenn  er  jenen  er- 
schlägt, eben  so  wenn  er  jemanden  in  der  Eiubegung  (porpris) 
seines  Hauses  überfällt  und  tödtet,  aber  nur  als  eine  Erinnerung 
wird  hinzugefügt  «La  charrue  doit  estre  en  ia  fit  le  duc,  et  en 
sa  deffense;»  von  dem  Hause  und  dem  Hausfrieden  wird  nichts 
erwähnt.  Deutlicher  tritt  der  Begriff  des  Friedens  in  einem  anderen 
völlig  singulären  Falle  hervor:2)  Der  Friede  des  Mörders  mit  dentaamisp 
des  Erschlagenen  «ce  ne  vaut  rienz  se  il  n'a  la  pes  le  duc.»  Diese 
erhält  er  erst  durch  eine  Friedensurkunde  des  Herzogs,  die  er  ein 
Jahr  und  einen  Tag  besiegelt  an  seinem  Halse  tragen  rauss,  usi 
que  il  sait  veux  as  assises  et  as  foires  et  al  marchiez  del  pais;» 
ist  der  Mörder  ein  Edelmann ,  so  kann  er  den  Brief  verborgen 
«segneement»  an  seinem  Leibe  tragen;  diesen  pes  le  duc  soll  jeder- 
mann und  jedes  Gericht  anerkennen.  Auch  hier  ist  das  Verhält- 
niss  dieses  Königs  oder  Herzogsfriedens  zu  dem  allen  Recht  so 
klar,  dass  wir  es  nicht  weiter  zu  entwickeln  brauchen.  Dieser 
Friede  nun,  obwohl  spärlich  erwähnt,  und  selbst  in  der  Normandie 
mit  dem  13.  Jahrhundert  verschwindend,  hinterlägst  demnach  einen 
der  wichtigsten  Sätze  für  die  ganze  folgende  Entwicklung,  dessen 
sich  das  Königthum  rasch  und  entschieden  bemäch ligte:  dass  näm- 
lich alle  Verbrechen  gegen  den  Umfang  des  alten  Königsfriedens 
der  Gerichtsbarkeit  des  Fürsten  ausschliesslich  angehörten.  Diese 
Gerichtsbarkeit  hiess  in  der  Normandie  das  Plait  de  l'Epee;  von 
diesem  Plait  aus  ist  zum  Theil  die  später  so  bedeutende  Theorie 
der  Cas  royaux  ausgegangen,  die  an  ihrem  Ort  dargestellt  werden 
soll.  Dieses  ganze  Verhältniss  war  ein ,  so  weit  es  überhaupt  noch 
fortlebte,  ein  durchaus  singuläres  eben  für  die  Normandie.  Im 
Innern  von  Frankreich  dagegen,  dem  rechten  Mittelpunkt  des  Lehn- 
wesens, ist  der  Begriff  jenes  Friedens  gänzlich  verschwunden ;  denn 
die  pes  nach  der  guerre  ist  etwas  durchaus  anderes.  Hier  gibt 
es  keine  freie  Gemeinde  und  die  Unverletzlichkeit  des  Einzelnen 
gehört  daher  schon  seit  dem  10.  Jahrhundert  ganz  der  «justice  du 
Seigneur,»  deren  Wesen  schon  oben  dargestellt  ist.  Wir  erinnern 
nicht  auch  nur  den  Namen  der  «pes»  in  den  Quellen  dieser  Zeit 
gefunden  zu  haben,  so  wenig  wie  die  altgermanische  Gemeinde 
und  ihr  Recht.   Hier  ist  alles  Abhängigkeit  und  Vasallenthum  und 


>)  Et.  de  N.  p.  15.  16. 
^  ib.  p.  27.  28. 
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daher  gilt  allein  die  gerichtliche  oder  oberherrliche  Besehützung 
der  KinzelmiBg  und  Bestrafung  der  Verbrechen.  Dass  und  warum 
indes«  bei  aller  Gleichheit  im  Allgemeinen  hier  keineswegs  stets 
Übereinstimmung  im  Einzelnen  geherrscht  hat,  bedarf  keiner  be- 
sondern Erklärung. 

Da  nun  die  alte  Unterscheidung  der  absoluten  und  sühnbaren 
Verbrechen  sich  auch  jetzt  noch  erhält,  so  legen  wir  sie  der  fol- 
genden Darstellung  zu  Grunde. 

a.    Die  absoluten  oder  eigentlichen  Verbrechen  und  ihre  Strafen. 

Um  sich  das  Gebiet  dieser  absoluten  Verbrechen  klar  zu  ma- 
chen, muss  man  vor  allem  Eins  festhalten. 

Der  Begriff  des  Majestätsverbrechens  nämlich,  der  unter  Karl 
dem  Grossen  an  die  Spitze  dieser  Classe  trilt,  ist  mit  der  Vernich- 
tung des  eigentlichen  Staates  verschwunden.  Da  Fürstenthum  und 
Oberherrlichkeit  jetzt  auf  dem  Lehnswesen  beruhen,  so  sind  die 
Beleidigungen  der  lehnsherrlichen  Obrigkeit  zu  blossen  Lehnsver- 
brechen geworden.  Jener  Gedanke  hat  sich  daher  in  das  Gebiet 
aufgelöst,  das  wir  oben  unter  diesem  Namen  zusammengefassl  haben. 
Der  Begriff  des  Majestätsverbrechens  tritt  erst  wieder  mit  dem  Staate 
und  seinem  Trüger,  dem  Königthume  auf.  Bis  dahin  begreift  ein 
anderer  Gedanke  den  Umfang  jener  Verbrechen,  der  Gedanke  der 
hohen  Rügen. 

Wir  finden  in  Frankreich  keinen  Ausdruck,  der  diesem  deut- 
schen entspräche,  wenn  man  nicht  das  elastische  Wort  der  baute 
justice  dafür  setzen  will.  In  jedem  Falle  bat  die  Competenz- 
bestimmung  der  letzteren  jenen  allgemeinen  germanischen  Begriff 
hier  nach  sich  gebildet.  Allerdings  erkennt  man  deutlich  dass  die 
deutschen  vier  hohen  Rügen  auch  hier  gegolten  haben ,  aber  von 
praktischer  Wichtigkeit  sind  sie  nur  in  den  Stadtrechten  geworden. 
In  der  Feudaljurisdiction  der  Freiherrschaft  verschwinden  sie  unter 
dem  Unterschiede  der  haute  et  basse  justice.  Beauraanoir  deutet 
allerdings  an,  dass  man  die  vier  hohen  Rögen,  murdre,  traison, 
omecide  und  ferne  efforcier  als  die  eigentlichen  Hauptverbrechen 
angesehen  habe.1)  Auf  ähnliche  Auffassung  deutet  ch.  XXV  und 
XXVIII  in  den  Etabl.  d.  St.  L.  und  dasselbe  liegt  offenbar  zum 
Grunde  in  dem  Satze  der  Etabl.  de  Norm.2)  aDe  larreciu,  de  murtre 


')  Beanm.  XXX.  8.  tagt  freilich  «Cbil  quatre  cas-doiveni  estre  pnmi  et  ven- 
giä  par  un  meisme  jngement»  oder  die  Strafe  der  in  p.  9  ff.  aufgeführten 
übrigen  Verbrechen  Ut  durchaus  dieselbe. 

2)  Marn.  p.  27.  Die  deniers,  wovon  diese  Stelle  redet,  weisen  ganz  deutlich 
auf  die  alte  Bush  zurück  und  zeigen  fast  wörtlich  den  Unterschied  der 


Digitized  by  Google 


Strafe  echt. 


175 


de  traison,  d'arson  de  nuit,  de  roberie  ne  puet  nule  pes  estre  fet 
o  ceus  qui  eo  sont  coavaiucu,  mes  se  ii  sont  pris,  iL  wient  pan- 
dm,  ne  Ii  dus,  ne  sa  justice  nem  praigne  <kmertn  (prennc  deniers). 
Doch  ist  Umfang  und  Inhalt  zu  unbestimmt,  um  sichere  Resultate 
zu  bieten.  Man  rauss  daher  im  Allgemeinen  jene  eigentlichen  Ver- 
brechen als  diejenigen  bestimmen,  die  nicht  durch  Bvtse  gesühnt 
wurden,  sondern  bei  welchen  Leibeutrafm  eintraten.  Diese  sind 
nun  folgende. 

Murdret,  der  Mord,  geschieht  heimlich  und  vorbedacht;  die 
Etabl.  d.  St.  L.  scheiden  ihn  von  dem  Omecide  durch  die  Bemer- 
kung «pour  que  ce  ne  soit  en  meslee  —  und  zwar  sans  menacier, 
sans  tanchier  (querelies)  a  lui,  et  sans  Ii  defier.o»)  ßeaum.  sagt, 
Mord  geschehe  aeo  agait  apense,  puis  soleil  couquant  dousqu'a  so- 
leil  levant.»  Als  gleichbedeutend  mit  dem  eigentlichen  Mord  ist 
der  Todschlag  wahrend  eines  gegebenen  trives  ou  asseurement.3) 
Die  Strafe  dafür  ist  Tod  und  die  Confiscation  aller  Guter,  «il  doit 
estre  traines  et  pendu,  et  si  meffet  tont  le  sien  quanques  il  a  vail- 
LaiuU  und  zwar  in  der  Weise,  dass  jedem  seigneur  dasjenige  zu- 
fallt, ace  qui  est  trouv£  en  se  seguorie.«3)  Eine  besondre  Art  des 
Mordes  ist  das  Eneit.  Dieser  geschieht,  wenn  man  schwangere 
Frauen  so  verletzt,  dass  sie  bei  der  auf  diese  Weise  veranlassten 
Niederkunft  sterben.  Die  Et.  de  Norm,  scheiden  den  Mord  vom 
Todschlag  als  «omecide  par  felonie»  und  geben  genaue  Bestimmungen 
über  den  Yerwaudtenroord  und  Todschlag.  Bei  dem  letzteren  ver- 
fällt der  Verbrecher  an  die  «penitence  que  Ii  sera  enjointe  par 
l'eglise;»  der  Mord  des  Sohnes  durch  den  Vater  und  durch  die 
Mutter  wird  durch  Verbannung  hors  de  la  poosle  le  duc  bestraft; 
die  Mutter  zieht  mit  im  ersten  Fall  und  darf  erst  wiederkommen, 
wenn  der  Vater  gestorben  ist.  Brudermord  wird  mit  dem  Tode, 
Verstümmelung  des  Bruders  mit  Verstümmelung  bestraft  «il  l'espei- 
nira  par  las  membres.»  Elternmord  wird  bei  dem  Sohne  wie  Mord 
bestraft;  die  Tochter  verfallt  dem  Feuertode.*)  —  Erschlägt  der 
Herr  seinen  home,  il  en  necevra  mort,  mordet  der  home  den  Seig- 
neur, il  soit  trainez  et  pendus;  für  den  blossen  Todschlag  par 
raesa venture,  tritt  einfache  Todesstrafe  ein.») 


b us d loten  und  sühnbaren  Verbrechen  auch  in  dieser  Zeit,  der  untere  Auf- 
fastung  zum  Grunde  liegt. 

»)  Et.  d.  St.  L.  1.  35. 

*)  Beaum.  XXX.  3. 

J)  Jd.  ib.  a.  2.      H)  Bt.  d.  St.  L.  i.  25. 
*)  El.  de  Norm.  (b.  Maro.)  p.  26. 
9  Et.  d.  Norm.  ib. 
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Der  Todschlag,  omxcxde  bei  Beaumanoir  ist  die  Tödtung  aen 
chaude  melleeo  bei  entstandenem  Streit  und  «lede  (laid)  parole,» 
die  Tüdtung  mitbin  im  Affect.  Sie  soll  indessen  nach  ihm  wie 
Mord  bestraft  werden,1)  was  aber  wohl  so  aufzufassen  ist  wie  die 
Et.  d.  St.  L.  bestimmen:  kann  der  Verbrecher  vmonstres  plaie  que 
eil  Ii  ait  faite  avant  qu'il  l'ait  oicis»  il  ne  sera  pas  pendu  par  droit;2) 
dagegen  gibt  natürlich  der  Gegenbeweis  der  lignage  du  mort,  dass 
es  ein  wirklicher  Mord  gewesen;  wird  der  geführt  durch  Gage  de 
bataille,  so  wird  der  im  Zweikampf  überwundene  gehangen.  Die 
Et.  de  Norm,  lassen  den  Todschlag  zwischen  dem  Thäter  und  den 
arais  du  mort  zur  Abhandlung  kommen ;  dann  kann  jener  die  pes 
le  duc  nachsuchen  auf  die  oben  berührte  Weise. a) 

Der  Verrath  oder  Treubruch,  traison,  umfasst  eigentlich  zwei 
Verbrechen.  Sie  ist  erstlich  ein  Bruch  des  Friedens  und  zwar  in- 
dem derselbe  durch  Vergewaltigung  geschieht.  Beaum.  sagt  da- 
her4) «Nus  murdres  n'est  sans  traison,  mes  traison  est  bien  sans 
murdre  en  raoult  de  cas. »  Vorzüglich  —  und  das  ist  gewiss  der 
eigentliche  Begriff  gewesen  —  geschah  die  traison  durch  Verge- 
waltigung an  demjenigen,  dem  man  treves  oder  asseurement  ge- 
schworen hatte ;  sie  ist  ein  Friedensbruch  und  geschieht  daher  nicht 
blos  durch  Mord  oder  Leibesverletzung,  sondern  durch  jede  Ge- 
waltlhat  während  des  Friedens;  wer  sie  ausübt,  «se  il  devans  cell 
d.  h.  während  der  treves  oder  das  assurement  fet  dommage«,  der 
wird  gehangen.  Die  Et.  d.  St.  L.  nennen  dieses  Verbrechen  «trive 
enfrainten,  qui  est  une  des  grans  trai  sans  qui  seit;*)  sie  setzen 
den  Fall  ganz  gleich,  wenn  eine  Partei  vor  Gericht  aufgefordert 
wird,  asseurement  zu  geben  und  ohne  es  zu  thun  davon  geht  und 
nachher  den  andern  vergewaltigt.«)  Beaum.  ist  vollkommen  unge- 
nau; er  zieht  nicht  blos  falsches  Zeugniss  bei  Verbrechen  hinzu, 
sondern  schliesst  den  a.  5  eou  pour  moull  d'autres  cas  sanblavles» 
(semblables.)  Man  sieht,  dass  er  dem  Beamteten  Spielraum  wünscht 
und  gibt,  und  entschieden  gehört  seine  Auffassung  schon  zum  Theil 
der  folgenden  Epoche  in  diesem  wie  in  manchem  anderen  Punkte  an. 

Nolhzucht,  femme  efforcier  oder  rat,  wie  es  gleichfalls  beisst 
(raptus)  umfasst  nicht  blos  die  eigentliche  Nothzucht  Oberhaupt, 
sondern  noch  den  besonderen  Fall  der  Schwächung  bei  der  gar  de, 


')  Beaum.  11.  a,  6.  u.  8. 

2)  Bt.  d.  81.  L.  i.  27. 

*)  Et.  de  Nonn.  p.  50.  i.  oben. 

*)  B.  XXX.  4. 

•)  Bt.  d.  st.  l.  i.  xxvm. 

•)  ibid  in  floe. 
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endlich  die  Entführung.  Die  Nolhzucht  wird  bestraft  wie  die  hohen 
Verbrechen,  der  TbHter  wird  gehangen.    Doch  rauss  das  Mädchen 
oder  die  Frau  angeben  dass  «par  peor  (peur)  ele  obey  ä  sa  vo- 
lonte;1) die  Et.  de  Norm,  schrieben  noch  besonders  vor,  dass  die 
Vergewaltigte  «doit  aler  a  la  preniiere  justice  le  duc»  hier  wird 
sie  untersucht  «par  preudes  fames  et  leauso  und  wenn  der  Thäter 
dann  nicht  sich  reinigen  kann  durch  seinen  Eid  «par  jugement 
deve.a  il  l'espenira  par  les  membres.»*)   Die  Strafe  der  Nolhzucht 
war  überhaupt  nicht  gleich,  besonders  weichen  hier  die  Stadtrechte 
ab,  von  welchen  weiter  unten  die  Rede  sein  soll.  —  Die  Schwä- 
chung der  zur  garde  übergebenen  Jungfrau  hatte  den  Verlust  des 
Lehns  zur  Folge,  selbst  wenn  es  mit  ihrem  Willen  geschah;  war 
es  Gewalt,  ward  der  Thäter  gehangen.3)    Die  Entführung  der  Frau 
und  Jungfrau  hat  bei  Beaum.  ein  eigenlhQmliches  Recht.  Erklärt 
die  Frau  bei  der  Klage  des  Hannes  «qu'ele  s'en  ala  avecques  Ii 
de  bon  gr6,  sans  forco  fere«  so  soll  kein  weiteres  Verfahren  ein- 
treten «il  n'y  a  nul  gage.o   Ist  sie  mit  Gewalt  entfuhrt,  so  tritt  die 
Strafe  des  rat  ein.  '  Hat  aber  der  Entführer  noch  rauebles  mitge- 
nommen, so  verfällt  er  in  die  Strafe  des  Larrecin.4) 

Neben  diesen  Hauplverbrechen,  die  wohl  nur  desshalb  die 
hohen  Rügen  oder  grandes  traisons  heissen,  weil  sie  am  gewöhn- 
lichsten vorkommen,  stehen  mit  ganz  gleicher  Bedeutung  einige 
andere.  — 

Der  Mordbrand  ,  arson ,  —  (qui  art  meson  de  nuiz)  —  wird 
weiter  nicht  genauer  bezeichnet;  die  Strafe  ist  wie  oben  Verlust 
alles  Guts  und  Erhängen.5) 

FaUchmünzcr  —  faux  monnier  —  werden  bestraft  wie  die  obi- 
gen; doch  sollen  sie  vor  dem  Erhängen  in  heissem  Wasser  gesie- 
det werden.8)  Beaumanoir  unterscheidet  fünf  Arten  der  Falsch- 
münzerei; erstlich  durch  Prägen  falscher  Metalle;  dann  durch 
falsches  Gewicht  des  guten  Metalls;  dann  das  Münzen  ohne  Be- 
rechtigung überhaupt;  dann  das  Beschneiden  (Kippen  und  Wippen, 
rogner  monnoie)  der  Münzen;  endlich  Aufkaufen  und  Ausgeben 
schlechter  Münzen  für  gute.  Die  anderen  Quellen  dieser  Zeit  reden 


<)  B.  XXX.  95.  u.  a.  7.  Der  a.  98  enthüll  die  Inquisitionsfragen  des  Rich- 
ters an  das  Mädchen. 
*)  Et.  de  Norm.  p.  64.  65. 
3)  Et.  de  St.  L.  1.  27.  Beaum.  XXX.  2.  7. 
*)  Beaum.  XXX.  95  ff. 
*)  Et.  de  St.  L.  I.  29.  B.  XXX.  9. 

«)  Beaum.  XXX.  12.  «avant  con  les  pende  il  doirenl  estre  bouili.  —  Nach 
dem  Et.  de  St.  L.  1.  29.  soll  der  FalschmtUuer  mit  Verlust  der  Augen 
bestraft  werden. 
Wunkönig  n.  Stein,  franz.  St«»«-  und  RechUgesch.  »d.  III.  12 
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von  diesem  Falle  nicht,  so  weit  wir  sie  haben  untersuchen  können. 
Doch  leidet  es  keinen  Zweifel  dass  die  Strafe  entsprechend  ge- 
wesen ist. 

Ketzerei  und  Herite ')  oder  mescreance  wird  nach  Beaumanoir 
mit  dem  Feuertode  bestraft  und  mit  dem  Verlust  des  Vermögens.2) 
Nach  den  Etabl.  de  St.  L.  soll  der  Ketzer  dem  Bischof  zur  Be- 
strafung übergeben  werden,  sein  Vermögen  aber  dem  Baron  anheim- 
fallen.3) Der  Ketzerei  wird  die  Sodomie  (Bougerie)  bei  Beaumanoir 
gleichgestellt;  ebenfalls  in  den  Et.  de  St.  L.4) 

Die  Vergiftung  wird  bei  Beaum.  beiläufig  erwähnt  ohne  dass 
er  eine  bestimmte  Strafe  dafür  ausspräche.')  Eben  so  der  Selbst- 
mord; die  Et.  de  St.  L.  bestrafen  den  letzteren  jedoch  mit  Ver- 
lust der  Mobilien.*) 

Bruch  des  Geßngnisses  hat  die  Strafe  für  das  Verbrechen  zur 
Folge,  für  welches  man  angeklagt  ward  und  kann  daher  den  hohen 
Strafen  gleichfalls  angehören.7) 

Für  alle  diese  Verbrechen  gilt  nun  gewiss  der  Satz  Beaura's.,8) 
dass  jeder,  der  für  einen  vilain  cas  de  crieme  verurtheilt  wird, 
«a  per  du  quanques  il  a  aveques  le  Corps.»  Das  Gut  desselben 
verfiel  dem  Herrn,  unter  dessen  Jurisdiction  es  lag;  die  unge- 
meine Härte  dieses  Princips  der  Confiscation,  das  erst  die  dritte 
Epoche  mildert,,  erzeugte  schon  jetzt  den  Grundsatz  Beaum's.,  dass 
der  Verbrecher  nur  sein  figne,  nicht  das  Gut  der  Familie  erbrechen 
könne.  Wenn  daher  die  Ascendenten  noch  leben,  so  erben  die 
Kinder  jetzt  von  ihnen  «por  reson  de  lignage  de  descendement ;» 
Lehnsgut  aber  verfällt,  weil  es  persönlich  aufgetragen  wird,  immer 
dem  Seigneur.  — 

Die  ungemeine  Kürze,  mit  welcher  die  Quellen  diese  eigent- 
lichen Verbrechen  behandeln,  lässt  wohl  mit  Sicherheit  darauf 
schliessen,  dass  in  der  Praxis,  mit  wenigen  Ausnahmen,  die  Ge- 


1)  über  die  Entstehung  dieser  Namen  s.  die  not.  a.  von  Laurr.  zu  Et.  d.  St. 
L.  1.  85. 

2)  Beaum.  U.  a.  11. 

3)  Et.  de  St.  L.  1.  85. 
*)  Beaam.  11.  u.  Et.  ib. 

s)  Beaum.  Worte  sind  (11.  a.  14.)  «Encore  sonl  il  dui  cas  de  crieme:  Ii  uns 
si  est  d'autroi  empoisoner,  et  Ii  secons  d'eslre  omecides  de  Ii  meismes, 
si  comme  de  celui  qui  se  tuent  a  essient.»  Er  fügt  gar  nichts  weiter 
hinzu,  was  beweist,  dass  es  hierfür  schwerlich  ein  festes  Becht  gab. 

0)  Et.  de  St.  I.  1.  88.  Hier  ist  die  Strafe  des  Selbstmordes  auch  Uber  die 
Frau,  die  sich  «occist  en  aucune  maniere»  ausgedehnt. 

7)  Beaum.  11.  a.  13.  Et.  de  St.  L.  1.  83. 

«)  B.  LH.  18.  Et.  d.  St.  L.  11.  39. 
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richte  diese  Fälle  rasch  und  mehr  nach  einem  bestimmten  Gefühl 
oder  einer  hergebrachten  Gewohnheit  als  nach  genauen  gesetz- 
lichen Vorschriften  entschieden.  Von  dem  ganzen  Inhalt  dessje- 
nigen,  was  wir  gegenwärtig  den  allgemeinen  Theil  des  Strafrechts 
nennen,  von  einem  selbstständigen  Recht  der  Culpa,  des  Versuchs, 
der  Genossenschaft,  der  Erinnerung  von  Verbrechen  und  Strafen 
wissen  die  Quellen  nichts.  Nur  die  Et.  de  St.  L.  machen  in  eini- 
gen Punkten  eine  Ausnahme.  Sie  bestimmen  nämlich,  dass  die 
wissentliche  Genossenschaft  mit  Räubern  und  Mürdern  dem  Raub 
und  Mord  gleich  bestraft  werden  soll,  das  soll  gelten,  selbst  wenn 
der  «qui  leur  tenoit  compaignie»  ohne  selbst  zu  stehlen,  nur  acon- 
sente.»  Das  Gleiche  gilt  von  denen,  die  Hehler  des  geraubten  Gutes 
sind. ')  Die  einfache  Drohung  einer  Vergewaltigung,  selbst  der  ent- 
fernte Versuch,  wie  wenn  jemand  mit  dem  Vorsatz  ausgeht  einen 
Menschen  zu  morden  «et  il  n'en  eussent  plus  feto  soll  keine  Strafe 
am  Leib  und  Leben  zu  Folge  haben.  Ob  aber  sonst  eine  Strafe 
oder  Folge,  wird  nicht  gesagt.3)  Wer  dagegen  vor  Gericht  dem 
anderen  mit  Mord  oder  Brand  droht  und  nicht  die  gerichtlich  ge- 
forderte Sicherheit  (assurement)  geben  will,  der  gilt  des  Verbre- 
chens für  überführt,  als  hätte  er  es  selber  getban,  wenn  es  später 
geschieht.3)  Dies  ist  jedoch  nur  in  den  Et.  de  St.  L.  vorgeschrieben. 

*Wir  haben  dieses  Strafrecht  in  all  seiner  Einfachheit  hinge- 
stellt, so  weit  unsre  Quellen  reichen.  Es  ist  sehr  wohl  möglich, 
dass  sich  dieses  Recht  vervollständigen  Hesse,  wenn  man  im  Be- 
sitze hinreichender  Hülfsmiltel  wäre.  Wir  müssen  das  denen  über- 
lassen, die  den  Quellen  selber  näher  stehen.  Was  wir  geben  kann 
und  soll  eine  Vorarbeit  sein. 

Dieses  sind  nun  die  Fälle,  welche  den  eigentlichen  Inhalt  der 
haute  justice  bilden  und  von  denen  Beaum.  sagt:  On  doit  savoir 
que  toz  cas  de  crieme,  quel  il  soient,  dont  en  pot  et  doit  perdre 
vie  —  aparlient  a  haute  justice.*)  Denn  nur  der  souveraine  Baron 
halte  das  Recht  sich  als  den  Inhaber  der  höchsten  staatlichen  Ge- 
walt anzusehen  und  diese  war  es,  welche  durch  jene  absoluten 
Verbrechen  angegriffen  ward.  Eine  ganz  eigen thümliche  Stellung 
nahm  indessen  das  Verbrechen  des  Raubes,  der  tarrecin  ein;  «car 
tout  soit  ce  que  lerres  (lierres,  larron,  auch  larrecin  genannt,  der 
Räuber  oder  Dieb)  par  lor  larre,  ein  perdent  le  vie,  nepourquant 
larrecins  n'est  pas  cas  de  haute  justice.»^    Der  Grund  dieser  Be- 

*)  Et.  de  St.  L.  I.  32.  Vrgl.  Beaum.  U.  a.  36. 

>)  Et.  de  St.  L.  I.  36. 

»)  Ib.  1.  37. 

*)  Beaum.  LYIII.  2. 

»)  Beaum.  ib. 
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Stimmung  ist  nicht  leicht  zu  finden ;  am  nächsten  liegt  es  dieselbe 
auf  das  Recht  der  Nolhwehr  zurückzuführen,  da  Raub  ugd  Mord 
an  der  Tagesordnung  waren  und  der  förmliche  Process  gegen  den 
Rauber  den  Schutz  des  Eigenlhums  schwierig  gemacht  hätte.1) 
Indessen  kann  man  annehmen,  dass  auch  in  diesem  Punkte  die 
Übereinstimmung  der  verschiedenen  Landrechte  nicht  sehr  gross 
gewesen  ist;  da  wir  nur  wenig  Quellen  besitzen,  so  müssen  wir 
auch  in  diesem  Theil  des  Strafrechts  uns  auf  die  Hauptpunkte  be- 
schränken. 

Es  ist  wahrscheinlich ,  dass  der  ursprüngliche  Begriff  des 
Larrecin  ein  ziemlich  ungenauer  gewesen  ist,  und  alles  das  zugleich 
umfassl  hat,  was  wir  unter  dem  allgemeinen  Begriff  der  Entwen- 
dung, der  heimlichen  wie  der  gewaltsamen,  verstehen.  Allmählig 
und  ohne  bestimmte  Ordnung  haben  sich  daraus  einzelne  Fülle 
herausgebildet,  die  dann  mit  bestimmten  Strafen  belegt  wurden, 
ohne  dass  man  ganz  genau  sähe ,  wie  es  in  den  übrigen  gehalten 
ward.  Das  Verhältniss  der  Et.  d.  St.  L.  zu  Beaumanoir  ist  in  dieser 
Beziehung  am  bezeichnendsten.  Die  Etabl.  führen  ganz  kurz  einige 
Fälle  des  Larrecin  an  (I.  26.  29.  30.),  während  Beaum.  ein  ganzes 
Kapitel  (Gh.  XXXI.)  über  dasselbe  Verbreeben  enthält.  In  beiden 
sind  die  Spuren  genauer  Unterscheidung  der  verschiedenen  Arten 
des  Diebstahls  und  Raubes,  allein  in  der  Weise,  wie  das  in  den 
Anfangen  der  Strafgesetzgebung  der  Fall  zu  sein  pflegt,  ohne 
Princip  ,  fast  zufällig  und  ordnungslos;  doch  ist  bei  Beaumanoir 
schon  ein  Versuch,  eine  förmliche  Theorie  des  Larrecin  zu  ent- 
wickeln, und  die  Entwendung  Über  Veruntreuungen  aller  Art  aus- 
zudehnen. Die  Grundlagen  dieses  Slrafrechts  sind  wesentlich  fol- 
gende Sätze. 

Der  Raub,  oder  wie  die  Et.  d.  St.  L.  I.  26.  sagen,  quand 
Ten  Ii  tot  (tolt,  tollere)  le  sien,  ou  en  chemin,  ou  en  boez  (bois), 
soit  de  jour,  soit  de  nuiz,  c'est  apele  esehapelerie  —  wird  mit  dem 
Tode  gestraft;  der  Räuber  wird  gehangen  und  geschleift,  sein  Ver- 
mögen verfällt  dem  Baron,  sein  Haus  wird  niedergebrannt,  seine 
Weinstöcke  und  sein  Gehölz  (das  heisst  gewiss  auf  seinem  etwa- 
nigen  Allod)  vernichtet.  —  Der  Felddiebitahl  —  «Ii  lierres  qui 
emble  (embler,  entwenden)  cheval  ou  jumento*)  wird  mit  dem  Tode 
bestraft ,  der  Thäter  aest  pendavles»  ;  eben  so  der  Hausdiebstahl  — 
«quand  il  emble  ä  son  Seigneur  et  il  est  ä  ton  pain  et  ton  vin; 
denn  der  Hausdiebstahl   «c'est  maniere  de  traison.»3)  Kirchen- 

i)  Vgl.  bes.  Beaum.  XXXI.  14. 
*)  EU  de  St.  L.  1.  29. 

*)  Et.  d.  St.  L.  1.  30.   Vgl.  zu  dieser  und  den  folgenden  Noten  die  Note 
Laurrieres  zu  dieser  Stelle  über  das  alle  Recht  der  Conl  de  Tourraine. 
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diebstahl  crqui  emble  riens  en  monstrirn  wird  bestraft  mit  Verlust  der 
Augen,  wie  der  Falschmünzer. ')  Kleiner  Diebstahl  —  «qtii  emble  autres 
menus  choses,»  wird  das  erste  mal  mit  Verlust  eines  Ohrs,  das  zweite 
mal  mit  Verlust  eines  Fusses,  das  dritte  mal  mit  dem  Tode  bestraft.  3) 
Beaumanoir  versucht,  statt  die  einzelnen  Frille  zu  entwickeln,  eine  förm- 
liche Theorie  des  Diebstahls  zu  geben.  Er  stellt  einen  Begriff  des 
Diebstahls  auf, J)  scheidet  dann  zwischen  offenem  Diebstahl  —  apers  lar- 
recin 4)  —  und  heimlichem  Diebstahl,  wobei  der  Begriff  der  bandhaften 
That  zum  Grunde  zu  liegen  scheint ,  dehnt  den  Begriff  des  Larrecin 
über  den  Betrug  aus,5)  und  über  Beihülfe  zum  Diebstahl,*}  zieht  die 
Hehler  des  Diebstahls  mit  gleicher  Strafe  herzu,7)  und  durchmischt 
seine  ganze  Lehre  so  entschieden  mit  dem  zu  seiner  Zeit  aufkom- 
menden lnpuisilionsprincip ,  dass  man  auch  bier  in  seiner  Darstel- 
lung mehr  eine  Beschreibung  des  Uebergangszustandes ,  als  eine 
Darstellung  des  allen  Rechts  wiederfindet.  Man  erkennt  somit  aus 
den  dürftigen  Angaben  der  Et.  d.  St.  L.  wie  aus  der  Breite  und 
Genauigkeit  Beaumanoirs  in  gleichem  Maase  ,  zuerst,  dass  wahr- 
scheinlich im  Allgemeinen  der  Grundsatz  gegolten  hat,  Diebstahl 
und  Raub  seien  mit  Lebens-  oder  Leibestrafen  zu  belegen,  dann 
dass  die  genauere  Straf bestimmung  sehr  variirt  haben  wird ,  endlich 
dass  sich  die  neuere  Rechtsentwicklung  grade  dieser  Sache  am  ent- 
schiedensten bemächtigte.  Das  Genauere  muss  der  Zeit  vorbehalten 
bleiben ,  in  welcher  die  alten  Rechtsquellen  bekannter  sein  werden. 

B.    Die  sühobarcn  Verbrechen  oder  die  Vergehen  und  die  Busse. 

Es  ist  schon  oben  angegeben ,  in  welcher  Weise  die  sühn- 
baren Verbrechen  in  dieser  Epoche  ihren  alten  Character  zu  ändern 

«)  Ib.  l.  29. 
')  Ib.  U. 

Beaum.  XXXI.  2.  «Larrecin  est  penre  l'aulrui  cote  el  non  »en  de  celi 
qui  ele  est,  par  corage  de  lorner  le  en  son  profil  et  el  daraace  de  celi 
qui  eile  fu.» 

B.  ib.  3.:  «Li  apres  larrecin  si  est  celui  qui  est  trouves  saisis  et  vetus  de 
Ic  eoze  emblde,  tout  soit  ce  c'on  ne  le  vif  pas  embler.» 

s;  B.  ib.  10.  Chit.  est  fors  levres  qui  vent  coYvre  por  or,  ou  estaint  (etain) 
por  argent,  on  pierre  de  voirre  (rerre)  por  pierre  precieuse.  —  Et  por  ce 
dislon»,  fügt  er  hinzu:  ««marcheanl  ou  larroo.  •» 

•)  B.  ib.  9.  «II  est  bien  resons  que  c'il  soit  roupables  du  larrecin,  qui  eu- 
fet  fuir  ceates  d'aucun  en  tel  liu,  que  ses  eompaigns  les  puist  embler,  ou 
qui  donne  lui  au  larrecin  fere.*>  Man  sieht  deutlich  dass  es  seine  Ansichten 
sind ,  die  er  ausspricht  ,  kein  wirklich  gellendes  Recht. 

")  B.  ib.  1.  Cil  qui  tient  le  eoze  emblöe  ä  essienl  (als  die  Seioige)  et  eil 
que  le  porcace  a  embler,  et  eil  par  qui  conseil  eile  est  emblee,  et  par 
quel  consentement,  et  eil  qui  partist  a  le  eoze  emblee  (wer  an  der  gestoh- 
lenen Sache  einen  Theil  erhielt)  —  tout  eil  sont  coupable  du  larrecin.» 
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beginnen  ,  indem  die  Strafe  derselben  jetzt  die  privatrechtliche  in 
sich  aufnimmt,  und  zur  neuen  einfachen  Busse  erhebt,  Damit  hängt 
dann  auch  eine  zweite  Seite  dieses  Verhältnisses  genau  zusammen. 
Da  die  Busse  zur  Strafe  wird ,  so  fangen  die  Gränzen  der  Vergehen 
an,  sich  immer  enger  zusammenzuziehen ,  und  man  kann  im  All- 
gemeinen sagen,  dass  das  Princip  der  Busse  hier  nur  noch  fiir 
solche  Vergehen  gilt ,  die ,  wenn  sie  nach  der  Talion  bestraft  wor- 
den wären,  weder  Leibes-  noch  Lebensstrafen  zur  Folge  gehabt 
hätten.  Für  diesen  Kreis  gilt  noch  Abbusse  des  Vergehens  durch 
eine  Busse  an  den  Herrn,  und  dieser  ist  es,  von  welchem  wir  im 
Folgenden  zu  reden  haben. 

Es  möge  aber  schon  hier  erlaubt  sein ,  auf  einen  Punkt  auf- 
merksam zu  machen,  der,  wie  wir  meinen,  allein  im  Stande  ist, 
die  Gränze  zwischen  dieser  und  der  folgenden  Epoche  einiger- 
m aassen  zu  bestimmen.  Auch  jene  sühnbaren  Verbrechen  gehen 
nemlich  in  der  folgenden  Zeit  über  in  wirkliche  Vergehen,  und 
indem  sich  die  Idee  derselben  somit  ändert,  muss  nothwendig  auch 
die  Strafe,  d.  h.  die  alte  Busse,  eine  andere  werden.  Diesen  Satz 
ist  man  vollständig  berechtigt  dahin  umzukehren,  dass  wo  die  Strafe 
fiir  die  Vergehen  eine  andere  zu  werden  beginnt ,  auch  die  Idee 
derselben  sich  geändert,  oder  die  folgende  Epoche  eingetreten  sein 
muss.  Es  frägt  sich  mithin ,  was  wir  als  eine  von  der  Geldbusse 
wesentlich  verschiedene  Strafe  zu  betrachten  haben.  Und  hier  ist 
unsrer  Ansicht  nach  bisher  stets  das  Wesen  der  Ehren-  und  Ge- 
fängnissstrafe in  ihrer  geschichtlichen  Bedeutung  übersehen  worden. 
Soll  nämlich  das  Vergehen  den  Character  der  privaten  Beschädigung, 
die  Strafe  für  dasselbe  den  Character  privaten  Schadensersatzes 
gänzlich  verlieren,  so  muss  die  rechtliche  Folge  desselben  nicht 
mehr  einen  Vermögensverlust,  sondern  eine  Verletzung  der  Per- 
sbnlichkeit  durch  den  Staat  »elber  enthalten.  Diese  kann  aber,  wenn 
die  leibliche  Persönlichkeit  nicht  mehr  Gegenstand  derselben  ist, 
nur  ein  ideelles  Moment  derselben  treuen,  die  Ehre  und  die  Freiheit. 
Wo  daher  die  Idee  lebendig  wird,  dass  auch  das  Vergehen  ein 
Verbrechen  ist,  da  wird  die  Strafe  von  der  Busse  übergehen  müssen 
zu  Ehrenstrafen  und  zu  Gefängnissstrafen;  und  umgekehrt,  da  wo 
wir  Ehrenstrafen  und  Gefängnissstrafen  antreffen ,  und  die  Bussen 
verschwinden  sehen ,  da  lässt  sich  mit  Entschiedenheit  der  Satz  aus- 
sprechen ,  dass  hier  das  Recht  in  den  Vergehen  das  privatrechtliche 
Moment  der  Beschädigung  von  dem  des  Unrechts  an  sich  getrennt, 
und  Itlr  beide  Theile  der  Unthal  eine  selbstständige  Folge  eingeführt 
hat.  Daraus  folgt  denn  für  die  historische  Entwicklung ,  dass  sich 
die  grosse  erste  Periode  des  altgermanischen  Strafrechls  so  weit 
erstreckt ,  als  die  Busse  noch  für  die  Vergehen  das  Strafrecht  bildet, 
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mag  diese  Busse  nun  von  der  Gemeinde  oder  von  dem  Herrn  ge- 
nommen werden,  und  dass  mithin  alles,  was  als  eigentliche  Ehren- 
und  Freiheitsstrafe  erscheint,  der  zweiten  Periode  angehört. 
Wir  werden  dieses  Princip  der  Entwicklung  später  wieder  auf- 
zunehmen haben.  Hier  soll  dasselbe  nur  dazu  dienen,  inner- 
halb der  im  13.  Jahrhundert  schon  beginnenden  Vermischung  bei- 
der Epochen  die  Genüge  für  dasjenige  zu  ünden  ,  was  utisrer,  der 
ältesten  Epoche  hinzu  zu  zählen  ist.  Es  ist  das  Gebiet  der  Ver- 
gehen, die  jetzt  dem  Herrn  durch  eine  Busse  gesühnt  werden.  — 
Was  nun  den  Charakter  dieses  Bussrcchts  betrifft,  so  ist  der- 
selbe schon  oben  bezeichnet.  Die  Busse  enthält,  in  einander  ver- 
schmolzen; beide  Momente  des  allen  Compositionensystems ,  das 
Wehrgeld  und  die  eigentliche  Busse,  Friedensgeld,  fredum.  Sie 
fällt  ganz  an  den  Herrn ,  der  zugleich  Eigenthümer  und  Gerichtsherr 
oder  Obrigkeit  ist,  und  jene  beiden  Theilc  der  Composilio  sind  da- 
her nicht  mehr  in  derselben  geschieden.  Deshalb  geht  denn  ei- 
gentlich schon  jetzt  die  Vorstellung  unter;  dass  diese  Busse  ein 
Ertatz  sei,  oder  einen  privalrechtlichen  Inhalt  habe;  der  Name 
und  Begriff  der  Compositio  verschwindet,  und  die  Geldstrafe  heisst 
überhaupt  die  amende  (eraendalio).  Davon  gibt  es  nun  allerdings 
einzelne  Ausnahtnsftille ,  in  denen  auch  dem  Verletzten  noch  eine 
Busse  neben  der  Gerichtsbusse  gezahlt  wird;  diese  kommen,  so 
viel  wie  wir  gesehen  haben,  nur  in  den  Et.  d.  St.  L.  vor.  *}  Man 
wird  in  ihnen  aber  ohne  Schwierigkeit  nur  einzelne  Reste  des  alten 
Princips,  die  sich  mehr  zufällig  als  durch  einen  festen  Grundsatz 
erhalten  haben,  wiedererkennen;  um  so  mehr,  da  sie  sich  nur  auf 
Injurien  beziehen.  Sie  sind  gerade  in  ihrer  Vereinzelung  mehr 
Bestätigung  unsrer  Ansicht,  als  ein  Gegensatz  zu  derselben.  Eben 
so  tritt  für  das  ganze  Gebiet  dieser  Vergeheti  zum  Tbeil  ein  eige- 
ner und  selbstsländiger  Name  auf,  die  Fori*  factura.  Foris  Factura 
ist  jede  Handlung  ,  die  überhaupt  mit  Busse  belegt  wird;  daher  wird 
denn  auch  wohl  die  Busse  selber  zuweilen  foris  factura  genannt. 
Indessen  ist  der  Name  nicht  allgemein.  Beaumanoir?)  geht  von 
den  absoluten  Verbrechen  zu  diesen  Vergehen  durch  folgenden 
Satz  über:  «Nos  avos  parle  des  cas  de  crieine  et  des  venjaudres 
qui  y  apartienneul,  or  parlerons  des  menrrt  meffn.»  Die  Etabl. 
scheiden  gar  nicht  weiter  durch  Definitionen  zwischen  Vergeben 
und  Verbrechen,  eben  so  wenig  die  anderen  Quellen.  Allein  in 
den  Sladtrecbten  ist  jener  Ausdruck  der  durchaus  gebräuchliche 
für  alle  Vergehen  ;  seine  französische  Form  ist  aforfet.» 


•)  Et.  de  St.  L.  I.  148.  II.  24. 
2)  Beium.  XXX.  15. 
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Es  würde  nun  eine  gänzlich  überflüssige  Mühe  sein,  die  Gründe 
zu  entwickeln ,  weshalb  das  Maass  der  allen  Bussensätze  oder  Straf- 
raaasse sich  bis  auf  diese  Zeit  nicht  ganz  erhallen  hat.  Theils  ward 
das  unmöglich  durch  die  Verschmelzung  von  Busse  und  Wehrgeld, 
theils  durch  den  Untergang  der  alten  Verfassung  und  die  neue 
Form  der  Freiheit  und  Unfreiheit,  theils  durch  die  immer  steigende 
Gewalt  der  Herren,  deren  Wille  Macht  ward,  theils  durch  die  ganz 
locale  Gestalt  der  Rechtsbildung  überhaupt.  Es  mussten  sich  mit- 
hin in  dieser  Epoche  des  Strafrechts  neben  dem  neuen  Princip  der 
Busse  auch  neue  Ansätze  derselben  bilden.  Diese  nun  kennen  wir 
nach  den  gegenwärtig  veröffentlichten  Quellen  nur  für  einen  kleinen 
Theil  Frankreichs,  und  auch  biefür  nicht  vollständig.  Allein  schon 
in  dem  Obigen  liegt  der  Grund,  weshalb  diese  Einzelheiten  von 
geringerer  Wichtigkeit  erscheinen ;  manches  an  denselben  ist  wahr- 
scheinlich überhaupt  gar  nicht  gesetzlich  bestimmt,  vieles  zufällig 
fest  gesetzt,  alles  aber  auf  locale  Gellung  berechnet  gewesen.  Wir 
glauben  daher  das  ganz  Specietle  den  speciellen  Untersuchungen 
überlassen  zu  können.  Nur  die  Hauplzüge  des  Rechts  der  Vergehen 
mögen  hier  ihren  Platz  finden. 

Die  erste  Grundlage  des  altfranzösischen  Busssyslems  war  das 
Auftreten  des  Unterschiedes  zwischen  Freien  und  Unfreien  in  der 
Eddbusse  und  der  unfreien  oder  Gemeinbusse.  Sie  standen  zu  ein- 
ander in  dem  Verhältniss  von  livres  und  sous  ;  so  viel  livres  die 
erste  betrug,  so  viel  sous  betrug  die  z weile.  Dieser  Unterschied 
ist  durch  ganz  Frankreich,  so  weit  wir  dasselbe  kennen,  durch- 
geführt, und  erscheint  auf  allen  Punkten  des  Bussystems  bei  den 
grossen  Bussen,  allerdings  aber  mit  mehren  einzelnen  Ausnahmeu 
in  den  kleineren  Busssachen.  Es  knüpft  sich  aber  derselbe  keines- 
wegs blos  an  die  Personen ,  sondern  gehört  dem  Unterschiede  der 
Freiheit  und  Unfreiheit  selber  an ;  das  zeigt  sich  vor  Allem  in  dem 
von  Beaum.  angeführten  Falle,  wo  ein  gentis  horao,  der  in  Be- 
ziehung auf  ein  in  seinem  Besitz  befindliches  unfreies  Grundstück 
ein  Vergehen  begeht  —  qui  tient  en  vilenage  et  il  meflet  de  ce  qui 
apartient  au  vilenage  —  nicht  die  Edelbusse,  sondern  die  Gemein- 
busse zu  zahlen  hat,  comme  s'il  estoit  hors  de  poeste.')  Wir  ha- 
ben schon  im  Verfahren  die  Anwendung  dieses  Unterschiedes  auf 
einzelne  Fälle  angegeben.  Umgekehrt,  wo  ein  «hors  de  poeste 
maint  en  franc  fief,»  im  Lehnsbesitz  eines  freien  Lehns  ist;  soll 
derselbe  dafür  nicht  Gemeinbusse,  sondern  Edelbusse  zahlen,  «il 
est  demenes  comme  gentis  bons.»2) 


1)  Besam.  XXX.  42. 

2)  Beaum.  II.  44. 
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Die  zweite  Grundlage  des  Bussystems  ist  das  Princip  fftr  die 
Grösse  der  Busse.  Diese  ist  keineswegs  immer  gleich ;  oft  auch 
kam  es  vor,  dass  in  besonderen  Fällen  das  Gericht  die  Busse  sel- 
ber erst  festsetzte.  ■)  Doch  lassen  sich  drei  Hauplklassen  der  Busse 
feststellen ,  innerhalb  deren  sich  allenthalben  die  Ansätze  derselben 
bewegt  zu  haben  scheinen. 

Die  erste  Klasse  der  Bussen  ist  die  tarnende  ä  la  volonte  de  la 
Justice.»  In  gewissen  Fällen  verfiel  alles  Eigen  des  Verbrechers, 
seine  meubles  et  catix  (chatels,  calels,  Fahrniss)  dem  Seigneur, 
der  dann  davon  als  Bussgeld  nehmen  konnte  ,  so  viel  er  wollte. 
Dahin  gehörte  vorzüglich  die  Ablage  falschen  Zeugnisses  vor  Ge- 
richt , a)  das  Aufnehmen  Verbannter ,  das  auch  mit  Niederzissen 
des  Hauses  bestraft  ward,3)  die  Vergewaltigung  des  Seigneurs 
durch  seinen  Lome,4)  nach  den  Et.  d.  St.  L.  I.  49.  auch  der  fal- 
sche Appell  gegen  den  Seigneur;  nach  Beaum.  XXX.  25.  endlich 
derjenige,  der  wegen  eines  blossen  Vergehens  gefönglich  eingezo- 
gen aus  dem  Gefängniss  entweicht.  Die  Unbestimmtheit  für  die 
Grenze  dieser  Klasse  von  Bussen  geht  am  deutlichsten  aus  den 
Schlussworten  Beaum.  II.  a.  20.  hervor:  oEl  por  ce  poes  voz  sa- 
voir  que  en  plusors  ras  qui  tonquenl  despis  a»  seigneurs,  les  amendes 
sont  a  le  volonte  des  sengneurs.»  Es  wird  wohl  sehr  oft  das  Ge- 
richt von  diesem  Grundsatz  Gebrauch  gemacht  haben ,  besonders 
als  sich  die  Macht  der  Gerichte  zu  entwickeln  begann.  Der  Ver- 
brecher konnte  sich  in  solchem  Falle  freiwillig  in  die  aroende  ä 
volonte  du  seigneur  ergeben,  in  dessen  Gutachten  es  dann  stand, 
demselben  so  viel  zu  lassen,  als  er  wollte.6) 

Die  zweite  Klasse  enthält  die  bestimmten  Bussen.  Diese  schei- 
nen fast  durchgehend  sich  in  zwei  Arten  geschieden  zu  haben,  die 
grossen  Bussen  und  die  kleinen.  Die  grossen  betrugen  60  Livres  ftir  den 
gentix  hons,  60  Sols  für  den  hons  de  poeste,  die  kleinen  5  sols 
und  nach  Beaum.  10  sols  für  den  gentix  hons.«)  Es  lässt  sich  wohl 
«chwerlich  ein  bestimmtes  Princip  auffinden,  nach  welchem  die 
einzelnen  Vergehen  der  ersteren  oder  der  zweiten  anheimfielen, 
und  es  wird  gegenwärtig  das  um  so  weniger  möglich  sein ,  als  nur 
Reaumanoir  mit  einiger  Genauigkeit  die  einzelnen  Fälle  aufzählt. 
Die  Hauptsätze  scheinen  folgende  gewesen  zu  sein. 


')  So  z.  B.  Cout.  de  Pic.  bei  Maro.  p.  76.  und  Beaum.  U.  20. 

3)  Beaum.  U.  45.   El.  de  St.  L.  I.  7. 

3)  Beaum.  XXX.  36. 

*)  Et.  de  St.  L.  I.  149. 

*)  Beaum.  U.  89. 

•)  Baum.  U.  42. 
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Der  grossen  Busse  verfielen  diejenigen,  die  falsches  Maas  und 
Gewicht  hatten;1)  ferner  wer  Hand  an  den  Sergent  seines  Herrn 
legte,*)  und  sogar  derjenige,  der  ihn  wörtlich  beleidigte;4)  wer 
überhaupt  durch  Realinjurien  einen  anderen  verletzte,  wobei  die 
grosse  Busse  eintrat  bei  «sanc  ou  plaie  qui  soit  apparissant»  4)  oder 
wie  Beaum.  sagt  «s'il  y  a  sanc  doit  cuirs  (la  peau)  soit  perchie»;*) 
leichte  Realinjurien  verfielen  nur  der  kleinen  Busse ;  geschehen  sie 
aber  oen  raarcie,  ou  en  alant  ou  en  venant  du  raarcie»  so  trat  die 
grosse  Busse  ein  «car  tuit  eil  qui  sunt  el  raarcie  sunt  el  conduit 
le  conte  et  doivent  avoir  sauf  aler  et  sauf  venir.»  •)  Endlich  ver- 
fiel der  grossen  Busse  ,  wer  den  Besilzzustand  des  Seigneur  gewalt- 
sam störte  (saisine  brisie),7)  so  wie  auch  derjenige,  der  im  Gericht 
den  Gegner  mit  Schmähung  (vilonie)  beleidigt;8)  schilt  er  ihn  aber 
gar  für  inalves  oder  traitre  en  coii  veslue  devanl  pige,  so  ist  die 
amende  a  le  volonte  du  segneur.9)  Die  schweren  Realinjurien,  Leibes- 
verletzungen und  Verstümmelung  heissen  überhaupt  mehaing ,  davon 
das  Zeitwort  mehaingnier;  beides  hat  keine  bestimmte  Grenze.  <°) 

Die  kleinen  Bussen  lassen  sich  hauptsächlich  auf  drei  Fälle 
zurückführen:  die  Verbalinjurien ,  die  leichten  Realinjurien,  und  die 
Widersetzlichkeiten  gegen  den  herrschaftlichen  Befehl.  Wir  halten  es 
bei  dieser  allgemeinen  Übersicht  über  die  Geschichte  des  Strafrechts 
nicht  für  nüthig,  die  einzelnen  Fälle,  die  noch  dazu  uur  von  Beaum. 
ausfuhrlicher  angegeben  werden,  hier  aufzuführen.  Es  lässt  sich  in  je- 
ner Zeil  leicht  denken,  dass  eine  solche  genaue,  gesetzlich  oder  ge- 
wohnheitsrechtlich bestimmte  Ordnung  nur  von  den  tüchtigen  Ge- 
richten inne  gehalten  wurde ,  während  die  kleinen  unfreien  Ge- 
richte, fast  ganz  ohne  Aufsicht,  ziemlich  nach  Gutdünken  verfah- 
ren haben  mögen.  Dass  die  Aufführung  jener  einzelnen  Vergehen 
selbst  damals  schon  als  unwichtig  angesehen  ward,  zeigen  die 
Privilegien  der  hospilia ,  in  denen  fast  durchgebend  ohne  Rücksicht 
auf  die  einzelne  Unlhat  nur  die  grosse  Busse  von  60  Sols  gewöhn- 
lich auf  5  Sols,  die  kleine  von  5  Sols  auf  die  Hälfte  herabgesetzt 
werden.    Die  Grundlage  des  wirklichen  Zustandes  ist  gewiss  der 

1)  Et.  d.  Sl.  L.  I.  38.    Der  Vavasseur  verliert  auch  »eine  Meubles. 

2)  Et.  d.  St.  Et.  L.  1.  149.  Nach  Boaum,  lt.  54.  Irin  amende  a  volontd  ein. 
*)  Beaum.  11.  24. 

*)  Et.  d.  St.  L.  II.  23. 

')  Beaum.  11.  a.  16—19  und  a.  101. 

«)  Beaum.  11.  a.  16. 

7}  Beaum.  11.  30. 

8)  Beaum.  II.  22. 

*)  Beaum.  II.  a.  23. 

ioj  Beaum.  11.  a.  18.   Et.  de  St.  L.  1.  168, 
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Salz  gewesen,  dass  das  Gericht  polizeilich  bestrafte,  wer  sich  ver- 
ging ,  ohne  sich  viel  an  ein  positives  Recht  zu  kehren ;  und  grade 
diese  in  den  kleinsten  Sachen  schrankenloseste  Willkühr  mag  nicht 
am  wenigsten  dazu  beigetragen  haben ,  das  niedere  und  unfreie, 
aus  Germanen  und  alten  Römern  gemischte  Volk  des  flachen  Lan- 
des gegen  seine  Herren  bis  zur  wirklichen  Empörung  zu  reizen. 

Das  Verfahren  in  den  Gerichten  des  Lehnswesens. 

Vorbemerkung. 

Um  das  Verhältniss  des  folgenden  Verfahrens  zu  dem  der 
zweiten  Epoche  richtig  zu  verstehen,  ist  vor  allem  festzuhalten, 
dass  alle  unsre  Quellen  Über  den  Process,  das  alte  Verfahren  mit 
den  Grundsätzen  des  neuen  fast  allenthalben  grade  auf  dieselbe 
Weise  vermengen,  wie  dies  in  der  Praxis  des  13.  Jahrhunderts, 
aus  welchem  sie  stammen,  unbedenklich  geschab,  und  schon  zum 
Theil  weit  früher  begonnen  wurde.  Die  erste  Aufgabe  bei  der 
Benutzung  derselben  war  daher  auch  hier,  die  Hauptgestalt  des 
reinen  Lehntproze$$e$  aus  ihnen  herauszufinden,  und  dasjenige,  was 
auf  neuere  Entwicklung  deutet,  von  ihr  abzuscheiden.  Dadurch 
aber  entsteht  allerdings  für  denjenigen,  der  diese  Arbeit  benutzt, 
die  Aufgabe ,  selbstständig  bei  dem  Finzelnen  zu  untersuchen ,  in 
wie  weit  unsre  Scheidung  richtig  ist ,  oder  nicht ;  eine  Aufgabe, 
die  am  Ende  doch  jeder ,  der  zu  den  Quellen  übergeht ,  auf  seine 
Weise  lösen  muss.  —  Wir  haben  dies  besonders  aus  dem  Grunde 
hier  erinnern  wollen,  weil  jenes  der  sicherste  Weg  ist,  die  Vor- 
stellung zu  vernichten,  als  sei  in  dieser  Epoche  irgend  etwas  so 
recht  scharf  und  klar  in  der  Wirklichkeit  begränzt  und  systematisch 
geordnet  gewesen,  wie  das  in  der  Darstellung  angestrebt  werden 
muss,  und  wie  es  heut  zu  Tage  auch  in  der  Praxis  der  Fall  ist. 
Damals  aber  war  auch  im  Gebiet  des  Verfahrens  eine  beständige 
Bewegung,  die  grade  deshalb  um  so  ordnungsloser  vor  sich  ging, 
je  weniger  ein  wissenschaftliches  Bewusstseiu  sie  noch  beherrschte. 

Dann  ist  zweitens  daran  zu  erinnern,  dass  unsre  Quellen  bei 
weitem  nicht  ganz  Frankreich  umfassen.  Sie  beschränken  sich  im 
Wesentlichen  auf  den  Mittelpunkt  Frankreichs,  das  königliche  Her- 
zogthura  der  Isle  de  France  und  durch  Beaumanoir  auch  auf  einen 
Theil  der  Champagne.  Die  Normandie  gehört  allerdings  auch  noch 
hierher,  obwohl  wir  von  ihr  verhällnissmässig  weniger  wissen. 
Alle  übrigen  Theile  Frankreichs  finden  keine  Vertretung.  Nun  ist 
es  freilich  anzunehmen,  dass  in  allem  Wesentlichen  dasselbe  Ver- 
fahren auch  in  den  Herzoglhümern  Aquitanien  und  der  Bretagne 
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stattgefunden  hat;  und  eben  so  in  den  Übrigen  Gebieten.  Indessen 
deuten  doch  die  einzelnen  Unterschiede  innerhalb  des  Kreises ,  den 
wir  kennen,  darauf  hin,  dass  auch  in  den  übrigen  wohl  manches 
eine  selbstständige  Entwicklung  gehabt  haben  mag.  Wir  wollen 
daher  nicht  verschweigen,  dass  der  Anspruch,  das  ganze  Bild  des 
Verfahrens  im  Lehnsweseu  hier  zu  geben  ,  ein  nicht  begründeter 
sein  würde.  Es  bleibt  bei  weitem  mehr  zu  thun  übrig ,  als  wir  zu 
vollenden  im  Stande  waren. 

Indessen  ist  doch  entschieden  grade  das  folgende  processuate 
System  unter  allen  das  wichtigste.  Nicht  allein,  weil,  wie  gesagt, 
tiefergreifende  Abweichungen  schwerlich  vorkommen  werden,  son- 
dern vorzüglich ,  weil  mit  dem  entschiedenen  Siege  des  Königlhums 
dasselbe  auch  da  allgemein  geworden  ist,  wo  es  bisher  nicht  ge- 
wesen. Dies  soll  besonders  für  den  Süden  gelten.  Bei  jeder  Be- 
urtheilung  seines  Rechts  rauss  man  von  dem  schon  früher  aus- 
gesprochenen Satze  ausgehen:  dass  sich  mit  dem  Albigenser  Kriege 
die  ueuere ,  französische  Epoche  von  der  älteren ,  westgothischen 
scheidet;  wir  wenden  denselben  auch  für  das  Verfahren  an,  und 
glauben  daher,  eine  besondere  Untersuchung  der  besonderen  Ge- 
schichte dieses  Landes  überlassen  zu  können. 

Wir  begreifen  unter  dem  Ausdruck  «Verfahren»  im  Folgenden 
drei  Theile,  die  unter  einander  wesentlich  verschieden  sind,  aber 
ihre  Einheit  darin  haben,  dass  sie  die  drei  Formen  sind,  in  wel- 
chen ein  Streit  zu  Ende  gebracht  werden  konnte.  Ihr  innerer  Zu- 
sammenhang liegt  vor  allem  in  dem  Ganzen  des  Lehnsrechts  sel- 
ber, welches  oben  dargestellt  ist. 

/.    Die  Fehde  und  ihr  Recht. 
(La  Guenre.) 

a.  Wesen  der  Fehde. 

Es  ist  gänzlich  verkehrt,  die  Fehde  dieser  Epoche  als  etwas 
betrachten  zn  wollen,  das  damals  für  ein  Unrechtmässiges  gehalten 
worden  wäre.  Wir  haben  den  richtigen  Gesichtspunkt  schon  früher 
entwickelt.  Die  Baronie  war  souverain ,  eine  absolute  Pflicht,  sich 
dem  Gerichte  irgend  Jemandes  zu  unterwerfen ,  hätte  damals  nicht 
blos  eine  staatliche ,  sondern  zugleich  eine  privatrechtliche  Abhän- 
gigkeit enthalten ;  jeder  Richter  war  nothwendig  Herr  des  zu  Rich- 
tenden. Diese  Idee  der  souverainen  Freiheit ,  lebendig  in  Allem, 
erzeugte  den  Grundsatz,  von  welchem  aus  das  Gericht  und  sein 
Verhältniss  allein  in  sein  wahres  Licht  tritt :  dass  bei  Streit  unter 
Barons  jede  Unterwerfung  unter  ein  Geriebt  ein  Act  der  vollkom- 
menen Freiheit  sei ,  und  daher  allein  von  dem  guten  Willen  der 
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Parteien  abhänge.  Nur  wo  Oberhaupt  und  in  so  weit  Unterord- 
nung stattfand,  konnte  von  einem  Geriebt  im  heutigen  Sinne  des 

Wortes  die  Rede  sein. 

Dieses  Princip  und  der  auf  ihm  gebaute  Zustand,  derzeit  dem 

13.  Jahrhundert  uach  Deutschland  hinübergeht,  herrscht  in  Frank- 
reich allgemein  und  fast  allein  bis  zu  derselben  Zeit.  Die  ganz 
nahe  liegende  Folge  war  der  Satz,  dass  Jeder  gegen  den,  der  nicht 
sein  Herr  war,  sei  es  durch  Fides,  sei  es  durch  Homagium,  sei  ei 
endlich  durch  vilenage,  sich  im  Streite  durch  eigene  Gewalt  Hülfe 
schaffen  konnte.  Daraus  ging  die  Fehde  hervor ,  als  das  erste  Mittel, 
die  Rechtsstreiligkeiten  zu  schlichten.  Indem  man  daher  jenes 
Princip  der  Souverainetät  anerkannte,  rausste  man  —  die  Fürsten 
und  Herren  so  gut,  wie  die  ersten  Abfasser  der  Landrechte  — 
auch  unbedingt  seine  Consequenz,  das  Recht  zur  Fehde,  anerkennen. 
Daher  ist  dasselbe  ein  ganz  unzweifelhaftes,  und  wird  ohne  Beden- 
ken von  allen  Quellen  anerkannt;  ja  es  fallt  selbst  dem  vielredenden 
Beaumanoir  nicht  ein ,  das  Recht  auf  Fehde  anzugreifen. 

In  diesem  innigsten  Zusammenhange  mit  der  Grundgestalt  des 
damaligen  Hechts  ,  der  souverainen  Baronie  ist  die  Fehde  daher 
das  allgemeine  Recht  der  Freien  gegen  das  Unrecht  des  anderen 
Freien ,  und  ihr  Begriff  enthält  alle  Fälle ,  wegen  der  eine  Strei- 
tigkeit entstehen  und  Karopferzeugen  konnte.  Als  besondere  Art  der 
Fehde  ist  indessen  auch  in  dieser  Zeit  die  Blutrache  zu  erwähnen. 
Es  ist  entschieden  falsch,  sie  als  die  eigentliche  Fehde ,  ja  auch  nur 
als  die  gewöhnliche  setzen  zu  wollen;  sie  hat  nicht  einmal  beson- 
dere Formen,  sondern  sie  unterscheidet  sich  nur  dadurch,  dass 
sie  wegen  des  Mordes  eines  Verwandten  aus  der  lignage  von  dieser 
lignage  übernommen  ward.  Ganz  gewiss  ist  es,  dass  siezwischen 
Barons  unbeschränkt  war;  für  die  Vasallen  der  Barooien  trat  wahr- 
scheinlich schou  früh  das  Recht  der  seigneurs  ein ,  den  Verbrecher 
selber  zu  verfolgen  und  zu  bestrafen  (s.  unten) ;  doch  lässt  es  sich 
kaum  bezweifeln,  dass  wenigstens  in  Miltelfrankreich  auch  den 
Vavasseurs  die  Blutrache  zugestanden  habe.  Hier  heisst  sie  cen- 
geance  ;  es  gilt  für  sie ,  was  für  die  Fehde  im  Allgemeinen  gilt, 
wenn  sie  einmal  ausgebrochen  ist;  allein  gerade  sie  war  es,  der 
die  Entwicklung  des  eigentlichen  Strafrechts,  von  welchem  später 
zu  reden  ist,  am  bestimmtesten  entgegen  wirkte.  —  Dass  aber 
übrigens  kein  Unterschied  zwischen  ihr  und  sonstigen  Ursachen 
der  Fehde  statt  fand ,  zeigen  die  Ausdrücke  der  Quellen  deutlich 
genug,  indem  sie  nur  von  Meflet  im  Allgemeinen  reden ,  oder  ähn- 
liche Ausdrücke  gebrauchen. 
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Es  ist  schon  früher  dargestellt,  dass  auch  die  Fehde  und  ihr 
Verhältniss  eine  Geschichte  hat,  die  zwei  wesentlich  verschiedene 
Epochen  durchläuft.  Die  erste  ist  die  ordnungslose  Zeit,  wo  nicht 
blos  die  Fehde  selbst,  sondern  auch  die  Form  derselben  durchaus 
der  Willkühr  jedes  Einzeluen  überlassen  war.  Die  zweite  enthält 
die  Entwicklung  eines  mehr  oder  weniger  befolgten,  aber  doch  all- 
gemein anerkannten  Rechts  einer  Ordnung  der  Fehde.  Diese  Fehde- 
ordnung  hat  zwei  Haupttheile.  Zuerst  die  Bestimmungen  über  die 
Form  der  Fehde  überhaupt,  denn  diejenigen,  welche  als  das  Re- 
sultat der  Kämpfe  des  Königthums  gegen  das  Fehderecht  angesehen 
und  unter  dem  Namen  der  Quaranlaine  du  Roy  zusammengefasst 
werden  können. 

Was  nun  den  ersten  Theil  im  Besondern  betrifft,  so  lässt  sich 
in  Jahrzahlen  nicht  angeben,  wann  jene  Ordnung  beginnt.  Es  ist 
eine  allmählige,  grösstenteils  auch  locale  Bildung  gewisser  Grund- 
sätze ,  wie  dieselbe  in  dem  Entsprechenden,  in  dem  Völkerrechte, 
vor  sich  geht.  Ihren  Inhalt  hat  vor  Allen  Beaumaooir  in  seinem 
Chap.  LIX.  so  zusammengestellt,  dass  uns  nichts  übrig  bleibt,  als 
ihn  auszuschreiben.  Man  muss  allerdings  dabei  nicht  vergessen, 
zuerst,  dass  er  nur  einen  Theil  Frankreichs,  die  Isle  de  France, 
übersah,  und  wir  daher  nicht  wissen,  ob  diese  Formen  eigentlich 
allgemeine  gewesen  sind;  —  dann ,  dass  er,  am  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts schreibend,  nur  das  Gegenwärtige,  nicht  die  früheren 
Zustände  kennt,  und  wir  daher  keine  Getchichte  des  Fehderechts 
in  ihm  finden.  Seine  Darstellung  ist  dagegen  aber  der  Schlusspunkt, 
bei  welchem  jene  Geschichte  anlangt,  und  von  dem  sie  in  das  ei- 
gentliche Verfahren  übergeht.  Dass  die  guerre  oder  Fehde  mit  der 
bataille  oder  dem  Zweikampf  nicht  zu  verwechseln  ist,  brauchen 
wir  wohl  kaum  zu  bemerken. 

«Li  genlix  hons  qui  a  meffet  a  autre  gentilhome  de  fet  aparant, 
ou  qui  l'a  maneciC  (menace)  ou  deffii ,  doit  savoir  come  §ito$t  qu'il 
ducuMB  de  cet  coset  fetet,  qu'il  est  quens  (Comte)en  guerre.»  (B.ll.a.8.) 
So  bedurfte  es  nicht  einmal  einer  förmlichen  Fehdeerklärung,  wo 
sich  der  eine  Freiherr  durch  den  anderen  verletzt  glaubte;  die 
Verletzung  selber  war  der  Grund  und  das  Recht  der  Selbst- 
hülfe; und  hier  ist  es  am  deutlichsten,  wie  die  Fehde  den  alten 
Gedanken  der  Blutrache  in  sich  aufgenommen  hat,  dass  sie  aber 
weiter  geht,  zeigt  sich  daran,  dass  eine  Verletzung  nicht  nothteendig 
war ,  sondern  nur  unmittelbar  das  Recht  der  Fehde  erzeugte.  Jedem 
stand  es  nämlich  frei,  auch  ohne  ein  Meffet  Fehde  zu  erheben. 
Wer  das  wollte  musste  aber  eine  förmliche  Erklärung  erlassen  «par 
paroles  —  si  cleres  et  si  apertes ,  que  c'il  a  qui  les  paroles  sunt 
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diles  ou  envoiees,  sace  (sache)  qu'il  conviegne  qu'il  se  gart»  (der 
übliche  Assdruck  a.  8.  9.  und  öfter) ;  dann  aber  ist  es  gleichgültig, 
ob  der  aqu'il  deffia,  ne  Ii  renvoia  nul  deffiement  ;o  die  Fehde  ist 
von  da  an  das  Recht  zwischen  Heiden.  Wer  durch  Andere  Fehde 
erklären  lässt,  soll  dazu  Leute  nehmen,  aqui  les  puissent  temoigner,» 
also  freie  Männer  oder  seine  Sergents.  Ein  Überfall  ohne  Erklärung 
ist  (raison  und  wird  bestraft.  Ist  Fehde  da,  so  ist  jede  Gewalt  er- 
laubt; Mord,  Raub,  Brandstiftung,  Überfall;  nur  Eine  Grenze  gab 
es  hier,  das  private  Recht  des  Lehnsherrn.  Keine  Fehde  durfte 
so  weit  gehen,  dass  man  dem  Befehdeten  die  Grundstücke  nahm 
oder  die  Gebäude  verbrannte ,  die  er  als  Fief  von  einem  anderen 
halte;  geschah  es,  so  ist  der  Thäter  gehalten,  «a  restorer  les  da- 
mace  au  sovrain  en  quele  terre  il  vieunent  et  amender  LX  Livres.» 
(B.  XXXIII.  a.  8.)  Auf  diesem  Punkte  haben  die  Belehnungen 
gewiss  viel  gewirkt;  man  scheute  sich,  den  mächtigen  Lehnsherrn 
zu  reizen,  und  enthielt  sich  der  Gewalt  an  der  Greuze  seines  Be- 
sitzes; zugleich  ist  klar,  dass  um  dieses  Vortheils  willen  nicht  we- 
nige Allode  zu  Fiefs  de  reprise  geworden  sind.  So  hat  das  Fehde- 
recht  seine  Beschränkung  im  Gebiete  des  Besitzes  gefunden;  eine 
zweite  erhielt  es  in  Beziehung  auf  die  Personen,  und  diese  ist 
höchst  merkwürdig. 

Sybel  bat  in  seiner  trefflichen  Schrift  adie  Entstehung  des 
deutschen  Königthums»  nachgewiesen,  wie  der  Verband  der  Ge- 
schlechter die  Basis  der  staatlichen  Ordnung  gewesen  ist.  Es  liegt 
uns  zu  fern,  seine  Untersuchungen  da  aufzunehmen,  wo  er  sie 
abgebrochen.  Dass  aber  trotz  der  ungemeinen  Vermischung  aller 
alten  Verhältnisse  und  trotz  dem,  dass  das  Königthum  gleichsam 
alle  inneren  alten  Verhältnisse  überdeckt  und  verbirgt,  dennoch 
jenes  Princip  der  Einheit  des  Geschlechts  sich  weit  über  die  karo- 
lingische  Zeit  hinaus  erstrekt,  davon  findet  sich  grade  im  Fehde- 
recht  der  schlagendste  Beweis.  Wir  wollen  einfach  die  Thatsache 
hinstellen,  ihre  weitere  Benutzung  anderen  Arbeiten  überlassend. 
Das  erste  Princip  ist:  es  gibt  keine  Fehde  für  einen  Einzelnen,  son- 
dern jede  Fehde  umfasst  unbedingt  das  ganze  Getchleeht  des  Be- 
fehdeten, die  lignage  desselben.  Dies  war  so  sehr  anerkannt,  dass 
Beaumanoir  erzählt  (Ch.  LX.  9.  13. ')  eine  atrop  malvese  coustume 

>)  Vergleiche  dazu  die  Prlface  von  Laurriere  zu  T.  1.  der  Ord.  d.  L.  Der 
Text  unsrer  Stelle  ist  aus  Beugnots  Ausgabe  von  Beaum. ;  der  bei  Courriere 
eil.  Text  ist  wahrscheinlich  aus  La  Thau massiere.  Beide  Texte  weichen 
beträchtlich  vou  einander  ab,  ohne  dass  Beugoot  es  bemerkt  bitte.  Von 
Critik  ist  überhaupt  keine  Rede  bei  Beugnot.  Von  den  sechs  Handschrif- 
ten von  Beaum.,  die  auf  der  Bibl.  roy.  sind,  hat  er  nur  xwei  verglichen, 
obwohl  er  die  anderen  zur  Hand  hatte;  man  kann  sich  in  keiner  Weise 
auf  ihn  verlassen. 
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soloit  quorre  (courir)  en  cas  de  querre»  denn  «quant  aucuns  fes 
avenoit  de  mort,  de  mehaing  ou  de  bature,  eil  a  qui  le  vilonie 
avoit  äste  fete,  resgandoit  aueun  des  parens  a  eix  qui  Ii  avoit  fet  le 
vilonie  et  qui  nianvient  loins  du  Hu  (lieu)  —  si  que  il  ne  savoit 
riens  du  fet;  ol  puis  alvient  lä,  et  sitost  come  il  le  trovient,  il 
l'ocivient,  ou  mehaignoient,  ou  batoient,  ou  en  fesoient  toute  lor 
volente,  et  de  eil  qui  garde  ne  sen  donoit  et  qui  ne  savoit  riens.n  Es 
kann  durchaus  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  hier  nur  an  die  Ver- 
wandtschaft gedacht  ist  und  eben  so  wenig,  dass  jene  Goutume  ge- 
wiss nicht  erst  entstanden  ist  zu  Beaumanoirs  Zeit,  sondern  dass 
vielmehr  auf  der  ganzen  rechtlichen  Idee  der  Verwandtschaft  in 
jener  Zeit  überhaupt  der  Satz  hervorging,  dass  jede  Fehde  unbe- 
dingt und  ohne  besondre  Einwilligung  der  Parcntal  das  ganze  Ge- 
schlecht urofasste.  Das  zeigen  sogleich  die  folgenden  Sätze.  Das 
zweite  Princip  ist  nämlich  die  Beschränkung:  «qui  coogues  est  aussi 
prochains  de  lignage  de  l'une  partie  comme  de  lautre,  de  eix  qui 
sont  quief  (chef)  de  le  guerre,  il  ne  se  doit  de  le  guetre  melee.it  a  1. 
Daraus  ergab  sich,  dass  zwei  leibliche  Brüder  keine  Fehde  haben 
konnten,  nicht  weil  sie  leibliche  Brüder  waren,  sondern  weil  «Ii 
uns  n'a  point  de  lignage  qui  ne  soit  ansei  prochains  d  rautre  comme 
a  lio  a  1.  und  desshalb  folgte,  dass  Halbbrüder  sehr  wohl  Fehde 
mit  einander  haben  können  ocar  cascons  avoit  lignage  qui  napar- 
tenroit  d  rautre. o  a3.,  (von  Seiten  der  Stiefeltern.)  Auf  das  deut- 
lichste aber  zeigt  die  folgende  Stelle  wie  die  Idee  der  Fehde  durch- 
aus auf  der  Grundlage  des  Geschlechts  beruht  und  hier  ist  zugleich 
ein  Beweis  wie  jene  Principten  hoch  hinauf  reichen  in  frühe  Zeit 
«11  soloit»  sagt  B.  11.  (a.  20)  con  se  vengoit  par  droit  de  guerre, 
dusqu'au  septisme  digre  de  lignage  et  ce  n'estoit  pas  merveille  ei 
tan»  dadont  (dans  le  temps  passe)  car  devant  le  septisme  degre  ne 
le  povient  fere  manage»  —  so  dass  mit  dem  Punkte,  wo  die  Ehe- 
berechtigung eintrat,  das  neue  Geschlecht  beginnt.  Das  wird  nun 
auf  folgende  Weise  verarbeitet,  «mais  aussi  comme  il  est  aprocies 
(rapproche)  que  mariages  se  pot  fere  pens  que  Ii  quars  dögres  est 
passes,  aussi  ne  se  doit  en  pas  penre  pur  querre  a  personne  qui 
soit  plus  lointaine  de  lignage  que  el  quart  degri.r*  (ib.)  In  diesem  % 
ganzen  Gebiet  der  Fehde,  deren  Basis  Blutrache  und  Geschlecht 
ist,  ist  es  nun  gewiss  gleichgültig  gewesen,  ob  die  Fehlenden  Ba- 
rone oder  Milites  waren;  für  die  einen  wie  für  die  anderen  hat 
jene  Ausdehnung  entschieden  gegolten.  Auf  diese  Weise  nun  sind 
die  beiden  Grundlagen  des  Fehderechts,  die  Idee  der  neuen  Sou- 
verainetät  jedes  freien  Mannes  untt  die  Idee  der  alten  geschlecht- 
lichen Blutrache  hier  zusammen  getroffen;  das  Lehnrecht  gab  die 
Grenze  in  Beziehung  auf  das  Land,  das  Geschlecht  in  Beziehung 
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auf  die  Personen.  Derjenige,  der  die  Fehde  leitete  oder  Urheber 
war,  hiess  chef  de  guerre  (quief,  quievetatn).  — 

Wie  sich  nun  das  Fehderecht  zu  der  zweiten  Grundlage  des 
Rechts  jener  Zeit  überhaupt,  dem  Benefiziar-  und  späteren  Feudal- 
wesen verhalten  bat,  ergibt  sich  leicht.    Das  nämlich  verstand  sich 
ohne  dem,  dass  es  jedem  frei  stand  Theil  an  einer  Fehde  zu  neh- 
men wo  und  wie  er  wollte,  «tout  soit  ce  qu'il  ne  lor  apartiegne 
en  lignage»  (B.  11.  a.  21.)    Dahin  gehören  vor  allem  Miethknechte, 
sodoiers  (soldats)  die  aber  in  dem  Augenblick  aus  der  Fehde  her- 
austreten, wo  sie  ihren  Dienst  aufgeben;  aber  auch  jeder  «toz 
eslrangesa,  der  zu  Hülfe  kam.    Wer  aber  sein  Grundstück  zu  Lehn 
trug,  der  war  verpflichtet  an  der  Fehde  seines  Lehnsherrn  Theil  zu 
nehmen  «il  lui  convient  fere  aide  par  reson  de  segnorageo  (B.  IL); 
nur  weor\  diese  Fehde  gegen  den  Chief-seigneur  ging,  musste  der 
homme  des  bomme  dieses  Seigneurs  zuerst,  wie  oben  beschrieben, 
sich  bei  dem  letzten  Nachricht  holen  ob  wirklich  Grund  dazu  vor- 
handen.   Folgte  er  aber  nicht,  so  verlor  er  sein  Lehn;  natürlich, 
denn  es  war  ihm  wesentlich  um  dieser  Kriegsfolge  willen  gegeben. 
Dasselbe  galt  auch  von  «Ii  hoste  qui  liennent  d'eus  oslises»  (hos- 
pites-hospilia)  et  Ii  home  de  corso  (corps)  (B.  II.)    Tout  soit  ce, 
fügt  B.  hinzu  «qu'il  n'apartiegnent  de  lignage.»    Der  milderen  Zeit 
gehört  gewiss  der  unmittelbar  folgende  Zusatz ,  dass  diese  dem 
Fehderecht  nur  so  lange  «tanto  uuterworfen  sein  sollen  «qu'il  sunt 
en  ayde  avecques  lor  segneurs«,  d.  b.  so  lange  sie  sich  auf  wirk- 
lichem Kriegszuge  mit  ihm  befinden ;  und  dass  «quant  il  s'en  sunt 
parti,  il  sunt  hors  de  guerre;  ne  ne  les  doit  on  pas  quervoies  par 
ce,  se  il  flrent  ce  quil  durent  vers  les  »egneurs.n    Das  bedarf  keiner 
besondern  Erklärung.  —  Ganz  ausgenommen  von  aller  Fehde  waren 
nach  B.  a22  selbst  wenn  sie  zur  lignage  gehörten,  erstlich  die 
Geistlichen,  Frauen,  Kinder  und  Unmündige,  uneheliche  Kinder  und 
Presthafle;  frei  davon  sind  ferner  diejenigen,  die  während  der 
Fehde  auf  weiten  Reisen  sind  oder  Botschaften  des  Königs  oder 
«por  le  porfit  coramun»  tragen;  wer  sie  befehdet  begeht  nicht 
«vengance,  mes  tra'tsons.» 

Endlich  ist  nun  das  Verhältniss  der  Fehde  zur  dritten  Grund- 
lage des  Lehnrechts,  den  Unterschied  zwischen  Adelichen  und  Btir- 
lichen  zu  betrachten.  Die  Entstehung  der  adelichen  Klasse  aus 
dem  in  das  Geschlecht  übergehenden  Waftenrecht  ergab  die  schon 
angegebene  Gonsequenz,  dass  jedem  gentix  home  das  Recht  der 
Fehde  freistand ;  für  die  Bürgerlichen  im  Allgemeinen  war  mit  dem 
Waffendienst  auch  das  Fehderecht  verloren  «car,  sagt  B.  (98)  autre 
que  Ii  gentil  home  ne  pcaut  guerruier.»  Die  Frage  entstand  nur 
dann,  wenn  ein  Adelicher  gegen  einen  Nichtadelichen  eine  Hand- 
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lung  beging,  die  eine  vengance  forderte.  Hier  waren,  so  oft  auch 
in  Wirklichkeit  gegen  dieselben  vergangen  werden  mochte,  die 
Grundsätze  selber  einfach.  Guerre  ne  se  poet  fere  entre  gens  de 
poeste  et  gentix  homes;  denn  wäre  es  erlaubt  die  ersteren  zu  be- 
fehden, «il  seroient  mort  et  mal  bailli»  (schlecht  beralhen.)  Kommt 
daher  ein  solcher  Fall  vor,  so  hat  der  borgois  ou  eil  de  poesto 
ein  asseurement  zu  fordern;  unleriässt  er  das,  so  steht  dem  gentil 
home  allerdings  die  Fehde  frei;  aber  der  Nichtadeliche  darf  auch 
dann  nicht  «prenre  (prendre)  vengance  du  melfet,  denn  sonst  il  sanlle- 
roit  qu'il  peussent  querroier,  le  quel  eoze  il  ne  poent  fere.»  Dess- 
halb  sollen  alle  solche  übelthaten  gerichtet  werden  «par  justice  et 
non  par  guerre.»  —  Zu  dieser  Darstellung  Bs.  muss  nun  aber  hin- 
zugesetzt werden,  was  oben  über  die  allmählige  Scheidung  von 
Adelichen  und  Nichtadelichen  oder  Freien  und  Unfreien  gesagt  ist. 
Das  Recht  zur  Fehde  wegen  vengance  ist  eben  so  langsam  dem 
ersteren  allein  zuerkannt  wie  das  Waffenrecht.  Nur  auf  diese  Weise 
erklärt  sich  der  Widerspruch  dass  auch  die  home  de  poeste  zum 
Asseurement  genothigt  werden,  was  keinen  Sinn  hätte,  wenn  nicht 
das  Fehderecht  ihnen  ursprünglich  für  die  Fälle  der  vengance  zuge- 
sprochen wäre  (R.  LX.  a.  5.)  Jene  Behauptung  B's.  ist  daher  we- 
sentlich auf  die  eigentliche  guerre  zu  beziehen ,  nicht  auf  den 
Kampf,  der  der  Blutrache  folgen  mochte ;  dahin  gehört  auch  die 
Ansicht  von  Lauriere  note  zu  Ch.  28.  der  Elabl.  und  Ducange 
Diss.  29  sur  Joinvilfe,  dass  nur  die  gentix  homes  eine  treve  und 
paix  eingehen  konnten ,  weil  nur  sie  zur  eigentlichen  Fehde  be- 
rechtigt waren.  Denkt  man  sich  nun  diesem  Recht  gegenüber  die 
ungemeine  Vertheilung  des  Grundbesitzes,  die  auf  allen  Punkten 
immerwährende  Berührungen  erzeugen  musste,  den  Stolz  der  freien 
Herren  auf  ihren  festen  Burgen,  die  Arbeitlosigkeit  und  den  Drang 
nach  Abentheuern,  so  wird  die  Friedlosigkeit  dieser  Zeit  leicht 
klar  werden.  Wie  wenig  dagegen  die  Kirche  vermochte,  haben 
wir  gesehen.  Dass  das  Kölligthum  seinem  Wesen  und  seinem 
äusseren  Bedfirfniss  nach  den  Kampf  der  Kirche  aufnehmen  musste, 
zeigte  sich  mit  dem  ersten  Schritt,  den  es  wirklich  vorwärts  that. 
Es  ist  wohl  mehr  als  wahrscheinlich,  dass  schon  Philipp  August 
gegen  das  Ende  seiner  Regierung  ein  Stabilimentum  veranlasst  hat, 
das  die  Quarantäne  du  Roy  genannt  ward  und  dessen  Inhalt  Beaura. 
LX.  a.  13  angibt:  Ii  bons  Rois  Phelipes  Ost  un  establissement,  tel 
que  quant  aueun*  fet  est  avenus,  eil  qui  sunt  au  fei  preient  se  doi- 
vent  bien  garder  puxs  le  fet.  —  Mais  toz  Ii  lignages  de  l'une  parlie 
et  de  l'autre  qui  ne  füren t  au  fet  present,  ont  par  Vettabli*$ement 
le  Roi  quarante  jors  de  trive*,  et  puis  let  quarante  jors  il  sunt  en 
guerre.    Der  eigentliche  Grund  der  Einrichtung  zeigt  Beaumanoir 
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sogleich  hinzu:  «Et  par  ces  quaranle  jors  ont  Ii  lignage  loisir  de 
savoir  ce  qui  avient  en  lor  ligoage ,  si  ques  il  se  puisseot  porveoir 
ou  de  guerroies,  ou  de  porcacier  (pourchasser)  asseuremeris,  tri- 
ves,  ou  pes.»  Man  hat  gefragt,  ob  der  roy  Phelipe,  von  wel- 
chem B.  redet,  nicht  vielleicht  Philippe  le  Hardy  sei,  unter  dem 
R.  selber  schrieb;  Laurriere  hat  aber  den  erschöpfenden  Beweis 
geliefert,  dass  hier  nur  von  Phil.  August  die  Rede  sein  könne.1) 
Indessen  raussle  schon  Ludwig  der  Heilige  den  Befehl  wieder- 
holen, zuerst  im  Jahre  1245*)  allgemeiner  und  schärfer  im  Jahre 
1257;  die  bezugliche  Ordonnance  sagt:  Noveritis  hos  deüberato 
consilio  Guerras  omnes  inhibiusse  in  Regno  etc.;3)  wir  können 
aber  dieser  Ordonnanz  keine  grosse  Bedeutung  beilegen,  nicht  so 
sehr  desswegen,  weil  sie  nur  an  die  Einwohner  von  Puy  gerich- 
tet war  als  vielmehr  weil  ganz  gleiche  Befehle  unter  seinen  Nach- 
folgern zum  grossen  Theil  eben  so  erfolglos  blieben.4)  Doch  hal- 
ten diese  Bestrebungen  eine  wichtige  Folge.  Der  Friede,  d.  b. 
die  Sicherheit  vor  der  Fehde,  ward  angesehen  als  wesentlich  auf 
dem  Willen  des  Königs  beruhend,  als  die  Paix  du  Roy  und  alle, 
welche  ihn  wollten,  mussten  sich  daher  an  das  Königthum  an- 
sckliessen.  Dieser  Gedanke  des  Königfriedens  ward  damit  eine  der 
Hauptgrundlagen  der  Entwicklung  der  königlichen  Gewalt  überhaupt. 
Wir  werden  später  auf  ihn  zurückkommen. 

C.    Paix,  trives  et  atmrementt. 
(Pes,  trivcs  el  asseuremcns.) 

Drei  Formen  gab  es,  in  welchen  eine  Fehde  beendet  ward. 
Die  erste  war  der  eigentliche  Friede,  die  Pawr,  Pc*.  Der  Friede 
unterscheidet  sich  wesentlich  dadurch  von  den  beiden  anderen 
Arten,  dass  er  freiwillig  «de  l'assentement  des  parties  —  creance 
ou  convenanctee  a  tenir«,*)  und  dass  er  für  immer  dauert.  Die 
Form  seiner  Abschltessung  hängt  genau  mit  der  Form  der  Gescblechts- 
fehde  zusammen.  Es  ist  nicht  nothwendig,  dass  alle  Glieder  des 
Geschlechts,  die  in  der  Fehde  begriffen  waren,  zustimmen :  «ancois 
souffist  ass&t,  s'ele  est  fete  et  creance  par  cix  qui  sunt  quief  de 
guerre.»  (B.  a.  11.)   Indessen  kann  jeder  aus  dem  Geschlecht  sich 


»)  Ordonn.  1.  Pref.  p.  XXX.— XXXII.    Zustimmend  ist  die  Anm.  vou  Beug- 
not. Beaum.  B.  II.  p.  371. 
2)  Laurriere  a.  a.  O. 

«)  Laurr.  a.  a.  O.  Die  Ord.  steht  Ord.  T.  I.  p.  84  und  ist  vom  Januar  da- 

tirt  ans  8t.  Germaii»  en  Lay». 
^  Vgl.  Laurriere  a.  a.  O. 
')  Beaum.  Gh.  LLX.  a.  10. 
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vou  dem  Frieden  ausschliessen,  nur  soll  er  dann  «dire  vu  maader 
con  se  garde  d'eus»,  thut  er  das  nicht,  so  gilt  seine  spätere  Fehde 
für  pes  brisice  und  wird  als  solche  bestraft,  denn  der  Friede  soll 
atenir  entre  tout  le  lignage  de  l'une  partie  et  de  lautre.»  (B.  a. 
11.  u.  12.)  Der  ältesten  Sitte  entspricht  die  zweite  Art  wie  der 
Friede  eingegangen  werden  konnte;  man  schloss  denselben  «par 
fet,»  wenn  man  mit  dem  früheren  Feinde  «boit  et  menje  (mange) 
et  parole  et  tient  compaignie.»  Wer,  nachdem  er  das  gethan,  noch 
Fehde  fuhrt,  begeht  traison.  (B.  a.  13.)  Wer  ferner  nach  ge- 
schlossenem Frieden  waffenlos  denen  gegenüber  tritt,  die  sich  ausge- 
schlossen haben,  ist  im  Frieden  acar  il  monstrent  par  fet  qu'on  ne 
se  doit  garder  d'aus.»  (B.  ik.) 

Dieselbe  Bedeutung  wie  die  paix  über  Blutrache  hat  nun  auch 
jede  Vereinbarung  über  sonstigen  Streit,  dafür  galt  wohl  im  Allge- 
meinen Fontaines  Ausspruch  (ch.  XV.  a.  36.)  De  tous  mesfaiu  se 
peut  on  accorder  sans  Justice,  se  on  s'en  est  clames,  ni  de  l'arrechin, 
si  n'est  tans  con  n'eust  cris  leves  apres.»  (s.  unten.)  —  Endlich 
konnte  die  Fehde  gehindert  werden ,  indem  über  die  Thatsache, 
durch  welche  der  Streit  entstanden  war,  die  eine  Partei  von  der 
anderen  zum  Zweikampf  gefordert  ward ;  «car  il  apert»  sagt  B.  ch. 
LXIII.  a.  5.  que  on  veut  querre  (quaerere,  chercher)  vengeance 
per  justice,  et  par  ce  doit  le  guerre  faillir.»  Das  galt  sogar  von 
der  ganzen  lignage,  es  heisst  (ib.)  wenn  «aucuns  du  lignage  met  le 
fet  en  gage$,  le  guerre  faut.»  Wer  darnach  noch  fehdel,  der  «meflait 
as  autres;»  darüber  dann  hatte  der  Gerichtsherr  zu  wachen.  Das 
war  nun  freilich  nicht  die  eigentliche  Pe$,  sondern  nur  der  Akt, 
durch  welchen  an  die  Stelle  der  Guerre  ein  gerichtliches  Verfahren 
gesetzt  ward.  Der  Ausdruck  pes  tritt  uns  aber  innerhalb  dieses 
letzteren  Verfahrens  wieder  entgegen.  Der  einzige  Beweis  in  dem 
Verfahren  dieser  Zeit  war  nämlich  der  Zweikampf.  Oft  kam  es 
nun  bei  diesem  Zweikampfe  vor,  dass  die  Entscheidung  lange  hin- 
stand, wie  Beaum.  LXI.  63  ein  Beispiel  von  einem  Zweikampf  bei- 
bringt, der  einen  ganzen  Tag  entscheidungslos  dauerte.  Alsdann 
pflegte  sich  der  Gerichtsherr  ins  Mittel  zu  legen  und  einen  gütlichen 
Vertrag  zu  veranlassen.  Ein  solcher  Vertrag,  weil  er  den  Zwei- 
kampf und  die  Blutrache,  die  derselbe  ersetzte,  aufhob,  ward  gleich- 
falls fU  genannt;  im  cit.  Kap.  Beaumanoirs  kommen  solche  Bei- 
spiele häufig  vor.  — 

Endlich  ward  jenes  Princip  der  paix  auch  auf  die  Streitigkeiten 
der  Klöster  mit  den  umliegenden  Rittern  und  Herren  angewandt. 
Guirard  hat  in  dem  Gart,  de  St.  Pierre  zwei  interessante  Beispiele 
dafür  roitgetheilt;  das  erste  (c.  35.  p.  427)  ist  ein  förmlicher  Ver- 
trag zwischen  dem  Kloster  und  einer  Reihe  von  Herren,  die  wahr- 
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scbeinlich  die  lignage  des  Verbrechens  bilden,  in  welchen  dieselben 
als  plegii  daftir  auftreten,  dass  der  eigentliche  Verbrecher  nicht 
ferner  das  Kloster  beunruhigen  wolle,  «et  si  Uli  ulterius  rapinas 
fecerint  —  vel  si  quod  aliud  forisfactum  nobis  fecerint,  quod  non 
velint  vel  non  pussint  nobis  emendare,  reddant  nobis  plegii  XX. 
libras  etc.;»  zuletzt  verbargt  sich  der  Haupturbeber  Hugo  noch 
mit  LX  sols.  —  Das  zweite  Beispiel  ist  eine  Concordia  über  den 
Mord  eines  Mönches  aus  dem  Kloster;  es  werden  als  Busse  gege- 
ben IV  acras  terra  und  IV  quadrantes  frumenti  und  die  Abgaben 
eines  Hospes.  (c.  CXXIV.  p.  612.  13.  Es  lässt  sich  ohne  Zweifel 
annehmen,  dass  dergleichen  Beispiele  durchaus  nicht  zu  den  Selten- 
heiten gehörten,  doch  sieht  man,  dass  es  für  die  Form  wie  für  den 
Erfolg  derselben  nur  auf  die  Betbeiliglen  selber  ankam. 

Die  Trete,  trive,  der  Waffenstillstand,  ist  nichts  als  der  auf 
eine  bestimmte  Zeit  beschränkte  Friede.  Es  hat  daher  derselbe 
nichts  besonderes;  nur  sieht  man  aus  der  Zusammenstellung  von 
atrives  und  asseuremenso  bei  Beaumanoir  in  Ch.  LX.  und  aus  der 
ganzen  Haltung  des  Kapitels  «dass  die  treve  wahrscheinlich  vom 
Gericht  gefordert  zu  werden  pflegte,  aus  demselben  Grunde,  der 
die  Quarantaine  du  Boy  entstehen  liess ;  denn  der  Verfasser  spricht 
fortwährend  von  beiden  zugleich,  obwohl  das  Assurement  wesent- 
lich von  Paix  und  Treve  verschieden  war.  Sie  verhalten  sich  nun 
auf  folgende  Weise. 

a Treve  sunt  a  terme,  et  asteurement  dure  a  taz  jors»  heisst  es 
zunächst  B.  11.  a.  k.  Allein  das  eigentliche  Wesen  des  Asseure- 
raenl  oder  Assecuramentum  ist  damit  keineswegs  erschöpft.  Die 
Asseuremenls  sind  es  nämlich,  in  denen  der  Unterschied  der  eigent- 
lichen Fehde  und  der  Blutrache  am  deutlichsten  zur  Erscheinung 
kommt.  Sie  unterscheiden  sich  so,  dass  entweder  für  die  einer 
bestimmten  Vbelthat  folgenden  Fehde,  oder  dass  gegen  jede  Befeh- 
dutuj  überhaupt  ein  Assecuramentum  genommen  und  gegeben  ward. 
Die  erste  Art  ist  ein  persönliches,  die  zweite  ein  dingliches  Asse- 
curamentum; die  erste  erzeugte  Friede  und  gerichtliches  Urtheil, 
die  zweite  ein  Lefansverhältniss  und  Abhängigkeit.  Wir  wollen  sie 
einzeln  betrachten. 

Der  erste  wesentliche  Characler  des  persönlichen  Assecura- 
mentum bestand  darin,  dass  dasselbe  «a  teile  vertu,  que  eil  qui  le 
done  prent  tor  Ii  tout  ton  lignage,  fors  rix  qui  en  poent  eslre  rois 
hors  par  reson;»  und  daraus  folgte  denn  dass  «qui  brise  trives, 
oii  ne  s'en  prent  fors  a  celi  qui  le  brise»  wie  bei  der  eigentlichen 
Paix;  wird  aber  das  Assecuramentum  gebrochen,  so  hielt  man  sich 
nicht  allein  an  den,  der  es  gegeben,  sondern  auch  an  den  «gut  le 
dona,  tout  sait  ce  aperte  case,  que  eil  qui  le  dona  ne  fusl  pas  au 
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fet.o  (B.  II.  a.  4.)  Dies  ist  nun  offenbar  211  verstehen  von  demje- 
nigen, der  von  seinem  Gegner  verletzt  war,  nicht  von  dem  Ver- 
lelzenden. Das  zeigt  sich  sogleich  iu  folgender  Bestimmung,  die 
zugleich  den  innigen  Zusammenhang  des  Fehderechts  mit  der  Blut- 
rache darlegt:  Quand  aueuns  fes  est  aparans  entre  gentix  hommes 
qui  poet  quervier,  s'il  y  a  morf,  les  trives  011  Ii  asseuremens  doit 
eslre  demandes  au  plus  prochain  du  mort;  mais  qu'il  soit  en  aage 
de  quinze  ans  ou  de  plus.»1)  Das  folgende  Verfahren,  durch  wel- 
ches derselbe  gezwungen  ward  das  Assecuramentum  zu  geben,  be- 
weisst,  dass  man  die  Blutrache  als  etwas  ansah,  das  nicht  ausblei- 
ben konnte  oder  durfte.  Zur  Ableistung  des  Assecuramentum  zwang 
man  aber  in  folgender  Art.  Der  oberste  Lehnsherr  (Beaumanoir 
sagt  «Ii  quens,»  da  er  die  Coutume  der  Grafschaft  Beauvoisis  im 
Auge  hal)  fordert  den  Verletzten  zunächst  dazu  auf,  gewiss  durch 
eine  Citalion  mit  Peers;  will  er  dann  vor  dem  Gerichtshof  erschei- 
nen ,  so  legt  der  Herr  «gardesa  ein  bei  dem  Citirten  und  diese 
kann  er  «doubler  de  jor  en  jor,»  auf  Kosten  des  Säumigen.  Daun 
lässl  er  ihn  par  trois  quinsaines  en  prevosle  rufen  (apeler)  darauf 
in  denselben  Fristen  par  trois  assises;  war  der  Vorgeforderle  ein 
bome  de  poeste,  so  ward  er  nur  flir  eine  Assise  vorgeladen. 
(B.  LX.  5.)  Kommt  er  dann  nicht,  wird  er  gebannt  und  dann 
kann  man  treves  oder  assurement  fordern  «au  plus  prochain  apres. 0 
Unterdessen  soll  der  Graf  penre  le  content  en  se  main,  das  heisst 
sor  cors  et  sor  avoir  verbieten,  dass  die  lignages  sich  befehden; 
thun  sie  es  dennoch,  so  tritt  die  Strafe  ein.  Auf  diese  Weise  ge- 
winnt das  Gewicht  des  Herrn  ein  mächtiges  Mittel  die  Sicherheit 
des  Rechts  aufrecht  zu  halten;  denn  ein  solches  Unterdrücken  der 
Fehde  war  nur  denkbar,  wenn  der  Verletzende  vor  demselben  Ge- 
richt zu  Hecht  zu  stehen  gezwungen  ward.  Es  ist  wahrscheinlich, 
dass  dieses  Verfahren  der  späteren  Zeit  angehört,  wenigstens  in  die- 
ser Ausbildung.  Unzweifelhaft  scheint  dies  für  die  Bestimmung  des 
A.  12.  bei  Beaum.  a.  a.  0.  Dass  jeder  qui  tienl  en  baromiie  y 
doie  mettre  conseil  solche  Assecuramenta  zu  veranlassen,  wo  die 
Parteien  sunt*«si  orgueiileuse  qu'elu  ne  daigne  demander  trives  au 
asseurement;»  Beaum.  schreibt  diese  Einrichtung  einem  cslablisse- 
ment  au  bon  roy  Loys  (St.  Louis)  zu;  in  den  Etabl.  Ch.  28  und 
37,  wo  davon  die  Rede  ist,  steht  eigentlich  nicht ,  dass  der  Seig- 
neur  haut  juslicier  «doit  fere  penre  les  parties ,  et  les  conlraindre 
a  doner  trives,»  sondern  nur  dass  er  sie  zwingen  soll,  wenn  sie 


<)  Dass  die  Verwandten  ursprünglich  diejenigen  gewesen  sind,  die  bei  Mord 
und  Todschlag  auch  die  gerichtliche  Verfolgung  hatten,  s.  unten. 
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vor  Gericht  erschienen  sind ,  nicht  davon  zu  gehen ,  adevanl  ce 
que  vous  aurez  asseurc»  (Cb.  28.)  und  dass,  wenn  dies*  geschehen 
isl,  jeder  Bruch  des  Friedens  als  tra'ison  gelten  soll.  Es  erklärt  sich 
aber  leicht,  dass  Beaumanoir  einen  Schritt  weiter  geht  und  als 
gesetzliche  Bestimmung  ansieht,  was  sich  aus  der  Natur  der  Sache 
ergab.  —  Diese  Asseuremeuls  galten  nun,  wenu  sie  einmal  von  dem 
chef  de  guerre  gegeben  waren,  für  die  ganze  lignage,  die  über- 
haupt fehdeberechtigt  war ;  nur  wenn  ein/eine  besonders  ausge- 
nommen waren,  konnten  sie  die  Fehde  fortführen,  aber  «s'ü  ne 
sunt  excepte,  il  y  sunt  tout.»  (B.  a.  4.)  Ich  wage  nicht  zu  be- 
stimmen, ob  dieser  Grundsalz  ein  ursprünglicher  gewesen  und  ob 
das  einseitige  Asseurement  gleich  im  Anfang  dieser  Epoche  noth- 
weudig  auch  die  lignage  gebunden  hat;  drei  Ausnahmen  davon  kom- 
men bei  Beaumauoir  vor,  qui  en  poeut  estre  mis  hört  par  reson. 
(B.  a.  5.)  Erstlich  diejenigen,  die.  während  der  Thal  im  Auslande 
waren.  Kommen  die  zurück,  so  soll  der,  der  das  Asseurement  gab, 
dem,  der  es  erhalten,  verkünden,  qu'il  se  gart;  denn  es  seie  jener 
ins  Land  gekommen  und  ausser  des  Asseurement.  Unterlässt  er 
das  und  der  Wiedergekehrte  bleibt  40  Tage  im  Lande  und  bricht 
dann  das  Asseurement,  so  hält  man  sich  an  den,  der  es  gegeben, 
denn  in  diesen  40  Tagen  hätte  er  jenen  zwingen  müssen,  beizu- 
treten. Beginnt  der  Wiedergekehrte  nicht  in  diesen  40  Tagen  die 
Fehde,  so  ist  er  im  Asseurement  «par  cousluinc.»  Tritt  aber  der 
Fall  ein,  dass  derselbe  nicht  beitreten  will,  so  bleibt  für  den  Ge- 
benden nichts  anderes  übrig  als  dass  er  es  dein  Bedrohten  anzeige 
und  zum  Herrn  selber  hingehe,  uro  ihm  zu  schwüren,  osor  sains,» 
dass  er  nicht  vermöge  den  Verwandten  zum  Asseurement  zu  brin- 
gen [qu'il  me  les  y  pot  metre.)  Alsdann  tritt  gegen  ihn  das  obige 
Verfahren  ein;  das  galt  aber  überhaupt,  wenn  die  Verwandten 
nicht  dem  Asseurement  zustimmen  wollten.  —  l)ie  zweite  Aus- 
nahme bezog  sich  auf  diejenigen,  die  schon  verbannt  waren;  diese 
wurden  erst  aufgenommen,  wenn  sie  zurückkamen  (07.)  —  Die  dritte 
enthielt  die  Bastarde,  par  cousluroe  —  car  bastars,  par  notre 
coustume,  n'out  point  de  lignage  (48.)  Dennoch  sollen  die  Ba- 
starde ausdrücklich  ausgenommen  werden ;  gegen  sie  ward  dann 
weiter  verfahren. 

Die  Form  dieser  Assecuramcnta  war  ein  Schwur  auf  die  Reli- 
quien, der  Assecurirende  musste  «fianier  ou  jurer  a  celui  de  qui  il 
se  plaient,  ou  lianner  que  il  no  Ii  fra  domage  ne  il,  ne  Ii  sien» 
(letzteres  sind  wohl  nicht  die  sui  homines,  sondern  die  lignage.) 
Etabl.  Ch.  28.  —  Oder  wie  bei  Duc.  voc.  Assecuramentum:  «Do- 
minus N.  uon  habet  gardam  de  me,  nec  de  meis,  nec  ipse  nec  sui» 
d.  h.  er  braucht  sich  keiner  Fehde  zu  versehen  (aus  dem  Ueg.  Pari. 
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Paris.)  (Vgl.  dazu  Brüssel  III.  Ch.  XII.)  Dieses  geschah  im  13. 
Jahrhundert  vor  den  Assises,  wie  z.  B.  vor  den  Grands  Jours  de 
Champagne  und  vor  dem  Parlamente  in  Paris.  In  den  Olim  sind 
die  Assecuraraenta  ungemein  häufig;  wir  geben  unten  ein  paar 
Beispiele  aus  dem  Registre  der  ersten,  da  diese  eben  weniger 
bekannt  sein  dürften  als  die  Olim.1) 

Die  zweite  Classe  der  Assecuraraenta  ist  nun  nichts  anderes, 
als  die  Form,  in  welcher  die  alte  Recommendalio  auf  das  Verhält- 
nis« der  freien  Herrschaft  dieser  Epoche  ubergeht.  In  der  voll- 
kommenen Auflösung  des  11.  und  12.  Jahrhunderts  ist  es  gewiss 
oft  vorgekommen,  dass  die  schwächeren  Freiherrn  ihre  Besitzungen 
dem  Schutze  der  Mächtigeren  hingaben,  so  dass  jede  Fehde  gegen 
sie  zugleich  eine  Fehde  gegen  den  letzteren  wurde.  Ich  habe 
dafür  schon  ein  Beispiel  angeführt;  obgleich  mir  keine  anderen 
vorgekommen  sind,  so  lässt  sieh  die  Sache  selber  schwerlich  be- 
zweifeln. In  welcher  Form  diese  dinglichen  Assecuramenta  gegeben 
wurden,  sieht  man  in  dieser  Zeit  nicht,  wenn  man  nicht  annehmen 
will,  dass  sich  der  Assecuralus  fiir  einen  horao  und  fidelis  des 
(lebenden  durch  Schwur  bekannt  hat;  das  aber  ist  sehr  zweifelhaft 
durch  die  Form  dieser  Assecuramenta  im  13.  Jahrhundert.  Aller- 
dings ist  das  Assecurare  oft  in  die  Formel  des  Lehnseides,  als  In- 
halt der  Fidelitus,  aufgenommen  worden,  wie  das  die  Beispiele  bei 


')  Atsecttratnenta. 

Dominns  Thcobaldus  de  Braves  praesens  in  Curia  assecuravit  Abbatet»  et 
conventuiu  de  Oye,  fainiliam  el  bona  com  in ,  de  se  el  suis,  ad  usus  et 
consueludines  Campania?.  Kt  die  tu«  abbas  similiter  assecuravit  dictum 
Theobalduin  de  se  et  suis. 

(Registre  des  Grands  Jours  de  Troyes,  fol.  39.) 

Curia  Campania?  se  rccordal  per  relationem  domini  Joannis  de  Villa- 
btovana  militis,  mado  bailivi  Trecensis  per  Egidium  de  Compendio,  et  per 
Joannem  Escalati  genariura  Campania,  et  per  Pctrum  de  Cbaours,  quod 
dominus  de  Chappes  de  se  et  de  suis  dominum  Erardum  de  Ancics  mili- 
tem  et  suos  bona  flde  et  legitima  assecuratione  serum  dum  usus  el  consuc- 
tudinis  provinci»  assecuravit,  nullo  alio  obstaculo  obstantc.  * 

Similiter  Dominus  Erardus  de  se  et  suis  dictum  Dominum  de  Chappcs 
et  suos,  modo  quo  supra,  assecuravit. 

Et  quod,  sicut  dicti,  Ballivus  Egidius.  et  Joannes  retulerunt  et  con- 
cordati  fuerunt,  isla  assecuratio  facta  fuit  inier  partes  in  pleua  curia  Cam- 
panise diebus  Trecensibus  qui  citra  amneni  fuerunt. 

Et  adhuc  de  isla  assecuratione  loquendum  est  Ballivo  Aurelianensi ,  tunr 
Ballivo  Treccnsi,  et  Senescallo  de  Biaucania,  tuue  Ballivo  de  Calvomoute. 
(Reg.  d.  Gr.  J.  de  Pr.  fol.  68.  Brüssel  II.  837. 

Vergleiche  die  folgenden  Austilge  über  die  Assurcments  aus  demselben 
Register  p.  858—60. 
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Ducange  v.  Assecurare  beweisen  (Ego  Henricus  assecurabo  Regi 
Francorum  aicut  Domino  vitara  snam  et  racmbra  sua  et  terrenura 
honorem  suum,  si  ipse  mihi  assecuraverit  $icut  homini  et  fideli  wo 
vitam  raeam  et  membra  mea  et  terras  meas,  quas  mihi  conventiona- 
vil,  de  qtiibus  homo  swu  sura»  u.  a.);  allein  das  Assecuramentum 
enthielt  fUr  sich  betrachtet  wohl  keine  Lehnspflicht.  Denn  es  blei- 
ben auch  in  der  Epoche  des  geordneten  Fehderechts  diese  ding- 
lichen Assurements  sehr  häufig.  Brüssel  hat  in  LUE.  ch.  XII.  sich 
hauptsächlich  grade  mit  ihnen  beschäftigt,  und  aus  dem  Gartulaire 
oder  Regist re  de  Monifort  eine  Reibe  von  Beispielen  angeführt, 
aus  denen  man  deutlich  erkennt,  dass  sie  eine  ganz  selbstständige 
Classe  von  gegenseitigen  Verpflichtungen  enthalten ,  bei  denen  an 
ein  homagium  und  eine  Grundabhängigkeit  so  wenig  gedacht  ward, 
als  an  die  eigentliche  Fides,  die  man  dem  Fürsten  schuldete.') 
Im  Allgemeinen  sind  diese  Asseurements  formliche  Verträge;  d.is 
Gewöhnlichste  ist,  dass  der  kleine  Freiherr  seine  Burg,  die  maison 
forte,  assecurirt,  (assecuravit  domum  suam;)  dabei  finden  dann  be- 
sondre Glausein  statt,  wie  die,  dass  der  Herr  die  Burg  selber  be- 
wachen solle,  dass  man  keine  neue  Festungswerke  ohne  Zustim- 
mung des  Herrn  aufführen  dürfe  und  Ahnliches;  auch  ward  der 
Schutz  filr  den  Grundbesitz  überhaupt  wühl  versprochen;  dafür 
musste  dann  der  Assecurirte  oft  einen  Theil  seines  Gutes  zu  Lehn, 
als  homme  lige,  übernehmen.  Indessen  ergibt  sich  aus  diesem 
Inhalt  der  dinglichen  Assecuramenta ,  dass  man  das  durch  sie  be- 
gründete Verhällniss  später,  als  einmal  die  Idee  des  Feodum 
die  ganz  allgemeine  ward,  auch  dem  Feudalrecht  zurechnete ;  denn 
der  Herr  gewann  das  ßesatzmgtrecht  (magna  vis  et  parva)  gegen 
jedermann,  was  dem  homagium  und  dem  Castrum  reddibile  sehr 
ähnlich  war  und  das  Versprechen  der  (Jnverletzlichkeit  im  Assecu- 
ramentum war  dem  in  der  Fides  ganz  gleich.  So  verschmolz  sich 
auch  diese  Entwicklung  zur  Einheit  mit  den  übrigen  Momenten  des 
Lehnwesens.  Es  ist  aber  dieses  ganze  Gebiet  der  dinglichen  Asse- 
curamenta besonders  dadurch  so  wichtig,   dass  sich  an  ihm  die 


«)  Leider  habe  ich  das  eben  so  treffliche  als  seltene  Werk  Brimels  mir 
nicht  wieder  versebaffen  können.  Meine  Auszüge  geben  nur  folgende 
Beispiele  aus  dem  Reg.  de  Montforl:  «Johannes  de  Montepinson  asseru- 
ravit  domum  suam  de  Esglencort,  cum  magno  auxilio  et  parvo,  et  Come* 
debet  custodire  terram  suam  de  Esglencort»  —  ein  anderes  «et  est  in 
garandia  Domini  Comitis  et  gardo,  ipse  et  terra  sua.«  —  Ein  anderes: 
«Phileppus  Gile  de  Autalio  assecuravit  domum  suam  et  tenet  gardaui 
terra?  sua).»  Br.  p.  854—856.  Für  das  Allgemeine  werden  diese  Bei- 
spiele iwar  genügen.  Ich  muss  das  Genauere  aber  denen  überlassen, 
die  das  Werk  selber  in  Händen  haben. 
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ordnende  centrale  Gewalt  der  Obrigkeit  allmähltg  entwickelte ;  man 
sieht  wie  der  Preis  für  die  verlorne  Unabhängigkeit  der  Schulz  und 
der  Genuss  des  Besitzes  wurde.  Dass  aber  dieses  Verhältnis*  die 
Grenzen  der  Lehnsgewalt  und  den  Organismus  des  Lehnsystems 
noch  mehr  verwirrt  hat,  liegt  nahe.  Einzelnes  wird  auch  hier  nur 
für  den  einzelnen  Fall  rechte  Gültigkeit  haben. 

//.    Das  Schiedsgericht. 
(mite  et  arbitres.) 

Ober  das  Schiedsgericht,  compromissum  oder  arbitrium ,  uiise  et 
arbitres,  ist  wenig  zu  sagen,  obwohl  sich  annehmen  lässt,  dass 
man  oft  zu  diesem  Mittel  gegriffen  hat»  um  die  entstandenen  Strei- 
tigkeiten, die  keine  Blutrache  enthielten,  unter  den  Herren  so  wie 
unter  den  hommes  de  poesle  zu  schlichten.  Es  ergibt  sich  aus  der 
Natur  der  Verhältnisse  jener  Zeit,  dass  jeder  souveraine  Baron  sich 
in  gewisser  Weise  scheute,  sich  irgend  einem  eigentlichen  Gerichte 
zu  unterwerfen,  da  die  Vorstellung  der  Abhängigkeil  so  eng  mit  der 
Idee  der  Gerichtsherrlichkeit  überhaupt  verbunden  war.  Das  Schieds- 
gericht war  daher  ein  willkommenes  Auskunftsroillel,  um  die  voll- 
kommene Freiheit  auch  in  der  Schlichtung  rein  zweifelhafter  Rechts- 
ansprüche  zu  bewahren.  Oft  trat  auch  ein  solches  Schiedsgericht 
ein,  weun  eine  Fehde  vorausgegangen  war,  ohne  zu  einem  Resul- 
tate zu  führen.  Die  Herren  wählten  dann  unter  den  Herren  ein 
Gericht  und  unterwarfen  sich  seinem  Ausspruch.  Wir  fugen  einen 
solchen  Compromiss  hier  an,  der  Verfahren  und  Bedeutung  klar 
macht.  i 

Ego  Ueginaldus  comes  Balonirc,  omnibus  pnesentes  Hieras  in- 
specturis,  notura  facio,  quod  super  discordia  qua?  eralinter  me  et 
dominam  meam  Blaucham  Comilissam  Trecensera  paiatiuam,  de 
domo  et  villa  Bergiaci  et  appendentiis,  in  Qualcherum  Com  item 
Saudi  Pauli  et  Guillclnum  de  Barris  comproroisimus  in  hunc  modum. 

Quod  ipsi  bona  Gde  inquirens  jus  raeum  et  jus  prajdiclie  Corai- 
tissöB  super  prsdictis,  sieul  Henricus  comes  pater  et  Comilissa 
Maria  uxor  ejus,  et  Henricus  comes  fllius  cor  um,  et  Albericus  co- 
mes Damni-martinis  pater  meus,  tenuerunl;  et  quod  inde  jus  meum 
mihi  dabunt,  et  Comitiss»  suum. 

Similiter  de  capitalibus,  qu«  apud  Bregiacum  dicebam  Comi- 
tissam  levasse,  et  qua?  ipsa  me  inde  levasse  dicebat,  de  quibtis  in- 
ter  nos  erat  discordia,  inquirent  pro?  die  Ii  duo  verilalem ;  et  Ulis  jus 
meum  roichi  dabunt,  et  Comilissa)  suum. 

{Si  autera  ipsi  duo  non  poterint  concordare,  Dominus  Rex 
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Francis  erit  desuper;  et  quod  inde  nobis  dederit,  tarn  ego  quam 
Comilissa  ratum  habebirous  et  inconcussum. 

Actum  ann.  Dmi.  M  CC.  VIII.  mense  Augusto. 
Carl,  de  Charap.  —  Brüssel  I.  p.  100. 

Ein  ähnlicher  Compromiss  vom  Oct.  1267  folgte  einem  heftigen 
Kriege  zwischen  dem  Grafen  von  Bar  und  der  Gräfin  von  Luxem- 
burg, wie  sie  gleichfalls  dem  König  von  Frankreich,  Ludwig  den 
Heiligen,  znm  Schiedsrichter  einsetzte.  Bei  Brüssel  I.  p.  360  u.  Agg. 
(aus  demselben  Cartul.)  ist  das  Urtbeil  des  Königs  vom  Sept.  1268. 

Indem  auf  diese  Weise  das  Schiedsgericht,  seine  Form  und 
seine  Procedur  ganz  von  der  Art  und  Weise  abhing,  wie  die  Be- 
theiligien  sie  selber  zu  bestimmen  für  gut  fanden,  so  erklärt  es 
sich,  wenn  Do  Fontaine«  sagt:  Ch.  XVIH.  a.  2.  «nule  riens  ne 
tient  me$tre  wage  ne  de  mise  ne  de  raiseors,  fors  de  cele  ke  le  lois 
(das  römische  Recht)  i  veut.»  Er  sowohl  als  Reaumanoir  cb.  XLI. 
(des  arbitres)  haben  daher  nur  den  Inhalt  der  römischen  Bestim- 
mungen in  ihre  Darstelluug  des  Schiedsgerichts  aufgenommen ;  bei- 
des gehört  aber  entschieden  der  folgenden  Epoche  an.  Nur  der 
Salz  ist  hervorzuheben,  dass  gegen  das  Urtheil  der  Schiedsrichter 
überhaupt  keine  Berufung  und  daher  auch  keine  gages  de  batnille 
zulässig  waren.  B.  LXIII.  a.  11.  Wir  gehen  daher  jetzt  zu  der 
dritten  Form  über',  in  welcher  ein  Streit  entschieden  ward,  dem 
eigentlichen  Verfahren. 

III.    Da*  eigentliche  Verfahren. 

Wir  nehmen  noch  einmal  die  Bemerkung  auf,  dass  diu  Grund- 
lage dieses  Verfahrens  nicht  derjenige  Zustand  ist,  den  uns  die 
Quellen  des  13.  Jahrhunderts  beschreiben,  sondern  dass  wir  den 
reinen  Lehnsprocess  beschreiben,  wie  er  bestand,  ungemischt  von 
dem  römischen  Hecht  und  dessen  Grundsätzen.  —  Es  wäre  ferner 
uichl  schwer,  eine  Masse  von  vergleichenden  Zusammenstellungen 
mit  dem  deutschen,  englischen  und  skandinavischen  Process  herbei 
zu  ziehen.  Allein  die  rechte  Vergleichung  kann  doch  erst  erreicht 
werden  in  ihrer  ganzen  Bedeutung  durch  die  Idee  einer  germani- 
schen Rechlsguschichte,  mit  deren  Grundstamme  jene  Äste  innig 
verwachsen,  dennoch  zu  selbständigem  Leben  sich  entfalten.  Die 
Einheit  des  Ganzen  beruht  nicht  darauf,  dass  Blätter  und  Zweige 
sich  gleichen  und  sich  berühren,  sondern  darauf,  dass  sie  aus 
Einer  Wrurzel  Ein  Leben  haben,  und  weil  dem  so  ist,  soll  man  auf 
alle  Weise  die  oberflächliche  Meinung  bekämpfen,  als  sei  mit  der 
Zusammenstellung  jener  einzelnen  Daten  irgend  etwas  begründet 
oder  gefördert.   Wir  beschränken  uns  daher  auf  Frankreicb  allein. 
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/.    Das  Vorverfahren. 
Ä.    Semonse  oder  Ajournement. 
Beaam.  ch.  II.  Etabl.  I.  ch.  I.  LVI.  Font.  III.  XXI. 

Semonse  und  Ajournement  bedeuten  allerdings  in  den  Quellen 
des  13.  Jahrhunderts  ganz  dasselbe.  Dennoch  ist  ein  Unterschied 
zwischen  beiden  früher  da  gewesen  und  selbst  in  dieser  Zeit  nicht 
ganz  verschwunden.  Die  Semonse  und  das  semondre  ist  die  Auf- 
forderung zur  Erfüllung  der  Lehnspflicht  überhaupt,  zur  WafFen- 
foige  dem  ost,  zur  Ablegung  des  homniage ')  und  zum  Stellen  vor 
Gericht,  während  ajournement  und  ajourner  nur  vom  letzteren  ge- 
braucht werden. 

Diese  Semonse  für  den  Beginn  des  Processes  hat  nun  das  Be- 
sondere, dass  sie  nicht  von  dem  Kläger  ausgeht,  sondern  von  dem 
Herrn  de*  Gericht*.  Jeder  semonse  geht  daher  eine  Aufforderung 
voraus  an  den  Gerichlsherrn ,  den  Betreffenden  vor  sein  Gericht 
citiren  zu  lassen.  So  sagt  Et.  I.  Ch.  56  «Se  aucun  se  plaint  d'un 
aulre  ä  la  Justice  d'heritage,  la  justice  Ii  doi t  mettre  jour  ;n  obgleich 
Beaumanoir  es  nicht  ausdrücklich  sagt,  so  sieht  man  deutlich,  dass 

er  es  voraussetzt.     Am  deutlichsten  ist  a.   14:  os'aucuns 

se  mont  son  home  d  requett  dautrui,  et  Sil  d  qui  requeste  le  semonse 
est  faite»  etc.  Wir  führen  dafür  aus  dem  angezogenen  Capitel 
Beaura.  noch  eine  Stelle  an,  die  ein  besonderes  Jnteresse  hat,  in- 
dem sie  zeigt,  wie  die  alte  Art  und  Weise,  den  Schwächeren  durch 
Missbrauch  der  Citationen  zu  bedrücken ,  auch  jetzt  noch  fortdauert, 
a.  3%.  «Se  on  voit  qu'aucuns  sires  ait  haine  ä  aucun  de  ses  souges 
et  que  per  Ii  grever  il  le  voist  adjornant  es  jors  que  ü  doit  iabourer 
et  fere  ses  labors,  se  ceste  cose  est  fete  savoir  au  conte ,  il  ne  le  doit 
pas  souffriro  etc.  Dieser  Antrag  konnte  nun  entweder  ein  ganz  all- 
gemeiner sein,  auf  blosses  Ajournement,  oder  er  konnte  schon  so- 
gleich den  Hauplgegenstand  des  Rechtsstreits  enthalten ,  doch  nehme 
ich  an,  dass  diese  Unterscheidung  der  spätem  Zeil  gehört.  Je 
nachdem  das  Eine  oder  das  andere  der  Fall  war,  enthielt  auch 
die  wirkliche  Semonse  entweder  die  blosse  ganz  allgemeine  Auf- 
forderung, sich  vor  Gericht  zu  stellen,  oder  zugleich  eine  Bezeich- 
nung des  Inhalts  der  Klage.  Die  semonse  im  ersten  Falle  hiess 
semonse  simple  und  die  Formel  war  etwa:  «Noz  vos  ajornons  ä  d'ui 
en  quinse  jors ,  en  tel  liu ,  par  devant  nostrc  scgneur  (de  qui  voz 


')  Vgl.  z.  B.  Etabl.  I.  67  und  öfter  Beaum.  Cb.  II.  a.  9.  ff.,  wo  die  ganze 
Form  beschrieben  wird,  wie  der  Vasall  der  semonse  zum  ost  folgen  soll, 
uud  wie  weit. 


Digitized  by  Google 


Das  eigentliche  Verfaurkx. 


tenez  tel  fiefj»  ')  oder  mit  dem  Zusatz  asor  tout  ce  qu'ü  voz  sera 
ä  d einander,»  2)  —  oder  es  ward  auch  der  Kläger  genannt;  «Nous 
vous  metons  jors  ä  la  Cort  Monseigneur  dui  en  XL  jors  encontre 
celui.a3)  Es  ist  nicht  zu  bestimmen,  wie  die  Formel  des  zweiten 
Falles,  wo  der  Gegenstand  der  Klage  angegeben  ward,  gefasst 
werden  musste;  nur  ist  so  viel  gewiss,  dass  es  beide  Arten  der 
semonse  gab,  und  wohl  mehr  als  wahrscheinlich,  dass  es  jedem 
freistand  zu  wählen  zwischen  beiden ;  denn  nicht  blos  heisst  es  z.  B. 
bei  Beaum.  a.  4.:  «S'il  est  semons  sor  fief  tonceU,  ou  sor  ce  qu'il 
a  fait  de  son  fief»  etc.,  oder  a.  6.  «semons  sor  partage,»  woraus 
der  Inhalt  der  semonse  hervorgeht.  Der  Unterschied  beider  bezog 
sich  vorzüglich  auf  die  Zulässigkeit  und  Zahl  der  Conlremans,  in- 
dem die  allgemeine  semonse  drei  Coutremans  und  eine  Essoine 
zuliess,4)  während  bei  der  speciellen  sogleich  die  defauts  eintraten. 
Endlich  sagt  Beaum.  a.  2.:  Der  Gerichtsherr  soll  die  citirenden 
seramonceurs)  «carquier  (charger)  qu'il  dient  le  cause  ä  son  home 
por  quoi  il  est  semons,»  was  aber  freilich  nicht  nothtoendig  war 
nach  dem  Obigen.  Dass  bei  der  letzteren  der  Gegenstand  derselben 
mit  dem  der  folgenden  Klage  übereinstimmen  musste ,  ist  nicht  aus- 
drücklich gesagt;  es  versteht  sich  freilich  von  selber.  Was  jedoch 
geschah,  wenn  dieses  nicht  der  Fall  war,  wissen  wir  nicht.  Es  scheint 
ferner ,  dass  bei  allen  Streitigkeiten  um  Grundstücke  (heritage 
oder  fief)  eine  specielle  semonse  das  Gewöhnliche  war,  doch  mehr 
aus  der  blossen  Fassung  der  Stellung  und  aus  der  Natur  der  Sache 
als  wegen  bestimmter  Zeugnisse. 

Das  Verfahren  bei  der  semonse  und  seine  Verschiedenheit  ist 
die  erste  Consequenz  des  Unterschiedes  des  freien  und  unfreien 
Gerichts.  Die  semonse  des  freien  Gerichts  ging  aus  dem  Princip  der 
Pairschaft  hervor.  Puis  que  Ii  sires  veut  seraonre  un  gentil  home 
par  le  reson  de  ce  qu'il  tient  de  Ii  fief,  il  doit  penre  deus  de  ses 
homes  qui  soient  ger  ä  celi  qu'il  veut  semonro.»  s)  Das  galt  nicht 
blos  fiir  die  freiherrlichen  Pairs,  sondern  ganz  auf  gleiche  Weise 
für  die  fürstlichen.  Berühmt  geworden  ist  ein  Arrest  du  Parlement 
vom  Jahr  1224  gegen  die  Gräfin  von  Flandern,  die  in  einen  Streit 
mit  dem  Dominus  de  Nigella  (Nesle)  vor  der  Curia  Regis  nicht  er- 
scheinen wollte,  weil  sie  als  Pair  von  Frankreich  (königlicher  Pair) 
durch  duos  mililes  citirt,  sich  nicht  für  «sufficienter  citatam»  an- 

>)  Dieter  Zusatz  bezieht  sich  darauf,  dass  die  Competenz  de»  Gerichts  unter 
Umstanden  schon  in  der  Semonse  angedeutet  werden  musste. 

2)  Beaum.  a.  2. 

3)  Do  Fontaine«  Ch.  XXI.  a.  3. 

*)  Beaum.  a.  2.   Siebe  deu  folg.  Abschn. 
»)  B.  a.  2. 
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erkennen  wollte,  quin  per  pare$  suos  citari  debebat.»  ')  Das  Par- 
lament entschied  gegen  sie ,  aber  nicht  gegen  das  Princip ;  der 
Grund  wird  unten  angegeben  werden.  Es  ist  dieses  der  älteste 
germanische  Grundsatz  überhaupt  für  die  Cilation  zum  Volks- 
gerichl;  derselbe  lag  zunächst  darin,  dass  man  das  Gericht  nicht 
als  das  obrigkeitliehe,  und  daher  auch  keinen  Befehl,  sondern  nur 
eine  Aufforderung  desselben  anerkannte;  dann  in  der  Notwendig- 
keit, die  geschehene  Cilation  zu  beweisen,  was  im  freien  Gericht  nur 
der  freie  Mann  konnte.*  Daran  schloss  sich  der  Satz:  s'il  (der  sires) 
n'a  nul  home,  il  les  doit  emprunter  ä  so»  segnor,  et  Ii  sires  est 
tenu  d  pretler,  *)  entsprechend  der  Pflicht  zur  Hilfe  bei  der  Besetzung 
der  Cour  de  l'homme.  —  Der  Übergang  dieser  Semonse  zur  un- 
freien Cilation  bildete  die  semonse  durch  tergento.  Jeder  Seigneur 
hatte  das  Hecht  ,  seine  hommes  durch  seine  Sergents  zu  citiren. 
Beaum.  bezieht  dieses  nur  auf  den  Oberlehnsherren,  liquens  (corate); 
das  ist  wohl  nur  locales  Recht ,  wo  ein  Lehnsverband  mit  hommage 
und  Foy  stattfand,  hat  der  Seigneur  diese  Befugniss  gewiss  immer 
gehabt;  und  gerade  dies  ist  der  Grund  der  obigen  Entscheidung 
gegen  die  Gräfin  von  Flandern.  Eben  dahin  geht  ein  ganz  gleiches 
Urlbeil  gegen  den  Abt  von  Mont  St.  Michel  in  der  Normandie,  der 
durch  einen  Sergent  citirt  war  ä  son  menoir  de  Breteuil;  der  Abt, 
purce  qu'il  estait  barons  le  roi,  disait  que  por  la  voiz  de  tel  ser- 
gent  il  ne  devait  pas  entrer  en  la  loi  descondire  la  semonse:  il  fu 
jugie  (im  Echiquier)  que  ä  devoit.*)  Nur  mnssten  die  Sergents  nach 
Beaum.4)  «sereraentes,»  also  öffentliche  Sergents  sein.  Locales 
Rechts  ist  gleichfalls  der  Satz  Beaumanoirs,  dass  diese  Cilation  ge- 
schehen könne,  «par  un  ou  par  plusors;»  nach  den  Etabl.  I.  56. 
musslen  mehrere  da  sein;  das  Capitel  spricht  von  ales  Sergans,» 
und  fordert  für  die  zweite  Citation  auf  Defaut  ctrois  serjans  qui 
sen  puiuent  recorder.»  Wahrscheinlich  gab  es  keine  feste  Regel. 
Die  dritte  Art  der  semonse  ging  gegen  den  vilain.  Hier  war  von 
keiner  Pairschaft  die  Rede.  Man  erkennt  auch  weiter  keine  bestimmte 
Form  des  Verfahrens;  es  wird  ein  einfacher  Befehl  gewesen  sein 
durch  den  Sergent  oder  Gerichtsboten  des  Prevot,  zu  erscheinen 
vor  demselben  wegen  der  bestimmten,  in  der  ersten  Klage  vor- 
gebrachten Strafe.  Das  geht  deutlich  aus  Et.  I.  Cb.  1.  hervor,  wo 
kurz  gesagt  wird:  Si  aueuns  vient  devant  aus  (die  Prevots)  —  Ii 
Prevost  semondra  celui  dont  Ten  se  plaindra  etc.  Auf  dieser  niedrig- 
sten Stufe  des  Gerichts  bildet  sich  zuerst  die  Idee  des  obrigkeitliehen 

')  Brasset  Liv.  I.  Ch.  XXIV.  pag.  336.  ff.  bes.  p.  340. 
*)  B.  a.  2. 

3)  Assises  de  l'Echiq.  bei  Marnier  p.  «3.  Tgl.  dazu  Brasse!  L.  1.  p.  173. 

4)  B.  a.  12. 
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Gerichts  aus;  um  von  ihr  in  die  höchsten  Verhältnisse  hinauf  zu 
sieigen. 

Die  Semonse  selber  ward  an  den  Cilirten  gerichtet ,  wo  man 
ihn  fand ;  ■)  fand  man  ihn  nicht ,  a  lor  hotel  ou  il  est  couquans 
et  ievans;  halle  er  keine  Wohnung,  ala  u  il  repaire  (erscheint) 
plus  souvenl»;  sonst  ward  die  semonse  «as  voisins»  milgetheilt, 
kam  er  dann  nicht,  galt  es  für  defaule.2} 

Trafen  zwei  Semonses  zusammen  von  zwei  Herren,  so  ging 
die  Semonse  des  Herrn  vor,  defoz  qui  il  est  couquans  et  Ievans» 
selbst  bei  dem  for  nei  siLe  des  anderen.  Doch  konnte  er  nach  der 
spüleren  Praxis  beide  semonses  annehmen ,  und  persönlich  bei  dem 
einen,  durch  einen  Procureur  bei  dem  anderen  Gericht  auftreten.*) 

War  ferner  keine  Stunde  angegeben ,  so  soll  die  Zeit  sein  /»au 
matin,  dedens  höre  de  miedi;»  wer  auf  semonse  nicht  vor  Mittag 
erscheint,  ist  en  defaute.  Ist  aber  die  semonse  unbestimmt  «a 
relevGe  ou  a  vespres»  bezeichnet ,  so  dauert  die  Cilationszeit  ujus- 
qu'ä  soleil  escousant.»4)  Kommt  der  Citirte  zur  bestimmten  Stelle 
und  findet  kein  Gericht,  so  soll  er  dahin  gehen,  wo  man  Gericht 
zu  halten  pflegt,5)  und  warten  bis  Mittag,  dann  gehl  er  ohne  de- 
faute. Doch  isl  es  zu  ralhen  ,  dass  er  sich  Mittel  schaffe  ,  seine 
Gegenwart  zu  beweisen.6)  —  Festtage  sind  kein  Hinderniss;  «Ii 
Seigneur  font  lor  semonses  en  quel  jor  qu'il  lor  plcst;»7)  anders 
ist  das  en  cort  de  Chrelienle. 

Wenn  nun  die  Parteien  nicht  erscheinen  ,  so  folgt  zwar  die 
Contumazerklärung.  Doch  muss  die  geschehene  Semonse  bewiesen 
werden.  Ich  finde  nicht,  dass  dieses  den  Peers  ausdrücklich  auf- 
erlegt werde;  doch  kann  man  es  sicher  voraussetzen.  Von  den 
Semonses  durch  Sergents  wird  es  vollkommen  bestimmt  gesagt, 
sowohl  von  Beaumanoir8]  als  Von  den  Elabl.;')  auch  zeigt  es  das 
angeführte  Urtheil  aus  den  Assises  der  Normandie. 

t)  « —  ou  qu'il  le  truisent»  (ou  Hs  le  trouvent)  B.  a.  13. 
2)  B.  a.  13.   Dazu  ist  der  angeführte  Fall  aus  den  Ass.  de  l'Echiq.  tu  ver- 
gleichen. 

*)  Dies  ist  aber  nur  Beaumanoirs  persönliche  Ansicht  über  einen  offenbar 

zweifelhaften  Punkt.    «Je  dt  qu'il  doit»  etc.  sagt  ders.  a.  16. 
*)  B.  a.  32. 
*)  B.  a.  31. 

e)  B.  II.  «noz  loons  bien  qu'il  monslre  s'atente  a  bone»  gent  qni  le  puissent 

temoigner  le  mestiers  Ii  est.» 
^  B.  a.  33. 

»)  B.  a.  12.  —  et  son  Ii  sergent  ereu  de  lor  semonses  par  lor  lerement  — 
*)  Bt.  I.  Ch.  56.  —  «et  si  Ii  Serjant  garantittent  que  eus  Ii  ayent  mit  terme» 

und  weiter  —  «trois  Serjans,  qui  puissent  recorder.v  Der  Record  geschah 

durch  Schwur,  s.  unten. 
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Es  gab  nun  ausser  dem  eigentlichen  und  ersten  Adjournement 
noch  ein  zweites,  was  aber  nur  bei  den  Essoines  vorkommt,  wir 
werden  sogleich  darauf  zurückkommen. 

Die  semouse  leitet  auf  diese  Weise  das  Verfahren  ein;  indessen 
begann  es  damit  noch  nicht  immer. 

B.    Contremant  et  Ettoine». 

Contremans  und  Essoines  sind  allerdings  ihrem  Inhalte  nach 
auf  das  Wesentlichste  verschieden;  allein  da  ihre  Stellung  so  wie 
ihre  Bedeutung  für  das  Verfahren  gleich  ist ,  so  sind  sie  nicht  blos 
in  allen  Quellen  stets  neben  einander  gestellt,  sondern  sie  werden 
sogar  schon  in  dieser  ersten  Epoche  zum  Theil  als  ganz  identisch 
angesehen ,  und  sind  in  der  folgenden  ganz  ineinander  übergegangen. 
Wir  fassen  sie  daher  auch  für  unsre  Darstellung  zusammen. 

Contremant  ist  die  einfache  Erklärung  des  durch  die  Semonse 
Citirlen  ,  dass  er  sich  dem  nächsten  Gerichtstage  nicht  stellen  werde. 
Fonlaines  selzt  noch  hinzu  Ch.  XXII.  a.  4.:  oautant  de  contreraans 
puet  avoir  Ii  demanderet  (Kläger)  comme  eil  a  ci  on  deroande.a 
Die  anderen  Quellen  sprechen  aber  ausdrücklich  nur  vom  Beklagten. 
Wahrscheinlich  hatte  Jeder  das  Hecht,  dreimal  auf  diese  Weise  zu 
contremandiren.  Beaumanoir  erklärt  dies  ausdrücklich:  aen  toutes* 
quereles  ou  il  quiet  {von  cheoir ,  vorfallen)  contremans  on  en  peut 
penre  trois  avant  qu'on  viegne  en  court.»  ')  Eben  so  deutlich 
werden  die  drei  Contremans  von  Foutaines  anerkannt.  Dreimal  muss 
bei  Klagen  über  Geld  oder  Mobilien  auf  den  Beklagten  gewartet 
werden;  in  «trois  quinsaines  car  taut  pooit  il  conlreniander.»  (Ch. 
XXII.  a.  3.)  Dennoch  scheint  es  nicht  ganz  entschieden,  ob  dieses 
Hecht  eines  dreimaligen  Contremans  ganz  allgemein  gewesen  ist, 
gelrennt  von  den  Essoines.  Denn  nicht  nur  sagen  die  Anciennes 
Cout.  de  Ponthieu :  «deflenderres  —  peut  conlremander  —  selon 
Cuxage  et  coustume  des  castelleries,»  3)  was  eine  Verschiedenheit  in 
dieser  Beziehung  verrauthen  lässt,  sondern  auch  die  Etabl. ,  die 
von  den  Contremans  im  ersten  Buch  gar  nicht  reden,  sagen  im  L.  II. 
Ch.  VIII.  nicht,  dass  eine  solche  Bestimmung  stattfinde.3)  Die  Et. 
eul  Cont.  de  Norm,  führen  allerdings  auch  drei  Contremans  auf, 


•)  B.  Cb.  III.  a.  9. 
*)  Bei  Marnier  p.  115. 

*)  Es  wird  in  diesem  Chap.  überhaupt  nur  beiläufig  von  den  Contremans 
gesprochen  —  (quant  il  est  plusieurs  fois  contremandes  apres  monstrf 
d'heritage  ohne  nähere  Bestimmung. 
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nennen  sie  aber  schon  E»$oine$  ou  re$p<riti  (respits). ')  Mit  entschei- 
dender Bestimmtheit  lässt  sich  mithin  jene  Zahl  der  zulässigen 
Contremans  schwerlich  feststellen. 

Dagegen  ist  der  Sinn  derselben  desto  deutlicher  aus  einer  Be- 
stimmung, die  Bcaum.  anfuhrt  a.  10.:  «on  ne  poet  contremander 
se  le  semonse  riest  fett  simplement .»  Da  nemlich  Beweis  und  Unheil 
ursprünglich  an  einem  Tage  abgemacht  zu  werden  pflegte,  so  musste 
der  Beklagte  Frist  haben ,  nicht  blos  die  Beweismittel  zusammen 
zu  tragen,  sondern  bei  der  allgemeinen  Semonse  auch  sich  zu  er- 
kundigen, weshalb  er  wohl  beklagt  werden  möge;  er  lief  sonst 
(iefahr,  seine  Sache  zu  verlieren.  Von  einer  solchen  Unterschei- 
dung wissen  freilich  die  Ass.  «et  Cont.  de  Norm,  noch  nichts ,  und 
das  hatte  wohl  seinen  Grund  grade  darin ,  dass  die  Unterscheidung 
zwischen  der  Semonse  simple  und  speciale  hier  nicht  bekannt  ge- 
wesen zu  sein  scheint;  wenigstens  kommt  sie  nirgends  vor.  Eben 
so  wenig  sprechen  die  Et.  de  St.  L.  davon.  Es  ist  demnach  wohl 
wahrscheinlich,  dass  der  Grundsatz  Beaumanoirs  der  schon  ent- 
wickelten Jurisprudenz  angehört,  während  das  eigentliche  Princip 
der  Contremans  aus  dem  Wesen  des  alten  Verfahrens  selber  folgte, 
und  als  solches  auch  ohne  weitere  Nebenbestimmung  in  dem  nor- 
männischen  Process  dasteht. 

Die  Formel  der  Contremans  wird  bei  Beaum.3)  angeführt, 
oSire,  P.  qui  ajorncs  estoit  contre  J.  a  la  journee  d'ui  par  devant 
voz ,  contremande  son  jor  d'usqu'a  d'ui  en  quinze  jors ;»  vierzehn 
Tage  war  auch  nach  Fontaines  die  gewöhnliche  Frist,8)  und  das 
Contremans  enthielt  inclusive  das  Versprechen,  zu  dem  bezeich- 
neten Gerichtstage  kommen  zu  wollen ;  doch  war  beides  nicht  ohne 
Ausnahme.  4) 

Diese  Conlremands  raussten  abgegeben  werden  vor  Gericht 
und  so  gut  wie  die  geschehene  Semonse,  wurden  sie  bewiesen. 
Daher  sagten  die  Et.  de  Norm,  man  solle  essonier  et  respoitier  aa 
chascune  fois  par  II  homes;o  Beaum.  gebraucht  den  Ausdruck 


i)  Es  heisst  (Marnier  pag.  30):  «Plet  et  balailles  poenl  estre  etsonie  ou  r$- 

spoitii  par  trois  fois.» 
>)  B.  a.  12. 

*)  Font.  Ch.  V.  Hier  ist  Jauch  bestimmt,  in  welcher  Formel  der  Schwor 
(sor  sains)  abgeleistet  werden  soll.  Adde  Beaum.  a.  9.  —  «cascuns  des 
trois  (contremans)  contient  quinse  jors.» 

*)  Kt.  de  Norm.  II.  p.  30.  31.  «a  VIII  jors  ou  a  XV.,  selonc  la  coustumo 
del  pais»  —  doch  bezieht  sich  das  vielleicht  nur  auf  die  Contremans,  denen 
eine  Bssoine  zum  Grunde  lag ,  denn  es  folgt  sogleich  «ce  est  del  malade 
tanl  seulement.» 

Wamköuig  o.  Stein  frans.  Staats-  «ad  Recatsgesca.  Bd.  III.  1& 
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«recorder»  ftlr  die  Meldung  des  Contremans ;  >)  gewiss  ist  unter 
Umständen  ein  Schwur  gerfordert,  wenigstens  sagt  dieses  die  Coul. 
de  Ponlh.  ausdrücklich  (Maro,  p.  115  u.  116.):  Ouicttnquez  a  fait 
contremande  por  Ii,  il  doit  oflrir  affiaire  scu  contremant  bein  (bon) 
si  tost  que  il  repairt  en  court  en  oflraul  sains  et  mniiis  pour  j^rer. 
(Vgl.  überhaupt  die  Cout.  IV.  Uber  die  Form  der  Cuntremans  in 
Ponlhieu ;  hier  war  bei  der  Ablegung  derselben  im  Auftrag  wesent- 
lich der  Zusatz:  U  me  ftU  bien  carquii  (charge);  erst  durch  diese 
Worte  galt  das  ganze  Contremant ,  was  offenbar  auf  eine  spätere 
Zeit  deutet.)  Dabei  galt  nicht  der  Auftrag  als  das  Entscheidende, 
sondern  das,  was  der  Beauftragte  dem  Gericht  meldete,  und  darnach 
verfiel  der  Beklagte  in  Defaut ,  wenn  er ,  irrend  Über  die  gemeldeten 
Contremans,  zu  anderer  Zeit  sich  stellte.2)  Jedes  Contremant  raussle 
angezeigt  werden  den  Tag  vorder  betreffenden  Gerichtssitzung;  geschab 
dieses  nicht  vor  Untergang  der  Sonne,  so  war  das  Contremand  hin- 
fällig,3) und  der  Beklagte  verfiel  in  defaut,  am  andern  Tage  ward 
es  vor  Gericht  wiederholt.  Beiläufig  ist  zu  bemerken,  dass  es  bei 
Semonses  für  Ableistung  von  Lehnspflichten  keine  Contremans,  son- 
dern nur  Essoines  gab.  4)  Dasselbe  galt  bei  Citationen  wegen  Ver- 
brechen, davon  weiter  unten. 

Die  Euoinet  sind  nun  die  Sunia  des  alten  Processes,  Ehe- 
haften. Hier  galt  als  allgemeinster  Grundsatz,  dass  man  auf  allen 
Punkten  des  Processes  Essoines  anfuhren  durfte,  ohne  Nachlbeil; 
wenn  man  im  Stande  war,  sie  zu  beweisen.  Die  Einheit  der 
Zeit  für  das  Verfahren  bewirkte  leicht,  dass  diese  Essoines 
gewöhnlich  gleich  bei  dem  ersten  Gerichtstag  vorgeschützt  wurden, 
und  daraus  entstand  die  Verschmelzung  von  Contremans  und  Essoines. 
Selbst  Beaum.  giebt  dies  ausdrücklich  an  (a.  7.):  En  toz  le  cas  ou 
Ii  ensoniement  apartiennent,  il  pot  laisier  l'ensoniement  s'il  le  veut 
et  contremander;»  denn  fiir  das  Contremant  brauchte  er  keinen 
Grund  anzugeben.  Dahin  geht  auch  Fontaines  Ch.  3.  a.  18.  Wenn 
man  Ensoine  hat,  kann  man,  wenn  man  will  (c'il  qui  il  loist), 
die  drei  Contremans  vorschützen.  Das  Verhältniss  zwischen  beiden, 
wo  man  sie  schied,  war:  dass  Jeder  drei  Contremans  habe,  und 
dann  noch  eine  Essoine,  dass  aber,  «eil  qui  ensonie  ne  not  pas 
contremander  apre$  ton  ettoniement  ;»*)  wer  daher  Contremans  vor- 

')  B.  a.  31.  «Ii  mesMgei  —  doit  venir  ai  plet  et  rtcoeder  »od  contremans 
qn'U  Ost  de»  le  »oir.»  Aoedrücklick  ial  die»  bettimut  in  der  Com.  de 
Ponth.  pag.  415. 

2)  B.  a.  27. 

*)  B.  a.  30. 

4)  B.  a.  31. 

«)  B.  a.  8. 
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schützen  will,  moss  sie  nehmen  avant  qui  s'essonie.  Schon  in 
diesem  Grundsatz  Hegt  es,  dass  man  die  Essoine  ansah  als  Grund 
für  die  Gontremans. 

Alle  Quellen  versuchen  nun  mehr  oder  weniger  genau  zu  be- 
stimmen, was  als  Essoine  gelten  könne.  Am  Ausführlichsten  ist 
auch  hier  Beaumanoir,  am  einfachsten  die  tont,  de  Ponth.  II.  «En- 
soines  a  toudis  lieu  et  en  tous  cas.»  Es  versteht  sich,  dass  eine 
vollkommene  Genauigkeit  nicht  zu  erreichen  sein  konnte.  Man  kann 
zwei  Classnu  scheiden.  Die  erste  enthalt  die  rein  persönlichen 
Gründe,  leibliche  Ehehaften ,  Krankheit  des  Beklagten  oder  seiner 
Frau  oder  Tod  seines  Kindes,«)  Eingehung  der  Ehe,  selbst  wenn 
der  Beklagte  «marie  un  des  ses  enfans  ou  de  ses  freres,  ou  de  ses 
seurs  ou  de  nieces  ou  de  neuveus,»2)  Gefahr  oder  Unfall  auf  dem 
\V»gef»)  Aehnliehes.  Als  die  zweite  Classe  kann  man  die  äusseren 
Gründe  bezeichnen ,  die  aus  gewissen  höheren  Verpflichtungen  ent- 
sprangen; dahin  gehören  ein  ajornement  devant  le  segneur  sovrain*) 
oder  eine  Semonse  zum  Ost ;  ja  die  letztere  befreite  den  Beklagten 
zwei  bis  drei  Monate  vor  dem  wirklichen  Auszug  (le  moete).*)  Bei 
diesen  Essoines  wurden  keine  fristen  für  das  Wiedererscheinen 
gesetzt;6)  sie  waren  «sans  jor.»7)  Das  ist  aber  wohl  nur  dann 
der  Fall  gewesen,  wenn  sie  nicht  als  Grund  für  Contremans  ge- 
geben wurden ,  und  mithin  nach  der  Cout.  von  Beauvoisis  als  vierte 
Frist  auftraten  oder  ohne  Contremans  sogleich  vorgeschützt  wurden. 
Alsdann  aber,  wenn  sie  ganz  allgemein  vorgeschützt  waren,  trat 
ein  förmliches  Beweisverfahren  für  das  Dasein  derselben  ein.  Die 
Etab).  de  St.  L.  sagen  ganz  allgemein s)  :  wenn  die  Essoine  vor- 
geschützt ist  vor  Gericht ,  soll  «la  Justice  i  doit  envoier  par  hommes 
souffisans,»  die  den  Essoniirten  zur  Stellung  eines  Procureurs  auf- 
fordern. Die  Et.  de  Norm,  dagegen  beschreiben  ihr  Verfahren 
genau  *  •)  der  malade  soll  gesehen  werden  «par  leaus  hommes»  nach 

x)  B.  a.  26.  «el  Uns  qu'il  alaitent,  —  car  tel  enfant  si  cournoueent  les  couers 
de  lor  pers.»  Nach  den  Ktabt.  1.  120.  aber  reichte  schon  schwere  Krank- 
heit hin ,  selbst  bei  den  Nichten  (sesntea)  «pourqne  eus  fnasent  en  peril  de 
morl»  selbst  die  Begleitung  zum  Begräbnis«. 

')  B.  a.  5. 

J)  B.  a.  5.  u.  a.  7.  auch  dio  guerre  por  U  ou  per  son  Ugnage. 
A)  B.  a.  2.  17.  19.  20.    Elabl.  1.  120.  (si  aueuns  estoit  qui  eut  terms  eu  la 
Court  le  Baron. 

')  B.  a.  24.    Doch  scheint  diese  Ansicht  mehr  auf  einer  Annahme ,  als  auf 

bestimmtem  Recht  zu  beruhen. 
•)  B.  a.  24.  -  Ausnahmen  bei  Beaum.  a.  25.  cf.  Et.  de.  N.  p.  115.  U. 

So  bei  Beaum.  11. 
8)  Et.  1.  102. 

•)  Et.  de  N.  bei  Marn.  p.  30  und  p.  64  (D'Essoine). 
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p»  30»  diese  werden  bestimmt  als  all  II  Chevaliers  as  mains  (au  moins] 
[p.  69.]  et  par  vavassors  qui  aient  recort.»  Doch  soll  dieses  Ver- 
fahren erst  bei  der  zweiten  Essoine  eintreten.  Will  alsdann  oder 
kann  der  Reklagte  keine  Zeil  angeben ,  in  der  er  im  Stande  sein 
wird,  sich  zu  stellen,  so  soll  er  schwören:  «que  il  est  si  malades 
que  il  ne  puet  venir  a  cort,  et  que  il  ne  veslira  braces »)  en  sa 
meson  ne  instra  de  son  menoir  devant  qui  il  viegne  a  la  cort.» 
thut  er  es  doch,  verliert  er  seinen  Anspruch.  Finden  die  chevalier« 
ihn  gesund,  so  setzen  sie  ihm  Frist  «a  qtünsaine  as  mains.»  Ist 
die  Krankheit  lang  —  (langor)  und  er  beschwört  sie,  «il  Ii  assigne- 
ront  terme  jusqu'a  an  an  et  unjor.n  —  Das  kommt  auch  bei  Beaum. 
vor,  der  hinzusetzt:  «car  plus  longue  langueur  que  d'un  an  et  un 
jor  ne  doit  pas  plus  deiner  l'averse  partie.n  3) 

In  jedem  Falle  aber  werden  nachträglich  auf  Verlangen  dtir^h 
Eid  bewiesen,  was  schou  in  dem  Beweis  der  Contremans  liegt, 
aber  noch  ausdrücklich  seine  Bestätigung  bei  Beaum.  findet  aQuant 
il  convient  a  aucun  jurer  son  ensoine,  il  doit  jurer  u  Dix  Ii  ait  et 
tont  Ii  saint  qu'il  eut  ensoine  local.»  Doch  braucht  niemand ,  wenn 
er  geschworen  hat,  seine  essoine  anzugeben,  ausgenommen  bei 
Verbrechen;  der  Schwur  reicht  aus,  an'en  put  on  riens  faire  en- 
contre.» ») 

An  diese  Essoines  schloss  sich  nun  die  zweite  Form  des  Ajor- 
nement,  deren  wir  erwähnt.  War  nemlicb  die  Ehehaft  vorüber, 
so  musste  der  Essooürte  es  dem  Kläger  anzeigen,  damit  dieser 
dann  eine  neue  Ladung  ausbringen  könne.  Diese  neue  Ladung 
hiess  r'ajoumer ,  r'ajornenient.4)  Sie  hatte  weiter  nichts  besonderes. 
Es  versteht  sich,  dass  bei  einem  Contremant  ä  quinsaine  ein  sol- 
ches r'ajornement  nicht  nöthig  war,  selbst  wenn  jenes  auf  einer 
Essoine  beruhte.  —  Als  Essoine  galt  auch  plötzlicher  Unfall,  der 
die  gegenwärtigen  Pariheien  im  Gericht  hinderte,  ihre  Sache  fort- 
zuführen.5) 

So  sehr  nun  auch  Essoine  und  Contremant  in  einander  über- 
gehen, und  zum  Theil  ganz  gleichbedeutend  werden,  so  tritt  doch 
ihr  wesentlicher  Unterschied  auf  dem  letzten  Punkte  wieder  hervor, 
dessen  wir  erwähnen  müssen.  Das  Contremant  setzte  nemlicb  einen 
der  freien  Gerichtsbarkeit  unterworfenen  Beklagten  voraus,  während 
der  vilain  nicht  contremandiren  durfte,  sondern  nur,  wie  natürlich, 


i)  (Beinkleider  anziehen  —  braccas.) 

*)  B.  a.  28. 
*)  B.  a.  29. 

*)  B.  a.  16.  u.  öfter.   Et.  1.  102. 
•)  B.  a.  17. 
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•  Essoines  hatte.  ')  Es  wäre  nicht  schwer  ,  dieses  mit  dem  Satz  in 
Verbindung  zu  bringen ,  das«  der  vilain  keine  Ugnage  hatte ,  und 
daher  für  sich  aHein  auftretend,  auch  keinen  Grund,  sich  vorher 
mit  derselben  zu  heralheu  während  des  Contremand.  Allein  eben 
so  nahe  liegt  es,  hierin  die  grössere  Entwicklung  der  obrigkeitliehen 
Stellung  des  Gerichts  in  der  unfreien  Gerichtsbarkeit  wieder  zu 

Mit  diesen  beiden  Punkten  schlieft  das  Vorverfahren  des  Lehns- 
processes.    Es  beginnt  jetzt  das  Beweis  verfahren. 

//.    Bete  eimerfahren 
A.    Wesen  des  altgertnanischen  Beweises  und  seiner  Geschichte. 

Vor  Allem  ist  es  das  Beweisverfahren,  in  welchem  die  beiden 
Epochen,  auf  deren  Grenze  unsere  Quellen  stehen,  in  einander  über- 
gehen. Auf  den  meisten  Punkten  kommen  im  13.  Jahrhundert  die  Be- 
weismittel beider  Perioden  zugleich  vor,  und  der  Kampf  zwischen  der 
alten  und  neuen  Gestalt  des  Beweises,  zum  Theil  allerdings  energisch 
in  der  Gesetzgebung  auftretend,  versteckt  sich  doch  im  Allgemeinen 
unter  jener  äusserlichen  Verschmelzung,  die  eben  den  Character 
des  Verfahrens  im  13.  Jahrhundert  bildet.  Hier  daher  ist  es  vor 
allen  Dingen  nolhwendig,  ein  leitendes  Princip  ausserhalb  der  po- 
sitiven Data  zu  besitzen,  durch  welches  wir  in  Stand  gesetzt  werden, 
das  der  vorliegenden  ersten  Epoche  gehörige  herauszuscheiden,  und 
dieselbe  überhaupt  als  ein  Ganzes  uns  zur  Darstellung  zu  bringen. 

Dieses  Princip  nun,  obwohl  wir  es  auf  französischem  Boden 
finden,  ist  doch  kein  rein  französisches,  sondern  vielmehr  ein  ger- 
manisches, und  bildet  innerhalb  des  Verfahrens  das  eigentliche  Erb- 
theil  Frankreichs  an  der  germanischen  Hinterlassenschaft.  Selbst 
aber  ist  es  wiederum  kein  zufälliges,  sondern  eine  nothwendige 
Consequenz  aus  dem  Wesen  des  eigentlich  germanischen  Volks- 
gerichts ,  und  hat  daher  seine  Wahrheit  eben  in  so  weit  als  es  sich 
als  solche  erhalten  kann. 

War  nämlich  das  Volksgericht  der  ältesten  Verfassung  keine 
Obrigkeit,  sondern  nur  das  Organ,  durch  welches  der  Streitende 


Font.  IV.  1.  Nor  les  Francs  homs  kann  contremandei ,  der  filain  dagegen 
mnss  die  Essoine  melden. 
J)  Hierher  gebort  noch  eine  Bestimmung  der  Cont.  de  Ponth.  (Marn.  p.  115) 
«En  cas  de  mceble  et  de  eattel  (chatei;  on  ne  peut  conlreraander  telonc  te 
cmtstume.n  Es  ist  fraglich,  ob  dieses  nicht  blos  totales  Recht,  und  vielleicht 
sogar  neueres  Recht  ist.  Ist  es  altes  Recht,  so  hängt  es  eng  mit  der 
liguage  und  ihrem  Verbäitniss  zum  iminoeble  zusammen.  —  Die  anderen 
Quellen  sprechen  nicht  davon. 
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sein  Recht  erfuhr,  so  beschränkte  sieh  die  richtende  Thätigkeit 
nothwendig  nur  auf  die  Thatsache  und  ihr  Recht ,  die  ihr  vorgelegt 
ward;  ihre  fectische  Richtigkeit  gehörte  nicht  iur  Zuständigkeit  des 
Gerichts;  das  heisst,  es  gab  keine  untersuchende  Thätigkeit  des- 
selben, sondern  es  nahm  für  wahr  an,  was  behauptet  ward ;  seine 
Aufgabe  hat  an  den  blossen  Rechtsprüehen  seine  notwendige  Grenze. 
Dieses  ist  für  das  Reweisverfahren  des  Volksgerichts  die  erste  cha- 
racteristische  Grundlage.  —  Damit  nun  fiel  der  Streit  Ober  die 
Richtigkeit  der  Thatsache ,  der  eigentliche  Beweis ,  einem  ganz  an- 
dern Gebiet  anheim,  es  ward  derselbe  eine  Sache,  die  nur  den 
beiden  Parteien  untereinander  angehörte ,  so  dass  nur  ihnen  oblag, 
Behauptung  und  Gegenbehauptung  gegeneinander  als  wahr  heraus- 
zustellen. Das  war  es  nun,  was  dem  Beweise  seine  eigentümliche, 
alt  germanische  Gestalt  gab.  Da  es  niemanden  gab ,  der  eine  ob- 
jeclirte  Gewissheit  zu  fordern  hatte,  so  folgte,  dass  eine  solche  für 
jenen  Beweis  überhaupt  gar  nicht  gab;  die  Wahrheit  der  Thatsache 
ward  abhängig  von  der  Möglichkeit,  die  Behauptung  der  Behaup- 
tung des  Geguers  gegenüber  aufrecht  halten  zu  können;  der  Streit 
über  die  Richtigkeit  der  facta  musste  dem  zu  Folge  ein  persönlicher 
Streit  unter  den  Parteien ,  der  geführte  Beweis  das  Ende  dieses 
Streits  und  das  Beweisverfahren  die  Form  werden,  in  welcher  die 
Parteien  einander  persönlich  den  Sieg  streitig  machen  konnten.  Das 
Verhällniss  des  Gerichts  war  daher  einfach  ein  Zusehen  bei  diesem 
Kampf,  und  das  Ueberwachen  der,  für  jenen  Beweiskampf  gewohn- 
heitsrechtlich festgestellten  Normen ;  die  rcchtsbildende  Thätigkeit 
des  Volkslebens  hatte  nichts  zu  thun,  als  diese  .Normen  festzustellen 
und  genauer  zu  entwickeln ,  ohne  sich  auf  die  Frageu  einzulassen, 
ob  dadurch  und  wie  sonst  eine  objective  Wahrheit  gefunden  werden 
könne;  das  Verfahren  selbst  reisst  sich  daher  auf  diesem  Punkte 
gleichsam  los  von  dem  Gange  der  gerichtlichen  Verhandlung,  wird 
ein  selbstständiges  Ganzes,  und  kehrt  erst  wieder  in  den  Bereich 
des  Gerichts  im  eigentlichen  Sinne  zurück ,  wenn  die  Richtigkeit 
an  der  Person  des  Anderen  dargethan  und  jener  Beweis  geführt 
worden  ist.  Dem  grade  entgegen  steht  das  Princip  des  römischen 
und  canonischen  Rechts  mit  seiner  wesentlichsten  Forderung,  ab- 
gesehen von  den  Parteien  die  objective  Wahrheit  als  letzte  Grundlage  der 
Entscheidung  ermitteln  zu  wollen.  Im  germanischen  Beweisverfahren 
ist  die  beweisende  Thätigkeit  der  Parthei  der  Beweis  selber  ,  im 
römisch-canonischen  ist  sie  nur  Mittel,  den  Beweis  zu  linden. 

Jenes  germanische  Princip  hat  sich  nun  allerdings  bei  den  ver- 
schiedenen Völkern  verschieden  gestaltet.  Allein  die  £igentliüm- 
lichkeit  des  besondern  Volksrechts  besteht  nur  in  der  besonderen 
Form,  in  welcher  der  Kampf  zwischen  den  beiden  Parteien  ge- 
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führt  und  entschieden  werden  soll*  Alle  Verfahrtingsweisen  gehören 
daher  demselben  Princip  an,  als  ihrem  gemeinsamen  Stamme;  und 
Tön  ihm  aus  wird  auf  diesem  Gebiet  die  germanische  Rechtsgeschichte 
mitten  in  ihren  Verschiedenheiten  ein  Ganzes  bilden  müssen. 

Nun  ist  es  bekannt  getaug  ,  dass  sich  jenes  Princip  in  zwei 
Häuptformen  darstellt.  Die  erste  ist  die  der  Eideshelfer ,  diezweite 
die  des  gerichtlichen  Zweikampfes.  Den  Übergang  von  der  ersten  zur 
zweiten  bilden  die  Ordalien.  Wir  haben  hierüber  nun  freilich  keine 
genaueren  Untersuchungen  auszuführen.  Dennoch  ist  es  uns  un- 
zweifelhaft, dass  diese  beiden  Formen  nicht  in  dem  Verhältnis« 
willkührlieher  Wahl  oder  zufälliger  Entwicklung  neben  einander 
Stehen ,  sondern  dass  sie  sich  als  geschichtlich  bedingte  folgen. 
Jenes  rem  personliche  Entgegentreten  der  Parteien  ist  nemlich  im 
Grunde,  als  einfache  Behauptung  und  Verneinung  derselben ,  auch 
dem  einfachsten  Verstände  nicht  so  genügend,  dass  man  allein 
dabei  sich  hätte  befriedigen  oder  auch  nur  zu  einem  Resultate  ge- 
langen kOnne.  Es  musste  irgend  etwas  gesetzt  werden,  wodurch 
die  subjective  Behauptung  die  Gestalt  einer  zugleich  objectiven 
Wahrheit  gewinnen  können.  Dies  nun  ergab  sich  ursprünglich  aus 
der  Geschlechtoverfassung.  Setzen  wir,  dass  sich  jedes  Geschlecht 
als  eine  Einheit  ansah  —  und  geben  wir  den  Untersuchungen  Sy- 
bels  sogar  zu ,  daas  diese  geschlechtliche  Einheit  zugleich  die  locale 
erzeugt  habe*  so  erklärt  es  sich,  dass  die  nächste  Bewahrbeitung 
der  Behauptungen  einer  Partei  von  denen  am  besten  gegeben  werden 
konnte,  die  mit  derselben  nicht  blos  das  tägliche  Leben,  sondern 
auch  Besitz  und  Interesse  gemein  hatten,  das  ist,  von  seinem  Ge- 
schlecht. Die  Form,  in  welcher  diese  Bestätigung  gegeben  wird, 
ist  dieselbe  in  welcher  man  die  bestätigte  Behauptung  ausspricht, 
der  Eid;  die  Zusammenschwörenden  sind  die  Consacramentalen. 
Diese  Grundform  des  Beweisverfahrens  beruht  nun  auf  der  Einheit 
des  Geschlechts;  und  damit  ist  im  Wesentlichen  der  Character 
ihrer  Geschiebte  gegeben.  Was  die  Letztere  betrifft,  so  gehört  sie 
nicht  hierher,  nur  den  Übergang  wollen  wir  kurz  bezeichnen.  * 
Jene  geschlechtliche  Verfassung  wird  nun  allmählig  gebrochen  durch 
die  Eroberungskriege;  in  gleichem  Maase ,  wie  sie  verschwindet, 
löst  sich  das  Institut  der  Consacramentalen  allmählig  auf,  oder  ver- 
sinkt in  die  absoluteste  Unordnung;  bei  einigen  Völkern  früher,  be 
anderen  später ,  bei  allen  aber  nach  demselben  Gesetz.  Jetzt  Wird 
daher  ein  Neues  als  Versuch  einer  objecliven  Bewahrheilung  an 
dessen  Stelle  treten  müssen.  Die  Ordalien  erscheinen  zuerst.  Sie 
stehen  schon  da,  als  noch  das  Geschlecht  die  Grundordnung  der 
Gesellschaft  bildet,  und  ziehen  sich  in  die  folgende  Zeit  hinein. 
Allein  sie  waren  zu  gefährlich,  um  für  mehr  als  für  eineri  kleinen 
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Kreis  von  Beweisen  zu  gelten,  zu  abhängig,  um  dauernd  zu  bleiben. 
Während  dessen  löst  sich  der  letzte  Rest  der  Geschlechtsverfassung 
auf,  und  vor  allem  trennen  sich  die  Genlilen,  die  lignage,  örtlich 
von  einander.  Wie  sollte  jetzt  der  Behauptende  beweisen ,  da  man 
entschieden  wissen  konnte,  seine  Genlilen  seien  nicht  mehr,  wie 
früher,  mit  ihm  in  beständiger  Örtlicher  Gemeinschaft,  und  damit 
ausser  Stande,  die  Richtigkeit  seiner  Behauptung  mit  ihm  zu  be- 
haupten? Der  Glaubensschwur,  dass  er  wohl  richtig  schwören 
werde,  war  ein  schwaches  Auskunftsmittel,  weil  jede  Partei  eines 
gleichen  Schwures  gewiss  war.  Das  AuskunAsmiltel  des  dänischen 
Verfahrens ,  nur  Eine  Partei  beweisen  zu  lassen ,  war  einseitig  uud 
führte  zu  leichter  Ungerechtigkeit.  Das  Einzige  blieb,  die  Parteien 
einander  persönlich  entgegen  zu  stellen ,  und  sie  an  sich  selber  be- 
weisen zu  lassen,  w  as  man  anders  nicht  erfahren  konnte.  So  entstund 
der  gerichtliche  Zweikampf  als  die  zweite  Hauptform  des  eigentlichen 
germanischen  Beweisverfahrens  ;  und  seine  Bedeutung  wird  aus  dem 
Obigen  klar  sein.  Diese  zweite  Form  tritt  nun  natürlich  da  am 
entschiedensten  und  allgemeinsten  auf,  wo  die  alte  Gentilenverbin- 
dung  örtlich  am  weitesten  versprengt ,  am  meisten  überhaupt  unter- 
gegangen ist;  je  länger  dagegen  die  alten  Zustände,  wenn  auch 
nur  äusserer  Form  nach,  bestehen,  desto  länger  wird  sich  das 
Institut  der  Eideshelfer  erhalten  müssen.  Auf  diese  Weise  bedingt 
und  erzeugt  sich  der  Salz,  der  das  ganze  Beweisverfahren  des 
französischen  Prozesses  in  dieser  Epoche  beherrscht  —  dass  der 
Zweikampf,  die  gages  de  bataille,  zum  eigentlichen  Beweine erfahren 
in  ganz  Frankreich,  diesem  Lande  der  Vermengung  der  Nationali- 
täten, geworden  ist;  und  es  ist  klar,  dass  man  einen  gänzlich  fal- 
schen Gesichtspunkt  inne  hat,  wenn  man  von  ihm  als  von  einem 
Beweismittel  reden  will.') 

Und  jetzt  nehmen  wir  unsern  ersten  Satz  wieder  auf.  Ist  die- 
ser Zweikampf  als  Beweisverfahren  eine  einfache  Gonsequenz  der 
ältesten  Principien,  so  folgt  von  selber,  dass  der  ältere  Process 
"  sich  auf  dem  Punkte  von  dem  neueren  scheidet,  wo  sich  das  neue 
Princip,  die  Idee  eines  Beweises  durch  objective  Beweiemittel ,  Zeu- 
gen und  Urkunden,  geltend  macht.  Somit  ist  denn  nun  auch  der 
Grundsatz  gesetzt,  der  über  die  Grenze  desjenigen  entscheidet, 
was  unsrer  Epoche  angehört.  Der  Beweis  bfcibt  nolhwendig  der 
Mittelpunkt  jedes  Processes;  um  ihn  herum  gruppiren  sich  die 


i)  Wenn  daher  Beaum.  Ch.  XXXIX.  ».  2  sagt:  II  nos  est  avis,  selouc  nustre 
constume,  que  huit  manieres  de  proeves  sunt  —  und  darunter  Zeugen  etc. 
aufzählt,  so  wird  man  darin  leicht  die  Verschmelzung  beider  Epochen  er- 
kennen. 
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übrigen  Momente  desselben  und  an  ihm  bildet  das  Verfahren  sel- 
ber ein  Ganzes.  Insofern  nun  die  einzelnen  Acte  des  Processes  dem 
Beweis  durch  Zweikampf  angehören,  insofern  bilden  sie  den  Inhalt 
der  Gestalt  desselben,  die  wir  den  Process  des  Lehnwesens  nennen. 
Es  versteht  sich,  dass  jene  mit  der  Umgestaltung  des  Beweisprin- 
rips  nicht  plötzlich  verschwinden  und  daher  in  beiden  Epochen 
zugleich  vorkommen;  allein  ihre  eigentbümliche  Bedeutung  erhal- 
ten sie  doch  erst  durch  ihr  Verhältnis  zum  Beweise  selber.  Die 
beiden  Epochen  scheiden  sich  daher  nicht  an  einer  äusseren  Grenze, 
sondern  in  ihrem  Principe.  Wie  das  nun  genauer  zu  verstehen  ist, 
wird  das  folgende  zeigen. 

R.    Der  Beweis  de*  Lehnswesens. 

Das  Beweisverfahren  selbst,  dessen  Form  der  Zweikampf  ist, 
liill  in  zwei  Abteilungen  auf,  deren  Bedeutung  sie  wesentlich  von 
einander  unterscheidet.  War  nämlich  aller  Beweis  ein  Beweis  an 
der  Persönlichkeil  des  Gegners  selber,  so  war  die  erste  Bedingung 
die  Legitimation  der  Sache  und  der  Person  recht  festzustellen;  denn 
da  der  Zweikampf  nicht  wiederholt  werden  konnte,  oft  wegen  des 
Todes  der  Partei,  so  war  ein  Irrthum  grade  über  diesen  Punkt  von 
entscheidender  Wichtigkeit.  Dem  Zweikampf  und  seiner  Einleitung 
ging  daher  ein  Verfahren  voraus,  dessen  Zweck  es  war,  jene  Legi- 
timation zu  gewinnen.  Dieses  Verfahren  hat  seine  wesentliche  Be- 
deutung darin,  dass  es,  wie  das  auch  schon  in  dem  von  uns  ge- 
wählten Namen  liegt,  nicht  der  Anfang  des  Streites,  das  plet  (pla- 
ciluu)  ist ,  sondern  nur  denselben  möglich  macht,  ganz  iu  dem  Sinne, 
in  welchem  wir  von  der  except.  leg.  ad.  c.  ait.  u.  p.  reden.  Beau- 
manoir'j  sagt  dieses  am  deutlichsten  unter  allen:  «ne  ce  n'est  pas 
eutamement  de  plet  que  de  requerre  jor  de  conseil  ne  jor  de  veue 
ne  jor  d'aviseraent;»  und  daraus  ergab  sich  denn  das  Princip  für 
die  Vorschützung  dieses  Legilimalionsverfahrens,  dass  «jors  de  con- 
seil et  jors  de  veue  doivent  eslre  demande  avant  que  ples  soit  en- 
tames»  (B.  II.)  Wer  auf  den  Streit  selber  eingeht,  (s.  unten)  ohne 
jenes  Verfahren  vorzuschützeu  «il  n'y  pol  plus  recouvrer.»  (ib.) 
Auf  diese  Weise  bildet  das  Legilimationsverfahren  einen  ganz  selbsl- 
sländigen  Abschnitt;  wir  haben  dasselbe  zum  Beweisverfahren  her- 
zugezogen, weil  es  bedingt  und  zum  Theil  geformt  ist  durch  das 
Beweis  princip  und  desshalb  auch  mit  ihm  der  charakteristische  Mo- 
ment gemein  hat,  nur  Sache  der  Parteien  zu  sein,  so  dass  die  ob- 
jective  Legitimation  dem  Gerichte  eben  so  wenig  zusteht,  wie  die 


«)  Beaum.  ch.  IX.  a.  1. 
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Entwicklung  eines  ohjectiven  Beweises.  Es  versteht  sich  übrigens 
von  selbst,  dass  es  nicht  nothwendig  eintrat,  sondern  mir  dann, 
wenn  man  über  die  Legitimation  im  Zweifel  war. 

I.  l-PipiliirmtionsYcrfahren. 

Dieses  Verfahren  tritt ,  je  nach  den  Umständen,  in  drei  ver- 
schiedenen Formen  auf,  die  wir  mit  den  Namen  benennen  wollen, 
die  sie  wenigstens  im  13.  Jahrhunderl  unbestritten  erhalten  hatten. 
Wir  lassen  es  dahin  gestellt,  wenn  diese  Namen  entstanden  sind, 
so  wie  das  durch  sie  bezeichnete  Verfahren,  da  wir  über  die  Ent- 
stehung beider  keine  weitere  Spuren  zu  finden  im  Stande  waren. 

a.   Jour  de  lue  uud  monttri  «n  court. 

Es  lässt  sich  leicht  erklären,  dass  in  den  Zeiten  des  11.  und 
12.  Jahrhunderts  in  den  ersten  Anfängen  einer  geordneten  Verkei- 
lung des  Grundbesitzes  im  Einzelnen ,  eine  der  Hauptfragen  bei 
jedem  Streit  über  ein  Grundstück  die  Constaiirung  der  Identität 
des  wirklichen  und  des  als  bestritten  bezeichneten  Grundstücks 
werden  musste.  Zu  diesem  Ende  ward ,  wenn  ein  Streit  über 
Immobilien  stattfand,  ein  eignes  Verfahren  eingeleitet,  die  veue 
(vue),  und  der  dazu  anberaumte  Termin  hiess  Jour  de  vue.  Nach 
den  Elabl.  I.  56  scheint  es,  als  ob  ein  solcher  Jour  de  vue  nur 
von  dem  Beklagten  (c'il,  de  qui  Ten  sera  clamäs)  gefordert  werden 
konnte;  allein  die  Ausdrücke  ßeaüm.  bestätigen,  was  schon  in  der 
Natur  der  Sache  liegt,  dass  auch  der  Klüger  eine  solche  Besich- 
tigung anstellen  lassen  konnte. ')  —  Das  Verfahren ,  um  diese  Le- 
gitimation zu  erreichet],  war  einfach.  Der  Beklagte  war  zunächst 
bei  Strafe  des  defüut,  gehalten,  in  der  Cour  zu  erscheinen  auf  gül- 
tiges ajournement.  Wenn  dann  der  Kläger  seine  Klage  vorge- 
bracht, so  konnte  er  sagen:  «Je  he  me  vuel  pas  parlir  de  cete 
cort  devant  qu'ü  atira  este  veil;»*)  oder  Ähnlich.  Alsdanu  «Ii  doit 
Ten  mettre  jour  de  lä  veue.»*}  Diese  veue  ward  nun  in  folgender 
Weise  abgehalten.  Am  angesetzten  Tage  erschienen  beide  Parteien 
bei  dem  bezeichneten  Grundstück;  zugleich  erschien  ein  Abgeord- 
neter des  Gerichts,  vor  dem  sie  standen,  entweder  ein  homme  oder 
ein  serjant  seremenle;  war  der  Streit  zweifelhaft  in  Beziehung  auf 
die  Compelenz  zweier  Gerichte,  so  waren  von  beiden  Gerichten 


«)  Besonder»  a.  10.  «Et  quant  auenna  monetre  nne  partie  dace  qttil  Armande 

en  pletv  etc. 
3)  Etabl.  I.  50. 
»)  Ib.  B.  a.  ». 
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Abgeordnete  dabei.1)  Diese  Vertreter  des  Gerichts  haben  aber  kei- 
nen selbstständigen  Act  vorzunehmen  wie  bei  heutigem  Augen- 
schein, sondern  sie  sind  blos  da,  um  vor  Gericht  Record  abzustatten 
über  die  gehaltene  vue ; 3)  sie  sind  nur  gerichtliche  Zeugen,  (per- 
sone  creavle.)  Wenn  die  Beiheiligten  versammelt  sind  und  das 
Grundstück  antreten,  so  soll  c'il  qui  demande  doil  raontrer  a  veue 
des  deus  Justices  ce  qn'il  demande  a  l'autre.3)  Fehlt  derjenige, 
der  die  vue  ablegen  soll,  so  wird  ein  neuer  Termin  anberaumt4) 
oder  nur  «se  parlio  le  requiert.»  Fehlt  der  Andere,  so  gilt  die  vue 
Tür  geschehen,  wenn  der  erste  bereit  war  sie  souflicamment  abzu- 
legen. s)  Auch  hier  gelten  essoines.  Was  einmal  gezeigt  war 
amoustre»,  das  galt  als  Streitobjecl;  doch  sind  die  Ansichten  Beau- 
manoirs  hier  offenbar  von  römischem  Hecht  schon  durchdrungen, 
so  dass  man  das  frühere  nur  zur  Hälfte  wieder  findet  in  seinen 
Ausdrücken.9)  übrigens  haben  auch  die  Zeugen  das  Recht,  wenn 
sie  etwas  beschwören  sollen,  ein  Jour  de  vue  zu  fordern,7)  eben 
so  die  Stellvertreter  der  Partei  im  Zweikampf  «Ii  Champion»*)  und 
diejenigen,  welche  ein  requenoissant  ausstellten,  wovon  sogleich. 

Ein  solcher  Jour  de  veue  war,  wie  bemerkt,  nur  für  Immobi- 
bilien  zulässig;  bei  Mobilien  nur  dann,  wenn  die  Forderung  auf 
die  ersteren  eine  Forderung  auf  die  zweiten  enthielt.')  —  Bei  letz- 
tereu  galt  sonst  dio  monsträe  en  court.  Es  ist  nicht  recht  klar  zu 
ersehen,  wie  diese  letztern  sich  verhallen  bat,  da  nur  die  Etabl. 
(I.  119)  davon  auf  sehr  ungenaue  Weisereden;  wahrscheinlich  fiel 
dieselbe  nur  vor,  wenn  man  Scfiuld  en  bewies  bei  der  Schuld- 
arkunde und  wenn  man  Schadensersatz  forderte  bei  Aufzeigung 
des  schadenden  Objects. ,0) 


1)  a  eil  record  soufust  uoe  seule  persone  creavle  et  envoie  par  le  cort,  ou 
uns  serjant  serementes.  B.  a.  6.  Die  Etabl.  II.  sagen  ganz  allgemein 
«i  doit  eslrc  la  justice  du  Roi  et  ceUe  du  Baron.» 

2)  B.  a.  6.  «si  que  ce  debas  est  de  le  roue,  ele  »era  recordee  par  celui  qui 
y  sera  envoies.» 

3)  El-  U. 

4)  B.  a.  6.  u.  8.  a.  6. 

»)  Nicht  blos  der  Partheien,  sondern  auch  der  gerichtlich  Abgeordneten;  selbst 

Schneefall  und  starker  Regen.  B.  a.  8. 
•)  B.  a.  10.    Wer  zu  viel  zeigt,  kann  das  Hehr  «fere  oster»;  —  aber  wer 

weniger  zeigt,  kann  nur  to  «tei  gewinnen,  als  er  gezeigt  hat. 
")  B.  a.  11.. 
*)  Et.  de  Norm.  p.  31. 
')  B.  a.  3.  u.  3. 

»«)  BtabL  II.  «Se  aueuns  se  plaiut  de  autres,  qu'H  Ii  doie  deniers,  on  que  il 
Ii  ait  fait  dommage  d'aucune  chose  qui  appartient  mdubles»  etc.  —  über 
die  monstr*  beim  Garant  s.  unten. 
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b.  Joht  da  cont^il. 

Wenn  der  Jour  de  vue  mit  der  Unbestimmtheit  der  Besitzes- 
grenzen zunächst  zusammenhängt,  so  scheint  der  Jour  de  couseil 
oder  jour  d'aviseraent  aus  der  Unbestimmtheit  der  semonse  simple 
hervorgegangen  zu  sein.  Bei  der  semonse  simple  erfuhr  der  Be- 
klagte erst  im  Gericht,  um  was  es  sieb  eigentlich  fiir  ihn  handle  und 
es  war  daher  natürlich  ihm  auf  Verlangen  eine  Frist  gestatten  zur 
Erklärung,  ob  er  überhaupt  sich  für  legitimirt  halte  und  wie  er 
sich  vertheidigen  wolle.  Diese  Frist  ist  der  Jour  de  conseil.  Diess 
trat  nun  hauptsächlich  ein,  wo  es  sich  um  Ansprüche  und  Ver- 
pflichtungen aus  Erbschaften  handelte.  Es  ist  möglich,  dass  gleich 
Anfangs  die  jours  de  conseil  auf  diese  Fälle  beschränkt  worden 
sind;  gewiss  ist  es,  dass  sie  im  13.  Jahrhundert  nur  hierbei  vor- 
kommen. Die  Etabl.  reden  gar  nicht  von  demselben;  ebenso  wenig 
die  Etabl.  de  Normandie.  Es  folgt  daraus  nicht  nothwendig,  dass 
sie  im  Gebiet  dieser  Rechte  nicht  bekannt  gewesen  wären,  um  so 
weniger,  da  Beaumanoir  sowohl  wie  Fonlaines  sie  ausdrücklich 
auffuhren.  Nach  ihnen  ist  ein  Jour  de  conseil  gefordert  worden, 
wenn  Ansprüche  auf  eine  Erbschaft  gemacht  sind , »)  und  zweitens, 
wenn  der  Erbe  wegen  Schulden  seines  Erblassers  in  Anspruch  ge- 
nommen wird. 2)  Als  Ausdehnung  dieses  Princips  gilt  der  Grund- 
satz (bei  Beaum.  ch.  Vf.  a.  22.)  dass  man  jour  de  conseil  haben 
soll  hei  allen  Forderungen  «qui  toitquent  a  autrui  fet,  s'on  ne  met 
sus  que  je  Iis  fere  le  fet.»  Die  Schuldforderungen  im  Allgemeinen 
begründen  aber  kein  Jour  de  Conseil.  Aus  dem  Wesen  des  Erb- 
rechts der  Vilains  ergibt  sich,  dass  dieselben  von  der  obigen  Be- 
stimmung ausgenommen  sind;  sie  erbten  nicht  wie  der  Freie  und 
hatten  daher  auch  jenen  Jour  de  conseil  nicht.3) 

Wichtiger  war  der  folgende  Legitimationsact. 

c.  Jour  de  garant. 

Der  Jour  de  garant  kommt  wesentlich  nur  bei  Mobilien  vor, 
obwohl  die  Stelleo  ganz  allgemein  sprechen.  Das  Eigenthümliche 
desselben  besteht  darin,  dass  bei  einer  Vindicalion  der  Beklagte 
statt  der  Einreden  einfach  den  Auetor  nennen  und  diesen  an  seiner 


')  Besam,  ch.  X.  a.  15.  Foutaines  cb.  XIII.  a.  1.  —  Die  Worte  bei  B. 
sind  «Son  demande  treflons  d'eritage,  jours  de  conseil  y  apartient.»  Beug- 
not sagt  in  der  Note  1  dazu  nichts  als  «Celle  phrase  tnanque  dans  B.» 
(M.  S.)  ohne  zu  sehen,  dass  man  damit  nun  nicht  weiss,  oh  der  ganze 
Satz  von  «Ton»  —  oder  nur  der  Schlusssatz  von  «jours»  im  Ms.  fehlt. 

3)  B.  11.  —  Font  11.  a.  3.  u.  6. 

*)  Font.  11.  a.  *. 
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statt  vor  Gericht  stellen  konnte.  Wollte  er  das,  so  musste  er  vom 
Gericht  «deniander  jor  avenant»  um  denselben  211  stellen;  der  Aue- 
tor biess  garant  und  das  betreffende  Verfahren  hiess  zusammen- 
gefaßt jour  de  garant.  Das  Gericht  setzte  den  Beklagten  zur  Ver- 
führung des  garant  eine  Frist,  «selouc  ce  que  Ii  garans  —  est  loins 
ou  pres.»1)  Dem  Garant  galten  keine  contremans,  wohl  aber  es- 
soines.  Ist  der  Termin,  den  der  Beklagte  stellt,  lang,  so  fordert 
das  Gericht  nom  et  sermon  des  Gerant  und  gibt  die  Frist  nur, 
wenn  der  Beklagte  die  Sache  selbst  wahrscheinlich  macht;  höch- 
stens auf  Jahr  und  Tag.2)  Stellt  sich  dann  der  Garant,  so  muss  er 
zuerst  fordern,  dass  ihm  die  Sache  vor  Gericht  gezeigt  werde;3) 
unterbleibt  dieses,  so  gilt  die  garantie  überhaupt  nicht.  •*)  Jeder  ist 
verpflichtet,  auch  vor  anderem  Gericht  als  Garant  der  verkauften 
Sachen  aufzutreten.*)  Garantirt  der  Cilirte,  so  soll  der  Beklagte 
aestre  quittes  du  plet»,  und  «avoir  son  argent  du  garanlisseur.»*) 
Alsdann  treten  sich  Klüger  und  Garant  entgegen  und  es  beginnt 
zwischen  beiden  ein  förmliches  Beweisverfahren ,  das  gewöhnlich 
durch  Zweikampf  endete.7)  Will  der  angegebene  Garant  nicht  sich 
als  solchen  stellen,  so  soll  man,  nach  den  Etabl.  de  Norm.  p.  10 
«ei»  querre  sans  delai,  se  il  Ii  a  failli  a  droit  ou  a  tort.»  Beaura. 
fügt  bestimmter  hinzu,  dass  gegen  den  angeführten  Garant  der  Be- 
weis seiner  Ritterschaft  nur  durch  Zeugen  geführt  werden  könne 
und  dass  Beweis  des  Beklagten  durch  Zweikampf  aus  dem  natür- 
lichen Grunde  ausgeschlossen  sei,  weil  sonst  jeder  Dieb  «raaint 
prod  orame»  zwingen  würde,  mit  ihm  um  die  Garantie  zu  kämpfen.») 
Hier  ist  einer  von  den  Punkten,  wo  die  untersuchende  Thätigkeit 
des  Gerichts  nolhwendig  anknüpfeo  musste,  so  wie  sich  der  Ver- 
kehr vermehrte ;  das  obige  en  querre  deutet  schon  auf  die  enquetes ; 
den  Anfang  zeigt  schon  der  Satz  in  den  Etabl.  d.  St.  L.,  dass 
während  des  Streites  über  die  Garantie  das  Gericht  die  bestrittene 
Sache  in  sein  Gewahrsam  nimmt.9)  Nach  den  Et.  de  St.  L.  a.  a.  0. 

i)  Beaum.  ch.  XXXIV.  a.  64. 
3)  B.  U.  a.  05. 

»)  Etabl.  de  St.  L.  I.  ch.  9t.  —  Etabl.  de  Norm.  p.  70. 

«)  Et.  de  8t.  L.  II.  -  «*e  il  ne  ta  demande  a  veoir,  aneoit  la  garantiise, 

et  ne  vaut  rieiit.» 
»)  B.  11.  a.  46. 

•)  Etabl.  de  St.  L.  II.  —  Auf  diese  Weite  hat  steh  War  der  Sats  eiofestaltet, 

Hand  muss  Hand  wahren.  —  VfL  Et.  II.  17. 
")  Etabl.  d.  SL  L.  11. 
>)  B.  ch.  XXXIV.  a.  44. 

»)  Etabl.  11.  Die  Et.  de  Norm.  p.  70  sagen  ladest,  dass  der  Beklaffte  die 
Sache  erst  aus  dem  Besitz  verliert,  wenn  der  Garant  die  Garantie  nicht 
annimmt  (s'ü  faJUe)  ohne  su  bestimmen,  ob  du  Gericht  den  BesiU  nimmt. 
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war  es  nun  erlaubt  von  Garant  zu  Garant  hinaufzusteigen  cjosqu'a 
sepl»  —  die  Et.  de  Norm,  dagegen  bestimmen,  dass  man  nicbt 
über  den  vierten  Grad  geben  dürfe.1)  Beaum.  fordert  noch,  dass 
der  garant,  um  den  Beklagten  frei  zu  machen,  asoit  soufisans  et 
bien  justichavles ,  ou  qu'il  fait  bonne  seurte  d'estre  a  droit.»  *) 
Will  der  Garant  nicht  kommen,  so  soll  er  gezwungen  werden  par 
son  segnen r;  kommt  er  doch  nicht,  trigt  er  allen  Schaden  des  Be- 
klagten.3) —  Auf  diesen  Grundsätzen  ruht  das  V erfahren  der  fol- 
genden Epoche  in  Beziehung  auf  die  Autoris  nomioatio;  sie  war 
besonders  wichtig  bei  Diebstahl  stallen,  wo  man  die  Anklage  durch 
die  Behauptung  zurückzuweisen  suchte,  dass  man  die  Sache  ge- 
kauft habe.  Wir  werden  ihrer  daher  noch  einmal  erwähnen  müssen. 

Noch  bleibt  eine  Art  der  Legitimation ,  die  sich  auf  die  Zur 
ständigkeit  des  Gerichts  bezog. 

d.    Aveu,  dtiaveu  und  Jowr  d'aveu  oder  desaveu. 

Um  die  Bedeutung  dieser  Form  der  Legitimation  sich  klar  zu 
machen,  niuss  man  einen  Blick  auf  die  Darstellung  des  Lehnwesens 
überhaupt  zurückwerfen.  Hier  nümlich  sahen  wir  die  Lehnshörig- 
keit und  die  Lehnspflicht  in  allen  Formen  über  das  ganze  Land 
ausgebreitet  und  in  den  verschiedensten  Gebieten  des  Hechts  und 
des  Besitzes  auftreten.  In  dieser  Verwirrung  der  Susseren  Ver- 
hältnisse erhielt  sich  dennoch  entschieden  der  Satz,  dass  die  Zu- 
ständigkeit des  Gerichts  durchaus  nur  bedingt  sei  durch  die  wirk- 
liche Lehnsabhängigkeit  oder  Hörigkeit  und  dass  mithin  diese  über 
jene  allein  entscheiden  könne.  Dabei  war  es  dann  fast  unvermeid- 
lich, dass  nicht  Ungewissheit  Uber  den  Lehnsverband  oder  die  Hörig- 
keit in  vielen  Fällen  eintreten  musste;  gewiss  ward  sie  auch,  wo 
sie  nicht  vorhanden  war,  oft  als  Vorwand  benutzt,  oft  mit  Gewalt 
durchgesetzt,  oft  geradezu  vergessen;  am  häufigsten  bei  unbedeu- 
tenden Lehen.  Grade  bei  diesen  kam  eine  solche  Ungewissheit 
nun  zumeist  in  dem  Falle  zur  Sprache,  wenn  über  das  Lehen  ein 
Streit  anhängig  ward;  denn  jeder,  der  Lehnsherr  zu  sein  glaubte, 
durfte  nicht  zugeben,  dass  der  Besitzer  vor  einem  anderen  Gericht 
zu  Recht  stand,  wenn  er  nicht  eben  dadurch  seinen  Anspruch  ver- 
lieren wollte.    Hier  gab  es  für  den,  der  sich  ftir  berechtigt  hielt, 


1)  Et.  de  Norm.  11.  —  <«niar  ouiro  le  quart  na  puel  Ten  nomouer  garant.» 
Ob  hier  die  canonischen  Grade  eingewirkt  haben? 

2)  Beaum.  II.  a.  45. 

*)  B.  ib.  a.  46.  —  Zu  bemerken  ist  schliesslich,  dass  bei  Marktkaufen  zu 
Ostern  als  besonderet  Privilegium  in  Orleanois  der  Kaufmann  frei  davon 
war  seinen  Gamal  zu.  verfolgen.  EU  d.  St.  L.  11. 17. 
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nur  ein  Mittel,  dessen  wir  schon  früher  erwäknt  haben;  er  musste 
Beschlag  auf  das  betreffende  Lehn  legen  —  prendre  le  fief  en  sa 
nain.  Thal  er  das,  so  musste  der  Besitzer,  hei  Verlust  des  Lehes, 
sieh  seinem  Gericht  stellen;  war  er  aber  nickt  belehnt  oder  glaubte 
er  es  nicht  au  sein,  so  musste  er  eine  Erklärung  geben,  dass  er 
den  Betreffenden  nicht  als  seinen  seigneur  anerkenne ,  sondern  einen 
anderen.  Diese  Erklärung  ist  es,  welche  atsu  heisst,  insofern  sie 
einen  bestimmten  Lehnsherrn  anerkannt,  desa veu  insofern  sie  eiuen 
anderen  nicht  anerkannt.  Das  Verfahren  ist  daher  nichts  anderes, 
als  die  Erledigung  der  Frage  nach  der  legitimutio  ad  causam  activa 
et  passiva,  die  durch  die  Verhältnisse  der  Lehnsgerichtsbarkeit 
identisch  wird  mit  der  Competenxfrage. 

über  dieses  Verbältniss  ist  nun  eine  ganze  Jurisprudenz  ent- 
standen, so  weit  von  einer  solchen  in  dieser  Zeit  die  Rede  sein 
kann.  Man  findet  sie  in  allem  Wesentlichen  vollständig  bei  Beau- 
nianoir  ch.  XLV.  Er  zählt  vier  Arten  des  desaveu  auf,  deren  Be- 
deutung schwerlich  genauerer  Darstellung  bedarf  (a.  3.  ff.)  Die 
erste  ist  die  einfache  Behauptung ,  dass  man  das  betreffende  Gut 
nicht  zu  Lehn  trage  von  dem  Fordernden.  Die  zweite  ist  die ,  dass 
man  überhaupt  nichts  zu  Lehn  trage  und  zugleich  den  wirklichen 
Lehnsherrn  zur  Vertretung  auffordert,  was  eigentlich  von  der  ersten 
nicht  verschieden  ist.  Die  dritte  ist  das  Aufgeben  des  Lebns  an 
den  Lehnsherrn  und  die  Befreiung  mithin  von  jeder  darauf  begrün- 
deten Pflicht.  Die  vierte  ist  die  Erklärung  eines  hons  de  cors, 
dass  er  entweder  a frans»  sei  uder  der  homme  de  corps  eines  an- 
deren Seigneur.  —  Gegen  den  ersten  und  den  letzten  Fall  ist  eigent- 
lich nur  ein  Verfahren  möglich.  Beaum.  beschreibt  dasselbe  mit 
grosser  Breite,  weit  kürzer  sind  die  Elabl.  d.  St.  L.  IL  20.  (und 
die  Wiederholung  dieses  Kap.  1.  ch.  52.)  Wichtig  ist  dasselbe 
durch  sein  Verhältniss  zum  Lehnsrecht  noch  mehr  als  durch  seine 
processuale  Stellung,  wesshalb  wir  genauer  darauf  eingehen.  Die 
Grundsätze  darüber  sind  im  Wesentlichen  folgende. 

Zuerst  gilt  ein  einseitiges  desaveu  überhaupt  nicht;  B.  sagt  so- 
gar ali  desaveu  n'est  fe$  devant  qu'il  a  nomme  de  qui  il  tienl.» 
(a,  3.)  Ein  solchen  desaveu  mit  aveu  von  einem  anderen  Herrn 
wird  abgelegt  vor  dem  avouirteu  Herrn;  und  von  dem  Augenblick 
an,  wo  dieser  geschehen  ist,  hat  zunächst  der  desavnuirte  Herr 
kein  Recht  das  Lehngut  in  Händen  zu  behalten.  Der  Streit  wird 
dann  geführt  vor  dem  Gericht  des  avoutrten  Seigneur«.  Hier  tritt 
der  Beweis  der  Lehnpflicht  gerade  in  der  Weise  ein  wie  ein  Be- 
weis überhaupt,  mit  gages  de  bataille;  B.  stellt  freilich  schon  den 
Zeugenbeweis  daneben,  (a.  &.)■  In  Beziehung  auf  diesen  Process 
geken  daher  alle  Regeln  des  Lehnprocesses  überhaupt.  Verliert 
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der  desavouirende,  so  fällt  sein  Lehn  dem  Herrn  anheim.  —  Auch 
bei  dem  Desaveu  des  sei  f  gilt  der  Satz,  dass  derselbe  verfolgt  wer- 
den soll  vor  dem  Gericht  dessen,  au  quel  il  se  connoist  hons  de 
cors  (a.  12.)  oder,  wenn  er  sich  für  einen  frans  home  erklärt,  vor 
demjenigen,  unter  welchem  er  couquant  und  levant  ist.  (ib.)  Der 
Beweis  ist  im  letzteren  Fall  etwas  eigentümlich  und  mag  daher 
schon  hier  seine  Stelle  finden.  Gegen  das  desaveu  des  serf  galt 
nämlich  zunächst  kein  anderer  Beweis  als  der  par  s'ourine  (origine) 
jedoch  ist  dieser  Beweis  durch  den  seigneur  nur  dann  zulässig, 
wenn  derselbe  die  «Servitute»  des  nomine  beweisst  «par  son  lig- 
nage  meismes.»  Will  aber  der  Herr  einen  Beweis  führen  durch 
andre  Zeugen  als  durch  die  aus  der  lignage  des  homme  de  corps, 
so  kann  der  letztere  entweder  diese  Zeugen  angreifen  —  was  er 
nicht  darf  gegen  die  Zeugen  der  lignage  —  oder  er  hat  das  Recht 
«par  voie  de  gages»  den  Gegenbeweis  zu  führen.  (B.  ib.)  über 
diesen  Process  sprechen  die  Etabl.  de  St.  L.  II.  31.  gleichfalls  ge- 
nau; zu  bemerken  ist  für  unsern  Zweck,  dass  dem  Beklagten  ein 
«jour  de  conseil»  zugestanden  werden  muss,  wovon  B.  nicht  spricht. 
Bei  dem  letzteren  knüpft  sich  an  dieses  desaveu  des  serfeine  lange 
und  höchst  lehrreiche  Untersuchung  Ober  die  Verhältnisse  und  Ent- 
stehung der  verschiedenen  Classen,  die  wohl  das  beste  ist,  was 
viele  Jahrhunderte  lang  über  diese  Frage  gesagt  und  gedacht  wurde. 

Wo  nun  kein  solches  Legitimationsverfahren  überhaupt  ein- 
trat oder  wo  dasselbe  beendet  war,  folgte  das  Beweisverfahren 
im  engeren  Sinne. 

//.   Das  eigentliche  Beweisverfahren. 

Das  eigentliche  Beweisverfahren  theilt  sich  wieder  in  zwei  Ab- 
schnitte, die  wie  es  aus  der  Natur  derselben  sich  ergeben  wird, 
nur  eventuell,  wenn  auch  gewöhnlich,  zusammen  vorkommen. 

a.    Die  Streiteinlattung. ' 

Es  ist  zwar  anzunehmen,  dass  die  Streiteinlassung  als  ein  selbst' 
ständiger  Act  im  Process  erst  durch  die  Bekanntschaft  mit  dem 
römisch-canonischen  Process  den  Aufzeichnern  der  Landrechte  zum 
Bewusstsein  gekommen  ist;  indessen  ist  dieselbe  nicht  blos  durch 
das  Wesen  alles  Verfahrens,  sondern  auch  durch  den  Beweis  der 
Bataille  so  nothwendig,  dass  sie  sich  gewiss  schon  sehr  früh  als 
ein  besonders  beachtenswerther  Moment  im  Processe  hingestellt  hat. 
Die  Streiteinlassung  scheint  nun  sehr  einfach  in  jener  Zeit  gewe- 
sen zu  sein,  wie  man  das  theils  aus  dem  Klag-  und  Antwortformale 
in  den  Et.  de  St.  L.  und  Beaura.,  theils  aus  dem  Gegensatz  zum 
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Verfahren  bei  geistlichen  Gerichten  ersieht.  Am  deutlichsten  ist  die 
Andeutung,  die  Fontaines  beiläufig  in  der  Behandlung  des  Verfah- 
rens im  ch.  XXIII.  a.  4.  über  dieses  Verhältniss  fallen  lässt:  Nous 
ne  requerons  raie  (jaraais)  ne  ne  faisons  si  grans  soustieules 
(subtilites)  en  nos  demandes  faire,  come  funl  Ii  clerc.p  Vergleiche 
dazu  Beaum.  im  a.  1.  des  ch.  VI.  über  die  demandes.  —  Der 
Kläger  erklärte  dem  Gericht  nichts  weiter  als:  oje  demande  ä  F. 
qui  la  est,  tex  meubles  et  tex  catix»  (Fahrniss) ;  dann  nannte  er  die 
Gegenstände  und  der  ganz  allgemeine  Zusatz  war,  dass  er  sich 
zum  Beweise  erbot,  wenn  der  Gegner  läugnen  toürde.*)  Da  erst  durch 
diese  Klage  derselbe  erfuhr,  was  eigentlich  zuzugeben  und  zu  läug- 
nen sei,  so  ward  es  gewiss  schon  frühe  nothwendig,  dieselbe  so 
genau  als  möglich  zu  forroiiliren;  denn  das  Gericht  hatte  kein  Recht 
auf  mehr  zu  erkennen  oder  zu  uniersuchen,  als  gefordert  ward. 
Daher  sind  denn  die  Et.  de  St.  L.  und  Beaum.  voll  von  Klagfor- 
meln und  die  folgenden  processualen  Arbeiten  haben  in  der  gan- 
zen zweiten  Epoche  diese  Formulirung  in  gleicher  Weise  für  eine 
Hauptaufgabe  angesehen.  —  Wenn  somit  die  Klage  erhoben  war 
und  nicht  ein  Theil  des  Legitimationsverfahrens  eintrat,  musste  der 
Beklagte  auf  der  Stelle  antworten.  Seine  Antwort  war  eben  so 
einfach;  ein  Läugnen  der  Forderung  und  der  Berechtigung  des  Klä- 
gers. Die  ganze  Lehre  von  den  Einreden  kommt  hier  nicht  vor; 
ihre  Stelle  vertreten  die  einzelnen  Theile  der  Legitimation.  Halte 
der  Beklagte  geantwortet,  so  war  der  Streit  begonnen.  «Plais  est 
entaraes,  sagt  Font.  ch.  XXV.,  quant  claims  et  respons  est  fais  par 
devant  le  Justice  de  la  querele  principal.»  In  dem  Beispiel  eines 
Processes  vor  der  Cour  des  Grafen  Odo  (von  Chartres)  heisst  diese 
Streiteinlassung  aafjfirmatio»,  und  der  Graf  befiehlt  darauf  (judica- 
vit)  es  solle  ein  Zweikampf  stattfinden  (campum  fieri.)  Guirard 
Cart.  d.  St.  Pierre  de  Ch.  c.  XXXIII.  p.  160.  —  Es  ist  nun  wohl 
möglich,  dass  in  einzelnen  Fällen  nach  erhobener  Klage  und  gege- 
bener Antwort  noch  über  die  betreuenden  Ansprüche  hin  und  her 
geredet  worden  sein  mag,  besonders  seil  der  Zeit,  wo  sich  die  Clercs  in 
die  weltlichen  Gerichte  drängten.  War  kein  Streit  über  Thatsachen, 
sondern  blos  über  die  Ansichten  der  Parteien,  so  fiel  natürlich  der 
Beweis  weg.  Alsdann  fragt  der  Richter  dieselben,  «s'elles  veulent 
droit  avoir  selouc  leur  parolles»;  —  wollen  sie  dann  nicht  den 
Spruch  empfangen,  so  verfallen  sie  in  defaute;3)  ihre  Erklärung, 


i)  Vergl.  das  ganze  ch.  VI.  Des  Demandes  bei  Beaum.  In  den  Etabi.  kom- 
men die  bezüglichen  Stellen  so  häufig  vor,  dass  wir  hier  ganz  im  Allge- 
meinen auf  sie  verweisen  können. 

>)  Font.  ch.  XXI.  a.  60.  B.  LXVII.  a.  15. 

Warnkftnig  o.  Stein,  frans.  Staats-  und  Recatsgesch.  Bd.  HI.  15 
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das  Urtheil  annehmen  zu  wollen,  heisst  «couquer  (coucher)  en 
jtigement.e ')  Wir  können  sie  kurz  die  Einlassung  zum  Urtheil  nennen. 
Waren  aber  Thatsachen  streitig,  so  mussle  Beweis  eintreten.  Das 
Gericht  hatte  in  diesem  Falle  zunächst  nichts  weiter  zu  thun,  als 
die  Streiteinlassung  entgegen  zu  nehmen  und  das  Weitere  zu  er- 
warten. — 

6.   Der  Beteeis  und  die  Gage*  dt  Bataille. 

(Beauon.  cb.  LXI.  o.  ob.  LX1I.  des  Presenlations  Fontainet  ch.  XXII.  —  Btabl. 

de  St.  L.  I.  27.  40.  61.  82.  2i.  107.; 

Wir  haben  schon  früher  die  historische  Bedeutung  des  Zwei- 
kampfs angedeutet  und  wie  sich  derselbe  nothwendig  aus  dem  Prin- 
eip  des  freien  Volksgerichts  entwickelt  hat.  Es  bleibt  uns  daher 
nur  übrig  seine  Form  jetzt  zu  beschreiben. 

Wenn  Behauptung  und  Gegenbehauptung  feststanden,  war  der 
Punkt  gekommen,  wo  die  Parteien  sich  ganz  selbstständig  über- 
lassen waren ,  um  den  Beweis  zu  führen.  Zeugen  galten  nicht  und 
alle  Art  Schwüre  als  Beweismittel  waren  ausdrücklich  ausgeschlos- 
sen.3) Der  Zweikampf  war  daher  unmittelbar  mit  dem  Widerspruch 
der  Behauptungen  bedingt.  Allerdings  gab  es  eine  Reihe  von  Fäl- 
len, in  welchen  der  Zweikampf  ausgeschlossen  war  und  diese  waren 
seit  dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  im  beständigen  Zunehmen 
begriffen,  worüber  wir  unten  das  Nähere  anfuhren  werden.  Allein 
es  ruusste  selbst  in  solchem  Falle  von  dem  Beklagten  das  Erbieten 
zur  Bataille  stets  hinzugefügt  werden,  selbst  um  die  Richtigkeit 
jener  Einwände  zu  beweisen.3) 

Wenn  daher  die  Klage  erhoben  ward,  hatte  der  Kläger  unmit- 
telbar zu  derselben  den  Zusatz  hinzuzufügen  os'il  le  nie,  je  le  voil 
prover  de  mon  cors  contre  le  sien.»*)  Dieser  Zusatz  war  die  Auffor- 
derung an  den  Beklagten,  um  entweder  die  Tbatsache  zu  gestehen 
oder  seine  Gegenbehauptung  mit  dem  Erbieten  zum  Zweikampf  zu 
bekräftigen.  Jene  Aufforderung  hiess  uapelo,  mochte  sie  vorkommen 
gegen  wen  und  wann  sie  wollte;  die  Appellation  selber  muss  da- 


t)  Beaum.  Uli.  «.11  und  öfter. 

*)  Beaum.  cb.  VI.  a.  31.  —  Les  seremenz  entendous  noz  et  cours  ou  on 
veut  pledier  selonc  l'establissement  le  Roy ;  car  selonc  l'anchieune  coustume 
ne  quorent  (courent)  Ü  pas.  (s.  unten.) 

*)  B.  cb.  LXI.  a.  5. 

4)  B.  11.  a.  3.  —  Da  die  im  Eingang  eiürten  Stellen  alles  Wesentliche  ent- 
halten, so  wird  es  wohl  überflüssig  sein,  untre  einzelnen  Sitze  jedesmal 
mit  den  betreffenden  Noten  zu  belegen.  Wir  verweisen  daher  auf  die  be- 
zeichneten Abschnitte  in  den  Quellen  im  Allgemeinen. 
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her  mit  dem  apel  nicht  verwechselt  werden ,  da  der  apel  nur  eine 
Form  der  ältesten  Appellation  (Scheltung)  war.  War  apel  gegeben 
so  durfte  der  Beklagte  nicht  eher  das  Gericht  verlassen,  bevor  er 
sich  darüber  erklärt  halte  «respondu  ä  l'apel.»    Nahm  er  den 
Zweikampf  nicht  an ,  so  galt  die  Sache  als  bewiesen  und  das  ür- 
theil  erfolgte.    Nahm  er  ihn  an,  so  gaben  «apeleuro  und  «apeles» 
ihre  gages  dem  Richter.    Da  der  Zweikampf  das  einzige  Beweis- 
mittel überhaupt  war,  so  ward  er  eingegangen  nicht  blos  für  alle 
Klagen,   die   civilen  sowohl  wie  die   peinlichen   (die  causes  ci- 
teaines,  wie  sie  in  den  Etabl.  de  Norm.  p.  30  heissen)  sondern 
auch  gegen  die  Zeugen  der  anderen  Partei  und  gegen  die  eignen 
Richter,  wenn  ein  Urtheil  von  der  Partei  gescholten  —  [ausser  — 
ward,  endlich  sogar  über  die  Einreden,  die  bares,  als  man  begann, 
diese  selbstständig  zuzulassen  und  wer  hier  den  Zweikampf  gewann, 
gewann  nur  die  Einrede  oder  ihre  Unzulässigkeit.    (B.  LXI.  17.) 
Waren  die  Gages  de  balaille  angenommen ,  so  blieb  alles  Streitige 
in  dem  Zustand  zur  Zeit  der  erhobenen  Klage.    Desshalb  aber 
musste  jeder,   der  zum   Zweikampf  aufforderte,  bonne  seurete 
geben,  dass  er  ihn  wirklich  eingehen  werde  (des  gages  maintenir. 
B.  LXI.  56.)    Princip  war  nun  allerdings,  dass  jede  Partei  den 
Zweikampf  persönlich  auszukämpfen  hatte;  die  Notwendigkeit  des- 
selben folgt  von  selbst.    Indessen  gab  es  doch  Fälle,  in  denen 
man  einen  Stellvertreter,  Champion ,  stellen  konnte ,  der  dann  der 
avoui  der  Partei  hiess.    Auch  diese  Fälle  nennt  B.  (II.  a.  6.)  Essoi- 
nes  ;  er  hat  ihrer  fünf:  Mangel  eines  Gliedes ,  Alter  von  sechzig 
Jahren,  fallende  Sucht,  lange  und  dauernde  Krankheit,  weibliches 
Geschlecht.    Wer  aber  in  seinem  apel  nicht  sogleich  die  Essoines 
und  die  Absicht  angibt,  comme  c'il  qui  ait  ensoioe,  verliert  das 
Recht,  den  avoue  zu  stellen.1)   Ist  die  Gage  angenommen,  so  wird 
der  Tag  bestimmt.  Wer  dann  nicht  kommt,  gilt  für  besiegt.  Contre- 
roandirt  er,  so  niuss  er  dennoch  Busse  zahlen  an  das  Gericht.2) 
Wenn  der  Zweikampf  bestimmt  ist,  so  kann  nur  der  segneur  sou- 
verain  denselben  wieder  zurückgehen  lassen,  nicht  der  homme. 
Der  Zweikampf  selber  und  seine  Form  bilden  nun  einen  höchst 
wichtigen  Punkt  im  Process  des  Lehnwesens,  da  sein  Resultat  nicht 
blos  die  streitige  Sache,  sondern  auch  die  Ehre  ,  das  Leben  und 
das  Vermögen  der  Parteien  überhaupt  anging.    Die  Folgen  und 


«)  Nach  der  Cout.  von  Clermont  jedoch  hatte  jeder  bei  Streit  Uber  muebles 
ou  catix  das  Recht,  auch  ohne  Essoines  einen  avoue  zu  stellen,  wenn  er 
wollte.   B.  LXI.  a.  14. 

*)  Nach  B.  II.  a.  12.  Diese  Bestimmung  ist  wahrscheinlich  local ,  da  die  än- 
deret» Quellen  nicht  davon  reden. 

15* 
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Form  eines  Zweikampfs  für  den  Unterliegeoden  beruhen  aber  nicht 
auf  der  Natur  des  Zweikampfs  allein,  sondern  sie  sind  vielmehr 
Consequenzen  des  Beweisprincips  dieser  Zeit  überhaupt.  Indem 
nämlich  der  Beweis  ganz  und  gar  eine  Sache  der  Beteiligten,  eine 
Bewahrheitung  ihrer  Behauptung  war,  ward  nothwendig  voraus 
gesetzt,  dass  sie  die  Wahrheit  persönlich  tcissen  mussten,  wenn  sie 
sie  vertreten  wollten.  Jeder  musste  desshalb  den  anderen  nicht  der 
factisckm ,  sondern  der  persönlichen  Unwahrheit  heztichtigen ;  er 
musste  ihn  der  Lüge  schelten.  Das  ist  der  Grund,  weshalb  in  der 
Eidesformel,  die  man  die  Einlassung  zum  Zweikampf  nennen  kann, 
als  ein  wesentlicher  Inhalt  der  Satz  aufgenommen  ward ,  dass  der 
Gegner  «in  seinen  Hals  lüge»;  es  ist  derselbe  nicht  zufällig  ent- 
standen, sondern  er  war  in  der  Thal  die  einzig  mögliche  Form  jener 
Idee  von  der  Wahrheil  processualer  Behauptungen  eine  —  um 
die  uns  nahe  liegeude  Bezeichnung  zu  gebrauchen  —  negative  Litis- 
conteslation  gegenüber  zu  stellen;  aus  diesem  Grunde  ist  jener 
Satz  so  alt  wie  der  gerichtliche  Zweikampf  überhaupt  und  ist  zu- 
gleich mit  ihm  untergegangen ;  denn  er  ist  nothwendig  durch  das 
Wesen  desselben  bedingt.  —  Wer  aber  den  anderen  der  Lüge  zieh, 
der  griff  ihn  in  seiner  Ehre  an ;  es  war  ein  Bruch  des  Friedens, 
der  die  Ehre  beschützte;  und  wer  daher  unterlag,  der  hatte  durch 
seine  Behauptung  selber  ein  Verbrechen  begangen.  Das  nun  musste 
gesühnt  werden.  So  entstand  die  zweite  Folge  des  Beweises  durch 
den  Zweikampf,  die  Strafe  für  den  überwiesenen.  Diese  selbst 
hat  einen  zweifachen  Inhalt.  Der  nächste  Inhalt  ist  die  Busse,  die 
selbst  wieder  eine  zweifache  ist  —  Busse  an  die  Gemeinschaft  oder 
deren  späteren  Vertreter,  den  Herrn  .  und  an  den  einzelnen,  den 
Gegner.  Der  zweite  Inhalt  ist  aber  bedingt  durch  das  christliche 
Element  des  Schwüre,  die  Strafe  des  Meineides;  und  es  ist  leicht 
klar,  dass  dieser  letztere  nicht  der  ursprünglichen  Gestalt  des  Zwei- 
kampfes angehören  konnte.  —  Alles  das  umfasst,  bedingt  und  er- 
zeugt den  Zweikampf  als  Beweisverfahcen  und  gerade  in  der  Tota- 
lität dieser  Momente  bildet  er,  wo  er  auftritt,  ein  ganz  selbstän- 
diges System  des  Processes.  Es  versteht  sich,  dass  alles  diess 
nicht  etwa  von  dem  französischen  Process  im  Besonderen  gilt, 
Sondern  dass  der  letztere  selbst  nur  eine  Form  des  ganzen,  eigen- 
tümlich germanischen  Verfahrens  durch  Zweikampf  ist.  — •  End- 
lich ist  auch  das  klar  genug,  dass  bei  solcher  Bedeutung  des  Zwei- 
kampfs alle  Vorschriften  über  denselben  mit  der  höchsten  Sorgfalt 
bestimmt  werden  mussten.  Es  scheint  uns  als  könnten  wir  in  Be- 
ziehung auf  das  ganz  Specielle  hierbei  fuglich  auf  die  citirten 
Quellen  selber  verweisen.  Die  Grundzüge  des  Verfahrens  bei  der 
Gage  de  bataille  sind  aber  folgende. 
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Zuerst  in  Beziehung  auf  die  Personen  der  Betheiligten.  Wenn 
der  Edelmann  (gentix  hons)  den  Edelmann  fordert,  (apele)  so 
kämpfen  sie  zu  Rossf  mit  allen  Waffen.  Fordert  der  Edelmann 
den  hons  de  poeste,  so  kämpft  jener  zu  Fuss,  wie  dieser,  in  den 
Waffen  eines  champion  (a  guise  de  champion);  fordert  der  hons 
de  poeste  aber  den  gentix  hons,  so  kämpft  jener  zu  Fuss,  dieser 
zu  Ross  mit  allen  ritterlichen  Waffen.  <}  Hons  de  poeste  gegen 
hons  de  poeste  kämpft  als  champion,  das  heisst  mit  escu  et  balon, 
cum  scutis  et  baculis.  Wenn  eine  Frau  einen  champion  stellt, 
kämpft  derselbe  auf  gleiche  Weise.  —  Am  festgesetzten  Tage  er- 
scheinen beide  und  stellen  sich  dem  Herrn  gewännet  dar  als  be- 
bereil den  Zweikampf  zu  beginnen.  Dieser  Act  heisst  die  Presen- 
tation. Sie  war  von  grosser  Wichtigkeit.  Der  Herr  beeinsichligt 
zuerst  die  Waffnung.  Wer  sich  besser  waffnet  als  er  darf,  ver- 
liert nicht  blos  alle  seine  Waffen  an  den  Herrn,  sondern  er  wird 
von  den  Kampfwärtern  ganz  entkleidet  und  muss  sich  gegen  den 
andern  «en  pure  quemisen  (chemise)  schlagen.  Waffnet  sich  je- 
mand schlechter,  il  n'y  pot  plus  recrouvrer.  (B.  LXJV.)  Diese 
Presentation  geschah  nun  mit  bestimmter  Formel;  B.  unterscheidet 
eine  generelle  und  eine  specielle;  die  letztere  (a.  5.)  scheint  auf 
neuere  Zeil  hinzudeuten  durch  die  ängstliche  Genauigkeit ,  mit 
welcher  die  einzelnen  Punkte  der  Bewaffnung  herausgehoben  wer- 
den. Ist  das  geschehen,  so  soll  der  Kläger  recorder  son  apel  et 
requerre  se  bataille;  der  apeles  kann  dann  nach  Gründe  verschie- 
dene «par  quoi  Ii  gage  soienl  nul»  hat  er  keine  oder  keine  durch- 
greifende, so  beginnt  der  Schwur  beider  Theile,  der  die  eigentliche 
Einlassung  zum  Zweikampf  ist.  Zuerst  schwört  der  Kläger  auf  die 
Bibel  «que  Jehan,  qne  j'ai  apele, »  tist  le  fet,  011  otist  fere,o  dann 
muss  der  Beklagte  sagen:  «Je  vous  en  lieve  com  nie  parjure»  und 
dann  schwört  er  knieend  seinen  Gegeneid.  Nach  diesem  Schwur 
folgt  der  zweite  von  beiden  Theilen,  dass  sie  ehrliche  Waffen, 
ohne  Zauberei  führen.  Handelt  es  sich  um  eine  Todesstrafe,  so 
weiden,  wenn  die  Parteien  durch  avoue  kämpfen,  dieselben  im 
Gefängniss  gehalten,  dass  sie  die  Kämpfenden  nicht  sehen  können; 
hier  wird  ihnen  der  Strick  um  den  Hals  gelegt,  dass  man  den 
hänge,  dessen  avoue  fällt;  ist  es  eine  Frau,  wird  sie  lebendig  be- 
graben und  der  Spaten  dafür  wird  zur  Schau  gelegt  beim  Zwei- 
kampfe. (B.  a.  10.)  Nun  treten  die  Kämpfer  in  den  Kampfplatz. 
Dann  lässl  das  Gericht  dreimal  einen  Bann  ausrufen.  Den  ersten, 
ob  einer  von  dem  Geschlecht  (lignage)  zugegen  ist,  dass  er,  bei 


>)  Nach  Font.  XXI.  a.  7.  son  ein  solcher  Kampf  nur  a  pie  ot  par  champion 
gefUhrt  werden. 
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Leben  und  Gut,  sor  cors  et  sor  avoir,  davon  gehe  und  den  Platz 
verlasse  aqu'il  wide  Ie  camp  et  qu'il  s'en  voist»;  —  den  zweiten,  dass 
keiner  ein  Wort  sage  während  des  Kampfes;  —  den  dritten,  dass 
keiner  mit  Wort,  That  und  Zeichen  den  Kämpfenden  helfe.  Wer 
dagegen  verbricht  füllt  in  die  amende  a  volonte  und  in  langes  Ge- 
fdngniss;  ja  hilft  einer  so,  dass  die  Partei  siegt  durch  seine  Hülfe, 
so  geht  es  ihm  ans  Leben.  Sind  die  Banne  gerufen  und  die  lig- 
nages  avidie,  so  ruft  der  Kampfwart  den  Kämpfenden  zu,  aqu'il 
faient  ce  qu'il  doivent»  und  dann  beginnt  der  Kampf.  So  gross 
aber  war  das  Gefühl  der  Gefahr  für  die  Wahrheit  und  für  die  Per- 
sonen selber,  dass  nicht  blos  nach  jedem  einzelnen  Act  des  ganzen 
Beweisverfahrens,  sondern  auch  mitten  im  Zweikampf  das  Gericht 
ihn  unterbrechen  und  die  Parteien  zur  Beilegung,  pes,  auffordern 
konnte;  dann  musste  Lage  und  Stellung  der  Kämpfenden  genau 
beachtet  werden,  denn  man  konnte  doch  keinen  zwingen  die  pes 
einzugehen;  wollten  sie  nicht,  so  ging  der  Kampf  fort  bis  zur  Ent- 
scheidung. —  Diese  war  gegeben,  wenn  einer  der  Kämpfenden  fiel. 
Dann  traten  die  Folgen  ein,  die  Strafen  für  den  Unterliegenden. 
Sie  richten  sich  wesentlich  nach  dem  Gegenstände ,  über  welchen 
gekämpft  ward.  War  es  eine  cause  citeaine,  so  folgte  die  einfache 
Zweikampfbusse.  Im  jeden  Falle  nämlich  verfielen  Waffen  und 
Rosse  der  Kämpfenden  nach  einmal  geschehener  presenlation  dem 
Seigneur,  soit  pes  feie  ou  ne  soit  (B.  LXI.  a.  11.)  Der  Unter- 
liegende veiliert  den  ganzen  Streit  oder  die  Einrede  und  gibt  LX 
Livres  Busse  an  den  Seigneur,  in  dessen  Gerichtshof  der  Kampf 
vor  sich  geht,  wenn  der  Kämpfer  ein  Edler  ist;  der  hons  de  poeste 
zahlt  nur  60  sols.  Handelt  es  sich  um  ein  todeswürdiges  Verbre- 
chen, so  verliert  der  Unterliegende  Leib  und  Gut  zugleich  und  sein 
Eigenthum  fällt  an  seinen  Seigneur,  mueble  el  heritage;  unterliegt 
der  Ankläger,  so  leidet  er  die  Strafe,  die  auf  dem  Verbrechen  steht. 
Ist  aber  der  Zweikampf  über  das  Fausser  eingegangen  gegen  eineu 
Beisitzer  der  Cour,  so  soll  nach  Fontaines  ch.  XXII.  a.  1.  der 
Fausseur  jedem  Richter  10  livres  geben  und  dem  Seigneur  20  livres, 
wenn  es  eine  Cour  de  l'horame  war;  war  es  eine  Cour  de  Baron 
(cort  ä  Baron)  so  zahlt  er  LX  livres.  Kann  er  nicht  zahlen ,  so 
nimmt  man  was  er  hat  und  bestraft  ihn  sonst  nach  Ermessen 
asauve  se  vie  et  ses  membres.» — Der  Avoue,  der  unterliegt,  aa  le 
poing  coupe»  —  wohl  in  jedem  Falle.   (B.  LXI.  a.  Ii.) 

Diese  Grundzüge  des  Beweisverfahrens  durch  Zweikampf,  deren 
genauere  Darstellung  vor  allem  die  Et.  de  St.  L.  und  Beaum.  ent- 
halten, werden  genügen,  um  Characler  und  Gestalt  desselben  deut- 
lich zu  machen.    Es  ist  freilich  mit  Recht  schon  von  Guerard') 

»)  In  den  Prolegom.  tum  Cart.  de  St.  Pierre  de  Chartr.  P.  CVII. 
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bemerkt  worden,  dass  der  Zweikampf  wohl  verhältnissraässig  selten 
vorgekommen  ist  und  dass  gütliche  Yereiubaruog  ihn  oft  ersetzt 
bat.  Die  Gefabr  nicht  blos  des  Ausganges,  sondern  auch  die  eines 
Verstosses  gegen  Formalien  erklärt  das  hinlänglich.  Doch  darf  man 
nicht  meinen ,  dass  man  nicht  noch  immer  häufig  genug  zu  dem- 
selben geschritten  sei.  Beaumanoir  wenigstens  lässl  nicht  vermu- 
then ,  dass  man  die  wirkliche  bataille  als  eine  gar  grosse  Aus- 
nahme betrachtet  habe.  —  War  der  Zweikampf  geendet,  so  war 
der  Streit  vorbei ,  wenn  nicht  die  gages  de  bataille  nur  gegen  einen 
Nebenpunkt  im  Process,  wie  gegen  Einreden  und  Zeugen  gegeben 
waren;  alsdann  ging  die  Verhandlung  ihren  Gang  weiter  fort  und 
es  versteht  sieb,  dass  wenigstens  dem  Princip  nach  mehr  wie  ein- 
mal in  einem  Civilprocess  ein  Zweikampf  vorkommen  konnte. 

Ein  Fall  jedoch  war  gänzlich  ausgeschlossen  von  allem  weiteren 
Beweis  und  demnach  auch  von  der  Gage  de  bataille,  der  Recort. 
Der  Recort  war  die  Angabe  der  Beisitzer  eines  Gerichts  über  das- 
jenige, was  in  dem  Gericht  vor  sich  gegangen,  sowohl  über  alle 
einzelnen  Acte  der  Parteien  als  über  das  Urtheil  des  Gerichts  sel- 
ber. Es  musste  allerdings  persönlich  von  den  Beisitzern  abgelegt 
werden  und  ging,  wie  Fontaines  sagt  XXI.  25,  «seur  le  periil  de 
leur  ames.»  Recort  trat  in  zwei  Fällen  ein;  zuerst  wenn  die  Par- 
teien über  die  Sachen  uneinig  sind,  «qui  ont  este  pledies  par  de- 
vant  les  jugeurs,  ou  quant  jugement  a  este  fes,  et  il  est  entendus 
diversement  des  parties.»  (B.  XXX.  a.  6.)  Gegen  den  Ausspruch 
der  Beisitzer  nun  galt  durchaus  weiter  kein  Verfahren;  er  musste 
so  angenommen  werden  wie  er  gegeben  ward.  Desshalb  aber 
konnten  auch  die,  welche  den  Umstand  bildeten,  kein  recort  geben, 
sondern  nur  diejenigen,  welche  wirklich  geurtheilt  hatten  (B.  a.  a.  0.) 
Eine  consequente  und  durch  sich  selbst  verständliche  Folge  des 
Princips  der  Pairsgerichtsbarkeit  ist  daher  auch  der  Satz  Fontaines 
XXI.  43.  «Tu  n'es  mie  tenus  d'oir  recort  de  ceux  qui  juges  ne  te 
puevent.o  —  Dass  demnach  eine  gewisse  Unsicherheit  über  ihren 
Ausspruch  blieb,  ist  leicht  erklärlich;  und  hier  erfüllten  daher  die 
clercs,  indem  sie  die  Assises  und  ihre  Aussprüche  zu  prolorolliren 
anfingen,  ein  wirkliches  Bedürfniss.  Doch  gehört  dieses  letztere 
der  folgenden  Epoche  an. 

Neben  dem  Zweikampf  als  Beweisverfahren  müssen  wir  nun 
noch  aufmerksam  machen  auf  ein  der  Normandie  eigenthümliches 
Institut,  dessen  Geschichte  und  Bedeutung  sich  aber  mit  der  Er- 
oberung Englands  von  Frankreich  ablöst  und  nach  dieser  zweiten 
lleiinath  des  normannischen  Rechtslebens  hinüber  wandert,  das 


i 
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«Requenoi*sanz.* ')  Dieses  Requenoissanz  kommt  in  den  Übrigen 
Quellen  nicht  vor  und  beschränkt  sich  wesentlich  nur  auf  zwei 
Fälle,  auf  die  Streitigkeiten  über  den  Grundbetitx  und  auf  den  Zwei- 
fel über  das  Erbrecht  der  Verwandten.  Für  beide  Fälle  ward  der 
Zweikampf  ausgeschlossen,  vielleicht  erst  später,  während  er  früher 
electiv  neben  dem  Requenoissanz  zugelassen  worden  zu  sein  scheint.2) 
Das  Verfahren  dabei  war  einfach.  Es  wurden  zwölf  «leaus  cbevaliers» 
oder  hommes  «de  visne»  (voisinage)  aufgefordert,  durch  welche  es 
«sera  requenueo  mit  ihrem  Eide,  wem  das  bestrittene  Recht  zu- 
stehe. Bei  Lehn  und  Pfand  genügen  vier  Schwurmänner.3)  Ihr 
Erkanntniss  galt  als  Urtbeil.  Wenn  «zwei  oder  drei»  sagen,  sie 
wüssten  nicht  die  Sache,  so  soll  man  andre  wählen  «jusqu'a  trois 
fois.o  Wer  den  Besitz  gewaltsam  stört,  verfällt,  nachdem  jene  ge- 
schworen, en  la  merci  du  duc;  auch  die  Kläger,  wenn  sie  unter- 
liegen «pour  leur  fausse  demande.»  Der  endliche  Spruch  dieser 
Geschworenen  ward  vor  Gericht  abgelegt,  anfänglich  überhaupt  als 
Recort,  später,  als  die  Cleris  in  den  Gerichten  auftraten,  ward  der- 
selbe schriftlich  abgefasst.  Das  Document,  das  auf  diese  Weise 
den  Beweis  enthielt,  hiess  aBrief  de  requenoissanz»  und  wird  häufig 
in  den  Et.  und  Ass.  de  Norm,  erwähnt;  es  hatte  dieselbe  Beweis- 
kraft wie  der  Recort  des  jureurs  selber.  —  Die  Vergleichung  die- 
ses ganzen  Instituts  mit  dem  der  dänischen  Sandemänd  und  Ride- 
mänd  liegt  nahe;  doch  dürfen  wir  uns  darauf  nicht  einlassen. 

Neben  diesen  Beweisen  gab  es  nun  noch  den  Beweis  durch 
Lettre»,  für  welchen  wir,  da  auf  ihm  ein  eigenes  Verfahren  be- 
ruhte, auf  den  Executivprocest  der  folgenden  Periode  verweisen.  — 
Von  den  Lettres  verschieden  war  das  Scel  (sceau),  die  öffentliche 
Urkunde,  die  damals  noch  nicht  über  Privalcontracte  aufgenommen 
ward.  Die  letzteren  konnten  im  ordentlichen  Verfahren  allerdings 
auch  gebraucht  werden,  wo  ein  Zeugenbeweis  nicht  möglich  war, 
das  ist,  wenn  es  sich  um  eine  Sache  handelte,  die  keine  von  bei- 
den Parteien  wissen  konnte,  z.  B.  Tod  eines  in  der  Fremde  Le- 
benden, ähnliches.  Hier  musste  daher  schon  diese  Zeit  einen 
Beweit  durch  Documentc  anerkennen  und  die  Worte  Beaumanoirs 
sind  darüber  so  deutlich,  dass  wir  sie  ohne  weiteren  Commentar 


>)  Die  Hauptstellen  stehen  bei  Marnier  p.  15  fgg. 

3)  So  Ba§ft  pag.  17,  es  solle  bei  Vergewaltigung  gegen  den  Besitz  oincs  Grund- 
stücks ein  solches  Requenoissant  ausgestellt  werden,  se  bataille  n'en  a  ja 
este  gagie.  Pag.  19  heisst  es  aber:  Por  ce  fu  il  establi,  que  autres, 
comme  la  droiture  a  aueun  est  escleriee  a  tor  jorz  par  bataille  ▼aineuei 
est  eile  esebriee  a  torjorz  par  le  serement  a  XII  hommes. 

3)  lb.  p.  97.  98. 
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hersetzen  können.  «Je  di,»  sagt  er,1)  «que  s'il  est  tesraoignie  par 
letres  d'omme  qui  cut  seel  aulentique ,  en  (ele  mantere  qu'il  sait 
contenu  es  letres  qu'il  eut  ot  par  seremens  lucax  tesmoins  —  tele 
proeve  doit  bien  valoir.  Et  se  Ii  seret  de  le  terre  —  tient  en  baru- 
nie,  si  coroe  duc,  ou  conte  ou  princes,  ou  roys,  ses  seaus  doit  bien 
estre  autentiques  en  tel  cas.»  — 

Nach  geführtem  Beweis  folgte  das  Urtheil,  das  selbst  wieder 
ein  eignes  Verfahren  bedingte. 

///.   Das  Urtheü. 

Eben  so  wenig  wie  der  Beweis  darf  das  Urtheil  dieser  Zeit 
mit  dem  heutigen  zusammengestellt  werden.  Es  tritt  dasselbe  viel- 
mehr gleichfalls  in  eigenthümlicher  Form  auf  und  es  kommt  daher 
vor  allem  darauf  an,  diese  als  eine  durch  das  Wesen  des  Proces- 
ses  bedingte  zu  erfassen. 

Wenn  es  zuerst  wichtig  ist ,  dass  nach  der  Idee  der  allen 
Freiheit  im  alten  Volksprocesse  das  Gericht  nur  das  Organ  sein 
kann,  durch  welches  die  Partei  ihr  Recht  erfährt,  so  ist  auch  der 
Inhalt  des  Urtheils  keine  Verurtheilung,  sondern  nur  der  einfache 
Ausspruch,  dass  die  Forderung  der  Partei  eine  rechtsbeständige  sei. 
Erst  die  obrigkeitliche  Stellung  des  Gerichts  iässt  in  dem  Urtheil 
den  Befehl  entstehen  als  ein  neues  Element  desselben,  dass  der 
Verurtheilte  zu  leisten  schuldig  sei,  während  das  Volksgericbt  nur 
die  Berechtigung  des  Siegenden  aussprechen  kann.  Es  scheint,  als 
sei  es  blose  Abstraction,  auf  diese  Weise  scheiden  zu  wollen. 
Dennoch  ist  und  zwar  höchst  wahrscheinlich  schon  in  der  ältesten 
Gerichtsverfassung,  auf  diese  Unterscheidung  ein  höchst  wichtiger 
Theil  des  ganzen  Gerichtsorganismus  begründet.  Es  giebt  nämlich 
nur  in  dem  allen  Volksgericht  eine  Scheidung  zwischen  der  urthei- 
lenden  und  vollziehenden  Behörde,  in  der  Weise,  dass  die  Voll- 
ziehung das  Gericht  selber  gar  nichts  angeht  und  dennoch  das  voll- 
ziehende Glied  des  Gerichts  ist.  Diese  executive,  selbstständige 
Behörde  ist  zuerst  der  magistratus  und  princeps ,  später  den  Cen- 
tenarius  und  Comes,  in  unserer  Epoche  der  Gerichtsherr,  der  sire, 
sei  er  homme  oder  baron.  Alle  diese  Personen  sitzen  im  Gericht, 
aber  sie  urt heilen  nicht.  Ist  aber  geurlheill ,  so  kann  die  Partei  ihr 
Recht  durch  sie  geltend  machen ,  nicht  als  Exemtion  des  Urtheils, 
sondern  weil  sie  überhaupt  dieses  Recht  haben ,  wie  jedes  andere 
Recht.  Im  Gericht  sind  sie,  damit  sie  dieses  Recht  kennen.  Das 
Gericht  aber  verurtheilt  darum  nicht,  weil  die  Pairs  über  ihren  Pair 


»)  B.  ob.  LXVI.  a.  7. 
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keine  Art  von  Gewalt  haben  sollen.  Es  ist  das  natürliche!  Gefühl 
der  persönlichen  Freiheit,  das  in  seiner  Verbindung  mit  dem  Be- 
dürfniss  nach  einer  executiven  Gewalt  diese,  noch  unentwickelte, 
und  darum  nicht  leicht  zu  erfassende  Scheidung  hervorgebracht 
bat.  Erst  in  dem  Augenblick,  wo  das  Gericht  die  Obrigkeit  im 
Recht  wird,  verschmelzen  sich  jene  beiden  Elemente  und  statt  dass 
bis  dahin  zwei  Organe  da  gewesen  sind  Air  Entscheidung  und  Ver- 
wirklichung des  Spruches,  enthält  jetzt  das  Eine  Organ  zwei  Thäiig- 
keiten,  deren  zweite,  die  Execulion,  nun  die  Gewalt  des  Staats  als 
ihr  Mittel  zu  benutzen  anfangt.  —  Betrachtet  man  dieses  Princip 
in  seinem  Verbältniss  zur  inneren  Geschichte  des  Processes  und  des 
Irlheils  im  Besonderen,  so  ergibt  es  sich,  dass  die  Vereinigung 
beider  Organe  und  das  Entslehen  des  neuen,  befehlenden  Gerichts 
bedingt  wird  durch  die  Entwicklung  der  organischen  Staatsidee 
überhaupt.  Von  diesem  Grundsatze  ist  daher  auf  allen  Punkten 
und  in  allen  Theilen  der  germanischen  Geschichte  die  Form,  der 
Inhalt  und  die  Bedeutung  des  gerichtlichen  Urtheils  zunächst  be- 
herrscht und  halten  wir  damit  das  Lebnwesen,  diesen  Mangel  an 
durchgreifendem  staatlichen  Organismus,  zusammen,  so  folgt,  dass 
in  seinem  Gerichte  das  Urtheil  nichts  sein  konnte  als  die  Erklärung 
der  Pairs  über  das  Recht  der  Parteien,  nicht  im  Urtheil  im  Sinne 
der  folgenden  Epoche. 

Daraus  ergibt  sich  aber  unmittelbar  ein  zweites.  Jene  Er- 
klärung oder  das  Urtheil  war  nicht,  wie  später,  immer  ihrem  We- 
sen nach  gleich ;  sie  hat  zwei  durchaus  verschiedene  Formen.  Das 
Recht  der  Partei  war  nämlich  nur  da  in  ihrer  Behauptung  und  diese 
Behauptung,  wenn  bestrittene  Thatsachen  zum  Grunde  lagen,  war 
nur  gültig  durch  den  Beweis.  Indem  daher  der  Beweis  als  geführt 
anerkannt  war,  war  eigentlich  das  Unheil  gesprochen  —  das  heisst 
das  Urtheil  selber  enthielt  in  solchem  Falle  consequent  nichts,  als 
den  Ausspruch,  der  Beweis  sei  gefuhrt.  So  ist  das  Urlheil  des  Volks- 
gerichts daher  zu  denken  in  allen  Fällen  ,  wo  die  Facta  bestritten 
und  der  Beweis  geführt  waren  und  das  giU  in  gleicher  Weise  vom 
Lehnsgerichte.  —  Anders  war  es  natürlich,  wo  man  über  die  That- 
sachen einig,  nur  über  das  Recht,  das  sie  begründeten,  zweifelhaft 
war.  Hier  konnte  jener  Ausspruch  nur  die  Versicherung  sein,  dass 
dieses  oder  jenes  geltenden  Rechtes  sei;  war  das  gesagt,  so  war  das 
Urlbeil  für  die  zweite  Classe  von  Fällen  gesprochen.  —  Auf  diese 
Weise  muss  man  im  Volksgericht  selber  zwei  Arten  des  Urtheils 
scheiden  und  diese  Unterscheidung  wird  von  grosser  Wichtigkeit 
nicht  nur  filr  das  richtige  Versländniss  der  Consacramentalen  und 
ihr  Verbältniss  zum  Gericht,  sondern  vorzüglich  auch  für  die  Be- 
deutung des  Gerichts  und  des  Urtheils  dem  Zweikampf  gegenüber. 
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Denn  wenn  einmal  der  Zweikampf,  wie  wir  ihn  dargestellt,  den 
Streit  entschied  und  doch  schon  gleich  bei  der  Streiteinlassung 
eingegangen  werden  rausste,  so  fiel  jedes  gerichtliche  Urtheil  ganz 
tccg ,  wo  die  Gages  de  bataille  gegeben  waren  uud  nur  der  seigneur, 
der  den  Zweikampf  vor  sich  fuhren  liess,  hatte  in  solchem  Falle 
die  Erklärung,  dass  die  eine  Partei  Oberwunden  sei.  Ein  gericht- 
liches Urtheil  konnte  mithin,  nachdem  das  Consacramentalverfahren 
aufgehoben,  Oberhaupt  nur  dann  Torkommen,  wenn  die  Parteien 
entweder  gar  nicht  oder  nur  über  Nebensachen  kämpften.  Durch 
diesen  (lang  der  Dinge  war  also  das  Gericht  in  seiner  Thätigkeit 
von  dem  Beweis  durch  Zweikampf  auf  den  allerengsten  Raum  ange- 
wiesen; es  hatte  nur  über  das  Recht  der  unbestrittenen  Facten  zu 
entscheiden.  Dies  ist  der  Character  des  Unheils  im  Lehnsverfahren. 

Setzen  wir  nemlich  diesen  Fall  des  eigentlichen  volksgericht- 
lichen Urtheils,  so  ist  es  klar,  dass  bei  einer  geschlossenen  Ge- 
schlechtseinheit oder  auch  nur  bei  dem  durchgebildeten  räumlichen 
Verbände  der  Markgenossenschaft  über  das  Recht  wenig  oder  gar 
kein  Zweifel  sein  konnte.  Es  lebte  als  ein  gemeinsames  Element  unter 
Allen,  und  ward  als  gemeinsames  ausgesprochen.  Die  Partei  stand 
daher,  indem  das  Volksgerichl  sprach,  der  Einheit  seines  Geschlechts 
oder  seines  Gaues  gegenüber;  und  dieser  Einheit  musste  sie  sich 
unterwerfen,  wenn  sie  nicht  ihren  Frieden,  der  gerade  bedingt 
ward  durch  das  Angehören  an  die  Einheit,  verlieren  wollte.  Hier 
hat  daher  noch  das  Urtheil  des  Volksgerichts,  wenigstens  auf  diesem 
Punkte,  den  entschiedenen  Character  eines  wirklichen  Richter- 
spruchs. Nun  aber  haben  wir  gesehen ,  wie  sich  jene  Einheit 
durch  die  Eroberung  und  die  spätere  Geschichte  unwiederbringlich 
auflöst;  an  ihre  Stelle  tritt  der  Lehnsnexus.  Der  aber  hat  einen 
durchaus  anderen  Character.  Die  freien  Theilnehmer  an  der  Lehns- 
herrschaft sind  souverain,  die  unfreien  sind  unberechtigt.  Die  Ein- 
heit, iu  welcher  jene  daher  stehen,  beruht  nur  auf  ihrem  Willen; 
und  darum  hat  sie,  als  Einheit,  keine  Gewalt  mehr  über  den  Ein- 
zelnen. Trat  nun  dieselbe  als  Gericht  auf  in  ihrem  Cours  ,  so 
stand  sie  im  Grunde  nicht  als  höhere  Persönlichkeit  diesem  Ein- 
zelnen gegenüber ,  sondern  als  eine  Menge  von  Gleichen ;  das  Ur- 
lheil der  Cour  war  daher,  selbst  in  jenem  Falle  der  blossen  Er- 
klärung über  das  geltende  Recht,  nicht  ein  Urtheil,  dem  sich  der 
Einzelne  unterwerfen  musste,  sondern  es  war  ein  Ausspruch  vieler 
Einzelnen  gegen  einen  Gleichen ;  und  damit  folgte  dann  der  Grund- 
satz, der  das  Verhällniss  zwischen  der  Partei  und  dem  gerichtlichen 
Ausspruch  der  Cour  im  ganzen  Lehnsgerichle  bedingt  und  gestaltet: 
dass  bei  jenem  Urtheil  selber  nur  der  einzelne  Vrtheiler  als  der  ein- 
zelnen Partei  gegenüberstehend  betrachtet  wurde,  dass  mithin  der 
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Ausspruch  des  Urtheilers  als  seine  individuelle  Meinung  dasteht, 
uod  dass  er  diesen  individuellen  Ausspruch  daher  auch  ganz  per- 
sönlich zu  vertreten  habe.  Hieraus  erklären  sich  einfach  die,  von 
dem  heutigen  Urtheil  so  absolut  verschiedenen  Grundsätze  zuerst 
über  die  Abfassung  desselben,  dann  über  die  Scheltung,  die  wir  nun 
für  sich  betrachten;  zunächst  die  Abfassung  des  Unheils. 

Der  erste  Grundsatz  hiefür  war  «que  Ii  segneur  ne  jugent  pas 
en  lor  cours,  mais  lor  home  jugent,»  ')  Dies  geschah  so,  dass  jeder 
einzeln  sein  Urtheil  über  den  Fall  aussprach,  der  eine  nach  dem 
andern,  wie  wir  das  aus  der  Form  des  fausser  sehen.  Nie  soll  ein 
Einzelner  urtheileo  dürfen;  damit  das  nicht  geschehe,  sollen  die 
hommes,  wie  schon  früher  gesagt,  das  Recht  haben,  Peers  des 
Beklagten  aus  der  Cour  ihres  Seigaeurs  zu  erbitten.  Doch  ist  es 
nicht  nothwendig ,  dass  alle  hommes  zugegen  sind  ,  wenn  das  Ur- 
theil abgefassl  wird,  obwohl  es  vorkam,  dass  die  hommes  das 
forderten,2)  denn  nur  die,  welche  milgeurlheilt  hatten,  verfielen 
der  Busse  oder  dem  apel  de  faux  jugmenl  (B.  LXVII.  12.)  Gegen 
dieselben  waren  Recusationen  zulässig;  diese  hatten  hauptsächlich 
drei  Gründe ,  die  aus  den  allgemeinern  Verhältnissen  jener  Zeit 
hervorgehen;  zuerst  eine  Fehde  mit  einem  Richter,  oder  mit  einem 
von  seiner  lignage,  oder  ein  Grund,  der  die  Fehde  bedingte ;  dann 
Betheiligung  als  Verwandter  am  Rechtsstreit  und  seinem  Erfolg; 
endlich  Unfähigkeit  des  Richters,  gages  de  bataille  anzunehmen, 
was  die  Partei  ausser  Stand  gesetzt  haben  würde  zum  fausser. J) 

Da  nun  aber  die  Urtheiler  ihren  Spruch  zuerst  gegen  den  Ein- 
zelnen ,  dann  auch  dem  höheren  Gericht  gegenüber  vertreten  muss- 
ten,  so  konnten  sie  nicht  gezwungen  sein,  auf  der  Stelle  ein  Ur- 
theil abzugeben.  Daraus  entstand  die  Lehre  von  den  Delais  oder 
Respits.  Sind  die  Richter  nicht  sogleich  eiuig,  so  können  sie  zuerst  drei 
Respits  sich  setzen,  jeden  wenigstens  von  14  Tagen,  wenn  es  eine 
Cour  de  Barons  (Assise)  ist ,  von  drei  Assisen ;  dann  ein  Respit  von 
40  Tagen;  dann  noch  ein  Respit  von  sieben  Tagen  und  sieben  Nächten; 
endlich  das  letzte  von  drei  Tagen  und  drei*  Nächten.4)  Diese  Re- 
spits kann  der  Gerichtsherr  nicht  abkürzen ,  wohl  aber  verlängern, 
wenn  er  will.*)  Sind  diese  Spruchfristen  abgelaufen,  so  mimen  nun 


<).  Beaum.  LXVII.  a.  2.  Hier  ist  (eben  so  a.  3.  ch.  LXV.)  dieses  Verhältnis* 
freilich  bloss  als  Coutume  ton  Beauvais  ausgesprochen;  aber  es  leidet 
keioen  Zweifel,  dass  es  ganz  allgemein  galt. 

3}  B.  LXV11.  a.  5.  Kein  Vasall  aber  kann  sich  weigern,  zu  Gericht  zu  kom- 
men ,  wenn  der  Herr  es  forderte.    Font.  XXI.  37. 

>)  B.  ch.  LXVI.  und  LXVII.  a.  6.  fgg.    Ganz  allgemein  ist  Font.  XXI.  47. 

*)  Beaum.  LXV.  a.  3.  4.   Font.  XXI.  a*. 

«;  Beaum.  IL 
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die  Richter  ihren  Sprach  thtin.  Wollen  sie  dann  nicht ,  so  kann 
der  Herr  sie  ergreifen  und  sie  ins  Gefängnis«  werfen;  kommen 
aber  nur  einige  der  hommes  zum  wirklichen  Spruch,  und  gebrau- 
chen sie  dabei  die  Vorsicht,  sogleich  zu  sagen  ,  dass  sie  urtheilen 
werden  ,  wenn  die  übrigen  kommen ,  so  verfallen  die  Ausbleiben- 
den in  Busse. ')  Handelt  es  sich  um  ein  Verbrechen  ,  so  können 
die  Urtheiler  erklären:  oje  ne  suis  pas  bien  avises;»  dann  wird 
Delais  gegeben  ,  selbst  wenn  nur  ein  Theil  der  Urlheiler  dieses 
sagt3)  Sind  aber  die  Richter  untereinander  wirklich  uneinig,  und 
können  nicht  zur  Übereinstimmung  kommen,  so  tritt,  nach  ßeaum., 
ein  förmliches  Zugrecht  unter  den  Lehnsgericblen  ein.  Der  Herr 
nämlich  wählt  aus  seinen  hommes  zwei  bis  vier  aus,  gibt  ihnen 
schriftlich3)  den  streitigen  Fall  mit,  und  sendet  sie  an  die  Gort 
soveraine.  Das  Urtheil  wird  dann  hier  gefallt,  und  dieses  Urtheil, 
das  die  hommes  dem  Gerichtsherrn  zurückbringen,  soll  «Ii  sires 
faire  tenir  et  prononcier  par  jugement«»4) 

Ist  nun  das  Urtheil  abgefasst,  so  wird  es  publicirt  «prononcie.» 
Zn  dieser  Publication  müssen  die  Parteien  citirt  werden ;  nicht  aus 
unserem  heutigen  Princip ,  sondern,  damit  sie  im  Stande  sind, 
den  einzelnen  zu  schelten;*)  das  galt  so  entschieden;  dass  bei  der 
Gort  le  Roy,  deren  Urtheil  im  dreizehnten  Jahrhundert  nicht 
mehr  gescholten  werden  konnte ,  «on  n'apele  pas  les  parlies ;  se 
eles  voelent,  si  j  soient;  et  se  eins  ne  voetent,  nun.»*)  Daher 
konnte  auch  die  Partei,  welche  fissoines  hatte  zum  Anhören  des 
Urtheils ,  fordern ,  dass  man  es  noch  einmal  derequief  in  ihrer 
Gegenwart  sprach ;  nur  wenn  sie  in  defaut  war,  galt  die  einmalige 
Publication.  Doch  musste  zu  dem  Ende  im  Gericht  der  Aufruf  ge- 
schehen, «apei  de  partie.»»)  Wie  das  wichtig  war  für  die  Schel- 
tung wird  sich  sogleich  ergeben. 

Ueber  die  Beschickung  der  Untergerichte  durch  die  Obergerichte 
ist  schon  oben  gesprochen. 


>)  Diese  Busse  ist  de  dix  *ous  por  cascone  defante.  B.  LXV.  14.  Will  aber 
der  homme  gar  nicht  kommen ,  so  kann  der  Seigneur  mietet  sein  Lehn 
mit  Beschlag  belegen. 

*)  B.  LXV.  a.  9—13. 

3)  B.  LXV.  a.  13.  «doit  fere  mettre  les  paroles  par  icrit»  —  gehört  gewiss 
der  »pStern  Zeit.   Früher  ist  es  ohne  Zweifel  durch  recort  geschehen. 

*)  B.  11.   Doch  findet  sich  in  den  andern  Quellen  nichts  ähnliches. 

•)  B.  LXVH.  28.  Ii  jugemens  doit  ettre  prononcies  derequief  en  la  presence 
de  le  partie  qui  so  deut  (qui  so»  doute)  ti  que  il  puiit  aptUr  s'il  en  a 
conseil  (si  bon  lui  scmble). 

«)  B.  11.  a.  27. 

»)  B.  ibid. 
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Wenn  nun  das  Urtheil  auf  diese  Weise  gesprochen  war,  so 
trat,  wo  sich  die  Partei  verletzt  glaubte v  das  Appellationsverfahren 
des  Lehnprozesses,  die  Scheltung  des  Urtheils  ein.  Diese  fordert, 
weil  ihre  Bedeutung,  su  wie  ihre  Form  fast  immer  schief  aufgefasst 
worden  ist,  genauere  Beachtung. 

/V.    Die  Scheltung  des  Urtheil*  —  [ausser  le  jugement ,  oder  apel 

de  faux  jugement. 

Gewöhnlich  nämlich  wird  bei  der  Auflassung  der  Scheltung 
und  ihres  Verfahrens  eine  Verwechslung  begangen ,  die  das  ganze 
Bild  desselben  verwirrt.  Man  pflegt  nämlich  sich  zu  denken, 
dass  das  Verfahren  bei  defaute  de  droit  oder  deni  de  justice ,  bei 
welchem  gleichfalls  die  eine  Partei  sich  von  dem  niederen  Gericht 
an  das  höhere  wenden  muss,  eine  Appellation  gewesen  sei,  so  dass 
es  zwei  Hauptformen  der  Appellation  gegeben  habe,  der  apel  we- 
gen defaute  de  droit  und  wegen  faux  jugement.  Zu  dieser  Ver- 
wechslung hat  hauptsächlich  neben  der  Gleichheit  mancher  Punkte 
im  Verfahren,  auch  der  Ausdruck  «apel»  Anlass  gegeben,  indem 
man  meinte,  apeler  heisse  nur  apelliren. ')  Diese  ganze  Auflassung  ist 
aber  durchaus  falsch.  Das  ganze  Verfahren  bei  der  defaule  de 
droit  ist  nichts ,  als  ein  reines  Contumaziaherfahren  gegen  den  Ge- 
richtsherrn ,  und  hat  mithin  mit  der  Appellation  gar  nichts  zu  thun ; 
apeler  beisst  aber  überhaupt,  jemanden  zu  einem  gerichtlichen 
Act  aufrufen,  und  wird  daher  gebraucht  für  die  Citation  zum  Ur- 
theil, für  die  Aufforderung  zum  Zweikampf,  für  die  Citation  des 
Gerichtsherrn  bei  der  defaute  vor  das  höhere  Gericht;  indem  Aus- 
druck aapel  de  faux  jugement»  beisst  es  nicht  eigentlich  appeUircn, 
auch  nicht  schelten,  sondern  es  heisst  auffordern  zum  Zweikampf  um 
die  Scheltung  zu  beweisen ,  und  enthält  daher  die  Appellation ,  aber 
nur  in  dem  einzigen  Fall ,  wenn  die  gages  de  batailles  gegen  den 
Gerichtsherrn  selber  gegeben  werden  konnten.  Man  muss  mithin 
das  Verfahren  bei  dem  fausser  durchaus  als  ein  selbstständiges  be- 
trachten, und  es  wird  sich  sogleich  ergeben,  dass  unsre  heutigen 
Begriffe  von  Appellation  in  keiner  Weise  auf  jenes  anzuwenden  sind. 

Daran  knüpft  sich  die  zweite  Bemerkung  für  die  Benutzung 
der  Quellen.  Diese,  irn  13.  Jahrhundert  entstanden,  enthalten 
das  alte  Scheitungsverfahren  eben  so  wenig  rein ,  wie  das  Beweis- 


i)  Selbst  Klimrath,  Memoire  sur  les  mon.  iodd.  (boi  Warnkönig  T.  II.  p.  53.) 
ist  sich  Uber  den  Begriff  von  appeler  nicht  ganz  klar,  indem  er  die  ein- 
zeluen  Momente  in  der  ScheUung  die  ScheUung  selbst,  den  Apel  und  das 
defaute  de  droit  nicht  auseinander  halt.  Mamier,  Cout.  de  Ponth.  p.  5. 
a.  1.  schliesst  sich  ihm  ganz  au.  — 
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verfahren.  Man  findet  die  ersten  Eingriffe  neuer  Principien  bei 
ihnen  zum  Theil  so  eng  mit  den  frühem  Grundsätzen  vermischt, 
dass  es  schwer  genug  hält,  das  an  sich  so  verschiedene  immerzu 
trennen.  Das  ist  besonders  der  Fall  für  die  Form,  in  welcher  die 
eigentliche  Appellation  zuerst  in  dem  reinen  Lehnsgericht  auftritt, 
dem  apel  wegen  der  oerreraens.D  von  denen  erst  in  der  folgenden 
Epoche  die  Rede  sein  kann.1)  Da  nun  die  Quellen  selber  nicht 
unterscheiden  ,  so  haben  auch  die  Schriftsteller  nicht  scheiden  zu 
dürfen  geglaubt,  und  so  ist  die  Vorstellung  entstanden,  als  sei  das 
schon  auf  das  entschiedenste  gemischte  Verfahren  des  13.  Jahr- 
hunderts das  eigentliche  Lehnsverfahren  gewesen.  So  wie  man  aber 
die  Formen  des  Processes  beider  Epochen  einmal  neben  einander 
stellt  als  selbstständige  Gestaltungen ,  so  verschwindet  die  Unklar- 
heit leicht,  man  wird  ohne  Schwierigkeit  das  Einzelne  auf  seinen 
Platz  hinführen  können.  Es  ist  dabei  wohl  kaum  nöthig,  zu  be- 
merken ,  dass  man  das  wirkliche  Leben  des  Processes  dieser  und 
der  folgenden  Epoche  nicht  so  aufzufassen  hat,  wie  die  Geschichte 
es  darzustellen  gezwungen  ist,  als  scharf  gesonderte ,  eigengeartele 
Formen,  sondern  dass  man  auf  jedem  Punkte  und  in  jedem  Theile 
sich  die  innere  und  Süssere  Gonlinuität  des  Dargestellten  zur  An- 
schauung bringen  muss.  —  Wir  gehen  demnach  zunächst  zu  der 
eigentlichen  Scheltung  des  Unheils  über.  — 

Die  Scheltung ,  oder  das  Fauster ,  [ausser  \e  jugetnent ,  kam  nur 
in  zwei  Formen  vor.  Die  erste  Form  ging,  wie  sich  der  Unterschied 
am  deutlichsten  bezeichnen  Uisst,  gegen  die  Richter,  die  zweite 
gegen  das  Gericht.  Beides  ist  in  Form  und  Folgen  wesentlich  ver- 
schieden. Doch  gilt  für  beide  Arten  vor  allem  Ein  Satz  gemein- 
schaftlich :  dass  jede  Scheltung  geschehen  muss  usitost  comme  Ii  ju- 
gemens  est  prononcUs;  car  s'il  n'apele  tantost  (auf  der  Stelle)  il«con- 
vient  que  Ii  jugemens  soit  tenus  pour  bon,  quix  qu'il  fait.2)  Daran 
schliesst  sich  der  zweite,  dass  wer  ein  Urtheil  schilt,  aber  «nicement», 
das  beisst,  ohne  zugleich  als  Beweis  seiner  Schellung  die  gages 
de  bataille  zu  geben  —  «s'il  ne  l'offre  pas  a  fere  le  jugement  faux 
et  malves»  —  nicht  allein  eine  nichtige  Scheltung  ausbriugt,  sondern 
sogar  in  Busse  verfällt  de  dix  sous  pour  le  vilonie  dite,  s'il  est 
gentix  home,  et  cinq  sous  de  Poesie.*) 


')  Besonders  bei  Beaum.  ch.  LXVII. 
3)  Beatus.  LXI.  39. 

3)  B.  LXI.  51.  Er  fügt  noch  hinzu,  dass  man  für  solche  vilonie  den  hons 
constnmier  ins  Geftnguiss  zu  werfen  pflege ,  als  weitere  Strafe. 
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a.    Scheltuna  der  Richter. 

Das  Verfahren  bei  dieser  Scheltung  hängt  nun  auf  das  Engste 
mit  dem  Gange  des  Processes  zusammen.  Die  Streiteinlassung  war 
gegeben,  eine  gage  de  bataille  zwischen  den  Parteien  lag  nicht 
vor,  der  Gerichtsherr  hatte  dieselben  aufgefordert,  ob  sie  Recht 
hören  wollten  nach  ihren  Worten,  sie  bejahen  es,  und  jetzt  tritt 
das  Urtheil  ein.  Dieses  ist  der  Punkt,  auf  welchem  die  Scheltung 
vorkommt.  Die  Partei  ist  frei;  sie  kann  das  Urtheil  anerkennen, 
aber  sie  muss  es  nicht.  Läugnet  sie  die  Wahrheit,  so  leugnet  sie 
dieselbe  jedem  Einseinen ;  denn  ein  objectives ,  geschriebenes  Recht 
gibt  es  noch  nicht.  Sie  schilt  daher  jeden  einzelnen  Urtheiler, 
und  bezUcbtigt  ihn  der  Unwahrheit.  Sie  weiss  das  Recht  so  gut 
wie  jene  —  sie  muss  daher  mit  ihm  über  Wahrheit  und  Lüge 
kämpfen.  Ein  zweites  gibt  es  nicht.  Auf  diese  Weise  erhält  die 
Scheltung  der  Richter  ihre  Bedeutung  und  Form ;  es  ward  Sache 
jedes  Richter»,  seinen  Spruch  als  wahren  der  Partei  gegenüber  zu 
vertheidigen.    Dies  geschieht  nun  in  folgender  Webe. 

War  die  Partei  vorsichtig  —  und  weshalb  dieses  eine  Vorsicht 
ist,  wird  sogleich  klar  werden  —  so  antwortete  sie  auf  die  Frage 
des  Gerichtsherrn,  ob  sie  den  Spruch  empfangen  wolle:  «Sire  — 
si  repuier  quo  voz  facies  prononcier  (le  jugement)  d  Fun  des  kommet 
et  que  tel  jugeruent  qu'il  prononcera,  que  voz  deraaudez  qui  l'en- 
suit  d  cascun  par  soi  et  par  loisir.o  >)  Das  muss  der  Herr  thun. 
Dann  spricht  der,  den  der  Herr  auffordert  —  natürlich,  wenn  keine 
Urlheilsfristen  gefordert,  oder  die  geforderten  verstrichen  sind, 
sein  Urtheil.  Ist  nun  eine  von  den  Parteien  damit  nicht  zufrieden, 
so  ist  es  klug,  sogleich  mit  ihrer  Scheltung  hervorzutreten.  Das 
thut  sie ,  indem  sie  zuerst  die  Urtheiler  fragt ,  «s'il  use  de  tel  juge- 
roent»  ;  sagt  derselbe  ,  es  sei  sein  Urlheil,  so  spricht  der  Scheltende: 
«Je  vous  fausse  de  cest  jugemant  ke  il  n'est  ni  bona  ni  loyanx»;  ') 
dann  wendet  er  sich  an  den  Herrn:  aSire,  je  an  que  chis  (cej  juge- 
ment  qui  est  prononcies  contre  moi,  est  faux  et  raalves  et  desloiax»») 
und  darauf  gibt  sie  ihre  gages  de  bataille  gegen  den  Urtheiler  und 
erbietet  sich  die  Unwahrheit  an  seinem  Leibe  zu  beweisen.  Der 
Urtheiler  aber  tritt  auf  (c'il  qui  est  apeles)  und  erklärt,  der  Spruch 
sei  abons  et  loyax,  und  muss  sich  erbieten  «lui  a  fere  par  lui.» 
So  nimmt  er  die  gages  an.  Will  er  sicherer  gelten,  so  kann  er 
das  ganze  Gericht  auffordern  zu  sagen,  ob  sie  mit  seinem  Spruch 
übereinstimmen ;  doch  geschieht  das  nur  opor  ce  que  sa  deffense 


<)  Nach  Beaum.  LXI.  a.  47.  ff. 
*)  Nach  Font.  ch.  XXII.  a.  1.  ff. 
>)  Beaum.  11.  a.  47. 
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esl  plus  bele  si'  tuit  sunt  acorde.»  Alsdann  fordert  der  Gerichtsherr 
«bone  seurte»  von  der  scheltenden  Partei,  dass  sie  nun  auch  wirk- 
lich sich  dem  Zweikampf  stellen  werde;  nicht  aber  ist  das  nöthig 
für  die  geforderten  Richter  (Ii  apeles).  Sind  einmal  die  gages  ge- 
geben, so  kann  die  balaille  auch  hier  nur  mit  Erlaubniss  des  Herrn 
rückgängig  werden.  Sie  selber  tritt  zwischen  Partei  und  Richter 
ein ,  wie  oben  beschrieben.  Gewinnt  die  Partei ,  «fet  le  jugement 
a  malves»  (malefidum),  so  verfällt  der  unterliegende  Richter  in  die 
Busse  LX  Livres  an  den  Herrn  nnd  verliert  sein  Recht,  ferner  zu 
richten  —  «perd  le  jugiera ,  und  der  Spruch  ist  hinfällig.  Verliert 
aber  die  Partei,  und  macht  der  Urtheiler  daher  le  jugement  pour 
bon,  so  zahlt  sie  LX.  Livres  Busse  an  diesen  und  verliert  die  Sache; 
doch  soll  ein  solcher  Zweikampf  nicht  vor  dem  Gericht  des  bethei- 
ligten Herrn  ,  sondern  vor  einem ,  von  anderen  Peers  der  Kämpfen- 
den besetzten  Gerichte  vor  sich  gehen.  ') 

Ist  nun  aber  die  Partei  nicht  vorsichtig,  und  gibt  sie  statt  der 
speciellen  eine  allgemeine  Einlassung  zum  Unheil,  so  folgt,  dass 
sie  nun  mit  allen  einzelnen  Urtheilern  ganz  in  dasselbe  Verhältniss 
trat,  in  welchem  sie  bei  der  speciellen  zu  dem  einzelnen  gewesen 
wäre.  Das  heisst,  wartet  sie  mit  ihrer  Scheltung,  bis  alle  ihren 
Spruch  gegeben,  und  erbieten  sich  alle  Urtheiler  ole  jugement  a 
fere  pour  bon,»  so  muss  er  ganz  allein,  toz  seu$  (tout  seul)  gegen 
alle  Urlheiler  auf  einmal  den  Zweikampf  eingehen.2)  Unterbricht 
er  indess  die  Stiramgebung,  so  muss  er,  allein,  gegen  diejenigen 
kämpfen,  die  mit  urtheilten,  denn  wer  nicht  mit  urtheilt,  ist  immer 
frei  vom  Zweikampf.3) 

Dieses  ganze  Verfahren  hiess  nun  [ausser  le  jugement,  und  war 
nolhwendig  mit  dem  «apelo  verbunden;  die  Gleichheit  des  Namens 
macht  es  erklärlich  ,  weshalb  man  dasselbe  als  eigentliches  Apella- 
lionsverfahren  betrachtet  hat,  da  es  in  der  That  doch  nur  eine 
Opposition  gegen  den  gegebenen  Spruch  ohne  alle  Devolutivkraft 
ist.  Indessen  ist  ein  solches  Recht  der  Partei  doch  im  Grunde  die 
äusserste  Stufe  der  persönlichen  Willkühr,  der  Idee  eines  Gerichts 
und  eines  Urtheils  gegenüber.    Es  ist  nur  denkbar,  wo  das  Band 


')  So  nach  Beaum.  Etwas  ander»  spricht  sich  Font,  über  die  Folgen  des 
Faosser  aus  XXII.  a.  29.  La  paine  de  ceas  qui  tont  faussäs,  qaant  ü  j 
•not  convaincus,  esl  Tarnende  qui  doivent  rendre  au  Seigneur  tous  les  da- 
mages,  k'il  i  a  eus  el  tous  les  despens,  ke  il  Ii  a  fais,  kant  la  cause  cn  n'est 
de  crieme ,  et  il  sunt  aussi  diffam*  ce  tot  jors ,  majs  se  le  cause  est  de 
crieme  et  il  prueve  de  faux  jugement,  ramende  est  ä  la  volonte*  du 
Seigneur. 

7)  Beaum.  11.  a.  44.  45. 

*)  B.  II.  a.  46. 

Warokönig  u.  Stria,  frau.  Staats-  und  Eaealsgaseh.  Bd.  m  16 
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das  die  Mitglieder  des  Gerichts  und  die  Parteien  bindet  ,  selber 
durchaus  auf  der  Will  kü  kr  dieser  Einzelnen  beruht.  Jeder  Schritt 
in  der  weiteren  Entwicklung,  der  aus  diesen  Blementen  ein  irgend- 
wie festes  geschlossenes  Ganzes  machte ,  rousste  nothwendig  auch 
diese  Form  der  Scheltung  untergraben  und  aufheben ,  und  die 
nächste  Grundlage  dafür  war  es  offenbar,  dass  das  Gericht  in  sei- 
nem Unheil  als  Ganzes  der  Partei  entgegen  trat.  Es  ist  anzunehmen, 
dass  es  diesen  Cbaracler  nie  ganz  verloren  hat;  das  ergtebt  sich- 
aus  der  zweiten  Form  der  Schellung,  der  Scheltung  des  Gerichts, 
die  wir  als  electiv  neben  der  Schellung  der  Richter  bestehend'  an- 
sehen müssen ,  da  sie  in  den  Quellen  ohne  weitere  Unterscheidung 
vorkommen. 

6.  Scheltung  des  Gerichts. 

Die  Schellung  des  Gerichts  muss  gedacht  werden  als  auf  dem 
Punkte  eintretend,  wo  schon  von  allen  Urtheilern  ihr  Spruch  ge- 
geben ist,  und  dieser  Spruch  jetzt  als  Spruch  des  ganzen  Gerichts 
von  dem  Gerichtsherrn  der  Partei  verkündet  wird.  Um  nun  die 
innere  Nolhwendigkeit  des  dann  folgenden  Verfahrens  klar  zu 
machen,  muss  man  zwei  Sülze  sich  darlegen.  Zuerst  den  Satz, 
dass  es  dem  Wesen  eines  Volksgerichts  überhaupt  absolut  wider- 
spricht, eine  formliehe  Appellation  in  unserem  Sinne  als  das  Auf- 
rufen eines  besseren  Richters  und  seines  Urtheils  anzuerkennen; 
zweitens  aber,  dass  die  Gerichtsbarkeit  in  der  vorliegenden  Epoche 
nichts  obrigkeitliches  enthält,  sondern  nur  die  Consequenz  von  dem 
Oberrecht  über  den  Grundbesitz  ist ,  und  dass  milbin  jeder  Act, 
der  nicht  das  Geriebt  anerkannte,  auch  dieses  lehnrechilicne  Ober- 
eigenthum regierte.  Grade  durch  das  letztere  unterschied  sich  die 
zweite  Form  der  Scheltung  auf  das  wesentlichste  von  der  ersten; 
denn  jeden  einzelnen  Peer  konnte  man  der  Unwahrheit  bezücbtigen, 
ohne  sein  Verhältniss  zum,  Gerichlsherrn  anzugreifen;  Dies  aber 
war  anders,  wenn  die  Partei  mit  ihrer  Scbeltung  wartete»  bis  der 
Seigneur  selber  nun  das  Urtheil  gesprochen»  Dann  stand  dieselbe 
keinem  Einzelnen  gegenüber,  sondern  dem  Geriebt  ab  Einheit;  und 
jede  Erklärung  über  das  Urlheil  ward  dadurch  nothwendig  eine 
Erklärung  über  das  Recht  des  Herrn,  ein  Urtheil  auszusprechen, 
das  ist,  über  sein  Lehnsreeht  selber.  Durch  diese  beiden  Momente 
erhielt  nun  jene  Scheltuag  ihren  eigenthümliehen  Charakter  und  ihr 
besonderes  Verfahren. 

War  das  Urlbeil  als  Urtheil  des  Gerichts  nämlich  gesprochen, 
und  der  Betheiligte  wollte  es  schellen,  so  musste  er  es  gleichfalls 
für  ein  «jugement  mauvais  et  faux.»  erklären,  aber  er  musste  zu- 
gleich hinzusetzen,  dass  er  nun  überhaupt  sich  nicht  mehr  diesem 
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Gerieht  unterwerfe  —  oder  wie  die  Etabl.  de  St.  L.  sagen:  «je  ne 
pledere  ja  plus  par  devant  vous.a1)  Damit  hatte  der  Scheltende 
nun  aber  das  Lehnrecht  des  Herrn  selber  angegriffen.  Indem  nun 
Jeder,  der  nicht  höchster  Lehnsherr  war,  selbst  wieder  in  der  Va- 
sallitüt  eines  anderen  stand  ,  so  ward  durch  eine  solche  Erklärung 
nicht  die  Lehnspflicht  überhaupt,  sondern  nur  die  gegen  den  be- 
stimmten nächsten  Lehnsherrn  negirt,  und  es  folgte  daher,  dass  der 
Scheltende  durch  diesen  Act  jetzt  an  die  Cour  desjenigen  verwiesen 
war,  ade  celui,  de  qui  il  (le  sires)  tendra.n  Vor  diesem  höheren 
Gerichtshof  muss  mithin  der  Schellende  erscheinen.  Nun  aber  war 
der  Inhalt  jeder  Lehnspflicht  der  Satz ,  dass  der  Vasall  Recht  zu 
fordern  habe  von  seinem  Seigneur;  indem  daher  das  Unheil  auf 
diese  Weise  gescholten  ward ,  ward  es  zugleich  zur  Anklage  wegen 
nicht  geleisteter  Lehnsherrnpflicht.  Das  nun  ist  das  Verhältniss ,  in 
welchem  beide  Parteien  in  dem  höheren  Gericht  sich  gegenüber 
standen,  und  daraus  ergibt  sich  dann  einfach  ,  dass  auch  diese 
Scheltung  nicht  eine  heutige  Appellation  war,  sondern  ein  förm- 
licher Anklageprocess  in  Veranlassung  des  gefüllten  Urtheils  auf  Auf- 
hebung der  Lehnspflicht  selber.  Es  ist  dieser  Gesichtspunkt  darum 
so  wichtig,  weil  er  in  der  Folge  bei  den  Übergriffen  der  Baillis 
auf  das  rücksichtsloseste  benutzt  worden  zu  sein  scheint.  Zunächst 
nämlich  standen  sich  Partei  und  Richter  einander  gegenüber  vor 
dem  Oberlehnsgericbt  als  Parteien,  und  der  Scheltende  gab  seine 
Klage  dahin  ab:  «Sire,  eil  m'a  fait  faux  jugement,  pour  laquelle 
reson  je  ne  vuel  plus  tenir  de  luy ,  aneois  tendre »)  de  vous  qui  este 
Chief  Sires.»  Darauf  läugnet  der  Gerichtsherr:  aJe  m'en  deffent.» 
Dann  gibt  der  Kläger  seine  Gages :  «le  sui  preste  de  monstre  contre 
son  cor»,  se  il  vuet  deffendre.»  Dann  werden  die  Gages  de  bataille 
angenommen,  denn  jetzt  handelt  es  sich  nur  darum,  zu  wissen, 
ob  wirklich  das  Urtheii  des  Gerichts  richtig  war,  nicht  darum,  das 
Urtheil  des  Oberlehnsgericbt«  zu  erfahren.3)  Auch  diese  Forderung 
hiess  apel ,  apeler  son  Seigneur.  Der  Zweikampf  beider  ist  das  ent- 
scheidende; aber  nicht  blos  für  die  Rechtsfrage.  Denn  siegt  der 
Herr,  so  hat  der  Vasall  nicht  blos  Unrecht,  sondern  er  hat  seine 


•)  Diese  and  die  folgende  Stelle  aas  Et.  d.  St.  L.  1.  81. 

*)  Leurriere  litt  in  seiner  Ausgabe  der  Et.  a.  a.  O.  blos  lendre  ohne  Accent, 
was  entweder  ein  Irrthum  oder  ein  Druckfehler  ist,  da  im  Fat.  simple 
die  Ortogrephie  der  Bt.  für  die  erst«  Person  stets  4  statt  ai  ist,  und  hier 
offenbar  ein  Futur  stehen  mnss. 

*)  Der  Ausdruck  in  den  Et.  d.  St.  L.  «et  en  puet  Ten  bien  jugier  une  ba- 
taille» zeigt,  wie  wenig  die  Ord.  von  1:260  den  damaligen  Verhältnissen 
gegenüber  vermochte.  Jugier  heisst  erklären ,  dass  nichts  übrig  bleibe,  als 
eine  bataille ,  da  eben  das  obere  Gericht  durchaus  kein  Urtheil  sprechen  darf. 
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Lehnspflicht,  sich  dem  Urlheil  des  Lehnsherrn  zu  unterwerfen, 
gebrochen,  da  das  Urtheil  jetzt  ein  gültiges  ist,  und  darum  dann 
verliert  er ,  wie  bei  jedem  Bruch  der  Lehnspflicht ,  nun  das  Lehn 
selber  an  den  Gerichlsherrn ,  ausser  der  Busse  des  Zweikampfs; 
verliert  aber  der  Herr,  so  verliert  er,  natürlich  aus  demselben 
Grunde,  sein  Lehnrecht,  und  zwar  an  allen  Lehen  des  Vasallen  — 
il  ne  tendra  jamais  riens  de  luy;  das«  dies  Lehn  dann  nicht  Allod 
wird ,  sondern  unter  die  Lehnshoheit  des  oberen  Lehnsherrn  fällt, 
«qu'il  tendra  du  Chief  Seigneur»  braucht  keine  weitere  Erklärung. 
Hier  war  es ,  wo  die  Gerichte  des  Königs  eingriffen ,  und  bei  jeder 
Appellation  das  Gerichtsrecht  der  Herren  für  verfallen  zu  erklären 
suchten,  wenn  die  spätere  eigentliche  Appellation  durchging.  — 
Beaumanoir,  die  Appellation  wegen  erremens  oder  amendement  zu- 
sammenstellend mit  dieser  eigentlichen  Seheltung  des  Urtheils, 
nennt  die  letztere  den  oapel  avec  vilain  cas,»  •)  das  heisst  Schel- 
tung mit  Hinzufiigung  des  Ausdrucks  «faux,  desloyaux  und  malves» 
und  hält  daher  beide  Arten  nur  der  Form  nach  verschieden.  Wie 
gänzlich  verkehrt  das  ist,  zeigen  die  Worte  der  Et.  de  St.  L.  als 
Beweis  unserer  Ansicht  so  deutlich,  dass  wir  sie  nur  herzusetzen 
brauchen.  «Nus  Gcntithons  ne  poet  demander  amendement  de  Ju- 
gement  que  Ten  Ii  face,  ains  convient  il  le  fauste  tont  oultre,  on 
que  il  le  timne  pour  6on,»a)  —  das  heisst,  vor  dem  freien  Gericht 
gibt  es  keine  Appellation ,  sondern  es  muss  das  ganze  Urtheil  und 
sein  Recht  geläugnet,  oder  einfach  angenommen  werden.3)  Was 
den  Zweikampf  selbst  betrifft,  so  ging  er  vor  sich  nach  den  Ge- 
setzen |les  Zweikampfs  überhaupt. 

Eine  Ausnahme  von  diesem  Verhaltniss,  deren  Bedeutung 
aus  dem  Unterschiede  der  unfreien  Gerichtsbarkeit  von  der 
freien  von  selber  folgt ,  ist  der  Satz , .  dass  kein  Unfreier  ein 
Gericht  schelten  kann  :  «Nus  hone  coustumier  ne  puet  juge- 
ment  froisier  ne  contredire»  sagen  die  Et.  de  St.  L. ; 4)  ganz 
Gleiches  bedeutet  der  Satz  bei  Fontaines:  «Tout  eil  ne  puent  ju- 
gement  fausser,  ki  par  coustumes  du  pays,  ou  par  loi  privee  »unt 


')  Beaum.  LXV1I.  öfter. 
*)  Et.  de  St  L.  I.  78. 

*)  Die  Überschrift  aber  das  ch.  81.  in  den  Et.  oCommcnt  Ten  doit  appeler 
son  seigneur  de  defanlt  de  droit»  hat  gewiss  auch  dazu  Anlass  gegeben, 
die  defaute  de  droit  für  ein  Appellationsverfahren  zu  halten.  Das  Kapitel 
selber  spricht  aber  gar  nicht  von  defaute  de  droit,  sondern  nur  ton  dem 
apel  des  Seigneur  wegen  faux  jugcmenU 

*)  Et.  1.  138.  Sollte  Froissier,  was  sonst  nicht  vorkommt,  eine  Enunenda- 
tion  in  fausser  zulassen? 
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en  jugement  de  francs  homet.n  »)  Denn  die  Richtenden  waren  nicht 
ihre  peers,  und  das  Band,  das  sie  dem  Gericht  unterwarf,  war 
nicht  wie  das  Lehnsband  von  ihrem  guten  Willen  abhängig.  Ihnen 
daher  halte,  wie  das  auch  schon  gesagt  ist,  das  Gericht  allerdings 
den  Gharacler  der  Obrigkeit.  Doch  war  es  nicht  möglich,  sie  ganz 
ohne  das  Recht  zu  lassen  ,  diese  Urtheile  anzugreifen ,  gerade  weil 
ihr  Gerichtebeil  kein  Volksgericbt  mehrlwar.  Hier  war  der  Punkt, 
wo  eine  Appellation  im  heuligen  Sinne  schou  damals  das  allein 
Zulässige  war.  Der  vilain  oder  bons  coustumier  konnte  gegen  den 
Spruch  seines  Sire  appelliren  bei  dem  höheren  Geriebt;  allein  dies 
hiess  nicht  apeler,  weil  keine  Gages  de  bataille  deshalb  angenommen 
wurden,  sondern  odemander  amendement  du  jugement.»2)  Doch 
gab  es  zwei  Formen,  deren  Unterscheidung  auf  den  allmähiigen 
Übergang  alten  der  villani  in  die  hons  de  corps  hindeutet.  Bat  nämlich 
der  hons  coustumier  einfach  um  amendement,  so  zahlte  er,  im 
Falle  er  verlor,  «V  sous  ou  VI  sous  et  demy,  selonc  la  couslume 
de  la  chastellerie»  ;  sagt  er  aber  im  Gericht  zu  seinem  Herrn  «Vous 
m'avez  fet  faux  jugement»,  so  muss  er,  wenn  das  Urlheil  bestätigt 
wird,  60  sols  dem  Herrn  und  allen  Beisitzern  zahlen,  «qui  seroient 
Gentilhons  ou  qui  auroient  fie.»  —  In  den  Gebieten  Frankreichs, 
wo  ein  freies  Bauerngericht  sich  auch  in  der  Lehnszeit  erhielt, 
blieb  der  Grundsatz,  dass  eine  Scheltung  des  Urtheils  solcher  Ge- 
richte nur  gegen  das  ganze  Gericht,  und  nicht  als  apel,  sondern 
als  wirkliche  Appellation  an  das  höhere  Gericht  gebracht  ward; 
die  Folge  war  ein  Verfallen  in  die  Appellationsbusse  ,  die  dann 
die  einzelnen  Beisitzer  traf.  Da  dies  Verfahren  aber  nur  dem  kleinen 
nordöstlichen  Theile,  dem  Ponthieu  angehörte,  so  haben  wir  ge- 
glaubt, uns  auf  den  eigentlich  französischen  Process  des  Lehn- 
wesens beschränken  zu  müssen,  und  überlassen  daher  diesen  Theil 
anderen  Arbeiten.3) 


•)  Font.  XXI.  40. 

3)  Et.  de  St.  L.  1,  138.  Die  Überschrift:  «D'hons  coustumiers  qui  fautie  ju- 
gement» stimmt  auch  hier  nicht  recht  zun  Inhalt.  Es  ist  sehr  wohl  mög- 
lich, dass  die  Überschriften  aus  späterer  Zeit  oder  doch  von  einem  Anderen 
als  dem  Verfasser  herstammen,  da  in  allen  anderen  ältesten  Quellen,  selbst 
noch  bei  Bontciller,  keine  Überschriften  sich  finden. 

3)  Die  Hauplquelle  hieftir  ist  der  Coutumier  inedit  de  Picardic  von  Blamier. 
Wir  führeu  ein  Arret  de  Asssize,  oder  wie  es  hier  heisst,  «ordenanche 
seurapiaux  in  p.  72.,  die  das  Wesentliche  der  Sache  enthält,  and  gewiss 
ein  Gebrauchsrecht  nur  bestätigt  hat:  Ordene  fu  en  le  dicte  Assize  por 
les  dis  pers  et  bommes  que  se  on  apele  de  jugement  de  bommes  liges  et 
et  sur  che  soft  jugid  qu'il  aient  fait  maulvais  jugement,  cascuns  paiera  in- 
garoment  se  pari  de  Tarnende.»   Vgl.  dazu  die  Ass.  I.,  11.  u.  HI.    Ks  ist 
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Nun  bleibt  Doch  der  letzte  Theil  des  Processes,  die  Lehre  von 
der  Cootumaz  oder  den  defauts. 

V.  Contumaz  und  Contumazialver fahren. 

Die  Contumaz  des  Lehnsprocesses  tritt  in  zwei  verschiedenen 
Hauptformen  auf;  der  Contumaz  des  (ierichtsherrn  gegen  die  Partei ; 
und  der  Contumaz  der  Parteien  gegen  einander.  Beide  fordern 
selbstständige  Darstellung. 

a.  Defaute  de  droit  oder  Deni  de  justice. 
Beaum.  Ch.  LXII  «.  LXI.  33—40,    Et.  de  St.  L.  I.  49. 

Es  gab  mancherlei  Gründe,  aus  denen  es  damals  fiir  die  Ge- 
richtsherrn unter  Umständen  wünschenswerth  sein  konnte,  von  der 
Pflicht,  ihren  Vasallen  Recht  zu  sprechen,  befreit  zu  werden. 
Zum  Theil  war  das  Gericht  stets  mit  gewissen  Kosten  verknüpft, 
zum  Theil  kam  es  vor,  dass  der  Seigneur  sich  in  den  Besitz  der 
Grundstücke  seines  Vasallen  gesetzt  hatte,  und  nun  wünschte,  die 
Entscheidung  der  Sache  zu  verhindern,  um  das,  was  er  omet  en 
sa  maino  noch  ferner  zu  behalten,  zum  Theil  folgte  er  noch  per- 
sönlicher Abneigung.  Deshalb  sagt  schon  Beaum.  «)  «car  noz  veons 
aucuns  segneurs  si  en  malice  contre  cix  a  qu'il  ne  voelent  fere 
droit  qu  a  paines  les  pol  on  ataindre  de  defaute  de  droit.»  In  die- 
sen Fällen  rausste  ein  eigenes  Verfahren  eingeleitet  werden;  denn 
da  die  Pflicht,  dem  Vasallen  Gericht  zu  bieten,  die  Lehnspflicht 
des  letzteren  bedingte ,  so  handelte  es  sich  bei  einer  solchen  Ver- 
#  Weigerung  der  Gerichtspflicht  jedesmal  um  das  ganze  Lehnsverhätl- 
niss.    Dieses  Verfahren  war  in  seinen  Grundzügen  folgendes. 

Wenn  der  Vasall  irgend  eine  Sache  entschieden,  oder  den  von 
dem  Herrn  in  Beschlag  genommenen  Besitz  zurückhaben  wollte, 
oder  wenn  der  Seigneur  «delaie  les  ples  en  lor  cours,  plus  qu'il 
ne  poeent  ne  ne  doivent  contre  couslume  de  terra,»  *)  so  musste  er 
zuerst  es  dem  Herrn  einfach  anzeigen  ,  damit  derselbe  ihm  den 
Gerichtstag  bestimme;  das  scheint  wenigstens  jedesmal  vorausge- 
gangen zu  sein.  Wollte  der  Herr  dann  nicht,  so  trat  das  förmliche 
Verfahren  ein.  Der  erste  Act  desselben  heisst  bei  Beaum.3)  «Som- 
mer.»   Der  Vasall  musste  den  Lehnsherrn  persönlich  auffordern 


nicht  zu  übersehen ,  dass  apeler  hier  schon  nicht  mehr  mm  Zweikampf 

fordern,  sondern  wirklich  appclliren  bedeutet. 
0  B.  LXII.  a.  1. 
')  B.  LXI.  a.  70. 
*)  LXII.  a.  9. 
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lassen»,  ihm  Gericht  zu  geben ,  Und  zwar  durch  seine  peers ;  we- 
nigstens zwei  derselben;  hatte  'der  homrae  keine  öder  'nur  einen, 
so  konnte  er  vom  Chief  Seignetrr  sich  andere  erbitten.  Diese  nun 
zogen  zur  Wohnung  des  Seigneur;  bier  mussten  sie  ihn  asommer 
par  trois  diverses  jornees  qu'il  face  droit  en  presence  de  ses  homes,» 
und  zwar  so,  dass  zwischen  diesen  Gerichtstagen  jedesmal  vierzehn 
Tage  lagen.1)  Setzte  der  Herr  dann  hiebt  den  Gerichtstag  an,  so 
war  er  in  defaule  de  droit.  Die  zweite  Weise ,  wie  er  in  defaut 
iel ,  war  die,  wenn  er  im  wirklich  abgehaltenen  Gericht  das  Ur- 
theil  nicht  sprechen  will  und  schweigt;  ein  solches  Schweigen  gilt 
wie  eine  Sormnation ,  und  bei  dem  dritten  Mate  verfällt  der  Äerr 
gleichfalls  in  die  defaute.*)  Sagt  aber  der  Herr  gleich  Von  Anfang 
an;  er  wolle  dem  Vasallen  nicht  Gericht  nalten,  so  hiess  das 
«veer  la  court»,3)  oder  deveer  la  coftrt,  und  der  ganze  Act  ward 
dann  deni  de  jmtice  genannt,  dem  gleich  stand  der  Fall,  wo  der 
Herr  im  Gericht  die  Partei  misshandelte.4)  Bei  solchem  deni  de 
justice  war  nun  keine  dreimalige  sommalion  erforderlich,  sondern 
das  defaut  war  sogleich  da;  nur  in  diesem  Punkte  scheidet  sich 
das  defaut  de  droit  von  dem  deni  de  justice.*)  —  Die  Folgen  dieser 
defauts  gehen  aus  dem  Princip  des  Lehnwesens  selber  hervor. 
Durch  die  Weigerung  der  Gerichtshaltung,  wenn  sie  als  ein  vter 
la  tourt  oder  deni  de  justice  auftrat,  war  der  Lehnsverband  selber 
gebrochen  ;  und  damit  traten  Vasall  und  Lehnsherr  einander  gegen- 
über, wie  zwei  selbstherrliche  Staaten  mit  dem  Recht  der  Fehde. 
Diese  Folge  ist  es,  die  in  den  Et.  de  St.  L.  beschrieben  wird  a.a.O. 
Der  Vasall  konnte  dann  seine  Vasallen  auffordern,  ihm  zur  guerre 
gegen  den  Oberlehnsherrn  den  Ost  zu  leisten ;  doch  halle  der 
Untervasall  das  Recht,  sich  erst  bei  dem  letzten  zu  erkundigen, 
ob  er  ihm  wirklich  den  Rechtsspruch  und  das  Gerieht  verweigert 
habe ;  bejahte  der  es ,  so  musste  der  nomine  folgen  und  lief  keine 
Gefahr,  sein  Recht  oder  sein  Lehn  zu  verlieren.  —  War  die  Ver- 
weigerung des  Gerichts  aber  blosses  defaut  oder  Contumaz,  so  ward 
dieselbe  auf  gerichtlichem  Wege  verfolgt  von  dem  Betbefligleh  und 


')  B.  LXII.  3. 

2)  B.  ib. 

3)  Et.  de  St.  L.  I.  49.    Auch  bei  B.  a.  a.  0. 

4)  B.  LXII.  4. 

*)  Aber  es  Meidet  sich  eben  auch  auf  diese  Weise ;  und  es  ist  daher  falsch, 
wie  es  ntft  immer  geschieht,  defaul  dfe  droit  und  deni  de  justice  als  ganz 
identisch  zu  behandeln.  Doch  geben  dio  Quellen  selbst  die  Veranlassung ; 
nicht  bloss  die  Ueberschriflen  in  den  betreffenden  Kapiteln  der  fet.  de  St. 
L. ,  sondern  auch  Beaum.  LXI.  70 :  aDeffaute  de  droit  si  esi  de  v£er  droit 
a  fere  ä  cell  qui  le  requiert.« 
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dies  Verfahren  beschreibt  Beaumanoir  a.  a.  0.  Der  klagende  Vasall 
erschien  vor  dem  Gerichte  der  Cour  des  Oberseigneurs.  Doch 
musste  er  sich  hüten  ,  nicht  vor  der  letzten  der  drei  Fristen  zu 
kommen ,  denn  sonst  ward  er  «renvoies  en  le  cort  son  seigneur» 
und  verfiel,  weil  er  durch  seine  Klage  den  Lehnsverband  selber 
angegriffen,  in  die  Willkührbusse,  («Tarnende  ä  le  volente»  des 
Herrn ,  der  ihm  alles  nehmen  konnte ,  was  er  als  Lehn  von  jenem 
besass ;  natürlich  trat  dasselbe  ein ,  wenn  er  gar  nicht  oder  nicht 
richtig  die  sommalion  vollzogen, ')  Waren  aber  die  Formalien  richtig 
so  musste  nun  der  Vasall  den  Herrn  vor  dem  Oberherrn  anklagen 
auf  verletzte  Lehnspflicht.  Gesteht  der  Herr,  so  ist  die  Entschei- 
dung einfach;  gesteht  er  nicht,  so  tritt  auch  hier  Beweis  ein,  und 
zwar  auf  keine  andere  Weise,  als  durch  den  apel,  das  heissl,  die 
eine  Partei  forderte  die  andere  zum  Zweikampf  über  das  verletzte 
Recht.  In  diesem  Sinne  sprechen  die  Quellen  von  einem  «apel  oder 
apeler  de  defaute  de  droit»,')  nicht  aber  als  wäre  hier  ein  eigent- 
liches Appellationsverfahren  vorgekommen.  Der  Zweikampf  ging 
auf  die  gewöhnliche  Weise  vor  sich.  Seine  Folgen  liegen  nahe. 
Verlor  der  Herr,  ist  er  convaineus  en  apel  et  atains ,  il  pert  le 
jugier  et  le  justice  de  se  terre ,  et  si  Tarnende  de  LX  livres.3)  Ver- 
liert aber  der  Vasall  ,  so  treten  zwei  Bussen  ein.  Die  erste  verfallt 
dem  Oberherrn;  weil  in  dessen  Gericht  eine  gage  de  bataille  vor- 
gekommen ist  und  zwar  gleichfalls  LX  livres;4)  die  zweite  ist 
nicht  eigentliche  Busse,  obwohl  sie  von  Beaum.  gleichfalls  amende 
genannt  wird,  sondern  es  ist  der  Verlust  alles  Lekns  an  den  ver- 
klagten Herrn  ;  ade  lout  ce  que  Ii  apeleres  tienl  de  Ii.»  *)  In  dem 
Falle  jedoch,  wo  eine  solche  Cuntumazklage  erhoben  ward  von 
einem  Dritten ,  der  nicht  Vasall  des  beklagten  Gerichtsherrn  war, 
konnte  consequenter  Weise  kein  solcher  Verlust  eintreten ,  sondern 
die  einfache  Zweikampfsbusse  von  60  livres.6) 

Dasselbe  Verhältnis*  im  Verfahren  trat  ein,  wenn  ein  home 
de  poeste  wegen  defaute  de  droit  den  seigneur  verklagen  wollte; 
nur  waren  natürlich  einzelne  Folgen  anders.  Zuerst  braucht  der 
vilain  keine  sommalion  auszubringen  «par  peers ,  qu'il  n  en  ont 


')  B.  LXL  a.  34. 

2)  B.  LXII.  i.  stellt  neben  einander  «apiax  qui  >e  fonl  par  gages  de  bataille, 
et  apiax  de  faui  jugemens  —  par  erremens  de  plait .  et  apiax  de  defaute 
de  droit.»   Hier  ist  »ebon  Verwirrung  von  Scheltung  und  Appellation. 

3)  B.  LX1.  39. 

4)  B.  X.  2. 

5)  B.  ib  33.  LXII.  a.  5.  X.  2. 
•)  B.  ib.  35. 
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nul;»  ')*  sie  müssen  einfach  die  defaute  mit  dem  Gerichtstage  er- 
klären, doch  vor  bones  gens,  qui  en  puissent  porter  tesniongnage.» 
Der  Beweis  ward  dann  geführt  durch  Zweikampf  zwischen  Herrn 
und  vilain ;  die  Folge  war ,  dass  gleichfalls  entweder  der  Herr  sein 
Fief  an  den  Oberherrn  verlor,  oder  der  vilain  dasselbe  an  den 
Gerichtsherrn  abgeben  mussle,  zugleich  mit  der  Busse  von  60  sous 
an  den  Obergerichtsherrn;  in  Beziehung  auf  den  eigenen  Seigneur 
heissl  es,  dass  die  «amende  a  le  volonte  du  segneur»  ist,  «sauf 
le  cors.o  (B.  X.  2.)  Es  versteht  sich,  dass  er  nicht  zur  Fehdo 
greifen  konnte,  da  er  überhaupt  des  Fehderechts  entbehrte. 

Durchaus  verschieden  davon  war  nun  die  zweite  Art  der  Con- 
tumaz,  die  der  Parteien. 

b.    Die  eigentlichen  Defaute  oder  die  Contumax. 

Die  Contumaz  der  Parteien  erhält  ihre  eigentliche  Form  erst 
dadurch,  dass  man  sich  jeden  Punkt  des  eben  beschriebenen  Ver- 
fahrens als  ein  selbstständiges  Moment  denkt,  das  seinen  besondern 
Verlauf  hat.  Bei  jedem  derselben  kann  daher  ein  defaul  vorkom- 
men, aber  diese  defauts  siud  der  Form  nach  nicht  gleich. 

Die  erste  Art  der  defauts  der  Partei  ist  die  auf  die  geschehene 
semome.  Dieses  defaul  trat  nicht  sogleich  ein.  Denn  da  jeder  drei 
Contremans  halte  ohne  Gründe  anzugeben ,  so  mussle  man  ihm 
auch  dreimal  das  Hecht  lassen  sich  dem  Gericht  nicht  zu  stellen. 
Dreimal  daher  mussle  die  andre  Partei  darauf  antragen,  dass  man 
die  Abwesenheit  der  Partei  anerkenne;  erst  bei  dem  drillen  defaut 
trat  wirkliche  Contumaz,  pure  defaute,  ein.  Doch  war  das  Nicht- 
erscheinen schon  ein  Ungehorsam  und  desshalb  wurden  l'ngehor- 
samsbussen  auferlegt,  bei  dem  vilain  2  sol  VI  deniers,  bei  dem 
francs  home  de  franc  tief  tenant  60  solz. »)  Will  er  nicht  zahlen, 
so  kann  der  Gericbtsherr  prendre  du  sien  seur  le  fief  k'il  tient  de 
lui  pour  le  defaute.2)   Bei  dem  dritten  defaut  verfallt  dagegen  das 

ganze  Lehn  in  die  saisine  des  Lehnsherrn,  der  es  in  seine  Hand 
■  » 
i)  B.  LXII.  a.  5. 

*)  Diese  Darstellung  ist  nach  de  Fontaine«,  der  am  klarsten  Uber  die  defaute  bei 
der  semonse  ist.  Cb.  VI.  VIII.  X.  Er  fügt  aber  selbst  hinzu:  «assez  y  a 
de  castiaus  et  de  viles»,  welche  anderes  Recht  der  Busse  haben,  a.  1.  2. 
Die  Et.  d.  St.  L.  1.  56.  setzen  z.  B.  nur  50  sols  für  den  Gentisbome,  und 
1.  92.  50  s.  dem  Gentisbome  und  10  sols  dem  hons  coustumier.  Aehn- 
licbe  Verschiedenheiten  sind  aber  zu  wenig  bedeutend,  als  dass  wir  sie 
geuauer  hier  beachten  könnten. 

3)  Font.  XXI.  9.  Darnach  ist  auch  die  folgende  Darstellung.  Wir  bemerken 
ausdrücklich,  dass  es  sich  nicht  entscheiden  Msst,  wie  weit  dieses  Ver- 
fahren gegolten;  die  Et.  de  N.  p.  66  z.  B.  haben  eine  audre  Form  des 
Verfahrens.  —  Vgl.  ferner  Beaum.  ch.  II.  a.  8. 
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nimmt ,  indem  er  seine  sergents  hinsendet ,  ohne  jedoch  noch  auf 
Fruchtgenitss  Anspruch  zu  haben.  Dann  wartet  der  Herr  noch  kO 
Tage;  stellt  sich  in  dieser  Zeit  die  Partei  nicht,  so  kann  sur 
l'ensegnement  des  homes  der  Lehnsherr  das  Lehn  benutzen.  Er- 
scheint der  Beklagte  dann  noch  in  Jahr  und  Tag,  so  kann  er  den 
Process  allerdings  auf  das  Eigenthum,  die  hiretage,  wie  es  heissl, 
begionen  und  beweist  er  diess,  so  wird  ihm  auch  die  saisine  wie- 
der zurückgegeben,  jedoch  ohne  Ersatz  der  genommenen  Früchte. 
Kommt  er  aber  auch  in  Jahr  und  Tag  nicht,  so  wird  nun  die  hire- 
lage dem  'tiegner  zugesprochen.  —  -Gegen  jede  Verurtbeilung  in 
die  Ungebersamsbnsse  galt  die  Einrede,  dass  man  die  semouse 
nicht  richtig  oder  überhaupt  nicht  empfangen  habe.1)  War  die 
semonse  durch  sergenls  geschehen,  so  wurden  dieselben  vor  Ge- 
richt aufgefordert,  Form  und  Richtigkeit  der  semonse  zu  beschwö- 
ren —  «garantir»;*)  denn  war  das  ajournement  nicht  förmlich,  so 
galt  es  nicht  und  mithin  trat  auch  kein  defaut  ein.3) 

Anders  dagegen  war  das  Verhältnis  der  defauts,  so  bald  ein- 
mal die  Partei  sich  vor  Gericht  gestellt  hatte.  Alsdann  fiel  das 
Hecht  weg  ferner  ohne  besonderen  Nachtheil  auszubleiben  und  die 
wirkliche  Cuntumaz  trat  sogleich  ein.  Das  war  zuerst  der  Fall  bei 
den  einzelnen  Acten  des  sogenannten  Legitimationsverfahrens.  Wer 
ein  Jonr  de  vue  oder  de  monstre  erlangt  halle  und  dann  noch  de- 
faut im  Gericht  beging,  verlor  sogleich  die  saisine  der  Sache ;  *) 
es  muss  dasselbe  ohne  Zweifel  von  den  übrigen  Punkten  in  diesem 
Abschnitt  des  Verfahrens  angenommen  werden ,  nur  dass  hier  na- 
türlich nicht  immer  eine  soisine  verloren  ging  wie  hei  Schuldfor- 
derungen.  Eben  so  war  es  bei  der  Einlassung  2um  Unheil ,  wie 
schon  an  seinem  Crlheile  bemerkt. 

Was  endlich  die  Publication  des  Urtheils  betrifft,  so  forderte 
der  Grundsatz ,  dass  jede  Scheltung  auf  der  Stelle  geschehen  mussle, 
zunächst,  dass  die  Parteien  citirt  werden  mussten.  Erschien  eine 
von  beiden  nicht,  so  durfte  es  nicht  publicirt  werden,  sondern 
dieses  defaut  ward  mit  der  Conlumazbusse  des  Ortsrechls  gebüsst 
und  eine  zweite  Ladung  ward  ausgebracht.  Bei  dieser  Ladung 
musste  der  Zusatz  gemacht  werden,  «que,  viegne  ou  ne  viegne  de 
cele  jornee,  on  rendra  le  jugement»,  das  Urthal  publicirt  werden 
solle.«) 


<)  Etabl.  de  St.  L.  1.  66. 
*)  Etabl.  11.  u.  93. 
*)  Etabl.  1.  66. 

4)  Etabl.  i.  92.  Beautn.  ch.  11.  a.  8 
*)  Beaum.  cb.  LXVII.  2T. 
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Anhang. 

Prises  et  Recreance. 
(Beaom.  co.  LH.  und  LIII.) 

Noch  müssen  wir  im  Kurzen,  als  einer  besondren  Art  des  Ver- 
fahrens,  die  Prises  et  Recreances  erwähnen,  die  nur  in  einzelnen 
Füllen  vorkommen,  dann  aber,  wenn  die  Partei  die  Sache  verfolgen 
will,  einen  förmlichen  Process  zu  Folge  haben.  Die  Sache  wie 
die  Grundsätze  darüber  sind  sehr  einfach. 

Die  Prise  ist  die  beschlagnahme  der  Thiere,  welche  auf  frem- 
dem Felde  Schaden  thun,  um  sich  durch  den  Besitz  derselben  den 
Schadensersatz  zu  sichern.  Beaura.  a.  a.  0.  führt  es  weiter  aus, 
in  welchen  Fällen  eine  solche  Prise  zulässig  ist;  es  sind  in  allem 
wesentlichen  die  heutigen  Grundsätze  über  das  sogenannte  Schütten 
der  Thiere.  Indessen  ward  der  Ausdruck  Prise  auch  gebraucht 
für  das  Ergreifen  der  Verbrecher  auf  handhafter  That,  wovon  unten 
das  Genauere  folgen  wird.  Endlich  auch  für  den  Fall,  wo  auf 
das  Verlangen  eines  dritten  der  Gerichtsherr  auf  irgend  einen  Be- 
sitz gerichtlichen  Beschlag  legt,  liier  war  einer  von  den  Punkten, 
durch  welche  die  Gewalt  der  Gerichte  sich  mitten  der  absoluten 
Unordnung  jener  Zeit  Bahn  brach.  Denn  schon  Beaum.  gibt  dem 
Richter  das  Hecht,  zu  erwägen  (regarder)  «se  Ii  cas  est  tix  qu'il 
doie  penre  ne  saisir  devant  que  Us  parties  aront  esti  en  plet  ordeni 
devant  lui»  »)  z.  B.  bei  der  force  et  novele  desaisine  und  Ähnlichem; 
in  solchen  Fällen  soll  der  Herr  die  Sachen  openre  en  se  main, 
por  oster  les  perix  qui  en  porroient  avenir.o  Damit  entstanden 
allmählig  zwei  Arten  der  Prise,  die  aussergerichtliche  und  die  ge- 
richtliche. Die  letztere  gehört  ihrer  ganzen  Bedeutung  nach  der 
folgenden  Epoehe;  die  erste  ist  ohne  Zweifel  schon  in  dieser,  als 
ein  altgermanisches  Institut,  sehr  allgemein  gewesen.  -—  War  eine 
solche  Prise  geschehen,  so  konnte  min  von  Seilen  des  Eigenlhümers 
ein  Verfahren  auf  Recreance  eintreten.  Wollte  er  die  Sache  zurück- 
haben, so  konnte  sie  ihm  nicht  verweigert  werden;  allein  er  musste 
Bürgschaft  leisten,  dass  er  im  Falle  einer  Klago  den  betreffenden 
Gegenstand  in  die  Hand  des  Innehabers  zurückliefern  werde :  «Recre- 
ance, si  est  r'avoir  ce  qui  fus  pris  par  donner  seurle  de  reraeltre 
loi  (le)  en  le  main  du  preneur  ä  certain  jor,  qui  est  nonimes  011 
aueune  fais  ä  le  semonse  du  segneur  qui  fist  penre.»2)  Solche 
Recreance  musste,  gegen  die  betreffende  Sicherheit,  dem  Eigen' 
thümer  immer  zugestanden  werden;  ja  wollte  der  GericJitsherr  es 

i)  Beaom.  LH.  a.  21. 
*)  Beaom.  LUI.  a.  2. 
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nicht,  so  konnte  er  in  defaule  de  droit  verfallen.  Ausgenommen 
jedoch  war  der  Fall,  wo  die  Prise  wegen  eines  Verbrechers  ge- 
schehen war,  «sor  cas  de  crieme» ;  hier  behielt  der  Herr  die  Sache 
in  seiner  Hand  und  war  der  Verbrecher  selbst  Gegenstand  der 
prise,  so  behielt  er  ihn  im  Geföogniss  (prison) ;  nur  wenn  das  Ver- 
brechen zum  Beweis  stand  und  mithin  gage  de  bataille  gegeben 
waren,  musste  den  Parteien  gegen  Sicherheit  die  Recreance  gege- 
ben werden.  •)  Hatte  ein  Sergent  als  Diener  des  Gerichts  die  Prise 
gemacht,  so  konnte  er  nicht  selber  Recreance  geben,  sondern 
musste  die  Sache  dem  Herrn  überliefern,  der  dann  weiter  verfuhr. 
Dann  konnte  die  betheiligte  Partei  in  der  Folge  das  eigentliche 
Verfahren  einleiten.3) 


VI.    Das  Strafverfahren. 

Wir  sind  gewohnt  das  Strafverfahren  als  einen  ganz  selbst- 
ständigen Theil  des  Rechts  anzusehen ,  das  in  eigener  Form  eigene 
Principien  verwirklicht,  und  desshalb  übertragen  wir  diesen  Ge- 
danken leicht  auf  die  Geschichte  früherer  Zeit,  indem  wir  Straf- 
verfahren und  Civilprocess  als  zwei  solbstsländig  gelrennte  Gebiete 
aufstellen  auch  da,  wo  sie  in  der  Thal  es  noch  nicht  gewesen 
sind.  Diese  Gewohnheit  hat  allerdings  einen  tieferen  Grund  und 
die  Darlegung  dieses  Grundes  wird  den  richtigen  Gesichtspunkt  für 
das  folgende  abgehen. 

Ist  nämlich  das  Verbreeben  die  Verletzung  des  Begriffs  der 
Persönlichkeit  in  dem  Einzelnen ,  so  wird  der  Staat  als  die  Wirk- 
lichkeit jenes  Begriffs  in  seinem  Gerichte  über  das  Verbrechen  stets 
in  dem  Maasse  Richter  in  eigner  Sache  sein,  in  welchem  jenes 
Wesen  des  Verbrechens  erkannt  ist.  So  lange  dagegen  das  Moment 
der  Privatverletzung  als  das  vorherrschende  im  Verbrechen  ange- 
sehen wird ,  so  lange  ist  das  Gericht  nichts  anderes  dem  Verbrechen 
gegenüber  als  der  Privatangelegenheit.  Da  nun  das  erstere  Ver- 
hältniss  das  an  sich  richtige  ist,  so  wird  man  sein  Dasein,  wenn 
auch  nur  im  Keime,  allenthalben  wieder  finden  und  seine  Entwick- 
lung ist  damit  eben  die  Geschichte  des  eigentlichen  Strafverfahrens. 
Nun  geben  die  äusseren  Momente  des  Verfahrens  zunächst  den 
Grund  ab,  wesshalb  man  den  Process  des  Staats  in  dem  eigent- 
lichen Verbrechen  auf  das  fnquisitionsprineip,  den  Process  über  das 

1)  B.  II.  a.  4. 

2)  B.  II.  a.  3.  5. 
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Verbrechen  als  Privatverletzung  auf  das  Accusationsprincip  zurück- 
führen muss.  So  lange  das  letztere  herrscht,  so  lange  wird  es 
kein  ganz  selbstständiges  Strafverfahren  geben,  sondern  dieses  nur 
eine  Modifikation  des  Civilprocesses  sein;  die  Bildung  eines  »elbtt- 
»tändigen  Strafverfahrens  ist  milbiii  identisch  mit  dem  Auftreten  der 
Inquisitionsmaxime  und  diese  hängt  ab  von  dem  Begriffe  des  Ver- 
brechens selber.  Dieses  aber,  selbst  nur  ein  Ausfluss  der  Staats- 
ideen, ist  nur  die  Bezeichnung  der  Grenze  für  den  Begriff  des 
Staats  in  einem  bestimmten  Zeitpunkte;  und  so  wird  die  Geschichte 
des  Staatsbegriffs,  des  Begriffs  von  Verbrechen  und  Strafe  und  das 
Inquisitionsprincips  selber  uns  identisch. 

Wenn  wir  nun  darnach  sagen,  dass  die  Eigentümlichkeit  des 
Strafverfahrens  einer  besonderen  Epoche  auf  dem  Verhältnut  zwi- 
schen dem  Inquisitionsprincip  und  dem  Accusationsprincip  beruht, 
so  wird  dieses  Verhältniss  beider  zu  einander  selbst  wieder  als  in 
der  Gestalt  der  Staattidee  jener  Epoche  und  in  demjenigen,  was  sie 
für  das  Verbrechen  und  sein  Recht  erzeugt,  begründet  erscheinen. 
Kehren  wir  daher  zu  unsrer  Epoche  zurück,  so  enthält  das  Straf- 
recht des  Lehnswesens  das  Princip  für  das  Strafverfahren  desselben. 

In  jenem  Strafrecht  nun  zeigten  wir,  dass  der  Seigneur  sou- 
verain  der  Herr  der  Butte  und  de»  Gerieht»  ist  und  dass  die  Classe 
der  absoluten  Verbrechen  sich  mehr  und  mehr  erweitert;  der  Mo- 
ment der  reinen  Privatverletzung  durch  das  Verbrechen  ist  bis  auf 
wenige  Spuren  aufgehoben;  allein  die  Privatgenugthuung  ist  vom 
Verletzten  nur  noch  auf  den  Gerichtsherrn  übergegangen.  Beide 
Grundsätze  fiir  das  Strafrecht  sind  mithin  in  engster  Verschmelzung 
begriffen  und  demnach  ist  es  denn  auch  der  Characler  des  Straf- 
verfahren», das  Accusationsprincip  mit  der  Untersuchungsgewalt  so 
zu  verschmelzen,  dass  die  Formen  des  Civilverfahrens  die  für  das 
Slrafrecht  gültigen  bleiben,  innerhalb  derselben  aber  das  Inquisi- 
tionsprincip nirgends  als  Regel,  allenthalben  aber  als  regelnd  auftritt. 
Dieser  Zustand  des  Wechsels  und  des  Schwankens  zwischen  beiden 
Grundlagen  des  Strafverfahrens  bildet  das  Princip  für  das  Letztere 
in  der  Lehnsepoche;  seine  geschichtliche  Bedeutung  besteht  darin, 
den  entscheidenden  Sieg  der  Inquisitionsmaxime  in  der  folgenden 
Epoche  vorzubereiten. 

Dennoch  kann  man  für  das  Strafverfahren  jetzt  keine  eigene 
Form  aufstellen,  sondern  es  muss  die  des  Civilverfahrens  voraus- 
gesetzt werden.  Denn  das  Strafverfahren  als  ein  eigenes  entsteht, 
indem  der  Gegenstand  de»  Civilverfahrens  ein  Verbrechen  ist.  Die 
Besonderheiten  des  Civilverfahrens,  die  dieser  Gegenstand  desselben 
erzeugt ,  sind  der  Criminalproce»».  Genauer  lässt  sich  das  Wesen 
dieser  Epoche  für  jenes  nicht  bezeichnen. 
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Diese  Besonderheilen  müssen  mithin  im  Einzelnen  dargestellt 

werden. 

Das  Hauptgebiet,  in  welchem  dieselben  erscheinen  und  wo  es 
aHein  einen  Anknüpfungspunkt  für  das  Inquisitionsprincip  gibt,  ist 
das  Vorverfahren.  In  dem  Acte,  der  die  Stellung  vor  das  Gericht 
enthalt,  ist  diese  Epoche  in  ihrem  Hechte  entschieden  ausgebildet; 
die  weitere  Eutwickluug  beginnt  erst  da,  wo  auch  der  Beweis  an- 
fangt, bei  den  Verbrechen  ein  anderer  zu  werden  wie  bei  Civil- 
streit;  erst  mit  diesem  Punkte  beginnt  die  folgende  Periode. 

Jene  Stellung  vor  das  Gericht  halte  nur  zwei  Formen.  Die 
erste  beruhte  auf  dem  Begriffe  der  handhaften  That,  die  zweite  auf 
der  Privatunklage. 

Beging  nämlich  jemand  ein  offenes  Verbrechen,  so  verfplglen 
ihn  die  Betheiligten  und  Unbelheil igten  in  der  ältesten  Weise  mit 
Gerüfe.  Dieses  Gerufe  heisst  clameur,  cri',  clameur  oder  cri  dharo, 
oder  hareu.1)  Alsdann  war  jeder  verpflichtet  den  Berufenen  zu  er- 
greifen; im  13.  Jahrhundert  dehnte  die  neue  Theorie  dieses  über 
alle  offenkundige  Verbrecher  aus.  Jeder  darf  auf  eignem  Grund 
und  Boden  jeden  Verbrecher  ergreifen,  nur  muss  er  ihn  sogleich 
an  den  Inhaber  der  Justice  ausliefern.  Jeder  ist  ferner  verpflich- 
tet, auf  Aufforderung  desselben  oder  seines  sergenls  zur  Ergreifung 
Hülfe  zu  leisten.»)  Diese  Ergreifung  heisst  auch  prise;  daraus  ist 
später  der  Ausdruck  prise  de  Corps  entstanden.  Der  Ergriffene  wird 
dann  vor  dem  Gerichte  offenbar  ohne  weitere  Untersuchung  als 
überßihrt  angesehen;  wenigstens  finden  wir  keine  Spur  einer  wei- 
teren Inquisition.  Die  Strafe  erfolgte  dann  nach  Örtlichem  Straf- 
recht.   Dies  ist  das  einfachste  Verbällniss. 

War  dagegen  jemand  blos  verdächtig,  so  ging  das  Recht  des 
Gerichts  nur  dabin,  denselben  überhaupt  vor  Gericht  zu  stellen. 
Dies  geschah  je  nach  den  Umständen  durch  Arrestation  oder  durch 
eine  gewöhnliche  Ladung. 

Ward  jemand  durch  die  sergents  festgenommen,  so  ward  er  zu- 
nächst ins  Geßngniss  geworfen.4)  Diese  Untersuchungshaft  in  ihrer 
ältesten  Form  hielt  aber  das  Princip  der  reinen  Verhandlung  strenge 
aufrecht.  Kein  Verhafteier  braucht  im  Gefängniss  sich  eine  Frage 
Uber  irgend  etwas  gefallen  zu  lassen,  was  nicht  zur  Sache  gehört, 
und  zwingt  man  ihn  in  irgend  einer  Weise  zu  antworten,  so  ist 
tout  ce  qui  est  fa.it  contre  Ii  est  de  nule  vaieur,  car  il  pot  tout 


')  Beaum.  LIT.  16. 

3)  B.  ib.  15.  Wer  bei  der  prise  nicht  Hülfe  leistet,  verfällt  in  Busse  a  vo- 
lenti — 

*)  B.  ib.  19.  atoit  por  meffcl,  ou  por  detc.» 
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rapder,  quanl  il  est  bors  de  prison.  Das  weitere  Verfahren  in  die- 
sem Falle  ist  für  die  Zeit  des  11.  und  12.  Jahrhunderts  nicht  zu 
ersehen;  im  13.  tritt  der  Beamtete  als  uutersuchender  Richter  in 
der  Weise  auf,  wie  wir  das  des  Zusammenhanges  wegen  in  der 
folgenden  Epoche  zeigen  werden.  Es  lässt  sich  aber  annehmen, 
dass  in  jener  Zeit  der  iuslicier  nach  den  Aussagen  der  sergents 
und  sonstiger  Umstanden  ohne  viele  Fornteu  besonders  bei  Unfreien 
und  gens  sans  aveu  gerichtet  haben  wird. 

Trat  nun  aber  keine  Verhaftung  ein,  entweder  weil,  die  That 
nicht  sicher  genug  oder  der  Verdachtige  entwichen  war,  so  folgte 
ein  anderes  Verfahren.  Der  Gericbtsherr  liess  zunächst  den  des 
Verbrechens  Verdächtigen  vorladen  in  der  gewöhnlichen  Form  des 
ajournement.  Alsdann  konnte  zweierlei  eintreten.  Erschien  der 
Geladene,  so  hatte  das  Gericht  natürlich  kein  Recht  zur  Inquisition, 
sondern  mosste  nur  die  Gegenwart  des  Verdachtigen  bekaunt  raa- 
chen, damit  die  etwaigen  Ankläger  gegen  ihn  im  ordentlichen  Ver- 
fahren auftreten  konnten.  Das  geschah  nach  der  Gout.  de  Ponthieu 
durch  Ausrufen  an  dem  Gerichtstage ; ')  die  Et.  de  St.  L. 3)  schrieben 
noch  vorr  dass  das  Gericht  das  Geschlecht  des  Ermordeten,  wenn 
das  Verbreeben  ein  Mord  war,  aufrufen  und  vorladen  soll  «et  fe- 
ront  semondre  le  lignage  du  mori.»  Erscheint  niemand  gegen  den 
Verdächtigen ,  so  darf  er  freigelassen  werden  gegen  Bürgschaft 
«par  pleges»;  hat  er  keine  Bürgen,  so  muss  er  geloben,  fiancer, 
dass  er  ein  Jahr  lang  bereit  sein  will  sich  dem  Gericht  zu  stellen ; 
dann  trat  Verjährung  ein.  Nach  der  Gout.  de  Ponth.  war  diese 
Verjährung  nicht  nothwendig ;  wenn  jenes  Aufrufen  mehrmals,  par 
plusieurs  foiso  geschehen  und  kein  Kläger  erschienen  war,  so  ward 
der  Beteiligte  sogleich  adelivre  et  absolz.»  Ob  später  die  An- 
klage wieder  aufgenommen  werden  konnte,  erfährt  man  nicht.  — 
Jenes  sich  Stellen  zur  Anklage  heisst  in  der  Cout.  de  Ponth.3)  ose 
mettre  a  loy  en  le  courl.»  Die  Et.  haben  keinen  hesondern  Aus- 
druck. 

Erschien  aber  der  Verdächtige  nicht,  so  trat  zunächst  das 
Gontumacialverfahren  des  Strafyrocesses  ein.  Hier  sind  in  den  ein- 
zelnen Fristen  und  Formen  allerdings  Verschiedenheiten  gewesen 
in  den  verschiedenen  Landrechten ;  die  Hauptsache  jedoch  ist  allent- 
halben dieselbe.  Der  Verdächtige  ward  zuerst  vor  der  Kirchthüre 
der  Gemeinde  und  auf  offnem  Markte  autgerufen  zu  erscheinen, 


*)  Gout.  d.  P.  bei  Marnier  p.  47.  48.  «Et  ou  a  par  plu«k»urs  fois  apele  es 

plais  de  baillie.  it.  p.  56. 
*)  Et.  de  St.  L.  1.  26. 
»)  Cout  de  P.  p.  47.  56. 
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opour  cognoistre  ou  pour  deflendre.»  Das  geschah  das  erstemal 
für  eine  Frist  von  sieben  Tagen  und  Nächten ;  zum  zweitenmal  für 
vierzehn  Tage  und  vierzehn  Nächte;  zum  drittenmal  für  vierzig 
Tage  und  Nächte.  Kam  der  Geladene  auch  dann  nicht,  so  verfiel 
seine  Fahrniss  dem  Baron xund  er  selber  ward  verbannt,  bannt  en 
plein  marchii. ')  Nur  wenn  er  mit  seinem  Eide  beweisen  konnte, 
das*  er  verhindert  gewesen  die  seroonse  zu  erfahren  oder  ihr  zu 
folgen,  blieb  er  frei  von  der  Verbannung.  Diese  Verbannung  ist 
mithin  in  der  That  nichts  anderes  als  die  Friedloslegung  des  alten 
Rechts;  der  Verbannte  ist  in  dieser  Epoche  ein  «wargus»  es  darf 
ihn  niemand  aufnehmen  und  wer  es  thut  verfallt  mit  seinem  ganzen 
Eigen  dem  Herrn.  Wird  der  Verbannte  selbst  später  ergriffen,  so 
wird  er  ohne  Weiteres  «justictes  du  fet»  hingerichtet  für  die  That, 
Dir  die  er  sich  nicht  zu  Gericht  gestellt.3)  —  Da  dieses  Bannisse- 
ment  mitbin  so  gut  wie  die  Verurtbeilung  selber  ein  Act  und  Zei- 
chen der  höchsten  Gerichtsbarkeit  war,  so  trat  fiir  dasselbe  die 
ganze  Reihe  der  Unterscheidungen  ein,  die  überhaupt  für  die  Ge- 
richtsbarkeit galten.  Der  Vavasseur  kann  ohne  den  Baron  kein 
Bannisseraent  ausbringen,  «sans  l'assentement  du  Baron.»3)  Das 
Verfahren  dabei  beschreibt  Beaum.  Der  home  kann  allerdings  den 
Verbrecher  verbannen,  allein  er  muss  es  dem  Grafen  oder  Herrn 
anzeigen;  dieser  ladet  dann  den  Verbannten  vor  zur  Assise  der 
freiherrlichen  Pairs  omais  qu'il  y  ait  XL  jours  d'espasse.»  Erscheint 
er  dann  nicht,  so  wird  er  verbannt  ade  toute  le  conte  en  le  terre 
le  conte.»  Eine  solche  Verbannung  gilt  dann  Air  alle  hons  du 
conte,  während  die  einfache  Verbannung  durch  den  home  nur  gilt 
«tont  comme  le  terre  du  segneur  tient  en  quel  cort  il  est  bauis.» 
Der  Herr  kann  das  Bannissement  aufheben  und  dann  wird  der  Ver- 
bannte in  alle  seine  Rechte  wieder  eingesetzt;  der  home  kann  es 
nur  mit  Zustimmung  des  Herrn.4)  Jener  Satz  ist  dadurch  wichtig, 
weil  an  ihn  sich  das  Begnadigungsrecht  der  Fürsten  angeschlossen 
hat;  schon  Beaum.  nennt  eine  solche  Aufhebung  ein  «oeuvre  de 
misericorde.  *) 

Die  letzte  Form  ist  nun  die  der  Privatanhlage.  Für  diese  muss 
man  zuerst  scheiden  zwischen  Freien  und  Unfreien.  Da  nämlich 
das  freie  Gericht  das  Princip  der  reinen  Verhandlung  seinem  Wesen 


i)  Nach  den  Et.  de  St.  L.  1.  26.    Besondere  Fristen  in  Ponthien  Cool.  d. 

Ponth.  a.  a.  0.   Noch  andre  im  Beauvoisis  Beaum.  LXI.  19, 
a)  Beaum.  a.  a.  0. 
»)  Et.  de  St.  L.  1.  31. 
*)  Beaum.  LXI.  19—97. 
•)  Beaum.  ib.  24. 
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nach  allein  anerkennt  und  der  Freie  nur  vor  diesem  zu  Gericht 
steht,  so  ist  der  allgemein  güllige  Satz,  dass  in  der  Privatanklage 
zwischen  Freien  der  Civilprocess  zugleich  der  Criminalprocea  ge- 
wesen ist.  Für  diesen  Fall  daher  bleibt  uns  nichts  übrig  als  auf 
den  erstem  hier  zurückzuweisen. 

Ward  dagegen  eine  Anklage  auf  Verbrechen  von  Unfreien  und 
Miltelfreien  erhoben,  so  traten  die  Modifikationen  des  Vorverfah- 
rens ein,  die  uns  die  Et.  d.  St.  L.')  beschreiben.  Das  Gericht  — 
der  Prevot  oder  BailK,  setzte  ihnen  zur  Erhebung  der  Klage  eine 
Frist  —  un  terme  avenant.  Betraf  die  Klage  aber  ein  todeswür- 
diges Verbrechen,  so  mussten  Kläger  wie  Beklagte  sich  zur  gleichen 
Haft  dem  Gericht  überliefern,  wovon  nur  die  Bürgschaft  sichrer 
Männer  ausreichte.  Es  scheint,  dass  man  dazu  die  Mitglieder  der 
lignage  nahm;  stellte  sich  der  Verbürgte  nicht,  so  zahlten  die 
Bürgen  den  relief  d' komme,  eine  Busse  von  100  solz  und  1  denier, 
und  damit  waren  sie  befreit.  Stellten  sich  die  Parteien,  so  berief 
der  Richter  bones  gent  als  Beisitzer  und  dann  trat  das  förmliche 
Beweisver fahren  ein,  in  welchem  erst  mit  dem  13.  Jahrhundert  die 
Zeugen  statt  des  Zweikampfs  erscheinen  (s.  d.  folg.  Ep.) 

Dieses  sind  die  Punkte,  welche  die  EigenthÜmlichkeit  des  Straf- 
verfahrens bilden;  im  übrigen  Verlaufe  des  Processes  kommt  nur 
für  die  Scheltung  noch  ein  besonderes  Princip  vor.  Nach  Beaum.') 
nämlich  hat  kein  auf  den  Tod  Angeklagter  das  Recht,  das  Gericht 
oder  die  Richter  zu  schellen;  Fontaines  sagt  bestimmter:9)  Homecide, 
ou  envenimeurs  larron,  ravisseur  de  fernes,  et  ceus  qui  ont  fuit 
violente  de  sainte  Eglise  aperte  qui  sunt  couvaincus  por  engine- 
ruent,  et  por  apertee  semblances,  et  par  leur  propes  vois  ont  cotmus 
leur  tneffait,  ne  puent  fausser.  Es  ist  schwer  zu  sagen  ob  dieses 
ein  allgemeines  Recht  und  ob  es  ein  ursprüngliches  gewesen  ist. 
Allerdings  aber  lag  das  Verbot  der  Scheltung  in  diesen  Fällen  in 
der  Natur  der  Sache. 

Blickt  man  nun  auf  diese  Verschiedenheiten  im  Recht  des  Straf- 
verfahrens zurück,  so  zeigt  es  sich,  dass  dasselbe  nicht  weniger 
Punkte  bietet,  in  denen  das  mit  dem  13.  Jahrhundert  entstehende 
Inquisitionsprincip  anknüpfen  konnte.  Wie  dieses  geschehen,  wird 
die  folgende  Epoche  zeigen. 


«)  Et.  I.  104.  105.  n.  II.  15. 
*)  Beaum.  ib.  2i. 
*)  Font.  XXII.  21. 

Wirakönig  n.  Stein,  firam.  SU*U-  und  Bechtsgesch.  Bd.  III. 
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II.    Die  Gemeinden. 


So  allgemein  und  durchgreifend  nun  auch  dies  bis  dahin  dar- 
gestellte Lehnwesen  mit  seiner  Verfassung  und  seinem  Recht  sein 
mochte,  so  erfüllt  es  dennoch  nicht  alle  Zustünde  der  Zeit,  von 
der  wir  reden.  Mitten  unter  den  Baronien ,  Ffirslenthümern  und 
Lehnsverbänden  entsteht  alltnählig  eine  ganz  neue  Bildung  des 
Lebens,  die  ihnen  nicht  bloss  innerlich  mit  ihrem  Princip,  sondern 
auch  äusserlich  als  wirkliche  Macht  entgegen  tritt;  die  Gemeinde. 

Das  Wesen  der  Gemeinde  als  Gegensalz  zum  eigentlichen  Lehn- 
wesen lässt  sich  im  Allgemeinen  in  Einen  Gedanken  zusammen- 
fassen. Während  das  Lehnwesen  auf  jedem  Punkte  auf  der  mög- 
lichst grossen  Selbstständigkeit  und  Individualisirung  der  Einzelnen 
beruht,  tritt  uns  in  der  Gemeiude  zuerst  die  Einheit  freier  Bürger 
in  einer  festgeschlossenen  Körperschaft  entgegen,  die  zugleich  die 
Gleichheit  ihrer  Mitglieder  anerkennt.  Es  ist  eine  neue  und  eigen- 
tümliche Gesellschaft,  zwischen  Freiherrschaft  und  Kirche  stehend ; 
und  nicht  historisch  überliefert,  sondern  aus  freier  That  ihr  Recht 
bildend,  hat  die  Geschichte  der  Gemeinden  von  jeher  die  Blicke 
auf  sich  gezogen  als  der  erste  Beginn  einer  neuen  höher  stehenden 
Epoche. 

Dass  nun  in  einer  solchen  Körperschaft  sich  ein  eigentümliches 
und  selbstständiges  Recht$leben  entfalten  musste,  liegt  in  dem  Wesen 
derselben  unmittelbar  gegeben.  Das  Gemeinderecht  fordert  daher 
seine  eigene  Stellung  in  der  Rechtsgeschichte.  Aber  freilich  ist 
dieselbe  keineswegs  die  Gleiche  in  allen  Ländern  der  germanischen 
Welt;  und  besonders  die  Geschichte  der  französischen  Gemeinde  will, , 
um  als  individuell  und  national  erkannt  zu  werden,  ihre  besondere 
Betrachtung. 

Daher  möge  es  uns  erlaubt  sein ,  unsere  Ansicht  über  dieselbe 
als  Einleitung  zu  unseren  speciellen  Themen  darzulegen. 
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/.    Entstehung  der  neuen  Gemeinden  in  Frankreich. 

Es  ist  in  dem  ganzen  ersten  Abschnitt  unsere  Hauptrichtung 
gewesen,  das  Verhältnis»  des  Besitze»  zur  Entwicklung  der  Freiheit 
und  der  Verfassung  unsrer  Darstellung  als  allgemeinste  Basis  zum 
Grunde  zu  legen.  An  diesen  Gedanken  knüpfen  wir  nun  das 
Folgende. 

Betrachten  wir  nämlich  den  ganzen  Verlauf  des  Lehnwesens, 
so  ist  er  auf  allen  Punkten  das  Maa$$  des  Besitzes  im  Einzelnen 
oder  die  Vertheilung  desselben  im  Allgemeinen,  die  für  das  Becht 
und  die  Stellung  der  Personen  entscheidend  werden.  Maass  und 
Vertheilung  erschöpfen  aber  keineswegs  die  Qualitäten  des  Besitzes  ; 
sie  enthalten  im  Gegentheil  nur  das  Süssere  Verhältniss  desselben 
zur  Persönlichkeit.  Jenseits  dieses  räumlichen  Moments  liegt  ein 
/weites,  das  bisher  noch  gar  nicht  zur  Erscheinung  gekommen  ist. 

Erkennen  wir  in  dem  Besitze  die  concrete  Freiheit  der  Per- 
sönlichkeit, so  scheiden  sich  im  Gebiete  der  Gegenstände  des 
Besitzes  zwei  Hauplgruppen.  Der  erste  Kreis  enthielt  das  Gebiet 
der  natürlich  producirendeu  Kräfte  und  der  Naturproducte ;  der 
zweite  Kreis  die  Production  der  menschlichen  Arbeit  und  ihre  Re- 
sultate,  oder  wie  man  kurz  sagt,  Landbau  und  Industrie.  Das 
Verhältniss  beider  zur  Idee  der  Freiheit  ist  aber  ein  wesentlich 
verschiedenes.  Der  Besitz  des  Einzelnen  ist  im  ersten  Gebiet  zu- 
erst ein  von  der  unpersönlichen  Natur  abhängiger ,  während  der 
Besitz  in  der  zweiten  auf  der  freien  Arbeit  des  Individuums  beruht; 
dann  aber  ist  der  Besitz  im  Landbau  ein  nolhwendig  begränzter, 
während  derselbe  in  der  Industrie  ein  unbegränzter ,  unendlicher 
ist.  Daher  kann  man  sagen ,  dass  der  Besitz  im  Gebiete  des  Land- 
baues stets  das  Moment  der  Abhängigkeit  neben  dem  der  Freiheit 
enthält  und  erhält,  während  der  Besitz  in  der  Industrie  eben  so 
sehr  seinem  Wesen  nach  nur  die  Freiheit  des  Einzelnen  ist  und 
erzeugt. 

Wenn  dem  nun  so  ist,  und  wenn  die  Geschichte  der  Mensch- 
heit ein  Fortschritt  von  der  niederen  zur  höheren  Stufe  sein  soll, 
so  folgt  allerdings,  dass  allenthalben,  wo  die  Idee  der  persönlichen 
Freiheit  lebendig  ist,  die  Entwicklung  des  Lebens  von  dem  Besitze 
und  der  Arbeit  im  Landbau  nothwendig  übergehen  muss  zum  Be- 
sitze und  der  Arbeit  in  der  Industrie.  Diese  Consequenz  wird  man 
nicht  darum  als  eine  logische  anfechten  wollen,  weil  sie  in  der 
wirklichen  Geschichte  sich  allenthalben  bethäligt.  Will  man  nicht 
das  Wesen  des  Besitzes  selber  angreifen,  so  wird  man  sie  gelten 
lassen  müssen. 

Ist  nun  aber  einem  Stande  der  Gesellschaft  ein  solcher  freier, 

selbsterworbener  und  an  sich  unbeschränkter  Besitz  gewonnen,  so 
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folgt  leicht,  dass  derselbe  nach  einer  selbstständigen  Organisation  sucht, 
die  ihn  von  dem  Grundbesitz  deshalb  trennen  muss,  weil  der  letztere 
nothwendig  Abhängigkeit  bedingt.  Diese  Organisation ,  indem  sie 
sich  blos  an  die  einzelne  Form  der  industriellen  Arbeit  anschliesst, 
ist  die  Zunft  und  Innung:  schiiesst  sie  sich  an  das  Moment  der 
räumlichen  Einheit,  so  wird  sie  zur  freien  Gemeinde,  die  aus  äusseren 
Gründen  stets  eine  Stadtgemeinde  ist,  und  Zunft  und  Innung  enthält. 

Diese  Grundsätze  sind  es,  welche  das  Entslehen  der  neuen 
Gemeinden  auch  in  Frankreich  beherrschen.  Und  von  ihnen  ans 
können  wir  in  Kurzem  den  Verlauf  der  Entwicklung  darstellen. 

Wir  haben  oben  gesehen,  wie  die  Städte  anfänglich  so  gut 
wie  das  flache  Land  der  Eroberung  und  mit  ihr  dem  Territorial- 
prineip  des  Lehnrechts  unterworfen  wurden.  In  den  meisten,  be- 
sonders kleineren  Städten  herrschte  der  Grundherr  grade  so  selbst- 
herrlich und  grade  in  derselben  Weise,  wie  in  der  Landgemeinde. 
Sie  waren  nichts  als  eine  andere  Form  in  der  Bewohnung  des  Lan- 
des; und  was  die  Bürger  besassen  gehörte  wirklich  dem  Grundherrn 
als  sein  persönliches  Eigenthum.  Daher  haben  sie  denn  auch  so 
geringe  Bedeutung  für  das  erste  Jahrhundert  der  französischen  Ge- 
schichte. 

Nun  aber  entwickelt  sich  allmählig  die  Industrie  unter  den 
Bürgern  derselben ,  und  selbst  der  Handel  beginnt  in  seinen  ersten 
Anfängen.  Tucbmanufacturen  ,  Kunstarbeiten,  Handel  mit  Wolle 
und  mit  Fischen  beginnen  den  Städter  reich  zu  machen.  Dieter 
Erwerb,  den  er  hier  gewinnt,  ist  durchaus  anderer  Natur,  als  der 
Erwerb  aus  dem  Grund  und  Boden,  auf  den  er  bisher  angewiesen 
war.  Der  Grundherr  hat  ihm  weder  den  Stoff  noch  die  Arbeitskraft 
gegeben,  er  hat  keinen  Theil  an  dem  Ertrag  und  dem  Gewinn. 
Was  hier  erworben  ward,  musste  der  Städter  sein  freies  Eigen 
nennen. 

Während  dies  geschah,  blieb  nun  zunächst  die  alte  Verfassung 
und  das  alte  Recht  des  Lebnwesens.  Es  ist  gezeigt  worden ,  mit 
welcher  Rücksichtslosigkeit  die  Grundherrn  gegen  die  Schwachen  und 
Abhängigen  verfuhren,  und  wie  gross  das  Elend  der  untersten  Classe 
auf  dem  Lande  war.  Die  arbeitenden  Städter  gehörten  aber,  ihrem 
Stande  nach,  derselben  Classe  an.  Es  war  daher  natürlich,  dass 
die  Herren  dasselbe ,  was  ihnen  auf  dem  flachen  Lande  geluogen 
war,  nun  auch  in  den  Städten  fortzusetzen  suchten.  Sie  sahen  den 
neuen  Besitz  dieser  ihrer  Untergebenen  als  gleichartig  mit  dem 
alten  an ,  und  die  Folge  war  der  Versuch ;  sich  allen  Gewinn  aus 
dem  neu  entstehenden  Erwerbe  anzueignen. 

Dies  sollte  geschehen  durch  ein  einfaches  Anschliessen  an  das 
alte  Steuersystem ,  und  zwar  hauptsächlich  in  zwei  Weisen.  Zuerst 
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wurden  die  Consuetudines ,  die  förmlichen  Abgaben,  tailles,  er- 
höht, theils  als  Grundsteuer,  theils  als  Zoll;  —  dann  mussle  die 
ßuntaxe,  die  nirgends  eine  ganz  feste  Bestimmung  hatte,  das  Mittel 
bieten,  uro  Erpressungen  aller  Art  auszuüben.  So  wäre  die  städ- 
tische Industrie  dem  Recht  und  der  Willkühr  derer,  die  ihr  nicht 
angehörten  und  nichts  für  sie  thaten ,  unterworfen  worden. 

Allein  dieses  war  im  Widerspruch  mit  dem  Wesen  jenes  freien 
Besitzes  selber.  Einmal  entstanden  ,  war  es  unvermeidlich ,  dass 
nicht  das  Princip  des  freien  Grundbesitzes,  sich  selbst  durch  eigene 
Organisation  zu  schützen  und  zu  verwalten,  auf  ihn  übergehen 
sollte.  Die  Bewegung  in  der  jungen  industriellen  Welt  begann  da- 
her, vom  blossen  Erwerb  zu  dem  Versuch  sich  emporzuarbeiten, 
sich  selber  zu  einer  organischen  Macht  zu  conslituireo  ,  und  die 
Herrschaft  der  Grundherrlichkeit  von  sich  abzuwerfen.  Natürlich 
erschien  das  den  Grundherren  als  offene  Empörung,  nicht  viel  besser 
als  die  Bauernkriege.  So  entstand  denn  ein  Kampf  zwischen  bei- 
den Elementen  jener  Zustände,  der  sich  bis  tief  ins  13.  Jahrhundert 
hineinzieht,  und  aus  dem  Guizot  und  Thierry  einen  Theil  der  wich- 
tigsten Episteln  so  trefflich  geschildert  haben.  Für  unsern  Zweck 
muss  es  genügen,  die  Hauptepochen  dieser  Entwicklung  zu  cha- 
racterisiren. 

Schon  Aug.  Thierry  bat  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die 
eigentliche  Commune  nicht  der  Anfang  der  Gemeindebildung  ist. 
Lange  vorher  halten  die  Franzosen  im  Nordosten  die  deutsche 
Sitte  kennen  gelernt,  in  Brüderschaften  oder  Gilden  zusammen  zu 
treten,  zu  Schutz  und  Trutz,  oft  ohne  weiteren  bestimmten  Zweck 
als  den  ,  eine  geschlossene  Gemeinschaft  zu  haben ,  oft  sich  an 
einzelne  Zwecke  anlehnend.  Diese  Gilden  hiessen  auf  französischem 
Buden  Amiciliae.  Ihr  Princip  war  zunächst  nur ,  die  Vergehungen 
der  Gildeglieder  gegen  einander  durch  eigenes  Gericht  abzumachen, 
sich  gegen  Fehde  und  Blutrache  der  Mitglieder  zu  schützen ,  und  die 
eigenen  etwaigen  Ansprüche  mit  gemeinsamer  Kraft  durchzusetzen. 
Diese  Amicitia?  scheinen  nach  den  häufigen  und  energischen  Verboten 
der  Concilien  gegen  dieselben,  sehr  verbreitet  gewesen  zu  sein. 
Ihre  Geschichte  in  Frankreich  ist  indessen  bis  jetzt  noch  wenig 
aufgeklärt,  und  mit  dem  Auftreten  der  Communes  scheinen  sie  gänz- 
lich zu  verschwinden,  vielleicht  indem  sie  sich  geradezu  auflösten, 
vielleicht  weil  sie  in  die  Zünfte  und  Innungen  des  späteren  Gewerk- 
standes übergegangen  sind. 

Denn  in  der  That  war  ein  solcher,  wenn  auch  beschworener 
Verband  Einzelner  in  jener  Zeit  nicht  einmal  für  die  Mitglieder, 
weniger  noch  für  die  neu  entstehende  Werkthätigkeit  atisreichend. 
Auf  der  einen  Seile  konnten  sie  es  zu  keiner  öffentlichen  Aner- 
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kennung  ihres  Rechts  bringen,  auf  der  anderen  lebten  die  Mitglieder 
zu  sehr  zerstreut,  um  eine  wirkliche  Macht  filr  einander  und  gegen 
Fremde  zu  sein.  Hier  musste  daher  ein  neues  Moment  auftreten, 
und  dieses  erscheint  zuerst  mit  der  eigentlichen  Communenbildung. 

Die  Commune  oder  Communia  nimmt  nämlich  die  frühere  Grund- 
lago  der  Gilden,  die  beschwort*  Einheit  und  Gleichheit  des  Hechts 
der  Mitglieder  in  sich  auf;  das  neue  an  ihr  ist,  dass  die  örtliche 
Einheit  der  Stadt  das  nächste  Rand  und  die  Bedingung  fiir  die  Theil- 
nahme  bildet.  Auf  diese  Weise  entsteht  aus  den  Gilden  die  neue 
Stadtgemeinde.  Diese  aber  hat  als  solche  schon  ganz  andere  Inter- 
essen als  die  blosse  Gilde.  Indem  sie  nämlich  ohne  Rücksicht  auf 
die  besonderen  Verhältnisse  der  Einzelnen  das  ganze  Gebiet  der 
Stadl  und  was  derselben  angebort,  in  sich  und  ibr  Recht  aufnimmt, 
wird  sie  abschliessend  gegen  jeden  Eingriff  der  grundberrliclien 
Gewalt.  Als  das  nun ,  wie  es  unvermeidlich  war ,  die  Fehden  und 
Kämpfe  erzeugte,  entstanden  die  Befestigungen  der  Städte  und 
Kriegsdienste  der  Städter;  die  Städte  selber,  jetzt  eine  Waflenmacht, 
begannen ,  als  militärische  und  politische  Körperschaften ,  in  das 
Vasallenthum  hinüber  zu  treten ,  und  Fides  zu  beschwören;  sie  nah- 
men Wappen  und  Fahnen  an,  und  der  Stadlhurm  mit  der  Sturm- 
glocke, (beffroi)  bildete  das  Symbol  der  freien  Commune.  —  Dann 
aber  halle  die  Commune  eine  zweite  Aufgabe.  Im  Anfange  war 
dieselbe  so  wenig  in  Frankreich  wie  in  Deutschland  ganz  frei  vom 
herrschaftlichen  Recht;  der  Prevot  und  der  Vicomle  des  welllichen, 
uud  die  Ofßciales  des  geistlichen  Gerichtsberrn  behielten  ihren  An- 
theil  an  der  Stadt,  in  welcher  sich  die  Commune  bildete.  Es  war 
nun  ganz  unmöglich  ,  diese  in  ihrem  alten  Verhältnis*  der  Gerichts- 
barkeit zu  lassen;  die  Commune*  musslen  daher  ein  neues  Forum 
mit  eigener  Competcnz  aus  sich  selber  bilden  ,  und  diesem  Stadt- 
gericht, dem  Herrngerichl  gegenüber,  seine  Grenzen  und  seine 
Berechtigung  anweisen.  Auf  diese  Weise  ward  die  Commune  eine 
selbstständige  Körperschaft  in  der  Rechts-  und  Gerichtsbildung  dieser 
Zeit.  Endlich  aber,  wie  schon  in  dem  früheren  angedeutet,  for- 
derte die  industrielle  Entwicklung  der  Städte  Schutz  und  Freiheit 
gegen  die  Steuergewalt  der  früheren  Herrn  ;  denn  im  Grunde  war 
nicht  so  sehr  die  Abgabe  als  solche  ,  sondern  vielmehr  die  Will- 
kühr und  die  Unbestimmtheit  derselben  ,  das  für  die  entstehende 
Werkthätigkeit  Unerträgliche.  Deshalb  gehörte  es  zur  wesentlichen 
Aufgabe  der  neuen  Communen ,  ein  eigenes  Steuerrecht  für  sich  und 
für  ihr  Verhältniss  zu  ihrem  Lehnsherrn  fest  zu  stellen ,  so  dass 
man  von  dieser  Seite  aus  dieselben  als  eigene  Verwaltwigtkörjicr  hin- 
stellen rauss.  Mit  allen  diesen  Momenten  zugleich  scheiden  sie 
nun  aus  dem  ganzen  oben  beschriebenen  System  des  Lehnrechts 
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sich  und  die  ihrigen  aas,  und  bilden  allerdings  eine  Welt  für  sich, 
die  auf  eigenen  Grundlagen  entstanden,  nun  auch  nach  eigeoen 
Gesetzen  sich  fortbewegt.  Wenn  man  die  beschworne  Einheit  und 
Gleichheit,  und  das  in  diesem  Bürgereid  geleistete  Gelöbnis»  des 
gegenseitigen  Schutzes  und  Trutzes  als  den  unterscheidenden  Cha- 
racler  der  Commune  bezeichnet,  so  bilden  jene  drei  Verhältnisse 
im  Allgemeinen  den  concreten  Inhalt  dieser  neuen  Gestaltung. 

Verschieden  von  Gilde  und  Commune  ist  nun  die  dritte  Form, 
die  erst  nach  den  Communen  zu  ihrer  rechten  Ausbildung  kommt, 
und  die  man  die  Gemeinde  und  das  Gemeindereeht  im  eigentlichen 
Sinne  nennen  kann.  Sie  unterscheidet  sich  wesentlich  an  zwei 
Merkmalen  von  Gilde  und  Commune.  Zuerst  dadurch ,  dass  die 
Consliluirung  der  Gemeinde  zu  einem  selbstständigen  Rechts-  und 
Verfassungskörper,  nicht  von  einem  beschworenen  Schutz-  und 
Trutzbündniss  der  Gemeindeinilglieder  ausgeht,  sondern  von  den 
Herren  selber  der  Gemeinde  gegeben  wird;  dann  aber  dadurch, 
dass  sie  nicht  blos  in  Stadien,  sondern  auch  für  Flecken  und  Dörfer, 
natürlich  in  verschiedener  Ausdehnung,  je  nach  dem  gegebenen 
Verhältnis*  vorkommt.  Der  Inhalt  dieser  Geraeindeordnungen  aber 
ist  im  Übrigen  sehr  wenig  verschieden  von  dem  Comraune-Kecht; 
die  Wehrpflicht,  die  Gerichte  und  ihre  Competenz ,  diu  Busstaxen 
und  die  Abgaben  sind  in  ihnen  so  gut  wie  in  den  früheren  genau 
bestimmt,  und  oft  sogar  viel  weitläufiger  ausgeführt.  Die  Gründe 
einer  solchen  Octroirung  des  Gemeinderechts  liegen  theils  in  dem 
allgemein  unabweisbar  gewordenen  Bedürfniss  der  Zeit,  theils  in 
der  Erkenntnis«  der  Herren  ,  dass  sie  selber  unter  der  gesetzlosen 
Willkübr  ihrer  Beamten  nicht  weniger  Schaden  litten,  als  die  In- 
sassen, theils  in  der  Furcht  vor  der  Entstehung  einer  Commune 
unter  denselben ;  die  dann ,  einmal  vorhanden ,  schwer  zu  be- 
kämpfen war.  Alle  diese  Ursachen  bewirktun  es ,  dass  fast  allent- 
halben in  den  Gemeinden  ein  selBstständiges  Gemeindereeht  entstand, 
ohne  dass  grade  die  eigentliche  Communalbewegung  des  Nordostens 
vorhergegangen  war. 

Die  genauere  Geschichte  dieser  Entstehung  der  Gemeinden  und 
ihres  Hechts  in  Frankreich  gehört  nun  nicht  hierher.  Nur  Eine 
Bemerkung  möge  hier  ihren  Platz  linden.  Es  hat  sich  für  die  Ge- 
schichte der  Gomeindeentwicklung  in  Frankreich  die  allgemeine 
Erscheinung  wiederholt,  dass  man ,  um  sie  zunächst  als  Ganzes  der 
Wissenschaft  einzuverleiben  ,  in  der  Auflassung  derselben  einzelne 
Hauptpunkte  viel  zu  sehr  generalisirl  hat.  Vorzüglich  hat  dazu 
das  ganz  natürliche  Interesse  Veranlassung  gegeben,  das  grade  die 
innern  Kämpfe  der  eigentlichen  Communes  erwecken  mussten.  Da- 
durch ist  es  gekommen,  dass  man  diese  ausschliesslich  für  die 
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Hauptsache  angesehen ,  und  ihre  Geschichte  gleichsam  stillschwei- 
gend auch  über  das  Genieinderecht  im  engern  Sinne  ausgedehnt 
hat.  Das  aber  ist  eine  einseitige  Auffassung;  denn  wenn  die  er- 
steren  gleich  den  Anstoss  für  die  Entwicklung  der  letzleren  gege- 
ben, so  sind  sie  doch  nie  das  Allgemeine  geworden,  und  einem 
grossen  Tbeil  nach  nicht  einmal  in  den  Slldten  erhalten,  die  sie 
besassen.  Das  eigentliche  Gemeinderecht  ist  daher  von  wenigstens 
eben  so  grosser  Bedeutung,  als  die  Commune,  und  das  um  so  mehr, 
da  erstlich  nur  dieses  sich  auch  auf  die  kleinen  Stadt-  und  Land- 

- 

gemeinden  erstreckt,  zweitens  aber  sich  in  diesem  ganzen  (iebiet 
die  Erscheinung  wiederholt,  dass  eben  diese  Gemeinderechte  die 
ausführlichsten  und  reichhaltigsten  sind.  Die  Rechtsgeschichte  steht 
in  dieser  Beziehuug  noch  unter  dem  mächtigen  Einfluss  der  Dar- 
stellungen und  Anregungen  Guizots  und  Thierrys,  denen  es  mehr 
für  ihre  Geschichtsbilder  auf  die  augenblickliche  Bewegung,  als 
auf  dasjenige  ankam,  was  dauernd,  wenn  auch  mit  geringcrem 
äusseren  Einfluss  sich  erhallen  hat.  Die  eigentliche  Geschichte  der 
Forlbildung  des  Rechts  ist  aber  bei  weitem  am  fassbarsten  grade 
in  dem  Theile  der  Gemeindebildting ,  der  am  wenigsten  äussere 
oder  politische  Geschichte  gehabt  hat. 

r' 

Wir  meinen  daher,  dass  jede  Darstellung  des  Gemeinderechts 
wesentlich  nur  in  Beziehung  auf  die  Entstehung  der  Gemeinden  jene 
Classen  zu  unterscheiden  haben  wird.  In  Beziehung  auf  den  Inhalt 
dagegen  bildet  dasselbe  Ein  Ganzes.  Dieses  Ganze  nun  aber  nimmt 
für  sich  dasselbe  Princip  in  Anspruch,  was  wir  für  das  Lehnswesen 
aufgestellt  haben.  Die  Gemeinde  Frankreichs  gehört  der  eigentlich 
französischen  Geschichte  nicht  blos  örtlich  an,  sondern  sie  ist  in 
Recht  und  Bedeutung  selber  eine  national*  Entwicklung.  Und  ob- 
wohl wir  daher  Air  das  Einzelne  in  diesem  Recht  auf  andere  Ar- 
beiten zu  verweisen  haben,  so  möge  es  uns  doch  erlaubt  sein, 
diese  Nationalität  des  französischen  Gemeindeiebens  mit  wenigen 
Worten  zu  characlerisiren ,  ehe  wir  zu  unserem  Gegenstande  fiber- 
gehen. Es  scheint  dies  um  so  wichtiger  zu  sein,  als  die  innere 
Gleichheit  vieler  Reehtssätze  auf  der  einen  Seite,  und  der  Umstand, 
dass  die  Untersuchungen  der  neueren  französischen  Historiker  von 
Deutschland  aus  ihre  Anregung  empfangen  haben,  auf  der  andern 
Seite  den  Gedanken  mehr  und  mehr  vorzubereiten  scheinen ,  dass 
zwischen  dem  französischen  und  deutschen  Gemeinderecht  wenig 
Unterschied  vorhanden  sei.  Dennoch  ist  beides  seinem  tiefcten  In- 
halte nach  wesentlich  verschieden. 
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Wir  müssen ,  um  diesen  Satz  deutlich  zu  machen ,  zunächst 
einen  Blick  auf  das  Wesen  der  Gemeinde  selber  werfen. 

Dasjenige,  was  so  eben  von  derselben  gesagt  ist,  bezieht  sich 
nicht  blos  auf  die  französische  Gemeinde;  sondern  es  ist  vielmehr 
der  industrielle  oder  freie  Besitz  die  Grundlage  des  germanischen 
Gemeinderechts  Oberhaupt.  Grade  dadurch  ist  die  germanische  Ge- 
meinde von  allen  andern  Formen  des  Gemeindelebens  verschieden ;  dass 
sie  sich  durch  die  freie  Arbeit  zum  freien  Recht  emporgeschwungen 
bat;  in  diesem  Sinne  hat  keine  andere  Geschichte  eine  freie  Gemeinde. 

Nun  aber  fragt  es  sich,  wie  diese  Gemeinde  selbst  wieder  bei 
den  verschiedenen  germanischen  Völkern  eine  verschiedene  sein,  und 
in  welchem  Sinne  man  von  einem  nationalen  französischen  Gemeinde- 
rechte  reden  könne ,  innerhalb  der  Idee  des  germanischen  Gemeinde- 
lebens. 

Schon  der  Begriff*  der  Gemeinde  ergibt,  dass  dieselbe  zwar 
eine  freie,  aber  keine  souveraine  Körperschaft  enthält.  Sie  ordnet 
sich  einem  höheren  unter,  und  findet,  wie  jede  Freiheit,  auch  die 
ihrige  erst  in  dieser  Einordnung  unter  eine  höhere  Einheit  gesichert 
und  bekränzt  wieder.  Diese  Einheit  ist  der  Staat.  Die  Gemeinde 
mit  ihrem  Recht  und  Leben  ist  ihrem  Wesen  nach  ein  Glied  des 
Staats. 

Indem  aber  der  Staat  selber  nicht  ein  gleicher  ist  bei  den  ein- 
zelnen Völkern  Europa's ,  wird  auch  das  Recht  der  Gemeinden 
durch  die  Gestalt  und  die  Entwicklung  des  Staats  und  seines  Rechts 
bedingt  sein.  Je  gewaltiger  der  centrale  Staat  in  seiner  Bewegung 
und  seinen  Ansprüchen  ist,  desto  schwächer  wird  die  Gemeinde  in 
ihrer  Selbstständigkeit  werden ;  und  umgekehrt  wird  diese  in  dem 
Maasse  wachsen ,  in  welcher  jene  sich  auflösen  und  verschwinden. 
Die  Extreme  dieses  Gegensatzes  sind  die  Aufhebung  der  Gemeinden 
in  blosse  Verwaltungsabtheilnngen  auf  der  einen,  und  in  souveraine 
Staatskörper  auf  der  andern  Seite. 

Wenn  es  daher  bei  der  innern  Gleichheit  der  Gemeinden  der 
germanischen  Welt  dennoch  besondere  Nationalität  in  ihren  Ge- 
staltungen geben  soll,  so  wird  diese  in  dem  Verhältnisse  liegen,  in 
welchem  die  Gemeinde  zum  Staate  steht.  Und  da  der  letztere  sich 
selber  erst  allraäblig  entwickelt ,  so  wird  die  Grundlage  jener  volks- 
tümlichen Gemeinde  die  Geschichte  des  volkstümlichen  Staates  sein 
müssen.  Dem  ist  nun  in  der  That  so ,  und  grade  dafür  sind  Frank- 
reich und  Deutschland  die  beiden  klarsten  Beweise.  Ihr  Verhält- 
niss  zn  einander  ist  mithin  nicht  bloss  eine  Vergleichung  zweier 
verschiedenen  Länder,  sondern  es  enthält  vielmehr  den  Gesichts- 
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punkt  für  die  Idee  einer  Geschichte  des  europäischen  Gemeindelebens 
überhaupt. 

Der  Staat  nun  in  Deutschlaad  und  in  Frankreich,  um  den  es 
sich  hier  handelt ,  ist  derjenige ,  der  selber  erst  aus  dem  Lehnswesen 
hervorgeht.  Denn  es  zeigt  sich  als  ein  auf  der  Natur  der  Ver- 
hältnisse begründetes,  dass  die  selbstständige  Gemeinde  sich  erst 
der  souverainen  Freiherrschaft  gegenüber  bildet.  Zunächst  ist  da- 
her das  Verhältnis»  der  Gemeinde  im  Lehnswesen  cum  Grunde 
zu  legen. 

Dieses  ergibt  sich  aus  dem  Wesen  des  freien  Gemeinde- 
besitzes. Allerdings  repräsentirt  die  Freiherrschaft  den  Staat  im 
Lehnswesen.  Allein  diese  Form  des  Staats  ruht  auf  dem ,  die  Ab- 
hängigkeit erzeugenden  Grundbesitz;  und  will  daher  diese  Abhän- 
gigkeit über  die  Gemeinde  ausdehnen.  Da  dies  mit  dem  Wesen 
der  Gemeinde  im  Widerspruch  steht,  so  folgt,  dass  sich  die  Ge- 
meinde nothwendig  von  der  freiherrlichen  Herrschaft  abzutrennen 
bemüht  ist.  Da  es  nun  aber  ausser  dieser  Freiberrscbaft  keinen 
Staat  gibt,  so  ist  diese  Abtrennung  selber  nichts  anderes,  als  die 
Entwicklung  der  Souverainetät  der  Gemeinde, 

Ein  ganz  anderes  i'rincip  der  Souverainetät  aber,  wie  die 
lehnsherrliche  Baronie,  hat  der  Staat;  es  möge  genügen,  dasselbe 
hier  nur  in  seiner  negativen  Seite  auszudrücken.  Seine  Oberherr- 
lichkeit beruht  nicht  auf  dem  Grundbesitz,  sondern  in  ihm  wird 
derselbe  selbst  wieder  nur  zu  einem  Moment  an  dem  Ganzen  seines 
Inhalts,  und  diesem  Moment  steht  das  industrielle  Kigenthum  we- 
sentlich gleich ,  so  dass  der  Staat  beiden  Formen  des  Besitzes  ein 
gleiches  Recht  und  gleiche  Freiheit  zuspricht.  Es  folgt  daraus  die 
Unmöglichkeit  für  die  Gemeinde,  sich  ihrem  Wesen  nach  dem 
Staate  gegeuüber  auf  dieselbe  Weise  ahzuschliessen  und  souverain 
sein  zu  wollen  ,  wie  sie  das  den  Grundherrn  gegeuüber  allerdings 
Ihun  mussle.  Daher  kann  man  für  dieses  ganze  Gebiet  der  Ge- 
schichte den  ersten  Grundsatz  hinstellen,  dass  die  freie  Gemeinde  in 
der  Lehnsherrschaft  nothwendig  soucerain  wird  ,  während  sie  im  Staate 
sich  eben  so  nothwendig  dem  Ganzen  unterordnet. 

Damit  nun  ist  das  Dasein  und  Nichtdasein  der  Gemeindesoti- 
verainetät  in  ein  Verhältnis«  gelegt ,  das  ausserhalb  der  Gemeinde 
liegt ,  und  von  diesem  Principe  aus  wird  die  Geschichte  und  das 
Hecht  der  Gemeinde  abhängig  von  der  Geschichte  des  Gegensatzes 
zwischen  Staat  und  Lehnsrecht.  Der  Staat  nämlich  und  die  Lehns- 
herrlichkeil stehen  nicht  neben  einander,  unberührt  und  gleichgültig, 
sondern,  so  wie  der  erstere  überhaupt  auftritt,  sucht  er  sich  noth- 
wendig die  zweite  zu  unterwerfen ,  und  es  entsteht  ein  Kampf  im 
funeru  des  Volkes,  in  welchem  die  Idee  der  staatlichen  Souverai- 
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netäi  die  Thalsache  der  grundberrlichen  allmählig  vernichtet.  Indem 
nun  die  Souverainetät  oder  die  Unterordnung  der  Gemeinde  von 
dem  Dasein  der  einen  oder  der  andern  ihrem  Wesen  nach  abhän- 
gig ist,  so  ergibt  sich  als  Konsequenz  der  zweite  Grundsatz  für 
die  Geschichte  der  Gemeindebildung:  dass  das  Verhältnis  zwischen 
Staat  und  Lehnsherrlichkeit  und  damit  auch  der  geschichtliche  Verlauf 
desselben  in  den  einzelnen  Ländern  die  Geschichte  der  Gemeinde- 
herrUchkeit  enthält  und  bedingt.  —  Eine  einfache  weitere  Ausführung 
dieses  Princips  ergibt ,  dass  mitbin  auch  das  Maass  und  die  Epochen, 
in  denen  die  raschere  und  mächtigere  Entwicklung  der  Herrschaft 
des  centralen  Staats  über  die  Lehnherrschaften  fortschreitet  das 
Maas  und  die  Epochen  abgibt,  in  welchen  die  Entwicklung  der 
Gemeindesouverainelät  unterbrochen,  gefördert  oder  gänzlich  auf- 
gehoben wird.    Beides  bildet  nur  zwei  Seiten  derselben  Geschichte. 

Diese  Grundsätze  siud  es,  welche  die  Geschichte  der  Gemeinde 
im  ganzen  germanischen  Europa  beherrschen,  und  wenn  auch  unter 
verschiedener  Form  dennoch  immer  wieder  zur  Erscheinung  kom- 
men. In  allen  Ländern  sind  die  Momente,  welche  die  Centralisation 
der  Staatsgewalt  und  ihren  Sieg  über  das  Lehnwesen  bedingen,  so 
sehr  entscheidend  für  die  Geineindeenlwicklung,  dass  sogar  trotz 
des  heftigsten  Kampfes  zwischen  Staat  und  Grundherrn ,  dennoch 
die  Gemeinden  auf  keinem  Punkt  mit  dem  Staat  selber  in  Streit  oder 
Gegensatz  gerathen ,  sondern  entweder  ohne  besondere  Bewegungen 
sich  dem  Staat  anscbliessen  und  unterordnen ,  oder  aber  zu  sou- 
verainen  Körpern  werden,  ohne  dass  der  Staat  ihnen  dies  Hecht 
bestreitet.  Eine  solche  Kampflosigkeit  in  diesen  Vorgängen  grade 
iu  diesen  Zeiten  des  allgemeinen  Krieges  ist  nur  erklärlich,  indem 
man  eben  jenes  Verhältnis*  als  die  durchaus  naturgemässe  Folge 
der  eben  bezeichneten  Grundlage  anerkennt,  die  sich  von  selbst 
ergeben  rouss,  ohne  Widerspruch  und  Gegensatz. 

Wenden  wir  nun  unsern  Blick  auf  die  Geschichte  —  nicht  des 
Volks,  sondern  des  einheitlichen  im  Königthum  repräsentirten 
Staates  in  Deutschland  und  Frankreich  ,  so  kann  es  nicht  fraglich 
sein  ,  wie  grade  hier  der  bisher  dargelegte  Gedanke  seine  volle 
historische  Bestätigung  findet.  In  beiden  Ländern  gehen  die  Ge- 
meinden von  demselben  Anfangspunkt  aus,  und  die  ursprünglichen 
Verfassungen  sind  im  Grunde  nur  in  Aeusserlichkeilcn  verschieden. 
Die  Städte  Deutschlands  und  die  Communes  in  Frankreich  stehen 
beide  zuerst  auf  gleiche  Weise  nicht  dem  Staate ,  wie  man  zuweilen 
meint,  sondern  nur  der  Grundherrlichkeit  gegenüber,  mit  eigenem 
Recht.  Grade  diese  Zeit  ihrer  Entstehung,  das  zwölfte  Jahr- 
hundert, ist  aber  der  Wendepunkt  der  Geschichte  des  Staats  in 
beiden  Landern.    In  Deutschland  beginnt  die  Auflösung  des  Kaiser- 
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thum  ,  und  schrittweise  verliert  die  in  Italien  gebrochene  Macht 
desselben  Recht  und  Ansehen  Über  die  Lehnherrschaften.  In  Frank- 
reich dagegen  ist  das  12.  Jahrhundert  die  Epoche  des  entgehenden 
Staats,  und  der  kräftigste  und  umsichtigste  Träger  desselben,  Philipp 
August,  beginnt  das  für  sein  Reich  zu  werden,  was  Heinrich  III. 
für  Deutschland  zu  sein  versucht  hatte.  Das  war  es,  was  die  Stel- 
lung der  Gemeinden  im  Staat,  und  damit  die  Stellung  des  Gemeinde- 
rechts in  der  Rechtsgeschichte  entschieden  hat ,  hier  wie  dort. 

In  Deutschland  nämlich  bricht  zunächst  die  localc  Oberhoheit 
der  einzelnen  Landesherren  altes  Recht  des  Kaisers  und  die  Lehns- 
fürsten des  Reiches  nehmen  zu  ihrem  Eigenthum,  was  sie  bisher 
im  Namen  der  Kaiser  verwaltet  hatten.  Deutschland  löst  sich  auf 
in  die  Unzahl  von  freien  und  souverainen  Grundherrschaften ,  die 
kaum  der  Name,  nicht  mehr  die  Gewalt  des  Kaisers  zusammen 
hält.  Zugleich  verschwindet  mit  dem  13.  Jahrhundert  fast  jedes 
Verhältniss  zwischen  Kaiserthum  und  StXdterrecht.  Die  Kaiser  tiber- 
liessen  die  Städte  und  ihre  Entwicklung  den  Städten  selber,  ohne 
Hülfe  gegen  die  kleinen  und  grossen  Fürsten  und  Herren,  die  ihre 
Selbstständigkeit  hassten  und  ihren  Reichtbum  beneideten,  aber  auch 
ohne  Eingriffe  in  das,  was  die  Städter  durch  eigne  Kraft  zu  er- 
reichen im  Stande  waren.  Von  da  an  stehen  die  letzteren  allein 
den  Grundherren  gegenüber,  und  nach  hundert  Jahren  sind  sie, 
grade  durch  dieses  Angewiesensein  auf  sich  selber,  frei,  selbst- 
ständig souveraine  Körper  neben  den  gleichfalls  souverainen  Reichs- 
gliedern, nicht  mehr  und  nicht  weniger,  nur  in  anderer  Form  das- 
selbe besitzend.  Sie  hatten  dem  Staate  nichts  zu  danken,  von  sei- 
ner Gewalt  nichts  zu  fürchten,  von  seiner  Unterstützung  nichts  zu 
hoffen  und  sie  tmutten  daher  souverain  werden,  wenn  sie  nicht 
untergehen  wollten.  So  ward  die  Schwäche  des  einheitlichen 
Deutschlands  und  seines  Kaiserthums  der  Roden  und  die  Bedingung, 
auf  denen  die  ReichsunmHtelbarkeit  oder  Souverainetät  der  deutschen 
Städte  erwachsen  ist. 

Ganz  anders  ist  es  in  Frankreich.  Grade  in  derselben  Zeit 
beginnt  hier  das  Königthum,  die  ersten  Orgaue  seiner  Macht  in 
den  einzelnen  Theilen  des  Reiches  hinzustellen;  die  Baillis  und 
Seneschaux  treten  überall  auf,  unter  ihnen  die  Prevots;  von  den 
Hauptbesitzungen  der  Könige  ausgehend ,  breiten  sie  sich  über  das 
ganze  Land  aus;  ihr  Mittelpunkt  war  das  Parlament  von  Paris  und 
die  anderen  Organe,  die  sich  mit  ihm  entwickelten.  Mit  diesem 
schlagfertigen  Herrn  der  souverainen  Herrschaft  tritt  das  König- 
thum der  einzelnen  Lehnsherrn,  deren  Verhältnisse  oben  entwickelt 
sind,  entgegen.  Nach  einem  langen  und  zum  Theil  wechselvollen 
Kampf  siegt  das  Königthnm  und  mit  ihm  die  organische  Staats- 
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gewalt.  Zwar  war  der  Sieg  weder  leicht  noch  schnell;  aber  wäh- 
rend dieses  Kampfes  war  es  da,  eine  gegenwärtige  Macht,  die  ihr 
Princip  und  ihre  Tendenz,  die  Aufhebung  der  Grundherrlichkeit 
und  da«  Ordnen  der  verschiedenen  Rechte  unter  dem  gemeinsamen, 
allenthalben,  und  allenthalben  mit  nachdrücklicher  und  andauernder 
Kraft  vertrat.  Daher  war  die  ersle  Bewegung  der  Gemeinden,  sich 
diesem  Königthum  in  die  Arme  zu  werfen  und  seinen  Schutz  zu 
gewinnen,  und  von  da  an  erkennt  man  deutlich,  wie  die  Ge- 
schichte der  Gemeinden  jetzt  Hand  in  Hand  mit  der  des  König- 
thums zu  gehen  beginnt.  Damit  war  dann  jede  Entwicklung  einer 
Souverainetät,  als  absoluter  Widerspruch  gegen  dieses  Verhällniss, 
im  Keime  selbst  erstickt  und  der  Punkt  gegeben,  auf  welchem  nur 
die  bisherige  Gleichheit  und  Gemeinsamkeit  der  deutschen  und 
französischen  Gemeindebildüng  sich  in  den  bestimmtesten  Gegen- 
satz auflöst.  Während  die  deutschen  Gemeinden  als  souveraine 
Staalskörper  den  Grundherren  zur  Seite  traten,  sind  die  französi- 
schen Städte  jetzt  nur  noch  Gemeinden  im  heutigen  Sinne  des 
Wortes,  Glieder  des  Ganzen,  ohne  eignen  Willen  und  damit  in 
der  allgemeinen  Geschichte  Frankreichs  ohne  Anspruch  auf  eine 
selbstständige  Darstellung. 

Es  ist  von  dem  höchsten  Interesse,  wenn  man  das  ganze  Leben 
der  germanischen  Welt  mit  Einem  Bücke  zu  umfassen  sucht,  auch 
auf  diesem  Punkte  jene  beiden  so  sehr  verschiedenen  Völker  dicht 
neben  einander  hingestellt  zu  sehen  und  das  Gleiche  in  Beiden  zu 
den  entgegengesetztesten  Gestaltungen  sich  entwickeln  zu  lassen. 
Wie  unendlich  reich  und  in  immer  neuer  Fülle  des  Lebens  quillend 
wird  dereinst  das  Bild  werden ,  das  unseren  Nachfolgern  in  der 
Wissenschaft  die  germanische  Rechtsgeschichte  als  Ein  Ganzes  ent- 
falten mussl  — 


Demnach  nun  folgt  und  zwar  auch  Tür  unsre  nächste  Aufgabe, 
dass  die  Gemeinden  in  Frankreich  nnr  einen  kurzen  Augenblick 
haben,  in  dem  sie  eine  eigene  Darstellung  fordern  müssen.  Es  ist 
der  Zeitpunkt,  wo  sie  sich  von  der  Grundherrlichkeit  ablösen,  um 
demnächst  dem  allgemeinen  Staatsleben  als  unselbstständige  Theile 
auch  in  der  Rechlsgeschichte  einverleibt  zu  werden.  Diesen  kurzen 
Zeitraum  umfasst  das  folgende  specielle  Strafrecht  und  Verfahren. 
Kaum  ausgebildet,  tritt  auch  hier  rein  in  den  Freiherrschaften  da» 
Königthum  hinzu  und  überwältigt  jenes  eigentümliche  Gemeinde- 
recht. Da  diese  Geschichte  des  Unterganges  der  Gemeindeselbst- 
ständigkeit ausser  unsrer  Aufgabe  liegt,  so  wollen  wir  nur  die 
Hauptwege,  durch  welche  das  Königthum  und  die  sich  an  dasselbe 
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anschliessende  gemeinsame  Rechtsbildung  in  ganz  Frankreich  sich 
die  Gemeinden  gleichsam  einverleibte,  bezeichnen. 

Zuerst  war,  bei  der  entschiedenen  Selbstständigkeit  der  Com- 
munen  und  der  aufUngiichen  Schwäche  des  centralen  Staats  ein 
directes  Aufheben  der  schon  errungenen  Selbstherrlichkeit  der 
ersleren  durch  den  letzteren  nicht  möglich.  Das  Königlbum  musste 
daher  den  Gemeinden  in  dem  höchsten  Organ  der  Staatsverfassung 
eine  Stelle  einräumen,  um  eben  dieselbe  als  ein  Glied  seiner  Macht 
betrachten  zu  können.  Das  nun  geschah  durch  die  französischen 
Generalstaaten,  die  Etats  generaux ,  deren  Grundlage  die  Vereini- 
gung v<in  Abgeordneten  der  drei  Stände  von  Allem  am  deutlichsten 
das  Verhältniss  darlegt,  durch  welches  überhaupt  dem  Königthum 
seine  Gewalt  erworben  ward.  —  Die  freie  und  berechtigte  Tbeil- 
nahme  aller  Elemente  des  staatlichen  Lebens  an  dem  höchsten 
Willen  des  Staats  selber.  Diese  Etats  generaux,  die  gleich  mit  dem 
\k.  Jahrhundert  beginnen,  sind  der  Beginn  der  Idee  eines  verfassungs- 
mässigen königthums;  ihre  Bedeutung  aber  für  die  Geschichte  der 
Gemeinde  liegt  wesentlich  darin  ,  dass  eben  diese  Theilrtahme  der 
Städte  an  dem  höchsten  Staatsleben  der  Gemeinde  grade  der  Arn 
theil  an  dem  Willen  des  Ganzen  geboten  ward,  den  dieselbe  ihrem 
Wesen  nach  fordern  musste,  um  der  Grundherrlichkeit  als  gleich- 
berechtigt gegenüber  zu  stehen,  indem  mithin  der  an  sich  noth- 
wendigen  Forderung  derselben  entsprochen  war,  ward  jenes  in  den 
Etats  generaux  gegebene  Ziigestiinditiss  für  die  Gemeinden  zu  der 
Unmöglichkeit,  nach  einer  über  dasselbe  hinausgehenden  Sonverai- 
netät  zu  trachten.  Der  in  diesem  Keim  enthaltene  richtige  Anlheil 
der  Bürgerfreibeit  an  der  Staatsgewalt  hat  das  Streben  nach  dem 
unverhält*is*mäuigen,  und  damit  jeden  Gegensatz  zwischen  Gemeinde 
und  Staat  von  vorne  herein  aufgehoben. 

Während  auf  diese  Weise  die  Verfa*$ung  des  Königthums  und 
der  Gemeinden  zu  Eins  verschmolzen  ,  geschah  dasselbe  im  Gebiete 
des  eigentlichen  Rechts  in  einer  anderen  Form.  Wir  haben  schon 
bemerkt,  dass  die  königlichen  Beamteten  nirgends  ganz  ausge- 
schlossen waren  von  der  Verwaltung  des  Rechts  in  den  Städten. 
Hier  aber  entwickelte  sich  ein  zweifaches  Verhältniss.  Zuerst  hatten 
die  königlichen  Beamteten  für  einen,  in  den  verschiedenen  Stadt- 
und  Gemeinderechten  freilich  höchst  verschieden  bestimmten  Theil 
eine  auttehlituHehe  Compelenz.  Es  enthielt  aber  das  Amt  der  Baillis 
und  Seneschaux  neben  dem  Gebiete  der  Städte  noch  ein  zweites, 
die  Verwaltung  des  flachen  Landes ;  die  Baillage  umfassle  die  Stadt 
als  einen  Theil  ihres  Amtssprengeis.  Da  nun  die  Stadtknechte  sich 
zunächst  darauf  beschränkten,  nur  das  öffentliche  Recht  der  Gemeinde 
und  einige  besonders  wichtige  Punkte  des  Privatrechts  festzustellen, 


Digitized  by  Google 


Characterder  eigentlich  französischen  Gemeindebildung.  271 


und  übrigens  das  geltende  Recht  nirgends  in  dieser  Epoche  voll- 
ständig aufgezeichnet  war,  so  war  es  unvermeidlich,  dass  in  allen 
den  Fällen,  in  welchen  irgend  ein  nicht  bestimmt  im  Sladtrecht 
entschiedener  Rechtsstreit  vor  den  Bailli  und  seine  Assises  kam, 
derselbe  nicht  nach  irgend  einem  besonderen,  sondern  nach  dem 
allgemeinen  Landrechte  seiner  Baillage  richtete.  Das  ward  natürlich 
entscheidend  für  das  Recht  der  Stadt  selber.  Denn  nicht  allein 
der  einzelne  Fall  fiel  damit  unter  ein  anderes  als  das  strenge  Stadt- 
recht, sondern  die  Urtheile  des  Gerichtshofes  der  Baillis  wurden 
geradezu  zur  allgemeinen  Rechtsquclle  für  die  Stadt;  und  so  bil- 
dete sich  im  Verlauf  der  Zeit  die  ferner  auch  nicht  im  Einzelnen 
immer  nachweisbare,  so  doch  im  Allgemeinen  höchst  wichtige 
Vorstellung,  dass  die  Städte  gar  kein  besonderes,  ihnen  im  Gegen- 
satz zum  flachen  Lande  eigenthümliches  Recht  hätten,  sondern  dass 
der  Umfang  der  Competenz  des  königlichen  Richters,  die  Baillage, 
der  eigentliche  RerhtskJirper  sei ,  innerhalb  dessen  das  Stadtrecht, 
wo  es  etwa  einen  abweichenden  Rechissatz  enthalte,  doch  nur  die 
Ausnahme  bilde.  Wir  werden  später  auf  dieses  für  die  tieschichte 
der  Coutumes  entscheidende  Verhältniss  noch  genauer  zurückkom- 
men. So  viel  ist  schon  hier  klar,  dass  dadurch  die  Stellung  der 
französischen  Städte  in  der  Rechtsbildung  eine,  von  der  der  deut- 
schen wesentlich  verschiedene  sein  musste* 

Von  diesem  Verhältniss  erscheint  zunächst  das  ganze  Gebiet 
der  Competenz  der  ausschliesslich  städtischen  Richter,  das  Major  und 
der  Jurati  (Maire  et  Echevins)  ausgeschlossen ,  um  ein  Ganzes  und 
eine  Recbtsquelle  für  sich  zu  bilden.  Allein  auch  dieses  ward, 
wenn  auch  zunächst  auf  anderem  Wege,  der  gemeinsamen  Rechts- 
eotwicklung  gewonnen.  Zuerst  nämlich  gab  die  fortwährende  Be- 
rührung der  städtischen  und  königlichen  Behörden  eine  grosse 
Menge  von  Streitfragen  ab  über  die  Grenze  der  Competenz  beider, 
und  diese  Fragen  wurden  dann  vor  das  Parlament  gebracht,  (s.  unten.) 
Durch  die  dauernde  und  ohne  Widerspruch  anerkannte  Thätigkeit 
dieses  Körpers  gewannen  dann  natürlich  alle  betreffenden  Entschei- 
dungen eine  gewisse  Gleichförmigkeit  und  die  einzelne  Stadt,  ob- 
wohl sie  sonst  vielleicht  besondere  Privilegien  haben  mochte,  ward 
dennoch  auf  diese  Weise  einem  allgemeinen  Gemeinderecht  unter- 
worfen, dessen  Quelle  die  für  alle  gleiche  Gerichtsbarkeit  des  Par- 
laments war.  Nichts  bat  wohl  so  sehr  dazu  beigetragen ,  die  jm 
Anfange  so  sehr  verschiedenen  Stadtrechte  und  Privilegien  beson- 
ders im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnten  des  13.  und  der  ersten  des 
ik.  Jahrhunderts  untereinander  gleich  zu  machen,  als  diese  gemein- 
same Wirksamkeit  der  königlichen  Richter  und  des  Parlaments;  und 
wirft  man  einen  Blick  auf  die  grosse  Thätigkeit  derselben,  die  uns 
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besonders  in  den  Olim  schlagend  entgegentritt ,  so  wird  es  uns 
kaum  mehr  wundern,  dass  schon  in  der  Mitte  des  H.  Jahrhunderts 
im  praktischen  Leben  die  Unterschiede  unter  den  Stadtgemeinden 
in  Beziehung  auf  Competenz  der  städtischen  und  königlichen  Be- 
hörden eigentlich  nirgend»  mehr  zur  Sprache  kommen. 

Zweitens  aber  entwickelte  sich  die  Gemeinsamkeit  des  Rechts 
wesentlich  an  dem  Princip  der  Appellation.  Das  Parlament,  als 
königlicher  Gerichtshof  über  jeder  städtischen  und  königlichen  Be- 
hörde stehend,  nahm  nicht  blos  die  Appellationen  der  Städler  gegen 
die  Urlheile  der  Assises  der  Baillis  an,  sondern  auch  Appellationen 
gegen  die  Erkenntnisse  der  Stadtgerichte  selber.  Da  nun  wie  be- 
merkt die  Sladtrechte  sehr  wenig  ausführlich  waren  und  mithin 
die  Stadtgerichte  einen  grossen  Tbeil  der  Streitfragen  nach  bioser 
Billigkeit  entscheiden  mussten  —  wie  denn  z.  B.  nach  der  Charte 
von  Sens  (Ord.  d.  L.  XI.  p.  262)  die  Schoflen  beschworen,  dass 
sie  nach  Billiijheit  urtheilen  wollten  —  so  ergab  die  Praxis  leicht, 
dass  man  sich  so  weit  möglich  nach  dem  in  und  von  dem  Parla- 
mente gebildeten  Hecht  richtete,  theils  aus  wirklichem  Bedürfnis 
ein  festes  Recht  zu  haben,  theils  um  die  Appellationsbusse  zu 
vermeiden. 

Dazu  kamen  dann  noch  einzelne  andere  Momente  —  die  Not- 
wendigkeit vor  dem  Parlamente  die  Form  des  Verfahrens,  die  hier 
üblich  ward ,  (s.  unten)  anzunehmen  —  der  Gebrauch  von  Advo- 
caten  und  Procuratoren,  die  beim  Parlamente  angestellt  waren,  die 
Gleichmässigkeit  des  Verfahrens  vor  dem  Bailli  und  dem  Parla- 
ment und  die  Verbreitung  der  allgemeinen  Rechlsbfioher ,  die  alle 
zugleich  auf  die  Rechtsbildung  innerhalb  der  selbstständigen  Ge- 
richte einwirkten  und  die  Grundlage  der  Gleichheit  des  Rechts 
allenthalben  legen  helfen. 

Fasst  man  nun  alle  diese  Momente  zusammen  mit  dem  oben 
entwickelten  Grundcharacter  des  französischen  Gemeinderechts  über- 
haupt, der  Einkörperuog  desselben  in  die  Souverainetät  und  den 
einheitlichen  Entwicklungsgang  des  centralen  Staats,  so  ist  es  klar, 
dass  dasjenige,  was  im  Allgemeinen  gilt,  auch  im  besonderen  Ge- 
biete der  eigentlichen  Rechtsbildung  seine  Gellung  fand.  Die  allge- 
meine Rechtsbildung  überragt  gleich  bei  ihrem  Entslehen  die  par- 
ticuläre  der  Gemeinde  überhaupt  und  der  Sladte  insbesondre,  und 
nimmt  sie  in  sich  auf,  ohne  dass  sie  erst  dazu  kommt,  wie  in  den 
deutschen  Städten  eine  selbstsländige  zu  werden.  Und  wie  daher 
auch  auf  diesem  Gebiet  alle  Linien  des  französischen  Lebens  in 
dem  Mittelpunkte  des  Königthums  zusammenzulaufen  beginnen,  so 
rouss  auch  die  Geschichte  und  die  Gestalt  des  Gewordenen  von 
ihm  aus  ihre  Auflassung  finden.   Man  kann  nun  dieses  Verhälfaiss 
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in  eine,  für  unsere  Aufgabe  genügende  Formel  hinstellen.  Indem 
nämlich  bei  der  immer  grössern  Entwicklung  der  amtlichen  Gewalt 
die  Selbstständigkeit  der  Gemeinden  und  ihr  Abschließen  gegen  die 
Amtsbezirke  mehr  und  mehr  auf  das  ausdrücklich  ihnen  verbriefte 
Privilegium  und  die  in  demselben  enthaltenen  einzelnen  Rechtssätze 
zurückgeführt  wurden,  ward  allmählig  und  zwar  schon  in  dem 
Laufe  des  13.  Jahrhunderts  das  Landrecht,  da»  allgemeine  Recht  fUr 
die  Städte  und  die  einzelnen  Bestimmungen  der  Charles  und  Privi- 
leges wurden  zu  blossen  Ausnahmen  von  diesem  allgemeinen  Hechte. 

Daher  folgt  denn,  dass  wir  in  dem  allgemeinen  Landrechte  das 
Sladlrecbt  in  seinen  wesentlichsten  Theilen  wiederfinden  und  die 
Darstellung  des  einen  zugleich  den  Inhalt  des  anderen  enthält.  Es 
folgt  ferner,  dass  anfänglich  das  erstere  vielleicht  an  vielen  Orlen 
nur  das  letztere  ersetzt  haben  mag,  dass  aber  später  der  Mittel- 
punkt der  Kechlsbildung  nur  local ,  nicht  dem  Geiste  des  Rechts 
nach,  in  den  Städten  zu  suchen  ist. 

Wenden  wir  diese  allgemeinen  Sätze  jetzt  auf  Slrafrecht  und 
Process  an,  so  ergibt  sich,  dass  wir  die  Grundlage  beider  Rechts- 
gebiete in  allem  Wesentlichen  schon  in  der  Darstellung  des  Lehn- 
wesens gegeben  haben  und  dass  wir  demnach  in  dem  Strafrecht 
und  dem  Process  der  Städte  nicht  ein  selbstständiges  Ganze,  sondern 
vielmehr  nur  die  ausnahmsweise  Gestalt  derselben  finden,  die  sich  durch 
die  besonderen  Gemeindeverhältnisse  aus  dem  allgemeinen  Landrecht 
herausgebildet  haben,  —  Dass  endlich  dieses  Princip  der  Geschichte 
des  Gemeindestrafrechts  und  Processes  nicht  etwas  besonderes,  son- 
dern nur  die  einfache  Consequenz  der  allgemeinem  Auffassnng  in 
diesem  einzelnen  Rechlsgebiete  ist,  bedarf  keiner  weitern  Begründung. 

///.    Das  Strafrecht  und  der  Process  in  den  Gemeinden. 

Ehe  wir  nun  zum  Einzelnen  übergehen,  müssen  wir  eine  Be- 
merkung voraiissenden.  —  Betrachtet  man  nämlich  die  sehr  grosse 
Menge  von  Stadl-  und  Gemeinderechten,  die  in  allen  Bänden  der 
0.  d.  L.  zerstreut  sind  und  besonders  fast  den  ganzen  T.  XI.  und 
XII.  einnehmen ,  so  sollte  man  auf  den  ersten  Blick  glauben,  dass 
der  Rciehtlium  an  Quellen  für  die  Geschichte  der  Gemeinden  und 
des  Gemeinderechts  ein  sehr  grosser  sei  und  dass  die  Schwierigkeit 
der  Darstellung  nur  in  der  Bewältigung  der  Masse,  nicht  in  dem 
Mangel  an  Mitteln  für  die  genaue  Kenntniss  der  Verhältnisse  läge. 
Diese  Vorstellung  herrscht  in  der  Thal  sehr  allgemein.  Und  wir 
können  wohl  auf  diesem  Punkte  einen  Schritt  weiter  thun  auf  das 
Gebiet  der  deutschen  Rechtsgeschichte.  Auch  hier  ist  die  Meinung 
fast  die  durchstehende,  dass  man  mit  dem  ursprünglichen  Stadl- 
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rechts-Document  die  eigentliche  Quelle  der  Geschichte  des  Stadt- 
rechts und  mithin  in  der  Sammlung  derselben  alles  oder  doch  da» 
hauptsächlichste  Material  für  die  Geachichtschreibung  der  Städte 
und  ihrer  Rechtsentwicklung  besitze. 

Diese  Meinung  aber  ist  nicht  blos  eine  gänzlich  einseilige,  son- 
dern auch  eine  geradezu  verderbliche.  Denn  sie  erzeugt  die  zweite, 
dass  die  Fortbildung,  die  hinter  dem  in  dem  alten  Privilegium  zu 
irgend  einer  gegebenen  Zeil  und  nur  für  den  Augenblick  fixirlcn 
Zustand  des  Rechts  liegt,  das  Unwesentliche,  der  Inhalt  jenes  ältesten 
Rechts  dagegen  das  Wesentliche  für  die  Gesclüchte  des  Rechts  ent- 
halte. Welch  ein  entschiedener  Widerspruch  in  dieser  Vorstellung 
liegt,  wollen  wir  nicht  erst  weiter  darlegen;  allein  für  die  wahre, 
lebendige  Anschauung  des  eigentlichen  Rechtslebens,  für  jene  immer 
quellende,  nie  ruhende  Thatigkeil,  die  Neues  versucht  und  erzeugt, 
die  alten  Grenzen  aufhebt,  andere  Momente  in  sich  aufnimmt  und 
fortbildet,  bis  sich  endlich  in  verjüngter  Gestalt  die  neue  Epoche 
entwickelt,  für  das  eigentliche  Arbeiten  und  Werden  des  Rechts  ist 
jene  Vorstellung  der  gefährlichste  Gegner.  Es  ist  daher  notwen- 
dig demselben  entgegen  zu  treten. 

Lassen  wir  dabei  die  deutsche  Recbtsgeschichte  zur  Seite,  so 
können  wir  für  die  französische  die  Behauptung  aufstellen,  dass 
trotz  jener  grossen  Zahl  von  Stadlrechten  uns  die  wichtigsten  Do- 
cumenta für  innere  Geschichte  des  Gemeinderecht»  bis  jetzt  gänzlich 
fehlen.  Wir  erfahren  nicht  blos  aus  einem  sehr  grossen  Tbeile 
derselben  überhaupt  gar  nichts  von  dem  Privatrecht,  Process  und 
Strafrecht  mit  Ausnahme  einzelner  Andeutungen  und  Fälle,  und 
selbst  aus  dem  übrigen  etwas  ausführlicheren  —  da  doch  keines 
den  Umfang  von  höchstens  60  bis  80  Artikeln  übersteigt  — 
natürlich  nur  sehr  wenig,  sondern  für  die  ganze  weitere  Entwick- 
lung dieser  Stadtrechte,  für  die  Art  und  Weise  wie  man  den 
Mangel  jener  Statute  ersetzt,  für  die  Form,  in  welcher  man  ver- 
fahren und  gestraft  hat,  für  das  Leben  des  städtischen  Rechts  im 
ganzen  14.  Jahrhundert  fehlen  uns  fast  ganz  und  gar  alle  Quellen. 
Es  ist  daher  reine  Illusion  zu  glauben,  dass  man  für  die  Geschichte 
des  Gemeinderechts  in  Frankreich  wesentlich  mit  demjenigen  aus- 
reichen könne,  was  wir  besitzen;  wir  sind  im  Gegentheil  gezwun- 
gen ,  diesen  empfindlichen  Mangel  durch  die  oben  entwickeltes 
Schlüsse  zu  ersetzen,  dass  man  in  den  verschiedenen  Städten  es 
wohl  nach  den  Grundsätzen  des  Landrechts  werde  gehalten  haben; 
und  somit  muss  die  Combination  an  die  Stelle  eigentlicher  For- 
schung treten.  Der  wirkliche  geringe  juristische  Inhalt  aller  jener 
ältesten  Documente  und  die  grosse  Gleichförmigkeit  in  allem  Allge- 
meinen neben  vielen  Abweichungen  im  Einzelnen  lassen  jenen 
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Mangel  noch  deutlicher  fühlen.  Wir  müssen  daher  das  Folgende 
mit  dem  Bekennlniss  beginnen  ,  dass  wir  ausser  Stande  sind  eine 
eigentliche  Geschieht«  zu  geben  und  diese  Aufgabe  den  Folgenden 
zu  überlassen  haben. 

Dass  nun  aber  wirklich  solche  Quellen,  wie  wir  sie  fordern 
müssten,  vorhanden  sind,  leidet  keinen  Zweifel.  Die  neueren  Nach' 
forschungen  haben  herausgestellt,  dass  in  den  Archiven  der  Städte 
noch  fast  unondliche  Schätze  Air  diese  tieschichte  vorhanden  sind; 
und  die  Edition  der  Archive«  von  Reims  zeigen  deutlich  genug,  wie 
viel  hier  noch  zu  thnn  übrig  bleibt.  Wir  jedoch  sind  gerwtmgen, 
uns  auf  den  kargen  Stoff,  den  die  alten  Stadtrechte  und  Gemeinde- 
rechte  bieten ,  zu  beschränken. 

Auch  dieser  aber  ist,  wie  schon  bemerkt,  keineswegs  auch 
nur  für  sein  Gebiet  ein  recht  ausreichender;  denn  die  Zahl  der 
einzelnen  Privileges  kann  den  Maugel  des  Inhalts  unmöglich  er- 
setzen. Dieser  letztere  ist  aber  hauptsächlich  ein  zweifacher.  Theils 
nämlich  haben  eine  Menge  der  verschiedensten  Verhältnisse  an  den 
einzelnen  Orlen  zusammen  gewirkt,  nm  die  einzelnen  Stadt-  und 
Gemeinderechte  im  höchsten  Grade  ihrem  Umfange  nach  verschie- 
den zu  machen,  so  dass  viele  z.  B.  das  Strafrecht  gar  nicht,  andre 
es  in  ganz  allgemeinen  Bussbestimmungen ,  noch  andere  es  sehr 
genau  enthalten;  es  ist  auf  diese  Weise  geradezu  unmöglich,  mit 
historischer  Gewissheit  von  einer  Gemeinsamkeit  dieser  und  ähn- 
licher Bestimmungen  fllr  die  Gemeinden  überhaupt  zu  sprechen, 
da  man  mit  wenigen  localen  Ausnahmen  nie  weiss,  ob  ein  anderes 
Stadtrechl  oder  die  Billigkeit  der  Gerichte,  oder  aber  das  Land- 
recht  zu  Hülfe  genommen  ist.  —  Theils  aber  sind,  wie  wir  sogleich 
sehen  werden,  die  wirklich  »n  den  Statuten  enthaltenen  Angaben 
so  kurz  und  unbestimmt,  dass  man  sehr  wohl  erkennt,  dass  zur 
Zeit  des  Erlasses  eines  solchen  Rechts  das  Einzelne  dabei  den  Be- 
iheiligten eben  so  genau  bekannt  war,  als  es  uns  vielleicht  auf 
immer  unbekannt  bleiben  wird. 

Das  Wenige,  was  wir  im  Folgenden  angeben  können,  ist  mit- 
hin in  keiner  Weise  fllr  etwas  anderes  genügend,  als  för  eine  allge- 
meine und  ziemlich  unbestimmte  Vorstellung  von  dem  Inhalt  des 
Gemeinderechts  in  Beziehung  auf  unsre  Gebiete ;  etwas  anderes  ist 
es  freilich  in  Hinsicht  auf  die  Gemeindeverfassung ,  die  bei  weitem 
klarer  vorliegt.  — •  Wir  haben  aber  vorgezogen,  dieses  Verhältniss 
Dicht  zu  verschweigen,  da  es  nicht  schwer  gewesen  wftre  die  Mei- 
nung zu  erwecken ,  als  sei  wirklich  das  Wesentliche  unserer  Ge- 
schichte in  den  folgenden  Umrissen  enthatten. 

18* 
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A.    Das  Strafrecht  in  den  Gemeinden. 

Um  das  gellende  Strafrecht  in  den  Gemeinden  aus  der  Zeit, 
aus  welcher  wir  die  Gemeinde-Privilegien  besitzen ,  sich  zur 
Anschauung  zu  bringen,  muss  man  die  verschiedenen  Gruppen 
scheiden,  in  welche  sich  in  dieser  Beziehung  die  Gemeinderechte 
trennen.    Wir  stellen  folgende  auf. 

Die  erste  Classe  befasst  die  Landgemeinden  und  die  ihnen 
wesentlich  gleichstehenden  kleinen  Landstädte.  Hier  blieb  der  herr- 
schaftliche Prevot  an  der  Spitze  der  ganzen  Verwaltung  und  des 
Gerichts  und  statt  einer  eigentlichen  Verfassung  ward  in  den  Pri- 
vilegien fast  immer  nur  das  Abgaben-  und  Dienstrecht  geordnet; 
das  Gemeinderecht  von  Lorris  dient  als  Beispiel  für  diese  Privileges, 
von  denen  übrigens  ein  sehr  grosser  Theil  bei  weitem  weniger  aus- 
führlich ist,  wie  vor  allem  die  Privileges  für  die  Hötes,  die  ge- 
wöhnlich nur  6—7  sehr  kurze  Artikel  enthalten.  In  diesen  Ge- 
roeinderechten  ward  nun  natürlich  gar  nicht  daran  gedacht,  ein 
neues  Slrafrecht  irgend  einer  Art  einzuführen;  das  einzige  was  hier 
geschah,  war  eine  Feststellung  der  Bustsumme  für  die  Vergehen. 

In  dieser  Beziehung  herrscht  nun  eiue  merkwürdige  Überein- 
stimmung in  dieser  ganzen  Classe  von  Privileges.  So  viel  wir  ge- 
sehen haben,  enthalten  die  meisten  nicht  blos  dem  Inhalt,  sondern 
fast  den  Worten  nach  genau  dasselbe  Gesetz,  das  in  der  Coutume 
de  Lorris  (Urkundenb.  p.  35)  97.  heisst:  «Et  forisfactum  de  LX. 
solidis  ad  V  solidos ,  et  de  quinque  solidis  ad  XII  denarios  veniat,  et 
clamor  Pratpositi  ad  IUI  denarios.»  — 

Es  ist  dabei  zuerst  klar,  dass  die  im  Lehnrechte  aufgestellte 
Unterscheidung  der  grossen  und  kleinen  Busse  nicht  blos  Air  die 
kleinen  Grundbesitzer  ursprünglich  gegolten  hat  und  mithin  eine 
allgemeine  Unterscheidung  der  Strafen  gewesen  ist,  sondern  dass 
dieselbe  sich  selbst  in  der  Umwandlung  der  Bussansätze  noch  als 
Grundlage  des  folgenden  Rechts  erhallen  hat. 

Hier  möchten  wir  auf  eine  Bemerkung  aufmerksam  machen, 
die  wir  allerdings  nicht  weiter  verfolgen  dürfen.  Gewiss  war  früher, 
zur  Zeit  der  freien  Grundsassen,  der  Bussansatz  von  LX  sol.  kein 
absolut  hober  oder  unerschwinglicher.  Dennoch  lässt  sich  mit  Be- 
stimmtheit annehmen,  dass  die  Grundherren  denselben  gewiss  nicht 
herabgesetzt  haben  würden,  wenn  sie  ihn  ferner  noch  hätten  er- 
halten können.  Da  nun  in  den  kleinen  Landgemeinden  das  Land- 
volk diesen  und  ähnlichen  Forderungen  der  Herren  keine  andre 
Macht  entgegen  zu  setzen  hatte  als  die  Unmöglichkeit,  ihnen  zu 
bezahlen ,  so  sieht  man  sich  gezwungen  anzunehmen,  dass  der  Ver~ 
mbgenszustand  der  alten  Grundherren  in  einem  entsprechenden  Verhält- 
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niss  zurückgegangen  sein  must,  in  welchem  der  Bussenansatz  fUr  dieselben 
milder  geworden  ist.  —  Der  wirklieb  ungemeine  Unterschied  zwischen 
der  Höhe  der  alten  und  der  der  neuen  Busse  gibt  einen  der  schla- 
gendsten Beweise  für  den  erbärmlichen  Zustand,  in  welchen  die 
Wilikfihr  der  Griindhcrren  den  kleinem  Gutsinsassen  allmShlig  hinab- 
gedrückt hatte.  — 

Diese  ßussansätze  setzen  nun,  wie  man  deutlich  sieht,  als  völ- 
lig bekannt  voraus,  welche  Verbrechen  der  grossen,  welche  der 
kleinen  angehören.  Sie  sind  daher  an  sich  durchaus  keine  Ver- 
änderung des  allgemeinen  Landrechts  und  sollen  auch  gar  keine 
Quelle  für  eine  solche  sein  in  dem  Prevotal-Gericht,  sondern  sie 
sollen  eben  nur  ein  neues  Maas  der  alten  Strafe  bilden.  Daher 
folgt  denn  ferner,  dass  sie  nicht  aüe  Verbrechen  umschliessen,  son- 
dern dass  vielmehr  die  absoluten  Verbrechen  oder  die  hohen  Rügen  , 
ausserhalb  dieser  Bestimmung  liegen.  Wahrscheinlich  ist  bei  den 
letzteren  der  Verbrecher  dem  Inhaber  der  hohen  Gerichtsbarkeit 
selber  übergehen  nnd  von  diesem  gerichtet. 

Als  Beweis  dafür  möge  hier  eine  Stelle  aus  dem  Privil.  für 
Tonnerre  sieben,')  das  zugleich  zeigt,  wie  wenig  man  berechtigt  ist 
ganz  genaue  Grenzen  zwischen  den  einzelnen  Classen  der  Gemeinde- 
statute zu  ziehen.  In  diesem  Privil.,  das  übrigens  denselben  Cha- 
racter  hat  wie  die  Cout.  von  Lorris,  beissl  es  a.  6.:  «De  maauria 
sive  percutione  et  de  bello  eril  emendatio  XL  solid. ;  de  raptu  quod 
dicitur  adulterium  ,  de  mnliere  inforciata ,  de  homicidio  et  de  la- 
trocinio  erit  in  voluntate  mea;  de  minutis  foris  faclis  emendabit 
secundum  legem  su«  eonditionis  Uber  VII solidos,  servus  III  solidos. n 
Hier  ist  mithin  das  Strafrcchl  der  vier  hohen  Rügen  ausdrücklieb 
dem  obersten  Gerichlsherrn  vorbehalten;  man  bemerkt  leicht  ausser- 
dem die  Verschiedenheit  der  ßussansätze  von  der  oben  berührten 
Classe.  — 

Aus  dieser  Identität  des  allgemeinen  Landrechts  und  des  Ge- 
meinderechls  erklärt  sich  denn  auch  die  letzte  Erscheinung,  die  wir 
zu  berühren  haben,  dass  niimlich  in  vielen  solchen  Privileges  gar 
kein  Bussrecht  aufgestellt  wird;  z.  B.  in  den  Privil.  von  Charrot,') 
Chateauneuf,3)  Ghaumont,1)  Joigny  »)  u.  a.  Sie  enthalten  nur  Be- 
stimmungen für  das,  worüber  man  derselben  bedurfte;  wahrschein- 


>)  O.  d.  L.  XI.  218.  enthalten  zugleich  die  Bestätigung  von  Phil.  Aug.  Das 

Privil.  ist  von  dem  Grafen  Robert  von  Ncvcrs. 
h  O.  d.  L.  XI.  p.  369,  v.  1290. 

3)  O.  d.  L.  XI.  p.  221. 

4)  Ib.  225. 

*)  O.  d.  L.  XII.  346.  Jahr  1300. 
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lieh  ist  in  den  betreffenden  Gegenden   das  Landrecht  selber  ein 

ausreichendes  gewesen. 


Einen  wesentlich  verschiedenen  Character  zeigen  nun  die  Ge- 
meinderechte der  zweiten  Classe  oder  die  eigentlichen  Gmmunes 
in  Beziehung  auf  das  Strafrecht. 

Das  Lebensprincip  dieser  Commune*  ging  nämlich  nicht,  wie 
in  den  kleinen  Gemeinden,  blos  dahin ,  Schulz  und  Sicherung  des 
Hechts  gegen  die  herrschaftlichen  Beamtelen  zu  haben,  sondern  sie 
wollten  geradezu  sich  selber  verwalten  und  sich  ihre  eignen  Gesetze 
geben.  Die  Folge  davon  war,  dass  die  Coramunerechte  als  ihre 
Eigentümlichkeit  fast  durchstehend  zwei  Grundsitze  durchführen. 
Zuerst  die  Feststellung  eines  eignen  Gemtindtgeriehu  Über  die  Ver- 
brecher innerhalb  der  Gemeinde,  dann  das  Recht  des  letzteren,  die 
Busse  und  ihr  Maass  selber  festzusetzen. 

Was  nun  das  erstere,  das  eigne  Gemeindegericht  in  Strafsachen 
betrifft,  so  sind  die  ursprünglichsten  und  einfachsten  Grundsätze 
darüber  wohl  folgende  gewesen:  dass  jedes  Verbrechen  eines Com- 
munemitgüedes  sowohl  gegen  den  anderen  Juratus  als  gegen  das 
Nichlmitglied  innerhalb  des  Communegebiels  und  zweitens  sogar 
ausserhalb  desselben,  nur  von  dem  Major  und  den  Scabinis  zu 
richten  seien.  Das  Privü.  von  Corbie,  vonLudw.  VI.  gegeben  und 
bestätigt  nur  aus  7  kurzen  Artikeln  bestehend,  drückt  diess  viel- 
leicht in  seiner  anfänglichsten  Form  aus: ') 

A.  4.  Siquis  adversus  aliquero  de  Comraunia  aliquid  querehe 
babuerit,  ille  qui  impelietur  ad  jusliliam  exequendam  villam  non 

A.  5.  Si  homines  de  Comraunia  vel  aliquis  eorum  Nobis  (dem 
König  als  Grundherrn)  aliquid  forifecerit  extra  Banlivam,  non 
poterimus  eos  compellere  ad  placitanduro;  inio  in  villa  ante  Nos 
vel  ante  mandatum  Nostrum  jusliliam  capiemus  per  arbitrium  Scabi- 
norum,  quibus  Judicium  proferendum  ineumbit. 

A.  6.  Siquis  aliler  de  Coromunia  forifecerit,  ad  arbitrium 
Juratorum  et  Communis  id  emendabit  vel  villam,  donec  idera  sit 
emendatum,  non  intrabit. 

Wie  es  nun  hier  im  Einzelnen  gehalten  worden,  erfahrt  man 
nicht.  Nur  die  grösseren  Communes  sind  etwas  ausführlicher,  aber 
freilich  in  ihrer  Hedaclion  eben  so  wenig  gleichförmig,  als  ihre 
eignen  Verhältnisse  es  gewesen  sein  mögen.  Allerdings  gilt  der 
Grundsalz  allenthalben,  dass  die  Verbrechen  der  Communeglieder 

0  O  d.  L.  XI.  216.  BeslMt.  v.  Philipp  A«fosl  1180. 
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nur  von  Major  und  Juratis  gerichtet  werden  sollen  und  wird  daher 
in  der,  erst  gegen  das  Ende  des  12.  Jahrhunderts  festgeordnelen 
Communalverfassung  stillschweigend  vorausgesetzt;  allein  es  ist 
gewöhnlich  gar  keine  Bestimmung  darüber,  in  welchem  Verhältnis« 
der  Prevnt  und  Bailli,  wo  derselbe  in  der  Gemeinde  blieb,  zu  die- 
sem Gerichte  gestanden  hat.  Hier  ist  nun  das  Stadtrecht  von 
Amiens,  überhaupt  eines  der  wichtigsten  Documente  für  die  Commu- 
nalgeschichle,  so  bezeichnend,  dass  wir  seine  eignen  Worte  hersetzen 
wollen.') 

A.  kS.  «Omnia  autera  forisfacta  qua)  infra  Banleugam  civitatis 
fient,  Major  et  Scabini  judicabunt,  et  de  Ulis  justitia  facient,  sicut 
debent ,  presente  Baülivo  nostro  ei  ibi  voluerit  interesse ;  si  vero  inter- 
esse noluerit,  pro  ejus  absentia  justitiam  facere  non  desinent,  ted 
debitam  justitiam  facient ,  txctpto  tarnen  multro  et  raptu  quod  nobis  et 
succcssoribus  nostris  in  perpetuum  retinemus,  sine  parle  allerius.» 

Zweierlei  ergibt  sich  aus  dieser  Stelle  —  dass  der  grundberr- 
licbe  Beamtete  zugegen  sein  konnte  im  Schöffengericht  der  Ge- 
meinde ,  was  zum  Theil  seinen  Grund  in  dem  Anlheil  des  Herrn 
aa  der  Busse  haben  mochte,  (s.  unten)  —  dann  dass  der  Grund- 
herr sich  gewisse  Verbrechen  für  seine  Jurisdiction  ausschliesslich 
reservirte,  Aehnlich  heisst  es  in  dem  Privil.  für  die  Commune  von 
ßray3):  A.  11.  Nemo  ad  res  hominis  de  Communis  debet  assignare, 
nisi  clamore  facto  et  respouso  coram  Prmposito  nostro ,  et  per  rectum 
judiciwn  Scabinorum.  Für  Raub  und  Mord  waren  die  Schöffen  ganz 
ausgeschlossen;  die  justitia  gehörte  dem  Könige  sine  judicio  Scabi- 
norum. Ks  ist  aber  nicht  mit  Sicherheit  zu  entscheiden ,  ob  und 
in  wie  weit  hieraus  ein  allgemeinerer  Schluss  gerechtfertigt  ist.  Da 
die  meisten  Coramunes  gar  keine  Bestimmungen  darüber  enthalten, 
so  müssen  wir  die  Entscheidung  für  jede  Commune  der  einzelnen 
Untersuchung  ihres  Rechts  überlassen.  Was  die  Execution  des  ge- 
sprochenen Urtheils  betrifft,  so  soll  im  Verfahren  davon  sogleich 
geredet  werden. 

Ein  zweites  fragliches  Verhältniss  war  die  Competeoz  über  die 
Verbreeben  der  Nicbtmilglieder  gegen  die  Commune.  Diese  nun, 
weil  sie  ein  neues,  dem  allen  Landrechte  unbekanntes  Recht  ent- 
hielt, ist  in  den  grösseren  Statuten  sehr  genau  behandelt.  Wir 
verweisen  auf  die  Privil.  v.  Laon  und  Soissons  im  Urkundenbuch 
als  Beispiele.  (Laon  a.  6.  Soissons  a.  7.)  Princip  war  es,  dass  die 
Commune-Gerirhle  in  einem  solchen  Falle  zuerst  die  Gerichtsbarkeit 
des  Herrn,  dem  der  Verlelzende  gehörte,   aufforderten,  Recht 

i)  Ord.  d.  L.  XI.  264.  ff.  von  1190. 
3)  O.  d.  L.  XI.  p.  296.  Jabr  1210. 
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an  demselben  zu  vollziehen.  That  diese  es  nicht,  so  stand  der 
Commune  frei ,  mit  eigener  Gewalt  einzuschreiten  —  Jurati  qune- 
rant,  qualiter  is  qui  claroat,  jus  suum  non  perdat  (Laon)  —  oder 
bestimmter  in  Soissons  —  «homines  Communis  auxiliatores  erunt 
faciendi  vindictam  de  corpore  et  de  ptcunia  ip&ius  qui  forisfactum  fe- 
cerit,  et  hominum  illius  rectptacnli  in  quo  inimicus  eorum  erit.» 

Dass  in  vielen  andern  Statuten  von  diesem  ganzen  Verhftllniss 
gar  nicht  die  Rede  ist,  erklärt  sich  daraus,  dass  wahrscheinlich 
die  Justiz  der  Grundherren  hesser  gehandhabt  wurde,  und  mithin, 
weil  die  Sache  sich  von  selbst  verstand,  eine  gesetzliche  Bestim- 
mung Uberflüssig  schien. 

Den  zweiten  Hauptpunkt  bildet  nun  das  Strafrecht  der  Gemeinde 
selber!  Auch  hier  muss  man  mit  der  Bemerkung  beginnen  ,  dass 
die  Privileges  im  höchsten  Grade  verschieden  sind  ihrem  Umfange 
nach;  derselbe  wechselt  von  7  Art.  bis  zu  beinahe  50  Art.  Es 
versteht  sich,  dass  dabei  auch  das  Strafrecht  ein  sehr  verschie- 
denes werden  musste.  Trotz  dem  haben  hier  jene  eigentlichen 
Coromunes  Ein  Princip  gemein,  das  vor  allem  sie  von  der  folgen- 
den Classe  scheidet,  dass  nämlich  das  Gemeindegericht  nicht  blos 
allein  den  Gemeindeborger  richten,  sondern  dass  es  auch  demsel- 
ben das  Strafmaat»  festsetzen  soll. 

Der  Grund,  aus  welchem  diese  Bestimmung  hervorgegangen, 
ist  wohl  ein  doppelter  gewesen.  Auf  der  einen  Seite  das  Bedttrf- 
niss,  von  den  zum  Theil  willkührlichen  Bnssansälzen  der  herrschaft- 
lichen Richter  frei  zu  werden;  auf  der  anderen  aber,  und  das  dürfte 
der  tiefer  gebende  Grund  gewesen  sein  ,  der  Gedanke,  dass  jedes 
Verbrechen  gegen  den  Einzelnen  in  der  Commune  nicht  mehr  blos 
als  eine  Verletzung  der  einzelnen  Persönlichkeit,  sondern  vielmehr 
als  eine  Verletzung  des  Communelebens ,  des  jetzt  geschlossenen 
für  sich  als  Einheit  dastehenden  Gemeindeverbandes  gelten  müsse. 
War  das  der  Fall,  so  mussten,  wie  hier  die  Idee  des  Verbrechens, 
nun  auch  die  Idee  der  Strafe  ein  Moment  in  sich  aufnehmen ,  das 
dem  eigentlichen  Lelinwcseu  unbekannt  war;  und  das  konnte  aus 
verschiedenen  Gründen  nur  dadurch  geschehen  ,  dass  die  Gemeinde- 
Geschworenen  dem  Verbrecher  ans  ihrem  unmittelbaren  Bewusst- 
sein  heraus  das  Maass  seiner  Strafe  zuerkannten. 

Jenes  Recht  des  Gemeindegerichts  wird  auf  verschiedene  Weise 
ausgedrückt,  doch  immer  so,  dass  man  die  Bedeutung  der  betref- 
fenden Bestimmungen  leicht  erkennt.  Es  heisst  z.  B.  der  Verbrecher 
soll  «emendare  ad  arbitrium  Juratorum  et  Communis»  (Corbie.  a.6.) 
—  oemendare  per  Juratos»  (^enlis.  a.  19.) »)  —  «consideralione  Ju- 

t)  0.  d.  L.  XI.  278.  Jahr  1200. 
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ratorum  satisfactionem  facere»  {Crespy  a.  h.) ')  —  «Jurati  facient  vin- 
dictamD  (Noyon  a.  6.)2)  —  und  Aehnliches;  oft  auch  wiederholen 
andere  Com raunalsta tute  dieselben  Ausdrücke. 

Obwohl  nun  auf  diese  Weise  die  Gemeinden  kleine ,  gleichsam 
für  sich  abgeschlossene  Strafrecbtskörper  bildeten,  so  lässt  sich 
natürlich  doch  nicht  annehmen ,  dass  sie  mit  ihrem  Strafrecht  ganz 
ausserhalb  des  allgemeinen  Rechts  gestanden  haben  werden.  Es 
ist  das  um  so  weniger  wahrscheinlich,  als  eben  die  meisten  Com- 
muneslatute  einen  grossen  Mangel  genauerer  strafrechtlichen  Be- 
stimmungen zeigen.  Wahrscheinlich  wird  daher  eine  gewisse 
bestimmte  Praxis  und  eine  Reihe  entschiedener  Sätze  schon  zur 
Zeit  der  Abfassung  der  Statute  die  allgemein  anerkannte  Grundlage 
für  das  in  der  Gemeinde  geltende  Recht  abgegeben  haben. 

Auf  diesem  Punkte  ist  es  nun  vor  Allem,  wo  wir  den  eben 
erwähnten  Mangel  der  Quellen  des  inneren  Lebens  der  Stadt  und 
ihrer  Rechte  zu  keklagen  haben.  Denn  allerdings  enthalten  die 
Privilegien  eine  Menge  von  Andeutungen  ,  die  im  nächsten  Grade 
interessant  sind,  und  auf  die  wichtigsten  Eigentümlichkeiten  des 
Strafrechts  hindeuten,  ohne  dass  es  uns  möglich  ist,  von  ihnen 
aus ,  ohne  in  allerlei  Willkührlicbkeiten  zu  verfallen ,  weiter  zu  ge- 
langen. Denn  abgesehen  davon ,  dass  wir  bei  den  einzelnen  Sta- 
tuten niemals  wissen,  wie  weit  ihre  Wirksamkeit  gegangen  ist  in 
Beziehung  auf  die  anderen  Gemeinden  ,  und  eben  so  wenig  sagen 
können,  wie  es  in  den  Gemeinden  gehalten  wurde,  die  gar  nichts 
Näheres  angeben,  so  ist  selbst  die  weitere  Interpretation  der  vor- 
handenen Bestimmungen  stets  nicht  viel  mehr,  als  eine  Conjectur, 
die  glücklich  ,  aber  auch  verfehlt  sein  kann. 

Die  erste  Eigentümlichkeit  besteht  nämlich  in  dem,  theilweise 
entschieden  noch  erhaltenen  Unterschied  zwischen  der  Busse  an  den 
Herrn  und  dem  Wehrgeld  au  den  Verletzten.  Dieser  Unterschied 
wird  in  vielen  Statuten  nur  angedeutet,  freilich  wie  eine  Sache, 
die  keiner  genaueren  Darlegung  bedarf.  So  heisst  es  z.  B.  in  dem 
Privilege  von  Crespy:  Für  Realinjurien  snll  der  Verbrecher:  «lege 
qua  vivit  (je  nachdem  er  frei  oder  unfrei  oder  adlich  ist) — emendet, 
et  Majori  et  Juratis  pacis  violata  satisfactionem  faciat.»  —  Die  Aus- 
drücke werden  in  demselben  Art.  4-  umgekehrt :  «vulnerato  satis- 
factionem  et  violaUe  Pacis  emendationem  Majori  et  Juratis  faciet.» 
Im  Art.  5  stehen  «satisfactionem  et  redemptionem.»  In  den  Statuten 
für  Toumay  (Doornik)  dagegen  ist  jener  Unterschied  fast  in  der 
Weise  wiedergegeben,  wie  in  den  alten  Volksrechten,  und  für 

1)  0.  d.  L.  XI.  234.  Jahr  11»». 

2)  O.  d.  L.  XI.  224.  Jahr  1181. 

»)  O.  d.  L.  XI.  248  ff.  Jahr  1187. 
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mehrere  Verbrechen  Busse  und  Wehrgeld  genau  berechnet.  Die 
Bestimmungen  dieses  in  mannigfacher  Beziehung  merkwürdigen 
Statuts  sind  —  (a.  3.):  Bei  bewiesenen  Verwundungen  «percussor 
X  libras  dabit,  centum  solidus  percusso,  et  centum  solidos  Com- 
munis. —  (a.  6.)  Si  aliquis  convicia  dixerit  alicui  et  per  testes 
legilimos  fuerit  convictus,  XL  solidos  dabit  contumeliam  passo  XVIII, 
et  Communis  XXII.  Si  aliquis  aliquem  pulsaverit  iraconde,  aut 
traxerit ,  et  super  hoc  teslibus  convtnci  poluerit  L  solidorum  faciet 
eroendationem.  traclo  vel  pulsato  XXIU,  Communis  XXVII.»  — 
Die  Stat.  von  Laon  (a.  fc.)  enthalten  zwar  keine  Zahlenangaben, 
führen  aber  das  Princip  nach  einer  andern  Seite  hin  aus.  Derjenige, 
welcher  einem  anderen  eine  Real«  oder  Verbalinjurie  —  «pugno  vel 
palma  percusserit,  vel  lurpe  improperium  ei  dixerit,  legitimo  tesli- 
monio  convictus  ei  in  quem  pecravit,  lege  qua  vivit  emendet ,  et 
Majori  et  Juralis  violatw  Paris  eatitfactionem  faciat.  Si  vero  is,  quem 
lesit:  emendationem  ejus  $u*cipere  dedignatus  fuerit,  non  liceat  er  ultra 
de  eo  vel  intra  terminos  Pacis  vel  extra  aliquant  requirere  ultionem.» 
Andere  Statuten  dagegen ,  wie  die,  die  sich  um  Soissons  gruppiren, 
sprechen  von  einer  solchen  Unterscheidung  nioht,  und  gebrauchen 
sogar  nicht  einmal  die  doppelle  Bezeichnung  von  emendaüo  und 
satisfaclio  oder  Aebnliches,  sondern  immer  nur  eine  einfache  — 
eraendare,  redemptio,  satisfacere,  so  dass  man  nicht  berechtigt  ist, 
den  obigen  Gegensatz  auch  io  ihnen  als  gellend  anzunehmen. 

Im  Allgemeinen  liegt  die  Erklärung  dieser  Verschiedenheit  nahe. 
Jene  Unterscheidung  ist  für  die  germanische  Rechtsgeschichte  durch- 
aus nichts  Neues,  sondern  die  einfache  Folge  der  allen  Idee  des 
Gemeindefriedens ,  der  neben  der  einzelnen  Persönlichkeit  durch  das 
Verbrechen  verletzt  wurde,  und  nun  als  SelbslsUlndiges  gedacht, 
auch  jetzt  noch  eine  selbststäudige  Strafe  forderte.  Diese  Idee  war 
wesentlich  untergegangen  durch  die  Unterwerfung  der  Gemeinden 
unter  die  Grundherrlichkeit  des  Lehnrechts.  In  den  Theilen  Frank- 
reichs daher,  wo  das  Lehnrecht  zur  absoluten  Herrschaft  gelangt 
war,  ging  sie  verleren  an  das  Bussprincip  desselben,  dass  Wehr- 
geld und  Busse  als  Eine  Strafe  dem  Grundherrn  zu  zahlen  seien; 
wo  dagegen ,  wie  in  den  nordöstlichsten  Theilen  des  Landes ,  die 
alte  Freiheit  sich  am  längsten  erhatten  hatte,  da  blieben  auch  die 
alten  Ideen,  und  tauchten  als  Gesetze  wieder  auf  in  dem  Augenblick, 
wo  die  Gemeinde  ihre  erste  Selbstständigkeit  wieder  erlangte.  Auch 
hier  aber  muss  sie  bald  verschwunden  sein,  denn  in  der  späteren  Zeit 
finden  wir  von  dieser  Unterscheidung  keine  Spur  mehr.  Die  Geschichte 
dieses  Verschwindens  freilich  vermögen  wir  nicht  zu  verfolgen. 

An  diesen  Rest  des  ältesten  Bussrechts  scbliesst  sich  nun  der 
zweite  Satz,  der  gleichfalls  nur  in  den  wichtigeren  Statuten  ge- 
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aauer  ausgeführt  ist:  dass  Dämlich  die  Busse  in  vielen  Fällen  nur 
zum  Theil  der  Commune ,  zum  Theil  aber  dem  ehemaligen  Grundherrn 
zufiel.   Auch  hier  ist  die  Joeale  Verschiedenheit  sehr  gross,  was 
sich  einlach  durch  das  verschiedene  Maas  der  Gemeindeselbstslän- 
digkeit  erklärt;  nicht  geringer  ist  die  Unge  wissheit ,  in  welcher  uns 
die  Statuten  lassen.   So  heisst  es  in  den  St.  von  Tournay  a.  12.: 
«In  emendationibus  forisfactorum  habebunt  Castellanus  et  Advocatus 
portionem  $uam ,  ad  Judicium  Juratorum.»    Nach  den  Stat.  für  St. 
Qventin  a.  12. »)  soll  bei  dem  Verbrechen  des  Mordes  das  Haus  des 
Verbrechers  von  der  Commune  zerstört  werden  —  «et  si  Burgcnsis 
sit,  reliqua  sua  nottr*  eruni.n    Ob  auch  bei  anderen  Verbrechen 
gleichfalls  eine  Confiscation  eintrat ,  oder  der  Grundherr  einen  An- 
theil  bekam  an  der  Busse ,  erfahren  wir  nicht.  Bestimmter  ist  das 
Slat.  von  Arnum«*);  nach  a.  38.  soll  der  Thäter  bei  Realinjurien 
gegen  den  Juratus  novem  libras  dabit,  scilicet  VI  libras  Communie, 
et  LX  solidos  juetitia  Dominorum.   Gar  nicht«  erhielt  die  Gommunia 
bei  drei  hohen  Rügen.  A.  »9:  «Cotalla  (chatel,  die  Fahrniss)  vero  ho- 
roicidarum,  incendiarioruin ,  et  proditorum  nottra  mnt  absolute  $ine 
parte  alteriu$.    In  Calallis  vero  aliorum  forisfactorum  retinemus 
Nobis  et  successoribus  Nostrts  id  quod  habuimm  et  habere  debemue.» 
Wie  viel  dies  gewesen,  wird  nicht  angegeben.    Der  Art.  30.  des 
Slot,  für  Bray3)  dagegen  sagt:  «Omnis  justitia  de  Calallis,  et  sanguine 
et  mesleia  (me  lee,  Schlägerei)  et  quibuslibet  aliis  per  rectum 
seubinorum  nostra  tritt  preterquam  de  raptu  et  multro  quorum  Ju- 
sliüe  Nobis  remanet  $ine  Judicio  Scabinorum.»    Hier  ist  daher  ein 
bedeutender  Unterschied  von  dem  so  eben  angeführten  Hecht  von 
Amiens.  —  Nach  dem  Priv.  ßur  Me  en  Pirigord  dagegen  a.  10*) 
sollten  alle  emendie  —  Nobis  pro  medietato,  et  dietat  villa  pro  alia 
medietate  coromunes  sein;  nur  die  Busse  für  den  Ehebruch  (60  solid, 
s.  unten)  sollte  allein  dem  Herrn  gehören.  —  Höchst  wahrschein- 
lich bezieht  sich  auf  diesen  Antheil  auch  die  Bestimmung  des  Stat. 
lux  Soiuons,  an  welches  sich  mehrere,  wie  das  von  Senlis,  Sens, 
u.  a.  fast  wörtlich  ansch Hessen :  a.  2.  «Omnia  forisfacta,  exceptis 
infraclione  urbis  et  veteri  odio,  V  solidis  emendabuntur.»  Es  scheint 
nicht,  dass  diese  V.  sol.  die  ganze  Strafe  für  alle  übrigen  Ver- 
brechen gewesen  sein  können;  sind  sie  aber  neben  der  Strafe  be- 
zahlt, ho  konnte  der  Grund,  weshalb  diese  Bestimmung  eigends  in 
das  Gemeindestatul  aufgenommen  wurde  ,  wohl  nur  darin  liegen, 

»)  O.  d.  L.  XI.  270.    Jahr  1195. 

*)  O.  d.  L.  XI.  26-1.   Jahr  1100.     Ygl.  auch  a.  11.,  15.,  16.,  die  sich  aber 

nnr  auf  die  Contumaz  beziehen.   S.  unten. 
3)  O.  d.  L.  XI.  297.   Jahr  1210. 
*)  O.  d.  L.  XI.  417.   Jahr  1309. 
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dass  sie  an  eine  andere  Behörde  als  den  Major  bezahlt  werden 
mussten.  Das  wird  bestätigt  durch  die  Ausdrücke  mehrerer  Priv., 
unter  andern  das  Priv.  für  Chambli,*)  wo  es  heisst  (a.  8.):  «de 
parvis  satisfactis  (Kcal-  und  Verbalinjurien,  die  speciell  aufgeführt 
werden)  si  querela  ad  Majorem,  et  Pares  Communis  venerit,  et 
probatum  fuerit  forisfaclum,  V  solidos  habebimus  (also  der  Gerichts- 
herr empfängt  diese  V  solidos)  pro  emenda.»  Indessen  gestehen 
wir,  dass  dies  mehr  eine  Vermuthung  ist,  so  wie,  dass  die  beiden 
Uauplverbrechen  hier  wohl  Confiscalion  zu  Gunsten  der  alten 
Grundherren  zur  Folge  haben  mögen,  wie  in  Amiens.  Es  kann 
aber  eben  so  wohl  sein,  dass  diess  nicht  der  Fall  war;  denn  offen- 
bar deuten  die  Slatuten  von  Laon  und  die  sich  an  dieselben  an- 
schliessenden auf  das  Entgegengesetzte. 

In  dieser  Gruppe  nämlich  tritt  uns  die  dritte  Eigentümlichkeit 
des  Gemeinderechts  entgegen.  Jene  infractio  urbis  und  das  vetus 
odium  sind  nämlich  nichts  anderes,  als  der  Friedensbruch  gegen 
die  Comraunia  als  solche ,  oder  gegen  das  Mitglied  derselben.  Dieser 
musste  nothwendig  unterdrückt  werden,  um  nicht  durch  inneren 
Streit  die  Kraft  gegen  aussen  zu  verHeren.  Alle  Fehde  war  daher 
den  Bürgern  streng  verboten.  «Si  qtiis  in  alium»  heisst  es  in  dem 
Stat.  von  Laon  a.  5.  vmortale  odium  babuerit,  non  liceat  ei  vel 
euntem  de  civitale  prosequi ,  vel  venienti  insidias  tendere.»  Ge- 
schieht das  dennoch,  so  soll,  «si  reus  inventus  fuerit,  caput  pro 
capite,  membrum  pro  membro  reddat,  vel  ad  arbitrium  Majoris  et  Jura- 
torum  pro  Capite  aut  membri  qualitate  dignam  solvat  redemptionem.n 
Hier  ist  keine  Andeutung,  dass  der  Grundherr  einen  Antheil  erhält; 
dagegen  aber  tritt  uns  die  allgermanische  Stufenleiter  des  Wehrgeldes 
nach  dem  imaginären  Werthe  der  Glieder  des  Leibes  entgegen,  der 
als  subsidiäre  Strafe  die  Talion  hinzugefügt  ist.  Welche  Norm  ha- 
ben die  Geroeindegerichle  in  diesen  und  ähnlichen  Fälleu  befolgt? 
Haben  sie  blos  ex  squitate  entschieden?  Haben  sie  noch  das  alte 
Volksrecht,  wenn  auch  nur  in  unklarer  Vorstellung  gekannt?  Wie 
lange  hat  sich  dieses  Strafprincip  erhalten  und  in  welcher  Ausdeh- 
nung? Wir  wissen  es  nicht;  denn  unsre  Quellen  sind  einzig  jene 
kurzen  und  allgemein  gehaltenen  Stellen  der  Stadtrechte. 

Die  letzte  besonders  hervorzuhebende  Besonderheit  der  Ge- 
metnderechte  wird  gleichfalls  nur  beiläufig  in  einigen  Slatuten  ange- 
deutet, dass  nämlich  ein  gütlicher  Vergleich  der  Parteien  die  ge- 
richtliche Strafe  aufhebe,  eine  einfache  Consequeuz  des  ursprüng- 
lichen Verhältnisses  des  germani  eben  Gerichts  zur  Slrafberechtigung. 
Das  Priv.  v.  St.  Gerraain  des  Bois,2)  übrigens  eines  der  kürzesten, 

')  0.  deT.  XII.  pa*.  304.  Jahr  1222. 
>)  0.  d.  L.  XI.  p.  286.  Jahr  1200. 
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die  wir  haben,  sagt  a.  5.  —  «et  horao  qui  pactum  fecerit  pro  pla- 
cito  vel  pro  foris  facto,  Uber  erit  et  a  placito  et  a  foris  facto.» 
Ähnliches  heisst  es  in  den  Privil.  von  Joigny »)  eines  von  den  weni- 
gen, die  in  französischer  Sprache  abgefasst  sind,  dass  wenn  die 
Bourgeois  selbst  nach  gegebenen  Gages  de  bataille,  «sans  aler 
avant,  vousissent  accorder  ensemble,  ils  le  peuvent  faire  sans 
danger  de  Justice  et  sans  faire  amende  en  cas  de  queretle.  a.  8.  — 
In  den  Landgemeinden  muss  dieses  Recht  ein  ganz  allgemeines  ge- 
wesen sein,  wie  es  die  Goutume  von  Lorris  (Urkb.  p.  35)  a.  12. 
deutlich  zeigt.  Hier  ist  dasselbe  entschieden  die  Übertragung  des 
im  Lehnrechte  dargestellten  Rechts  jedes  Einzelnen,  eine,  pes  (paix) 
zu  machen  mit  dem  Gegner,  wann  und  wie  er  will.  In  den  Stadt- 
rechten dagegen  ist  dieses  Recht  gewöhnlich  gar  nicht  ausgesprochen, 
oder  nur  beiläufig  berührt,  was  sich  aus  den  besondern  Verhält- 
nissen der  Commune»  (s.  unten)  leicht  erklärt. 

Wenden  wir  uns  nun  von  diesen  allgemeinen  Grundsätzen  des 
Strafrechts  den  einzelnen  Verbrechen  und  Strafen  zu,  so  zeigt  der 
erste  Blick  auf  das  Obige,  dass  hier  wenig  besondere  Bestimmun- 
gen zu  erwarten  sind.  Das  geht  hervor  aus  zwei  nahe  liegenden 
Gründen.  Zuerst  machte  die  ursprüngliche  Gemeinsamkeit  des 
Hechts  der  Stadt-  und  Landgemeinde,  durch  welche  der  Bussansatz 
für  die  einzelnen  Verbrechen  ein  allbekannter  war,  genauere  Be- 
stimmungen für  den  Theil  des  Gemeindestrafrechts  gänzlich  über- 
flüssig, das  nur  eine  Übertragung  des  allgemeinen  Rechts  auf  die 
Gemeinde  war;  —  dann  aber  galt  fast  allenthalben  für  das  be- 
sondre Strafrecht  der  Gemeinde  das  schon  hingestellte  Princip ,  dass 
die  Geschwornen  ex  »quitate  die  Bussbestimmung  zu  geben  hatten. 
Daher  kann  man  sagen,  dass  die  Aufführung  der  einzelnen  Verbre- 
chen in  deo  Statuten  der  eigentlichen  Communes  eine,  und  zwar 
noch  dazu  selten  vorkommende  Ausnahme  bilden  und  bilden  müssen. 

Dazu  kommt  noch,  dass  grade  die  gröbsten  Verbrechen  in  den 
vielen  Goramunen  der  Gerichtsbarkeit  der  alten  Grundherren  ge- 
blieben sind  und  die  allgemeinen  Strafen  des  Landrechts  daher  auf 
sie  ihre  Anwendung  gefunden  haben. 

Endlich  aber,  wo  besondre  Verbrechen  in  der  Gemeindege- 
richtsbarkeit aufgeführt  werden,  wissen  wir  nicht  immer,  wie  sie 
eigentlich  bestraft  worden  sind.  So  z.  B.  heisst  es  in  dem  St.  v. 
Laon.  a.  7.,  wenn  der  compclente  Gerichtsherr  nicht  den  Dieb, 
den  die  Gemeinde  gefangen  hat,  bestrafen  will,  justilia  in  furem  a 
juratis  perüciatur,  ohne  dass  Genaueres  angegeben  wäre. 

Wir  glauben  daher,  dass  die  weitere  Untersuchung  hierüber 
für  die  Rechtsgeschichte  im  Allgemeinen  ziemlich  unfruchtbar  blei- 

*)  0.  d.  L.  XU.  347.  Jahr  1300. 


Digitized  by  Google 


286 


Franz.  Staats-  und  Rechtsgbsch. 


ben  wird,  bis  die  Archive  der  Städte  ihre  bisher  verschlossenen 
Quellen  eröffnen.  —  Zwei  Beispiele  indessen  mögen  hier,  ihrer 
Besonderheit  wegen,  Platz  finden. 

üas  Statut  von  St.  Quentin  bestimmt  a.  38,  dass  bei  AmuL 
haftem  Diebstahl  —  si  quis  furem  cum  furto  eeperit  —  der  Ergrei- 
fende den  Dieb  dem  Gast  eil  anus  per  Scabint»s  übergeben  soll;  die- 
ser «eura  in  PUlorico  ponere»  und  dann  erst  -den  Scabinis  ihn  aar 
Bestrafung  «sicut  de  fure»  übergeben.  Wahrscheinlich  ist  dann 
das  Landrecht  gegen  ihn  in  Ausübung  gesetzt,  nämlich  die  früher 
erwähnte  Strafe  des  Hiingens.  —  Ganz  dasselbe  bestimmt  das  Pri- 
vil.  Tür  Royt  (0.  d.  L.  XI.  228.  Jahr  1183)  a.  15:  Major  et  Jurati 
furem  in  perlorico  poni  videbunt.  Deinde  Justitiarius  noster  faeiet 
exinde  Justitiam. 

Sehr  verschieden  war  die  Strafe  ftir  Ehebruch  und  IS'othxntht. 
Für  einen  Theil  der  Commtinen  hatte  der  Grandherr  sich  neben 
anderen  hoben  Rügen  die  Gerichtsbarkeit  darüber  vorbehalten,  wo- 
für schon  einige  Beispiele  angeführt  sind;  hinzugefügt  kann  unter 
anderen  werden  das  Statut  für  Beaumont  sur  Oise ')  a.  9.  «8i  quis 
de  hac  Gommunia  vi  feminam  violaverit,  et  inde  convietus  ftierit 
per  judicium  vel  per  recognitionem  suara ,  ipse  et  possessio  ejus 
tuta  erit  in  mücricordia  notira.»  —  In  anderen  war  diess  nicht  der 
Fall.  Hier  trat  zwischen  den  Stadtrechten  des  Nordens  und  des 
Südens  eine  durchgreifende  Verschiedenheit  ein,  die  im  tirw*4e 
auf  eine  wesentlich  verschiedene  Auffassung  des  Verbrechens  seihst 
deuten.  Wohl  in  allen  Statuten  des  Südens  galt  die  Bestimmung 
des  Stadtrecbls  von  Riom  *)  a.  22,  der  aduller  vel  adultera  — 
convicti,  confessi  oder  deprehensi  —  nudi  currant  villam  vel  nobi§ 
solvat  quilibet  LX  solidos  et  hoc  sit  in  Option«  delmquentii.  Diese 
Strafe,  die  im  Norden  Frankreichs,  so  viel  wir  gesehen  haben, 
nirgends  vorkommt,  scheint  im  Süden  so  allgemein  gewesen  zw 
sein,  dass  das  Statut  der  Bastide  von  la  Peyronie z)  sogar  sagt  a.  33: 
Der  Verbrecher  nudus  cur  rat  per  villam  ut  in  aliis  tillu  Domini  nostri 
Reyis  fieri  cantuevit,  aut  solvat  Regi  XX  solidos,  et  quod  voluerit 
optionem  habeat  eligendi.  Dabei  wechselt  nur  die  Busssumme; 
nach  den  Privileges  von  Lvna**)  soll  dieselbe  evenlual  cenlum 
solidos  betragen,  a.  29 ,  nach  denen   von  Salmerangt«  4)  a.  22. 


«)  0.  d.  L.  XII.  307.  Gegeben  1187,  vom  Graf  Malthia»  von  Beaumont,  be- 

sUUgt  vom  Könige  Ludwig  Till.  1229. 
2)  Urkundenb.  p.  43. 
*)  O.  d.  L.  XII.  876.  Jahr  1308. 
*)  0.  d.  L.  III.  397.  Jahr  1312. 
•)  O.  d.  h.  XII.  516.  Jahr  1331. 
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sexnginta  solidos;  nach  denen  von  ViUefranche  (en  Rovergoe)  «) 
a.  23.  trecentos  solidos. —  Im  Norden  dagegen  pflegte  das  Verbre- 
chen den  hohen  Hilgen  anzugehören,  doch  nicht  ohne  Ausnahme. 
Nach  der  Charte  von  Peronne*)  mit  der  darnach  erlassenen  Charte 
von  Athyu*)  soll  derjenige,  qui  per  vim  aliquam  mulierem  oppres- 
serit,  —  si  de  voluntate  ipsius  mulieris  et  parentum  suamra  eam 
ducere  volutrit  in  uxortm,  bene  Hceat.  Si  autem  infra  Communiam 
captus  non  fuerit,  per  sex  annos  debet  forbanniri.  a.  21.  Ehebruch 
mit  Entführung  hat  folgendes  Hecht  a.  22.  Quicumque  uxorem 
alicuju$  hominis  infra  Hanleucam  roanenlis  abduxerit,  per  VII  annos 
bannitus,  villam  relinquet;  si  pustea  redeat,  cum  amicis  reconciliatut, 
res  hominis  illius  quas  cum  muliere  absportavit,  ex  integro  restituet. 
£r  behielt  also  die  Frau  als  Gattin.  —  Damit  stimmt  fast  wörtlich 
tiberein  die  Cout.  von  Tournai  a.  22  und  23,  nur  dass  sie  beide- 
mal e  7  Jahre  Verbannung  setzt.  Nach  den  Statuten  von  Chambli 
a.  12.  soll  der,  welcher  per  raptum  feminam  violaverit,  eam  de- 
spontabit;  will  er  das  nicht,  ad  noitra  Curia  Judicium  emendabit. 
Sehr  viele  Stadtrechte  sprechen  gar  nicht  von  diesem  Verbrechen, 
was  darauf  hindeutet,  dass  es  dem  Grundherrn  zur  Entscheidung 
blieb  und  mithin  nach  La i>d recht  bestraft  wurde. 


Von  diesen  beiden  Gruppen  der  Stadtrechte  unterscheidet  sich 
nun  noch,  wenn  auch  mehr  durch  ihren  inneren  Character  als  durch 
eine  äusserlich  fest  zu  ziehende  Grenze,  die  dritte  Gruppe.  Ihre 
Eigenlhümlichkeit  war  hauptsächlich  begründet  in  den  Verhaltnissen 
der  Zeit,  der  sie  angehört.  Wir  haben  schon  oben  im  Allgemeinen 
den  Character  dieser  dritten  Classe  angedeutet  und  sie  als  das 
Gemeinderecht  im  engeren  Sinne  bezeichnet. 

Das  dreizehnte  Jahrhundert  nämlich  halte  im  Gebiete  des  Ge- 
roeindelebens  zwei  Hauplresultate  erzeugt.  Zuerst  waren  die  Ge- 
meinden reich  geworden  und  der  in  dieser  Epoche  entstandene  für 
jene  Zeit  gänzlich  neue  industrielle  Besitz  hatte  in  den  Städten  eine 
Heimath  gefunden.  Das  wiederum  hatte  das  Bedürfniss  und  damit 
das  Entstehen  einer  selbstständigen  Administration  bedingt.  Allein 
zugleich  hatte  sich  der  zweite  Moment  entschieden  —  dass  die 
französische  Städteverfassung  es  nie  bis  zur  deutschen  Souverainetät 
der  einzelnen  Städte  bringen  werde.  Die  Communes  sind  gleich- 
sam die  Geschichtskörper,  an  denen  beide  Sätze  zum  Versuche  und 
zur  Verwirklichung  kommen. 


<)  0.  d.  L.  XII.  480.  Jahr  1323. 
3)  O.  d.  L.  V.  156.  Jahr  1207. 
*)  O.  d.  L.  XI.  298.  Jahr  1212. 
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Die  regierende  Gewalt  erkannte  daher,  dass  man,  um  die 
Wohlhabenheit  der  Gemeinden  zu  fördern,  ihnen  Gesetze  geben 
müsse  und  dass  es  gefahrlos  sei,  diess  zu  thun.  Im  14.  Jahrhun- 
dert traten  daher  eine  grosse  Menge  vou  neuen  Gemeinden  ins 
Leben,  aber  nicht  mehr  als  Communes  mit  beschwornem  Schtitz- 
und  Trutzbfindniss,  sondern  ganz  in  der  Weise  wie  die  Gemeinde 
unserer  Zeit,  mit  einem  eignen  Gcmeindestatut,  das  von  dem  Herrn 
gegeben  wird,  mit  einer  Gemeindeverfassung,  an  deren  Spitze  der 
herrschaftliche  (königliche)  Beamtete  steht  und  mit  einem  Recht, 
dessen  allgemeiner  Character  es  zu  einem  Ausflusse  des  allgemeinen 
Landrechts  macht. 

Hier  nun  hat  auch  das  Strafrecht  einen  wesentlich  verschiednen 
Inhalt  von  dem  der  eigentlichen  Commune,  Die  Stellung  dieser 
neuen  Gemeinde,  nach  welcher  sie  von  vorne  herein  als  ein  orga- 
nisches Glied  des  ganzen  Rechlslebens  auftritt,  macht  es  zuerst 
unmöglich,  dass  das  Gemeindegerichl  das  allein  entscheidende  ist 
über  die  Verbrechen  der  Gemeindegüeder,  dann  dass  die  Strafen 
blos  durch  dieses  Gemeindegericht  bestimmt  werden.  Der  indu- 
strielle Reichthum  dagegen  scbliesst  eben  so  sehr  die  Willkühr  aus. 
Beides  zusammen  forderte  mithin  ein  Gemeinderecht,  in  welchem 
die  Bussen  gleich  anfangs  so  weit  als  möglich  gesetzlich  bestimmt 
waren;  gleichsam  eine  Entwicklung  jener  emendalio  per  Juratos  zu 
ihrem  concreten  Inhalt.  Daher  haben  diese  Statute,  die  erst  mit 
dem  14.  Jahrhundert  beginnen,  nicht  blos  einen  grösseren  Umfang 
überhaupt ,  sondern  in  demselben  einen  deutlich  zu  unterscheiden- 
den Abschnitt,  der  die  Grundlage  für  die  Busstaxen  enthält. 

Äussere  Gründe,  die  hier  ihre  genauere  Darstellung  nicht  finden 
können,  haben  es  veranlasst,  dass  das  Örtliche  Gebiet  dieser  staat- 
lichen Gemeindegesetzgebung  vorzugsweise  der  Süden  Frankreichs  ge- 
worden ist.  Es  war  die  Zeit,  wo  sich  derselbe  nach  den  furcht- 
baren Verwüstungen  der  Albigenser-Kriege  alluiählig  wieder  zu  er- 
heben begann.  Der  Sieg  des  Nordens  hatte  indessen  eine  Menge 
germanischer  Elemente  in  Sitte,  Leben  und  Recht  des  Südens  ver- 
breitet. An  diese  schloss  sich  das  Entstehen  der  kleinen  neuen 
Gemeinden,  die  hauptsächlich  solcher  Gemeindeordnungen  bedurften. 
Diese  kleinen  Gemeinden  pflegten  sich  um  irgend  ein  Schloss  oder 
eine  Befestigung  herum  zu  bauen  und  erhielten  davon  den  Namen 
der  Bastides,  Die  Ord.  d.  L.  enthalten  eine  grosse  Menge  von 
Statuten  solcher  Bastides.  Sie  sind  offenbar  alle  nicht  blos  aus 
einem  Geist  geflossen,  sondern  sogar  fast  auch  der  Form  nach 
einer  Redaction  angehörig.  Dennoch  ist  es  aus  den  Statuten  frü- 
herer Städte,  die  wir  besitzen,  klar  ersichtlich,  dass  mit  einigen 
Erweiterungen  nur  Übertragungen  des  schon  damals  allgemeinen 
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Stadtrechts  des  Südens  auf  diese  neu  entstandenen  Gemeindekörper 
sind.  Grade  darin  liegt  ihre  Hauptbedeutung  für  die  Geschichte 
des  Rechts  der  Gemeinden  im  Süden,  die  noch  sehr  wenig  aus 
der  Zeil  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  bekannt  ist. 

Als  Beispiel  für  diese  Gemeinderechte  kann  der  Statut  vom 
Marziac,  Urkundenb.  p.  46  ff.  und  das  von  Atom  (Urkunden!»,  p.  40  ff.) 
gelten.  Der  a.  39  des  letzteren  drückt  im  Allgemeinen  das  Ver- 
hältniss  dieser  Gemeindekörper  zum  Staat  und  seiner  Gewalt  und 
den  tieferen  innereu  Unterschied  zwischen  diesem  Genieinderecht 
und  dem  der  Communes  so  deutlich  aus,  dass  wir  ihn  hier  be- 
sonders anführen  müssen.  Nachdem  bis  dahin  Verfassung  und 
Kecht  der  Stadt  angegeben  sind ,  schliesst  dieser  Act  des  Statut 
mit  der  Bemerkung:  «In  omnibus  autem  aliis,  qua»  non  sunt  in  prai- 
senti  litera  expressa,  retinemu»  Nobis  et  successoribus  nostris  in 
dicta  villa  et  perlinentiis  et  habilatoribus  omnem  justitiam,  jufitf- 
dictionem,  subjectionem ,  reverenliam,  exercitum  et  cavalcatum, 
secundum  usus  et  consuetudines  patriae,  et  alia,  qucecumque  verut 
Dominus  potett  et  debet  habere  in  terra  sua9  ac  in  prcemissis  omni- 
bus et  singulis  retinemus  potestatem  declaranii  secundum  quod  propter 
varietatem  lemporum  et  eausarum  tiderimus  expedire.»  Hier  ist  ge- 
rade das  Verhältniss,  das  wir  als  das  characleristiscbe  des  franzö- 
sischen Gemeinderechts  überhaupt  dem  deutschen  gegenüber  hin- 
gestellt, auf  das  klarste  ausgesprochen.  Das  Gemeindeleben  ist 
kein  selbständiges,  keine  Quelle  seines  eignen  Rechts  und  seiner 
Entwicklung ,  sondern  es  ist  dem  Willen  des  Staats  von  vorne  herein 
untergeordnet,  ja  sogar  das  Geraeindestatut  ist  nur  eine  Gesetz- 
gebung, die  der  Staat  in  jedem  Augenblick  ändern  kann.  An  dem 
Rechte  dieser  Gemeinden  des  Südens  sieht  man  deutlich  das  Schick- 
sal der  Gemeinden  des  Nordens  vorher;  was  die  ersteren  gleich 
von  Anfang  an  sind,  ein  blosser  Anhang  des  Staatslebens  und  des 
gemeinen  Rechts,  das  sind  die  letztern  in  kurzer  Zeit  geworden. 

Desshalb  scheint  es  uns  nun  auch  für  die  allgemeinere  Ge- 
schichte des  Rechts  in  Frankreich  nicht  von  hinreichender  Wich- 
tigkeit, die  einzelnen  abweichenden  Bussansätze  der  verschiedenen 
Statute  aufzuführen.  Das  Hauptsächlichste  dürften  folgende  zwei 
Punkte  enthalten. 

Zuerst  blieben  alle  hohen  Rügen  so  entschieden  der  eigent- 
lich amtlichen  Gerichtsbarkeit,  dass  jener  gar  nicht  einmal  beson- 
dere Erwähnung  zu  geschehen  pflegt;  da  die  Gerichtsbarkeit  Über 
dieselbe  das  Zeichen  der  Souverainetät  war,  so  erklärt  sich  dieses 
Verhältniss  aus  dem  Obigen  von  selber.') 


J)  Vgl.  Riom.  a.  14.  und  Marziac  a.  32.  Mont.  Chabrier  a.  18. 
WarakOaif  n.  Stria,  fraax.  Staats-  and  RecbUgescb.  Bd.  III. 
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Dann  sind  in  diesen  Statuten  gewöhnlich  die  Bussen  ftir  eine 
Reihe  von  Vergehen  festgesetzt,  die  ungefähr  in  allen  auf  ähnliche 
Weise  sich  wiederholen .  —  Dahin  gehören  :  der  Ehebruch  und  die  Noth- 
zucht,  deren  Strafe  schon  angegeben.  Ferner  der  Diebstahl.  Für 
diesen  ist  es  bemerkenswerth ,  dass  fast  allenthalben  unterschieden 
wird  zuerst  zwischen  dem  grossen  und  kleinen  Diebstahl,  nur  dass  das 
Maas*  desselben  nicht  immer  das  gleiche  ist.  Nach  dem  St.  v. 
Riom  a.  24.  ist  der  kleine  Diebstahl  auf  dem  Felde  im  Werth  bis 
XII  denarios;  ebenso  in  dem  Stat.  der  Bastide  von  Charroux  ')  a.24, 
der  von  Gardemont3)  a.  24,  der  von  Mont-Chabrier >)  a.  25  u.  a. 
Die  Strafe  ist  nach  den  ersten  3  solid.  Busse,  nach  dem  zweiten  2,/2 
solid.,  eben  so  nach  den  beiden  anderen;  der  grosse  Diebstahl  (si 
ultra  XII  den.  valeat  res  quam  ceperit)  büsst  VII  solid.,  nach  den 
anderen  X  solid.  Geschieht  dieser  Diebstahl  bei  Nacht,  bögst  der 
Dieb  nach  dem  ersten  60  sol. ,  nach  den  3  anderen  XXX  solid. 
Vergl.  dazu  noch  die  Stat.  v.  Marziac  a.  7.  12.  —  Die  oben  eil. 
drei  Statute  unterscheiden  nun  noch  den  kleinen  und  grossen  Dieb- 
stahl in  der  Stadt  mit  besonderer  Strafe  und  den  wiederholten 
Diebstahl,  fast  wörtlich  übereinstimmend  (Mont-Chabrier  a.  24.) 
«Quicumque  aliquid  Valens  duos  solidos  vel  infra  de  die  vel  de  nocte 
furatus  fuerit  currat  villam  cum  furto  ad  collum  suspenso,  et  in  V 
solid,  pro  juslitia  puniatur  —  et  qui  rem  ultra  V  solid,  valentem 
furatus  fuerit,  prima  vice  signetur  (vertritt  die  Stelle  des  Pillori  im 
Norden)  et  in  LX  solid,  pro  justitia  puniatur,  et  si  signatus  sit 
ulterius  debite  puniatur;  et  si  pro  furto  quis  suspendatur ,  X  libras 
si  bona  sua  valeant  solutis  debitis  nobis  pro  justitia  persolventur, 
et  residuum  sit  haeredum  suspensiv)  —  Riom  und  Marziac  haben 
diese  Unterscheidungen  und  Bestimmungen  nicht;  es  folgt  daraus 
nicht,  dass  nicht  hier  gleiches  Recht  gegolten  hätte.  —  Für  Inju- 
rien sind  gleichfalls  feste  Bussen ;  das  Schwertziehen,  das  Schlagen 
und  Stossen,  die  wörtlichen  Beleidigungen,  ausserhalb  des  Gerichts 
und  in  demselben,  sind  die  einzelnen  Fälle,  die  hervorgehoben  wer- 
den; es  lässt  sich  annehmen,  dass  da,  wo  ein  Statut  nicht  aus- 
reichte, das  Landrecht  zu  Hülfe  genommen  wird.4)  Das  Bussmaass 
ist  auch  hier  nicht  immer  gleich,  wahrscheinlich  als  Folge  des 
ungleichen  Landrechts.  —  Endlich  bildet  die  Fälschung  an  Maass 
und  Gewicht  ein  besonderes  herausgehobenes  Verbrechen  (Riom. 


i)  O.  d.  L.  XI.  404  ff.  Jahr  1308. 
»)  O.  d.  L.  XII.  382  ff.  Jahr  1310. 
*)  O.  d.  L.  XII.  362  ff.  Jahr  1307. 

*)  Vergl.  i.  B.  die  Aufdrücke  in  a.  12  und  30  des  St.  v.  Riom. 
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9.  25.)  was  auf  einen  entstehenden  Handel  und  Verkehr  hindeutet; 
der  Bussansatz  wechselt  gleichfalls. 

Zu  diesen  Verbrechen  kommen  nun  gewöhnlich  noch  eine 
Reihe  von  Russansätzen  fiir  dasjenige  Unrecht,  was  wir  Polizeiver- 
gehen nennen  wurden,  die  Infracüo  banni ,  Widersetzlichkeit  gegen 
polizeiliche  Befehle,  Schaden  durch  verwahrloste  Thiere;  alle  diese 
Bestimmungen  sind  offenbar  gegeben,  um  der  Willkühr  des  Orts- 
beamtelen feste  Schranken  zu  setzen.  (Vgl.  Riom.  16.  26.  u.  a.) 

Dieses  ist  der  allgemeine  Character  des  Strafrechts  im  Gemeinde- 
recht Frankreichs.  Das  Einzelne  genauem  Uutersuchungen  be- 
wahrend, gehen  wir  jetzt  zum  Verfahren  und  seinen  Besonder- 
heiten über. 

» 

a.  Der  Proceu  in  den  Gemeinden. 

Für  den  Process  des  Gemeinderechts  müssen  wir  mehr  noch 
wie  für  das  Strafrecht  auf  den  Satz  zurückweisen ,  dass  in  allen 
den  Punkten,  wo  das  Gemeinderecbl  nichts  enthalt,  mehr  als  wahr- 
scheinlich der  gemeine  Landesprozess  Gültigkeit  gehabt  hat.  Das 
liegt  nicht  Mos  in  der  allgemeinen  Natur  der  Sache,  sondern  es 
geht  wesentlich  noch  aus  zwei  besondern  Gründen  hervor. 

Zuerst  hatte  freilich  wenigstens  in  den  Communes  das  Ge- 
meindegericht das  Recht,  selbst  das  Bussmaas  im  Strafrecht  fest- 
zusetzen. Ein  solches  Recht  für  das  Verfahren  lässt  sich  aber  nicht 
wohl  practisch  denken;  hier  werden  feste  Normern  gefordert,  und 
wären  diese  wirklich  verschieden  gewesen  von  dem  gemeinen  Pro- 
cess, so  würden  sie  unzweifelhaft  aufgeschrieben  worden  sein. 

Dann  aber  lassen  sich  die  Ausnahmen,  die  der  Gemeindepro- 
zess  vom  Lehns-  und  Landesprocess  bildet,  als  aus  besondern  Gründen 
entstandene  nachweisen.  Es  folgt,  dass  da,  wo  solche  Grunde 
nicht  vorhanden  waren,  auch  keine  Aenderung  des  gemein  Gel- 
tenden eingetreten  sein  wird. 

Daher  muss  der  oben  entwickelte  Prozess  des  Lehnwesens  dem 
Folgenden  als  Grundlage  untergelegt ,  und  sein  ganzer  Gang  in  der 
Darstellung  vorausgesetzt  werden,  wie  er  das  in  der  Wirklichkeit 
gewesen. 

Jene  Besonderheiten  des  Verfahrens  in  den  Gemeindegerichten 
beziehen  sich  nun  nur  auf  zwei  Punkte,  das  Verfahren  bei  der 
Anklage,  um  den  Beklagten  zur  Stellung  vor  das  Gericht  zu  zwingen, 
und  das  Beweitverfahren. 

Das  Recht  auf  ein  besonderes  Verfahren  gegen  den  Contumax 
und  die  Notwendigkeit  desselben  beruht  auf  der  ganzen  Stellung 

19' 
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der  Commune  in  jener  Zeit.  Jede»  Verbrechen  gegen  den  Einzel- 
nen in  der  Commune  war,  dem  Wesen  dieser  Körperschaft  nach, 
ein  Verbrechen  gegen  alle,  ein  Bruch  des  Schwurs,  ein  Verbrechen 
gegen  den  Gemeindefrieden.  Nur  auf  dieser  festgeschlossenen  Ein- 
heit beruhte  die  Macht  derselben  gegen  die  Hebelgriffe  der  be- 
nachbarten Grundhenen.  Nun  aber  war  das  Gebiet  ihrer  örtlichen 
Competenz  ein  enges  und  scharf  begrenztes.  Der  Verbrecher  in 
der  Gemeinde  konnte  daher  leicht  entfliehen ;  jenseits  der  Bann- 
meile war  er  in  völliger  Sicherheit.  Das  zwang  die  Communcn, 
besondere  Maassregeln  dagegen  zu  treffen ,  dass  nicht  jemand  auf 
diese  Weise  sich  dem  Gericht  seiner  Pares  in  der  Gemeinde  entziehe. 

Hier  kann  man  nun  wohl  die  Bestimmungen  des  Stat.  von  Laon 
a.  2.  ziemlich  als  die  allgemeinen  für  alle  Communes  ansehen. 
Hatte  irgend  ein  Mitglied  ein  Verbreeben  gegen  irgend  jemand  in 
dem  Gebiet  der  Commune  begangen ,  so  forderte  das  Interesse  der 
Commune  selber,  dass  es  nicht  ungestraft  blieb.  Dass  alsdann  auf 
die  erhobene  Klage  «clamor»  vor  Major  und  Juratis  eingeschritten 
wurde,  versteht  sich;  nach  den  Ausdrücken  der  Statute  und  nach 
den  gegebenen  Verhältnissen  aber  scheint  es  uns  unzweifelhaft,  dass 
die  Stadtbehörde  auch  ohne  Klage  gerichtlich  einschreiten  konnte.  Die 
Ausdrücke  der  Stadlrechle  sind  leider  alle  sehr  kurz  und  keines 
ist  weitläufiger  wie  das  oben  cilirte  von  Laon. ')  Auch  hier  ist 
der  Mangel  weiterer  Quellen  desshalb  sehr  fühlbar  und  das  um 
so  mehr,  als  in  diesem  Princip  der  zweite  richtige  Anknüpfungs- 
punkt für  die  Entstehung  des  Inquisitionsprincips  im  Strafverfahren 
gegeben  ist,  von  dem  wir  später  zu  reden  haben. 

Wenn  nun  die  Citation  erlassen  war  (submonere,  semondre) 
und  der  Beklagte  sich  nicht  stellen  wollte  (infra  quartum  diem),  so 
wird  er  selber  aus  der  Stadt  verbannt;  der  Zusatz  des  Stat.  von 
Laon  .(II)  fccum  omnibus  qui  de  ejus  peculiari  familia  sunt»  findet 
sich  nicht  allenthalben.  Ferner  ward  als  Contumazialverfahren  sein 
Maus  in  der  Stadt  von  der  Commune  niedergebrochen  und  gewöhn- 
lich versprach  der  König  seine  Hülfe  dazu,  wenn  es  ein  befestigtes 
war  und  Widerstand  leistete.  —  Dasselbe  trat  ein  bei  der  Flucht 
des  Verbrechers  nach  geschehener  That.  — 

War  dagegen  der  Verbrecher  kein  Glied  der  Commune,  so 
hatten  die  Vorsteher  der  Gemeinde  zuerst  die  competente  Behörde 
aufzufordern,  dass  sie  Recht  vollziehen  möge.  Geschah  das  nicht, 
so  ward  der  Commune  das  Recht  zugestanden  sich  selber  zu  hel- 
fen, «liceat  Majori  et  Juratis  prout  potuerint,  deeo  vindictam  querere  d, 

!)  Vergl.  das  St.  v.  Soissons  8.  and  St.  Qutntin  a.  10.  ff.  Crespy  a.  2.  Atniens 
a.  8.  7.  14.  Cerny  aad  die  SUdle  des  Uonnois  «.  13  and  andere. 
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was  natürlich  am  einfachsten  war,  wenn  der  Betheiligte  später  ein- 
mal in  die  Stadt  kam  (Soissons  a.  8.) 

Wie  «ich  diese  Bestimmungen  aus  den  Verhältnissen  der  Städte 
ergeben,  so  folgt  aus  denselben  gleichfalls  das  ihnen  eigentüm- 
liche Beweisverfahren.  Wir  haben  im  vorigen  Theile  gezeigt,  wie 
sich  der  Zweikampf  als  allgemeines  Beweismittel  aus  dem  Lehn- 
wesen entwickelt  hat.  Es  beruht  derselbe  wesentlich  auf  der  abge- 
schlossenen souverainen  Selbstständigkeit  des  Einzelnen  dem  an- 
deren Einzelnen  gegenüber.  Gerade  diese  war  innerhalb  der  Com- 
munes  gebrochen;  die  Commune«  als  gesellschaftliches  Ganze  stehen 
dem  Kitterthum  in  der  Gesellschaft  durchaus  auch  in  diesem  Punkte 
gegenüber.  An  die  Einheit  ihres  Lebens  und  das  Ausschliessen 
alles  Fehderechts  unter  den  Bürgern  knüpfte  sich  das  Bedürfniss  ein 
anderes  Beweisprincip  wie  das  des  Lehnrechts  zu  haben. 

Nun  aber  gab  es  damals  kein  solches,  und  dazu  kam,  dass 
jenes  Rilterlhum  dem  Leben  der  Städte  keineswegs  absolut  fremd 
geblieben  war.  Es  war  daher  eben  so  unmöglich  für  die  letzteren, 
jenes  Bedürfniss  ganz  zu  befriedigen,  als  es  ganz  abzuweisen. 

Aus  diesem  schwankenden  Verhältnis«  erklärt  sich  nun  die 
Gestalt  des  Beweisverfahrens  in  den  Städten.  Allenthalben  näm- 
lich, wo  nicht  Beweis  und  Gegenbeweis  dem  Zweikampf  und  Gottes- 
gericht oder  den  Principien  des  kanonischen  Processes  übergeben 
werden,  entwickelt  sich  die  Geschichte  des  Verfahrens  an  der 
Frage,  welche  von  beide»,  Kläger  oder  Beklagte  zu  beweisen  habe. 
Die  erste  Entscheidung  ist  hier  gewöhnlich  die,  dass  der  Beklagte 
auf  einfache  Anklago  sich  mit  bestimmtem  Gegenbeweis  zu  reinigen 
habe;  dann  tritt  der  zweite  Gedanke  auf,  dass  die  Klage  bewiesen 
werden  und  gegen  diesen  Beweis  kein  Gegenbeweis  gültig  sein  solle. 
Dieses  Princip  haben  wir  Air  ein  anderes  Land  ')  als  Grundlage  der 
Geschichte  des  Beweisverfahrens  nachgewiesen.  In  Frankreich,  wo 
das  Lehnwesen  und  Kirche  mit  selbstständiger  Entwicklung  des 
Beweises  fast  das  ganze  Land  umfassten,  blieb  für  jene  Geschichte 
nur  das  Gebiet  des  Stadtrechts  übrig.  Allerdings  ermangeln  uns  hier 
noch  die  genauen  Quellen;  allein  als  Grundzug  des  Beweises  tritt 
dennoch  uns  allenthalben  der  Gedanke  entgegen ,  dass  in  gewissen 
Fällen  alles  auf  die  Verteidigung,  in  anderen  wieder  alles  auf  die 
Anklage  und  ihren  Beweis  ankam.  Da  wir  aber  hierüber  nur  kurze 
Andeutungen  vorfinden,  so  müssen  wir  die  Entscheidung  einer 
speciellern  Untersuchung  überlassen,  um  so  mehr,  als  die  Princi- 
pien des  allgermanischen  Processes  hier  auf  allen  Punkten  von  dem 


i)  Siehe  die  Oetch.  des  dänischen  CiviJprocestes  und  das  heutige  Verfahren 
vom  Verfasser.  N 
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Process  des  Lehnwesens  und  der  Kirche  durchbrochen  werden. 
Dennoch  bleiben  jene  Spuren  des  alten  Rechts  dadurch  von  hohem 
Interesse,  dass  in  ihnen  gleichsam  die  ältesten  Grundsätze  kurz  vor 
ihrem  entscheidenden  Untergange  in  die  Hechtsgeschichte  Frank- 
reichs herein  ragen. 

übrigens  haben  sie  in  keinem  Fall  eine  dauernde  oder  um- 
fassende Wirkung  gehabt;  denn  die  Verwirrung  und  Unbestimmt- 
heit in  den  Stadlrechten  selber  ist  gross  und  das  bot  ein  leichtes 
Mittel  den  neuen  französischen  Process  mit  dem  13.  Jahrhundert 
durch  die  Tbätigkeit  der  königlichen  Beamteten  einzuführen. 

Zu  bemerken  ist  ferner  dabei,  dass  nur  die  grösseren  Stadl- 
rechte von  dem  Verfahren  Oberhaupt  sprechen;  die  kleinen  Privi- 
leges und  die  Landgemeinderechte  enthalten  gar  nichts  darüber. 
Das,  was  die  ersteren  geben,  ist  nun  wie  gesagt,  eine  bunte  princip- 
lose  Mischung  der  drei  Beweisarten  dieser  Epoche. 

Zuerst  schliessen  einige  Rechte,  wie  das  von  Tournay  a.  21 
den  Zweikampf  unter  Bürgern  überhaupt  aus ;  dieser  Art.  ist  jedoch 
in  dem  Statut  von  Peronne  und  von  Athjes  nicht  enthalten.  — 
Andere,  wie  das  von  Roye ')  bestimmen ,  a.  13  dass  der  Grundherr 
(der  König)  von  dem  Gemeindegericht  keinen  Gemeindebürger  zum 
Zweikampf  fordern  lassen  dürfe;  unter  Bürgern  dagegen  ist  hier 
der  Zweikampf  als  electivet  Beweismittel  inclusive  durch  die  Be- 
stimmung zugelassen,  dass  im  Falle  der  Gages  de  bataille  der 
Advocalus  (Champion)  nur  aus  den  Mitgliedern  der  Commune  ge- 
nommen werden  darf,  a.  30.  Ebenso  St.  Quentin  a.  11.  Amiens. 
a.  17.  (Infra  fines  Communis  non  recipitur  campio  conductitius 
contra  hominem  de  Communia.)  Andere,  wie  Laon,  Crespy,  Sois- 
sons,  Vaisly3)  sprechen  von  dem  Zweikampf  gar  nicht,  so  dass 
man  nicht  mit  Bestimmtheit  sagen  kann,  ob  derselbe  in  den  hohen 
Rügen  statthaft  gewesen  ist  oder  nicht.  Da  man  aber  annehmen 
tnuss,  dass  diese  als  eximirte  Competenz  der  grundherrlichen  Ge- 
richtsbarkeit überlassen  gewesen  sind,  so  leidet  es  schwerlich  einen 
Zweifel,  dass  die  Bürger  das  Recht  zum  Zweikampf  in  diesen  Fällen 
haben  mussten;  es  erklärt  sich  leicht,  wesshalb  die  Statuten  dar- 
über schweigen,  da  sie  doch  nichts  daran  hätten  ändern  können. 
Diese  Stadtrechte  haben  wenigstens  wohl  fiir  alle ,  durch  das  Stadt- 
gericht entschiedenen  Streitigkeiten  den  Zweikampf  ausgeschlossen 
und  das  legitim  um  testimonium  eintreten  lassen.  —  Andere  dagegen 
erkennen  den  Zweikampf  ohne  irgend  eine  Beschränkung  an,  ganz 
wie  der  Lehnsprocess  selber.    Diess  gilt  besonders  von  den  Land- 


>)  O.  d.  L.  XI.  237.  Jahr  1185. 
3)  O.  d.  L.  XII.  307.  Jahr  1223. 
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gemeinden  und  ihrem  Process,  da  dieselben  in  allem  Wesentlichen 
sich  der  Lehnsherrschaft  überhaupt  nicht  entzogen  hatten.  Die 
Coutwne  von  Lorrii  a.  6.  zeigt,  dass  der  Zweikampf  das  ganz  Ge- 
wöhnliche war.  Aber  auch  einzelne  Communen  erkannten  denselben 
an.  Das  deutlichste  Beispiel  ist  das  Stat.  v.  Beaumont-mr-Oise,  ') 
wo  es  heisst  a.  7.  «Duella  sunt  Communis  (d.  *h.  die  Duellbusse) 
praeter  illa  quin  fient  de  raplu  multro  homicidio  et  proditione; 
und  8:  De  vadiis  duelli  datis  infra  Banleucam  habebit  Comraunia 
XV  sol.  tantum,  de  hostagiis  XXX  sol.  de  duello  victo  LXVH  sol. 
et  dimiduum  si  duellum  fuerit  de  fundo  terra  vel  pecunia.»  —  Dazu 
vergleiche  man  die  ganz  ähnlichen  Bestimmungen  im  Stat.  v.  Beau- 
mont*)  a.  8,  Chambli  a.  11,  Asnitres  a.  8,  u.  a.  Auf  diese  Weise 
wechselt  die  Bestimmung  Ober  das  Beweismittel  des  eigentlichen 
Lehnsprocesses. 

Nicht  minder  ist  das  der  Fall  mit  dem  Beweismittel  der  Kirche, 
den  Ordalien.  Es  scheint  jedoch,  als  ob  ausserhalb  des  eigentlich 
kirchlichen  Gebietes  die  Ordalien  ihre  längste  und  dauerndste  Wir- 
kung sich  erhalten  haben.  Doch  sind  die  Ordalien ,  so  viel  wir 
wenigstens  bisher  gefunden  haben,  nur  als  Vertheidigung$mittel,  Gegen- 
beweis auf  geschehene  Anklage ,  gebräuchlich  gewesen.  Ohne 
Zweifel  gerade  desshalb ,  um  in  ihnen  einen  wenn  auch  mangel- 
haften Ersatz  för  den  Zweikampf  zu  haben.  Auch  kommt  der  Be- 
weis durch  Gottesgericht  nur  bei  Anklagen  auf  hohen  Rügen  vor, 
und  steht  daher  nirgends  als  einziges  Beweismittel,  sondern  immer 
mit  dem  folgenden  zusammen.  Das  St.  von  Laon  kann  als  Bei- 
spiel und  Quelle  dienen.  Die  gewöhnliche  Bestimmung  ist ,  dass 
der  Beklagte  (a.  5)  «divino  $e  judicio  purget»  ohne  dass  eine  beson- 
dere Form  des  Gottesurtheils  angegeben  wurde,  oder  «sacramento 
se  purget»,  was  gewiss  nicht  immer  auf  den  einfachen  Reinigungs- 
eid zu  beziehen  ist  (s.  unten.)  Das  Statut  von  Amiens  a.  2V  hat 
die  specielle  Bestimmung,  dass  eine  Wittwe  gegen  eine  Schuld- 
klage, so  lange  sie  nur  durch  einen  Zeugen  bewiesen  ist,  sich  per 
sacramentum  vertheidigen  kann ;  bei  Forderungen  auf  Grundbesitz 
(possessio)  dagegen  ipsa  se  per  bellum  defTendet.  Einige  Statute 
machen  jedoch  davon  eine  Ausnahme,  wie  das  von  Tournay.  Die 
Bestimmungen  dieses  Status  sind  besonders  dadurch  interessant, 
dass  sie  nicht  blos  die  Reste  des  Eideshelfer-Beteeiseg  in  den  Stadt- 
rechten am  deutlichsten  zeigen,  sondern  auch  das  Verhältniss  des- 
selben zu  dem  Gottesgericht  andeuten.  Besonders  hervortretend 
ist  a.  3:  aSi  aliquis  aliquem  percusserit,  et  querimonia  inde  facta 


i)  O.  d.  L.  XII.  298.  Jahr  1222. 
*)  0.  d.  L.  XII.  312.  Jahr  1223. 
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pueril,  guocunnjue  modo  eum  percusserit  sj  eonstans  fusrU  (haad- 
haa?)  centum  solidos  emendabit,  percusso  XLVJ1I,  Communis/  XLfl; ') 
ßt  «i  eonstans  non  fujerit ,  tertia  manu  pwrgare  se  debebit.  Si  vero 
aliquis  d«  nocle  siye  de  die  armis  molulis  aliquem  vulneravit,  et 
vulneratus  testes  super  hoc  habuerit,  percussor  X  libr.  dabit,  centum 
solid»  percusso,  et  centum.  sol.  Communis  (s.  oben)  si  aulem  teste» 
nun  habuerit,  et  de  die  factum  fuerit,  septima  manu  so  purgabit;  si 
vero  dp  nocle,  iudicio  aqua  frigidae.o  —  Der  Reinigungsbeweis  mit 
Eideshelfern ,  lertia  manu  purgare,  wird  auch  noch  in  a.  9.  10 
anerkannt;  aJleip  immer  nur  wie  hier,  wenn  keine  Zeugen  vorbanden 
sind,    Gegeo  diese  galt  der  Gegenbeweis  nicht. 

An  das  Gottesurtbeil  und  die  Eideshelfer  schliesst  sich  die  ein- 
fache Purgßtio,  der  Reinigungseid  des  Beklagten  an.  Dieser  Keinigungs- 
eid  wird  entweder  einfach  ausgedrückt  durch  juramento  se  purgare,2) 
oder  propria  manu  juramento  se  purgare,  [Laon  a.  Ii.  16,  Crespy 
a.  17,  Vaisly  a.  2.)  auch  tua  manu  se  purgare.  —  Diese  Vertei- 
digung trat  jedoch  nur  bei  kleineren  Sachen  ein.  In  dem  Statut 
von  Amiens  wird  ausdrücklich  hinzugefügt,  dass  dieser  Eid  nur 
dapo  stalthaben  solle,  si  accusalor  testem  non  habuerit,  a.  30;  also 
auf  die  blosse  Anklage.3)  Man  darf  wohl  annehmen,  dass  diess 
ziemlich  allgemein  gewesen  ist,  obwohl  die  übrigen  Stadtrechle 
jpicht  davon  sprechen. 

Diess  sind  die  Grundlagen  des  Vertheidigungsverfahrens.  Ihnen 
gegenüber  steht  das  Princip  des  Anklageverfahrens  und  seines  Be- 
weises. Hier  scheint  es  allgemeiner  Grundsatz  gewesen  zu  sein,  dass 
gegen  den  als  vollständig  anerkannten  Beweis  der  Anklage  kein  Gegen- 
beweis versucht  werden  konnte.  Vielleicht  geht  man  daher  nicht 
zu  wejt,  wenn  man  setzt,  dass  das  obige  Vertheidigungsverfabren 
allmählig  durch  den  Beweis  der  Anklage  zu  einem  subsidiären  ge- 
worden |st.  Wenigstens  deutet  die  Abfassung  der  Statute  entschie- 
den auf  ein  solches  Verhältniss. 

Per  allgemeine  Ausdruck  für  den  Anklagebeweis  ist  fast  in  allen 
Stadtrechten  das  alegitimum  testimonium.»  Die  Bestimmung  des  legi- 
timum  lest,  bezieht  sich  entschieden  darauf,  dass  zu  Zeugen  nur 
Mitglieder  der  Commune  gegen  das  Mitglied  gebraucht  werden 
sollen ,  w je  das  schon  das  Statut  von  Laon  andeutet  a.  5  ,  ubi 
per  homines  Pacis  |egit.  lest,  poluerit  cpmprobari.    So  auch  das 


')  Ist  gewiss  ein  Schreibfehler  im  Original  sUU  LH. ,  wie  auch  schon  Bre- 
quigny  bemerkt. 

3)  Z.  B.  in  den  St.  v.  La  Bruyire,  O.  d.  L.  XI.  p.  236.  Jahr  1184. 
*)  An  dieser  Stelle  sieht  sacramentum  offenbar  |n  der  Bedeutung  von  jnra- 
mcnlum. 
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St.  v.  Tojiroay  a.  1,  per  legitimos  festes  probari  und  Öfter.  Diese 
Zeugen  wurden  offenbar  sogleich  bei  der  Anklage  mit  aufgeführt, 
über  die  Form  ihres  Vernehmens,  die  Zahl  und  die  sonstigen  Ver- 
hältnisse derselben  erfahren  wir  nichts.  Nur  für  kleinere  Vergehep 
haben  einige  Stadtrechte  eine  genauere  Bestimmung,  die  im  Wesent- 
lichen allenthalben  gleich  gewesen  zu  sein  scheint.  Als  Beispiel  ' 
fuhren  wir  die  a.  5  und  6  der  Commune  von  Beaumont ')  mit  wel- 
chen die  von  Asnieres 2)  a.  5.,  von  Chambli  a.  9.  und  andre  überein- 
stimmen. De  parvii  forisfactis  qua  facient  bomines  bujus  franchisie, 
clamor  £Let  9aillivo  nostro;  et  si  forisfactum  probatum  fuerit  per 
duorum  legitimorum  hominum  juramenta,  nos  V  solidos  inde  habebi- 
mus  pro  emenda.  a.  6.  Si  vero  testes  non  habuerit,  qui  clamorem 
fecerit,  et  dixerjt  aille  homo  de  Juratit  hujus  Franchisie  tidit  foris- 
factum* Ballivus  noster  adjurabit  illum  per  juramentum  suum,  ut 
dical  super  hoc  veritatem ;  et  si  dixerit  quod  verum  est,  nos  V  sol. 
tantum  inde  habebimus  pro  emenda;  et  si  dixerit:  nihil  est,  ad 
nihilum  remanebit.  Et  si  sine  testibus  clamorem  deposuerit,  ille 
contra  quem  clamor  fuerit  depositus,  liberabitur per  juramentum  suum.» 
Diese  Bestimmungen  bedürfen  keines  Commentars.  —  Es  ist  mög- 
lich, dass  es  in  den  eigentlichen  und  reinen  Stadtgerichten  ganz 
ähnlich  hergegangen  ist.  Wenigstens  ist  kein  Grund,  die  Bestim- 
mungen des  St.  von  Laon  a.  16.  und  der  zu  demselben  gehörigen 
«Si  quis  bannum  Civitatis  se  audivisse  negaverit,  aut  per  Scabinos 
tantum  comprobetur  —  nicht  iu  gleicher  Weise  zu  interpreliren. 

Zu  dem  Goüesurlheil  tritt  der  Zeugenbeweis  bei  schwereren 
Anklagen  in  ein  grade  entgegengesetztes  Verhältniss  nach  einigen 
Stadtrecbten.  Nach  dem  von  Laon  a.  5.  gilt  gegen  das  legitimum 
testimonium  die  purgalio  per  sacramentum  als  vollständiger  Gegen- 
beweis. Nach  den  St.  von  Tournay  dagegen  ist  der  Zeugenbeweis 
entscheidend,  ohne  Gegenbeweis,  und  Gottesurlheil,  so  wie  Eides- 
helfer traten  nur  subsidiär  auf,  wenn  das  legit.  teslim.  nicht  ge- 
leistet ist.  a.  3.  und  9.  10. 

Einen  ganz  anderen  Character  des  Beweisverfahrens  wie  diese, 
noch  auf  altgermanischem  Boden  stehenden  Communes  und  die 
Rechte,  die  sich  daran  anschliessen ,  haben  nun  die  Städte  des 
Südens.  Wir  können  auch  hier  das  Stat.  von  Riom  zum  Grunde 
legen.  Hier  ist  das  erste  Priucip  (a.  6.)  Quod  nullus  habitans  in 
dicta  villa  de  quocumque  crimine  appcllatus  vel  accusatus  fuerit,  lenealur 
se  purgare  —  (was  sich  auf  das  Gottesurlheil  bezieht)  vel  defendere 
duello,  nec  cogatur  ad  Duellum  faciendum;  et  si  refutaverit,  non 


■)  Ord.  d.  L.  XII.  296.  Jahr  1222. 
2)  O.  d.  L.  XII.  312.  Jahr  1223. 
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habeatur  propter  hoc  pro  convicto,  sed  appellans  si  velit  probet 
crimen  quod  objicit,  vel  per  testes,  vel  per  probaliones  legitimas 
juxta  formam  Juris,»  Hier  treten  uns  daher  schon  die  Anfänge  des 
Verfahrens  der  folgenden  Epoche  deutlich  entgegen,  und  von  einem 
selbstständigen  Rechte  der  Gemeinde  im  Process  kann  keine  Rede 
sein.  Das  Verfahren  in  derselben  ist  hier  schon  das,  was  es  erst 
in  den  nördlichen  Gemeinden  werden  soll,  das  Verfahren  des  neuen 
französischen  Processes. 

Der  Punkt,  auf  dem  wir  hier  das  Gemeinderecht  verlassen,  ist 
nun  im  Grunde  nicht  derselbe ,  bei  welchem  wir  mit  dem  Lehn- 
wesen abgeschlossen  haben.  Dieses  letztere  reicht  mit  seinen  Grund- 
sätzen allerdings  nicht  blos  weiter  als  bis  zum  lk.  Jahrhundert, 
sondern  zieht  sich  als  Grundlage  der  wichtigsten  Verhältnisse  durch 
die  ganze  Rechtsgeschichte  bis  zur  Revolution.  Aber  es  hat  eigent- 
lich nur  geherrscht  als  das  höchste  und  letzte  Recht  bis  etwa  zur 
Mitte  des  13.  Jahrhunderts,  wo  ihm  schon  das  Königthum  entgegen- 
tritt. Das  Gemeinderecht  in  seiner  neuern  Gestalt  reicht  dagegen 
bis  ins  H.  Jahrhundert  hinein ;  aber  in  dieser  Zeit  beginnt  es  all- 
niählig  ganz  zu  verschwinden  und  sich  in  die  neue  Rechtsbildung 
für  immer  aufzulösen.  Beide  Rechte  haben  daher  einen  verschie- 
denen Verlauf,  wie  sie  eine  verschiedene  Bedeutung  hatten.  Den- 
noch müssen  sie  beide  und  mit  ihnen  das  folgende  Recht  der  Kirche 
als  gleichzeitig  in  dieser  ersten  Epoche  und  in  beständiger  örtlicher 
und  innerer  Berührung  sich  bekämpfend  und  sich  ergänzend  den 
ganzen  Rechtszustand  bildend,  aufgefasst  und  zur  Anschauung  ge- 
bracht werden. 


III.    Die  Kirche. 


Zwischen  die  Freiherrschaften  und  die  Städte  hingestellt ,  steht 
die  Kirche  da  als  das  dritte  Element  der  Epoche»  von  der  wir  reden, 
und  ihren  Bewegungen.  Sie  hat  sich  damals ,  wie  jetzt ,  in  ihrem 
Musseren  Auftreten  so  viel  wie  es  ihr  möglich  war,  an  das  Vor- 
handene angeschlossen,  dasselbe  in  sich  aufgenommen,  es  zum 
Theil  verarbeitet,  zum  Theil  vernichtet,  zum  Theil  aber  auch  be- 
stehen lassen.  Die  Gegenseitigkeit  in  allen  Beziehungen  derselben 
zu  der  sie  umgebenden  Welt  ist  eben  so  gross  als  ihr  Gegensatz 
mit  dem  Leben  derselben;  und  die  Mannigfaltigkeit  der  Einwirkun- 
gen, die  von  ihr  ausgehen,  zwingt  uns,  nach  dem  leitenden  Ge- 
danken zu  suchen,  der  alle  jene  vielgestaltigen  Erscheinungen  be- 
herrscht. Wir  müssen  daher  sogar  für  unser  besonderes  Gebiet 
zunächst  den  Gharacter  der  Kirche  in  Frankreich  zu  bestimmen 
versuchen. 

/.  Die  franzöeische  Kirche  und  ihre  Rechtebildung. 

Die  gewöhnliche  Vorstellung  geht  dahin ,  dass  die  katholische 
Kirche  eben  so  sehr  in  sich  eine  Einheit  bilde ,  wie  die  katholische 
Religion.  So  lange  diese  Vorstellung  dauert,  wird  es  nie  eine  ge- 
nügende Geschichte  der  Rechtsbildung  in  und  durch  die  Kirche 
geben  können.  So  gut  wie  jeder  andere  Theil  des  germanischen 
Lebens  hat  auch  die  Kirche  sich  in  nationale  Gestaltungen  aufgelöst, 
die  mehr  oder  minder  schnell,  mehr  oder  minder  umfassend,  aber 
stets  mit  Entschiedenheit  aufgetreten  sind.  Erst  von  diesem  Ge- 
sichtspunkt aus  erhält  die  Kirche  in  Frankreich  ihre  richtige 
Stellung  fiir  die  Rechtsgeschichte:  und  das  ist  es,  was  das  folgende 
zu  zeigen  hat;  denn  grade  in  Frankreich  ist  die  nationale  Kirche 
innerhalb  des  Katholicismus  am  bestimmtesten  hervorgetreten. 

Die  Bedeutung  Karls  . und  seiner  Krönung  in  Rom  liegt  nicht 
allein  im  Gebiete  des  staatlichen  Lebens.  Bis  auf  ihn  war  mannig- 
facher Kampf  zwischen  den  Ansprüchen  Roms  und  dem  Rechte 
der  katholischen  Bischöfe  gewesen,  in  dem  Rom  mit  seinem  Papst- 
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thum  nicht  immer  gesiegt  hatte.  Das  Zusammentreten  des  höchsten 
weltlichen  Herrschers  mit  dem  höchsten  geistlichen  gab  diesem 
Verhältnisse  seine  Eulscheidung.  Von  da  an  ist  kirchliche  Herr- 
schaft des  Papstthums  das  anerkannte  Recht  für  Europa,  die  Selbst- 
ständigkeit der  Bischöfe  ist  gebrochen,  und  der  Einheit  des  ger- 
manischen Reiches  steht  die  Einheit  der  christlichen  Kirche  zur  Seite. 

Diese  Idee  des  absoluten  und  centralen  Papstthums  erhielt  sich 
auch  nach  dem  Untergange  des  knrulingischen  Reiches.  Die  Kirche 
blieb,  was  sie  gewesen,  die  mächtige,  gteichmässige ,  geschlossene 
auf  allen  Punkten  in  gleicher  Weise  wirkende  Einheit.  Neben  ihr 
lösste  sich  das  weltliche  Recht  nach  allen  Seiten  hin  auf,  und 
Völker,  Länder,  Individuen  und  Besitzthum  fuhren  auseinander 
jedes  für  sich  nach  seinem  Recht  und  seiner  Gewalt  lebend.  Diesem 
Zustande  gegenüber  ist  die  Kirche  ein  imposantes  Bild;  und  indem 
Bewusstsein,  dass  grade  in  jener  allumfassenden  Einheit  und  Gleich- 
förmigkeit ihre  Macht  bestehe  ,  beginnt  sie  nun ,  sich  vom  welt- 
lichen Leben  immer  mehr  abzuschliessen ,  in  ihrem  Kreise  sich 
selber  zu  genügen,  und  den  Gegensatz  des  Lebens  endlich  auch  zu 
einem  Gegensatz  <fe*  Rechts  zu  machen.  Diese  Rechtsbildung,  die  somit 
das  ganze  Abendland  umfasste,  und  der  Kirche  als  solche  gemein 
war,  ist  das  allgemeine  katholische  Kirchenrecht ,  oder  dag  Canonische 
Recht.  Erst  durch  dieses  Recht  ist  die  Kirche  in  ihrer  Selbststän- 
digkeit vollendet;  mit  ihm  schlies6t  die  Bewegung  des  Lossagens 
vom  weltlichen  Leben  ab,  und  der  Zeitpunkt  naht,  wo  nun  der 
Kampf  zwischen  Kirche  und  Königthum  beginnt. 

Es  ist  nicht  unsre  Aufgabe,  nachzuweisen,  wie  wichtig,  und  zwar 
grade  durch  jene  Abgeschlossenheit,  die  katholische  Kirche  für  die  Ge- 
schichte des  Abendlandes  geworden  ist.  Nur  das  ist  zu  bemerken, 
dass  sie  natürlich  ihren  allgemeinen  Character  auch  in  jedem  ein- 
zelnen Lande  festhielt,  und  dass  derselbe  stets  die  particuläre  Ent- 
wicklung überragt  hat.  Die  Kirche  ist,  im  Allgemeinen,  wie  im 
besonderen  Lande  ,  die  einzige  Trägerin  der  Idee  einer  organischen 
Ordnung,  einer  Unterwerfung  des  äusseren  Lebens  unter  die  Ge- 
walt des  inneren,  des  Gedankens  endlich,  dass  die  Wissenschaft, 
verloren  unter  Fehde  und  WafTen,  dennoch  für  sich  einen  Werth 
habe  und  behalte.  Alles,  was  aus  diesen  Grundlagen  ihres  Lebens 
folgen  konnte,  hat  sie  dem  Abendlande  im  Ganzen  erhalten,  den 
einzelnen  Völkern  nach  der  Zeit  der  Einzelkämpfe  wiedergebracht. 

Allein  jene  Idee  der  gänzlichen  Abschliessung  des  Geistlichen 
vom  Weltlichen  war  dennoch  nirgends  ganz  durchzufuh/en.  Aus 
dem  Weltlichen  nahm  die  Kirche  die  Elemente  ihrer  Macht,  auf 
das  Weltliche  wendete  sie  die  gewonnene  an.  Die  Wechselwirkung 
zwischen  beiden  Welten  blieb;  keine  Entwicklang  kann  sie  jemals 
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ganz  vernichten.  Und  dieses  ist  der  Punkt,  auf  welchen  es  uns 
ankommt. 

Jene  an  sich  geschlossene  nnd  gleichförmige  Einheit  der  päpstlich- 
katholischen oder  ultramontanen  Kirche  stand,  indem  sie  eben  in  den 
verschiedenen  Ländern  mit  der  Laienwelt  in  Verbindung  trat,  damit  na- 
türlich auch  trotz  ihrer  allgemeinen  inneren  Gleichheit,  dennoch  in 
verschiedenen  Susseren  Verhältnissen.  Die  örtliche  Gemeinsamkeit  mit 
dem  Leben  und  den  Interessen  eines  einzelnen  Landes  war  der 
erste  Anknüpfungspunkt  für  das  weitere ;  ihr  folgte  eine  nationale 
Gemeinsamkeit,  da  sich  die  Kirche  in  den  allmählig  sich  bildenden 
Nationalitäten  ihre  Mitglieder  suchen  mussle;  endlich  war  eine 
rechtliche,  eine  privatrechlliche,  wie  eine  öffentlich  rechtliche  Ver- 
schmelzung der  Kirche  mit  der  einzelnen  Nation  die  unvermeidliche 
letzte  Consequenz  dieses  Verhältnisses.  Diese  Bewegung  hat  in 
allen  Ländern  Europas  stattgefunden,  und  selbst  das  Papslthum 
hat  diesen  durch  die  Natur  der  Dinge  unabweislich  gebotenen  Gang 
der  Entwicklung  nicht  hindern  können. 

Dadureh  aber  trat  allmählig  in  die  geschlossene  Einheit  der 
alten  Kirche  des  9.  Jahrhunderts  ein  neues  Element  hinein.  Die 
Selbstständigkeit  der  national-katholischen  Kirchen  der  ultramontanen, 
unterschiedslosen  päpstlich-katholischen  Kirche  gegenüber  suchte 
nothwendig  nach  einem  bestimmten  Ausdruck  und  nach  bestimmten 
Rechten;  das  weigerte  eben  so  nothwendig  die  letztere,  und  so 
begann  ein  Gegensatz,  der  in  den  vielfältigsten  Formen  erscheinend, 
auch  da,  wo  sich  der  Kalholicismus  erhielt,  noch  heutigen  Tages 
fortdauert. 

Dieser  Gegensatz  tritt  nun  zuerst  im  Gebiet  der  eigentlichen 
Religion  selber  auf.  Die  Völker  des  reineren  germanischen  Stammes 
brachen  den  Glaubensbann  der  katholischen  Religion,  und  Europa 
scheidet  sich  in  die  katholische  und  evangelische  Kirche.  Von  die- 
sem Gegensatze  haben  wir  hier  nicht  zu  reden. 

Aber  auch  innerhalb  der  katholischen  Kirche  erhebt  sich  das 
nationale  Element,  indem  es,  die  Confession  unberührt  lassend, 
die  Kirchenverfassung  und  das  kirchliche  Recht  zum  Kampfplatze  ge- 
winnt. In  allen  katholischen  Ländern  beginnt  die  nationale  Kirche 
der  ultramohtanen  gegenüber  ihre  eigene  Rechtsentwicklung,  und  hier 
ist  es,  wo  auch  das  an  sich  todte  Dasein  des  strengen  Kalholicis- 
mus zu  einem  lebendigen  wird. 

Wie  sich  nun  darnach  die  Eigenthümlichkeit  der  nationalen 
Kirchenverfassungen  gestaltet,  und  wie  das  Princip  des  Ultramon- 
tanismus beständig  diese  Selbstständigkeit  bekämpft  hat,  gehört 
nicht  hierher.  Es  muss  uns  die  nahe  liegende  Bemerkung  genügen, 
dass  die  Eglise  gallicane  nichts  anderes  ist,  als  die  national-franzö- 
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tische  Verfassung  der  katholischen  Kirche,  und  dass  grade  darum 
Frankreich  so  entschieden  und  unermüdlich  diese  Verfassung  gegen 
den  antinalionalen  Ultramontanismus  vertheidigt  hat  und  vertheidi- 
gen  wird,  weil  sie  die  Verfassung  teiner  Kirche  und  identisch  mit 
der  Nation  selber  ist.  Unser  Gebiet  ist  das  kirchliche  Recht  im 
engern  Sinne.  Das  Verhältniss  in  diesem  Gebiete  wird  am  deut- 
lichsten durch  einen  Blick  auf  die  gewöhnliche  Auffassung  desselben. 

Wie  jede  grossartige  Gestaltung  des  Lebens  hat  auch  die  ultra- 
montanc  Kirche  ein  eigenes  Gesetzbuch  für  sich  erzeugt.  Dies  Gesetz- 
buch ist  das  C.  J.  Canonici.  Dieses  G.  Jur.  Gan.  enthält  daher 
das  Recht,  welches  für  die  katholische  Kirche  als  allgemeine,  ab- 
gesehen von  jeder  besondern  Geschichte,  gilt.  Es  ist  ein  Ganzes 
Air  sich,  abgeschlossen  nach  allen  Seiten,  alle  Gebiete  umfassend, 
eine  Basis  eines  eigenen  Rechlslebens,  wie  das  C.  J.  Civilis  es  für 
das  Seinige  ist;  in  ihm  tritt  die  Kirche  als  selbstständiger  Rechts- 
korper  auf,  fasslicb,  bestimmt  und  leicht  erreichbar. 

Es  war  daher  natürlich,  dass  die  Wissenschaft  des  kirchlichen  Rechts 
sich  vor  allem  an  dieses  C.  J.  Can.  anschloss.  Man  nahm  seinen  Inhalt 
auf,  lehrte  ihn,  ordnete  ibn  beschränkte  sich  auf  ihn,  und  ge- 
wann ein  Ganzes.  Dieses  Ganze  hiess  das  canonische  Recht ;  und 
man  stand  nicht  an  ,  dieses  canonische  Recht  als  das  eigentliche, 
und  demnächst  auch  als  das  einzige  katholische  Kirchenrecht  hin- 
zustellen. Dass  das  wirkliche  Kirchenrecht  in  den  einzelnen  Ländern 
sich  mannigfach  anders  gestaltet  hatte,  übersah  man,  bald  aus  Indiffe- 
renz, bald  mit  vorhergefasstem  Urtheile.  So  kam  es,  dass  man 
noch  jetzt  das  canonische  und  das  katholische  Kirchenrecht  als  ein 
identisches  lehrt. 

Dennoch  ist  es  klar,  dass  jenes  canonische  Recht  in  der  That 
nur  das  Recht  der  allgemein  katholischen  Kirche  enthält ,  ohne  dass 
in  ihm  auch  nur  eine  Spur  wahrhaft  nationaler  Entwicklung  zu  finden 
wäre.  Wie  sollte  es  möglich  sein ,  dass ,  wo  die  Kirchenverfassung 
sich  dem  Einflüsse  der  nationalen  Rechts-  und  Staatsbilduug  nicht 
entziehen  konnte ,  das  besondere  Recht  allenthalben,  ein  Gleiches 
geblieben  sei?  Auch  das  Privatrecht,  der  Process  und  das  Straf- 
recht der  Kirche  standen  in  der  häufigsten  Berührung  mit  dem 
weltlichen  Recht;  wie  im  Princip  der  Kirche,  so  hat  auch  in  den 
einzelnen  Recbtssätzen  eine  beständige  Bewegung  der  Vermischung 
und  Umgestaltung  stattgefunden;  das  praktische  Recht  der  Kirche 
ist  auf  nationalem  Boden  ein  nationales  geworden ,  und  so  hat  sich 
hier  wie  in  der  Verfassung  ein  zweites  eigenes  Rechtsleben  aus 
dem  allgemeinen  und  einheitlichen  herausgebildet.  Dieses  nationale 
Recht,  die  nationale  Form  des  eigentlich  canonischen  Rechts  zu 
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finden,  ist  die  zweite,  bisher  zu  sehr  vernachlässigte  Aufgabe  der 
Wissenschaft. 

Geht  man  davon  aus,  so  ergeben  sich  für  das  Kirchenrecht 
und  seine  Geschichte  zwei  Gestalten  und  Aufgaben,  durch  welche 
die  Richtung  des  Folgenden  klar  wird.  Zuerst  giebt  es  ein  all- 
gemein kirchliche*  Recht,  das  in  den  gewöhnlichen  Lehrbüchern  des 
canonischen  Rechts  enthalten  das  G.  J.  Can.  zur  Grundlage  hat. 
Dieses  Kirchenrecht  ist  das  katholische  Kirchenrecht  des  ganzen 
Abendlandes,  und  gehört  der  germanisch  -  europäischen  Rechts- 
geschichte. Jede  nationale  Geschichte  des  Kirchenrechts  ist  be- 
rechtigt, dasselbe  als  bekannt  vorauszusetzen.  Dann  aber  hat  dieses 
allgemeine  Kirchenrecht  seine  besondere  Geschichte  in  jedem  Volke 
gehabt,  indem  es  theils  dieses  Volksrecht  selbst  veredelt  und  fördert, 
theils  von  demselben  wieder  bewältigt  wird.  Diese  letztere  Ge- 
schichte hat  vor  allem  zu  zeigen,  in  welcher  Weise  diese  Gegensei- 
tigkeit stattgefunden  hat;  denn  die  positiven  Anordnungen  sind  auch 
hier  nur  Resultate  der  Bewegung  und  als  solche  leicht  zu  verstehen. 
Dies  nun  ist  unsre  Aufgabe  für  die  französische  Kirche  und  ihre 
Rechtsbildung.  Auf  ein  verhältnissraässig  enges  Gebiet  angewiesen, 
werden  wir  zu  zeigen  haben ,  wie  das  weltliche  und  kirchliche 
Leben  sich  gegenseitig  umfassen  und  durchdringen,  und  wie  diese 
Vermischung  die  Grundlage  für  das  spätere  Recht  wird,  dessen 
Darstellung  in  den  andern  Theilen  dieses  Werkes  gegeben  ist. 


//.  Die  Kirche  und  ihr  Gebiet  im  Verhältnis*  zum  Lehnwesen. 

a.  Das  eigentliche  Kirchengebiet  und  die  Offieialiti. 

Um  die  Bedeutung  der  Kirche  filr  die  Geschichte  der  Lehns- 
epocbe  ganz  zu  erkennen,  müssen  wir  zuerst  zu  dem  statistischen 
Bilde  der  Vertbeilung  des  Grundes  und  Bodens,  und  zu  dem  Prin- 
cip  jener  Zeit,  der  Identität  des  Rechts  und  des  Besitzes  zurück- 
kehren. 

Allerdings  umfasst  das  Lehnrecht  und  der  eigentliche  Lehns- 
besitz fast  das  ganze  Frankreich,  von  welchem  wir  reden.  Allein 
dennoch  gab  es  mitten  durch  die  Baronien  und  Fürstenthümer  zer- 
streut eine  zweite  Klasse  des  Besitzes,  der  in  vieler  Beziehung 
einen  wesentlich  verschiedenen  Character  hatte,  der  Besitz  der 

Dieser  Besitz  hat  seinem  Umfange  nach  die  mannichfachsten 
Schicksale  erlebt.  Wir  lassen  diesen  Umfang  und  seine  Geschichte 
zur  Seite.    In  der  Entwicklung  desselben  tritt  aber  allmählig  ein 
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Moment  hervor,  der  Hin  selber  beherrscht  und  zum  Theil  bestimmt 
hat,  und  auf  welches  es  uns  vor  allem  ankommt. 

Seit  der  Zeit  nämlich,  wo  mit  Karl  dem  Grossen  die  weltliche 
und  die  kirchliche  Macht  sich  in  ihren  persönlichen  Oberhäuptern 
neben  einander  stellen ,  wird  dem  Herrn  der  Kirche  klar,  dass  die 
Grundlage  der  kirchlichen  Gewalt  zugleich  eine  weltliche  Herrschaft 
sein  müsse.  In  der  Epoche,  wo  der  Besitz  und  seine  Vertheffnng 
das  Recht,  die  Ehre  und  die  Sicherheit  jedes  Einzelnen,  ja  der 
ganzen  Glassen  der  Gesellschaft  entschied ,  konnte  die  Kirche  efnes 
Besitzes ,  der  ihr  eigentümlich  war,  nicht  entbehren.  AHein  nahm 
sie  diesen  Besitz  ao,  wie  jeder  andere  Unterthan  des  Königs  oder 
eines  Fürsten,  so  war  das,  was  ihr  ihre  rechte  Gewalt  gab,  dre 
Selbstständigkeit  ihres  ganzen  Lebern  dem  wel  Irrchen  gegenüber  ver- 
loren; das  Mittel  der  Macht  wäre  der  Keim  des  Unterganges  dersel- 
ben geworden.  So  wie  daher  einmal  der  Kirche  klar  ward,  dass  nicht 
das  Einkommen  so  sehr,  als  vielmehr  der  wirklich  ausschliessliche 
Besitz  die  Basis  ihrer  Selbstständigkeit  bilden  müsse,  trat  sie  auch 
mit  der  Forderung  auf,  von  diesem  Besitze  die  weltliche  Macht, 
das  weltliche  Recht  und  die  weltliche  Verwaltung  gänzlich  auszu- 
schliessen.  Und  die  Fürsten  und  Herren,  die  zum  Theil  ihre  weit* 
läuftigen  Ländereien  selbst  kaum  übersahen,  zum  Theil  wenig  Ge- 
nuss  davon  hatten ,  gaben  willig  nicht  bloss  die  Grundstücke ,  son- 
dern auch  ihre  staatlichen  Rechte  über  dieselben ,  Gerieht ,  Verwal- 
tung und  Regierung  der  Kirche  zum  Eigenthum.  So  entstanden 
die  Immunitäten.  Das  Wesen  der  Immunitäten  ist  zu  bekannt,  als 
dass  wir  hier  darauf  einzugehen  brauchten.  Sie  sind,  hervorge- 
gangen aus  einem  allgemeinen  katholischen  Princip,  Gegenstand 
des  allgemein  canonischen  Rechts  und  seiner  Geschichte,  und  des- 
halb nicht  vernachlässigt. 

Nur  beiläufig  wollen  wir  daher  daran  erinnern,  dass  die  Ver- 
gabungen an  die  Kirche  zu  den  verschiedenen  Zeiten  einen  wesent- 
lich verschiedenen  Gharacter  zeigen.  Während  sie  anfänglich  nur 
die  Schenkung  des  Eigenthums  und  der  Einnahmen^nthalten ,  be- 
ginnen mit  Ludw.  d.  Fr.  die  Verleihungen  der  Gerichtsbarkeit  selber, 
und  im  Verlaufe  der  Zeit  ist  es  grade  diese,  die  mehr  und  mehr 
in  den  Urkunden  der  Immunitäten  von  den  Clerikern  urgirt  wird'. 
Interessant  sind  in  dieser  Beziehung  die  beiden  von  Eichhorn 
(B.  F.  p.  685.  686.)  zusammengestellten  Privilegien,  die  keine  hun- 
dert Jahre  auseinander  liegen.  Dass  die  Aufnahme  der  Gerichts« 
barkeit  in  die  Immunität  nicht  Zufall  oder  Willkühr,  sondern  wahr- 
scheinlich die  Anwendung  eines  wohldurchdachten  Princips  der 
Kirche  war,  zeigen  die  Immunitäten  der  späteren  Zeit4.  Mit  jedem 
Jahrhundert  steigt  die  Bestimmtheit,  mit  welcher  grade  die  Getichts- 
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barkeit  der  Kirche  ausgedrückt  und  jede  weltliche  Gerichtsbarkeit 
ausgeschlossen  wird.  Als  Beispiel  möge  hier,  da  wir  uns  nicht 
genauer  auf  die  Sache  einlassen  dürfen,  ein  Imimmiläts-Privileginm 
von  Louis  le  Gros  aus  dein  Jahre  1115  dienen  ,  dessen  Worte  das 
Verhältnis  am  deutlichsten  bezeichnen.  Es  beisst,  wir  schenken 
a — lotam  vicariam,  imo  totam  omnino  Justitium,  i(a  scilicet,  ul  intra 
prcedictos  VIII  aripennos  nullus  regia)  potestalts  minister  aliquam 
jnstitiatn  clamare  prsesumat ,  non  furem ,  non  incendium  ,  non  raplum, 
non  sanguinem ,  non  rolagium,  non  feragium,  non  bannum,  non 
talliam ,  non  cnrveam,  non  herbergaraentum ,  non  saisiraentum, 
imo  nihil  ex  toto  quod  ad  noslram  pertinet  vicariam  rite  justitiam.» ') 
Aehnlich  war  das  Verfahren  der  Kirche  allenthalben ;  und  die  alten 
Besitzungen ,  die  vielleicht  ursprünglich  dieses  Hecht  nicht  gehabt, 
nahmen  im  natürlichen  Verlaufe  der  Dinge  dasselbe  auf  gleiche 
Weise  an.  Das  nun  war  aber  in  der  That  nicht  bloss  eine  Schei- 
dung zwischen  den  äusseren  Grämen  zweier  Jurisdictionen.  Son- 
dern, indem  somit  die  ganze  weltliche  Gerichtsbarkeit  ausgeschlossen, 
und  das  vergabte  Land  der  Kirche  als  ausschliessliches  Eigenlbum 
überlassen  wurde ,  mussle  nun  entschieden  werden ,  nacA  welchem 
Rechte*  jetzt  innerhalb  dieser  Immunitäten  das  Strafrecht  und  der  Procest 
für  die  imraunitatshörigen  sich  bilden  solle. 

Es  ist  dieses  Verhältnis*  darum  von  so  grosser  Bedeutung, 
weil  es  klar  ist,  dass  auf  der  einen  Seile  die  Kirche  entschieden 
dahin  streben  rousste,  ihr  Recht  in  diesem  Besitze  geltend  zu 
machen ;  auf  der  andern  Seile  aber  das  Landesrecht  für  Strafe  und 
Verfahren  sich  nicht  ohne  Weiteres  aufheben  Hess.  Dennoch  waren 
durch  die  Ausschliessung  aller  weltlichen  Beamteten  beide  Elemente 
der  Kechtsbildung  hier  im  kleinsten  Räume  unmittelbar  an  einander 
gerückt,  und  ein  gegenseitiges  Durchdringen  und  Bestimmen  der- 
selben unvermeidlich.  Es  war  unmöglich,  das  reine  canonische 
Hecht  aufrecht  zu  halten,  eben  so  unmöglich  das  Landrecht  gegen 
Vermischung  mit  jenem  zu.  schützen. 

Dadurch  nun  kam  es,  dass  die  Immunitäten  der  Kirohe  ihre 
wesentlich  rechtshistorische  Bedeutung  erhalten  haben.  Denn  zu- 
nächst sind  sie  es ,  die  mitten  unter  den  Baronien  und  ihrer  Herr- 
schaft die  ersten  kleinen  Gebiete  bilden ,  in  denen  das  canonische 
gezwungen  ward ,  mit  dem  nationalen  Hecht  sich  zu  verschmelzen,  und 
aus  der  rein  kirchlichen  Geltung  in  das  wellliche  Lebeu  überzu- 
gehen. Wir  wollen  dieselbe  kurz  die  kirchliche  Landgemeinde  nennen. 
Wirft  man  einen  Blick  auf  den  Verlauf  der  Vergabungen  an  die 

»)  Bei  Guirard.  Cartul  d.  St.  Pierre,  c.  62.  p.  456.  457.  Vergl.  dazu  die 
Immunit.  v.  18.  JSn.  1316.  fb.  p.  730  u.  da«  c.  22  p.  247.  Auch  die 
Frolegom.  von  Justitia. 
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Kirche ,  so  ist  es  leicht  ersichtlich ,  dass  fast  der  grosste  Theil  des 
kirchlichen  Gebietes,  im  Grossen  an  die  Bisthtimer  und  Abteien 
vertheilt,  aus  solchen  kleinen  kirchlichen  Landgemeinden  zusammen- 
gesetzt war.  Wie  es  nun  in  diesen  Gemeinden  gehalten  worden, 
das  ist  die  erste  Frage  für  die  Geschichte  des  französischen  Kir- 
chenrechts. 

Hier  nun  ist  zuerst  eine  Unterscheidung  festzustellen.  Die 
Landgemeinde  überhaupt  ist  sich  in  Frankreich  in  dieser  Epoche 
keinesweges  allenthalben  gleich,  wie  das  der  erste  Theil  hin- 
reichend nachgewiesen  hat.  Es  gab  solche ,  die  wesentlich  frei, 
von  freien  Hufnern  bewohnt  und  selbstständig  ,  und  solche  ,  die 
wesentlich  unfrei  waren.  Ganz  natürlich  war  es  nun,  dass  darnach 
die  Macht  der  Kirche  eine  sehr  verschiedene  sein  mussle.  Und 
damit  ergab  es  sich  von  selber,  dass  auch  dat  Mao*,  in  welchem  die 
Kirche  ihr  canoniscbes  Recht  zur  Anwendung  zu  bringen  im  Stande 
^war,  sich  nach  der  innern  Freiheit  dieser  Landgemeinden  selber 
richtete,  wodurch  denn  die  locale  Geschichte  auch  hier  den  wich- 
tigsten Platz  einnehmen  muss. 

Dennoch  aber  lassen  sich  zwei  Ha up  (formen  des  Verhältnisses 
zwischen  Kirche  und  Landrecht  in  der  kirchlichen  Landgemeinde 
entwerfen  ,  deren  Besonderheit  grade  auf  dem  Wesen  jenes  Gegen- 
satzes zwischen  Freiheit  und  Unfreiheit  beruht,  die  Landgemeinde 
mit  Gemeindegericht  und  die  Landgemeinde  mit  kirchlichem  Gericht, 

Die  erstere  Classe,  oder  die  freie  kirchliche  Landgemeinde, 
entstand  aus  dem  ursprünglichen  Verhältniss  der  Seigneurs  zu  der 
vergabten  Gemeinde  selber.  Wir  haben  oben  gezeigt,  wie  die  Ab- 
hängigkeit der  Grundsassen  von  diesen  Seigneurs  eine  höchst  ver- 
schiedene gewesen  und  wie  das  alte  Dinggericht  an  vielen  Stellen 
sich  sogar  als  Cour  des  homraes  im  Lehnwesen  selber  erhielt. 
Hatte  nun  ein  Seigneur  in  einer  solchen  Gemeinde  eben  selber 
nicht  mehr  als  die  Bussen,  die  polizeilich-administrative  Gewalt,  das 
Districtum  und  das  Recht  auf  Abgaben  und  Reallasten  in  dem 
bannum  und  den  anderen  «exaetioneso,  so  konnte  er  auch  der  Kirche 
nicht  mehr  überlassen.  Diese  trat  dann  nie  in  sein  Recht  und  der 
Gemeinde  blieb  ihr  altes  Gericht,  nur  dass  die  Kirche  die  Ein- 
nahme des  Gerichts  und  die  Execution  hatte.  Es  ist  vielleicht  nicht 
zu  kühn,  anzunehmen,  dass  in  all  den  Fällen,  wo  die  späteren 
Immunitäts-Privilegien  nur  von  Abgaben  und  von  Exemtionen,  die 
der  Kirche  überlassen  bleiben  sollen,  reden,  jene  Gemeinde  noch 
selber  ein  Dinggericht  gehabt  habe ;  das  bestätigt  sich  besonders  da- 
durch, dass  grade  die  älteren  Immunitäten  am  wenigsten  vom  Ge- 
richt reden,  weil  diess  allenthalben  noch  in  den  Händen  des  Bau- 
ernstandes selber  war.   Wo  das  nun  der  Fall  war,  da  blieb  natür- 
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lieh  der  Ein  flu  ss  des  kirchlichen  Rechts  am  geringsten.  Nur  auf 
Einem  Punkte  ward  es  von  rechter  Bedeutung  —  wo  nämlich  die 
Appellation  an  das  höhere  kirchliche  Gericht  eintrat,  von  der  wir 
sogleich  reden  werden.  Die  Appellation,  indem  sie  die  richtenden 
Schoflen  dem  Urtheil  des  höheren  geistlichen  Gerichts  unterord- 
nete, zwang  dieselben  allmählig,  nach  den  Principien  dieses  Ge- 
richts zu  urtheilen  und  zu  verfahren.  Dass  es  sich  nicht  nach- 
weisen lässt,  wie  diess  im  einzelnen  Falle  geschehen  sei,  versteht 
sich  leicht;  eben  so  gewiss  aber  ist  es,  dass  auch  dieses  höhere 
Gericht  nicht  gänzlich  willkührlich  gegen  das  Landrecbt  verfahren* 
konnte.  So  bestimmte  und  gestaltete  das  eine  Rechtselement  auch 
hier  das  andere.  Auf  welche  Weise  dieses .  nun  im  Einzelnen  vor 
sich  gegangen  ist,  dafür  wollen  wir  zwei  Beispiele  anführen,  von 
denen  wenigstens  das  erste  nicht  sehr  bekannt  sein  dürfte.  In  den 
Addendis  ad  Hist.  Andagin.  Monatterii  ')  heisst  es:  Ejus  (Abbatis) 

adhuc  tempore  vigente  publici  juris  justitia,  si  quod  vadium 

proveniret  judicio  Seabinorum  eorum  quoque  arhilrio  determinabatur 
iolvendum  (die  Busse  bei  dem  Zweikampf)  u.  s.  w.  Was  hier  ange- 
deutet wird,  das  setzt  die  Conttitutio  Ltdotni  Abbatis  genau  und  ge- 
setzlich auseinander,  so  dass  wir  dieselbe,  als  die  Gründverfassung 
jener  freien  kirchlichen  Gemeinde  und  ihres  Gerichts,  hier  in  ihren 
einschlagenden  Punkten  ohne  weiteren  Commentar  anführen  können, 
so  weit  sie  das  Gericht  betrifft. 

Comtitutio  Ledvini  Abbati»  Sti.   Vedatti  Atrebatensis . 
De  placito  generali. 

I.  Homo  de  placito  generali  tria  placita  debet  in  anno:  unum 
sexta  feria  posl  Epipbaniam;  aliud  sexta  feria  post  octaves  Pascha?, 
t  er  Ii  um  :  sexta  feria  post  festum  S.  Johannis  Baptist».  In  quibus 
placilis  nulla  exlranea  polestas  debet  venire,  neque  paesidere  ad 
judicandum  ,  neque  Comes ,  neque  Advocatus  ullus  ,  nisi  tantum 
Abbas  aut  Prspositus. 

II.  Quodsi  quis  eminentioris  potentiae,  vel  qui  non  sit  de 
lege  hujus  generalis  placiti  habuerit  causam,  voluerilque  clamare  in 
placito,  licet  ei  venire  et  clamare,  et  secundura  legem  placiti 
causa  illius  judicabitur  recte;  sieque  egreditur,  remanenle  placito 
in  sua  libertate. 

III.  In  hoc  itaque  generali  placito  praesidente  Abbate  seu 
Praeposito,  circumsedentibus  etiam  Scabionionibus,  si  quis  adver- 
sus  alterum  habet  querelam,  stabil  et  faciet  clamorem  suuro  legiti- 
mum  super  illum,  audieturque  clamorejus,  et  diligenler  discutatur; 
et  »ecundum  legem  placiti  inter  utrumque  dijudicabilur. 


>)  8er.  R.  XI.  035.  636. 
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IV.  Qui  sacramentum  acceperit  XX  noctes  de  interstitio  babebit. 

V.  Qui  vadem  dederit  V  sol.  de  lege,  dabit  XXX  den.  de  fredo. 
Et  hujus  fredi  du»  partes  erunt  Praposili,  tertiam  vero  partero  ba- 
bebit Major  placili.  Si  au  lern  lex  Abbatis  vel  Prsepostli  fuerit, 
tolum  f red  um  Major  placili  babebit.  At  vero  siquis  causam  da- 
moris  haben s,  in  prsesenti  clamore  distulerit,  usque  ad  diem  allerius 
placili  omnijio  clamare  non  potent.  Abbas  autem  vel  Pr&positus, 
st  est  unde  velit  clamare,  potest  omni  tempore  bominem  de  pla- 
cito  in  camera  »ua  mandare  et  de  catelo  tuo  super  eum  clamorem  et 
legem  facere;  ipsaque  lex,  quae  in  camera  Abbatis  flet,  consue- 
tudinem  placili  debel  tenere.  Ad  clamorem  vero  alterius,  ut  dictum 
est ,  nisi  in  placito  nullum  debel  judicare. 

VI.  Hanc  ego  Leduinus  Abba  ecclesic  B.  Vedasti  rationem  sive 
constitulionem  placili  generalis,  ut  in  libertate  sua  ratam  et  incon- 
vulsam  omni  tempore  per  maueret,  tarn  posteris  quam  prssentibus 
ecclesirc  filiis  et  fidelibus  scriplo  comraendans  notiflcare  volui,  con- 
sensu  et  dispositione  tunc  temporis  Advocatorum  el  aliorum  cccletia 
fidelium,  quorum  Imbc  sunt  nomina  : 

Robertus  Tusciculus  et  Helgotus  advocati  assenserunt. 
Stephanus  Bechez  qui  Major  erat  hujus  placili,  el  fratres  ejus 
Rainbaldus  et  Gontrannus  Varnerus  Valnis. 

Wlago  de  Walensiurt  et  Johannes  frater  ejus  Albericus  castellanus> 
Gerricus  de  Herchingehen. 

Actum  est  autem  tempore  Gomiiis  Balduini  pulchx»  barbae. 
Ampi,  coli  du  P.  Marianne  I.  301. 

(Balduin  pul  ebne  barbra  war  Graf  von  Flandern  von  989  bis 
1034  oder  1036.  —  Brüssel  II.  790. 

Was  nun  die  Grenze  zwischen  dieser  freien  kirchlichen  Land- 
gemeinde und  der  unfreien  betrifft,  so  scheint  dieselbe  hauptsäch- 
lich an  einem  Punkte  sich  zu  fixiren.  Der  eigentliche  Bauernvogt 
nämlich  war  in  den  französischen  Landgemeinden  der  Kirche  der 
Maire,  Major.  Wo  dieser  Maire  von  der  Gemeinde  ulbtt  gewählt 
ward,  da  muss  freies  Eigenthum  und  selbstst&odige  Verwaltung  ge- 
wesen sein;  wo  dagegen  der  ganze  Grundbesitz  der  Kirche  gehörte, 
da  war  natürlich  an  eine  solche  Wahl  nicht  zu  denken;  hier  setzte 
die  kirchliche  Behörde  den  Maire  ein  und  bestellte  ihn  zu  ihrem 
Verwalter  und  Rechnungsführer,  ganz  in  der  Weise  wie  diess  für 
die  kleinen  Lehnsgemeinden  vom  Seigneur  geschah.  Was  hier  die. 
kleinen  prevots  und  die  sergents  sind,  das  sind  die  Maires  in  den 
kirchlichen  unfreien  Gemeinden.  Eine  treffliche  Darstellung  dieser 
Mairie,  Majoira,  hat  Guerard  gegeben  in  seinen  Prolegom.  54,  auf 
die  wir  hier  verweisen. 

Diese  zweite  Classe  der  kirchlichen  Gemeinde,  die  unfreie,  bat 
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nun  eine  durchaus  andere  Verfassung  auch  in  Beziehung  auf  den 
Process.  Da  nämlich  hier  kein  Weltlicher  Richter  zugelassen  wurde, 
und  die  Unfreien  kein  Gericht  bilden  konnten,  so  ergab  es  sich 
von  selbst»  dass  die  Kirche  selber  diese  Gerichte  mit  rein  kirch- 
lichen Beamteten  besetzen  mussle.  Auf  diese  Weise  entstand  die 
unterste  Stufe  der  delegirteu  Gerichtsbarkeit  der  kirchlichen  Ge- 
richtsverfassung. Jene  Richter  nämlich,  je  nachdem  die  unfreie 
Landgemeinde  einem  Kloster  oder  einem  Bisthum  gehörte,  waren 
entweder  Landpfarrer,  Curatores,  Cures  oder  wirkliche  Mönche. 
Sie  sassen  allein  zu  Gericht  uud  hatten  alle  processuale  Gewalt  in 
Händen.  Von  ihnen  ging  Appellation  und  Beschwerde  an  den 
Bischof  oder  den  Prior  und  von  diesem  an  den  Abt.  Diess  Ver- 
hältniss  ist  es  offenbar,  was  in  mehreren  Diplomen  Roberts,  wo 
die  Rede  ist  von  der  Curia  Abbatis  Sti  Mauri  Fossaleusis,  (Dipl.  XII 
von  1043.) ')  Der  Curia  Abbatis  St.  Medardi  Suession.  (Dipl.  XV. 
von  1047)2)  angedeutet  wird.  Das  deutlichste  Beispiel  dieser  Ein- 
richtung aber,  als  das  Gegenstück  der  oben  cit.  Const.  Ledv.  Abb. 
findet  sich  in  Guirard,  Cart.  de  St.  P.  d.  Ch.  p.  48i — 85,  c.  XXIV., 
in  welchem  die  Bestellung  eines  Majors  für  die  terra  de  Bosco 
Rufini  enthalten  ist.  Der  eingesetzte  Major  wird  förmlich  investirt, 
und  ihm  dann  nach  Bestimmung  seiner  Einnahme  auferlegt :  Placita 
causarumque  discussiones  orones  ante  monacum,  gut  eidem  terra 
prafuerit  adducet,  et  ad  voluntatem  monachi  justionemque  omnia  placita 
adterminabantur,  differantur,  dücvtientur  vel  deßnientur.  —  Si  Gau- 
fridus  (der  bestellte  major)  pr&posilura  terr»  monacum  placita  ni- 
miis  dilationibus  adnullare  velle  senserit,  ad  priorem  Bracoli  sive 
ad  dominum  Abbatem  reclamare  licebit,  et  emendare  faciet.  —  Dass 
bei  einer  solchen  Gerichtsbarkeit  die  Principien  des  canonischen 
Rechts  wohl  ausschliesslich  sowohl  bei  dem  Strafrecht  als  dem  Ver- 
fahren angewendet  worden  sind,  leidet  keinen  Zweifel.  Diese  rich- 
terliche Thätigkeit  der  unteren  Geistlichen  dürfte  es  nun  auch  sein, 
die  das  Studium  des  römischen  und  des  canonischen  Rechts  und 
den  grossen  Eifer,  mit  welchem  das  erstere  sogar  gegen  den  aus- 
drücklichen Befehl  des  Papstes  betrieben  wurde,  wenigstens  zum 
Tb  eil  erklärt.  In  jedem  Falle  aber  war  gerade  diess  die  beste 
Schute  für  die  Geistlichkeit,  um  mit  der  hier  erworbenen  prak- 
tischen Kenntniss  und  Gewandtheit  die  Stellung  in  den  weltlichen 
Gerichten  einzunehmen,  in  der  wir  sie  im  13.  Jahrhundert  finden. 
Daher  ist  dieser  Theil  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  in  mehr  als 
einer  Beziehung  ein  höchst  einflussreicher  gewesen. 


')  Scr.  R.  X.  p.  578. 
')  Ib.  X.  p.  580. 
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Diess  waren  nun  die  zwei  Fonneo,  in  welchen  der  Grundbe- 
sitz eine  geistliche  Jurisdiction  und  damit  einen  Übergang  des  geist- 
lichen Rechts  in  das  weltliche  bedingte.  Ein  zweites  Gebiet  dieser 
Jurisdiction  eröffnete  sich  für  die  Personen,  in  der  Gerichtsbarkeit 
über  die  Clerici.  Wir  haben  die  Classen  und  die  Verfassung  der 
Clerici  nicht  zu  untersuchen,')  nur  eine  Seite  ihres  Verhältnisses 
ist  hier  in  Betracht  zu  ziehen.  Die  Leichtigkeit  sich  dem  Stande 
der  Clerici  einzuverleiben  und  die  vielen  Vortheile,  die  ein  solcher 
Anschluss  bot,  bewogen  natürlich  eine  Menge  Leute  sich  zu  Cle- 
rici» machen  zu  lassen,  ohne  dass  sie  dem  eigentlich  geistlichen 
Loben  sich  hingaben.  Sie  blieben  daher  im  Verkehr  mit  den 
Weltlichen,  und  nur  gelegentlich ,  bei  Vergehen  oder  in  wichtigeren 
Civilfällen  wandten  sie  sich  an  die  geistliche  Behörde.  Hier  nun 
entstanden  unauflösliche  Streitigkeiten  zwischen  weltlichen  und  geist- 
lichen Gerichten;  denn  wenn  auch  die  Clerici  bei  ihren  Verhält- 
nissen untereinander  nur  dem  geistlichen  Gericht  zu  Recht  standen, 
so  blieb  die  Frage  ungelöst,  wo  die  Grenze  zwischen  diesem  und 
dem  welllichen  in  den  Fällen  sei,  in  denen  Geistliche  und  Laien 
Processe  führen  wollten.  Das  nun  gab  natürlich  zunächst  Anlass 
für  die  Kirche,  ein  kirchliches  Gericht  einzusetzen,  das  mit  delegtrter 
Gerichtsbarkeit  über  die  Rechtsverhältnisse  des  bürgerlichen  Lebens 
der  Clerici  entscheiden  konnte.  Auf  diese  Weise  bildeten  neben 
dem  Grundbesitz  und  seinen  Verhältnissen  die  Geistlichen  selber 
den  zweiten  Punkt  der  Berührung  zwischen  dem  eigentlich  cano- 
nischen und  dem  weltlichen  Rechte. 

Denkt  man  sich  nun  alle  diese  einzelnen  Theile  der  kirchlich- 
weltlichen Gerichtsverfassung  zusaromengefasst  unter  Einem  Risthum, 
so  bilden  dieselben  ein  Ganzes  unter  dem  Vicarius  principalis  und 
dem  0([icialis  principalis ,  die  als  oberste  Behörde  an  der  Spitze 
dieser  ganzen  weltlich-kirchlichen  Jurisdiction  standen.  —  Einen 
solchen  aOfficiah  wie  er  im  französischen  Recht  heisst,  finden  wir 
in  jedem  Bischofssitze;  jenes  Gerichtssystem  ist  eben  die  Officialite', 
deren  in  den  Kechlsquellen  besonders  seil  dem  13.  Jahrhunderl 
sehr  häufig  Erwähnung  geschieht.  Das  Nähere  über  dieselbe  ge- 
hört nicht  in  unsre  Arbeit;  um  aber  die  Bedeutung  derselben  für 
die  Entwicklung  des  neuen  Rechts  in  Frankreich  ganz  zu  würdigen, 
müssen  wir  die  zweite  Seite  der  weltlich-kirchlichen  Gerichtsbarkeit, 
die  Curia  der  Äbte  und  Bischöfe,  betrachten. 


<)  Vergl.  n.  and.  Lafcrriire,  Ilint.  du  dr.  Francais  T.  1.  p.  230  ff.  Vortreff- 
lich bei  Faustin-Hilie  Hiitoire  de  la  procedura  criminelle,  p.  350  ff. 
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b.    Der  Lehnebesitz  der  Kirche  und  die  Curia  der  Bischöfe  und  Äbte. 

Diese  Curia  der  Geistlichkeit  oder  ihr  eigentlich  lehnsrechtlicher 
Gerichtshof  hat,  wie  die  Officialile  den  unfreien  oder  miltelfreien 
Besitz ,  den  eigentlich  freien  Besitz,  den  Besitz  einer  Freiherrschaft 
oder  doch  eines  Vasallenlohns  zur  Grundlage. 

Dieser  Besitz  hat  für  das  kirchliche  dadurch  seine  besondre 
Wichtigkeit,  dass  durch  ihn  die  Kirche  direct  gezwungen  ward, 
aus  jener  Abgeschlossenheit  in  ihren  Immunitäten  herauszutreten 
und  sich  dem  weltlichen  Recht  direct  unterzuordnen.  Zu  einem 
solchen,  für  die  exclusive  Stellung  der  Kirche  höchst  gefährlichen 
Übergange  in  den  Mittelpunkt  der  weltlichen  Verhältnisse  konnten 
nur  dringende  Gründe  die  Geistlichkeit  bewegen.  Und  diese  liegen 
allerdings  in  den  damaligen  Zuständen. 

Der  Beginn  dieser  Entwicklung  ist  zunächst  die  Zeit  des  Unter- 
ganges der  karolingischen  Monarchie.  Der  Cierus  suchte  dieselbe 
so  lange  zu  erhalten  als  möglich,  weil  sie  die  einzige  Stütze  der 
Ordnung  war.  Dann  aber,  auf  sich  selbst  angewiesen,  vermochte 
er  nicht  länger,  sich  ohne  eine  gewisse  Assimilation  gegen  die 
Zeit  der  offenen  Gewalt  zu  wehren.  Das  nächstliegende  Mittel  war 
die  Advocatie ;  allein  diese  schützte  selten  ganz  gegen  fremde  Feinde, 
nie  gegen  die  Uebergriffe  des  Advocalus  selber.  Die  Kirche  musste 
mithin  selbst  ein  weltliche  Macht  werden. 

Dafiir  lag  die  Vermittlung  nahe.  Der  Reirhthum  der  Kirche 
reizte  die  grossen  Herren ,  in  die  Geistlichkeit  einzutreten ;  die 
Schutzlosigkeit  derselben  Hess  sie  gerne  die  Glieder  wichtiger  Fa- 
milien aufnehmen,  dazu  kam  die  Hoffnung  auf  Erbschaften  und 
Vermächtnisse.  Auf  diese  Weise  trat  der  Adel  in  der  Kirche  auf. 
Dass  derselbe  weder  seine  Gewohnheiten  noch  seine  Principien  ab- 
legte ,  lag  in  der  Natur  der  Sache  und  in  der  lässigen  Verwaltung 
der  Kirchendisciplin.  Die  Folge  davon  war  eine  zweifache.  Zuerst 
verlor  das  Leben  der  höhern  Geistlichkeit  ,  und  in  Folge  dessen 
auch  das  der  niederen  seinen  strengen  kirchlichen  Cbaracter,  dann 
aber  ging  in  derselben  ,  und  zwar  besonders  grade  in  Frankreich, 
eine  Verwandlung  vor  sich,  die  noch  heutigen  Tages  nicht  ver- 
schwunden ist,  und  wir  die  nur  mit  einem  Worte  bezeichnen  wollen. 
Durch  jene  Vermischung  mit  den  adlichen  Geschlechtern  ward  all- 
mühlig  aus  der  kirchlichen  Hierarchie  eine  strenge  Aristokratie;  die 
Herrschaft  der  Edlen  über  die  Nichtedlen  trat  aus  dem  weltlichen 
Leben  in  das  geistliche  hinüber,  und  seit  dieser  Zeit  ist  die  Ab- 
hängigkeit der  niederen  Geistlichkeit  von  der  höheren,  den  Bischöfen 
und  Äbten  zugleich  zu  einem  Standesunterschiede  geworden  und 
geblieben. 
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Diese  ganze  Entwicklung  hatte  nun  für  unsern  besondern  Ge- 
genstand höchst  wesentliche  Folgen.  Als  einmal  die  Stände  des 
weltlichen  Lebens  in  die  Kirche  hinübergetrelen  waren,  halte  es 
keine  Schwierigkeit  mehr ,  nun  nicht  blos  die  Formen  des  adlichen 
Lebens;  Wafleuübung  und  Turnierlust/)  sondern  auch  die  Formen 
des  Besitzes  der  weltlichen  tlerren  in  dieselben  aufzunehmen.  So 
begannen  die  kirchlichen  Herren  daher,  die  Form  der  weltlichen 
Belehnungen  anzuwenden,  um  ihren  kirchlichen  Besitz  zu  vergrössern. 
Die  Bischöfe  und  Aebte  wurden  auf  diese  Weise  bald  Lehnsherren 
für  kirchliche  Vasallen,  bald  selbst  Vasallen  für  kirchliche  Besitzun- 
gen. Was  sich  daraus  für  Gericht  und  Recht  der  Kirche  ergab, 
lüssl  sich  leicht  bezeichnen. 

Trug  nämlich  zuerst  die  Kirche  ein  Gut  zu  Lehn  von  einem 
Herrn,  so  musste  sie  sich  als  Vasall  dem  Gerichte  desselben  stellen 
und  seinem  Process  sich  unterwerfen.  Hier  theilte  sich  indessen 
natürlich  die  Competenz.  Alles,  was  die  Person  des  Geistlichen 
betraf,  mithin  auch  Verbrechen  und  ihre  Strafe,  blieb  auch  dann 
dem  geistlichen  Gericht;  die  Streitigkeiten  dagegen  über  das  Lehn 
als  solches,  oder  wie  es  heisst,  die  actions  reelles,  können  nur  vor 
dem  Lehngerichte  der  Cour  du  Baron  oder  den  Assiges  der  Fürsten 
entschieden  werden.  Hier  musste  sich  mitbin  die  Kirche  dem 
Lehnsprocess  unterwerfen;  galt  es  einen  Beweis  zu  führen ,  so  stellte 
sie  einen  Champion  (s.  unten).  Der  entschiedene  Widerspruch,  der 
hierin  mit  dem  Princip  der  Kirche  und  ihres -Rechts  lag,  trug  aller- 
dings nicht  wenig  dazu  bei,  die  Kirche  zu  einem  beständigen  Gegner 
jenes  Lehnsprozesses  überhaupt  zu  machen ;  doch  gab  es  für 
dieses  Veruallniss  kein  Mittel,  sich  dem  gemeinen  Lehnrecht  zu 
entziehen. 

Der  zweite  Fall  war  nun  im  Grunde  bei  weitem  wichtiger  und 
einflussreicher.  Wo  niimlich  die  Kirche  Lehnsherrin  war  für  selbst- 
slündige  Milites  oder  gar  für  Barone,  da  bildete  der  Bischof  oder 
Abt  das  Haupt  der  Lehnsgerichtsbarkeit.  Für  jene  Herren  nun  den 
geistlichen  canonischen  Prozess  unmittelbar  einzuführen,  war  nicht 
möglich.    Der  kirchliche  Herr  musste  das  Princip  alles  Lehnrechts 


>)  Die  Ritterlichkeit  der  geistlichen  Herren  im  M.  A.  ist  ru  bekannt,  alt  dass 
wir  uns  weiter  auf  diesen  Punkt  einzulassen  brauchten.  Niehl  ohne  Inte- 
resse aber  dürfte  es  sein,  dass  schon  im  Anfange  des  11.  Jahrhunderts 
jenes  ein  Gewöhnliches  gewesen  zu  seiii  scheint.  Davon  seugt  ein  Brief 
des  Bischofs  Fulbert  v.  Charte*  (Scr.  R.  X.  479.  Ep  LXXIY.)  vom  Jahr 
1026.  Sane  nequaqnam  audeo  illos  Episevpos  noroiuare  —  Tyrannos  po- 
tius  appellabo,  qui  bellicis  occupati  negotiis,  multo  stipati  latus  mitite,  sti- 
pendio  solidario*  condueunt  —  totam  armoram  disciplinam  In  prorinclu  tnili- 
titis  servare,  dirigere  lurmas,  ordines  componere  —  (instruetoa)  «to. 
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anerkennen,  die  Freiherreo  durch  ihre  Pain  zu  riehen.  Er 
ward  daher  gezwungen,  ein  dem  eigentlichen  Lehnsgericbt  ganz 
entsprechendes  Gericht  der  Chevaliers  und  Seigneurs  zu  berufen, 
und  unter  ihnen  Gericht  zu  halten.  Auf  diese  Weise  entstanden 
die  Lehnegerichte  der  Kirche,  die  Curia  der  Bischöfe  und  Aebte  aus 
den  Lebnsbesitzungen ,  als  nothwendige  Folge  derselben.  Indessen 
war  zuerst  die  Besetzung  dieser  Curia  nicht  so  einfach.  Denn 
zu  diesen  ritterlichen  Pairt  ')  der  kirchlichen  Curia)  kommen  nun 
die  Geistlicbeu  hinzu,  die  demselben  Würdenträger  der  Kirche  unter- 
geben waren,  und  im  Falle  eines  Streites  mit  den  weltlichen  Va- 
sallen ihres  Oberherrn  die  Milbesetzung  der  Curia  forderten.  Das 
gab  ein  buntes  Bild  ,  und  der  Gegensatz  zwischen  jenen  beiden 
Elementen  konnte  nicht  ausbleiben,  wie  in  andern  Verhältnissen, 
so  in  Strafe  und  Verfahren.  Die  ritterlichen  Beisitzer  hallen  natür- 
lich keine  Ahnung  von  der  Form  und  dem  Inhalt  des  canonischen 
Rechts  und  Processes,  eben  so  wenig  von  dem  Strafrecht  der  Kirche. 
Sie  forderten  ein  Verfahren  und  Urtheilspruch  nach  ihrem,  dem 
Landesrecht.  Die  kirchlichen  Herren  dagegen  suchten  eben  so 
natürlich  ihre  Principien  gellend  zu  machen.  So  entstand  grosse 
Verwirrung,  und  es  dürfte  schwer  sein  zu  sagen,  wie  es  in  diesen 
Gerichten  eigentlich  bergegangen  ist.  Ob  und  in  wie  weit  zuerst 
die  Formalien  des  Lehnsprozesses  überhaupt  zur  Anwendung  ge- 
kommen sind,  ist  gewiss  nicht  bestimmt  zu  entscheiden,  obgleich 
die  Freiherren  und  Riller  schwerlich  von  demselben  abgelassen 
haben  werden.  Viel  wichtiger  war  jedenfalls  die  Frage  nach  dem 
Beweisverfahren.  Ihrem  Princip  nach  durfte  die  Kirche  den  Zwei- 
kampf nicht  anerkennen;  da  nun  aber  im  10.  und  11.  Jahrhundert 
das  rümisch-canoaisene  Beweisverfahren  in  der  Kirche  unbekannt 
war ,  so  blieb  nur  Eins  übrig ,  die  Ordalien  als  Beweismittel  anzu- 
wenden. Das  nun  isl  der  Grund,  weshalb  sich  die  Ordalien  in 
Frankreich  so  lange  erhalten  haben,  nachdem  sie  aus  dem  eigent- 
lichen Volksrecht  bereits  verschwunden  sind.  Am  Ende  des  10. 
Jahrhunderts  finden  wir'sie  noch  als  etwas  ganz  Gewöhnliches  auf- 
geführt ;  so  kommt  in  der  Rede  des  Adalgerus  im  Concil.  Remens. 
S.  Batoli  »)  folgendes  Anerbieten  zum  Beweis  vor:  «  —  H*c  si  quis- 
quam  veslrum  alüer  esse  putat ,  roeque  indignum  cui  credatur, 
credat  igni ,  ferventi  aqua,  candenti  ferro.»  Und  in  demselben  Concil. 
heisst  es»):  o —  meumque  vernaculum  Episcopis  tradam,  qui  per 

*)  Die  ritterlichen  Beisitzer  der  geistlichen  Lehnsgerichte  werden  ausdrücklich 
Pares  genannt.  Chron.  Camerac.  c.  75.  (5er.  R.  X.  IST.)  Hfstor.  Comit. 
Ardenshtm  (Ib.  300).    (Bpiscopi  Morinensis,  n.  Episcopl  Cameracensls  curia.) 

*)  Scr.  R.  Fr.  X.  pag.  516.  (Ann.  991.) 

*)  Scr.  R.  F.  ib.  p.  528. 
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ignitas  noroeres  incedens,  Deum  de  te  judicare  manifestis  declaret 
indiciis.» 

Diesen  Gebrauch  der  Ordalien  bei  den  Geistlichen  bestätigt  ein 
Brief  Äbboi  (Abbas  Floriacensis  Ep.  VIII.)  an  den  Abt  Gausbert 
(von  St.  Julianus  bei  Tours)  —  aEcce  fama  exiit,  quod  contra  di- 
vinas ,  humanasque  leges  Abbas  ignito  ferro  purgare  se  voluit»  •)  — 
(ann.  997).  Das  Chron.  St.  Maxentii  (ann.  1071)  enthält  eine  gleich- 
falls hierher  gehörige  Notiz:  «Petrus  Igneus  fecit  judicium  per  ro~ 
gum  ardentem.» 3)  Am  deutlichsten  wird  aber  das  Gottesurtheü 
als  Beweismittel  anerkannt  in  die  Co  tu  ti  tut.  Pacit  et  Treugce  in  vico 
Amonenei  (an.  1041),  wo  es  heisst3):  «quod  si  dixerit  se  non  inter- 
fuisse  (bei  dem  Gottesfriedensbruch)  —  quod  excipient  se  per  ju- 
dicium aqua  frigida  in  sede  S.  Petri.  Quod  ei  facere  noluerint,  ex- 
communicatione  subjaceant.  Oranes  vero  probationes  et  expiationes 
qua)  judicabunlur  querelaturibus  et  redirectoribus  pacis  et  treuga» 
Domini  ßant  per  judicium  aqua  frigida  in  sede  Sti.  Petri.»  Aehnliche 
Beispiele  sind  nicht  schwer  in  den  Documenten  des  10.  und  11. 
Jahrhunderts  aufzuöodeo.4)  Indessen  ist  es  klar,  dass  hier  die  Or- 
dalien sich  im  Grunde  nur  noch  auf  die  eigentlich  kirchlichen  Ver- 
hältnisse beziehen,  und  den  späteren  Beweis  durch  Zeugen  ersetzen. 
Die  Einführung  derselben  in  die  eigentlichen  Lehnsgerichte  der 
Kirche  gelang  indessen  nicht  ganz.  Gewöhnlich  sahen  sie  sich  ge- 
nöthigt,  erst  die  Zustimmung  der  Laien  zu  gewinnen  ,  so  dass  diese 
sich  der  Entscheidung  durch  ein  Gottesgericht  unterwarfen,  wovon* 
ein  Beispiel  aus  dem  Jahr  1056  in  den  Diversis  Chron.  der  Scr.  R. 
vorkommt  *):  «Paratus  Abbas  Theodoricus  St.  Albini  Andegav.  contra 
Uaimericum  Roarsensium  Vicecomitem  —  aut  calidi  ferri  judicio, 
»ecundum  legem  Monachorum ,  per  stium  hominera  probare,  aut  cum 
scuto  et  baculo  »ecundum  legem  s&cularium  defendere.»  —  Aehnlicbes 
enthält  eine  Notiz  aus  dem  Jahre  1060  —  aPontius  Abbas  Simon*. 


()  Scr.  R.  X.  p.  439.  Der  Tadel  des  Abts  trifft  nicht  die  Anwendung  des 
glühenden  Eisens ,  sondern  nur  das  Verfahren  des  Abts  von  St.  Julien ,  der 
sich  dem  Gericht  der  Laien  gestellt  hatte  —  «pal.uu  praejudicium  passus 
aportatur,  examen  laicis  datur,  Monachis  subtrahitur  etc.» 

*)  Scr.  R.  XI.  p.  221.  CS.  die  Note  dazu  von  Mabülon  über  die  Person  des 
Petrus  Igneus. 

»)  5er.  R.  XI.  p.  512. 

*)  Aus  dem  Scr.  R.  möge  hiernach  ein  Beispiel  Plalz  finden.  Im  Appendix 
beissl  es  —  «In  eo  Concitio  quidam  Spirensas  Gasilibico»,  cui  crimen  adul- 
terii  impingebatur  examination*  lacrißcii  purgatus  est.»  (▼.  Jahr  1051. 
p.  641.)  Dasselbe  erilhlt  Lambert.  Schaffhab.  (seUt  aber  das  Jahr  1050.) 
ib.  p.  60. 

«)  Scr.  R.  XI.  p.  429.  30. 
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et  Raimundus  Arnoldi  Dantin.  fecerunt  judiciura  Dei ,  in  quo  Rai- 
naldus  victus  fuit.1)  Zuweilen  kommt  es  dann  auch  vor,  das«  die 
Laien  unter  einander  sich  zum  Beweise  statt  auf  den  Zweikampf 
auf  ein  Gottesurtheil  beriefen ,  wovon  Henr.  Hemtindon.,  Hist.  vom 
Jahr  1087  ein  Beispiel  enthält ; ')  ein  Gleiches  ist  von  Marnier  zu 
den  Et.  de  Norm,  cilirt.3)  Auf  diese  Weise  ist  allerdings  das  Gottes- 
urtheil ein  electivet  Beweismittel  im  Process  des  Lehnwesens  ge- 
worden, aber  gewiss  so  selten  gebraucht,  dass  man  es  höchstens 
als  Ausnahme  gelten  lassen  kann.  Dagegen  wirkten  die  oben  be- 
zeichneten Ursachen  vielmehr  dahin ,  die  Geistlichen  in  ihren  Lehns- 
gerichten dem  weltlichen  Beweise  durch  den  Zweikampf  zu  unter- 
werfen, den  einzigen  Zustand,  zu  dem  der  Laie  rechtes  Vertrauen 
besass;  und  das  geschab  um  so  leichter,  als  mit  dem  Eintritt  des 
Adels  in  die  kirchliche  Hierarchie  die  Bischöfe  selber  den  Waffen 
sich  ergaben.  Wir  finden  deshalb  eine  Menge  von  Beispielen  ,  in 
denen  die  Geistlichen  den  Zweikampf  in  weltlich-kirchlichen  Streitig- 
keiten anerkannten ;  ausser  den  schon  angeführten  aber  wollen  wir 
neben  einigen  anderen  Stellen  4)  besonders  zwei  Fälle  hervorheben, 
die  erst  in  neuerer  Zeit  bekannt  geworden  sind.  Das  CarhU.  de 
St.  Pierre  de  Chartres  CXXXIII.  p.  160  (Guerard)  führt  einen  Pro- 
cess zwischen  Laien  und  Geistlichen  auf;  die  Parteien  «venerunt 
utrique  in  Curiam  Odonis  Comitis  et  Episcopi  Teodorici ,  et  ibidem 
est  factum  placitum.»  Die  «ffirmatio  geschieht;  die  Geistlichen  ver- 
suchen Zeugen  dagegen  aufzuführen;  der  Graf  Odo  aber  ejudieavit 
campum  fierio  über  die  bestrittene  Thatsache,  die  Gegner  der  Kirche 
gaben  dem  Grafen  ihr  guadiutn  ,  und  das  Kloster  stellt  einen  Cham- 
pion, der  sein  guadiurn  ad  contradicendum  gibt.  Doch  ward  die 
Sache  beigelegt.  —  Ganz  ähnlich  ist  ein  zweiter  Fall  aus  der  Curia 
des  Bischofs  Ivo  von  Chartres.  *)  Der  Cartulaire  erzählt ,  ein  Herr 
Paganus  de  Kegimalastro  habe  dem  Kloster  Streit  erregt  wegen 
eines  Grundstücks  (zwischen  1000 — 1100).  Dieser  Streit  wird  ge- 
bracht vor  die  Curia  des  Bischofs  Ivo.  Beide  Parteien  fuhren  ihre 
Zeugen  auf,  der  Herr  von  Regimalastro  eine  Reihe  von  Rittern, 
voran  den  Grafen  Gaufridus  de  Pertico ;  das  Kloster  eine  Menge 
von  Geistlichen.  Dass  wenig  oder  gar  keine  Form  des  Verfahrens 
beachtet  wurde,  zeigt  die  folgende  Beschreibung.  «His  itaque  utrin- 

>)  Scr.  R.  XI.  Ex  dir.  Cbron.  p.  431. 
2)  Scr.  It.  XI.  p.  211. 

>)  Etabl.  de  Norm.  p.  124—25.    Au*  G.  Bettin  ,  Consilia  Rotomag.  per».  I. 
pag.  110. 

4)  Dipl.  XL.  Roberti  Regit  y.  102*.  (Scr.  X.  p.  «12.)  Ex  div.  Chron.  p.  430 

and  not.       and  Scr.  R.  XI. 
«)  CertuL  de  St.  P.  de  Ckartret.  c.  LXIII.  p.  313.  314. 


31<3 


Franz.  Staats-  und  Rechtsgesch 


que  eausiJic»  presentis  causa?  rationem  placitatoria  dfecnssfotoe 
ventüantibuj ,  quid  am  farntilos  SU.  Petri  nomine  Laurentius,  ex 
nostra  parle  prosilrt  in  medium  Itbera  roce  se  hujus  donationis 

teslem  vociferans  Pagano  au  lern  e  contra  hoc  negante,  pre- 

norainalus  faraultis  St.  Petri  nottra  commomtione  diem  belli  et  locum 
aonuente  Pagano  auscepit  (Gages  de  bataille)  contra  quem  Paganus 
suam  prcsentiam  minime  exhibuit.  Sic  denique  sopita  hac  calumnia 
memorata  terra  scto  Petro  solida  et  quiete  est  dimtssa.»  Hätten 
wir  gemeinere  Nachrichten  Ober  dns  Verfahren  in  den  geistlichen 
Curien  jener  Zeit ,  so  würden  wir  ohne  Zweifel  diesen  Uebergang 
de.s  lehusrechtlichen  Verfahrens  in  die  geistlichen  Streitigkeiten  auf 
den  meisten  Punkten  in  ähnlicher  Weise  wieder  finden. 

Dies  ist  nun  Characler  der  geistlich-weitlichen  Gerichteverfas- 
sung  der  französischen  Kirche  im  11.  und  zum  Theil  noch  im  12. 
Jahrhundert;  und  es  ist  klar,  dass  dieser  Zustand  nur  als  ein 
Uebergang  bezeichnet  werden  kann.  Höchst  wahrscheinlich  —  frei- 
lich fehlen  uns  auch  hier  die  Quellen  im  Einzeihen  —  hat  sich  seit 
der  Milte  des  12.  Jahrhunderts  aber  die  neuere  Gestalt  der  kirch- 
lichen Verfassung  entwickelt  und  die  Form  derselben  hervorgebracht, 
zu  der  wir  jetzt  übergehen. 

e.  Da*  tceitUch-kirchUche  Gtrieht  dt$  13.  Jahrhunderts. 

Trotz  jener  Verschmelzung  der  weltlichen  und  geistlichen  Prin- 
cipien  im  Verfahren  und  im  Slrafrecbt,  die  theils  die  Lage  der 
Dinge,  theils  die  Persönlichkeiten  der  geistlichen  Würdenträger 
unvermeidlich  machte,  blieb  dennoch  entschieden  der  Wunsch  in 
der  Kirche  lebendig  ,  sich  von  dem  Rechte  des  Lehnwesens  abzu- 
lösen, und  ihr  eigenes  Recht  zu  besitzen  und  zu  vollziehen.  Bisher 
aber  hatte  der  Mangel  an  einem  eigenen  Kirchenrecht  dies  auch 
dem  besten  Willen  schwer  oder  unmöglich  gemacht.  Als  nun  aber 
das  Corp.  Jur.  civ.  bekannt  wurde  >  und  sich  das  C.  Jur.  Canoni- 
cum sogar  als  selbstständige  Gesetzgebung  des  Oberhaupts  der  Ka- 
tholiken daran  schloss,  begannen  rasch  die  Dinge  eine  andere 
Gestalt  anzunehmen.  Wir  werden  unten  in  Kurzem  andeotert,  auf 
welche  Weise  der  kanonisch-juristische  Unterricht  vor  sich  zu  geben 
pflegte,  und  wie  die  niedere  Geistlichkeit  mit  den  Grundsätzen  dieses 
Rechts  in  den  kirchlich-welllichen  Gerichten  auftrat.  Allein  eben 
so  wichtig  war  die  Folge  jenes  Studiums  für  die  ganze  Organisation 
der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  überhaupt.  Das  Verfahren  nemlich 
bis  dahin  unbestimmt  und  schwankend,  nahm  rasch  und  entschieden 
die  Formen  des  Processes  an,  den  wir  den  canonischen  Process 
nennen,  und  dessen  Darstellung  nicht  hierher  gehört«  Damach 
mussten  nun  auch  die  oberen  kirchlich-weltlichen  Gerichte  ihre 
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EinrUbtuagen  Höffen.  Am  n&chstea  lag  es,  das  ganze  Gebiet  dessen, 
was  wir  die  Officium  genannt  haben  ,  den  neuen  Principien  unter- 
zuordnen ;  dass  demnächst  auch  die  Leknsgerichte  sich  dem  Einöuss 
derselben  nicht  entziehen  konnten,  ergibt  sich  von  selber.  Das» 
seit  dem  13.  Jahrhundert  wenigstens  die  grösseren  geistlichen  Ge- 
richtshöfe nicht  Mos  den  ganzen  canooischeo  Prozess  wirklich  theils 
als  AppeUationtiiutam ,  theils  als  Lehranstalt  und  Vorschule  in  Aus- 
übung brachten ,  sondern  schon  sogar  locale  Einrichtungen  dafür 
getroffen  hatten,  leidet  keinen  Zweifel.  Das  interessanteste  Doou- 
ment  hierfür  ist  ein  Aufsatz  in  den  Archive*  legislatives  de  la  Vüle  de 
Reims,  ')  der  die  ganze  innere  Ordnung  des  erzbischUflichen  Sitzes 
für  Recht  und  Verwaltung  kurz  aber  deutlich  darstellt.  Hier  hatten 
sich  schon  die  einzelnen  Oflicia  bestimmt  geschieden;  und  es  ist 
dieser  ganze  Organismus  ein  so  wichtiger ,  als  man  hier  im  kleinen 
Bilde  den  Grundtypus  der  Verfassung  des  königlichen  Hofes  findet. 
Wir  heben  nur  heraus,  was  unsern  besonderen  Gegenstand  betrifft. 

Das  erste  Officium  ist  das  Sigillmm ,  das  Ami  des  Siegelbewah- 
rers ,  das  dem  Üancellasiua  des  Königs  entspricht ,  oder  nach  dem 
vielmehr  die  Chaocellerie  du  Hoi  gebildet  zu  sein  scheint.  aSigüli 
officium*  majus  est  omnibus,  dignius  et  nobüius,».  heisst  es  p.  18; 
denn  asigillum  est  Clavis  Curi»  ,  qua?  omnia  claudit ,  firmat  et  re- 
secat.»  Der  Siefelbe  wahrer  hat  nämlich  neben  der  Authentisirung 
der  öffentlichen  Documente  zugleich  die-  Oberaufsicht  über  die  ganze 
Verwaltung  des  Hechts  an  der  Curia  des  Erzbischofe ;  er  soll-  «cog- 
uoscuro  omnes  de  curia  advocatos,  procuralores  et  maxime  nota- 
rios  singulos ,  manus  eorum  atque  signa  quanlum  sunt  atque  valent.o 
—  Neben  diesem  Ofücium  steht  nun  der  Rechnung  »führ  er,  die  Grund- 
lage der  Cbambre  de  Comptes  ,  das  Officium  Regit  tri.  u  Hegistrum 
est  liber  sive  quaternum  ubi  tolius  Reraeusis  civitatis  et  dicecesis 
parrochie  seriatim  insoribunlur ;  item  et  ubi  tarn  de-  proviocia  quam 
de  civitate  et  difficesi  omues  nominalim  continentur ,  qui  pro  con- 
temptibus  tenentur  curia  ad  emendas.»  (p.  19.)  Nach  diesem  Vor- 
gange haben  die  Baiiiis  ohne  Zweifel  ihre  Rechnungsführungen  ein- 
gerichtet, die  sie  der  Cbambre  des  Comptes  an  den  Dies  baillivia- 
rum  et  senescalliarum  vorlegen  mussten.  Dass  es  dabei  nicht  immer 
ganz  mit  rechten  Dingen  herging ,  erzählt  der  Verfasser  selbst  naiv 
genug:  «de  illis  —  den  Strafen  und  Bussen  —  multee  perduntur 
per  negligentiam  et  fraudem  eorondem.  Registri  autem  officium, 
fügt  er  noch  hinzu,  odibile  est  ultra  modum ,  —  et  qut  ipsom 


«)  Documens  inedits  rar  l'bist.  de  Fr.  Premiere  Serie.  Hiatoire  poliliqne. 
Sieb*,  darüber  4fe  A"*eige  da»  Verft*«««  in  der,  Aug.  Lit.  Zeit.  v.  Sept. 
1843.  Nr.  168  ff. 
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exercet,  satis  habet  laqueom  in  colo.»  Diese  eigentliche  Rech- 
nungsführung war  aber  nur  die  Eine  Aufgabe  des  Officium.  Die 
zweite  bezog  sich  auf  die  gerichtlichen  Vornahmen,  und  hier  scheint 
der  Anknüpfungspunkt  für  die  Entstehung  der  GerichtsprotocoUe  der 
welllichen  Gerichte,  deren  berühmtestes  und  wichtigstes  Beispiel 
die  Olim  sind,  gesucht  werden  zu  müssen.  Es  soll  das  Hegistrum 
nämlich  auch  noch  enthalten  —  aomnes  negocia ,  causae  pro  curia, 
et  omnia  mandata.  —  Et  est  seiend  um  ,  quod  omnes,  qui  habent 
facere  ad  registrarium  t  defraudare  ipsum  et  deeipere  tendunt  Semper 
pro  suis  viribus  ac  laborant.o  —  Zu  diesem  Prolocollfübrer  der 
laufenden  Geschäfte  kam  nun  das  eigentliche  Archiv  und  der  Archivar 
des  Gerichts:  «In  curia  est  camera  ubi  reeipiunlur  acta,  et  dicitur 
camera,  officium  camera? ,  vel  officium  actorum.  Der  Archivar  hat 
die  Acten  der  Prozesse  entgegenzunehmen  und  abschreiben  zu  lassen, 
die  Abschriften  den  Parteien  zurückzugeben  und  die  Originale  im 
Archive  zu  bewahren ,  um  sie  ftir  künftige  Fälle  stets  bei  der  Hand 
zu  haben  —  genau  dasselbe  Verfahren ,  das  wir  bei  dem  Parlamente 
wiederfinden.  Er  muss  ferner  alle  Erlasse  da  Gerichts  während  des 
Processes  ausfertigen,  die  «definitiv»  sentencie,  intelloputorie ,  re- 
vocationes  inbibitionum,  et  alie  pronuntiationes» ;  —  wir  sind  über- 
zeugt, dass  der  Archivar  des  Parlaments  nach  der  durchstehenden 
Analogie  des  Obigen,  dieselbe  Aufgabe  gehabt  haben  muss,  die 
spater  dem  Greffier  zukam.  —  Dieses  letztere  nun  hatte  seine  wich- 
tigste Bedeutung  grade  für  die  Appellationen,  Von  den  untern  Ge- 
richten der  Curia  ging  nämlich  die  Appellation  an  die  Curia  selber; 
und  wie  diese  geschehen,  erzählt  der  Verfasser  in  kurzer  Darstel- 
lung deutlich  genug,  (p.  21  fF.)  «Et  ecce  quomodo  causa  ad  He- 
meosem  curiam  per  appellationem  devoluta ,  judex  inferior  a  quo 
appellatum  est ,  ad  mandatum  curia)  Remensis  remitlit  eidem  curia» 
Remensi  ad  diem  ad  hoc  partibus  in  curia  Remensi  asssignatum 
universa  acta  et  procossus  illius  cause  habite  coram  aUo  judice  inter- 
clusa  sub  sigillo  ipsius.  Isla  acta  sie  reportala  ad  curiam  Reraen- 
sem  publicantur  ibidem ,  et  veniunt  ad  cameram ;  et  ita  fit  de  qua- 
libet  causa.»  Ward  nun  die  Sache  weiter  untersucht ,  so  trat  schon 
damals  das  vollständige  Zeugenbeweisverfahren  des  canonischen  Rechts 
ein.  «Officium  attestationum  est  locus,  ubi  testes  produeunlur,  reei- 
piunlur, jurantur,  et  jurali  ezaminantur;  quorum  altestationes  in 
scriplis  rediguntur ,  bis  transcribuntur  ,  quia  inde  utrique  parli  suum 
transcriptum  vel  copia  detur,  et  originale  in  curia  apud  illud  offi- 
cium perpetuo  retinetur.»  Dieses  Verhör  ward  von  den  Clericis 
aufgenommen. ')  Ebenfalls  sassen  dieselben  in  dem  Officium  Positionum. 

<)  Ich  bitte  hiernach  die  wunderlichen  Druckfehler  in  der  dt  Anieige,  die 
öder  vorkommen  ,  su  corrigiren. 
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uPositionutn  officium  est  locus  in  curia  ubi  post  litera  conteslatara 
recipiuntur  juramenta  calumpnie,  vel  de  veritale  dicenda  item  sub 
juramentis  prastitis  audiuntur  positiones  et  responsioncs  partium. » 
Hier  also  ward  das  eigentliche  Verfahren  vorgenommen,  und  es  ist 
deutlich  genug,  dass  der  vorsächsische  Process  des  articulirten 
Verfahrens  im  13.  Jahrhundert  in  diesen  Gerichten  schon  in  voller 
Ausbildung  vorhanden  war. 

Wir  haben  den  Inhalt  dieses  Docoments  hier  etwas  ausführ- 
licher mitgetheilt,  weil  in  der  That  aus  ihm  sich  der  grosse  Eio- 
fluss  der  kirchlich-weltlichen  Gerichtsbarkeit  am  deutlichsten  erklärt« 
Die  angeführte  Beschreibung  ist  vom  Jahr  1269  und  ganz  ohne 
Zweifel  eine  authentische ,  denn  sie  war  von  dem  Enbischof  Jo- 
hann von  Reims  selber  veranstaltet.  Nun  aber  denke  man  sich 
diesen  festgeschlossenen  kirchlichen  Organismus  mit  seinem  jetzt 
geordneten  Verfahren,  seinen  Unter-  und  Obergerichten  ,  seinen 
neuen,  tbeils  durch  die  Achtung  vor  der  Wissenschaft,  theils  durch 
ihren  eigenen  Werth  geschätzten  Principien,  als  ein  Ganzes  und 
doch  als  ein  so  sehr  Verschiedenes  mitten  zwischen  die  Lehns- 
gerichte, ihre  Langsamkeit  und  ihren  Zweikampf  hingestellt,  so 
wird  es  klar  sein,  dass  der  Kampf,  der  zwischen  weltlichem  und 
geistlichem  Verfahren  zunächst  innerhalb  de*  eigenen  Gebietes  der 
Kirche  mit  der  Vermischung  beider  Psozessformen  begonnen  hatte, 
endlich  doch  mit  dem  Siege  des  oanonischen  Rechtsenden  rousste. 
Und  das  war  in  der  That  der  Fall  mit  dem  13.  Jahrhundert.  Wenn 
wir  daher  die  drei  Abiheilungen  unserer  Darstellung  als  Einheit 
betrachten,  so  kann  man  sagen,  dass  sie  im  Grunde  nicht  die  drei 
Seiten,  sondern  vielmehr  die  drei  Epochen  dieses  Theiles  der  kirch- 
lich-weltlichen Rechtsgeschichte  gewesen  sind,  deren  letzte  schon 
mitten  in  dem  zweiten  grossen  Abschnitt  der  ganzen  Prozessge- 
schichte Frankreichs  hinübergreift. 

Allein  betrachten  wir  dieses  Gebiet  der  Entwicklung  des  kirch- 
lichen Rechts  genauer ,  so  ist  es  im  Verhältniss  zum  Rechtsleben 
des  ganzen  Frankreichs  doch  nur  ein  örtlich  beschränktet.  Der 
Uebergaug  der  Grundsätze  des  canonischen  und  des  römischen 
Rechts  in  das  Lehnrecht  suchte  sich  neben  dem  Obigen  noch  einen 
andern  Weg,  um  nun  auch  jenseits  der  örtlichen  Grenzen  der  kirch- 
lichen Herrschaft  die  Umgestaltung  des  alten  Rechtssjstems  herbei- 
zuführen. Dieser  Weg  war  der  juristische  Unterricht  in  der  Kirche 
und  durch  dieselbe. 
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///.  Die  Kirche  und  die  Entstehung  der  Rechtswissenschaft  in 

Frankreich, 

Bekannt  und  unbestritten  genug  ist  der  allgemeine  SaU ,  dass 
die  Kirche  im  Mittelalter  die  Trägerin  der  Wissenschaft  im  M.  A. 
gewesen  ist ,  so  weit  von  der  letzteren  in  dieser  Zeit  überhaupt 
die  Rede  sein  kann.  Im  Besonderen  hat  v.  Savigny  nachgewiesen, 
dass  sich  durch  das  ganze  Mittelalter  eine  gewisse,  wenn  auch  nur 
geringe  und  unbestimmte  Kenntniss  des  römischen  Rechts  hindurch- 
zieht, deren  Hauptspuren  grade  in  der  Kirche  gefunden  weinten. 
Alles,  was  sich  auf  diese  beiden  Punkte  bezieht,  dürfen  wir  fiir  das 
Folgende  voraussetzen.  Wir  beschränken  uns  ferner  in  unserer 
Darstellung  auf  Frankreich  ;  und  auch  hier  können  wir  an  diesem 
Orte  nur  die  Hauptsache  herausheben.  Diese  aber  ief  für  die 
Rechtsgeschichte  nm  so  wichtiger ,  als  grade  der  wirkliche  Ueber- 
gang  der  Rechtswissenschaft  aus  der  Kirche  in  die  Universitäten 
von  v.  Savigny  im  Allgemeinen  und  vorzüglich  fttr  Frankreich  ausser 
Acht  gelassen  ist. 

Grade  für  diesen  Uebergang  meinen  wir  nun,  dass  die  Abfas- 
sung des  Corp.  Jur.  Can.  von  entscheidender  Bedeutung  geworden 
ist.  Um  sich  denselben  klar  zu  machen,  muss  man  zuvörderst  zwei 
Elemente  des  Lebens  der  Kirche  und  ihres  Rechts  vor  dieser  Ab- 
fassung darlegen. 

Das  erste  war  das  Institut  der  Scholm,  den  Sohuten ,  die  an 
jedem  Bischofssitz  und  wohl  an  den  meisten  Abteien  errichtet  waren. 
Ihre  Einführung  schreibt  sich  her  von  Karl  dem  Grossen ,  wenn 
auch  der  Refehl  desselben  vielfach  wohl  nur  die  schon  vorhandenen 
Elemente  geordnet  haben  mag.  Von  da  an  sind  sie  als  eü>  fast 
nolhwendiger  Theil  des  kirchlichen  Lebens  in  Wirksamkeit  geblie- 
ben,  und  der  Glanz,  den  einige  derselben  verbreiteten,  trug  nicht 
weniger  dazu  bei ,  dem  Clerus  Oberhaupt  eine  bedeutendere  Stellung 
zu  geben.  Es  werden  eine  grosse  Menge  solcher  Schola?  in  den 
Quellen  der  französischen  Geschichte  der  Lehnsepoohe  namentlich 
erwähnt,  and  selbst  die  einzelnen  Scholastici  oder  Scholamm  Ma- 
gistri  vielfach  aufgeführt;  man  siebt  im  Allgemeinen  deutlich  genug, 
wie  grossen  Werth  der  Clerus  anf  diese  Folie  seiner  Macht  gelegt 
hat.  Die  ersten  Männer  unter  den  GeistKchen  rechneten  es  sich 
zum  Ruhme,  solchen  Schulen  verzustehen,  und  Edle  und  Forsten» 
söhne  nahmen  sehr  häufig  an  dem  Unterrichte  Theil.  So  erzählt 
Will.  Mlamesbur.1)  aGerbertus  Galliam  repatians  publicosque  Scholas 
professus  arlem  magisterii  atligit.  Habuit  diseipulos  prsedi- 
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cendse  idolis  et  prosapite  nobilis,  Robertura  filium  Hugoiiis  cogno- 
menlo  Capet,  Othonem  filium  Olhonis  imperatoris.o  —  Aehnlich 
Order.  Vitalis  von  Lanfrancus. ')  «Hoc  roagistro  primitus  Norman  rri 
literatoriam  artem  perscrutati  sunt,  et  de  Schola  Beicensi  eloquentes 
in  divinis  et  siecularibus  Sophist®  processerunt.  —  Fama  pe- 
riti»  illius  in  tota  ubertim  innotuit  Europa,  unde  ad  niagisterium 
ejus  multi  convenerunt  de  Francia  (ist  für  die  Isle  de  France)  de 
Wasconia,  de  Britlannia  necne  Flandria.e  Andere  gleiche  Beispiele 
Übergeben  wir. 2)  Allerdings  mag  die  Bemerkung  Mabttions ")  in 
allem  Wesentlichen  richtig  sein>  «Nobiles  autem  vix  irisi  ex  am- 
bitione  Scholas  frequentabantur  ;  unde  Ratherius  in  parte  I  de  con- 
temptii  Ganonum :  aPone  qoerolibet  nobitium  scholis  tradi ;  quod 
utique  hodie  magis  ambitu  videtur  Episcopandi,  quam  cnpiditate 
Domino  militandi;*  doch  bezieht  sie  sich  auf  die  spätere  Zeit; 
jedenfalls  aber  ward  es  doch  Sitte,  dass  diejenigen  ,  die  damals 
der  gebildeten  Well  angeboren  wollten,  sich  dem  Unterricht  der 
(ieistlichen  unterzogen. 

Was  nun  hauptsächlich  in  diesen  Scholis  gelehrt  und  gelernt 
wurde,  die  Grammatik,  Eloquenz  and  dahin  Gehöriges,  Wollen 
wir  hier  nicht  weiter  beschreiben.  Doch  lag  das  eigentliche  Rechts- 
studium der  Kirche ,  wenigstens  nach  der  Einrichtung  dieser  Schote, 
noch  ausserhalb  des»  Bereiches  derselben.  Denn  entschieden  hat 
sich  dasselbe  in  der  Geistlichkeit  wesentlich  auf  die  Arbeiten  be- 
schränkt, die  v.  Savigny  in  seiner  G.  d.  RR.  im  MA*,  Cap.  XV., 
beschrieben  und  characterisirt  hat;  es  sind  die  ersten  noch  un- 
organischen Versuche,  das  entstehende  canonische  Recht  in  Fotfm 
und  Festigkeit  zu  bringen ,  in  welchem  sich  denn  die  Spuren  der 
Bekanntschaft  mit  dem  römischen  Rechte  wiederfinden.  Dennoch 
aber  halte  die  Stellung  der  Kirche  schon  damals  ein  Bedürfnis 
nach  juristischem  Unterricht  erzeugt,  das  wir  näher  betrachten 
müssen,  weil  es  für  die  folgende  Zeit  nicht  6hne  Einfloss  ge- 
blieben ist. 

Wir  haben  oben  die  praktisch-juristische  Aufgabe  der  Kirche 
innerhalb  der  Immunitäten  und  ihre  entschiedene  Tendenz,  nur  ihr 


>)  Scr.  R.  XI.  p.  24*.  —  Vgl.  8cr.  R.  X.  46ft.  «Cornufl  doeet  Futbtrtus.» 
*)  Bhie  ganze  Auftlbtuug  too  berühmten  Scholaaticis  enthielt  Adehnanni 
Scholastik  ByUtmi  dlphubetici  de  yM»  Hl.  rat  tempori»  (Scr.  R.  XI  p.  438. 
43Ö.),  aus  dem  wir  nur  einige  Strophen  herausheben ,  die  beweisen ,  dag« 
jener  Unterricht  nicht  eben  umsonst  gegeben  wurde: 
«Lambertua  Parisiacum,  Engelbertus  Geuabum 
OccUfkabaüt  lectionum  otio  venalium 
Quettum  de  pube  Francorum  captuntes  non  modicum  — » 
»)  Nota  a.  zum  Concilium  Mo$omeneef  Scr.  R.  X.  p.  532. 
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Recht  in  Anwendung  zu  bringen,  angedeutet.  Das  nun  bedingte 
vor  allem  eine  eigne  Abfassung  und  Aufzeichnung  dieses  Rechts  für 
die  geistlichen  Richter  in  den  kleinen  weltlichen  Gerichtsbezirken. 
Höchst  wahrscheinlich  ist  es  nun,  dass  grade  hieraus  die  ersten 
Sammlungen  der  kirchlichen  Gesetze  überhaupt  entstanden  sind,  als 
Lehrbücher  für  den  Gebrauch  jener  Geraeinderichter.  Wie  man 
im  Einzelnen  damit  verfahren,  wissen  wir  nicht.  Es  liegt  aber 
nahe  anzunehmen,  dass  die  grösseren  Diöcesen  sich  allmählig  ihre 
eignen  Rechlsbiicher  herausgebildet  haben ,  wie  das  denn  auch  von 
mehreren  bekannt  ist  und  diese  aJsdann  für  die  gerichtliche  Thälig- 
keit  des  oben  beschriebenen  Officium  zum  Grunde  legten ;  vielleicht 
haben  auch  die  einzelnen  Richter  in  ihre  Parrochien  in  derselben 
Weise  Abschriften  mitgenommen,  wie  diess  einst  den  Grafen  für 
die  Capilularien  vorgeschrieben  war  und  in  ähnlicher  Weise  bei 
den  Vögten  der  Städte  mit  dem  Stadtrechte  vorkommt.  Ob  die 
Clerici  hier  eines  abgesondert  juristischen  Unterrichts  genossen  ha- 
ben, wagen  wir  nicht  zu  entscheiden.  Eine  Stelle  aus  dem  Chron. 
Cameracense  et  Atrebatense  '}  vom  Jahre  1049  zeigt  deutlich  genug, 
dass  im  Allgemeinen  zwar  jenes  nicht  der  Fall  zu  sein  pflegte, 
ausnahmsweise  aber  allerdings  vorkam,  wenn  sich  ein  Zögling  der 
eigentlich  geistlichen  Schule  besonders  auszeichnete.  Ein  Lietbertus 
nämlich  —  nobili  ortus  prosapia  —  wird  zuerst  den  scholis  S. 
Maria)  als  Magister  vorgesetzt,  qui  bonor  propler  laborem  rarus 
Nobilibus  commiltitur  —  Cognila  vero,  fährt  die  Chronik  fort,  Epis- 
copo  scholaslici  industria  separavit  eum  ä  puerorum  doctrina,  faciens 
illum  Semper  consistere  in  preesentia  sua  —  et  in  judieibus  suis  tarn 
publicis  quam  privatis  auditorem  inprimis .  et  mox  judicem  insistere  — 
commodum  duxit  eum  Episcopus  magnificare,  conferens  ei  Archi- 
diaconalum  et  Pr&posiluram  et  cetera  majora  ministeria  Ecclesiae.» 
Hier  ist  mithin,  wenn  auch  nicht  ein  förmlicher  Unterricht,  so  doch 
eine  Erziehung  und  Heranbildung  zum  richterlichen  Amt  in  der 
Kirche;  und  man  wird  schwerlich  bezweifeln,  dass  Ahnliches  allent- 
halben, durch  das  BedQrfniss  geboten,  stattgefunden  habe.  Allein 
auch  das  ist  offenbar  noch  kein  organisches,  durchgebildetes  Ver- 
hällniss;  es  beruht  auf  Zufall  und  persönlichen  Eigenschaften  und 
lässt  vielmehr  den  Schluss  zu,  dass  im  Allgemeinen  die  nöthige 
juristische  Bildung  der  kirchlichen  Richter  hauptsächlich  nach  ihnen 
selbst  und  dem  eignen  Antrieb  Oberlassen  geblieben  ist. 

Auf  diese  Weise  standen  die  Kenntniss  und  Praxis  des  kano- 
nischen Rechts  und  die  Scholae  der  Geistlichen  noch  unvermittelt 
nebeneinander.    Der  Grund  davon  lag  wesentlich  darin,  dass  das 
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kirchliche  Recht  einer  allgemein  anerkannten  Form  und  durch- 
greifenden Gellung  und  damit  eines  selbstständigen  Mittelpunktes 
entbehrte.  Dieses  grade  war  es,  was  das  Decrelum  Gratiani  und 
die  folgenden  Tlieile  des  C.  J.  Can.  der  Kirche  gegeben  haben. 

Man  kann  die  Bedeutung  dieser  kirchlichen  Gesetzgebung  fiir 
die  innere  Bewegung  der  Rechtsgeschichte  auf  zwei  Hauptpunkte 
zurückführen.  Zuerst  war  in  ihr  dasjenige  gefunden,  dessen  die 
Kirche  damals  am  meisten  bedurfte,  ein  Recht,  das  von  dem  Mittel- 
punkt der  Kirchengewalt  ausgehend,  zu  einem  verhältnissmässig 
abgeschlossenen  Recht  des  geistlichen  Standes  wurde.  In  ihm  und 
durch  seine,  dem  Lehnrechl  so  scharf  entgegengesetzten  Principien 
fühlten  sich  die  Geistlichen  den  weltlichen  Herren  gegenüber  zuerst 
recht  als  scharf  begränztes  Ganzes ,  dessen  besondre  Berechtigung 
jetzt  allein  auf  dem  im  C.  J.  Can.  überhaupt  niedergelegten  Aus- 
spruch der  Kirche  als  solcher  beruhte.  Für  jeden  Satz  seines  In- 
halts und  mithin  auch  fiir  jede  consequente  Folgerung  aus  dem- 
selben stand  die  ganze  Kirche  ein;  jede  Beleidigung  dieses  Rechts 
ward  durch  das  Gesetzbuch  eine  Verletzung  der  Kirche  selbst.  Die 
Einheit  des  Rechts  dieser  Kirche  in  diesem  greifbaren  und  immer 
präsenten  Körper  desselben  ward  zu  einer  Macht  durch  das  Be- 
wusslsein,  das  es  jedem  Gliede  der  Kirche  gab,  im  Dienste  und 
unter  dem  Schutz  dieser  Einheit  selber  dazustehen.  Das  Bedürf- 
niss  und  der  Werth  eines  solchen  Gesetzbuches  war  so  gross,  dass 
unmittelbar  mit  seinem  Erscheinen  alle  jene  früheren  vereinzelten 
Versuche,  das  kirchliche  Recht  in  localen  Sammlungen  für  den 
praktischen  Gebrauch  zu  ordnen ,  gänzlich  und  auf  immer  ver- 
schwanden; es  war  gleichsam  die  Verantwortung  und  Vertretung 
der  kirchlich-rechtlichen  Principien  jedem  einzelnen  Geistlichen  abge- 
nommen, und  zur  Sache  der  ganzen  Kirche  geworden.  Wie  gross 
der  Nachdruck  war,  den  ein  solches  Verhältoiss  dem  canonischen 
Recht  der  gänzlichen  Zersplitterung  und  Regellosigkeit  des  Lehn- 
wesens gegenüber  verleihen  rausste,  liegt  nahe.  Trotz  der  gesetz- 
losen Freiheit  der  Barone  und  Ritter  imponirte  ihnen  diese  mäch- 
tige, allenthalben  sich  gleiche  Rechismasse;  und  grade  in  Frank- 
reich sieht  man  deutlich,  wie  man  wohl  fühlte,  dass  das  canoni- 
sche Recht  jetzt  ein  wahrhaft  allgemeines  und  europäisches  war. 
Seit  dieser  Zeit  kommt  nämlich  der  Name  der  «Cbrelienle»  für  die 
Geistlichkeit  auf  und  die  geistlich-weltlichen  Gerichte  heissen  aCours 
.  de  chretiente,»  ein  Name ,  der  im  Grunde  nur  eben  jene  Vorstel- 
lung von  der  altgemeinen  Geltung  ihres  Rechts  bezeichnet.  So  trat 
in  der  Wirklichkeit  wie  in  der  Öffentliche»  Meinung  das  kirch- 
liche Recht  durch  jenes  Gesetzbuch  zuerst  entschieden  aus  der 
Zerrissenheit  heraus,  die  es  bis  dahin  in  seinen  Concilien  und  Pri- 
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vatsammlungen  mit  der  Gesetzgebung  und  dem  Recht  des  Lehn- 
wesens gemein  gehabt;  und  grade  das  ward  der  erste  Schritt  zum 
Siege  seiner  Grundsätze  über  die  der  reinen  altgermanischen  Reclils- 
bildung. 

Die  zweite  Bedeutung  der  neuen  Form  des  kirchlichen  Rechts 
ist  mit  dem  ersten  Punkt  innigst  verwandt.  Bis  dahin  nämlich  hatten 
sich  die  tüchtigsten  Kräfte  daran  erschöpfen  müssen,  nur  den  Stoff 
des  kirchlichen  Rechts  zu  sammeln  und  zu  bewältigen,  ohne  doch 
ein  Geltendes  und  Dauerndes  gewinnen  zu  könnnn ;  eine  Privat- 
sammking  blieb  am  Ende  so  gut  wie  eine  andre.  Das  nun  scbloss 
ab  mit  der  Anerkennung  des  Decrets.  Von  da  an  gab  es  nur  Einen 
Weg,  im  kirchlichen  Recht  Studien  zu  machen  und  durch  sie  zur 
Geltung  zu  gelangen,  die  Interpretation  de*  Gesetzbuches  selber.  Da- 
her denn  das  rasche  und  entschiedene  Aufblühen  dieser  Richtung. 
Es  ist  damals  nicht  so  sehr  eine  neue  Tbäligkeit  entstanden  ,  als 
vielmehr  der  früher  zerstreuten  ein  gemeinsames  und  unwandel- 
bares Ziel  gesteckt.  Auf  diese  Weise  bewirkte  das  C.  J.  Can.  nach 
innen  dasselbe,  was  es  nach  aussen  erzeugt  hatte,  die  Einheit  des 
Rechtslebens  in  der  Kirche. 

Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  wird  es  nun  leicht  erklärlich 
sein,  wesshalb  sich  rasch  und  entschieden  die  ganze  christliche 
Geistlichkeit  diesem  Rechte  anschloss  und  wesshalb  es  so  bald 
nach  seinem  Auftreten  sich  über  alle  Länder  des  Abendlandes  aus- 
breitete. —  Wenden  wir  uns  indessen  der  besondern  Geschichte 
Frankreichs  zu. 

Jene  Bildung  nämlich  schloss  sich  zunächst  an  die  beiden  For- 
men der  Bildung  durch  die  Geistlichen  überhaupt  an,  wie  wir  sie 
oben  bezeichnet  haben,  die  theoretische  und  die  praktische.  Es 
ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  von  jetzt  an  die  Lehr«  des 
kanonischen  Rechts  ein  integrirender  Theil  der  Vorträge  in  den 
Schölts  der  Geistlichen  geworden  ist  und  dass  sich  sogar  ein  förm- 
licher Stand  von  Canonisten  herausbildete,  der  an  den  Bischofs- 
sitzen für  Geistliche  und  Laien  in  derselben  Weise  das  C.  J.  Can. 
explicirle  und  inlerprelirte  wie  die  Doctores  in  Italien.  Es  ist  sehr 
zu  bedauern,  dass  v.  Savigny  diesen  Theil  der  Geschichte  der 
Rechtsbildung  nicht  mit  aufgenommen  hat,  da  er  doch  keines weges 
ein  unwichtiger  ist.  Wir  besitzen  jetzt  ein  Document,  das  uns  im 
Allgemeinen  als  Muster  für  die  Art  und  Weise  dienen  kann,  in  v 
welcher  die  kirchlich-juristische  Lehre  von  den  Canonisten  in  jenen 
Schulen  vorgetragen  ward,  den  aLiber  practicus  de  eonsuetudine  Re- 
tnensi»,  dessen  zweiter  Theil  die  Überschrift  führt  «Summe  sive  Mbri 
aurei  de  omni  facultate»  vor  dem  uMagtster  Dragon  de  Altovillari 
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Canonicum  Scalasticusque  Remensis.»')  Diese  Vorträge  sind  haupt- 
sächlich ihrer  Form  nach  dadurch  merkwürdig ,  das«  sie  keine 
eigentliche  Glosse  zum  Decret  enthält,  sondern  vielmehr  eine  ca- 
suistische  Untersuchung  aufgeworfener  Rechtsfragen,  mit  Herbei- 
ziehung des  G.  Jur.  iv.  der  Azo'schen  Glosse  und  der  Glosse  des 
Hostiensis.  Man  sieht  deutlich,  dass  der  Plan  dabei  war,  eine 
Vorbildung  für  das  praktische  Lehen  und  Recht  zu  geben,  und  es 
lässt  sich  wohl  vermulhen,  dass  ein  eigentlich  inlerpretativer  Vor- 
trag vorhergegangen  sein  wird.  Wir  führeo  dieses  interessante 
Document  nur  als  Beispiel  an ;  gewiss  ist  die  Verbreitung  und 
Lehre  des  kanonischen  Rechts  in  anderen  Bischofs-  und  Domschu- 
len eine  ganz  ähnliche  gewesen. 

Indessen  liegt  die  Bedeutung  dieser  theoretischen  Bildung  noch 
auf  einer  zweiten  Seite.  Da  jene  Vorträge  für  Männer  gehalten 
wurden,  die  sogleich  in  das  praktische  Recht  übergehen  sollten* 
so  folgte,  dass  sie  nun  auch  in  irgend  einer  Weise  dieses  Recht 
des  Landet,  die  consuetudo,  in  sich  aufnehmen  und  verarbeiten 
mussten,  Die  Eigentümlichkeit  der  ersten  civilistischen  und  cano- 
nistischen  Arbeiten  in  Frankreich  besteht  überhaupt  grade  in  die- 
ser Verschmelzung  mit  dem,  die  Wissenschaft  umgebenden,  posi- 
tiven Recht  des  Landes;  eben  dadurch  hat  das  römisch- kanonische 
Recht  einen  so  raschen  Sieg  gewonneu,  so  dass  schon  im  13.  Jahr- 
hundert das  Landrecht,  vorzüglich  der  Process  desselben,  ganz  mit 
römischen  Grundsätzen  durchdrungen  war.  Hier  öffnete  sich  da- 
her ein  Gebiet  für  die  Entwicklung  des  germanisch-römischen 
Rechts  überhaupt,  das  seine  eigne  Geschichte  eben  so  sehr  zu  for- 
dern berechtigt  ist  wie  das  römische  und  germanische  Recht;  frei- 
lich müssen  wir  für  dieselbe  die  Ilaupiquellen  noch  von  der  Zu- 
kunft erwarten. 

Während  so  sich  die  Theorie  des  canonischen  Rechts  bemäch- 
tigte, trat  dasselbe  gleichfalls  unmittelbar  in  die  Praxis  hinüber. 
Wir  haben  schon  oben  angeführt ,  wie  sich  die  Gerichtshöfe  der 
geistlichen  Jurisdiction  durch  jene  Entwicklung;  des  kirchlichen  Rechts 
zu  einem  festen  Organismus  umgestaltet  haben.  Diese  nun  selber 
wurden  gleichsam  zur  zweiten  Stufe  der  juristischen  Erziehung  im 
Geiste  des  canonischen  Rechts;  hier  war  praktisch  dargelegt  und 
geübt,  was  in  der  Schola  gelernt  war.  Die  Geistlichen  nämlich, 
die  zum  Richterarote  sich  bestimmten,  sassen  theils  als  Auditores 
in  den  Curiis  der  Officialites ,  theils  nahmen  sie  als  Examinalores, 
Regislrarii  u.  8.  w.  an  dem  praktischen  Recht  theil ,  theils  traten 


<)  Diese  Summ»  finden  sich  in  den  schon  cit.  Archiv,  leg.  de  Reime  p.  35  fgg. 
Vgl.  die  oben  cit.  Anzeige  des  Verf. 
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sie  selbst  als  Sachwalter  in  eigner  oder  in  Appellationssachen  auf. 
Da  nun  aber  die  grosse  Ausdehnung  der  geistlichen  Besitze  viel- 
fache Berührungen  mit  weltlichen  Interessen  erzeugten,  so  war  es 
natürlich,  dass  auch  die  weltlichen  Rechtskundigen  in  diesen  Ge- 
richten Zutritt  suchten  und  erhielten,  bald  als  blosse  Zuhörer,  bald 
als  Procuralores  ihrer  Clienten.  Das  eben  citirte  Documenl  (Pri- 
vilegia  curia}  Remensi  Archiepiscopi  p.  7)  deutet  diess  Verhällniss 
kurz  und  klar  an,  —  «cum  ab  ipsa  curia  quam  plures  alii  officia- 
les,  qui  dicebantur  foranei,  per  Remensem  provinciara  longe  lateque 
essent  dispersiobtemt®  jurisdictionis  exercitium  nubilibus  prsclorum 
scalaribus  vigeret  ibi  Studium ,  nobilioribus  que  legum  professoribus 
ibidem  regentibus  eciam  decoratum.»  Zu  diesen  des  eigentlichen 
Studiums  der  Rechte  Beflissenen  kamen  nun  noch  die  Sachwalter 
derer,  die  mit  der  Kirche  in  privatrechllichen  Verbindungen  oder 
Streitigkeiten  standen  und  dessbalb  wie  es  scheint  stehende  Pro- 
curatores  an  der  Curia  halten  mussten ,  denn  derselbe  Verfasser 
spricht  unmittelbar  nachher  von  den  «mobiles  et  magnos  procura- 
tores,  die  von  anderen  geistlichen  Höfen  und  weltlichen  Herren  «in 
ipsa  curia  omni  tempere  residentes»  waren,  in  diesem  kirchlichen 
Gerichte  gebildet  gingen  nun  zuerst  die  Geistlichen  selber  über  als 
Gerichtsichreiber  in  die  weltlichen  Gerichte ,  wo  wir  dieselben  sehr 
frühe  antreffen.  Hier  verfassten  sie  die  Protocolle,  stellten  Docu- 
mente  aus,  führten  Register,  kurz  übernahmen  den  ganzen  Theil 
des  Verfahrens,  der  ohne  schriftliche  Aufzeichnung  nicht  wohl  ge- 
führt werden  konnte.  In  der  Normandie  treffen  wir  sie  schon  in 
dieser  Eigenschaft  im  15.  Jahrhundert  und  höchst  wahrscheinlich 
sind  hier  durch  das  ganze  Land  verbreitet  gewesen,  denn  die  Etabl. 
sagen  schon :  «Nus  requenoissanz  ne  sera  fez  forz  par  le  brief  le 
duc  ou  ä  sa  justice,  qui  est  etis  Iegierement,  quar  Ii  clerc  sont 
ettabli  ä  fere  le$  briis,  qui  oent  (v.  ouir)  lesptaintei  as  homes.n1)  Eben 
dahin  gehört  die  gleich  folgende  Notiz:  aLi  rolle  sont  garde  par 
oster  les  coustans  des  choses  qui  nnt  estä  jugies  en  assises»  2)  wo 
man  deutlich  das  oben  beschriebene  Archiv  der  Curia  von  Reims 
wiederkennt.  Dass  sich  ganz  Gleiches  im  Languedoc  findet,  könnte 
allerdings  aus  dem  Fortbeslehen  der  Civilisation  überhaupt  erklärt 
werden;  für  den  Norden  Frankreichs  beweist  indessen  das  Pariser 
Parlament  wohl  am  meisten,  wie  gross  der  Einfluss  und  Anlheil  der 
Clerici  auf  die  Principien  und  die  Form  der  Verhandlungen  gewe- 
sen. —  Nicht  geringer  war  die  Bedeutung ,  die  jene  Bildung  der 
weltlichen  Procuraloren  in  den  geistlichen  Gerichten  für  die  Ent- 


»)  Et.  de  Norm.  De  Brief  de  reqnenooissaot.  p.  21. 
>)  Ib.  De  cel  qai  tieneat  l'assise.  p.  23. 
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wickInn g  des  neuen  Verfahrens  gewann;  und  man  braucht  nur 
einen  Blick  auf  ßeaumanoir,  de  Fontaines  oder  die  Et.  de  St.  L. 
zu  werfen,  um  sich  von  der  genauen  Kenntniss  des  geistlichen  und 
des  römischen  Rechts  zu  überzeugen,  die  laglich  mehr  eine  not- 
wendige Bedingung  für  den  tüchtigen  Rechtsgelehrlen  wurde.  — 
Hier  indessen  tritt  nun  ein  Punkt  ein,  den  wir,  seiner  grossen  Be- 
deutung wegen,  auch  für  unsren  Gegenstand  nicht  ganz  übergehen 
können,  das  Verhältnis*  des  römischen  Rechts  zum  canonischen  in  der 
Geschichte  des  inneren  Rechtslebens  Frankreichs  während  dieser 
Epoche. 

Es  zeigt  sich  nämlich  sogleich  bei  genauerer  Betrachtung  der 
Rechtsquellen  des  13.  Jahrhunderts,  dass  die  Verfasser  der  Haupt- 
rechtsbücher,  obwohl  die  wissenschaftliche  Rechtsbilduug  von  der 
Kirche  ausging,  dennoch  von  dem  kanonischen  Recht  weit  weniger 
wissen  und  Gebrauch  machen,  als  vom  römischen.  Hält  man  nun 
damit  die  Nachrichten  über  die  Universitäten  von  Paris  und  Orleans 
zusammen  und  besonders  das  von  v.  Savigny  unbegreiflich  genannte 
oft  wiederholte  Verbot  des  römisch-rechtlichen  Studiums  für  Paris, 
und  die  Masse  der  kanonislischen  Verträge ,  so  ergibt  sich  aller- 
dings ein  eigenthümlicher  Widerspruch  in  diesen  Verhältnissen, 
der  so  viel  wir  sehen  nirgends  sonst  in  gleicher  Weise  vorkommt. 
Der  Grund  desselben  ist  folgender. 

Das  Gebiet,  auf  welchem  sich  die  kanonische  Gesetzgebung 
wesentlich  beschränkt,  ist  die  Kirche  als  selbstständiger  Stand  inner- 
halb der  weltlichen  Rechtsverhältnisse.  Das  weltlich-kirchliche  Recht, 
die  Rechtsverhältnisse  zwischen  Geistlichen  und  Weltlichen  und 
das  rein  weltliche  Recht,  die  Verhältnisse  zwischen  den  der  Kirche 
unterworfenen  Weltlichen,  können  aus  dem  C.  J.  Can.,  für  sich  das- 
selbe betrachtet,  nicht  entschieden  werden.  Nun  aber  entwickeln 
sich  grade  diese  beiden  Gebiete  zu  immer  grösserer  Bedeutung. 
Die  kirchlichen  Praktiker  und  Lehrer  wurden  daher  an  das  cano- 
nische Recht  verwiesen ,  ohne  dass  diess,  allein  stehend,  jenem  Be- 
dürfniss  zu  entsprechen  im  Stande  war.  So  entstand  zunächst, 
wenn  man  streng  die  alte  Basis  beibehalten  wollte,  ein  Widerspruch 
innerhalb  des  canonischen  Rechts  und  der  neuen  kirchlichen  Aufgabe. 

Diesen  Widerspruch  zu  heben  gab  es  nun  einen  einfachen 
Ausweg.  Es  wird  wohl  kaum  zweifelhaft  sein,  dass  der  C.  J.  Can. 
auf  allen  Punkten  des  Corp.  J.  Civilis  und  seinem  Inhalt  gleichsam 
als  Grundlage  und  Erfüllung  seiner  selbst  voraussetzt;  es  war  daher 
eben  so  natürlich  als  unvermeidlich,  dass  das  Studium ,  nachdem 
es  einmal  mit  seinen  Bedürfnissen  über  das  rein  kirchliche  Element 
hinauszureichen  begonnen  hatte,  sich  dem  eigentlichen  römischen 
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Civilrecht  zuwandte,  indem  jene  canonislisehen  Vorträge  weh  des 

römischen  Rechts  bemächtigten. 

Damit  aber  geschah  in  Frankreich,  was  wohl  sonst  nirgends 
in  der  Weise  geschehen  ist.  Es  enstand  innerhalb  der  jungen 
Wissenschaft  selber  ein  Kampf  um  den  Vorrang  zwischen  römischem 
und  geistlichem  Recht.  Das  römische  Recht  nämlich  forderte  durch 
seinen  Inhalt  eine  selbstständige  Stellung,  als  die  eigentliche  Rechts- 
wissenschaft für  die  Laien;  die  geistlichen  Lehrer  dagegen  wollten 
nicht,  dass  ihr  kanonisches  Recht,  der  Kirche  so  wichtig  und  ein 
so  grosser  Hebel  ihrer  Macht,  als  das  erscheinen  sollte,  was  es 
doch  hätte  sein  müssen,  eine  Dependenx  des  römischen  Rechts.  In- 
dem nun  die  Benutzung  des  letzteren  sich  einmal  nicht  mehr  ver- 
meiden Hess,  versuchten  die  kirchlichen  Rechtslehrer  zuerst  es  mit 
dem  canonischen  Recht  und  zuweilen  auch  mit  dem  Landrecht  gradezu 
zu  verschmelzen;  und  von  dieser  Richtung  ist  der  oben  cit.  Liber 
practicus  wohl  eins  der  wichtigsten  und  lehrreichsten  Documente ; 
im  hohen  Grade  wflnschenswerth  wäre  es,  nach  Ähnlichem  in  den 
Archiven  andrer  Städte  und  Bischofssitze,  wo  solche  Scholas  waren, 
zu  forschen.  —  Das  konnte  indessen  auf  die  Dauer  nicht  erhalten 
werden.  Als  nach  dem  Corp.  J.  Civ.  nun  auch  die  Glosse  mit 
ihrer  Masse  und  ihrem  Ruhm  nach  Frankreich  kam,  begannen  die 
weltlichen  Rechtskundigen  diesem  Civilrecht  und  dem  Unterricht  in 
demselben  entschieden  den  Vorzug  vor  der  canonischen  Lehre  zu 
geben.  Dazu  boten  nun  eben  jene  schölte  publica  besonders  na- 
türlich in  Paris  gute  Gelegenheit;  gewiss  sind  hier  im  Laufe  des 
12.  und  13.  Jahrhunderts  eine  Masse  von  Docenten  des  reinen 
römischen  Rechts  aufgestanden,  von  denen  wir  eben  so  wenig  er- 
fahren haben,  als  wir  ohue  Varius  Publiealion  von  der  Reimsi- 
schen Verfassung  und  dem  Magister  Drago  gewusst  haben  würden. 
Grade  dadurch  geschah  aber,  was  die  Kirche  gerne  vermie- 
den hätte,  das  römische  Recht  ward  zu  einer  selbstständigen 
Lehre,  und  damit  zu  einer  selbstständigen  Macht ;  der  Unterricht 
in  dieser  neuen  Wissenschaft  ging  den  Geistlichen  aus  den  Hän- 
den und  all  die  Bedeutung,  die  sich  mit  ihm  und  seiner  Beherr- 
schung und  Leitung  notwendigerweise  verbinden  musste,  ward  an 
die  Häupter  jener  römischen  Rechtswissenschaft  verloren.  Das  ist 
nun  der  einzige  Grund,  wesshalb  die  Kirche,  wahrscheinlich  unter 
irgend  einem  von  ihren  gewöhnlichen  Vorwänden,  Verbote  über 
Verbote  gegen  die  selhstsländige  Lehre  der  römischen  Jurisprudenz 
erwirkte.  Diese  Verbole  sind  nur  die  Erscheinung  in  der  inneren, 
dennoch  unaufhaltsamen  Trennung  der  Lehen  des  Civilrechts  von 
der  des  canonischen  Rechts ;  sie  zeigen  grade  durch  ihre  Bestimmt- 
heit das  Dasein  eipes  civilistischen  Unterrichts,  dessen  Organisation 
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sie  zwar  in  Pari«  verhindern  konnte,  dessen  Einfluß«  aber  dess 
ungeachtet  ganz  derselbe  blieb. 

Für  dieses  ganze  Verbal  tniss  jener  beiden  Rechtsmassen  in  der 
neu  entstehenden  Rechtswissenschaft  Frankreichs  liefert  nun  die 
Ord.  von  Phil,  le  Bei  Juli  1312 ')  den  entscheidenden  Reweis.  Im 
a.  1.  setzt  derselbe  die  Gründe  auseinander,  wesshalb  mau  bisher 
das  Studium  des  römischen  Rechts  in  Paris  verboten  habe.  Ut 
liberius  ibidem  Studium  Theologiae  proficeret,  progenitores  noslri 
non  permiserunt  Ugwn  saccularium,  seu  juris  Gvitis  Studium  ibidem 
institui ,  quinimo  id  etiam  inlerdici  sub  excommunicalionis  pmna 
per  Sedcm  Apostolicam  procurarunt.  Da  aber  in  Orleans  dennoch 
(a.  sub  alis  Progenitorum  nostrorum  liberalium  artium,  procipue 
juris  (Canonici  Studium  et  Civilis  noscitur  ßoruissi  (also  lange  vorher 
schon)  unte  tot  et  lanli  Doclores  processissc  noscuntur  —  so  ver- 
leiht er  der  Schule  in  Orleans  die  folgenden  Privilegien,  indem  er 
zugleich  die  Universitas  daselbst  aufbebt,  die  zu  vielem  «scandalura 
Universitatis  pratextu»  Anlass  gegeben.  So  gewann  das  Studium 
des  Römischen  Rechts  seiue  erste  äussere  Ordnung  und  jetzt  ent- 
wickelt es  sich  rasch  zur  fast  ausschliesslichen  Herrschaft  in  der 
Wissenschaft. 

Schon  mit  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  aher  ist  diese  für 
die  eben  entstehende  Wissenschaft  des  französischen  Rechts  für 
immer  entschieden.  Rei  den  Hauptwerken  derselben  siebt  man  ganz 
klar,  wie  hier  ein  wirkliches  Studium  des  C.  J.  Civil,  vorbeige- 
gangen ist;  die  Bekanntschaft  mit  demselben  tritt  uns  fast  auf  allen 
Punkten  entgegen  und  das  canonische  Recht  wird  mehr  und  mehr 
seinem  eignen  Gebiete  überlassen.  Viele  mögen  nun  allerdings  auch 
jetzt  noch  ihre  erste  Bildung  in  den  kirchlichen  Scholis  gefunden 
und  erst  später,  sich  dem  eignen  Studium  des  römischen  Rechts 
zugewendet  haben;  wenigstens  deutet  der  Anfang  der  Coutume  von 
Arlois  bei  Maillard,  die  wohl  nur  eine  Umarbeitung  de  Fonlaines 
ist,  auf  eine  Bildung  in  der  Grammatica  und  Eloquentia  hin,  indem 
der  Prologe  sagt:  «A  cetle  schose  s'aecorde  Orasses  (Horaz)  Ii 
boins  (bon)  clercs,  qui  dist:  Quiconque  tu  commendras,  di  briement.» 
(De  A.  Poet.  335.)  Davon  ist  freilich  bei  den  anderen  Rechts- 
büchern aus  natürlichen  Grtiuden  keine  Spur  nachzuweisen.  Dass 
aber  wirklich  ein  viel  ernsthafteres  und  eifrigeres  Studium  des  C. 
J.  Civ.  stattgefunden  bat,  als  man  im  Allgemeinen  annimmt,  davon 
aeugt  eine  Erscheinung,  auf  welche  man  merkwürdiger  Welse  bis- 


')  0.  d.  L.  I.  p.  501.  ff.  Ord.  touchant  l'elude  du  droit  Civil  et  Canonique 
4  Orlean*.  S.  auch  Savigny,  Ge»cb,  d.  RR.  u.  MA. ,  Kap.  XXI.,  n.  XII. 
XIII;  XJV. 
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her  gar  keine  Rücksicht  genommen  bat,  die  Übersetzungen  des 
C.  J.  Civil,  ins  Französische,  von  denen  einige  entschieden  schon 
aus  dem  13.  Jahrhundert  stammen.')  So  viel  uns  bekannt,  gibt  es 
solche  Übersetzungen  in  die  Landessprache  aber  nur  in  Frankreich, 
so  dass  grade  hier  das  römische  Recht  über  den  abgeschlossenen 
•  Stand  der  gelehrten  Rechtskundigen  hinaus  eine  sonst  unbekannte 
Bedeutung  gehabt  bat.  Auf  das  engste  hängt  damit  ein  andres, 
bis  jetzt  gleichfalls  wenig  beachtetes  Verhältniss  zusammen.  Bei 
aller  inneren  Bedeutung  konnte  das  römische  Recht  dem  Bedtii  fniss 
des  weltlichen  Rechtsgelehrten  doch  eben  so  wenig  allein  genügen, 
wie  das  canonische  Recht.  Wollte  er  vor  den  weltlichen  Gerichten 
auftreten,  so  war  zuerst  eine  genaue  Kunde  des  geltenden  Land- 
recht» nothwendig.  Das  war  damals  nirgends  aufgezeichnet;  kaum 
war  man  im  Stande,  es  in  den  Gerichtssitzungen  an  den  Urtheilen 
der  Richter  mühsam  zu  erlernen.  Diess  Missverhällniss  zwischen 
der  einen  Seite  des  Rechts,  dem  Corp.  J.  Civ.  und  der  anderen, 
dem  ungeschriebenen  Landrecht,  war  zu  gross,  um  lange  zu  dau- 
ern. Jene  Rechtskundigen  begannen  daher  das  gellende  Landrecht 
in  mannichfacher  Form  aufzuzeichnen;  entweder  als  ein  formliches 
Handbuch  des  Rechts,  wie  Beaumanoir,  oder  als  Codificalion  des 
Geltenden,  wie  die  Etabl.  d.  St.  L.  oder  als  blosse  Handsamm- 
lungen für  den  Privalgebrauch ,  wie  die  alten  Coulumes  notoires, 
oder  als  eine  Art  von  Lehrbuch  für  den  ersten  Unterricht,  wie  de 
Fontaines  oder  als  Zusätze  zu  dem  gesammelten  Recht,  wie  die 
Couturne  von  Anjou.  In  Beziehung  auf  alle  diese  Richtungen  kön- 
nen wir  auf  den  zweiten  Band  dieses  Werkes  verweisen.  Aus  diesen 
Arbeiten  aber  entstand,  höchst  wahrscheinlich  in  Paris,  eine  neue 
Form  des  Unterrichts,  von  der  wir  bis  jetzt  noch  wenig  wissen. 
Es  scheint  nämlich  das  Landrecht  selber  zur  Grundlage  von  ge- 
lehrten Vorträgen  gemacht  und  mit  dem  römischen  Recht  auf  eine 
Weise  verschmolzen  zu  sein,  von  welcher  etwa  de  Fontaines  ein 
Beispiel  geben  mag.  Schon  Klimrath  hat  auf  einige  hierher  ge- 
hörige Schriften  aufmerksam  gemacht,3)  wir  begnügen  uns  indess, 
das  obige  Verhältniss  nur  kurz  anzudeuten,  da  nur  seine  Resultate, 
nicht  seine  Entwicklung  hierher  gehören. 

Diess  Resultat  ist  nun  folgendes.    Das  Studium  des  Rechts, 
begonnen  in  der  Kirche  und  an  dem  kirchlichen  Recht,  hat  sich 

')  Wir  haben  die  Uandschriften ,  die  solche  Uebersetzungen  enthalten,  schon 
in  der  oben  cit.  Anzeige  angeführt.  Allg.  Lit.  Zeil.  Sept.  Nr.  170.  Die 
Sache  verdient  in  jeder  Weise  genauere  Untersuchung,  und  wir  zweifeln 
nicht,  dass  sie  dieselbe  finden  wird. 

»)  S.  besonders  sein  Memoire  sur  les  monnm.  indd.  de  l'hist.  du  Dr.  Fr.  — 
(Warnkönig  B.  I.  p.  1  ff.) 
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allmählig  von  derselben  losgetrennt;  es  ist  von  dem  canoniseben 
Recht  übergegangen  zum  römischen,  und  somit  beginnt  die  Ent- 
wicklung der  neuen  Grundsätze  des  Verfahrens  und  des  Strafrechts 
eine  von  der  Kirche  unabhängige,  selbstständige  Grundlage  zu  ge- 
winnen. Dadurch  erklärt  sich  nun  die  Erscheinung,  dass  in  dem 
folgenden  Verlauf  der  zweiten  grossen  Epoche  von  der  Kirche  und 
ihrem  Einfluss  auf  die  Rechtsbildung  wenig  die  Rede  ist,  während 
wir  dem  römischen  Recht  allenthalben  begegnen  und  dass  man 
dennoch  die  Kirche  als  den  Urheber  dieser  Studien  und  dieser 
ganzen  Richtung,  vorzüglich  aber  für  Verfahren  und  Strafrecht, 
anerkennen  muss.  Sie  bildet  daher  die  Vermittlung  zwischen  der 
ersleu  und  zweiten  Periode,  ohne  in  jener  durch  ihre  Abschliessung 
sich  vom  weltlichen  Recht  sich  frei  erhalten,  oder  in  dieser  durch 
ihre  Anstrengungen  das  neu  Entstehende  beherrschen  zu  können. 
Diess  ist  ihr  eigentlicher  Standpunln  in  der  inneren  Rechtsgeschichte 
Frankreichs. 

Indessen  lag  diess  nicht  blos  in  den  Verbältnissen,  die  wir 
bisher  angeführt  haben.  Es  trat  noch  ein  anderes  hinzu  und  auch 
das  müssen  wir  kurz  darstellen,  weil  es  seinem  grösslen  Theil  nach 
unsrem  Gegenstande  angehört. 

IV.    Die  Kirche  und  die  Kämpfe  um  ihre  Competenz  bis  zum 

14.  Jahrhundert. 

a.    Die  Entwicklung  des  Gegensatzes  zwischen  weltlicher  und  geistlicher 

Gerichtsbarkeit. 

Neben  eigner  Gerichtsbarkeit  und  eigner  Wissenschaft  blieb 
dennoch  noch  ein  weites  Feld  übrig,  auf  welches  die  Kirche  in 
anderem  Wege  einen  Einfluss  suchen  rousste,  um  zur  vollständigen 
Herrschaft  zu  gelangen,  das  rein  weltliche  Gebiet  und  die  Rechts- 
streitigkeiten, die  den  rein  welllichen  Verhältnissen  angehörten. 
Auch  nach  dieser  Seite  hin  beginnt  mit  dem  Mittelalter  selber  ein 
Kampf  der  Kirche  im  Allgemeinen  und  ihrer  Competenz  im  Reson- 
deren, der  einen  wichtigen  Theil  der  inneren  Rechtsgeschichte 
Frankreichs  bildet.  Und  dieser  Kampf  um  die  oberste  Gerichts- 
herrlichkeit in  allen  weltlichen  Dingen  ist  nicht  etwa  ein  willkübr- 
lich  oder  übermüthiger  Weise  von  der  Kirche  begonnener,  sondern 
er  <lag  notbwendig  gegeben,  in  dem  ganzen  Wesen  und  der  Stel- 
lung derselben. 

Mit  dem  Falle  des  karolingischen  Reiches  nämlich  war  die 
grossartige  Einheit  der  Nationen  germanischen  Geschlechts  in  welt- 
licher Beziehung  ohne  Organ;  dennoch  lebte  das  Bewusstsein  der- 
selben fast  noch  in  der  alten  Kraft  fort  und  die  germanischen 
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YOlker  fühlten  sich  nach  wie  vor  Einem  Ganzen  angehörig.  Es 
war  desshalb  natürlich,  dass  die  Gewalt,  die  sich  zum  Organ  die- 
ser Einheit  machte,  im  Grunde  als  die  höchste  Gewalt  für  alle 
Verhältnisse  der  jener  Einheit  Angehörigen  gelten  rausste.  Kein 
Institut  aber  hatte  durch  sich  selbst  dazu  eine  gleiche  Berechtigung 
wie  die  Kirche.  Sie  begann  daher,  sobald  die  dringendste  Süssere 
Nolh  des  10.  und  11.  Jahrhunderts  abgewendet  war  und  die  er- 
sten Spuren  der  Ordnung  wieder  aufkeimten,  als  die  gemeinsame 
Herrscherin  aller  Völker  der  Christenheit  aufzutreten.  Zwei  Dinge 
wurden  dazu  auf  die  vortrefflichste  Weise  benützt.  Zuerst  die  Ent- 
wicklung der  Idee  ,  die  man  unter  Karl  dem  Grossen  nicht  entfei  nt 
gekannt  halte,  dass  die  Kirche  den  sogenannten  reinen  Glauben 
allenthalben  vertreten  und  beschützen  müsse,  dann  aber  die  wirk- 
lich anerkennenswerthen  Bestrebungen  derselben  für  die  Einführung 
der  Ruhe  und  Ordnung  und  des  Schutzes  der  von  aller  weltlichen 
Hülfe  verlassenen  Rechtslosen  in  jener  Zeit  der  Gewalt.  Yon  beiden 
Punkten  aus  wirkte  sie  unablässig  mit  jener  gleichmäßig  vorwärts 
dringenden  Arbeit,  die  nur  ein  solches  Institut  erreichen  kann ;  und 
so  gelang  es  ihr,  jene  allgemeine  und  vage  Verstellung  von  ihrer 
weltlichen  Stellung  und  Aufgabe  hervorzurufen,  die  im  13.  Jahr- 
hundert Beauraanoir')  so  treffend  bezeichnet:  «sainte  Eglise  si  est 
mere  de  catcum  Crestien,  et  doit  sainte  Eglise  garantir  toz  Creetient 
qui  y  viennent  ä  garant,  aussi  comme  Ie  inere  son  enfant  garantiroit 
par  bone  volente,  s'ele  en  avoit  le  povir.» 

Mit  dieser  Vorstellung  war  zunächst  die  zweite  auf  das  engste 
verbunden,  dass  jene  Kirche,  der  ohne  Rücksicht  auf  wellliche 
Verhältnisse  jeder  Einzelne  in  gewisser  Weise  angehöre,  nun  auch 
einen  getciteen  Aniheil  an  dem  Recht  und  Gericht  jedes  Einzelnen, 
ohne  Rücksicht  auf  sein  rein  weltliches  Jurisdiction verbältniss 
haben  müsse.  Diese  Vorstellung  selbst  ist  eine  allgemein  euro- 
päische gewesen;  in  dem  bestimmten  Antheil,  den  die  Kirche 
suchte  und  errang  und  in  der  Form,  in  welcher  dieses  geschah, 
tritt  uns  wiederum  die  nationale  Entwicklung  der  Geschichte  der 
katholischen  Kirche  und  ihres  Rechts  entgegen.  Dieser  demnach 
wenden  wir  uns  in  bestimmter  Beziehung  auf  die  gallicanitcke 
Kirche  zu. 

Hier  ist  es  nun  zuerst  nölhig,  die  statischen  Verhältnisse  wie- 
der ins  Auge  zu  fassen,  um  die  beiden  Zeiträume ,  in  welchen  jene 
Entwicklung  in  Frankreich  sich  bis  zum  H.  Jahrhundert  theilt, 
klar  zu  raachen.  Im  Anfange  unserer  Geschichte  nämlich  liegen 
durch  ganz  Frankreich  zerstreut  die  weltlichen  und  kirchlichen  Ge- 
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biete  in  bunter  Mischung  durcheinander,  und  besonders  mangelte 
dem  kirchlichen  Besitz  alle  örtliche  Einheit.  Denn  gewöhnlich  war 
derselbe  freilich  an  irgend  einer  ilauptfundation  mit  Kirche,  Kloster 
und  Immunität  entstanden;  allein  allmählig  \ommen  eine  grosse 
Menge  ganz  kleiner  Schenkungen  von  Grundstücken  hinzu,  die  sehr 
häufig  ohne  alle  localc  Verbindung  mit  jenem  Hauptgebiet  waren. 
Diese  nun  galt  es  gegen  die  weltlichen  Uebergriffe  zu  sichern.  Das 
Institut  der  Advocalia  half  selten ;  im  Gegentheii  litten  die  Geist- 
lichen von  ihren  Avoues  oft  mehr  als  von  anderen.  Sie  musslen 
daher  zu  einem  kirchlichen  Mittel  greifen,  dessen  Anwendung  und 
Bedeutung  sie  selbst  beherrschen  konnten.  Dies  fanden  sie  in  der 
ExcommutUcation.  Die  Excomraunicalion ,  als  geistliche  Waffe,  ist 
keineswegs  wiilkührlich  von  der  Kirche  erfunden,  wenn  sie  auch 
später  oft  genug  willkOhrlich  gebraucht  wurde.  Sie  war  die  ein- 
zige Art  und  Weise,  den  herrscberlosen  Laien  und  ihrer  WillkQhr 
eine  Macht  entgegen  va  setzen,  gegen  welche  seine  Waffengewalt 
nichts  vermochte;  und  darin  liegt  der  Grund,  wesshalb  die  Ex- 
communicalion  erst  seil  dem  10.  Jahrhundert  etwas  allgemein  ge- 
bräuchliches ward  und  wesshalb  jeder  höhere  Geistliche  das  Recht 
hatte,  sich  derselben  gegen  jeden  Einzelnen  zu  bedienen.  Sie  war 
daher  anfanglich  nichts  als  eine  Schutxwehr  der  Kirche  und  das  ist 
es,  was  ihr  in  der  ersten  Zeit  ihren  eigentlichen  Charaoler  ver- 
lieben hat.  Wie  es  das  Wesen  eines  solchen  Schutzmittels  gebot, 
tst  sie  damals  nur  im  Nothfalle  angewendet  worden  und  zwar  immer 
nur  dann,  wenn  alle  anderen  Aufforderungen,  Schadenersatz  zu 
geben  oder  sich  zu  Gericht  zu  stellen,  vergeblich  geblieben  waren. 
Alle  Fälle  der  Excommuuication  vom  10.  bis  zum  12.  Jahrhundert, 
die  uns  zo  Gesiebt  gekommen  sind,  zeugen  von  diesem  Salze.  Nor 
einige,  aber  unverdächtige  Beispiele  mögen  unter  vielen  beweisen, 
dass  die  ersten  unter  den  Geistlichen  entschieden  dieses  Princip 
befolgten.  Der  berühmte  Bischof  Fulbert  von  Gbartres  erinnert 
einen  JBfildegarius  —  olsidorus  ait  — -  nullum  damnare  nisi  proba- 
tum,  nullum  exeommunicare,  nisi  diicmsumn ;')  —  bestimmter  ist  ein 
anderer  Brief  an  den  Bischof  Franco  von  Paris  *)  —  man  habe  je- 
manden zu  exeommuniciren  angestanden:  primo  quia  defuit  

cum  optime  noverit  prudentia  vestra  ,  quid  de  hujusmodi  lex  di- 
vina  sentiat,  neque  nos  oporleret  quemquatn  absenlem  et  em$a  in- 
discuna  judicarc*  Aehnhch  rlth  ein  Brief  desselben  an  den  Bischof 
Theoderich  von  Orleans»)  —  «nee  vobis  utile  esse  video,  nee 


0  Scr.  R.  X.  p.  479.   Fulberti  Carnat.  Ep.  LXXIY.  gegen  1026. 
2)  Ib.  11.  Ep.  LXI.  p.  499.  Ann.  1020. 
*)  Ib.  11.  Ep.  Ul.  p.  465.  Ann.  1026. 
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mihi  tu  tum,  ut  zelos  noster  ad  vindiclam  excommunicalionis  erurapat; 
expectandum  et  commonitoriit  utendam  esse  reor,  dooec  illos  aut 
poeuitenlia  corrigat ,  aut  suromi  Judicis  senlentia  mutetet.»  Half 
das  aber  alles  nichts?  so  erfolgte  allerdings  die  Excomrounication ; 
so  schreibt  Fulbert  an  Papst  Johann  ')  über  den  Graphen  Rudolph, 
der  einen  Geistlichen  eigenhändig  ermordet  und  zwei  andere  ver- 
gewaltigt hatte  —  «de  his  Omnibus  appellatus  in  curia  Regit,  et 
coram  pleno,  Ecclesia  tape  vocatus,  nec  propler  hominem  nec  propter 
Deum  ad  justiliam  venire  dignalus,  a  nobti  t andern  excommunicatus 
est»  —  der  Graf,  von  Gewissensbissen  gequält,  hatte  sich  jetzt  um 
Absolution  an  den  Papst  gewendet,  worauf  dann  Fulbert  bittet: 
«ut  eum  de  sanguine  et  de  injuria  filiorum  tuorum  ita  arguere 
et  casligare  memineris ,  sicut  merilam  esse  lua  prudentia  novit.» 
Der  zehnte  und  eilfle  Band  der  Scr.  Rer.  enthalten  viele  ähnliche 
Beispiele;  doch  mögen  die  obigen  genügen. 

Indessen  lag  es  in  der  Natur  eines  solchen  Mittels,  dessen  An- 
wendung mühelos,  dessen  Gebrauch  ohne  Verantwortung  und  dessen 
Erfolg  so  oft  ein  gewaltiger  war,  dass  allmählig  die  Geistlichen 
aus  demselben  statt  einer  Schutzwaffe  eine  Angriffswaffe  sich  be- 
reiteten. Viel  trug  es  dazu  bei,  dass  es  gar  zu  häufig  in  Aus- 
übung kam  und  so  leicht  zu  handhaben  war.  Eine  gewisse  Ge- 
neigtheit zum  Missbrauch  desselben  schimmert  daher  schon  in  der 
ersten  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  selbst  durch  die  obigen  Bei- 
spiele hindurch.  Im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  nahm  dieser  Miss- 
brauch nach  und  nach  überhand.  Die  Excommunicalionen  kommen 
allenthalben  und  bei  jeder  Gelegenheit  vor,  und  statt  sich  gegen 
Uebergriffe  der  Weltlichen  mit  denselben  zu  vertheidigen ,  begann 
nun  die  Kirche  ihre  eignen  Uebergriffe  damit  durchzusetzen.  Das 
war  der  eigentliche  Wendepunkt  in  diesem  Theile  der  Geschichte 
der  Kirche.  Bis  dahin  hatte  die  Achtung  vor  dem  Zweck  die  Ach- 
tung vor  jenem  Mittel  aufrecht  erhalten;  als  der  Zweck  sich  umge- 
staltete, begann  der  Kampf  gegen  beides  zugleich;  und  damit  be- 
ginnt die  zweite  Epoche  des  Verhältnisses  zwischen  kirchlicher  und 
weltlicher  Gerichtsbarkeit,  deren  Character  ein  ganz  anderer  ist. 

Wir  setzen  den  Anfang  dieser  zweiten  Epoche  in  die  zweite 
Hälfte  des  12.  Jahrhunderts.  In  ihr  müssen  wir  als  Grundlage  der 
folgenden  Entwicklung  nicht  so  sehr  die  localen  Verhältnisse,  als 
vielmehr  die  allraänlige,  oben  beschriebene  Entstehung  des  neuen 
römisch-kirchlichen  Rechts  und  seiner  Wissenschaft  hinstellen.  Die 
einzelnen  Elemente,  welche  auf  dieser  Basis  den  eigentlichen  Kampf 
zwischen  kirchlicher  und  weltlicher  Gerichtsbarkeit  hervorrufen, 
sind  nun  folgende. 

i)  Scr.  R.  X.  JSp.  FuUf.  LXI.  von  1024. 
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Kaum  nämlich  hatte  sich  durch  den  Gewitin  eines  selbststän- 
digen Rechts  die  Kirche  als  geschlossenes  Ganze  den  weltlichen  Herren 
gegenüber  gestellt,  so  begann  sie  auch,  zutut  eine  Reihe  von  Ver- 
brechen als  »Ar«r  ausschliesslichen  Compelenz  gehörig  zu  betrach- 
ten. Es  ist  nicht  aus  den  Quellen  nachzuweisen ,  auf  welche  Weise 
oder  zu  welcher  Zeil  sie  diese  Berechtigung  im  Einzelnen  gegen 
die  weltlichen  Gerichte  erhoben  hat.  Im  Allgemeinen  dagegen  lässt 
sich  folgendes  annehmen. 

Das  Princip  des  Strafrechts  im  Lehnwesen  ist  wie  wir  gesehen 
haben  im  Wesentlichen  nach  das  der  allen  Zustände.  Das  was 
diese  Zeit  ihre  Strafe  nannte,  folgte  nur  den  wirklichen  Verletzungen 
der  äusseren  Persönlichkeit;  Verbrechen,  die  nicht  gegen  Leben, 
Freiheit  und  Recht  einer  Person  gingen,  gab  es  nicht.  Auf  diese 
Weise  mangelte  jenem  Strafrecht  gänzlich  die  wahre  Idee  des  Ver- 
brechens; dass  es  in  sich  einen  Widerspruch  trage  und  dass  die- 
ser Widerspruch  und  seine  Sühnung  der  höhere,  ideellere  Inhalt 
der  Strafe  sei,  das  verstand  man  nicht. 

Hier  war  es  nun,  wo  die  Kirche  begann  das  Slrafrecht  umzu- 
gestalten. Doch  muss  man  sich  hüten  anzunehmen,  dass  sie  da- 
mit begannen  dem  gellenden  Recht  einen  anderen  Inhalt  zu  geben, 
sie  fing  vielmehr  damit  an,  dass  sie  eine  ganz  neue  Classe  von  Vre- 
brechen  aufstellte ,  die  in  der  Ordnung  des  Lehnwesens  gar  keinen 
Platz  halte  und  die  man  dessbalb  zunächst  die  kirchlichen  Verbre- 
chen nennen  kann.  Den  Ausgangspunkt  dafür  bildeten  zuerst  die 
Verbrechen  gegen  die  Religion ,  das  Sacrilegium,  die  Ketzerei  und  die 
Hexerei,  Die  Bedeutung  dieser  Verbrechen  liegt  für  unsere  Auf- 
gabe, die  Geschichte  des  Strafrechts,  eben  darin ,  dass  sie  nur  ge- 
dacht werden  können  als  Verbrechen  des  inneren  Lebens,  deren 
Unrecht  in  dem  verbrechenden  Subject  selber  sieb  vollzieht,  ohne  zu- 
nächst als  Verletzung  eines  anderen  zur  Erscheinung  zu  kommen. 
Dadurch  traten  sie  als  ein  absolut  Verschiedenes  dem  weltlichen 
Slrafrecht  entgegen,  das  nur  die  Verletzung  als  Verbrechen  aner- 
kannte. Auf  diese  Weise  geschah  nun  hier,  was  sich  immer  wie- 
derholt. Setzt  man  den  Inhalt  des  Verbrechens  als  den  inneren 
Widerspruch  und  die  äussere  Verletzung  zugleich  umfassend,  so 
ist  mit  dem  kirchlichen  Verbrechen  zuerst  das  rein  subjeclive  Mo- 
ment, der  innere  Widerspruch,  zu  einem  selbstständigen  Leben  und 
Recht  gekommen  und  die  Entwicklung  beginnt  damit,  dass  die 
beiden  Elemente  derselben ,  getrennt  von  einander,  neben  einander 
stehen,  um  nun  miteinander  sich  zu  verschmelzen.  So  hat  zunächst 
die  Kirche  dem  welllichen  Strafrecht  dieses  sichere  Moment  im 
Verbrechen  entwickelt  und  dargelegt.  Nach  aussen  hin  verstand 
es  sich,  dass  auf  diesem  Gebiet  von  einer  Concurrenz  der  Gerichts- 
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barkeit  nicht  die  Rede  sein  konnte.  Jene  Verbrechen  »Heben  der 
am$chlies$lichen  Jurisdiction  der  Kirche  unterworfen  und  sollte  aus 
dem  blossen  Gegensatz  eine  Vereinigung  entstehen,  so  musste  eine 
neue  Reihe  von  Verbrechen  hinzukommen ,  die  tiber  den  rein  sub- 
jectiven  Characler  der  obigen  hinausging. 

Diese  zweite  Glasse  kann  man  die  Verbrechen  des  canonischen 
Rechts  nennen,  indem  sie  durch  Anwendung  des  canonischen  Rechts 
auf  äussere  Verhältnisse  entstanden  sind.  Der  innere  Widersprach 
derselben  geht  nicht  mehr  gegen  die  Religion  als  solche,  sondern 
ist  vielmehr  eine  Negation  der  Sittlichkeit  nach  der  Idee  derselben, 
die  die  Kirche  aufstellte.  Dahin  gehören  besonders  drei  Arten; 
die  Fleisckewcrbrechen,  die  Verbrechen  gegen  die  Ehe  and  der  Wucher. 
Auch  ihnen  fehlt  das  Moment  der  äusseren  Verletzung*  einer  Per- 
sönlichkeit, und  erst  indem  die  Kirche  sie  verbot,  entstand  Ober- 
haupt der  Gedanke,  dass  diese  Unthaten  Verbrechen  seien.  Sie 
habeu  für  die  Geschichte  des  Strafrechts  daher  die  Bedeutung,  dass 
durch  sie  zunächst  der  Uebergang  jener  ideelleren  Auffassung1  auf 
wirkliche  Handlungen  vermittelt  worden  ist;  von  ihnen  ging  die 
Idee  des  Verbrechens  allroählig  auf  alle  übrigen  über.  Aber  grade 
desshalb  sind  sie  es  auch,  in  denen  sich  zuerst  die  geisttiebe  und- 
weltliche  Strafgerichtsbarkeit  berühren.  Diese  Berührung  wird  zum 
Kampfe  in  dem  Augenblick,  wo  nun  die  Kirche  versucht  noch 
weiter  zu  gehen ;  so  beginnt  demnach  im  Strafrecht  sich  der  Gegen- 
satz zwischen  Staat  und  Kirche  vorzubereiten. 

Ein  ganz  gleicher  entwickelt  sich  im  Privatrecht ,  den  wir  nur 
kurz  berühren  wollen.  Das  Privatrecht  des  12.  und  13.  Jahrhun- 
derts bat  nämlich  zwei  Gebiete,  die  nicht  blos  an  dem  kirchlichen 
Recht  sich  ausgebildet  haben,  sondern  gradezu  durch  dasselbe 
entstanden  sind,  das  neue  Eherecht,  in  so  weit  es  die  Personen  be- 
traf und  das  teitamentlich*  Erbrecht.  Da  nun  alle  Rechtssätze ,  die 
diese  Gebiete  beherrschten ,  durchaus  von  den  Geistlichen  anfäng- 
lich gegeben  und  gelehrt  wurden,  so  war  es  eine  leicht  erklärliche 
Folge,  dass  die  Kirche  sich  auch  das  Gericht  (Iber  dieselben  an- 
maaste;  dieser  Anspruch  ging  sogar  Uber  die  blosse  Competenz 
hinaus  und  Beaumanoir  >)  erzählt  —  si  j'ai  veu  que  de  cix  qui 
rooroient  »am  testament,  que  l'evesque  en  voloit  avoir  les  muebiei; 
mes  il  ne  les  empörte  pas  par  nestre  coustume,  ains  en  ai  deltvre 
la  saisine  as  hoirs  du  mort,  et  Uns  de  nostre  baillie  par  plusor» 
fois,  a  la  seue  de  le  cort  de  l'evesqne.  —  Zu  solchen  und  vielen 
ähnlichen  Uebergriflen  konnte  naturlich  die  weltliche  Gerichtsbarkeit 
nicht  schweigen  und  so  entstand  ein  neuer  und  dringender  Grund 
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für  dieselbe,  gegen  die  Forderung  und  die  Macht  der  Geistlichkeit 
aufzutreten. 

"  Doch  auch  damit  waren  die  Punkte  des  Gegensatzes  nicht  er- 
schöpft. Wir  haben  schon  dargestellt,  wie  sich  durch  die  Bestre- 
bungen der  Kirche  die  Kunde  des  römischen  Rechts  verbreitete. 
Allerdings  ging  dieselbe  bald  auf  die  Laien  über;  dennoch  war  der 
geistliche  Stand  der  allgemeine  Träger  dieser  jungen  Wissenschaft, 
und  das  römisch-kanonische  Recht  herrschte  in  den  geistlichen  Ge- 
richten. Von  ihnen  aus  trat  es  mit  den  Gerichlsschreibern ,  No- 
taren und  anderen  Officialen  in  die  welllichen  hinüber,  und  es  war 
natürlich,  dass  dieselbeu  ihre  Forderungen  und  ihre  Formen  in 
das  Verfahren  hinübertrugen.  Das  aber  war  den  Laien  unbekannt 
und  unverständlich,  und  so  kam  es,  dass  wir  im  13.  Jahrhundert 
denselben  Streit  in  Frankreich  entstehen  sehen ,  der  im  15.  Jahr- 
hundert in  Deutschland  beginnt.  Die  Laien  wollten  dem  geist- 
lichen Verfahren  den  Platz  nicht  einräumen ,  den  doch  nur  diese 
Clerici  ausfüllen  konnten;  und  mannigfache  Klagen  erhoben  sich, 
ohne  dass  eine  Abänderung  erfolgte.  Höchst  interessant  ist  über 
dieses  Hineintreten  des  römisch-canonischen  Processes  in  die  welt- 
lichen Gerichte  das  Ch.  VI.  1.  bei  Beaumanoir.  oLi  clerc»  sagt  er, 
aont  une  maniere  de  parier  mout  bele:  le  latin;  mais  Ii  lai  qui  ont 
a  pledier  conlre  aus  en  cort  laie,  n'entendent  pas  bien  let  mos 
meismet  qu'il  dient  en  franeois,  tout  soient  il  bei  et  convenable  el 
plait.  Et  por  ce,  de  ce  qui  plus  souvent  est  dit  en  le  cort  laie  et 
dont  plus  grans  mestiers  est,  noz  traiterons  en  cest  capitre  en  tele 
maniere  que  Ii  lai  le  puissent  entendre:»  —  folgt  die  Begriffsbe- 
stimmung von  den  libele$  der  clercs,  als  gleich  bedeutend  mit  de- 
mandet,  von  den  exceptions  als  der  deffemeg,  der  replications  als  der 
deffenses  por  deslenire  les  deflenses  que  Ii  deflenderes  (Beklagte) 
met  contre  sa  demande  u.  s.  w.  Die  Schwierigkeit  für  die  unge- 
lehrten Schöffen ,  ein  Gericht  mit  solchen  Vorträgen  zu  halten, 
machte  nicht  blos  die  Aburlheilung  der  einzelnen  Fälle  schwan- 
kend, sondern  viel  wichtiger  war  die  damit  gegebene  nothweodige 
Consequenz,  dass  allmählig  die  gelehrten  Richter  überhaupt,  zunächst 
mithin  jene  clercs  selber,  Leitung  und  Herrschaft  der  Gerichte  er- 
hielten. Dagegen  nun  erhoben  sich  gleichfalls  die*  weltlichen  Herren 
mit  ihren  Versuchen,  dieses  neue  Element  aus  dem  Gerichte  der 
Lehnsherrschaften  hinauszudrängen. 

Fassen  wir  nun  das  Obige  zusammen ,  so  ergibt  es  sich,  dass 
sich  alle  diese  einzelnen  Punkte  nur  auf  an  sich  nicht  kirchliche 
Rechtsverhältnisse  beziehen  und  daher  in  ihnen  die  Kirche  zuerst 
entschieden  über  die  Grenzen  ihrer  früheren  Stellung  hinausgebt. 
Es  ist  gleichfalls  klar,  dass  grade  hier,  wenn  einmal  jene  Grenze 

Warnkönig  u.  Stein  frani.  Stuti-  und  RechUgeich.  Bd.  III.  22 
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verlassen  war,  im  Grunde  kein  letztes  Ziel  mehr  für  die  Entwick- 
lung des  kirchlichen  Rechts  gegeben  war.  Fügt  man  nun  zu  die- 
sem Gebiet  den  Inhalt  der  beiden  obigen  Abschnitte,  die  Gewalt 
der  Kirche  in  ihrem  eignen  Rechlskreise,  dem  kirchlichen  Gebiet 
wie  den  kirchlichen  Personen,  die  Strenge  mit  welcher  sie  ihre 
Jurisdiction  hier  vertheidigte ,  den  Einduss,  den  sie  durch  die  Ent- 
wicklung der  Wissenschaft  gewann  und  die  organische  Einheit 
ihres  ganzen  Auftretens,  so  gewinnt  man  in  der  Thal  ein  mäch- 
tiges Bild  von  ihrer  Gewalt  und  dem  Umfange  derselben,  und  es 
wird  begreiflich,  wesshalb  alliuahlig  selbst  die  chartische  Masse  des 
Lehnwesens  dieser  Herrschaft  gegenüber  zum  Bewiisslsein  und  zum 
Kampfe  kam.  Diese  Bewegung  nun  bildet  gleichsam  den  drillen 
Abschnitt  in  dieser  Geschichte;  sie  beginnt  ungefähr  in  der  Mille 
der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts. 

b.    Der  Kampf  zwischen  beiden. 

Es  mag  wohl  sein,  dass  die  Epistola  Gozechini  Scholastici  •) 
(von  1060)  nicht  unrecht  hat,  wenn  sie  den  weltlichen  Gerichten 
die  heftigsten  Vorwürfe  des  Geizes  und  der  Bestechlichkeit  macht, 
und  dass  mannigfach  die  geistlichen  Elemente ,  die  diese  Gerichte 
allmählig  aufnahmen,  vieles  gebessert  haben;  dennoch  aber  scheint 
nach  und  nach  das  Gefühl  allgemein  geworden  zu  sein,  dass  die 
wellliche  Gerichtsbarkeit  sich  endlich  gegen  jene  langsame  aber 
tiefgreifende  Ausbreitung  der  kirchlichen  Herrschaft  in  den  Ge- 
richten in  geschlossener  Masse  erheben  müsse.  Den  Anstoss  dazu 
gab  es  vielleicht,  dass  die  Kirche,  einmal  auf  dem  Wege  ihr  abge- 
sondertes Gebiet  zu  verlassen,  das  Mittel  der  Excommunication  auf 
allen  Punkten  anzuwenden  gezwungen  war,  um  zu  erhalten,  was 
sie  auf  diese  Weise  gewann.  Mit  dem  12.  Jahrhundert  tritt  der 
Missbrauch  jener  kirchlichen  Waffe  uns  so  entschieden  entgegen, 
dass  der  Widerstand  gegen  die  Kirche  fast  einem  Kampfe  um  die 
Sicherheit  des  Rechts  überhaupt  glich.  Es  ward  nicht  blos  jeder 
Einzelne  excommunicirt ,  der  nicht  den  Willen  der  Geistlichen  thun 
wollte,  sondern  sogar  die  Gerichtsdiener,  die  sergents  der  Baroue, 
ja  die  des  Königs.  Die  Folge  war  eine  heftige  Reaction  gegen  die 
Kirche  und  ihre  Gerichtsbarkeit.  Schon  im  Jahre  1225  versam- 
melten sich  die  Edlen  und  Freiberrn  des  mittleren  Frankreichs,  um 
die  geeigneten  Schritte  gegen  die  Kirche  zu  thun;  der  Tod  Lud- 
wigs VIII.  Hess  jedoch  das  Unternehmen  unvollendet;  1235  geschah 
ein  neuer  Versuch; 2)  bei  weitem  bedeutender  war  eine  Acte,  welche 


i>  Scr.  IL  XI.  p.  600-503. 

*)  Laftriiri  Hirt.  d.  dr.  Fr.  T.  L  p.  249. 
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der  Herzog  von  Burgund,  die  Grafen  von  Bretagne,  von  Aftgou- 
leme  und  von  St.  Pol  mit  einer  grossen  Menge  von  kleineren  Frei- 
herren abfassten  ,  in  der  das  Hecht  der  weltlichen  Herren  und  ihrer 
Gerichte  gegen  die  Geistlichkeit  in  Schutz  genommen  ward.  •)  — 

oQuia  clericorum  superslilio»  hetsst  es  darin  nos  seduxit, 

quasi  vulpes  se  nobis  opponentes  ex  ipsorum  castrorum  reliquiis 
qua?  a  nobis  hnbuerant  fundamentum,  jurisdictionem  saecularem 
sie  absorbent,  ut  filii  sercorum  (man  erinnert  sich,  wie  viele  Leib- 
eigene in  der  Kirche  zu  hohen  Ehren  kamen  — )  secundum  leges 
suas  judicenl  liberos  et  filios  liberorum,  quanivis  secundum  lege« 
priorum  et  leges  triumphatorura  debeient  a  nobis  pottus  judicari» — 
so  wollen  sich  die  Proceres  Regni  hierait  durch  ihren  Kid  verbun- 
den haben ,  dass  von  jetzt  au  kein  Geistlicher  oder  Weltlicher  je- 
manden vor  ein  geistliches  Gericht  ziehen  solle,  anders  als  wegen 
Ketzerei,  in  Ehesachen  oder  wegen  Wuchers,  und  zwar  bei  Strafe  der 
Confiscation  alier  seiner  Güter  und  Verlust  eines  Gliedes  —  ut  sie 
jurisdiclio  nostra  ressuscitala  respiret,  et  ipsi  hactenus  ex  nostra 
depauperatione  didati  reducantur  ad  statum  ecclesise  primitiv®  etc. 
Genauer  wie  diese  allgemeine  Vereinbarung  ist  aber  ein  Document, 
das  wenig  genug  bekannt  sein  dürfte,  um  ihm  hier  ein  Platz  ein- 
zuräumen und  das  uns  zeigt,  wie  auch  die  Gerichtsbarkeil  der 
Könige  nicht  verschont  wurde  von  jener  kirchlichen  Herrschsucht. 

Capitula  de  intereeptionibus  Clericorum  adtersu*  jurisdktionem 

Domini  Regit, 

Primum  Capitulum  est  quod  Clerici  trahunt  causam  feodorum 
in  curiam  Christianitaiis  propler  hoc  quod  dicunt ,  quod  fiducis  vel 
juramentum  fuerunt  inter  eos,  inter  quos  causa  vertitur ;  et  propter' 
haue  occasionem  perdunt  domini  Justiciam  feodorum  suorum. 

Responsio.  In  hoc  concordati  sunt  Rex  et  Barones  quod  bene 
votunt  quod  ipsi  cog-noscant  de  perjurio  et  transgressione  fidei; 
sed  nolünt,  quod  cognuscant  de  feodo;  et  si  quis  convictus  fiierit 
de  perjurio  et  transgressione  fidei ,  injungant  ei  penitentinni ;  sed 
propter  hoc  non  amlttat  Dominus  feodi  justitiam  feodi,  nec  propter 
hoc  se  capiant  ad  feoduni. 

Prteierea  volunt  Rex  et  Barones,  quod  vidua  possit  conqueri 
Regt  vel  Ecclesia*  si  voluerit,  de  dolalitio  si  non  möveat  de  feodo. 
Et  si  conqHesta  fuerit  Ecclesise,  et  ille  a  quo  petit  dotalilium  dicat 
quod  respondebit  coram  domino  de  quo  feodam  movet,  Ecdesia 
■  ■. 

*)  Matth.  Wettmonatier.  Flor.  Histor.  Bd.  t.  1601  p.  139.  Matth.  Paritien- 
Süs  UiM.  Aafl.  T.  II.  f.  7».  —  S.  Aug.  Tkierry,  RtcSts  Merov.  Inirod. 
Ch.  I. 
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polerit  cogere  ipsum  ad  respondendum ,  et  decidere  causam  inter 
eos  de  jure. 

Secnndum  capilulum:  Quod,  quando  Clericus  capitur  pro  aliqtio 
forisfaclo  unde  aliquis  dicitur  vitam  vel  merabruni  perdcre,  et  tra- 
ditur  Clero  ad  degradandum ,  Clerici  volunt  degradalum  omnino 
liberare. 

Ad  quod  rctpondemus:  Quod  Clerici  non  debent  cum  degradalum 
reddere  Curia? ,  sed  non  debent  eum  liberare  nec  ponere  in  lali 
loco  ubi  eapi  non  possil:  sed  Justieiarii  possunt  illmn  capere  extra 
Ecclesiam  vel  cimeteritim ,  et  facere  Jtisliciam  de  co,  nec  inde 
possunt  tralii  in  causam. 

Tertium  capilulum.  De  derimis  ita  slalulum  esl.  Quod  decirurc 
reddanlur,  sicut  haclenus  redilie  sunt,  el  sicut  debent  reddi. 

Quartum  capilulum  c*t.  Quod  nullus  burgensis  vel  villanus 
polest  filio  suo  Clerico  medietalem  terra»  sine  vel  plus  quam  me- 
dictatem  donare ,  si  babuerit  filium  vel  lilios.  Et  si  dederit  ei 
partem  terrae  citra  mediam  ,  ipse  Clericus  debet  reddere  tale  ser- 
vitium  el  auxilium  ,  quäle  terra  debebal  dominis  quibus  debebatur: 
sed  non  polerit  lalliari ,  nisi  fuerit  usurarius  vel  niercalor;  et  posl 
decessum  suum  terra  redibit  ad  proximiores  parentes.  Et  nullus 
Clericus  potesl  emere  terram,  quin  reddat  domino  terrae  tale  ser- 
vitium  quäle  terra  debet. 

Quintum.  Quod  Episcopi  vel  Archiepiscopi  non  debent  requirere 
a  Burgensibus,  vel  ab  aliis  terrae  suae  tale  juramentum,  quod  nun- 
quara  praestaverint  ad  usuram  nec  prastabunt. 

Si  Clericus  deprebensus  fuerit  in  raplu,  tradelur  Ecclesiae  ad 
degradandum;  et  post  degradationem  eum  capere  potent  Rex  vel 
Jusliciarius  extra  ecclesiam  vel  alrium,  et  facere  Jusliciara  de  eo; 
nec  poterit  inde  causari. 

Si  Clericus  aliquem  qui  non  sit  Clericus  traxerit  in  causam 
super  aliqua  possessione  de  qua  nunquam  fuit  tenens,  non  debent 
eum  trabere  in  curiam  Cbrislianilalis,  sed  in  curia  domini,  ad  quem 
spectat  Justicia,  nisi  ratione  fundi  terra)  ad  Chrislianitatem  speclet 
Justicia. 

Item  Clerici  non  debent  excoromunicare  eos,  qui  vendunt  blada 
vel  alias  merces  diebus  Dominicis;  neque  illos  qui  vendunt  Judasis 
vel  emunt  ab  illis,  vel  qui  opera  eorum  faciunl;  sed  bene  volunt, 
quod  meretrices  Judseorum  excommunicent. 

Item  super  eo  quod,  quando  aliquis  submittit  se  in  carcerem 
Regis  vel  alterius,  ubi  Rex  vel  alius  habet  capilale,  sive  vilam  sive 
memhrum  perdere,  ut  rediroatur,  vel  quando  Rex  vel  aliquis  alius 
capit  aliquem  pro  redimendo ,  sive  vitam  sive  inembrum  perdere, 
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et  evadit  de  carcere  et  fugit  ad  ecclesiam,  et  eccle&ia  vult  eum 
liberare,  et  auferre  domino  rederationem , 

Retpondetur:  Quod  ex  quo  aliquis  de  vuluntate  sua  railtit  se 
in  carcerero  alicujus  ut  redimalur ,  vel  quando  aliquis  capitur  pro 
catallo,  sive  vitam  aut  membrum  perdere,  ecclesia  noa  debet  do- 
mino  anferre  catallum  «tve  redemtioncm  suatn,  neque  illum  liberare 
si  fugerit  ad  ecclesiam  et  extra  a  tri  um ,  nec  custodes  possint  cau- 
sa ri  de  jure. 

Item  Glerici  non  possunt  de  jure  excommunicare  aliquem 
propter  forisfacturo  servientis  sui,  neque  interdicere  terram  ejus, 
priusquam  dominus  fuerit  super  hoc  requisitus,  vel  domini  baillivus, 
si  dominus  ftierit  fors  paysiez  (ausserhalb  Landes). 

Item  si  aliquis  seienler  vel  ignoranter  forisfeceril  ecclesia?,  non 
debet  excommtinicari,  vel  ejus  terra  interdici,  donec  super  hoc 
fuerit  requisitus ,  vel  baillivus  ejus  si  dominus  fuerit  extra  patriam. 

Item  quando  aliquis  citatur  coram  ecclesiastico  judice ,  et  ju- 
dices  compellunl  eum  in  propria  citatione  jurare  quia  slabit  juri, 
quamvis  de  jure  non  defecerit,  vel  quamvis  non  sit  excoramunicatus — 

Retpondetur  —  quod  hoc  non  debet  fieri 

Item  super  hoc  quod  ipsi  Clerici  aliquem  trahunt  in  causam  de 
Servitute ,  et  ille  dicit  se  esse  servuin  alterius ,  volunt  quod  ipse 
respondeat  in  curia  eorum,  quamvis  dicat  se  non  esse  servum 
eorura;  et  cogunt  ipsum  ad  respondenduro  coram  ipsis  per  excom- 
municationem,  vel  eos  excommunicant  qui  ipsum  manu  tenent. 

Ad  quod  respondemus  :  Quod  ille  debet  respondere  in  curia 
illius,  cujus  servum  se  esse  profitetur. ') 

In  dieser  Bedrängniss  durch  Angriffe  von  allen  Seiten  griffen 
nun  die  Geistlichen  zu  dem  letzten  Mittel.  Sie  gingen  den  frommen 
Ludwig  IX.,  den  königlichen  Heiligen,  an,  durch  die  weltliche 
Macht  die  Excomraunicationen  zu  unterstützen  und  auszuführen,  mit 
denen  sie  sich  gegen  die  erwachende  Selbstständigkeit  der  weltlichen 
Gerichte  zu  schützen  suchten.  Sie  traten  zusammen  zu  einer  grossen 
Versammlung  und  machten  dem  Könige  lebhafte  Vorstellungen,  — 
aSire,  sagte  der  Bischof  von  Auxerre  —  tous  ces  seigneurs  qui  iri 
sont  archeveques  et  cveques  m  ont  dit  que  je  vous  dise  que  la 


')  Die  obige  Abschrift  ist  nach  Brüssel  ans  dem  Terrier  cartolaire  de  Nor- 
mandie  (Br.  II.  p.  XXVII — XXIX.  Ein  anderer  Abdruck  Andel  sich  in 
den  Ord.  d.  L.  1.  p.  39.  aus  dem  Tresor  de«  Charlres,  Rcgistre  de  Ph. 
Aug.  (nol.  a.)  Lauriere  hat  es  ohne  weiteres  als  Elablissemrnt  bezeich- 
net, obwohl  es  vielmehr  ein  Conoordal  ist  zwischen  weltlicher  und  geist- 
licher Macht.  Die  Abschrift  Brüssels  ist  aus  einem  geistlichen  Archir, 
während  die  Laurieres  aus  einem  weltlichen  ist,  wie  die  Varianten  —  re- 
spondent  für  respondetur  und  respondemus  teigen. 
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chreliente  se  perit  et  fond  entre  vos  mains.»  Le  roi  se  signa  et 
dit.  Or,  me  diles  comment  ce  est.»')  —  Darauf  beklagte  sich 
der  Prälat,  das«  man  die  Excomraunicationen  so  wenig  achte» 
und  forderte,  dass  der  König  seinen  Baillis  und  ihren  sergents 
auftragen  möge,  der  Kirche  genug  su  thun.  Der  König  erklärte 
sich  bereit,  aber  unter  der  Bedingung,  dass  ihm  die  höchste  Er« 
Erkennlniss  zustehen  solle,  «si  la  sentence  ctait  droituriere  ou  non.» 
Als  das  natfirlich  die  Prälaten  nicht  zugeben  wollten ,  weigerte  der 
König  ihnen  ihr  Begehren;  ccar  si  je  le  faisais,»  fügte  er  hinzu, 
«je  feraia  contre  Dieu  et«  contre  droit.»  2)  —  So  misslang  dieser 
Versuch  der  Kirche,  den  man  als  den  Wendepunkt  ihres  Forschritts 
ansehen  kann;  von  da  an  tritt  eine  Zeit  ein,  in  welcher  gleichsam 
Stillstand  herrscht,  und  die  erst  wieder  abschließt  mit  der  Ein- 
führung der  appels  comroe  d'abus ,  die  der  letzte  und  entscheidende 
Sieg  der  weltlichen  Gerichtsbarkeit  in  diesem  Kampfe  mit  der  geist- 
lichen sind.3) 

Für  diese  Zwischenzeit  nun,  die  etwa  von  der  Mitte  des  13. 
bis  zur  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  sich  erstreckt,  bildete  sich  aber 
den  Umfang  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  ein  eigenes  System,  das 
wir  ausfuhrlicher  und  genauer  bei  BeaumanoiH)  dargestellt  finden, 
das  übrigens  fast  die  einzige  Quelle  ist.  Die  hier  angeführten 
Grundsätze  müssen  angesehen  werden  als  das  Resultat  aller  bisheri- 
gen Entwicklungen;  es  ist  die  Gestalt  des  kirchlichen  Gerichts  in 
ihrem  Verhältniss  zum  welllichen,  wie  sie  in  Frankreich  bis  zum 
Siege  der  letzteren  gewesen  ist. 

Beaumanoir  theilt  die  Fälle  der  Competenz  in  drei  Hauptgruppen; 
zuerst  redet  er  von  denen,  die  ausschliesslich  der  Kirche  gehören, 
dann  von  denen,  die  unter  den  streitigen  Fällen  der  Kirche  nicht 
gehören ,  und  endlich  von  einer  Reihe  von  Fällen,  in  welchen  sich 
die  geistliche  und  weltliche  Gerichtsbarkeit  gegenseitig  unterstützen 
und  helfen  sollen.  Wir  werden  seine  Darstellung  mit  den  betref- 
fenden Angaben  aus  anderen  Quellen  ergünzen. 

Die  Fälle  der  rein  kirchlichen  Competenz  sind:  tontet  acutations 
de  foy,  a  savnir  mon  qui  croit  bien  en  le  foy  et  qui  non.»  (a.  2.)  Der 
Ketzer  soll  zuerst  werden  radrecies  a  le  vraie  foi  par  l'ensegnemenl ; 
will  er  nicht  die  Glaubenssätze  annehmen ,  so  wird  er  justicies 
com  nie  boügret,  et  an  (verbrannt).  Die  Vollziehung  hat  das  weltliche 


i)  Joinville  Vie  de  SU  L.  Scr.  R.  XX.  140. 
3)  Laferriere  IL  jt.  250.  251. 

»)  Siehe  Revue  de  leg.  1845.  JaiUet.  Libertet  de  l'figlbe  Gallioene  von  Gi 

raud.  p.  359.  ff. 
*)  Beaum,  ch.  XI. 
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Gericht;  das  bewegliche  Vermögen  (Ii  tnnebles)  fallt  an  den  Baron.') 

—  Zweitens  das  Eherecht,  de  mariage,  so  weit  es  die  Fähigkeit  zur 
Ehe  und  die  Gültigkeit  derselben  betrifft;  was  sich  aus  dem  Wesen 
der  kirchlichen  Ehe  ergibt,  (a.  3.)  —  Drittem  Uber  alle  Vergabungen 
an  die  Kirche,  aumosnes,  ausgenommen  «les  cas  de  justice  et  de 
gnrde  fcroporel.»  (a.  4.)  —  Dahin  gehören  besonders  alle  Fragen 
über  das  Kecbt  der  Zehnten,  die  übrigens  vielfach  bestritten  waren ; 
im  Allgemeinen  soll  der  ples  de  dismes  der  Kirche  gehören  t  aua- 
genommen waren  jedoch  die  dixmes  infeodees ,  oder  lenues  en  lief, 
die  als  Theil  des  Lebnsbesitzes  unter  die  Gerichtsbarkeit  des  Herrn 
gehörten;  von  dem  sie  verliehen  waren  —  de  qui  eles  sont  tenues.^) 

—  Viertens  alle  Fllle,  die, unter  Geistlichen  vorkommen)  ausgenom- 
men die  Streitigkeiten  Über  hiretage.  (s.  unten.)  (a.  7.)  —  Fünftens 
alle  Rechtsfälle  der  Kreuzfahrer,  (a.  8.)  —  Sechstens  alle  Streitigkeiten 
der  Witt  wen.  (a.  9.)  —  Siebentens  alle  Hechtsfragen  über  Testamente 
(a.  10.),  wobei  die  weltliche  Gerichtsbarkeit  ihnen  mit  Execution 
dienen  muss :  doch  gehen  Prozesse  gegen  die  Bvecutoren  wieder 
ins  geistliche  Gericht,  (a.  Ii.)  —  Achtens  gehört  der  Kirche  das 
Gericht  über  alle  Verletzung  der  heiligen  Orte.  (a.  lfr.  fgg.)  Die 
Kirchen  halten  damals  im  Allgemeinen,  als  einfache  Gonsequenz 
dieses  Satzes,  der  jedem  weltlichen  Richter  den  Eintritt  weigerte 
in  das  Gebiet  der  Kirche,  das  Asylrecht;  von  diesem  Rechte  macht 
Reaum.  drei  Ausnahmen  (a.  15— 30.) ;  das  Asyl  recht  schützt  keinen 
Kirchendieb,  sacrileges,  qui  emble  eoze  sacree  en  liu  saint  ou  hora  de 
liu  saint;  —  dazu  rechnet  Beaum.  gleichfalls  den ,  der  «fiert  autrui 
par  mal  talent  en  Heu  saint,  ou  bat,  ou  fet  sanc,  ou  tue;  —  ist 
dabei  ni  larrecin  ni  mort  d'omme  vorgefallen,  so  gehört  die  amende 
dem  Prelaten;  sonst  aber  dem  segneur  lui  —  weil  die  Kirche  nicht 
mit  dem  Tode  bestrafen  kann  (a.  15.) ;  ferner  keinen,  der  notoire- 
ment  roberres  de  chemins  ist  )a.  16.),  endlich  keinen,  der  das  Eigen- 
thum anderer  gewaltsam  vernichtet  —  dessilleurs  de  bien,  —  der 
einzig  entsprechende  Ausdruck  ist  das  dänische  Wort  Härvärk.  (a.  17.) 

—  Neuntens  hat  die  Kirche  Competenz  über  allen  Streit,  der  über 
die  Bastardis  entsteht,  z.  B.  über  ihr  Erbrecht,  weil  sie  über  die 
Gültigkeit  der  Ehe  entscheidet,  (a.  2i.)  —  Zehntens  über  Hexerei; 
denn  die  Hexen  und  Zauberer  errent  contre  le  fov.  Beaum.  be- 
stimmt nun  den  Begriff  der  Hexerei  nliher ;  die  sorcerie  geschieht, 
wenn  jemand  einem  anderen  die  Erreichung  eines  sonst  unerfüll- 
baren Wunsches  verspricht,  «par  force  de  parole  ou  par  herbes, 
ou  par  autres  fes  qui  sont  malves  et  vilain  a  ramentevoir.»  (a.  26.) 


»)  Et.  de  St.  L.  1.  85.  123. 

*)  So  auch  Ord.  d.  1290.  a.  14.  0.  d.  L.  T.  I.  p.  319. 
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Der  Grundgedanke  ist  dabei:  «que  Ii  anemis  —  eonemis,  der  Erz- 
feind —  qui  raet  toul  son  pooir  ä  decevoir  home  et  ferne,  por 
trere  leg  amea  en  perdurable  paine,  fet  aucune  fois,  quant  Diex  le 
suefre,  avenir  les  cozes  por  les  queles  les  sorceriea  sont  fetes  et 
aucune  fais  Diex  le  suefre  par  le  foible  creance  qui  est  en  ciex  qui 
en  oevront.»  Merkwürdig  ist  es,  dass  schon  Beaum.  hoch  genug 
steht,  um  nicht  an  die  Gewalt  der  Hexerei  zu  glauben  —  «donques 
pot  on  bien  veoir  que  les  paroles  qui  sont  ditos  por  mal  fere,  par 
le  bouce  (bouche)  d'une  vielle,  si  ont  petite  vertu.»  —  Die  Kirche 
allein  hat  die  Untersuchung  und  Entscheidung;  die  wellliche  Macht 
die  Execulion.  Die  Strafe  ist  verschieden  ;  ist  die  Zauberei  der 
Art,  dass  sie  auf  den  Mord  eines  Menschen  geht,  so  kann  der  Tod 
erkannt  werden ;  sonst  aber  sollen  die  Inculpalen  so  lange  in  hartem 
(iefängniss  (gries  prison)  sitzen,  bis  sie  ihren  Irrthum  abschwören, 
und  kirchliche  Busse  gelhan  haben,  (a.  25.)  —  Eilßens  gebärt  der 
Kirche  das  Krkenntniss  über  den  Wucher;1)  —  Zwölftens  endlich 
über  den  Meineid.  3) 

Die  Fälle  der  rein  weltlichen  Competenz  müssen  als  diejenigen 
aufgefasst  werden  ,  in  welchen  die  Kirche  keine  ausschliessliche  Com- 
petenz und  auch  keinen  Antheil  an  dem  Gericht  hat,  sondern  wo 
entweder  die  weltliche  Competenz  selbst  ausschliesslich  ist,  oder 
zweitens  freie  Concurrenx  zwischen  beiden  Gerichten  eintritt. 

Der  ausschliesslich  weltlichen  Competenz  sind  vor  allem  «Iis  Fälle, 
«ou  il  pot  avoir  gages  de  bataille,  ou  peril  de  pcrdre  vie  ou 
membre.»  (a.  30.)  Darunter  sind  alle  weltlichen  Verbrechen  zu 
verstehen,  die  wir  früher  aufgeführt  haben,  (a.  31.)  dann  aber  ist 
die  kirchliche  Competenz  ausdrücklich  ausgeschlossen  in  allen  Strei- 
tigkeiten über  Grundbesitz ,  aus  dem  nahe  Hegenden  Grunde ,  weil 
grade  diese  Sachen  mit  dem  Souverainelälsrechte  der  weltlichen 
Herren  auf  das  Engste  zusammenhingen  —  die  homages  de  fies, 
d'arriere  fiefs  et  d'autres  herilages,  tenus  en  vilenage,  et  de  Servi- 
tutes,» (a.  4.  5.  7.  33.  36.)  Diese  Ausschliessung  ging  so  weit, 
dass  selbst  die  Erkenntniss  der  Kirche  über  Testamente  t  so  weil 
sie  Grundstücke  betrafen ,  den  weltlichen  Gerichten  überwiesen 
waren.3) 

Der  freien  Concurrenz  zwischen  welllichen  und  geistlichen  Ge- 
richten standen  zunächst  alle  Rechtsstreit igkeiten  über  alle  Arten 
von  Verträgen  oflen;  die  Zuständigkeil  des  geistlichen  Gerichts  be- 
gann «lant  que  Ii  ples  soit  enlame»  (a.  32.)    Ferner  trat  dieselbe 


1)  Beaum.  Ch.  LXVIII.  a.  5.  Etabl.  1.  86. 

2)  8.  oben  die  Capitata  de  intercept.  Cleric. 

3)  Ord.  v.  1290.  a.  8.  O.  d.  L.  T.  I.  p.  319. 
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ein  fttr  diejenigen,  welche  Güter  der  Kirche  besassen,  wenn  sie 
angegriffen,  oder  sonst  in  Streitigkeit  verwickelt  wurden  (a.  5.) 
Besonders  herausgehoben  wird  die  Compelenz  der  Kirche  über  das 
Winkum  ,  le  douaire.  Die  Frau  hat  die  freie  Wahl,  ob  sie  vor  dem 
geistlichen  oder  weltlichen  Gericht  ihr  Recht  suchen  will; ')  es  scheint 
das  mit  der  Compelenz  der  geistlichen  Gerichte  über  die  Ehe  zu- 
sammenzuhängen. —  Wenn  die  Compelenz  der  Kirche  begründet 
war,  so  hatte  die  Kirche  auch  die  Execution  ihres  Urlheils.  Allein 
hier  trat  der  Grundsatz  ein  ,  dass  «le  laie  justice ,  selonc  nostre 
cousturoe,  n'est  pas  tenu  a  fere  paier  ce  qui  est  jugie  en  le  cort  de 
sainte  Eglise  en  tel  cas;»  daher  blieb  der  Kirche  kein  anderes 
Mittel ,  als  zu  «contraindre  le  condampne  a  fere  paier  le  jugie  par 
force  (Tescommunication,  et  en  autre  maniere  non.o  Dieses  Verhältniss 
der  Excommunication  zur  Ausübung  der  weltlichen  (lerichtsharkcit 
der  geistlichen  Gerichte  ist  daher  entschieden  von  der  grössten 
Wichtigkeit  für  die  Kirche  überhaupt  gewesen,  und  grade  deshalb 
drangen  die  Geistlichen  so  sehr  auf  die  Execution  ihrer  Excom- 
municationen.  Das  Recht  derselben ,  wie  es  am  Ende  des  13. 
Jahrhunderts  war,  beschreiben  die  Et.  d.  St.  L.  I.  123.  Ein  Jahr 
und  Tag  kann  der  Excommunicirte  ohne  Absolution  bleiben;  dann 
aber  kann  der  geistliche  Richter,  Ii  officiaux,  die  weltliche  Obrigkeit, 
den  Bailli  und  Prevot,  auffordern,  dieselbe  zu  vollziehen.  Diese 
nimmt  alsdann  «toutes  les  choses  en  sa  main ,  sauf  son  vivre ,  a 
tant  qu'ü  te  soit  fet  atsowire ,»  was  natürlich  erst  geschah ,  wenn 
der  Yerurtheilte  zahlte.  Dann  büsste  derselbe  neun  livres,  wovon 
LX  sols  der  weltlichen  Justice  und  die  anderen  six  livres  der  kirch- 
lichen zufielen.  —  Uebrigens  ist  es  zu  beachten ,  dass  Beaumanoir 
über  das  Excommuuicalionsverfahren  fast  gänzlich  schweigt.  — 
Die  dritte  liauptgruppe  dieser  Vorhältnisse  bezieht  sich  nun  auf 
die  Frage  nach  der  Competenz  in  den  Recbtsstreiligkeiten  zwischen 
Geistlichen  und  Weltlichen,  —  Was  zuerst  die  Verbrechen  der  Geist- 
lichen oder  der  Clercs  betrifft,  so  galt  als  ganz  allgemeiner  Grund- 
satz, dass  die  weltlichen  Richter  allerdings  die  Geistlichen  festneh- 
men konnten ,  aber  dieselben,  wenn  sie  Tonsur  hatten  (la  couronne) 
und  sich  für  Geistliche  erklärten,  dem  geistlichen  Gerichte  ausliefern 
mussten ;  selbst  wenn  dieselben  Räuber  und  Mörder  waren.  Beaum. 
a.  40.  ff.  Die  Geistlichen  hielten  streng  auf  dies  Vorrecht,  und  es 
gab  dasselbe  zu  manchem  Streit  Anlass.  In  CiciUachen  scheint  all- 
gemein das  Forum  des  Beklagten  das  competente  gewesen  zu  sein, 
wo  es  sich  nicht  um  Grundbesitz  bandelte  ;  aber  freilich  blieben 
auch  hier  die  Versuche  der  Geistlichen  nicht  aus  sich  mehr  an- 


>)  Et.  d.  St.  t.  1.  18.  133.    Beaum.  X.  12  and  XIII. 
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zumaassen.  Die  Orden»,  r.  1274  von  Phil.  III.  scheint  eigends 
für  die  hier  entstandenen  Fragen  gegeben  zu  sein.  Ihre  Haupt- 
bestimmungen  sind  a.  3.  —  «Ex  quo  Clerici  interficientes  homines 
in  jurisdictione  nostra,  cui  comraitti  debeant,  nobis  videlicet  an 
Episcopo,  recvrri  volumus  ad  jus  scriptum,  nisi  quid  agi  debeat  con- 
iuetudo  declaret.n  Ihre  Güter  sollen  allerdings  vom  König  confiscirt 
werden,  doch  erst  wenn  sie  verurlheilt  sind,  sed  injuriam  facit 
Episcopus,  si  in  praejudicium  juris  nostri  a  Uli  um  condemuatione 
cesset  iu  fraudem,  (a.  5.)  Wenn  ein  Geistlicher  gegen  einen  Laien 
Klage  hat,  so  ist  es  contra  jura  scripta,  dass  der  letzlere  sein 
weltliches  Forum  verlasse;  daher  soll  der  wellliche  Kichler  die 
Entscheidung  haben  (a.  7.) ,  hängt  aber  der  Streit  mit  einer  Frage 
über  die  Zehnten  zusammen,  so  tritt  das  geistliche  Gericht  als  für 
eine  connexe  Sache.  —  Zu  diesen  Bestimmungen  ist  noch  der  a.  37. 
bei  Beaumanoir  hinzuzufügen ;  der  Geistliche  soll ,  wenn  er  ein 
Asseurement  vom  Laien  fordert,  im  welllichen  Gerichte,  der  Laie 
zu  demselben  Zwecke  im  geistlichen  erscheinen.  —  Da  nun  mit 
diesen  Bistimmungen  bei  weitem  nicht  alles  entschieden  war,  so 
sind  später  Uber  diese  Competenz-  und  Executionsverhältnisse  noch 
mehrere  Ord.  erfolgt,  von  denen  wir  für  die  genauere  Geschichte 
nur  auf  die  Ord.  v.  1290,')  die  Ord  v.  23.  April  1299,')  uod  auf 
die  vom  10.  März  desselben  Jahres 3)  verweisen ;  im  Wesentlichen 
haben  sie  indessen  nichts  geändert.  — 

Übergang. 

Dies  sind  in  kurzem  Umrisse  die  Grundzuge  des  Verhältnisses 
der  Kirche  in  ihren  wettlichen  Beziehungen,  mit  besonderer  Be- 
ziehung auf  Slrafrecht  und  Process.  Hier  aber  ist  der  Ort ,  um 
die  bisherigen  Momente  zusammenzufassen,  und  das  Verhällniss  der- 
selben zu  der  folgenden  Epoche  anzudeuten. 

Dass  alle  jene  Seiten  und  Stufen  der  Entwicklung  der  geist- 
lichen Gerichte  trotz  der  Bemühungen  der  Kirche  dennoch  zu  keiner 
Abgeschlossenheit  der  weltlichen  Herrschaft  gegenüber  gelangen 
konnten,  ergiebt  sich  bei  genauerer  Betrachtung  auf  jedem  Punkte 
derselben.  In  dem  Gebiete  der  Kirche  und  ihrer  Gerichtsbarkeit 
innerhalb  desselben  verhinderte  dies  die  wachsende  Ausbreitung 
des  Lehnrechts;  in  der  Wissenschaft^,  die  Entstehung  der  römisch- 
französicben  Jurisprudenz;  in  dem  Conflicte  der  Competenzen  das 
gegenseitige  Bestreben  der  weltlichen  und  geistlichen  Gerichte,  so  viel 


1)  0.  d.  L.  I.  p.  318. 

2)  0.  d.  L.  I.  p.  331  fg. 
*)  O.  d.  L.  I.  p.  334.  35. 
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an  sich  zu  reissen  als  nur  irgend  möglich.  So  blieb  hier  zunächst 
dennoch  statt  fester  und  abgeschlossener  ßegränzung  eine  bestän- 
dige Bewegung,  die  das  kirchliche  Element  des  Rechts  in  das 
weltliche,  das  weltliche  in  das  kirchliche  hinübertrug. 

Sehen  wir  nun  auch  ab  von  allen  anderen  Theilen  ,  so  ist  es 
wenigstens  fiir  unsern  Gegenstand,  Slrafrechl  und  Prozess,  voll- 
kommen klar,  dass  jene  beiden  Grundstoffe  der  französischen 
Rechtsgeschichle  ,  Lehm  echt  und  Kirchenrecht,  einander  in  hohem 
Maassc  ungleichartig  waren.  Dauerte  demnach  die  Verschmelzung 
fortwährend  fort,  so  musste  sich  nothwendig  ein  Dritte*  herausbilden, 
das  eben  beides ,  an  sich  einander  entgegengesetztes ,  zu  einer  ganz 
neuen,  selbstständigen  Einheit  verarbeitete.  Und  das  folgt  leicht, 
dass  mit  dem  Auftreten  dieses  dritten  Momentes  die  Rechtsgeschichte 
Frankreichs  eine  ganz  neue  Basis  gewinnt,  die,  das  Alte  in  sich 
aufnehmend  und  verarbeitend ,  nun  auch  der  Ausgangspunkt  einer 
neuen  Geschichte  des  Rechts  wird. 

Das  scheint  uns  der  Standpunkt  zu  sein,  von  welchem  Lehn- 
wesen und  Kirche  in  ihrem  Verhältniss  zur  folgenden  Zeit  betrachtet 
werden  müssen.  Der  Anknüpfungspunkt  dafür  bietet  am  einfachsten 
das  Königthum.  Indem  wir  für  die  weitere  Geschichte  der  Kirche 
und  ihres  Rechts  auf  den  ersten  Band  verweisen,  gehen  wir  jetzt 
zu  dieser  neuen  Gestalt  des  Recbtslebens  über. 


Zweiter  Thell. 

Das  Könißthum. 


Indem  wir  nun  von  den  Verhältnissen  des  Lehnswesens  zum 
zweiten  Theile ,  dem  Königlhume  übergehen,  betreten  wir  ein  we- 
sentlich anderes  Gebiet.  Das  Lebnswesen  ist  innerhalb  der  ger- 
manischen Geschichte  entstanden  und  wird  innerhalb  derselben 
wieder  untergehen;  das  Königthum  ist  der  stete  und  allgemeine 
Begleiter  aller  Entwicklungen  der  germanischen  Welt;  das  Lehns- 
wesen erzeugt  Ortlich  beschränkte  Gestaltungen  des  staatlichen 
Rechts  in  einem  Volke ,  das  Königthum  umfassl  dasselbe  als  Gan- 
zes, das  Lehnswesen  endlich  begründet  sich  auf  den  Besitz  und 
identificirt  Staat  und  Eigenthum  ,  das  Königthum  enthält  die  Herr- 
schaft des  Staats  frei  von  allen  äusseren  Momenten ;  es  ist  durch 
sich  selber  der  Trüger  der  Herrschaft  im  Volke.  Ein  so  verschie- 
denes Leben  muss  eigene  Gesetze,  eigenen  Inhalt,  eigene  Bedeutung 
haben;  seine  einzelnen  Verhältnisse  sind  Consequenzen  seines  We- 
sens und  darum  muss  es  nicht  so  sehr  beschrieben  als  begriffen 
werden. 

Der  letzte  Prüfstein  der  Idee  der  freien  Persönlichkeit  ist  der 
Staat.  Nicht  blos  dass  er  den  Einzelnen  umgiebt ,  hebt,  trägt  und 
mit  seiner  unendlich  grosseren  Gewalt  seine  abgeschlossene  Selbst- 
ständigkeit in  jedem  Augenblicke  bewältigt;  er  ist  zugleich,  indem 
er  die  höchste  Erscheinung  der  Idee  der  Persönlichkeit  ist,  die 
Vollendung  dieser  Idee  und  deshalb  gibt  sich  ihm  auch  der  freie 
Wille  mit  eigenem  Antrieb  hin.  Da  nun  über  dieser  Staat  selbst 
wiederum  von  einzelnen  Persönlichkeiten  getragen  wird ,  die  seine 
Macht  in  Händen  haben ,  und  da  der  Besitz  und  die  Ausübung 
der  Macht  der  höchste  irdische  Genuss  für  den  Menschen  ist ,  so 
ordnet  sich  im  wirklichen  Staate  der  Einzelne  dem  Einzelnen  unter; 
und  diese  Unterordnung  ist  es,  welche  für  die  Idee  der  Freiheil 
und  ihre  Wirklichkeit  der  ewige  Widerspruch  im  Staatsleben  ist.  Den- 
noch muss  es  eine  Form  geben,  in  welcher  sich  jener  Gegensatz  zur 
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friedlichen  Harmonie  auflöst,  denn  keine  Aufgabe  setzt  sich  das 
Leben  der  Welt,  die  es  nicht  selber  zu  lösen  wüsste. 

Wie  aber  jene  Frage  weder  einem  einzelnen  Menschen ,  noch 
einem  einzelnen  Volke  allein  gehört ,  so  ist  auch  diese  Lösung  der- 
selben eine  Aufgabe  nicht  einer  bestimmten  Zeit ,  sondern  sie  selber 
bildet  den  Inhalt  der  Geschichte  des  Staats  in  der  ganzen  Welt- 
geschichte. Die  verschiedenen  Formen  des  Staats  von  ihrem  Ur- 
sprünge bis  zur  Gegenwart  sind  nicht  blosse  Neubildungen ,  die 
sich  creatüriich  folgen,  sondern  sie  sind  die  Versuche  der  Geschichte 
selbst,  jenen  Widerspruch  seiner  Harmonie  entgegen  zu  fuhren. 
Und  da  in  der  Idee  des  Werdens  das  sich  Folgende  ein  Fortschreiten 
ist,  so  werden,  wenn  wir  Uberhaupt  bestimmte  Epochen  zu  schei- 
den berechtigt  sind ,  diese  Epochen  als  Stufen  in  jener  Entwicklung 
erscheinen  müssen. 

Solcher  Epochen  scheiden  wir  nun  drei,  deren  Selbstständig- 
keit in  dem  Princip  liegt ,  nach  welchem  die  Idee  der  Freiheit  im 
Staate  sich  verwirklicht  hat. 

Die  erste  Epoche  ist  die  des  Morgenlandes.  Sein  Staat  hebt 
die  Freiheit  des  Individuums  auf  in  der  unendlichen  Berechtigung 
des  Staats  ,  und  diese  Unendlichkeit  lüsst  ihn  dem  mit  seinem  Recht 
und  seiner  Bestimmung  verschwindenden  Einzelnen  als  die  Ver- 
wirklichung der  Gottheil,  den  göttlichen  oder  Priesterslaat  er- 
scheinen. 

Die  zweite,  die  der  alten  Welt,  tritt  in  den  absoluten  Gegen- 
satz zu  jener  ersten.  Während  dort  das  Individuum  im  Staate  ver- 
schwindet und  zum  blossen  Stoff  des  Staats  wird,  ist  es  hier  das 
Herrschende,  und  der  Staat  und  sein  Hecht  ist  an  die  Einzelnen 
zur  Einzelverwallung  seines  subjectiven  Anlheils  ausgetheill;  der 
Staat  hat  seine  Selbstherrlichkeil  in  der  Vielheit  und  ihrem  Willen; 
seine  Wirklichkeit  ist  die  Demokratie. 

Auch  diese  besteht  nicht.  Nachdem  die  alle  Welt  ihren  Kreis- 
lauf vollbracht,  scheidet  gleichsam  die  Geschichte  von  ihr,  mit 
dem  Resultat,  dass  auch  die  Demokratie  nicht  die  höchste  Form 
des  Staats  ist ,  und  nicht  vermag  die  Freiheit  des  Individuums,  von 
der  sie  ausging,  zu  erhalten. 

Wo  nun  lag  der  Grund,  der  im  Morgenlande  die  Unfreiheit 
erzeugte?  Offenbar  in  der  raansslosen  Berechtigung  des  unendlich 
über  den  Einzelnen  erhabenen  Staates  ,  an  den  das  individuelle 
Leben  nirgends  heranreichte.  —  Und  weshalb  gingen  die  Volks- 
herrschaften  in  aUmäbligem  Übergang  zur  Ochlokratie  und  Oligarchie, 
und  von  ihnen  zur  Gewaltherrschaft  unter?  —  Weil  in  ihnen,  im 
direclen  Gegensatz  zum  früheren  Staat ,  dieser  Staat  keine,  von  der 
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Willkühr,  dem  Unverstand,  der  Trägheit,  der  Schwäche  und  der 
Verkäuflichkeit  des  Einzelnen  unabhängige  Dasein  halte. 

Ist  nun  aber  keines  vou  jenen  beiden  Principien  das  richtige 
und  keines  ganz  falsch,  was  bleibt  übrig,  als  den  Staat  zu  schaffen, 
der  sie  beide  vereint  ?  Der  Mangel  in  jenen  Vorbildungen  lag  nicht 
in  ihrem  Inhalte,  sondern  darin,  dass  der  einseitige  Inhalt  sich 
als  der  alleinige  setzte.  Die  Wahrheil  wird  auch  für  die  Einheit 
ihrer  Elemente  sein  müssen. 

Auf  diesen  Grundsat/  erbaut  die  Geschichte  nun  die  dritte  Form 
des  Staats,  den  germanitthen  Staat,  So  lange  es  germanische  Staaten 
gegeben  hat,  ist  Eins  ihnen  gemein  gewesen.  Sie  haben  die  Idee 
des  über  dem  Einzelnen  stehenden  Staates  als  einer  selbstsläudigen, 
von  allem  Individuellen  unabhängigen  Macht  im  Königthum  sich 
erhalten,  die  Idee  der  Freiheit  des  Individuums  in  der  Volksver- 
tretung. Der  germanische  Staat  ist,  so  lange  er  gewesen,  die  in 
den  mannigfaltigen  Formen  auftretende  Vereinigung  dieser  beiden 
Grundlagen  des  Staalslebens. 

Damit  nun  ist  das  Wesen  des  Königthums  gegeben.  Es  ist  die 
Spitze  des  Staats,  der  Schlussstein  des  Gebäudes,  das  inhaltslose» 
aber  höchste  Ich  in  der  Persönlichkeit  des  Staatsorganismus.  Was 
dieser  abstruete  Gedanke  nicht  erklärt,  erläutert  sich  am  einfachsten 
für  uns  aus  seinen  Gonsequenzen ,  die  uns  zugleich  zum  französi- 
schen Königthume  hinüberrühren. 

Da  nämlich  jene,  durch  das  Königthum  getragene  Persönlich- 
keit des  Staats  eben  als  Persönlichkeit  dasselbe  Wesen  mit  der  des 
Einzelnen  hat,  so  ist  jene  Einheit  zwischen  beiden  keinesweges 
eine  einfache.  Die  Geschichte  des  germanischen  Staats  ist  im  Ge- 
genlhcil  ein  fast  ruheloses  Suchen  nach  dem  richtigen  Verhältniss 
zwischen  beiden,  in  dem  jedoch  beide  Elemente  stets  unverrückt 
festgehalten  werden.  Jenes  Sueben  der  Geschichte  nach  ihrem  letzten 
Resultat,  der  persönlichen  Lust  an  Herrschaft  und  Gonuss  über- 
geben ,  erscheint  als  ein  unablässiger  Kampf  zwischen  Volk  und 
Fürsten,  und  dieser  Kampf  ist  noch  heut  zu  Tage  nicht  beendet. 
In  diesem  Kampfe  suchen  beide  Elemente  sich  den  Staat  zu  unter- 
werfen und  anzueignen,  die  Organe  desselben  sich  einzuverleiben, 
seinen  Besitz  für  sich  zu  gewinnen,  seine  Arbeit  uud  seinen  Genuss 
zu  ihrem  eigenen  zu  machen*  Dadurch  aber  wird  das  Königtbura 
im  Laufe  dieser  Entwicklung  zu  etwas  Anderem  als  zum  blossen 
inhaltslosen  Träger  der  Majestät  des  Staats  oder  der  Staatsiodi  vidualität . 
Es  beginnt,  sich  mit  bestimmten  Rechten  gleichsam  auszufüllen, 
und  in  einem  eigenen  Gebiete  ein  ihm  eigenes,  vom  Volksrecht  so 
so  weit  als  möglich  entferntes  Leben  zu  entfalten;  es  wird  aus 
einem  blossen  Ich  ein  eigener  Organismus,  und  damit  entsteht  der 
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Begriff  einer  Geschichte  de*  Königthwns.  Diese  Geschichte  des  Kö- 
nigtums ist  daher  die  Geschichte  des  Anlheils  und  seines  Maasses, 
den  das  Königtum  am  Staat  und  seinem  Recht  als  sein  ausschliess- 
liches Besitzthum  in  den  verschiedenen  Perioden  gewonnen  hat.  Das 
ist  der  Grundgedanke  für  eine  allgemeine  Geschichte  des  germani- 
schen Königthums. 

Da  nun  aber  die  germanische  Welt  in  verschiedene  Völker  zer- 
fällt, und  der  Staat,  als  einzelner  oder  wirklicher,  der  Staat  der 
individuell  gewordenen  Menge  oder  des  Volkes  ist,  so  hat  jede*  dieser 
Völker  sein  Königthum.  Das  gemeinsame  oder  germanische  Element 
in  diesen  verschiedenen  Gestalten  des  Königthums  ist  die  Idee  der 
Selbstständigkeit  desselben,  und  der  allenthalben  lebendige  Kampf 
zwischen  ihm  und  dem  Volke;  das  volksthümliche  dagegen  ist  eben 
das  Maas*  des  Staatsrechts  und  die  Gestalt  desselben,  die  dem  Kö- 
nigthum in  diesem  Kampfe  zufallen. 

Auf  diesem  Punkte  beginnt  daher  ein  neues  Gebiet  der  Ge- 
schichte. Jenes  Maas  und  jene  Gastalt,  in  dem  bestimmten 
Volke  und  seinen  bestimmten  Verhältnissen  sich  vollziehend, 
wird  eben  desshalb  selbst  wieder  bestimmt  von  diesen  Momen- 
ten. In  ihnen  und  durch  sie  ist  mitbin  die  Geschichte  des  König- 
tums ein  immanenter  Theil  der  Geschichte  der  einzelnen  Kirche. 
Mit  dem  Obigen  ist  der  Inhalt  des  allgemeinen  europoäisch-gerina- 
nischen  Lebens  erschöpft,  und  hier  stehen  wir  an  der  Gränze  der 
Geschichte  der  Völker,  ihrer  Staaten  und  ihres  Hechts.  Unter  diesen 
aber  nimmt  grade  Frankreich  eine  der  ersten  Stellen  ein.  Es  ist 
mehr  als  eine  bloss  verschiedene  Form  des  Königthums;  es  ist  eine 
wahre  Exemplificalion  der  Geschichte  desselben;  und  deshalb  ist 
zunächst  der  Gharacter  derselben  zu  bezeichnen. 


Das  durchgreifende  Princip  des  ganzen  Lehnswesens  nach  allen 
Seilen  hin  ist,  wie  wir  gezeigt  haben,  die  Identität  von  Besitz  und 
staatlichem  Recht,  oder  das  privatrechtliche  Eigentum  an  den 
Uoheitarechlen.  Wo  dieses  beginnt,  beginnt  das  Lehnswesen,  wo 
es  aufhält,  schliesst  dasselbe  ab. 

Nun  aber  ist  ein  solches  Verhältniss  ein  entschiedener  Wider- 
spruch mit  der  Idee  des  Staats;  denn  in  ihm  ist  das  an  sich  Allge- 
meine zu  einem  Object  des  Willens  und  des  Rechts  der  Einzelnen 
geworden.  So  unvermeidlich  wie  die  Enstehung  des  Lehnswesens 
daher  aus  den  früheren  geschichtlichen  Grundlagen  sein  mochte, 
so  noth wendig  war  die  Vernichtung  desselben  durch  eine  höhere 
Entwicklung. 
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Der  Träger  jener  höheren  Idee  des  Staats  war  nun  damals  wie 
jetzt  das  Königthum.  Wie  die  Idee  des  Staats  mit  jenen  Zuständen 
im  Gegensatz  war ,  mussle  auch  das  Königthum  mit  denselben  einen 
Kampf  auf  Leben  und  Tod  beginnen.  Die  Geschichte  des  König- 
thuras  in  Frankreich  ist  daher,  wenn  man  ihren  allgemeinsten  Cha- 
racter  angeben  will,  die  Vernichtung  des  Lehnstresens  durch  die  Idee 
des  selbstständigen  Staates  und  seines  Rechts.  Diesen  Character  erhält 
sich  das  Königthum  his  zur  Epoche  der  Revolution. 

Damit  ist  es  dann  klar,  weshalb  man  das  Königthum  trotz 
mancher  Gleichheit  nicht  als  einen  Theil  des  Lehnswesens  hinstellen 
darf.  Allerdings  arbeitet  es  sich  nur  langsam  aus  demselben  her- 
vor, und  nur  schrittweise  gewinnt  es  seinen  eigenthümlichen  Inhalt. 
Demnach  ist  es  von  Anfang  an  ein  wesentlich  anderes,  und  seine 
Bewegungen  wie  sein  Organismus  stehen  nicht  blos  neben  denen 
des  Lehnsrechts,  sondern  ihnen  gegenüber,  sie  bekämpfend  und 
bewältigend,  bis  der  Sieg  entschieden  ist.  Es  ist  ein  Leben  für 
sich  ,  zeillich  und  räumlich  mit  jenem  verbunden ,  aber  nicht  inner- 
lich ,  zum  gemeinsamen  Wirken  vereinigt.  Deshalb  muss  auch  die 
Darstellung  seiner  Geschichte  ihr  eigenes  Gebiet  fordern.  Und  das 
ist  es ,  was  wir  dem  Folgenden  als  Aufgabe  gesetzt  haben. 

Da  nun  aber  dieses  Königthum  nicht  dem  französischen  Volke 
von  aussen  her  gekommen  ist,  sondern  sich  auf  allen  Punkten  an 
die  gegebenen  Zustände  angeschlossen ,  mit  ihnen  verschmolzen, 
und  an  ihnen  seine  Ausbildung  gefunden  hat,  so  ist  es  rcsultatlos, 
im  Allgemeinen  weiter  von  demselben  zu  reden,  nachdem  sein 
Character  bestimmt  worden  ist.  Was  es  war,  und  wie  es  das  ward, 
was  es  gewesen  ,  wird  sich  aus  dem  Einzelnen  zeigen.  Doch  möge 
zur  klareren  Einsicht  die  Bezeichnung  der  Epochen  seiner  Entwick- 
lung voraufgehen. 

Die  erste  Epoche  des  Lehnskönigthums  ist  die  Zeit  des  wirklich 
inhaltslosen,  nur  dem  Namen  nach  existenten  Königthums,  dessen 
Bedeutung  und  Macht  von  dem  Princip  des  Lehnswesens  noch 
gänzlich  unterdrückt  wird. 

In  der  zweiten  beginnt  dasselbe  seine  selbstständige  Entwick- 
lung, indem  es  den  Begriff  und  den  Organismus  des  Beamtenthums 
erzeugt  und  sich  zum  Mittelpunkte  einer  allgemeinen  Macht  erhebt. 
Diese  aber  steht  noch  dem  Lehnswesen  und  seinem  Recht  gegen- 
über, zwar  ohne  Kampf,  aber  auch  ohne  Vermittlung. 

Mit  der  dritten  Epoche  beginnt  dieser  Kampf  des  Königthums 
mit  dem  Lehnswesen  und  seiner  Macht;  es  ist  der  Kampf  zwischen 
der  Idee  des  Staats  und  dem  Privateigenthum  an  den  Hoheitsrechten 
der  königlichen  und  der  freiherrlichen  Souverainetät,  den  Königen 
und  den  Lehnsherren. 
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Die  letzte  Epoche  enthält  die  Entscheidung.    Das  Lehnswesen 

ist  gebrochen;  der  Staat  hat  gesiegt;  die  Beamteten  sind  aus  Die- 
nern des  Königs  zu  Dienern  des  Königthuros  geworden;  der  König 
ist  Herr  des  Staats,  der  allgemeine  Staatsorganismus  wird  gleich- 
artiger und  einfacher,  der  Wille  des  Souverains  hat  keine  Souve- 
rainetät  unter  sich,  und  die  Einheit  des  Volkes  und  des  Landes  . 
zum  französischen  Reiche  ist  entschieden.  Damit  schliesst  uusre  Auf- 
gabe, auf  dem  Punkte,  wo  die  Idee  der  freien  Persönlichkeit  das 
Resultat  dieser  Geschichte  in  seinen  Grundfesten  erschüttert. 

Dieses  Gebiet  soll  das  Folgende  auszufüllen  suchen.  Wenn  wir 
nun  dabei  die  Geschichte  und  den  Organismus  des  Königthums  der 
Geschichte  des  Prozesses  und  des  Strafrechts  vorausgehen  lassen, 
so  glauben  wir  dazu  die  Berechtigung  in  der  praktischen  Bedeutung 
jener  beiden  Gebiete  zu  haben.  Denn  auf  der  einen  Seile  haben 
dieselben  mit  dem  Königthum  entschieden  eine  ganz  neue  Gestalt 
angenommen  ,  die  trotz  ihrer  besonderen  Geschichte  dennoch  nur 
als  ein  Resultat  der  Gestaltung  des  ersleren  erscheint ,  und  nur  von 
ihm  aus  erkannt  werden  kann.  Auf  der  anderen  Seile  aber  bilden 
grade  Prozess  und  Strafrecht  eins  von  den  Gebieten,  in  denen  das 
Beamtenthum  in  das  wirkliche  Volksleben  hinabreicht,  und  hier 
mit  unablässiger  Arbeit  die  Ansprüche  und  Rechte  des  Königthums 
in  der  engen  Lebenssphäre  des  Individuums  vertritt  und  vollzieht. 
Es  ist  nicht  möglich,  aus  der  Geschichte  jener  Rechlslbeile  ein 
Lebendiges  zu  machen,  wenn  es  nicht  erlaubt  sein  soll,  das,  was 
ihm  Leben  und  Bewegung  gegeben  hat,  vorauszustellen.  Und  von 
diesem  Gesichtspunkt  aus  haben  wir  unsrer  Aufgabe  weitere  Grenzen 
vorgeschrieben,  als  wir  ohne  jenes  Bedtirfniss  vielleicht  gethan 
haben  würden. 


Erste  Epoche. 

Das  Lehnskönigthum.     Vom  10.  bis  zum  13.  Jahrhundert. 


A.    Character  desselben. 

• 

Um  sich  dieses  Lehnskönigthum  und  seine  Verhältnisse  klar 
zu  machen,  muss  man  zuerst  sich  den  Zustand  des  Lehnswesens 
selber  zurück  rufen.  In  ihm  nämlich  hat  das  capettngische  König- 
thum eine  zweifache  Stellung,  deren  beide  Seiten  man  durchaus 
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scheiden  muss,  um  vod  einer  Geschichte  des  Königthuras  reden 
zu  können. 

Als  sich  die  karolingischen  Monarchien  auflösten,  bildeten  sich, 
wie  im  Lehnswesen  gezeigt,  zunächst  die  einzelnen  souverainen 
Freiherrschaften,  die  in  vielen  Gebieten  Frankreichs  wieder  unter 
•  den  Fürstentümern  zusammengefaßt  waren.  Diese  Gestalt  des 
Rechts  halte  eine,  von  der  karolingischen  Zeit  durchaus  verschie- 
dene, ihr  ausschliesslich  angehörige  Grundlage,  die  Identität  von 
Besitz  und  Hoheitsrecht.  Alles,  was  von  diesem  Princip  ausgeht 
und  von  ihm  sich  erklärt,  gehört  dieser  Epoche  an. 

Mitten  zwischen  jenen  Fürstentümern  und  Freiherrschaften 
lag  das  eigentliche  Herzogthum  Frankreich  ,  die  Hausmacht  der  neuen 
capclingischen  Dynastie.  Die  Entstehung  dieses  capelingischen 
Hauses  und  seiner  ersten  Anfänge  liegt  zwar  im  Dunkeln  ;  gewiss 
aber  ist/  dass  der  Erwerb  jener  Hausmacht  oder  des  Herzogthums 
Frankreich  durchaus  nicht  wesentlich  verschieden  war  von  der  Art 
und  Weise,  wie  die  übrigen  Fürstenlhümer  in  jener  Zeit  erworben 
wurden.  Wie  nun  dieser  Erwerb ,  so  war  auch  das  Recht  jener 
Herzöge  in  Beziehung  auf  diesen  Besitz  kein  anderes ,  als  was 
jeder  Fürst  in  seinem  Fürstenthum  halte.  Das  Herzogin  um  Frank- 
reich war  daher  zuerst  ein  Lehnsfürstenthum  wie  die  übrigen.  Wie 
in  diesen ,  so  hatte  auch  der  capetingische  König  in  seinem  Lande 
die  ganze  Verfassung  des  Lehnswesens ;  Freiherrschaflen  mit  ihrer 
Organisation,  eine  Cour  de  Baronnie  für  die  Freiherren,  ein  un- 
freies Gebiet  mit  Städten  und  Dorfschaften,  mit  Viconites,  Prevots 
und  Sergents.  Hier  war  zunächst  nirgends  ein  wesentlicher  Unter- 
schied vorhanden. 

Mancherlei  Gründe  haben  es  bewirkt,  dass  wir  gerade  von 
diesem  Lehnsfürstenthum  die  meisten  Nachrichten  haben  ;  man  kann 
seine  Geschichte  und  seine  Verhältnisse  gleichsam  als  die  genaueste 
Exemplifikation  des  Lehnsfürstenthums  überhaupt  bezeichnen.  Gleich- 
falls ist  es  leicht  erklärlich,  wesshalb  man  das  Recht  und  die  innere 
Geschichte  dieses  Hausbesitzes  der  Capetinger  so  oft  mit  dem  Recht 
und  der  Geschichte  des  Königthums  derselben  verwechselt  hat. 
Dennoch  sind  beide  auf  das  Wesentlichste  verschieden  und  auf  die 
klare  Auffassung  dieses  Unterschiedes  kommt  alles  an.  Derselbe 
aber  knüpft  sich  zunächst  an  ein  früheres  Verhältniss. 

Alle  jene  Freiherrschaften  und  Fürstenlhümer,  nicht  ursprüng- 
lich sou verain,  waren  nur  aus  der  Schwäche  der  carolingischen 
Dynastie  hervorgegangen.  So  lange  dieselbe  weiyi  auch  nur  dem 
Namen  nach  bestand,  blieb  der  Gedanke,  dass  die  Souveraineiät 
jenen  Herren  im  Grunde  nach  dem  Könige  zukomme.   Dieser  Ge- 
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danke  war  nicht  inhaltslos,  wenn  gleich  der  Inhalt  desselben  uiekt 

verwirklicht  werden  konnte. 

Zuerst  enthielt  er  das  Princip,  dass  die  AmU-  und  Ehrenrechte 
oder  der  honor  aller  Herren,  obwohl  scuoo  einem  grossen  Theil 
nach  erblich  geworden,  dennoch  in  den  Händen  des  Kiinigthuwi 
ruhe  und  von  ihm  ausgehe.  Dadurch  wurden  dieselben  ihrem  , 
Wesen  nach  zu  übertragenen  Rechten ,  und  es  folgte  noth wendig, 
dass  die  Inhaber  derselben  solches  übertragenes  Out  auch  verbre- 
chen konnten.  Mithin  halle  das  Koniglhum  noch  immer  das  Gericht 
Uber  seine  Fürsten  und  so  lange  es  bestand,  war  damit  die  Hoheit 
aller  Herren  und  ihr  oberstes  Recht  in  seinen  Händen.  In  dieser 
Beziehung  war  daher  die  Macht  des  Königthums  nicht  an  den  Be- 
sitz gebunden,  sondern  die  an  sich  allgemeine,  die  Herrscherin  der 
Herren  im  versinkenden  Staate. 

Weniger  praktisch  war  das  zweite  Moment.  Jene  Herren  hat- 
ten, wie  schon  im  Freiherrn  angegebeu ,  neben  ihrem  Allod  eine 
grosse  Menge  königlicher  Beneficien;  und  grade  auf  dem  Besitze 
dieser  Beneficien  beruhte  ihre  Vasallität.  So  lange  das  Königtbuoi 
noch  exislirle,  konnten  allerdings  jene  Beneficien  bald  auf  die  eine 
bald  auf  die  andre  Weise  in  Allod  verwandelt  und  die  Abhängig- 
keit vom  Könige  dadurch  aulgehoben  werden.  Allein  wenn  es  auch 
geschah,  so  blieb  ein  Unrecht  und  war  Gewalt  gegen  den  Staat; 
das  Dasein  des  Königthums  machte  die  Allodificirung  und  damit 
die  absolute  Souverainelät  der  Herren  wenigstens  rechtlich  unmöglich. 

Diesen  concreten  Inhalt  jener  Souverainelät  des  Königs  um- 
gab nun  gleichsam  als  das  allgemeine  Lebenselement  die  vage  aber 
nicht  unwirksame  Idee  einer  Verpflichtung  aller  Fürsten,  Graten, 
Herren,  Hitler,  Freien  und  Unfreien  zur  Fides  gegen  dieses  Haupt 
des  Staats,  die  selbst  über  der  Fides  gegen  den  Fürsten  stand  und 
die  eine  Verletzung  des  ersleren  durch  den  letzteren,  wenn  nicht 
•unmöglich ,  so  doch  bedenklich  machte.  Durch  sie  endlich  wurden 
die  Schwächeren  veranlasst,  ihre  Blicke  auf  das  Königthum  als 
den  Schulz  gegen  die  Gewallhaber  zu  richten;  das  Scbutzbedürf- 
niss  aber  der  Schwächeren  ist  für  jeden  Verständigen  unter  den 
Stärkeren  eine  unerschöpfliche  Quelle  der  Macht,  wie  viel  mehr 
itir  den  König,  dessen  Pflicht  von  seiuem  Rechte  getragen  und  .ge- 
adelt wird. 

Durch  alle  diese  Punkte  blieb  daher  trotz  der  factischen  Un- 
macht  und  Unwirklichkeil  des  Königthums  dasselbe  nicht  hlos  eine 
Macht  in  jenen  Zuständen,  sondern  es  stand  zugleich  mit  dem 
Principe  dieser  Macht  selber  ausserhalb  und  über  dem  Lehnsrechte. 
Sein  Uikiergaug  aber  lqg  einem  grossen  Theile  nach  darin,  dass  es 
nicht  vermocht  hatte,  die  Verhältnisse  des  LehnetceteM  in  sich  auf- 
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zunehmen  und  zu  seiner  ideellen  Gewalt  die  reelle,  auf  eignen 
Besitz  begründete  hinzuzufügen.  Grade  dadurch,  dass  es  durch 
Verschleuderung  seines  Besitzes  seine  Stellung  zu  einer  rein  ab- 
stracten  gemacht,  zerfiel  es  unter  den  Händen  seiner  Vertreter. 
Daher  kam  es  nun  darauf  an ,  weun  es  fernerhin  noch  ein  König- 
thum  geben  sollte,  beide  Elemente  mit  einander  zu  verschmelzen, 
das  heisst,  da  man  den  König  nicht  mehr  zum  Lehnsflirsten  machen 
konnte,  jetzt  einen  Lehnsfursten  zum  Könige  zu  machen. 

Diess  ist  die  eigentliche  Bedeutung  des  Versuchs  Hugo  Capets, 
sich  zum  Könige  von  Frankreich  zu  machen.  Weil  er  nichts  er- 
reichte, als  den  Titel  des  Königlhuros,  hat  man  oft  geglaubt,  dass 
er  nichts  habe  erreichen  wollen,  als  diesen  Titel;  wenigstens  hat 
man  nie  versucht  zu  zergliedern,  was  er  eigentlich  zu  erreichen 
gehofft.  Das  obige  ergibt  es.  Indem  er  sich  zum  Könige  aus- 
rufen Hess,  wollte  er  zuerst  den  honor  aller  Lehnsfursten  seiner 
Hoheit  unterwerfen  und  den  Besitz  desselben  von  seiner  Gewalt 
abhängig  machen;  dann  dachte  er  daran,  in  das  Beneficialrecht 
des  erblosen  Königthums  zu  succediren  und  dadurch  die  Fürsten 
und  Herren  auch  ausser  seinem  Lehnsfürstenthum  zu  seinen  Vasallen 
zu  machen ;  endlich  hoffte  er  die  Fides  aller  Herren  gegen  sich  durch 
Annahme  des  Königlhums  zu  gewinnen.  Wäre  ihm  das  gelungen, 
so  wäre  in  Frankreich  ein  Verhältniss  begründet  worden,  das  dem 
des  deutschen  Reiches  dieser  Epoche  wesentlich  entsprochen  hätte,  ein 
wirkliches  Lehnsköniglhum  mit  allen  seinen  Vorzügen  und  verderb- 
lichen Seilen. 

Wie  nun  dieser  Versuch  begonnen ,  wie  er  fortgesetzt  ward 
und  welche  Gründe  ihn  misslingen  Hessen, .gehört  der  eigentlichen 
Geschichtsschreibung  an.  Dass  man  aber  sogar  in  jener  Zeit  kei- 
neswegs an  eine  blosse  nominelle  Uebertragung  des  Königthums 
auf  den  Herzog  von  Frankreich  dachte,  sondern  sich  der  Bedeu- 
tung desselben  wohl  bewusst  war,  zeigen  vorzüglich  die  Briefe 
des  grössten  Staatsmannes  dieser  Zeit,  des  mit  Recht  so  hoch  be- 
rühmten Gerberts,  der  in  der  Entthronung  der  letzten  Karolinger 
und  der  Erhebung  Hugo  Capets  eine  höchst  bedeutende  Rolle  ge- 
spielt haben  muss.1)  Allerdings  aber  gelang  nicht,  was  man  ge- 
hofft halte.    Nach  mehreren  Versuchen  des  Herzogs  von  Frank- 

<)  Sie  stehen  n.  a.  im  B.  X.  der  Scr.  R.  Fr.  Wir  beben  hier  eine  bezeich- 
nende Stelle  heraus,  die  wie  die  Thäügkeit  Gerberts  in  dieser  Epoche 
stets  übergangen  zu  werden  pflogt.  «Regium  nomen»  sagt  er  (Ep.  LXV. 
p.  406.  Jahr  980)  «qaod  apud  Francos  pasne  emortuutn  est,  magnis  consi- 
liis,  magnis  viribus  resuscilassemus,  sed  propter  impia  tempora  —  clama- 
vimns,  quod  palam  non  possamosn  —    Vergl.  auch  die  Corres  pondens 
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reich,  sein  Königthum  als  das  alte  von  den  Herren  in  Frankreich 
anerkennen  zu  lassen ,  scheint  sogar  schon  dieser  erste  König  den 
ursprünglichen  Gedanken  aufgegeben  zu  haben.  Wenigstens  finden 
wir  mit  dem  Eintritt  des  11.  Jahrhunderts  keine  weiteren  Spuren 
von  einer  dahin  zielenden  Thäligkeil.  Das  alte  Königthum  war 
verschwunden  und  jetzt  folgt  die  Zeit  des  Ueberganges,  in  der  man 
vergeblich  nach  bestimmten  Gestalten  sucht,  da  die  alten  aufgelöst 
und  die  neuen  noch  nicht  gebildet  sind.  Die  Capelinger  und  mit 
ihnen  das  Königlhum  des  11.  und  12.  Jahrhunderts  sind  weniger 
als  ein  Schatten  der  allen  Macht;  sie  werden  gradezu  zum  Spotte 
des  Volkes  und  selbst  der  (ieschichlsclii  eiber.  Ja  nicht  einmal 
in  ihrem  eignen  Lehnsfürstenthura  vermochten  sie  auch  nur  das 
Lehnsrecht  aufrecht  zu  erhalten;  die  Isle  de  France  bietet  in  die- 
ser Zeit  ein  trauriges  Bild,  und  wieder  einmal  ist  in  der  Geschichte 
der  Gewaltlhat  der  Iiisegen  gefolgt. 

Dennoch  aber  blieb  diesem  Geschlecht  der  Capetinger  Eins, 
und  diess  Eine  ward  von  hochwichtiger  Bedeutung  für  die  folgende 
Epoche.  Sie  trugen  neben  ihrem  Lehnsftirstenlbum  den  Namen  der 
Könige  und  sahen  sich  als  die  Fortsetzer  des  alten  Königthums  an, 
obwohl  sie  mit  seinem  Namen  seine  Machtlosigkeit  geerbt  hatten. 
Dadurch  verbanden  sie  mit  ihrer  blos  lehnsrechtlichen  Stellung  ein 
Element,  was  keiner  der  anderen  Fürsten  sich  zuzuschreiben  wagte 
—  einen  regen  noch  inhaltslosen  Anspruch  darauf,  als  Könige 
nicht  mehr  die  Pares  der  übrigen  Fürsten  zu  sein ,  sondern  über 
ihnen  zu  stehen  und  die  Ersten  zu  sein.  Denn  unter  allen  Würden 
und  Besitzungen  im  ganzen  Reiche  war  nur  das  Königthum  sei- 
nem Wesen  nach  dasjenige,  was  nicht  als  ein  Lehnsgut  ange- 
sehen werden  und  sich  keinem  anderen  unterordnen  konnte.  Diese 
Idee  war  das  Einzige,  was  von  dem  karolingischen  Königlhum  auf 
das  capelingische  wirklich  überging.  Und  diese  Idee  ist  es,  die 
trotz  ihrer  gänzlichen  chaotischen  Gestaltlosigkeit  dennoch  den  Keim 
einer  neuen  Geschiebte  in  sich  trug. 

Das  ergibt  sich,  wenn  man  sie  mit  den  Principien  des  Lehns- 
wesens zusammenhält.  Jede  Laudesherrlichkeit  im  Lehnswesen  war 
erstlich  eine  local  beschränkte,  zweitens  eine  ursprünglich  verlie- 
hene. Die  Herrlichkeit  des  Königlhums  dagegen,  obwohl  sie  jetzt 
nicht  mehr  wie  früher  auf  Verleihung  der  Honores  an  die  Fürsten 
und  auf  die  Lehnsherrlichkeit  über  die  früheren  Beneficien  Anspruch 
machte,  war  dennoch  die  Einzige  im  ganzen  Frankreich,  die  sich 
als  die  allgemeine  für  das  ganze  Land  und  als  eine  von  Besitz  und 
Verleihung  unabhängige  hinstellte ;  sie  war  die  einzige  absolute  Herr- 
schaft in  dieser  Zeit.  Grade  in  diesem  Momente  enthielt  sie  den 
Keim  der  neuen  Staatsidee,  und  wir  werden  sehen,  wie  dieser 
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Keim  in  deiner  späteren  Entwicklung  das  Lehnswesen  in  sich  auf* 
nimmt,  verarbeitet  and  unterwirft.  Dorch  dieses  Princip  rsl  die 
Capelingischo  Dynastie  wirklich  zum  Anfangspunkt  einer  eigenen 
Geschichte  und  des  eigentlichen  Konigthums  geworden. 

Darnach  nun  hl  die  Betrachtung  der  anfänglichen  Verhältnisse 
dieses  neuen  Königthums  in  unserer  Epoche  eine  zweifache.  Auf 
der  einen  Seite  ist  der  König  Lehnsßrst  und  gehört  mit  allen  seinen 
Verhältnissen  dem  Lebnswesen  und  Lehnsrecht.  Auf  der  anderen 
ist  er  König,  mit  wesentlich  verschiedener  Stellung.  Jene  erste 
Seite  ist  die  rechtlich  allein  ausgefüllte,  aber  sie  hat  keine  Zu- 
kunft; die  zweite  ist  noch  inhaltslos,  aber  auf  ihr  beruht  die  neue 
Geschichte.  Beides  muss  auf  das  bestimmteste  gelrennt  werden; 
denn  die  folgenden  Darstellungen  haben  nur  das  Königthum  und 
seine  Entwicklung  in  jenem  Lehnsförslenthum  zur  Aufgabe. 

De.sshalb  ist  nun  natürlich  auch  für  nns  zunächst  wenig  ans 
dieser  Zeit  zu  berichten;  denn  auf  allen  Punkten,  aef  denen  die 
Könige  erscheinen,  sind  sie  rechtlich  durchaus  nichts  anderes  als 
Lehnsfiirsten,  wenn  gleich  —  und  wohl  eben  wegen  der  Inhalts- 
losigkeit derselben,  ihre  Würde  ihnen  seit  Robert  I.  nirgends  mehr 
bestritten  wird.  Wie  es  aber  gekommen  ist  ,  dass  grade  diese 
gänzliche  Machtlosigkeit  des  eigentlichen  König!  homs  eine  der  Haupt- 
grundlageti  der  französischen  Geschichte  geworden  ist,  zeigt  am 
besten  ein  Blick  auf  Deutschland.  In  beiden  Ländern  waren  die 
grossen  Herren  ungefähr  gleich  müchtig  und  das  Verhältnis«  ihrer 
Rechte  in  allem  Wesentlichen  gleich  gestaltet.  In  Dentschland  aber 
trat  das  Kölligthum  in  der  Person  der  Kaiser  mit  einer  Energie  auf, 
welche  die  Selbstständigkeit  der  Herren  von  vorne  hereiu  dem 
Könige  gegenüber  entschieden  bekämpfte.  Die  Folge  war,  dass 
der  Kampf  zwischen  Königthum  und  Fürstentum  ausbrach,  ehe 
das  orslere  so  weit  gekommen  war,  neben  seiner  ideellen  Macht 
sich  eine  reelle,  der  Macht  des  Fürstenthums  gleichartige,  zu  er- 
werben. An  diesem  Missverhältniss  brach  sich  der  Fortschritt  des 
Königthuras;  die  Fürsten  griffen  zu  dem  nächsten  und  durchgrei- 
fendsten Mitte),  demselben  ein  Ende  zu  machen;  sie  vernichteten 
die  Erblichkeit  der  Krone  und  verliehen  sie  Unter  den  ihnen  passend- 
sten Bedingungen;  und  schon  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  ist 
der  deutsche  Kaiser  wenig  mehr  als  der  Polizeiherr  des  deutschen 
Reiches.  So  ging  die  einseitliche  Gewalt  Deutschlands  grade  wie 
zu  früher  Entwicklung  des  Königthums  zu  Grunde.  —  In  Frank- 
reich dagegen  liess  man  das  Königthum  gewähren ,  wie  es  selber 
die  Lehnsherren  gewähren  liess.  Zwei  Jahrhunderte  unbestrittener 
Erbfolge  aber  erzeugten  allmählig  den  Grundsatz,  dass  es  für  den 
französischen  König  keine  Wähl  und  keine  Handfeste  geben  könne; 


Digitized  by  Google 


Das  Lehnsköniothum. 


▼od  jeher  auf  sich  selber  angewiesen ,  sehrieh  es  sich  allein  auch 
dann  die  Gesetze  vor,  als  es  das  Haupt  des  ganzen  Reiches  wurde; 
und  so  zeigt  schon  das  13.  Jahrhundert  den  absoluten  Unterschied 
in  der  Reichsverfassung  Deutschlands  und  Frankreichs,  dass  dort 
das  Kotiigthum  entschieden  mehr  Name  als  Thalsache,  hier  mehr 
Thatsache  als  Name  ist.  —  Von  dieser  Grundlage  aus  hat  sich  der 
wichtigste  Theü  des  Staatslebens  beider  Nationen  weiter  gebildet. 

Das  Wenige  nun,  was  man  abgesehen  von  den  Kriegen  der 
französischen  Könige  dieser  Zeit,  von  den  eigentlichen  Regierungs- 
handlungen  derselben  weiss,  reicht  eben  hin,  um  als  Beispiel  für 
das  oben  im  allgemeinen  ausgesprochene  Verbaltniss  gelten  zu  können. 

B.    Gerichtliche  Thätigkeit  der  Könige. 

Der  Umfang  der  gerichtlichen  Tbütigkeit  der  Könige  folgt  aus 
dem  Obigen.  Der  König  konnte  als  solcher  ohne  die,  rechtliche 
Selbstständigkeit  der  Lehnsherren  anzugreifen,  kein  Gericht  ausser- 
halb seines  eigenen  Gebietes  üben.  Das  Königthum  als  solches  hat 
anfänglich  überhaupt  keine  Gerichtsbarkeit.  Dagegen  haben  die  Könige 
als  Lehnsfürsten  in  ihrem  Herzogthume  die  ganze  Gerichtsbarkeit 
des  Lehnsfürstenthums  inne. 

Diese  Unterscheidung  ist  indessen  eine  Abstraclion,  die  ein 
scharfes  Festhalten  an  indeellen  Bestimmungen  fordert.  Die  Zeit, 
in  der  sie  galt,  war  aber  nicht  geschaffen,  um  auf  Abstractionen 
einzugehen.  Nur  der  Tact  schied  und  ordnete;  den  Tact  beherrschte 
damals  wie  jetzt  der  Eindruck.  Indem  nun  der  König  seinen  lehns- 
herrlichen Gerichten  vorstand,  als  König  sie  leitete,  mit  könig- 
lichen Namen  und  Siegel  ihre  Acta  beglaubigte ,  so  ward  es  all- 
mählig  unvermeidlich,  diese  lehnsherrliche  Gerichtsbarkeit  des  Königs 
gradezu  für  eine  königliche,  für  eine  Gerichtsbarkeit  des  eigentlichen 
Königthums  zu  halten. 

Von  diesem  Verhältniss  aus  ist  auch  in  der  Rechtsgeschichte 
die  Meinung  entstanden,  als  könne  man  schon  in  dieser  Epoche 
von  einer  solchen  eigentlich  königlichen  Gerichtsbarkeit  reden.  In 
Folge  dieser  Meinung  hat  man  die  Gerichte  und  die  Verfassung 
derselben  aus  dieser  Zeit  als  die  Anfange  der  Gerichtsverfassung 
der  folgenden  angesehen.  Wenn  der  König  als  Herzog  seine  Cour 
de  Baronnie  abhielt,  so  glaubte  man  das  Parlament  darin  zu  ent- 
decken; man  hielt  den  Hof  der  Könige  in  dieser  Zeit  wesentlich 
für  den  der  folgenden,  und  sah  in  den  Baiiiis  und  Seneschaux  nichts 
als  die  weitere  Ausbildung  alter  und  rein  lehnsrechtlicher  Institute. 
Diese  Meinung  über  die  Gerichte  des  Königthums  und  im  beson- 
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deren  über  das  Parlament  und  seine  Entstehung  hat  eine  eigene 
Liierargeschichte ,  die  hier  durchzugehen  zu  weitläuftig  sein  würde. 

Es  ist  aber  entschieden,  dass  sie  gänzlich  auf  der  Verwechs- 
lung des  Königlhuros  und  des  Lebnsfttrstenlhuros  beruht,  der  wir 
allenthalben  begegnen.  Allerdings  haben  die  Gerichte  dieser  Epoche 
viel  äusserliche  Aehnlichkeit  mit  denen  der  folgenden;  dennoch  ist 
erst  das  Parlament  das  eigentliche  Gericht  des  Künigthiiros,  wäh- 
rend die  Cour  des  Barons  de  France,  die  selbst  nach  der  Auffas- 
sung der  Etabl.  de  St.  L.  zum  Grunde  liegt,  nur  die  Assises  der 
Barone  des  Herzogthums  sind,  wie  sie  in  den  anderen  Fiirslen- 
thümern  in  gleicher  Weise  vorkommen.  Wie  sich,  selbst  nach 
der  Verschmelzung,  beide  Elemente  noch  vollkommen  unterschieden 
haben  und  was  sie  bedeuten ,  kann  indessen  erst  in  der  folgenden 
Epoche  ganz  klar  werden. 

Indessen  scheiden  sich  schon  hier  die  beiden  Formen  der  ge- 
richtlichen Thäligkeit  der  ersten  Könige  bestimmt  von  einander. 

Alle  königlichen  Assises  nämlich  oder  Gours  de  Baronnie  de 
France  haben  zuerst  ganz  den  Charncter  der  Assises  überhaupt; 
das  heisst,  sie  sind  das  Organ  für  Gesetzgebung  durch  Slabile- 
mente,  für  Beglaubigung  durch  Zeugenunterschriften  bei  Öffentlichen 
Acten  und  für  das  eigentliche  Lehnsgericht.  Daher  sind  dieselben 
denn  auch  weder  der  Zeit  noch  dem  Umfang  nach  den  Personen 
nach  festbesliramt.  Unter  den  Subscriplionen  der  königlichen  Di- 
plome ,  mögen  sie  sich  nun  auf  das  letztere  oder  auf  die  ersleren 
beiden  Punkte  beziehen,  herrscht  die  grösste  Verschiedenheit.  In 
vielen  hat  nur  der  König  mit  seinen  Hofämtern,  den  vier  bekann- 
ten Würdenträgern  der  Lehnshöfe  und  dem  Cancellarius  unter- 
zeichnet; in  anderen  unterzeichnen  Ritler  und  Herren  neben  jenen, 
bald  auch  andere  Beamtete,  bald  aber  auch  Lehnsfiirsten,  fast  immer 
kirchliche  Herren.  Beugnot  hat  in  seiner  Preface  zu  den  Olim 
T.  I  ■)  eine  Reihe  solcher  Beispiele  gesammelt;  sie  lassen  sich  aus 
den  Diplomaterien  leicht  vermehren.  In  allen  diesen  Diplomen 
kommt  nun  nirgends  eine  hinreichend  bestimmte  Hinweisung  auf 
die  eigentliche  Cour  de  Baronnie  vor.  Allerdings  heisst  es  öfter, 
dass  der  König  die  ganz  nach  Lehnrecht  Vorgeladenen  —  acoram 
nostris  fidelibus  ad  placitura  adseivi»  *)  —  oder  ccostendimus  eam 
(petitionem)  fidelium  nottrorum  congregationin  3)  oder  ähnlich;  da  man 
aber  keinen  klaren  Begriff  von  der  Cour  de  Baronnie  und  dem 
LehnsfÜrstenthum  des  Königs  halte,  so  hielt  man  jene  Fideles  für 


»)  Vriftee  p.  XXV.  ff. 

')  Dipl.  XLIU  Robert!  Reg.  8er.  R.  X.  p.  615. 
3)  Dipl.  XL  ejfd.  Scr.  R.  X.  612. 
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die  französischen  Herren  überhaupt,  und  glaubte  daher  in  diesen 
Placilis  etwas  anderes  zu  besitzen,  als  ein  ganz  gewöhnliches  Frei- 
herrngericht eines  Lehnsfürsten.  —  Man  sieht  aus  dem  früheren 
leicht,  dass  dieses  falsch  ist;  es  ergibt  sich  aber  zugleich,  dass 
man  sich  bei  den  königlichen  wie  bei  den  übrigen  Assises  der 
Barone  hüten  miiss,  dieselben  als  ein  feslgeformles  und  sich  in 
allem  wesentlichen  immer  gleiches  Organ  anzusehen.  Der  Kreis, 
in  dem  sie  auftreten  ,  die  Aufgaben  die  sie  zu  lösen  haben ,  die 
Art  und  Weise,  wie  sie  gehalten  werden,  sind  durchaus  dieselben 
wie  im  eigentlichen  Lehnrecht.  Das  Bild,  welches  wir  dort  von 
jenem  Assisengericht  entworfen  haben,  gilt  demnach  auch  für  die 
erste  Epoche  des  Königthums  im  eigentlichen  Frankreich.  Daher 
wird  man  denn  auch  nicht  meinen ,  dass  die  diesen  königlichen 
Assises  Unterworfenen  sich  stets  dem  Gericht  derselben  stellten. 
Wie  im  übrigen  Frankreich ,  so  blieb  auch  hier  jeder ,  der  sich 
mächtig  genug  glaubte ,  auf  die  Vorladung  aus ;  dann  war  nichts 
übrig  als  ihn  mit  Fehde  zu  überziehen  und  das  Recht  in  den  Waf- 
fen zu  suchen.  Eine  grosse  Menge  von  Fehden  haben  grade  aus 
solchem  Ungehorsam  ihren  Ursprung  genommen;  es  würde  zu  weit 
führen,  sich  auf  die  einzelnen  Beispiele  einzulassen,  da  wir  schon 
früher  mehrere  angeführt  haben  und  jedes  einzelne  keine  weitere 
allgemeine  Bedeutung  hat. 

Neben  diesem  rein  lehnrechtlichen  Verhältnis  gab  es  nun 
aber  allerdings  zweitens  auch  schon  Spuren  des  eigentlich  könig- 
lichen Rechts,  wenn  sie  gleich  sparsam  und  ohne  feste  Grenzen 
auftreten.  Sie  beruhen  wiederum  auf  zwei  Gründen.  Zuerst  suchten 
doch  auch  die  Lebnsfürsten  nach  irgend  einem  gemeinsamen  Mittel- 
punkt des  gegenseitigen  Verkehrs ,  und  diesen  gab  der  Hof  des 
Königs  vor  Allem  am  besten  ab.  Kamen  nun  dieselben  nach  Paris 
und  traf  es  sich,  dass  der  König  Gericht  hielt,  so  wurden  sie 
Beisitzer  dieses  Gerichts,  und  unterzeichneten  als  Zeugen,  ohne  im 
Grunde  damit  ein  Besonderes  andeuten  zu  wollen.  Daneben  und 
zum  Theil  dadurch  kam  es  denn  auch  oft,  dass  fremde  Lehnsherren, 
die  sonst  mit  dem  Könige  nicht  verkehrten,  gewisse  Acte  an  seinem 
Hofe  beglaubigen  liessen.  Letzteres  geschah  um  so  leichter,  da 
schon  seit  Roberl  I.  die  Könige  ihre  Assises  an  verschiedenen  Orten 
hielten,  sehr  häufig  an  der  Grenze  anderer  Lehusfürstenlbümer. 
Oft  auch  treten  die  Könige  als  Vermittler  auf  in  den  Fehden  der 
Lehnsherren,  ohne  jedoch  ein  Recht  dazu  in  Anspruch  zu  nehmen 
oder  ein  solches  daraus  herzuleiten.1)  Auf  diese  Weise  bildete  sich 


i)  So  z.  B.  in  den  Gest.  Consul.  Andegav.  von  1041.    Scr.  R.  XI.  p.  267. 
Gofridus  Martellus  ->-  Rege  Francorum  mediante,  cum  Theobaldo  pacifl- 
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eine  gewisse  Gewohnheit,  die  Curia  Rcgis,  obgleich  sie  nur  eine 
Curia  wie  jede  andere  lehnsfurstliche  war,  als  die  hauptsächlichste 
unter  ihnen  anzusehen.  Sicher  hat  dazu  der  königliche  Name  nicht 
wenig  beigetragen.  —  Bei  weitem  wichtiger  aber  war  grade  hiefur 
der  Einfluss  der  Geistlichkeit.  Wir  haben  oben  gezeigt ,  wie  dieselbe 
dazu  kam,  eigene  Curiae  für  ihre  lehnsrechtlichen  Verhältnisse 
einzurichten.  Wenn  nun  ein  Vasall  der  Kirche  oder  ein  anderer 
Weltlicher  derselben  Schaden  und  Gewalt  that,  so  lud  sie  ihn  na- 
türlich zunächst  vor  ihr  Gericht.  Stellte  er  sich  nicht,  so  hätte 
sie  ihn  befehden  müssen.  Das  aber  widersprach  ihrem  Princip,  oft 
reichte  auch  die  Macht  nicht  aus.  War  nun  jener  kirchliche  Lehns- 
hof innerhalb  des  königlichen  Lehnsftlrstenthums,  so  verstand  es  sich 
von  selber,  dass  der  kirchliche  Herr  sich  an  den  König  wandte. 
Dafür  sind  schon  früher  mehrere  Beispiele  gegeben;  in  den  Diplo- 
men kommen  viele  ähnliche  vor.')  Lag  er  aber  in  einem  andern 
Lehnsgebiet,  so  hätte  die  Cour  de  Baronnie  desselben  entscheiden 
müssen.  Das  war  oft  gefährlich;  gewöhnlich  deshalb,  weil  der 
LebnsfÜrst  selber  betheiligt  war.  Grade  ftlr  dieses  Verhältniss  bot 
die  Idee  einer  höchsten  Gerichtsbarkeit  der  Könige  und  ihrer  Curia 
das  beste  Auskunftsmittel.  Die  Geistlichen  luden  den  Gegner  vor 
dieses  Gericht,  und  hier  begann  dann  der  Process.  Natürlich  wiesen 
die  souverainen  Lehnsherren  ein  solches  Verfahren  oft  zurück,  oft 
umgingen  sie  es.  Die  Geistlichkeit  aber  kam  stets  wieder  auf  dieses 
Princip  zurück.  So  schreibt  z.  B.  Fulbert  von  Chartres2) :  «f — ne- 
cessario  mihi  conveniendus  primitus  est  Odo  Comes  (Graf  von 
Champagne,  bei  einer  Bitte  um  Hülfe  gegen  den  Gaufridus  Vice- 
coroes  de  Castno  Dunensi,  Cbateaudtin).  Quod  si  dissrmulaverit, 
restabit  Regit  et  Richardi  (Herzog  der  Normandie)  patrocinia.»  Eben 
so  beschwört  er  den  König,  er  möge  ihm  in  dem  gleichen  Falle 
helfen:  aobsecrando  Comilem  Odonem  et  ei  vestra  regali  auetoritate 
imperando.»  3)  Das  half  selbst  bei  dem  guten  Willen  der  Könige 
oft  wenig  genug.1)    Nur  bei  Streitigkeit  zwischen  den  Communen 

catus  est.»  —  Das  DipL  lleinr.  I.  XV  von  1017  Scr.  Rcr.  XI.  pag.  580 

enthält  einen  solchen  Vergleich. 
«}  Z.  B.  Rob.  Reg.  Dipl.  XXVI.  XLII.  L.  in  Scr.  R.  X.  Henrici  l.  Reg.  Dipl. 

XV.  XX.  Scr.  R.  XL  u.  a.  m. 
«)  Scr.  R.  X.  Ep.  XXV.  Folberli  Carnot.  p.  456. 
«)  Ib.  Ep.  XXVII.  p.  A58. 

4)  Da»  ausführlichste  und  fiir  die  Formlosigkeit  in  der  Praxis  im  Lebnspro- 
zesse  bezeichnendste  Beispiel  ist  das  folgende ,  das  wir  hier  ganz  mit- 
theilen. 

Ein  Lehnsproceis  vom  Jahre  1153  vor  der  Cour  du  Roi,  gehalten  tu  Morel, 
In  Nomine  saneta?  et  individtic  Trinitatis.  Amen. 
LudoYicus  D.  Gr.  Fr.  Rex  et  Dnx  (seil.  Aqnitaniap)  Re^i*  snblimitatis 
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und  der  GeiftUicbkeU  scheinen  die  Könige  riemKeh  entschieden  die 

est  officium,  cos  qui  Jusütiain  subterfugiunt  humiliare,  subditos  el  obe- 
diente»  exaltare,  el  etsdem  ad  integrum  coirservare  jus  suum. 

Netnm  fgilur  fleri  volumus  tarn  prasentibus  quam  fulurrs,  qualitcr 
Gaufridirs  Lingouensis-  cpisropus ,  et  Odo  Dax  Burgundia  in  Curia  nostra 
placitaverftnt  et  ad  quam  form  am  res  perducta  faerit.  Igitur  ad  praflxum 
illi»  a  nobis  diem  apud  Moretnm  venientes,  congregafi»  mullis  Archiepis- 
coprs .  Episcopis ,  ac  Baronibas,  in  prasentia  nostra  Episcopus  sie  exor- 
sirs  est: 

«In-  prino  quaro  a  Domino  Docc,  quare  cum  casatos  Sancti  Mammelis 
homo  non  esset,  et  bonum  feodum  inde  haberet,  placuit  ei  hominium 
nostrnm  derelinqtrere ;  qaatenus  feodum  reddat,  et  qoiequid  prvterea  de 
co  aeeepit. 

Quaro  et  qua?  mihi  abstulit  in  Caslcllione,  capiendo  presbyteros  alios- 
que  homines  nostros  et  res  nostra«;  incendeudo  etiam  villam  qua  vo- 
c*lur  Oce. 

Quaro  etlam  quiequid  foriferit  mihi  Hugo  Daceb  et  socii  ejus, 
eandem  villam  et  alias  incendendo,  bomincs  nostros  ocetdendo,  aliaque 
multa  mala  inferendo;  quia  illud  se  mihi  redditurum  per  manus  Doroini 
ahhatls  Clara  va  Iiis  promisit,  quando  ei  homines  ■suos  qoos  captos  tenebam 
reddidf.  Quiequid  etiam  ip.se  Hugo  et  Compilers  ejus  infra  respectom  quem 
Dominus  Dux  mihi  de  eis  dederat,  forifecerunt. 

Quaro  dimidium  pedagii  quod  aeeipit  in  Castelbone,  quia  sine  mc 
ibi  nihil  debet  habere.  Molendinoa  etiam  qui  super  terram  St.  Mammelis 
violenter  et  sub  exeomraunicatioue  facti  sunt  et  tenentur. 

Varannas  quaro ,  et  alia  muHa  qua)  contra  me  exercent  in  ipso  Castro 
ipse  et  ministri  ejus,  in  nos  contumelias,  capitalia  damtfa.  Et  baec  in 
präsent  i  nominamus. 

Qotero  etiam  villam  Brasi,  et  aliam  qua  dicitur  St.  Johannis ,  qua« 
fn  vadimonio  tenet  sine  assenra  nostro,  cum  sint  de  noslro  feodo. 

Quaro  etiam,  ut  novosmuros  Divionis  destruat ,  quia  abbalias  noslras 
nobis  excludunt  et  soper  terram  nostram  fluni  et  contra  castella  nostra, 
scilicet  Sals  et  TiKcastrum.  Turrim  etiam  Villam  qua*  noeiva  est  nobis, 
et  super  casamentum  nostrum  fundata,  et  contra  Castrum  barg). 

Qaaro  etiam  capitalia  qua  aufert  Canonicis  nostris  in  pago  Divionis 
et  in  exitu  portarum  ejus,  el  dampna  qua  infert  Abbatiis  nostris. 
Ad  hae  dux.') 

Isla  inquit  respondere  yoIo;  tum  quia  quadam  facta  sunt,  antequam 
homo  snus  cssem;  et  poslea  me  in  hominem  reeeprt :  tum  quia  ,  cum  cssem 
homo  ejus,  rectum  mihi  facere  denegavit,  unde  et  hominio  ejus  abrenuo- 
tiavi.  Sed  qnaro  ut  destruat  mihi  calmam  et  fossatum  quod  factum  est 
apud  llussi. 

Ad  hae  epitcopus. 
Quando  homo  mens,  inquit  factus  est,  bonam  fldem  promisit  mihi, 
el  cjjo  bona  Ilde  reeepi  eum  nec  ideo  auferre  mihi  debel  qua  äußert. 
Quod  si  opus  est  aliquid  addere,  dico  quia  salvis  justieiis  meis  reeepi  eum. 

•)  Ks  ist  dies  der  Herzog  Budes  IT.  von  Burgund ,  der  mit  dem  Bischof  ron  Langres, 
Gcoffroi  im  Proces*  war. 
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Obergerichtsbarkeit  behalten  zu  haben ,  da  die  Gommnnes  sich  dem 


Quod  vero  dicit  nie  ei  rectum  denegasse  ,  non  cognosco ;  sed  veritatem 
dicam.  Designavi  ei  diem  in  curia  nostra  jus  faciendi  et  recipiendi.  Veni 
ad  diem.  Ipse  auleiu  non  venit,  sed  nuntios  misit  ul  eis  responderem. 
Mandavi  Herum,  ut  venire!  in  domum  domini  sui.  Reouit.  Et  ego  nuntiis 
respondere :  Caimam  deslruere  nolo,  tum  quia  fraler  mens  eam  asdifiravit 
ipso  Duce  ,  et  iturua  Jerotolimani  in  pace  ab  eo  discessit  utpole  bomo 
suus;  tum  quia  in  vagio  St.  Mammeti  facta  est,  et  ad  cum  nihil  pertinet, 
et  alia  munitio  in  finagio  ejus  prius  fuit  et  propior  Caslellioni. 
Ad  hac  Duo:. 

In  curia  Episcopi  nec  ego  nec  antecessores  mei  placitaverunt  nisi  per 
nuntios,  et  illis  solis  respoudere  fuit  consuetum. 
Ad  hac  Episcopus. 

lllud  tolum  nihil  est,  quia  nec  ego  nec  prasdecessores  mei  nunquam 
nuntiis  Ducum  responderunt  in  placilis ,  nisi  Ducibus  pricsentibus ;  et  ante- 
cessores ejus  in  domo  ipsorum  vocati ,  multociens  placitaverunt.  Et  bic- 
prae  manibus  sunt,  qui  avum  suum  *j  in  domo  Episcopi  Lingonensis  alias 
.itque  alias  placitaro  viderunt,  et  duellum  in  manu  ejus  firmare  ,  et  Lin- 
gonis  deducere.  Simiuter  patrem  ejus  bis  et  ter  Lingonis,  et  Castellioni, 
et  alibi,  multociens.  Iste  etiam  Dux,  qui  praesens  est,  plaritavit  in  domo 
mca  semcl  et  bis. 

Et  contra  Dux. 

Ob  amorem,  iuquil,  factum  est. 
Ad  hac  Epitcoput. 

Non  ob  amorem  tantum,  sed  ob  reverentiam  domini  et  debitum 
homagii.» 

His  dictis ,  ilum  est  ad  judicium.  Sed  judices  de  judicio  alium  diem 
qtia>siveruut.  Et  nos  prefiximus  alinm  diem.  Episcopus  venit.  Dux  com- 
mendavit.  Herum  dedimus  alium  diem.  Episcopus  venit.  Dux  rursus 
comroendavit.  Dedimus  et  tertium.  Episcopus  veuit.  Dux  venire  con- 
tempsit.  liabito  adbuc  consilio,  nuntium  nostruin  uüsimns  ad  Ducem, 
qui  eutn  reperiil  incolumem  et  equitantem ;  et  ipsi  de  parte  nostra  noiui- 
navit  quartum  diem;  ad  quem  venit  Episcopus;  sed  Dux  non  veniens  suum 
roisit  nuntium  qui  eo  solo  excusabat  Dominum  suum  non  venisse,  quod 
tanlas  dietas  facerc  non  poterat. 

Hiis  de  causis  judicio  Curia;  abjudieavimus  Duci  querelas  suas ,  Epi- 
scopo  suas  reddi  debere  judieavimus. 

Quod  ul  ralum  sit  in  posterum,  sigilli  noslri  autoritate  confirmari 
preeepimus. 

Actum  Moreli,  Ann.  Dom.  lncaro.  M.  C.  Kill.     Astantibus  in  palatio 
nostro  quorum  sublitula^a  sunt  nomiua  et  sign«. 
Signum  Guidonis  Bulicularii. 
S.      Matthan  Couslabularii. 
S.      Matlhasi  Camcrarii. 


•)  Der  Grossvater  von  Eudes  II.  ,  Endes  (OUo)  I.,  gestorben  23.  Min  1103  in  Cilicirn 
auf  der  Pilgerfahrt.  Cirtnl.  deLangres  foL  181.   Bnwsel  I.  png.  272—76. 
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Küniglhume  eben  so  unterwarfen,  wie  die  Geistlichen.1]  Immer 
aber  ward  dadurch  die  Vorstellung  gefordert,  dass  im  Grunde 
das  Königthum  das  höchste  Gericht  über  alle  souverainen  Lehnsherren 
habe;  und  einmal  gegeben,  pflanzte  sich  dieser  Gedanke  fort,  bis 
er  in  der  nächsten  Epoche  seinen  innern  festen  Organismus  erhielt. 


Testet  qui  afluerunt.  Hugo  Archiepiscopus  Senonensi*.  Episcpi  Lin- 
gonensis,  Tbeobaldus  Parisientis,  Alanua  Autiaaiodoreuaia,  Bernard  us  arcbi- 
dlaconus  Pariaienaia;  Theodoricua  Galeraooua ,  Adam  Canierarius,  et  alii 
quamplurea. 

Datum  per  maoum  Hugonis  Cancellarii  noalri. 

Hiezu  vergl.  man  die  Verhandlungen  im  Prozeas  des  Königs  Johann 
von  England  im  Jahr  1202  vor  der  Haute  Cour  Philipp  Augüata  wegen  der 
Ermordung  Arthur»,  Grafen  von  Bretagne.  Matlhieu  Paria  bei  Brüssel I., 
331-336. 

')  Hiefllr  führen  wir  das  folgende  Beispiel  an. 

Vrtheil  Ludwigs  des  Dieken  über  den  Streit  der  Commune  von  Soissons 
und  Qoscelins ,  Bischofs  von  Soissons. 

Ludov.  D.  Gr.  Francorum  Rex  G.  cjusdem  gratia  venerabili  Sueaaio- 
nenai,  Episcopo,  omnibusque  aucceaaoribua  ejua  canonice  substituendia  in 
pcrpetuum  salutem  et  graliam  nuslram. 

Quooiam  ad  tutelam  ecelesiarum ,  regni  gubernacula  a  Deo  noa  sus- 
cepissc  cognovimua,  oportet  ut  qua;  tempore  noalro  ad  quielem  ecclosite 
(tu»)  peregimus,  ad  noütiam  tarn  prasaentium  quam  futurorum  custodia: 
Uterarnm  commendemua ;  ut  quod  a  nobia  factum  eat  Semper  ratum  per- 
maneat  et  aucceaaorea  noatri  Reges  exemplo  noatro  ad  quielem  ecele- 
siarum operam  deuL 

Contigit  ob  pacem  patriae  noa  in  civitate  Sueaaioncnai  communiam  con- 
stituisse  de  hominibua  iUia  qui  eo  die  domum  aut  plateam  habebant  infra 
terminoa  urbia  et  auburbium  ejua,  eiaque  quaedam  gravamina  dimisimus 
guet  a  dominis  suis  patitbantur ,  unde  et  ipaia  carUm  feeimua.  Verum 
noatra  emnnitate  content!  non  fuerunt,  imo  super  te  et  auper  eccleaiam 
episcopalem  ceterasque  eccleaiaa  tibi  eommissaa  liberoaque  hominea,  mulla 
quie  a  nobia  non  aeeeperant,  temerarie  occupaverunt.  Scilicct,  quod  "viros 
et  feminas  eilra  communiam  per  eonjugia  alterius  persona  qua«  erat  in 
communia,  dominis  suis  auferebant ,  ipsisque  nolenlibua,  in  communia 
retinebant. 

Item .  quod  eccleaiia  et  liberis  hominibua  terrarum  suarum  JusUciaa 
auferebant;  adeo  ut,  ai  homo  de  Juaticia  eorum  per  eoa  jua  exequi  con- 
temneret,  rea  contemtoris  super  terras  suas,  terrarum  dominis,  communia 
prohibente,  aeeipere  non  liceret. 

Item  si  bomo  communis)  in  villia  extra  communiam  habitaret ,  talliaa 
et  corvadas  qua»  terra  debebat  et  celeri  aecob»  persolvebant ,  violentiam 
dominis  terrarum  inferente  communia ,  peraolvere  negligebant. 

Item  si  hominea  ,  qui  non  eranl  de  communia,  annonam ,  vel  vinum, 
vel  cetera,  in  terria  ecelesiarum  vel  liberorum  hominum  inter  civitatem  vel 
auburbia  pooerent,  ut  ibi  salvas  lierent  aut  si  ad  mercatum  afTerrenl,  talliaa 
inde  exigebant 
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Auf  dies«  Weise  zeigt  sieh  in  der  gerichtlichen  Thtttigkett  der 
Könige  derselbe  Cbaracter,  den  wir  in  dem  Königthum  überhaupt 
gefunden  haben.  Ihren  wirklichen  Inhalt  hat  dieselbe  nur  an  dem 
Lehntreckt  und  dem  Lehnsbesitz  der  Könige,  aber  die  Idee  des  Kö- 
higthums  geht  schon  über  die  tiräozen  desselben  hinaus.  Nur  ist 
dieses  Königthum  ein  ganz  unbestimmtes;  es  hat  weder  besondere 
Rechte,  noch  eine  eigene  Anerkennung;  es  raaagell  ihm  alle  or- 
ganische Einrichtung,  und  seine  Wirksamkeit  ist  deshalb  zufällig, 


Item  portagia  qua;  de  feodo  Episcopi  Casati  tenebant,  eoa  aecipere 
prohibobanl. 

Item  jle  infraeturis  cot  er  i  »quo  fortsfactis  qnas  in  terris  itifraeoramuniaiu 
fiebant  propler  emendationem  dominis  plus  quam  V  sol.  persolvi  oon 
permittehant. 

Item  Tcro  pro  forlfacto  communis  hominem  sl  volebanl,  totuni  redi- 
niebanl. 

Item  in  pervaturia  fpropositura)  Epiaeopi  et  infra  domo*  ejus,  eonrentus 
suos  faciebant;  et  in  magna  curiacaptoscuos,  uotente  Episcopo,  incarcerabant. 

Be  his  omnibus  tu  G.  Episcope  et  ecclesia  tua  clamorem  pencs  nos 
deposuisti  dteque  inter  vos  et  communiam  statuta ,  ad  St.  Germ.  d.  Loja 
convenislis.  Ibique  curiss  nostra  judicio  decretum  est,  communiam  supra- 
dirla  orania  usurpasse;  fldomque  dederunt  in  pra*scntia  noslra ,  tarn  Lootus 
Major  quam  ceteri  Jurati  qui  ibi  aderant ,  se  hujusmodi  nunqoam  Usur- 
pator os.  Retiqua  quoque  pars  Communis  quas  Suessionf  erat  in  prsasentia 
Willelmi  pinceruas  nostri  quem  pro  nobis  misimas  idem  aftiduciavit. 

Hoc  tarnen  pro  pace  atrimqite  coooessum  est ,  quod  Simone  de  com- 
munia  ejecto,  qui  totius  mali  causa  extilerat,  homtaes  ot  femina?  qui  contra 
statuta  in  communialuncrecepti  eranl,  rbi  remanerent,  covtpositione  tali :  quod 
unum  de  liberis  suis  tu  potettatem  dominorum  worum  extra  communiam 
maritarent :  et  de  forifacto  oommuiiiss  ultra  LX.  sot.  absque  voWintate  do- 
.  minorum  quorum  homines  vel  hospiles  sunt,  aecipere  non  poterunt ;  domini 
rero  terrarum ,  quantura  forWaclum  portat  aoefpere  m  potestatc  habebunt ; 
aut  sine  clamore  communis  res  forisfaclorum  «uper  lerras  auat  quantuui 
forisfactum  fert .  aecipere. 

Qua?  vero  isla  ut  irrefragaöfliter  ab  eis  in  potior  um  teneantwr  «ne  et 
L.  fliium  meum  et  Alicem  reginam,  conjngem  meam  et  Comitem  R. ,  tibi 
et  ecclesüs  obsides  dediderunt. 

Quod  nc  possit  a  posteris  inflrmari ,  sigiiii  nostri  autoritate  (et)  uomiois 
caractero  sublerfirmaviraus. 

Actum  Laudunl,  Ann.  incarn.  ▼erbt  M.  C.  XXKVI.,  regni  Jioatr«  &K1X., 
L.  fitio  in  regem  coronato  IIII.o 

Astantibus  in  palatio  nostro,  quornm  nomini  »ubtltulata  sunt  et  signa. 

Signum  R.  Comitis  et  dapMeri  nostri. 

5.  G.  Botkoiarii. 

6.  Hujjonis  Conslabularit. 
S.      Hngonls  Camerarii. 

Data  per  manum  Stcphani  CaRcellarH. 
Brüssel  I.  pag.  179.  ff.    Marteuue  Ampi.  ColL  I.  748. 
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beschränkt  und  bestritten.  E»  wird  nicht  möglich  sein,  Genaueres 
im  Allgemeinen  anzugeben ;  jede  festere  Begriffsbestimmung  würde 
Momente  in  diese  Zeit  hereintragen,  die  erst  der  folgenden  ge- 
hören. — 

Schon  hieraus  ergibt  sich  ,  dass  man  diese  Epoche  nicht  zeitlich 
genau  begrenzen  kann.  Gegen  das  Ende  des  12.  Jahrhunderts  be- 
ginnen im  allgemeinen  die  neuen  Elemente  sich  zu  entwickeln. 


Zweite  Epoche« 

Die  Ausbildung  des  neuen  Königthums,    Das  12.  und  13. 

Jahrhundert. 


A.    Wesen  dieser  Entwicklung. 

Anerkannt  ist  es  in  der  ganzen  französischen  Geschichte,  dass 
hauptsächlich  das  13.  Jahrhundert  der  Zeitpunkt  ist,  in  welchem 
die  neue  Gestalt  der  Dinge,  die  von  da  an  über  Frankreich  herr- 
schen soll ,  entschieden  begründet  wird,  und  dass  grade  das  König- 
thum der  Träger  dieser  Entwicklung  ist.  Indem  wir  nun  den 
äusseren  Verlauf  der  Dinge  zur  Seite  lassen,  wollen  wir  versuchen 
anzudeuten,  was  eigentlich  in  dieser  Zeit  im  inneren  Leben  Frank- 
reichs, die  kommenden  Zeiten  bedingend,  vor  sich  geht. 

Hier  nun  weisen  wir  zunächst  zurück  auf  die  vorige  Epoche. 
Das  Königthum  ist  schon  in  jener  Zeit  mit  eigentümlichem  Wesen 
dem  Lehnsrecht  gegenüber  gestellt;  es  ist  durch  seine  Rückwei- 
sung  auf  frühere  Zustände  so  wie  durch  seinen  nothwendigen  und 
unvertilgbaren  Inhalt  der  einzige  Vertreter  der  wahren,  von  Besitz 
und  Willkühr  der  Einzelnen  unabhängigen  Staatsidee.  Zugleich 
aber  ist  es  in  fast  ununlerscheidbarer  Weise  verschmolzen  mit  dem 
LehnsfÜrstentbura ;  das  sich  innerlich  Widersprechende  ist  eine 
flusserliche  Einheit  und  selbst  die  Grenzen  des  Gegensatzes  sind 
nicht  allenthalben  mehr  klar  festzustellen. 

Von  jenen  beiden  Seiten,  die  der  königliche  Lehnsherzog  der 
Isle  de  France  in  sich  vereinigt,  bat  nun  offenbar  nur  das  eigent- 
liche königliche  Recht  eine  weitergreifende  Bedeutung.  Dem  lebns- 
herrlicben  Recht  stand  gleiches  Recht  und  gleiche  Macht  auf  allen 
Seiten  entgegen ;  nur  das  Künigtbum  war  ein  einziges  und  wahr- 
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haft  selbstständiges.  Die  Notwendigkeit  der  Entwicklung  einer 
wahren  Staalsidee  und  alles  dessjenigen,  was  sich  an  sie  anschließt 
ist  daher  identisch  mit  der  Entwicklung  des  Königthuras;  und  die- 
ses letztere  eben  selbstständig  für  sich  gedacht,  bildet  mit  seiner 
Geschichte  die  Aufgabe  des  Folgenden. 

Da  nun  aber  jenes  Königlhum  in  jeder  Weise  andre  Grund- 
lagen und  andre  Aufgaben  hat,  wie  das  Lehnswesen,  und  dennoch 
im  Beginn  ganz  auf  sich  selbst  beschränkt  und  für  sich  dasleheud, 
einein  Kampfe  mit  jenem  Hechle  nicht  gewachsen  ist,  so  scheidet 
dasselbe  sich  zunächst  ab  und  beginnt  nun  innerhalb  seiner  eignen 
Sphäre  sein  eigentümliches  Leben  zu  entfalten.  Hier  herrscht  es 
norh  allein;  es  kann  ungestört  seine  Forderungen  aufstellen  und 
seine  Bedürfnisse  befriedigen;  und  je  entschiedener  es  seine  Ab- 
schliessung  durchführt,  desto  klarer  wird  ihm  sein  eignes  Wesen, 
seine  Aufgabe  und  das  Mittel  werden  ,  sich  das  Princip  des  Lehns- 
wesens unterzuordnen.  Grade  diese  Zeit  nun,  in  welcher  es  auf 
diese  Weise  als  ein  abgeschlossener  Theil  des  Ganzen  dem  Lehns- 
wesen gegenüber  dasteht  und  sich  innerhalb  eigner  Grenzen  mit 
eignem  Princip  zu  organisiren  und  auszufüllen  strebt,  ist  die  Zeit 
der  vorliegenden  Epoche.  Allerdings  greifen  schon  jetzt  manche 
Verhältnisse  und  Grundsätze  des  Lehnsrechts  in  dasselbe  hinein, 
und  manche  andre  werden  ihm  assirailirt,  auch  entsteht  hie  und 
da  schon  ein  Kampf  zwischen  jenen  beiden  Gestaltungen  des  Rechts 
und  des  Staats ;  doch  ist  noch  kein  Bewusslsein  über  den  Gegen- 
satz und  über  die  unvermeidliche  Zukunft  desselben  den  kommen- 
den entscheidenden  Kampf  vorhanden.  Das  Königthum  steht  ftlr 
sich  und  in  diesem  Fürsichstehen  haben  wir  es  zu  betrachten. 

Die  erste  Frage  ist  nun  dabei,  iu  welcher  Weise  sich  die  äussere 
Grenze  für  diese  neue  Entwicklung  bestimmt  hat.  Und  hier  ist  es, 
wo  wir  aufs  neue  die  Bedeutung  eines  oft  gebrauchten  Begriffes 
aufnehmen  raüsseu,  des  Besitzes.  Indem  nämlich  der  Besitz  auch 
für  die  Könige,  wenn  auch  nicht  für  das  Königthum,  das  Inne- 
haben der  Hoheitsrechte  bedingte,  konnte  das  Königthum  zunächst 
nur  innerhalb  dieses  königlichen  Besitzes  eine  wirkliche  Entwick- 
lung gewinnen.  Wie  dieses  geschehen,  wird  das  folgende  genauer 
andeuten.  Von  diesem  Punkte  aus  aber  erhäli  die  Geschichte  des 
königlichen  Domanialbesitzcs  eine  eben  so  grosse  Wichtigkeit  für  das 
Königthum  der  französischen  Welt  und  für  seinen  Organismus,  wie 
für  das  der  germanischen  Zeit ;  es  wird  dieselbe  das  Bedingende 
für  alles,  was  geschieht  und  fordert  daher  eine  bei  weitem  genauere 
Beachtung  als  ihr  bisher  geworden  ist. 

Dann  aber  fragt  es  sich,  was  für  jene  Entwicklung  des  inneren 
Wesens  des  Königthums,  dem  Lehnsrecht  und  seiner  Organisation 
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gegenüber,  das  eigentlich  Characterislische  ist.  Und  wie  wir  für 
die  äusserliche  Gestalt  des  Königthums  ein  bisher  vernachlässigtes 
Moment  an  die  Spitze  stellen  raussten,  so  wird  ein  Gleiches  fiir 
diese  inneren  notbwendig  werden. 

Setzt  man  nämlich  das  Königlhum  als  den  Träger  der  absoluten 
Staatsidee  f  so  ist  damit  allerdings  die  Selbstherrlichkeit  des  Staates 
verwirklicht  und  der  König  ist  der  Vertreter  der  allgemeinen  Per- 
sönlichkeit in  semer  einzelnen  Person.  Allein  der  Staat  ist  nicht 
blos  die  Einheit  flir  alles,  was  er  umfassl,  sondern  er  ist  zugleich 
ffir  das  Einzelne,  das  einzelne  Verhältnis*,  den  einzelnen  Ort,  das 
einzelne  Recht,  die  höchste  Verwirklichung  seiner  Aufgaben,  gleicn- 
sam  der  Verwalter  des  allgemeinen  Lebens  in  der  besonderen  Sphäre. 
Wie  nun  erst  die  Mannigfaltigkeit  und  Menge  dieser  besonderen 
Sphären  den  Staat  erfüllen,  so  wird  dem  Königthuine  seine  Err 
föllung  erst  dadurch  werden,  dass  es,  wie  es  den  König  hinstellt 
als  den  Vertreter  der  allgemeinen  Persönlichkeit  und  ihrer  Maje- 
stät Oberhaupt,  nun  auch  die  einzelnen  Lebenssphären  des  Staats 
mit  den  einzelnen  Vertretern  und  Trägern  der  besonderen  Staats- 
aufgaben erfüllt  und  sich  aneignet.  Diese  Innehaber  der,  in  ein- 
zelne Organe  besonderten,  Staatsgewalt  sind  die  beamteten;  als  Ein- 
heit im  Begriffe  des  Staats  sind  sie  der  Amtsorganismus ,  und,  um- 
geben Und  getragen  von  diesem  Amtsorganismus  entsteht  jetzt  der 
Begriff  des  organischen  Königthums. 

Dass  nun,  und  wie  sich  jenes  das  Königthum  erfüllende  fteam- 
tenthum  vom  Principe  des  Lehnswesens  unterscheidet,  bedarf  hier 
nur  einer  Andeutung.  Da  es  selber  nichts  ist,  als  die  Vollziehung 
des  Königthums  nnd  des  absoluten  Staats  im  Gebiete  seiner  ein- 
zelnen Verhältnisse,  so  ist  es  wie  jene  seinem  Wesen  nach  vom 
Besitze  Unabhängig  und  führt  sein  Recht  auf  das  ideelle  Dasein 
der  Idee  des  Staats  zurück.  Es  hat  mithin  auch  dem  Lehnswesen 
gegenüber  keine  andere  Stellung,  als  das  Königthum  selber;  und 
so  ergibt  es  sich  aus  der  Natur  der  Sache,  dass  es  nicht  blos  die 
organische  Erfüllung  des  Königlhums,  sondern  zugleich  der  Orga- 
nismus ist,  dnreh  welchen  das  Königlhum  seinen  Kampf  mit  dem 
Lehnswesen  beginnt  und  vollendet. 

Diese  beiden  Momente  mithin  ,  der  Besitz  und  das  ßeamten- 
thum  Sind  es,  an  denen  das  französische  Königlhum  dieser  Epoche 
sich  und  sein  selbstständiges  Leben  entwickelt.  Wie  sie  demselben 
Gedanken  gehören,  so  bedingen  und  durchdringen  sie  sich  nun 
auch  gegenseitig,  entstehen  ah  einander,  erhalten  sich  durch  ein- 
ander, und  damit  geschieht  da'S  ärt  sich  notwendige,  dass  in  der 
VeYScUfflelzuntf  beider  das  höhere,  innere  das  untergeordnete  äussere 
sich  endlich  unterwirft',  und,  anfänglich  von  ihm  erzeugt,  zuletzt 
WwaMaif  «.  Stria,  fraai.  StoaU-  wd  Rechtlich.  Bd.  III.  24 
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dasselbe  nur  noch  als  ein  Moment  an  sich  selber  hinstellt.  In  dem 
Beamtenthum  der  königlichen  Herrschaft  erscheint  daher  zuerst, 
mitten  unter  der  Identität  von  Besitz  und  Staatshoheit  das  Lehns- 
wesen, die  vom  Besitze  unabhängige,  .selbstständige  Macht  des 
Staats  in  ihrer  Verwirklichung;  und  von  diesem  Beamtenlhum  aus 
wird  demselben  der  Sieg  über  jenen  Grundgedanken  der  ganzen 
bisherigen  Epoche  gewonnen. 

D esshalb  haben  wir  nun  auch  für  das  Folgende  diesen  Begriff 
und  seine  Geschichte  zum  Mittelpunkte  unsrer  Darstellung  zu  ma- 
chen. Da  aber  mit  ihm  die  Idee  des  Staats  sich  zu  weiterem  Um- 
fange entfaltet,  so  ergeben  sich  in  derselben  einzelne  Abtheilungen, 
deren  allgemeinstes  Verhältniss  wir  an  die  Spitze  stellen. 

Die  erste  Gestalt  des  neuen  Beamtenthums,  die  Amtmann- 
schaften, haben  ihre  wesentliche  Bedeutung  darin,  dass  sie,  als 
örtliche  Abtbeilungen,  die  einzelnen  Verhältnisse,  Ansprüche  und 
Weiterbildungen  des  Königlhums  den  Einzelnen  im  Lehnswesen 
gegenüber  vertreten.  Die  zweite  Gestalt  desselben ,  das  Parlament, 
fasst  die  allgemeine  Stellung  des  Königthums,  sein  Verhältniss  zum 
ganzen  Lande  und  zum  herrschenden  Principe  des  Lehnswesens 
selber  in  sich  zusammen.  Die  dritte  oder  die  eigentlich  königliche 
Gewalt,  die  Einheit  der  beiden  ersten  Formen  des  Königthums, 
hat  es  zur  Aufgabe ,  die  Macht  des  individuellen  Königs  als  eine 
eigenthümliche  der  Macht  und  dem  Recht  des  Lehnsßirstenthums 
gegenüber  hinzustellen.  Alle  diese  Seiten  zugleich  arbeitend  und 
in  einander  greifend ,  erzeugen  die  Stellung  des  Königlhums ,  mit 
der  es  nun  in  die  Kämpfe  der  folgenden  Epoche  hineintritt. 

Dass  nun  dieses  Bild  des  neuen  organischen  Königthums  eben 
so  wenig  für  den  besonderen  Gegenstand  unseres  Werkes,  Slrafrecht 
und  Verfahren  gleichgültig  ist ,  wie  es  die  Verfassung  dtis  Lehns- 
wesens für  das  peinliche  und  processuale  Recht  dieser  Periode  ge- 
wesen, bedarf  keiner  Erläuterung.  Doch  glauben  wir  Eine  Be- 
merkung vorherschicken  zu  müssen.  Wie  jedes  Rechtsgebiet  be- 
ruht auch  das  Strafrecht  und  das  Verfahren  nicht  auf  einer  Samm- 
lung einzelner  Bestimmungen,  sondern  beide  gehen  in  ihrer  ganzen 
Gestaltung  aus  Einem  Grundgedanken  hervor,  und  jede  Darstellung 
derselben  wird  durch  ihn  erst  ihre  Einheit  erhalten  können.  Ist 
nun  das  Königthum  der  Keim  des  neuen  Staates,  den  es  alimählig 
auf  jedem  Punkte  zu  erfüllen  sieht;  so  wird  dasselbe  auch  für 
unsern  Gegenstand  seine  wesentlichste  Bedeutung  in  dem  neuen 
Principe  haben,  mit  dem  es  Strafrecht  und  Verfahren  umgestaltet. 
Darauf  beruht  die  Verbindung  des  Wesens  des  Königlhums  mit  der 
Geschichte  dieser  beiden  Gebiete.  Der  Organismut  des  Königlhums 
dagegen  hat  seine  Aufgabe  darin,  jene  durch  das  Wesen  des  letz- 
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teren  bedingte  neue  Form  des  Rechts  im  Leben  des  Volkes  zu 
verwirklichen.  Damit  man  diese  Entwicklung  im  Thatsächlichen  der 
damaligen  Zustände  neben  der  abstracten  des  Princips  zugleich  er- 
kenne, haben  wir  die  Darstellung  des  neuen  königlichen  Organis- 
mus mit  aufgenommen;  und  zwar  schien  uns  das  um  so  passender, 
als  wenigstens  die  Form  desselben  bis  zur  Revolution  in  allen 
Hauptsachen  die  Grundform  der  Gerichtsverfassung  Frankreichs  ge- 
blieben ist. 

B.    Das  organische  Königthum. 

/.    Baillages  und  Seneschaussies. 
(Amtmannschaften.) 

Die  Amtmannschaflen ,  als  der  erste  Körper  des  neu  entste- 
henden Königthums,  haben  allerdings  von  jeher  in  der  Rechtsge- 
schichtsschreibung einen  wichtigen  Platz  eingenommen.  Doch  hat 
man  hier  gewöhnlich  das,  worauf  es  hauptsächlich  ankommt,  den 
inneren  Gegensatz  jener  Institute  zum  Lehnswesen,  und  den  inneren 
Organismus  der  Amtmannschaft  als  ein  Ganzes  nicht  hinreichend 
hervorgehoben.  Wir  bemerken  daher  als  Einleitung  zu  der  fol- 
genden kurzen  Darstellung  zweierlei.  Zuerst,  dass  man  gleichsam 
als  den  Boden,  auf  welchen  dieses  neue  Institut  hingepflanzt  wird, 
den  im  ersten  Theil  beschriebenen  Zustand  der  Lehnsverfassung  gegen- 
wärtig vor  Augen  haben  muss;  ohne  das  Bewusstsein  einer  leben- 
digen und  weder  im  Allgemeinen  noch  im  Einzelnen  je  ruhenden 
Wechselwirkung  kann  die  Bedeutung  und  die  Gestalt  der  könig- 
lichen Amtmannschaften  des  13.  Jahrhunderts  niemals  recht  klar 
werden.  Daun  müssen  zweitens  die  folgenden  einzelnen  Aemter  in 
der  Amtmannscbaft  zusaromengedacht  werden  als  ein  Organismus, 
der  sich  erst  bilden  will  und  dessen  Glieder  daher  noch  keines- 
wegs mit  ihren  gegenseitigen  Grenzen  und  Rechten  ganz  abge- 
schlossen haben.  —  Dass  man  dabei  endlich  das  Bildende  und 
Treibende  der  Entwicklung  dieser  Zeit  mehr  in  der  Natur  der  Ver- 
hältnisse als  in  den  Gesetzgebungen  zu  suchen  hat ,  bedarf  keiner 
genauem  Bemerkung. 

Die  Amtmannschaflen  enthalten  nun  im  Wesentlichen  folgende 
Organisation. 

a.   Die  Bai  Iii  t  und  Senesehaux. 
(AmlmMnner.) 

Die  Entstehung  der  Baillis  gehört  zu  den  dunkelsten  Punkten 
in  der  französischen  Rechtsgeschichte.  Gewiss  ist,  dass  sie  plötz- 
lich im  sogenannten  Testamente  Phil,  Augusts  von  1190  auftreten. 
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Hier  erscheinen  sie  aber  (a.  1.  2.)  keinesweges  als  ganz  *nu  Aem- 
ter,  soadern  es  ist  aus  der  Fassung  der  Ord.  klar,  dass  schon 
früher  auch  unter  den  Königen  solche  baillivi  da  gewesen  sein 
müssen.  Wir  sind  aber  nicht  im  Stande  genauer  anzugeben,  was 
sie  eigentlich  früher  bedeutet  haben.  In  jedem  Falle  ist  es  in- 
dessen nicht  zu  bezweifeln,  dass  durch  die  obige  Ord.  Tür  sie  eine 
neue  und  ihnen  eigentümliche  Wirksamkeit  verliehen  worden  ist. 
Der  Umfang  und  die  Bedeutung  derselben  geht  aber  weit  klarer 
aus  der  Gerichtsverfassung  des  reinen  Lehnskönigthuras,  als  aus 
den  kurzen  Worten  jenes  Gesetzes  hervor. 

Wir  haben  oben  gesehen,  wie  die  Curia  Regis,  ein  ganz  ge- 
wöhnlicher Lehnsgerichtshof,  von  den  Königen  selber  abgehalten 
wurde.  Zu  diesen  Sitzungen  kamen  dann  natürlich  alle  Parteien, 
die  entweder  direct  vor  der  Cour  de  Baronnie  oder  durch  Schel- 
tung an  dieselbe  gelangt  waren.  Auch  entschied  der  König  als 
Lehnsherr  über  vieles,  was  nicht  unter  einer  Cour  de  Baron  stand, 
sondern  unmittelbar  seine  eigenen  Domainen  betraf,  und  daher  der 
Cour  de  Baronnie  nicht  zufallen  konnte.  Solche  Sitzungen  hielten 
die  Könige,  wie  gesagt,  so  oft  es  nölhig  war  und  an  dem  grade 
passenden  Orte.  Durch  die  Vermischung  der  Geschäfte  ward  es 
schwer,  bestimmte  Scheidung  zwischen  den  verschiedenen  Gerich- 
ten aufrecht  zu  halten;  auch  ward  das  Bedörfhiss  darnach  nicht 
gefühlt,  da  der  König  für  alle,  wenn  auch  nicht  grade  in  gleicher 
Weise,  der  oberste  Gerichtsherr  war. 

Nun  aber  geschah  es,  dass  Philipp  August  sich  zum  Kreuz- 
zuge rüstete  und  das  Land  mithin  verlassen  musste.  Natürlich  war 
es  während  seiner  Abwesenheit  nicht  möglich,  die  gerichtliche 
Thätigkeit  des  Königs  gänzlich  aufzugeben.  Bis  dahin  hatte  alles 
auf  seiner  Gegenwart  und  seinem  Willen  beruht;  jetzt  zwangen 
ihn  die  Verhältnisse,  an  seine  Stelle  Stellvertreter  zu  setzen,  die 
den  königlichen  Antheil  in  den  Gerichten  und  ihrer  Wirksamkeit 
übernehmen  und  zugleich  die  Verwaltung  der  königlichen  Domänen 
leiten  konnten.  Diese  Stellvertreter  sind  nun  die  Baillit,  welche 
durch  die  obige  Ordnung  eingesetzt  worden. 

Aus  diesem  Ursprung  der  Baillis,  deren  Amtssprengel  die  Bail- 
lage  genau  bezeichnet  war,  geht  nun  bei  genauerer  Betrachtung 
die  ganze  Stellung  derselben,  wie  sie  anfänglich  gewesen,  hervor. 
Man  hat  auch  hier  zu  oft  die  folgende  Zeit  gleich  auf  den  Beginn  die- 
ses Instituts  übertragen  und  daher  sich  das  Bild  der  eigentlichen 
Entwicklung  ihrer  Macht  verwirrt.  Es  ist  aber  kaum  zu  bezwei- 
feln, dass  die  anfänglichen  Baillis  bei  weitem  unbedeutender  wa- 
ren wie  die  Baillis  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts. 

Scheidet  man  nämlich  die  eigentliche  Domaine  du  Roi  oder 
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das  Gebiet,  über  welches  der  König  Grundherr  war,  von  seinem 
Lehnsgebiet,  so  ergibt  sieb  nach  den  früheren  Ausführungen ,  dass 
über  das  erstere  die  Rechte  desselben  wesentlich  andere  gewesen 
sind,  als  über  das  zweite.  Bis  dahin  waren  beide  nicht  geschieden 
worden.  Nun  aber  zeigen  die  Worte  der  Ord.  mit  entscheidender 
Klarheit,  dass  die  Raiiiis  unter  Phil.  August  nur  für  das  Gericht 
und  die  Verwaltung  der  Domaines  du  Roi  —  die  potestates  des 
Königs  (a.  1.)  als  oberste  Behörde  eingesetzt  sind  und  also  mit  den 
Freiherren  der  Isle  de  France  und  ihrem  Gericht  nichts  zu  thun 
hatten.  Die  Bailtage  ist  daher  ursprünglich  der  durch  den  könig- 
liehen Grundbesitz  gebildete  Gerichtssprengel  in  einem  bestimmten  Landes* 
gebiet,  der  von  freiherrlicbem  und  kirchlichem  Gebiet  auf  alle  Weise 
durchbrochen  sein  konnte. 

Innerhalb  dieser  Baillage  nun  war  die  Aufgabe  der  Baillis  eine 
sehr  einfache.  Sie  sollen  monatlich  an  einem  bestimmten  Tage  eine 
öffentliche  Sitzung  halten  —  assisia,  in  der  alle  unmittelbaren  Man- 
nen des  Königß  «reeipient  jus  suura  per  eos»  und  in  denen  die 
Bussen  auferlegt,  erhoben  und  protocollirt  werden  (a.  2.)  Davon 
ward  später  Rechenschaft  abgelegt.  —  Dies  sind  nun  die  ursprüng- 
lichen oder  amtlichen  Assises  des  Baillis  in  ihrer  anfanglichen  Ge- 
stalt. Wirft  man  einen  Blick  zurück  auf  die  Gerichtsverfassung 
des  Lehnswesens,  so  entsprechen  sie  zum  Theil  der  Cour  du  Ba- 
ron, zum  Theil  auch  der  Cour  de  l'homme ,  zum  Theil  der  Cour 
des  hommes.  Der  ersten,  weil  sie  für  die  mililes  des  Königs  die 
Stelle  des  königlichen  Baron  vertraten,  der  zweiten,  weil  diese 
Assises  zugleich  auch  für  die  blossen  Mittelfroien  da  waren,  der 
drillen,  weil  die  Beisitzer  aus  dem  Volke  selbst  genommen  wur- 
den. Ausgeschlossen  aber  sind  noch  die  eigentlichen  Freiherren, 
die  Barons  selber;  diese  haben  ihr  Recht  und  ihre  Verfassung  für 
sich  sowohl  als  Stand  betrachtet,  als  auch  innerhalb  ihrer  Baronie. 
Sie  sind  noch  am  Ende  des  Jahrhunderls  souverain  in  ihrem  frei- 
herrlichen Gebiete. 

Trotz  der  Beschränkung  der  Baillis  auf  diesen  Kreis  der  eigent- 
lichen Grundberrlichkeit  des  Königs  in  einem  Lehnsgebiete  desselben 
lässt  sich  dennoch  der  zweifache  Characler  ihrer  Stellung  nicht 
verkennen.  Ihr  Recht  beruht  zwar  auf  jener  Domänenqualität  des 
Grundbesitzes,  dessen  oberste  Verwaltung  und  gerichtliche  Compe- 
tenz  sie  haben;  aber  schon  hier  sind  die  Stufen  der  Lehnsgerichts- 
verfassung in  diesem  neuen  Gericht  ohne  weitere  Unterscheidung 
vermischt,  und  der  Boilli  hat  dasselbe  Amt  für  die  verschiedenen  Stände 
in  sich  vereinigt  als  Träger  der  gemeinsamen  Oberherrlichkeit  für 
alle.    In  diesem  Verhältniss  ist  die  Grundlage  der  folgenden  Stel- 
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lung  und  Thätigkeit  der  BaillU  gegeben,  und  der  Anfang  zu  einem 
Beamtensytteme  gemacht. 

Vergleicht  man  indessen  diesen  Amtssprengel  der  ursprüng- 
lichen Baillis  mit  dem  Rechte  des  Lehnswesens,  so  ergibt  sich, 
"  dass  ihre  Stellung  noch  wesentlich  auf  dem  Grundbesitze  und  dem 
lehnsherrlichen  Recht  des  Königs  beruht;  es  gibt  daher  noch  keine 
Baillis  auuerhalb  der  königlichen  Domänen,  und  mochten  sie  nun 
Beamtete  sein  oder  blosse  lehnsrechtliche  Mandatare  des  könig- 
lichen Herzogs.  Die  lehnsrechtliche  Fides  mit  dem  lehnsrecht- 
lichen  Homagium  band  die  Insassen  an  ihre  Gewalt;  es  ist  nur 
eine  andre  Form  in  der  Lehnsherrlichkeit,  kein  anderes  Princip  in 
derselben. 

Der  Hauptschritt  zu  fernerer  Entwicklung  musste  demnach  in 
dem  Augenblick  geschehen ,  wo  die  Baillis  nun  auch  die  Freiherren 
der  Lehnsherrschaften  in  den  Kreis  ihrer  Amtsgewalt  hineinzogen. 
Diesen  Zeilpunkt  hat  man  nie  genug  herausgehoben.  Wir  können 
ihn  hier  nur  kurz  andeuten. 

Als  nämlich  nach  den  Albigenser-Kriegen  die  Könige  ihre  gros- 
sen Besitzungen  in  Languedoc  erwarben  und  Ludwig  VIII.  nicht 
etwa  mehr  einzelne  Herrschaften,  sondern  die  Herrschaft  selber 
von  Amaury,  von  Monifort  über  die  beiden  Seneschausseen  von 
Beaucaire  und  Carcassonne  übertragen  ward,  denen  die  anderen 
folgten,  machte  die  Entfernung  vom  Norden  die  persönliche  Ab- 
haltung der  Cour  de  ßaronnie  in  diesen  Lehnsfürstenlhümern  unmög- 
lich. Die  Einsetzung  eines  Baillis  in  der  bisherigen  Weise  aber 
reichte  fiir  die  Stellvertretung  nicht  aus,  weil  der  Bailli  noch  kein 
Recht  zur  Berufung  der  Freiherren  besass.  Da  nun  dennoch  die 
Stellvertretung  des  Königs  als  Lehnsforsten  nothwendig  blieb,  so 
setzte  man  hier  zuerst  die  Seneschalle  ein,  die  als  ein  altes  Lehns- 
arat  die  Rechte  und  Pflichten  des  LehnsfUrsten  fibernahmen.  Hierin 
sehen  wir  den  anfänglich  gewiss  sehr  bestimmten  Unterschied  der 
Baillis  und  Seneschaux;  nur  die  letzleren  haben  die  souverainen 
Freiherrn  unter  sich,  und  ihnen  ward  daher  die  Stellung  des  Königs 
als  obersten  Lehnsherrn  oder  Lehmßrsten  übertragen,  dem  die 
Freiherrn  durch  die  blos  fürstliche  Fides,  nicht  durch  Homagium 
gebunden  waren.  Sie  hatten  das  mit  den  allen  Baillis  gemein,  dass 
sie  Beamtete  waren ;  aber  in  ihrer  Stellung  geht  nun  zum  erstenmal 
das  Amt  über  die  Domänen  des  Königs  hinaus  und  umfasst  das 
ganze  Lehnsgebiet.  Demnach  sind  jetzt,  als  Vertreter  des  Fürsten 
und  als  Innehaber  seiner  Lehnsherrlichkeit  sowerain  wie  er  selber, 
wenn  auch  nur  in  seinem  Namen;  und  daher  schreibt  sich  die 
schon  im  13.  Jahrhundert  gebräuchliche  Bezeichnung  der  neuen 
Baillis  und  Seneschaux  als  souverains,  souverains  du  Ueu,  d.  h. 
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Innehaber  der  freiherrlichen  oder  fürstlichen  Souverainetät  im  Na- 
men des  Königs. 

Unierdessen  gingen  nun  auch  im  Norden  die  Erwerbungen  der 
Könige  weiter.  Jedoch  waren  dieselben  keineswegs  allenthalben 
gleich.  An  einigen  Orten  succedirten  dieselben  in  ganze  Lehns- 
herrscbaften,  an  anderen  nur  in  einzelne  Grundstücke,  an  noch 
anderen  wurden  sie  förmlich  als  Vasallen  belehnt.  Natürlich  war 
es  für  sie  dadurch  unmöglich,  an  allen  Punkten  persönlich  ihren 
lehnsherrlichen  Pflichten  vorzustehen.  Nun  fanden  sie  das  Institut 
der  Baillis  für  den  Norden  schon  vor.  Es  lag  daher  nahe,  diesen  all- 
mählig  alles  zu  übertragen,  was  dem  Könige  zukam;  und  wo  der  König 
in  ein  lehnsfürstliches  Recht  über  souveraine  Freiherren  succedirte, 
übergab  man  den  alten  Baillis  neben  ihrer  freiherrlichen  Stellung 
nach  dem  Beispiel  der  Seneschälle  im  Süden  nun  auch  die  Rechte 
der  Stellvertretung  des  eigentlichen  Lehnspirsten ,  oder  die  Verwal- 
tung alles  desjenigen  ,  was  dem  Könige  als  Lehnsfürslen  über  die 
Freiherren  zustand.  Auf  diese  Weise  trat  das  Amt  der  Baillis  nach 
dem  Vorgange  der  Seneschaux  in  das  zweite  und  wichtigste  Sta- 
dium seiner  Entwicklung;  es  ward  ein  königliches  und  ein  Lehnt- 
filrttenamt  zugleich. 

So  kam  es  mithin,  dass  sich  in  schrittweiser  Entwicklung 
das  Amt  dieser  Epoche  auf  der  einen  Seile  Örtlich  über  das  ganze 
Land,  auf  der  anderen  rechtlich  über  alle  Stände  auszudehnen  be- 
gann. Nur  muss  man  sich  diese  Weiterbildung  der  alten  Baillages 
nicht  als  gleichzeitig,  noch  weniger  als  gleichmässig  denken. 

An  vielen  Orten  nämlich  gewannen  die  Könige  mit  dem  Grund- 
besitze zugleich  die  oberste  Lehnsherrschaft  und  mithin  das  Recht, 
das  der  bisherige  Lehnsfürst  über  die  Barone  gehabt  hatte.  In 
diesen  Lehnsgebieten  hätten  die  Baillis  gleich  von  Anfang  die  zwei- 
fache Aufgabe,  die  wir  angegeben,  das  Kronamt  der  allen  Baillis 
und  das  Lehnsamt  der  Seneschaux  zu  verwalten.  An  anderem 
dagegen  besassen  die  Könige  nur  einen  kleinen  Grundbesitz  und 
die  umwohnenden  Freiherrn  blieben  in  ihrem  früheren  Lehnsnexus 
zu  ihrem  alten  Lehnsherrn.  Der  Bailli  an  einem  solchen  Orte 
halte  daher  auch  ursprünglich  kein  Recht  über  diese  Barone. 
Allein  es  war  unvermeidlich,  dass  derselbe,  seinem  Namen  und 
seiner  Stellung  nach  dem  ersteren  gleich,  nicht  den  Versuch  machen 
sollte,  sich  zu  demselben  Recht  emporzuarbeiten.  Das  erfüllte  sich 
aber  langsam  und  erst  im  Verlaufe  des  13.  Jahrhunderts.  Während 
dieser  Zeit  muss  man  daher  zuerst  die  verschiedenen  Classen  der 
Baillis  und  die  verschiedenen  Verfassungen  derselben  unterscheiden. 
Diese  sind  nun  dreifacher  Gestalt. 
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Zuerst  kann  der  Bailli  im  Lehnsgebiet  nur  das  Recht  des 
obersten  Lehnsherrn  zu  verwalten  haben.  In  diesem  Falle  bleibt 
die  $anzc  alte  Lehnsverfassung,  wie  sie  früher  dargestellt  ist;  der 
Bailli  hat  nichts  zu  thun  ,  als  die  Freiherren  oder  die  homines 
auf  dieselbe  Weise  zu  berufen,  wie  dies  sonst  der  Lehnsherr  selbst 
gethan  haben  würde,  und  dem  Gericht  oder  der  Versammlung 
vorzüsitzen  und  die  etwaigen  Verhandlungen  zu  leiten.  Wo  das 
geschieht,  da  bleiben  die  alten  Assists  des  Lehnsgebietes  ganz  in 
ihrer  frünern  Gestalt,  an  ihnen  nehmen  nur  die  Theil,  die  nach 
Lehnrecht  urtbeilen  können  ;  die  Pairschaft  ist  das  bestimmende  Prin7 
eip,  und  das  Verfahren  in  diesen  Assises  ist  demnach  auch  ganz. das 
Verfahren  des  alten  Lehnrechts.  Diese  Assises  sind  demnach  we- 
sentlich verschieden  von  den  Assises  des  ßajllis ,  deren  wir  schon 
erwäuntj  sie  hiessen  deshalb  auch  nicht  Assises  des  Baillis,  sondern 
Aßsises  des  Chevaliers.  Beaumanoir  ■)  gibt  von  ihnen  ein  deutliches 
Bild.  Er  nennt  sie  die  Assises  «u  on  juge  par  homes;»  hier  soll 
der  Bailli  den  Vorsitz  führen  f  «prendre  les  paroles  de  cex  qui 
pledent;»  dann  frägt  er  sie,  ganz  wie  der  Vorsitzende  Lehnsherr, 
as'il  voelent  oj'r  droit  selonc  lor  paroles;»  antworten  sie  «Sjre, 
oil,»  so  muss  er  die  horames  «conlaitidre  qu'il  facent  le  jugement» 
auf  dieselbe  Weise,  wie  dies  im  Lehnsverfahren  gesagt  ist.  Eben 
so  ist  er  nicht  gezwungen ,  mit  zu  urtheilcn  —  «aineois  doivenl  eslre 
fet  tout  IL  jugement  par  les  homes  de  le  cort  de  fief;»  und  es  versteht 
sich,  dass  alsdann  für  eiu  solches  Urtheil  auch  alle  Folgen  ein- 
traten ,  die  fiir  ein  eigentliches  Lehnsui  theil  gellen. 

Die  zweite  Form  der  Baillage  ist  nun  diejenige,  die  blosse  Do- 
mänen zu  verwalten  bat  mit  Millelfreien  und  Edlen  auf  unfreiem 
oder  mitlelfreiem  Grunde,  und  deren  Verfassung  die  eigentlichen 
Assises  des  Baillis  bilden.  Beaum.  nennt  sie  diejenigen,  «u  on  fei 
les  jugemens  par  le  bailli.»  Wir  haben  schon  angegeben ,  wie  dieses 
neue  Gericht  der  Baillage  entstanden  ist.  Der  Grundsatz,  den  das 
Testament  Philipp  Augusts  dafür  aufstellt ,  hat  sich  als  der  diesem 
Amt  angemessene  erhalten ;  Beaumanoirs  Ausdrücke  weisen  seine 
Forldauer  nach:  «il  doit  apeler  a  son  conseil  des  plus  sages  et  feie 
le  jugement  par  lor  conseil.»  Es  ist  der  wesentliche  Unterschied  zwi- 
schen beiden  Assises  klar  genug;  das  Recht,  an  dem  Gericht  Theil  zu 
nehmen  beruht  bqi  den  Assises  des  Chevaliers  auf  dem  Lehnsrechl 
der  ritterlichen  Pairs  ,  bei  den  Assises  des  Baillis  auf  der  Berufung  , 
der  Baillis;  die  Zahl  im  ersten  Falle  auf  der  Menge  der  freiherr- 
lichen Grundbesitzer,  im  zweiten  auf  dem  Ermessen  der  Beamteten; 
das  Urtheil  und  seine  Abfassung  endlich  im  ersten  Gericht  ,  auf  den 
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Bimmen  der  Beisitzer,  in  dem  zweiten  nur  auf  ihrem  Rath.  So 
stehen  ,  wie  man  es  deutlich  erkennt-,  zwei  wesentliche  verschie- 
dene Gerich IsHüi per  neben  einander,  in  denen  die  Stellung  des 
Vorsilzers  eine  durchaus  andere  ist.  Dass  in  dem  letzten  Falle 
die  Macht  des  Baillis  eine  bei  weitem  grossere  sein  mussle,  wie  in 
dem  ers leren ,  und.  dass  daher  die  Baillis  selber  auf  alle  Weise 
darnach  strebten  ,  ihre  Assjses  an  die  Stelle  der  ritterlichen  Assises 
zu  setzen.,  bedarf  keiner  Erklärung. 

Für  dieses  nun  gab  der  dritte  Fall  die  leichteste  Gelegenheit. 
Es  war  nämlich  zuerst,  wie  früher  schon  dargestellt,  die  Scheiduug 
der  Stände  noch  im  Werden  ;  dann  aber  kam  es  auch  hauüg  vor, 
dass  derselbe  Bailli  oder  Scneschal  beide  obigen  Stellungen  zugleich 
einnahm;  und, ganz,  gewiss  ist  das,  wo  es  nicht  wie  im  Süden  gleich 
anfangs  der  Fall  war,  allmählig  entstanden.  Alsdann  war  das  erste, 
was  geschah  ,  freilich  eine  einfache  Trennung  beider  Thäligkeiten 
Das  heisst,  der  Bailli  hielt  als  Vertreter  der  lehntherrlicktn  Hechte 
des  Königs  seine  Assises  de  Chevaliers  oder  des  horames,  und  als 
Beamteter,  des  Grundherrn  seine  Assises  du  Bailli,  oft  zu  gleicher 
Zeit,  und  neben  einander,  in  beiden  aber  mit  ganz  verschiedener 
Stellung.  Wie  naiv  sich  zum  Theil  die  Baillis  dabei  verhielten, 
zeigt  eine  Stelle  ßeaumanoirs,  die  ohne  jenes  Verhältniss  nicht  er- 
klärt werden  kann.  Wenn  sich  unter  den  hommes  sagt  er, ')  Streit 
erhebt  über  das  von  ihnen  zu  fällende  Urlheil,  und  «quantil  riotent 
trop  —  les  avons  nos  lai$$i6$,  et  alions  tenir  nos  ples  en  lant  qu'il  se 
debatoient  a  fere  le  jugement,  et  ce  pot  bien  fere  Ii  baillix.»  Die 
ples ,  von  denen  hier  die  Rede  ist,  können  nur  die  eigentlichen 
Assises  des  Baillis  sein;  das  Gericht,  welches  der  Bailli  verlässl; 
weil  er  doch  nicht  gegenwärtig  ist  «au  jugement  fere,»  ist  die 
Assise  de  Chevaliers  in  der  Baillage.  —  Diese  einfache  Trennung 
Hess,  sich  durchführen,  so  lange  die  Gegenstände  selber  einen  be- 
stimmten rechtlichen  Character  hatten.  Wenn  es  sich  nun  aber 
um  allgemeine  Maassregeln  handelte,  so  war  nichts  natürlicher,  als 
dass  die  Baillis  gleichsam  beide  Formen  der  Assises  vereinigten,  und 
damit  eine  ganz  neue  Art  der  Assisis  bildeten,  die  im  eigentlichen 
I^ebnrecbt  gar  keinen  Platz  halle.  Eine  solche  Assise.  wird  schon 
iu  der  Ord.  L.  IX-  von  125'*  dem  Seneschal  von  Beaucaire  aufge- 
geben.2) —  «Si  tarnen  causa  urgens  insliterit,  congreget  senescallus 
consilium,,  nun  suspectum  in  quo  sint  aliqui  de  prmlatis ,  baronibus 
militibus  et  hominibus  bonarum  villarutn ,  cum  quorum  consüio  dictum 


')  B.  I.  32. 

*)  O.  d.  L.  XI.  pag.  330.    Man  hat  in  diesem  Befehl.« den  Ursprung  der 
Troii  Etats  finden  wollen.   (Henau»  Abreg.  chroa.  und  tVelly  2Uai*  V*  136.) 


Digitized  by  Google 


378 


Fra\z.  Staats-  uxd  Rechtsgesch. 


faciat  interdictum.»  Es  ist  allerdings  zu  bemerken,  dass  wir  fiir 
den  Norden  kein  gleiches  Beispiel  nachweisen  können.  Allein  in 
jedem  Falle  zeigt  dasselbe  ,  in  welchem  Sinne  das  Institut  und  das 
Recht  der  Baillis  schon  in  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  aufgefasst 
wurde.  Indessen  standen  sich  dennoch,  auch  bei  etwaiger  Ver- 
einigung beider  obigen  Stellungen  in  Einer  Person,  Princip  und 
Form  beider  Assises  grade  im  Norden  noch  bestimmt  entgegen ; 
und  an  diesem  inneren  Gegensatz  bei  äusserlicher  Vereinigung  be- 
ginnt nun  diejenige  Bewegung,  die  dem  Amte  und  der  Stellung 
der  Baillis  ihren  entscheidenden  Gharacter  giebt.  Beschränkt  und 
eingeengt  von  dem  alten  Recht  der  freiherrlichen  Assises  fangen 
sie  an ,  über  die  von  dem  historischen  Recht  ihnen  gegebene 
Basis  hinauszugehen,  und  das  Lehnrecht  dem  Amte  zu  unterwerfen, 
und  da  nun  dieses  von  entscheidender  Wichtigkeit  ist  für  die  ganze 
folgende  Zeit,  so  müssen  wir  die  einzelnen  Punkte  herausheben, 
in  denen  für  die  Gerichtsverfassung  jener  Übergang  durch  die  Baillis 
bewirkt  wurde. 

Denkt  man  sich  nämlich  die  Baillis  zuerst  als  Oberrichter  för 
die  Domaines  du  Roi,  und  neben  diesen  Domaines  die  drei  andern 
Classen  der  Gerichtsgebiete ,  örtlich  sie  berührend,  und  in  mannich- 
fachem  Verkehr,  das  Gebiet  der  Lehnsherren  und  nicht-königlichen 
Vasallen ,  das  der  Städte  und  das  der  Kirche  jedes  mit  seinem  Ge- 
richt und  seiner  Competenz ,  so  konnte  ein  häufiger  Streit  über  die 
Zuständigkeit  unter  diesen  vier  Gerichtsbarkeiten  nicht  ausbleiben. 
Dieser  Streit  war  noch  häufiger  durch  die  Avouerie  und  das  Prin- 
cip dass  fll'aveu  empörte  l'homroe,»  d.  h.  der  Betheiligte  gehört 
der  Gerichtsbarkeit  dessen,  den  er  als  seinen  Lehnsherrn  anerkennt. 
War  schon  die  locale  Grenze  oft  streitig,  so  war  die  persönliche 
durch  diese  Professiones  des  Lehnrechts  es  noch  mehr.  Denn  die 
Beamteten  stellten  den  Grundsatz  auf,  dass  jeder  «bourgeois  ou  raa- 
nant ,  ou  qui  au  Roy  s'avoue  en  l'obeisance  le  Roy» «)  der  Gerichts- 
barkeit des  Königs  gehöre,  und  dass  der  Streit  «a  ä  marchir  au 
Roy.»  *)  Wenn  nun  vor  einem  der  andern  Gerichte  eine  Partei 
plötzlich  sich  dem  Könige  unterthan  erklärte,  so  sandten  die  Baillis 
ohne  weiteres  ihre  gentes  oder  servientes  hin,  und  Hessen  die  Person 
abholen ,  oder,  wenn  es  Grundbesitz  betraf,  belegten  sie  denselben 
mit  Beschlag,  um  über  denselben  vor  ihrem  Gericht  demnächst 
verfahren  zu  können.  Das  hiess  emeUre  en  la  main  le  Roy.»  Dem 
strengen  Recht  nach  hätte  das  erst  eintreten  müssen,  wenn  die 
Competenz  schon  entschieden  gewesen  wäre;  allein  die  Baillis 


>)  Et.  de  St.  L.  II.  19. 
a)  Et.  de  St.  L.  II.  3.  19. 
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tbaten  es  ohne  weiteres,  und  um  den  Widerspruch  zu  vermeiden, 
begannen  sie  den  Grundsatz  aufzustellen  ,  dass  durch  vorläufige  Be- 
schlagnahme von  ihrer  Seile  im  Namen  des  Königs  niemand  in  seinem 
Recht  gestört  oder  angegriffen  werde,  oder  oque  le  Roy  ne  desai- 
sist  nulliii  que  Ii  Roy  n'emporte  pas  sesine  de  autrui.o1)  Schon 
im  13.  Jahrhundert  wird  dieses  Recht  der  Beamteten  darauf  als  auf 
seinen  letzten  Grund  gestützt:  dass  der  König  aest  souverain  es 
choses  temporieux.»2)  Auf  diese  Weise  griffen  die  Baillis  hinein  in 
die  Lehnsgerichtsbarkeit;  und  wenn  gleich  einzelne  Fälle  abändernde 
Entscheidungen  vor  dem  Parlamente  fanden,  vor  dem  sie  fortwährend 
wegen  ähnlicher  Uebergrifle  von  den  Betheiligten  verklagt  wurden, 
so  ging  doch  im  Allgemeinen  ihre  Gewalt  einer  solchen  Ausbreitung 
entgegen ,  dass  an  vielen  Orten  schon  im  13.  Jahrhunderl  der  Sieg 
für  sie  entschieden  war. 

Das  ward  nun  wesentlich  unterstützt  durch  das  zweite  Ver- 
hältniss.  Dieselben  Baillis  nämlich  als  Vertreter  des  königlichen 
Rechts  hatten  auch  für  alle  unteren,  übrigens  selbstständigen  Ge- 
richte das  Recht  der  haute  justice ,  von  dem  früher  geredet  ist. 
Durch  dieses  Recht  fielen  ihnen  und  ihrer  Entscheidung  zunächst 
die  Fälle  zu,  die  wir  oben  bezeichnet  haben;  nicht  blos  die  Aus- 
übung des  Blutbannes ,  sondern  auch  die  Appellationen ,  die  früher 
an  das  Gericht  des  eigentlichen  Lehnsherrn  gegangen  waren.  Na- 
türlich stellten  sie  sich  und  ihr  Gericht  deshalb  über  die  hasse 
justice,  und  nahe  lag  es  grade  für  sie,  jenes  Oberaufsichtsrecht ,  das 
den  zweiten  Inhalt  der  baute  justice  bildete,  in  seinem  ganzen 
Umfang  auszuüben ,  oder  vielmehr  ihm  den  Umfang  zu  geben,  den 
sie  wollten.  Hier  nun  trat  ein  Verhältniss  ein,  das  erst  in  der 
folgenden  Periode  seine  rechte  Entwicklung  fand.  Da  nämlich  die 
Grenzen  des  Rechts  der  haute  justice  nirgends  recht  fest  bestimmt 
waren,  so  begannen  die  königlichen  Richter,  alle  die  Falle,  die  nicht 
speciell  in  den  Privileges  ausgedrückt  waren,  oder  von  welchem 
es  irgendwie  zweifelhaft  sein  konnte,  ob  sie  der  einen  oder  andern 
Stufe  der  Justice  angehörten,  der  Justice  des  Königs  zu  unterwer- 
fen; das  ist  der  Ursprung  der  Cas  royaux,  die  mit  dem  H*  Jahr- 
hundert zu  einem  förmlichen  System  erhoben  wurden.  Sie  kommen 
allerdings  dem  Namen  nach  noch  nicht  vor  in  der  vorliegenden 
Epoche;  dennoch  findet  sich  die  Sache  schon  in  einer  Reihe  von 
einzelnen  Bestimmungen  ,  deren  wir  unten  erwähnen  werden. 

Der  dritte  Punkt,  von  welchem  der  Kampf  dieser  amtlichen 
Gewalt  gegen  das  Lehnrecht  ausging,  wendet  sich  dem  souverainen 


2)  Ib.  II.  13.  3. 
8)  Ib.  II.  13. 
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Gericht'  der  Freiherren  selber  zu.  Da  die  Gerichtsbarkeit  und  ihre 
Souveräne töt  auf  das  engste  mit  der  Freiheit  des  Besitzes  zusam- 
menhing, so  war  ein  unmittelbarer  Eingriff  der  Baillis  in  die  Ver- 
fassung und  Verwaltung  des  Gerichts  der  Barone  nicht  wohl  mög- 
lich; eben  so  wenig  vermochten  sie  es,  die  Streitigkeiten  dieser 
Herren  ihrem  Gericht  zu  unterwerfen  ,  da  dieselben  sich  an  das 
Parlament  als  an  ihre  Cour  des  pairs  wandten,  (s.  unten.)  Sie 
rousslen  daher  auf  einem  Umwege  dahin  gelangen ,  ihr  Recht  Ober 
die  selbstständigen  Cours  des  Barons  auszudehnen.  Man  kann  den- 
selben in  der  That  nicht  einfacher  bezeichnen ,  als  mit  den  Worten 
der  Quellen  selbst.  aCoustume,»  sagt  Beaum.,*)  est  Ii  quens  (conte 
—  der  so u veraine  Gerichtsherr  überhaupt)  tenu  a  garder,  et  fera 
Ii  garder  &  ses  souges  que  nus  ne  le  corrumpe ;  et  se  Ii  quens 
meismes  le$  voloit  corrompre  <w  sonffrir  que  eles  fussent  corrompues,  ne 
le  devroit  pa$  Ii  rois  souffrir,  ear  il  est  tenus  d  garder  et  a  ferr  garder 
les  coustumes  de  son  royaume.n  Ganz  gleich  sagt  de  Fontaines  3) 
ovoir.  au  Roy  a  qui  les  costumes  el  paix  sunt  a  garder  et  a 
faire  tenir,»  was  Beauim')  an  einer  andern  Stelle  so  ausdrückt, 
«que  Ii  rois  est  souverains  par  dessus  tous  et  a  de  son  droit  le  giniral 
garde  dou  royaume.»  Von  diesem  Princip  aus  war  es  leicht,  auch 
die  souveraine  Gerichtsbarkeit  der  höchsten  Lehnsherren  als  der 
des  Königs  unterworfen  darzustellen.  Zunächst  freilich  ward  dies 
durch  das  Parlament  vermittelt;  allein  die  Vorgänge  des  folgenden 
Jahrbunderls  zeigen,  dass  auch  die  Baillis  sehr  wohl  verstanden 
dies  königliche  Recht  gegen  die  freien  Herren  geltend  zu  machen. 

Das  Mittel,  dessen  sie  sich  zu  diesem  Zweck  bedienten,  ist 
nun  eins  der  bezeichnendsten  für  den  ganzen  Zustand  dieser  Zeit 
und  höchst  cbaracteristisch  insbesondere  für  die  Stellung,  welche 
die  neuen  Beamtelen  sich  selber  schufen.  Die  Selbsthitifc  des  Lehn- 
rechts ,  von  der  früher  geredet  ist ,  sieht  in  absolutem  Widerspruch 
mit  jeder  organischen  Einheit  des  Staalslebens;  Die  erste  Folge  de* 
Auftretens  der  Beamteten  in  Frankreich  war  daher  der  Versuch, 
diese  Selbslhülfe  als  rechtswidrig  hinzustellen.  Nun  war  sie  aber 
das  nach  dem  Fehderecht  keineswegs ;  das  Lehnsgericht  konnte  da- 
her in  keiner  seiner  Instanzen  gegen  dieselbe  auftreten.  Deshalb 
traten  hier  KOnigthum  und  Beamtete  gleichsam  mit  gemeinschaftlicher 
Thätigkeit  zusammen.  Ludwig  IX.  machte  den  ersten  Versuch, 
die  Fehde  gesetzlich  zu  verbieten ;  auf  den  Grund  dieser  gesetzlichen 
Bestimmungen  schufen  die  Beamteten  hier  geradezu  einen  ganz 
neuen  Begriff,  den  der  Nouvelle  deseissinet  trouble,  foree,  —  oder  de» 

V  Besam,  ch.  XXIV.  2. 

2)  de  Font.  ch.  XXII.  25.  Am*,  v.  Marnier  XXII.  32. 
•*)  Beanm.  ch.  XXXIV. 
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der  gewaltsamen  Besitzstörung  überhaupt.  Diese  galt  als  ein  Unrecht 
nur  vor  dem  Gericht  dieser  Beamteten,  und  daraus  entstand  der 
RechtssaU,  dass  für  alle  gewaltsame  Besitzstörung  der  Bailti  als 
Vertreter  des  Königs  allein  eompetent  sei.  Durch  diesen  eigentüm- 
lichen Besitzprooess  des  französischen  Rechts ,  dessen  Verfahren 
später  dargestellt  werden  soll,  ward  nun  keineswegs  bloss  die  Rechts- 
ordnung gefördert;  sondern  da  die  Competenz  für  denselben  den 
königlichen  Gerichten  allein  zustand,  so  ergibt  sich,  wie  vielfach 
schon  jetzt  dadurch  den  Baillis  Gelegenheil  gegeben  wurde,  auch 
innerhalb  des  Gebietes  der  hauls  justiciers  eine  ihnen  ausschliesslich 
zustehende  Jurisdiction  zu  erwerben.  De  Foniaiaes  ist  in  Cb.  XXXII. 
der  klarste  Ausdruck  dieses  Verhältnisses  und  seines  Widerspruchs. 
Er  sagt  a.  1.:  «Contre  droit  veulent  tolir  et  tolent  ßaillieu  et  Pre- 
vost  as  nobles  homes  du  pais  le  plail  de  saisines  et  defautes  et 
forces  faictes  es  possessions  de  leurs  Francs  homs,  ki  autres  em- 
plaident,  encore  soient  il  leur  coukant  et  leur  levanl.o  Dennoch 
spricht  er  a.  17.  dem  Bailli  die  plaits  über  oforche  et  desaissine  en 
quelconque  lieu  que  che  soiU  zu;  das  erstere  war  das  Recht, 
das  zweite  der  Zustand  dieser  Zeit.  Weun  daher  durch  die  könig- 
liche Oberaufsicht  die  Souverainelät  der  Lehnsherren  im  Allgemeinen 
angegriffen  ward,  so  begannen  mit  jenen  Besitzprocessen  die  Baillis 
sich  im  Einzelnen  in  diese  Gerich Iskörper  des  Lehnswesens  und 
ihre  Thätigkeit  hineinzudrängen. 

Dieses  sind  nun  (ur  das  13.  Jahrhundert  die  Grundlagen  der 
Stellung  der  Baillies.  Es  geht  aus  denselben  zweierlei  hervor. 
Zuerst  dass  es  gänzlich  verkehrt  ist ,  genau  mit  bestimmter  und 
allgemeiner  Angabe  das  Recht  und  die  Macht  derselben  feststellen 
zu  wollen.  Im  Gegentheil  tritt  uns  auch  hier  das  schon  oft  Aus- 
gesprochene entgegen ,  dass  nur  die  locale  Geschichte  der  einzelnen 
Baillages  im  Stand  sein  wird,  die  Lücken  auszufüllen,  die  wir 
lassen  müssen,  denn  theils  ist  die  Stellung  der  einzelnen  Baillis  in 
ihren  Baillages  je  nach  dem  Umfang  der  Domaines  du  Roy  oder 
der  Macht  und  dem  Recht  der  Barons  und  der  Communes  eine 
verschiedene,  theils  ist  sie  allenthalben  noch  in  ihrer  ersten,  we- 
sentlich formlosen  Entwicklung  begriffen ,  und  eine  andere  am  Ende 
als  am  Anfang  dieser  Epoche. 

Dann  aber  war  grade  durch  diese  Unbestimmtheil  des  Rechts 
der  Amtmänner  ihre  Macht  desto  grösser,  da  sie  nalürlich  das 
lehnsherrliche  Element  in  ihrer  Stellung  gebrauchten,  um  dem 
königlichen  Nachdruck  zu  verschaffen  und  umgekehrt.  Je  tiefer  sie 
aber  auf  diese  Weise  in  die  damaligen  Zustande  und  ihr  Recht 
hineingriffen,  desto  deutlicher  musste  es  ihnen  werden,  dass  die 
alten  Principien  und  Regeln  für  ihre  neuen  Ansprüche  nicht  aus- 
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reichen  konnten.  Wie  eine  neue  Organisation  der  Dinge  vertreten, 
so  mussten  sie  sich ,  selber  aller  Willkühr  feind ,  nach  einem  neuen 
Recht  für  dieselben  umsehen,  da  das  Lehnsrecht  mit  ihrer  Thätigkeit 
fast  durchsiebend  im  directen  Widerspruche  stand.  Grade  hier  war 
es,  wo  ihnen ,  wie  unten  angegeben  werden  soll ,  das  römische 
Recht  mit  seiner  neuen  Welt  von  Begriffen  und  Sätzen  entgegen 
kam;  und  natürlich  war  es,  dass  sie  ihn,  so  wie  sie  es  kennen 
lernten  ,  willig  eine  Heimath  in  ihrer  amtlichen  Stellung  einräum- 
ten. Hierin  liegt  die  weitere  Bedeutung  jener  Amtmannschaften  für 
unsern  Gegenstand ;  denn  auf  diese  Weise  nun  sind  die  Baillis  in 
der  That  die  eigentlichen  Träger  der  neuen  Entwicklung ,  und  man 
kann  daher  ihnen  und  ihrer  Stellung  nicht  genug  Aufmerksamkeit 
zuwenden. 

Indessen  ist  mit  den  Baillis  der  Organismus  der  neuen  könig- 
lichen Aemter  keineswegs  erschöpft.  Die  Baiilagen  bilden  jede  für 
sich  ein  Ganzes,  dessen  übrige  Glieder  von  nicht  viel  geringerer 
Bedeutung  sind.  Und  hier  mUssen  wir  nun  eine,  für  die  richtige 
Beurtheilung  des  Folgenden  nothwendige  Bemerkung  einschalten. 

Als  nämlich  diese  Amtmänner  zuerst  eingesetzt  wurden  in  den 
verschiedenen  Theilen  des  Landes ,  bleiben  natürlich  die  alten  Rechte 
und  Verhältnisse  des  Lehnswesens  zunächst  ganz  in  der  früheren 
Verfassung.    Es  blieben  daher  anfänglich  noch  auch  die  alten  Ge- 
richte und  die  alten  gerichtlichen  Namen  und  Institute;  die  Cha- 
tellains,  die  Vicomtes,  die  Viguiers,  die  alten  Prevots,  die  Cours 
der  Vasallen  ,  die  Gerichte  der  Städte  und  die  der  Kirche.  Die 
Baillage  enthält  mithin  keine  einfache  und  gleiche  Verfassung,  son- 
dern sie  umschliesst  noch  nur  die  Elemente  des  alten  Lehnswesens,  in  so 
weit  sie  dem  Königthum  als  LehnskÖnigthum  angehören.    Allein  in 
diesen  alten  Gerichtsämtern  konnte  das  neue  Recht  seine  Organe 
und  seine  Entwicklung  nicht  finden.    Daher  begann  denn  mit  dem 
Auftreten  der  Baillis  in  Frankreich  sich  eine  neue ,  eigentlich  könig- 
liche Gerichtsverfassung  neben  die  lehnsrechtliche  hinzustellen,  zuerst 
nur  innerhalb  bestimmt  abgeschlossener  Kreise  und  Formen  sich 
bewegend,  dann  im  Kampfe  mit  dem  alten  Organismus  auftretend, 
und  endlich  mit  dem  16.  Jahrhundert  sich  zur  alleinigen  Herrschaft 
emporarbeitend.    Die  vorliegende  Epoche  ist  nun  die ,  in  welcher 
jene  königliche  Gerichtsverfassung  in  den  Baillagen  sich  der  alten 
lehnsrechtlichen  nur  noch  zur  Seile  stellt,  als  ein  mehr  oder  weniger 
von  dem  frühern  Geschiedenes,  das  aber  doch  mancherlei  von  dem- 
selben in  sich  aufnimmt  und  schon  jetzt  gleichfalls  mancherlei  aus 
denselben  sich  unterwirft.  Auf  diese  Weise  haben  mithin  die  neuen 
Amimannschaften  eine  zweifache  Verfassung  zugleich,  denen  beiden 
derselbe  Amtmann,  wenn  auch  aus  anderem  Titel,  vorgesetzt  ist, 
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und  die  zuerst  selbstständig  neben  einander  siebend  sich  hauptsäch- 
lich nur  in  den  Assises  du  Bailli  berühren.  —  Was  nun  die  erste 
und  älteste  oder  die  lehnsrechlliche  betrifft,  so  muss  dieselbe  aus 
der  Darstellung  im  ersten  Theile  zu  dem  Zustand  der  Baillages  im 
13.  Jahrhundert  hinzugedacht  werden.  Die  zweite,  eigentlich  könig- 
liche, bildet  sich  unter  der  Oberleitung  der  Baillis  und  um  sie  und 
ihre  Assises  sich  gruppirend  aus  den  folgenden  Gliedern  derselben. 
Es  versteht  sich  übrigens  leicht ,  dass  in  den  einzelnen  Baillages 
keineswegs  die  Zahl  und  Ordnung  beider  Glassen  von  öffentlichen 
Personen  sich  ganz  gleich  gewesen  sind,  obwohl  schon  jetzt  das 
Königthum  versucht,  sie  mit  Einem  Recht  zu  umfassen.  Darauf 
bezieben  sich  die  oft  vorkommenden  Ausdrücke  in  den  Gerichts- 
oder Amtsordnungen:  aNous  Seneschaux,  Baillis  et  tous  autres  en 
quelque  office  qu'ils  soient,r> »)  —  oder  aSenescalli  et  alii  quicumque 
sub  iptit  tenentet  officio.*  a)  Man  sieht,  dass  die  Mannigfaltigkeit 
derselben  die  einzelne  Aufzählung  hindert,  und  dass  demnach  schon 
hier  das  neue  Gesetz  als  ein  gleiches  für  alle  aufgestellt  werden  soll. 
So  ist  auch  auf  diesem  Punkte  das  13.  Jahrhundert  die  Zeit  der 
Vermischung  und  des  Ueberganges  für  die  beiden  grossen  Rechts- 
formationen; und  wenn  die  Darstellung  sich  gezwungen  sieht,  ana- 
tomisch das  Einzelne  zu  trennen,  so  wird  die  Wirklichkeit  doch 
erst  in  dem  lebendigen  Zusammenfassen  aller  dieser  Momente  wieder 
gegeben. 

Wir  können  uns  nun  in  der  Beschreibung  dieser  neuen  Aemter 
kürzer  fassen,  indem  wir  auf  die  Ausführungen  im  B.  I.  verweisen. 

b.  Die  königlichen  Privots. 
(Vögte.) 

Das  Institut  der  Prevots  ist  kein  neues ,  wie  das  der  Baillis ; 
es  ist  die  Stellung  und  Aufgabe  derselben  in  der  Lehnsverfassung 
schon  früher  angedeutet  worden.  Allein  die  königlichen  Prevots 
dieser  und  der  folgenden  Epoche  scheiden  sich  dennoch  so  cha- 
racteristisch  von  denen  des  Lehnswesens,  dass  man  das  neue  Ele- 
ment in  der  alten  Form  schwerlich  erkennen  wird. 

Während  nämlich  die  älteren  Prevots  nur  die  Verwalter  des 
lehnsherrlichen  Rechts  ihrer  Gewaltsgeber  ,  der  Könige  oder  der 
anderen  Lehnsherren  waren,  sind  die  neuen  Prevotes  durch  die 
Institution  Phil.  Augusts  zu  wirklichen  Regierungsbeamteten  erhoben. 
Sie  sollen  nicht  mehr  blos,  wie  jene,  die  Rechte  und  Ansprüche, 
die  ihrem  Herren  einmal  zustehen,  vertreten  und  verfolgen,  son- 


»)  Ord.  v.  1254.  12.  O.  d.  L.  1.  65. 
*)  Ord.  v.  1256.  a.  1.  O.  d.  JL.  1.  77. 
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dem  sie  werden  geradezu  an  die  Spitze  der  loralen  Interessen  und 
der  Verwaltung  öberhanpt  gesetzt,  —  die  Baiiiis  sollen  (a.  i.)  «per 
singulos  prfepositos  in  potestatibus  nostris  ponant  quatuor  homines 
prudentes,  legitimos  et  botii  tesliraonii ,  sine  quorum,  vel  duorum 
ex  eis  ad  minus  consilio  negotia  villce  non  tractentur.»  Diese  Prevots 
stehen  wieder  unter  dem  Bailli ,  der  stets  die  Aufsiebt  über  sie 
führt,  und  sie  sogar  in  drei  Fälten  absetzen  kann.  Wie  daher  der 
Gemeinderath  an  dem  Pr6vot,  so  haben  die  Prevols  an  dem  Amt- 
mann ihren  amtlichen  Mittelpunkt.  Es  ist  klar,  dass  hier  die  Idee 
der  freien  Gemeindeverfassung,  des  Verwaltungsralhes  und  der 
Oberbehörde  uns  entgegentritt;  das,  was  in  den  andern  Gemeinden 
durch  besondere  Privilegien  gewährt  wird,  ist  für  die  königlichen 
damit  als  allgemeine  gesetzliche  Grundlage  festgestellt.  Die  Gleich- 
förmigkeit dieses  Instituts,  verbunden  mit  der  freiwilligen  Anerken- 
nung der  Geroeindefreiheit  und  der  gemeinsamen  Unterordnung  unter 
die  höhere  Behörde,  die  wieder  unter  dem  Parlamente  stand,  zeigt, 
dass  dasselbe,  nicht  wie  die  übrigen  Prevotes  aus  der  allraäbligen 
historischen  Entwicklung,  sondern  aus  dem  einheitlichen  Gedanken 
eines  Gesetzgebers  hervorgegangen  ist.  Die  königlichen  Prevols 
sind  das  locale  Amt:  sie  sind  die  Form,  in  Welcher  sich  die  Arat- 
mannschaft  in  die  einzelnen  Theile  des  Gebiets  und  die  besonderen 
Interessen  hinein  Zu  verzweigen  beginnt. 

Die  nächste  Aufgabe  dieser  Prevots  war  gewiss  die  Verwaltung 
der  königlichen  Einnahmen  und  Ausgaben,  Buchführung  darüber 
und  Rechnungsablage.  Anfänglich  legten  sie  diese  Rechnung  vor 
der  Rechnungskammer  selber  ab;  seit  12fc9 ,  wo  die  Zahl  derselben 
und  die  Entfernung  von  Paris  zu  sehr  sich  vergrösserten ,  geschah 
das  bei  den  Amtmännern ,  die  dann  für  die  ganze  Baillage  abrech- 
neten. Weniger  weiss  man  von  ihrer  polizeilichen  und  Regieruugs- 
tbiitigkeit.  Die  Amtsordnnngen  aber  lassen  aus  mehr  als  einer  Stelle 
mit  Bestimmtheit  vermuthen,  dass  ihre  Gewalt  trotz  jenes  Gemeinde- 
raths dennoch  so  gross  war,  dass  fast  eben  so  viel  linterschleife 
und  Gewalttätigkeiten  hier  vorkommen ,  wie  in  den  Prövotös  des 
Lebnswesens. ')  —  Was  endlich  die  eigentlich  gerichtliche  Stellung 
derselben  betrifft ,  so  muss  man  für  die  Gerichtsverfassung  dieses 
Jahrhunderts  wohl  drei  Arten  scheiden.  Das  erste  Prevote-Gericht 
war  das  der  ursprünglichen  königlichen  Prevotes,  im  Anfang  de« 
Jahrhunderts.  Obwohl  für  diese  nicht  ausdrücklich  die  obige  Be- 
stellung eines  Gemeinderaths  auf  das  Gericht  der  Gemeinde  bezogen 
ist,  so  leidet  es  doch  schwerlich  begründeten  Z werfe],  das«  dfe 
Justitia  und  ihre  Verwaltung  ganz  so  bebandelt  worden  sind,  wie 


i)  Vgl.  s.  B.  d.  a.  6-9  der  Ord.  v.  «5*. 


Das  organische  Königthum. 


385 


die  übrigen  onegotia  villas.»  Hier  war  daher  der  Prevot  als 
Hichler  mit  den  Beisitzern,  den  prud'homnies  jener  Zeit  das 
Gcmeindcgerichl.  Die  zweite  Art  besieht  aus  den  Gemeinden,  die 
selbst  eine  Charte  hatten.  In  diesen  war  denn  die  Form  des  Ge- 
richts fast  immer  besonders  angegeben;  dahin  gehören  auf  der 
einen  Seite  die  Commune*,  auf  der  andern  die  Gemeinden  mit  Pri- 
vileges, hier  herrscht  eine  grosse  Verschiedenheit  in  der  Besetzung 
der  Gerichte  und  dem  Antheil  der  Prevols  an  ihrer  Thätigkeit, 
wovon  schon  früher  geredet  ist.  Die  dritte  Art  umfasst  die  später 
erworbenen  Prevotes  und  diejenigen,  in  dereu  Charte  keine  Gerichts- 
verfassung angegeben  ist.  Wir  sind  nicht  im  Stande  genau  zu  be- 
stimmen, wie  hier  das  Gericht  gebildet  worden  sein  mag.  Höchst 
wahrscheinlich  aber  haben  diese  Prevols  gleichfalls,  und  zwar  nach 
Ortsrechl,  allenthalben  Beisitzer  gehabt ;  wenigstens  sagt  Beaum.  •) 
ganz  allgemein:  all  souGst  se  I'um  partie  des  horaes  est  au  plet; 
deus  ou  plus  »ans  souspechon  avecquet  le  bailli  ou  avectjues  le  privost.» 
Es  ist  daher  anzunehmen,  dass  im  Laufe  der  Zeit  der  Grundsalz 
Phil.  Augusts  auch  auf  die  neu  erworbenen  Prevotes  übertragen 
wurden  ist. 

Was  nun  Stellung  und  Aufgabe  der  Prevols  in  diesen  Gerichten 
betrifft,  so  ist  dieselbe  im  Kleinen  der  Stellung  der  Baillis  in  den 
eigentlichen  Assises  des  Baillis  im  Grossen  vollkommen  entsprechend. 
Auch  hier  sind  die  Beisitzer  nur  zugegen,  weil  sie  gerufen  werden ; 
das  Gericht  sieht  daher,  wie  in  seiner  Besetzung,  so  auch  in  seiner 
Thätigkeit  unter  dem  Willen  des  Prevots.  Diese  Abhängigkeit  aber 
ist  Air  die  niedere  Stufe  der  Kechtsentwicklung  von  entscheidender 
Wichtigkeit  geworden.  Jene  Prevots  selber  nämlich  hingen  wieder 
von  den  Baillis  ab;  sie  waren  nur  ihnen  für  Verwaltung  und  Re- 
gierung verantwortlich ,  und  die  Appellation  von  ihrem  Gericht 
ging  nicht  an  die  Assises  des  Chevaliers  der  Baillage,  sondern  an 
die  AssUe  du  Baitli.  Alles  das  mithin  ,  was  für  den  Bailli  selber 
seine  Form  der  Verwaltung  und  der  Hecbtsbildung  bedingte ,  ging 
durch  dieses  Verhällniss  zugleich  über  in  den  kleineren  Kreis  der 
Voglei ,  wo  der  Prövol  im  Einzelnen  zu  täglicher  Anwendung 
brachte ,  was  der  Bailli  an  seineu  monatlichen  oder  sechswüchent- 
lichen  Verwaltungstagen  als  allgemeines  Princip  aufstellte.  Auf  die- 
sem Wege  ist  die  Entwicklung  des  Rechts  eine  gemeinsame  zu- 
nächst für  das  königliche  Frankreich  geworden ,  und  grade  in  diesem 
Zusammenschlüssen  der  oberen  und  unleren  Organe  des  Königthums 
beruhte  die  Macht  desselben,  mit  der  es  sich  die  Herrschaft  des 
Lehnswesens  und  die  Ideen  des  Volkes  zugleich  unterwarf.  Ganz 


•)  Beaum.  Ca.  I.  31.  Vgl.  auch  a.  2fl.  27. 
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analog  ist  das  äussere  Verhältnis*.  Auch  jene  königlichen  Prevotes 
waren  innerhalb  der  Baillages  umgeben  von  den  lehnsamtlichen 
Bezirken  der  Chatellains  und  vou  der  kirchlichen  und  der  Com- 
munal-Competenz ;  und  wie  die  Baillis  daher  in  mannichfarhe  Strei- 
tigkeiten  kamen  mit  den  Lehnsherren  selber,  so  hatten  die  Prevots 
jenen  kleinern  nicht-königlichen  Gerichten  gegenüber  einen  bestän- 
digen Kampf  zu  (Uhren ,  von  dem  manche  Spuren  selbst  in  den 
Entscheidungen  des  Parlaments  vorkommen ,  obwohl  gewiss  das 
Meiste  schon  damals  als  gewöhnliche  Erscheinung  nicht  weiter  be- 
achtet ward.  l>ie  Bedeutung  dieser  kleinen  Streitigkeiten  lag  aber 
im  Wesentlichen  darin,  dass ,  weil  die  königlichen  Prevots  gewöhn- 
lich die  angreifende  Partei  waren,  die  Klage  gegen  ihre  übergriffe 
bei  dem  Bailli  gefuhrt  werden  musste.  Das  gewöhnte  auf  der  einen 
Seite  die  Unterbeamten  der  Lehnsherren  in  dem  Bailli  stets  die 
höchste  Behörde  der  Baillage  zu  sehen;  auf  der  anderen  wurden 
sie  gezwungen,  sich  nach  den  Grundsitzen,  die  der  Bailli  für  Ver- 
fahren und  Urlheil  anerkannte ,  richten  zu  lassen. 

c.  Di»  Sergen*  du  Roy. 

An  die  Baillages  und  Prevotes  schliesst  sich  als  unterstes  Glied 
des  Beamtensystems  die  Strgenterie  du  Roy  an.  Auch  diese  ist 
ihrem  Ursprung  nach  aus  der  Lehns Verfassung  in  die  königliche 
hinübergetragen,  und  hat  daher  üusserlich  ganz  denselben  Chai  acter. 
Jeder  Bailli  und  jeder  Pr6vot  hatte  seine  Sergens ,  die  hauptsächlich 
zur  Execution  bestimmt  waren,  sowohl  für  die  Eintreibung  der  Abga- 
ben, als  für  Beschlagnahme  und  Vollstreckung  der  Urtheile.  Ausnahms- 
weise kam  es  auch  vor,  dass  in  ganz  kleinen  Gemeinden,  wie  in 
den  Hospitiis  überhaupt  nur  ein  Sergent  du  Roy  ein  gesellt  war, 
der  dann  gewiss  die  Aufgabe  eines  Polizeimeisters  mit  der  einer 
untersten  Execntivbehörde  vereinigte.  In  welchem  Verhällniss 
diese  Sergens  zn  den  Beamten  standen,  und  wie  sie  von  ihnen  be- 
nutzt wurden  ,  zeigen  am  deutlichsten  die  Vorschriften  der  Amts- 
ordnung von  1254  (a.  17.  18.),  mit  denen  die  französische  von 
1256  (a.  16.)  fast  wörtlich  übereinstimmt.  aEt  Senescalli  autem 
nostri  et  inferiores  baillivi  —  (die  untern  königlichen  Beamten  über- 
haupt ,  wohin  denn  nicht  blos  die  Prevots ,  sondern  auch  die  noch 
vorhandenen  Vicomtes,  Viguiers  und  Chatellains  des  Königs  ge- 
hören; im  französischen  Text  steht  deshalb  auch,  et  autre  official 
que  nous  ayons)  caveant  sibi  a  multitudine  bedellorum  et  quanto 
pauciores  poterint  sint  content!  ad  curie  exequenda  prmcepta,  et  iHos 
nominent  tu  auma  publica  aliter  vero  pro  bedellis  non  habeanlur. 
(18.)  Ubi  autem  bedelli  vel  servientes  ad  remota  loca  mittuntor 
eis  sine  iuperiorum  literii  non  credatur;  et  si  aliter  inventi  fuerint 
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facientes  executiunem  ye\  raandala  nuncielur  Sewcalh »  qui  eqs 
puniat  compclenler.il  (Stall  Seuescallo  hat  4er  franzosische  Texl 
ä  leur  iouccrain  du  lieu;  siebe  oben  über  die  fledeutuog  dieses 
Ausdrucks.)  —  Der  Unterschied  in  der  Stellung  dieser  Königlichen 
Sergens  vou  der  alten  lehnsamtlicbirn  liegt  nun  zunächst  darin,  dass 
die  Sergens  du  llov  nie ,  so  viel  wir  zu  sehen  im  Stande  sind,  als 
blosse  Mandatare  \u  priviilrechllicheu  Verhältnissen  gebraucht  wurden» 
und  dadurch  ihre  oflcnllicbe  und  amiliche  Stellung  sieb  erhielleu  ; 
dazu  ^ain  fls  das.  allgemeinere,  das*  die  Sergenlfric  des  Küntg- 
l)iums,  wie  das  Beamlenlhuni  überhaupt  überall  als  ein  geschlossene? 
Ganze  auftritt;  aueb  hier  gab  die  Eiubeil  und  Gleichförmigkeit  ihrer 
Thätigkpit  den  pin^elupn  seine  grössere  Gewalt»  dem  Ganzen  seine 
dauernde  Hallung»  während  die  allen  Sergents  ihnen  gegenüber 
mebr  und  mehr  den  Characjer  blosser  Privatdigner  der  Gerichts- 
berren  annahmen. 

Schliesslich  ist  noch  eine  Bemerkung  über  den  Ausdruck  fQentet 
RrgUf>,  der  nicht  selten  vorkommt  hinzuzufügen.  l>ie  Genies  Regis 
unterscheiden  sieb  von  den  «ffomin«  llegis,p  deren  auefc  zuweilen 
Erwjpinung  geschieht , ')  auf  das  Bestimmteste ,  ijnjera  die  Höndes 
i|ie  horomes  du  lloy  ganz  im  lebusrpchtjicbeu  Sjnne  sind.  <r«*f*t 
oagegen  sind  die  untergeordneten  Beamteten  tfes  Königtum*  über- 
haupt, ohne  weitere  Unterscheidung  derPrevqta,  $ergenls  und  der 
alten  lehnsköniglichen  Beamteten »  später  auch  der  Procuralores  und 
Advocali  Begis;  es  »sjl  ein  allgemeiner  und  ungenauer  AusflVuck, 
<|er  sich  aus  dem  Obigen  leicht  in  seinen  Inhalt  auOQsM) 

d.  t)i9  Procureprs. 

Die  Stellung  und  rechtsgespbichtlicbe  Bedeutung  Aer  Procnreun 
du  Roy  gebür.l  zu  deuen,  die  uu,r  durch  jsjne  Verschmelzung  der 
verschiedenen  Epopben  in  der  Entwicklung  des  Königlbums  unklar 
geworden  sind.  Für  sie  vor  allem  muss  naaa  das,  }3.  Jahrhundert 
von  dem  14.  scheiden;  denn  erst  im  1^,  Jahrhundert,  werden  sie 
eigentliche  Beamtete,  obwohl  sie  im  13.  Jahrhundert  fiisj,  schon  mit 
demselben  IJmfcmg  ihrer  Thäligkeit  vorkommen.  )Vjr  nehmen  sie 
deshalb  schon  hier  in  unsere  Darstellung  auf,  um  die  historische 
Basis  für  ibrie  Wirksamst  z.u  g«FWeP» 

.Zu^r*t  isl  davon  auszugraben,  d*ss  Mr*p»Auglicb  das  Ins  Ii  tut  der 
^rocuratores  $iu  ganz  al^geinei^cs ,  js^t ,  nz||l  ff^^M^r  Prop^irpurs 

*)  Oefter  in  dem  Olim.  i.  B.  I.  pag.  102.   Enq.  VII.  feg.  UM.  Arr. 

XV.  1354. 

>)  Genf««  domini  Regit  -  in  Arr.  XIII.  1271.  (Ol.  I.  p.  «».)  —  «iftffernnt 
■e  Gentes  Regi«  in  cognitione  jostitUB»  der  Commune  von  CäaiaaiM»  worüber 
Klage  gerührt  wird.  (Ol.  II.  p.  317.)   Arr.  XVIII  v.  12»  u.  a.  a.  O. 
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du  Roy  gar  keine  besonderen,  vor  den  Procureurs  der  Privaten 
sie  auszeichnenden  Qualifikationen  haben.  Das  ganze  Institut  ist 
nämlich  höchst  wahrscheinlich  aus  zwei  Gründen  entstanden,  die 
weil  allgemeiner  sind  als  das  königliche  Interesse.  In  der  alten  Zeit 
hielten  die  Lehnsherren  ihr  Gericht  an  unbestimmten  Orten  und  zu 
unbestimmter  Zeit;  natürlich  war  es,  dass  die  Parteien  danu  war- 
teten, bis  die  Gelegenheit  einem  solchen  sich  zu  stellen,  sich  darbot, 
oder  aber  den  Gerichtsherrn  zur  Berufung  desselben  selber  auffor- 
derten. Als  aber  die  Curia?  allmahlig  an  festen  Orten  und  zu 
fester  Zeit  ihre  Sitzungen  zu  halten  begannen,  konnte  nicht  jeder 
persönlich  sich  einfinden ,  um  seine  Sache  wahrzunehmen.  Man 
begann  daher,  Stellvertreter  zu  stellen.  Es  ist  anzunehmen  ,  dass 
der  Begriff  und  der  Gebrauch  derselben  in  den  geistlichen  Gerichten 
zuerst  vorgekommen  ist,  und  dass  von  ihnen  aus  sich  die  Procu- 
rationes  über  die  Lehnsgerichte  ausgebreitet  haben.  Nur  muss  man 
sie  nicht  als  blos  processuale  Institute  betrachten.  Wir  haben  ge- 
sehen, dass  in  den  Assises  öffentliche  Vornahmen  alter  Art  solennisirt 
wurden.  Für  diese  alle  zugleich  wurden  die  Procurateres  bestellt, 
und  die  Grundsätze,  die  Beaum.1)  über  die  Procureurs  ausspricht, 
zeigen  deutlich,  dass  man  sie  von  Anfang  an  als  Vertreter  aller 
Interessen  ihrer  Gewalthaber  betrachtete.  Man  konnte  nämlich  an 
den  Gerichten  Procureurs  mit  ganz  allgemeiner  Vollmacht  für  alle 
vorkommenden  Fälle  einsetzen  —  wie  Beaum.3)  sagt  —  procureur 
de  procuration  general,  c'est  ä  dire  Ii  quix  procureres  ait  pooir  en 
toutes  let  cozes  que  procureres  doit  avoir»  —  und  einen  «procureur 
especialment  dun*  querele,»  beide  sogar  zu  gleicher  Zeit.  Für  die 
Vollmachten,  ihre  Form  und  ihre  Wirksamkeit  gelten  durchaus. die 
Regeln  des  römischen  Rechts ,  was  auf  canonische  Entstehung  des 
Instituts  hinweist:  nur  dass  die  court  laie  keine  Caution  forderte  wie 
das  geistliche  Gericht ,  sondern  blos  die  Vollmacht  berücksichtigte,3) 
weshalb  denn  auch  schon  im  13.  Jahrhundert  die  Vollmachtsformel 
von  grosser  Wichtigkeit  wurde  ;  Beaum.  theilt  deshalb  selber  a.  4. 
eine  «teneur  d'une  general  procurationo  mit,  um  die  Streitigkeiten  Über 
dieselben  aufzuheben.  Der  Vollmachtgeber  heisst  «seigneur;»  das 
hängt  damit  zusammen,  dass4)  «bons  de  poeste  face  procureur  en 
nul  cat ,  mais  gentix  hons,  religieus,  clercs  et  femmes  le  poent 
fere.i»  Auch  die  Städte  haben  Procureurs;  für  sie  galt  aber  nach 
Beaum.1)  dass  «Quant  vile  de  commune  a  k  fere  —  il  soufist  se  Ii 

<)  Beaum.  Co.  IV. 
*)  Beaum.  11.  a.  26. 
»)  Beaum.  11.  a.  24. 
4)  Beaum.  ib.  a.  31. 
•)  Beaum.  a.  20. 
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mere$  et  deus  de  ses  jure*  y  vont,  car  eil  trois  poent  perdre  011 
gaaigner  por  ie  vife.»  Bei  Städten ,  die  keine  Commune  halten, 
ward  der  Procureur  bestellt  «de  par  le  segneur  q'ri  a  le  justice  de  Ie 
vile  et  par  l'aeort  de  totit  le  commun.1)  Selbst  die  Assises  des  Cheva- 
lier« konnten,  wenn  ihr  Urtheil  gescholten  ward,  und  die  Sache  vor 
die  Assises  des  harons  kam,  hier  Procureurs  stellen,  die  alsdann  die 
ganze  Assise  vertraten  nach  den  Grundsätzen  des  Lehnsprozesses.2) 
Doch  waren  die  Kegeln  im  Allgemeinen  sehr  wenig  festgestellt,  und 
die  Gerichte,  hauptsächlich  das  Parlament,  begannen  schon  in  diesem 
Jahrhundert  einen  eigenen  Stylus  Curia?  hiefür  zu  bilden.3)  Alle 
diese  Procureurs  sind  aber  nur  Sachtealter  und  nicht  eigentliche 
Anwalde  im  heutigen  Sinne  des  Wortes;  denn  dieselben  werden 
dem  ursprünglichen  Princip  nach  nur  zugelassen  «en  deffendant,  non 
en  demandant ;»  die  Klage  muss  die  Partei  selber  erheben;4)  für  An- 
klagen ,  die  einen  ocas  de  erieme»  betrafen,  konnte  auch  als  Ver- 
theidtger  kein  Procureur  auftreten,  sondern  all  convient  qu'il  viengne 
en  cort  en  se  persona* «)  Doch  ward  dieser  (irnndsalz  schon  im 
13.  Jahrhundert  durch  Ausnahmen  gebrochen  ,  die  später  das  ganze 
Institut  der  Procureurs  auch  bei  den  Privaten  der  Oberaufsicht  des 
Rönigtbums  unterwarfen.  Es  kann  nämlich  ein  Procurator  zuge- 
lassen werden  ,  auch  en  demandant  für  die  Anstellung  der  Klage, 
bei  den  Prozessen  der  Kirche  ,  «et  eil  a  qui  les  especiali  graces  sont 
donnees  du  Roy  ou  du  tegneur  qui  tient  en  baronnic.*)  Wir  werden 
in  der  folgenden  Epoche  bei  der  Cuancellerie  du  Roy  auf  diese 
graces  zurückkommen. 

Dieses  sind  nun  die  Grundsätze  für  das  Institut  der  Procureurs 
überhaupt,  von  denen  die  Procureurs  du  Roi  ausgehen.  Es  ist 
ist  schon  von  Biener ?)  bemerkt  worden  ,  dass  in  den  El.  d.  St.  L. 

Beauro.  a.  17. 

2)  In  den  Olim  I.  p.  567  kommt  ein  Fall  vor ,  wo  die  Schöffen  von  ArtoU 
io  der  Curia  Comitis  von  St.  Pol  appeliiren;  darauf  stellen  ipsi  homiues 
qui  judicium  fererant,  adjornati  sex  de  ipsi*  pro  se  procuratores,  wogegen 
die  Schöffen  Einwendungen  erheben.  Sie  werden  aber  abgewiesen  — 
maxime  cum  »eeundvm  consuetudinem  patriee  ,  *i  vadium  super  hoc  daretur, 
per  unum  de  Ais  hominibut  fieret ,  et  non  per  onincs.    Arr.  V.  v.  1263. 

3)  Vgl.  z.  B.  Olim  1.  pag.  700.  Arr.  XXXH.  v.  1267.  Arr.  XXIII.  v.  1268. 
p.  748.  —  «Dclerrainatiim  est  in  hoc  parlamento.»  —  Das  Arret  XX.  von 
1265  pag.  642—43  spricht  bei  der  Bestellung  eines  Procurator  schon  von 
der  Consuetudo  hujus  curia. 

•i)  Bcaum.  a.  31. 
*)  Beaum.  a.  18. 
«)  Beaum.  a.  31. 

7)  Geschichte  des  Inq.-Proi.  p.  198. 
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noch  keine  Procureurs  du  Roi  vorkommen;  oben  so  wenig  treten 
sin  bei  Beaum.  oder  de  Fontaine*  auf.  Dennoch  geschieht  derselben 
in  den  Olirog  schon  Erwähnung;  mit  dem  Jahre  1302  stehen  sie 
als  wirkliche  Beamtete  da,  die  nicht  erst  eingeführt,  sondern  deren 
Rechte  und  Stellung  nur  geordnet  werden.  Dieses  scheinbar  wider- 
sprechende Verhältnis*  beruht  nun  keineswegs  auf  der  Verwaltung 
der  königlichen  Einnahmen,  Eintreibung  von  Gerichtsbussen  und 
ähnlichem,  wie  das  auch  schon  Biener  richtig  erkannt  hat;  denn 
das  war  die  Aufgabe  der  Prevols  und  der  Baillis;  sondern  es  er- 
klärt sich  nur  aus  der  Verfassung  der  Baillages,  auf  die  wir  surtick- 
weisen.  , 

Wo  nirolich  eioe  grau  de  Baillie  war,  in  der  der  Bnillt  die 
Assises  des  cheraliers  als  Vertreter  des  Königs  hielt,  da  blieben 
die  Domaines  du  Roy  als  selbstsländige  Grundbesitzongen  neben  den 
Besitzungen  der  Lehnsherren,  die  gleichfalls  ihre  selbslstündige  Ver- 
waltung halten.  Hier  mithin  konnten  die  Interessen  des  Königs  mit 
dem  Hechle  seiner  hommes  in  Streit  gerathen.  Der  Raiiii  als  Vertreter 
des  Königs  konnte  in  einem  solchen  Streit  nicht  als  Anwalt  oder 
Sachwalter  auftreten,  sondern  musste  sich  darauf  beschränken, 
das  Urlheil,  das  durch  die  hommes,  die  nicht  betheiligt  waren  ge- 
funden ward,  zu  veranlassen.  Der  einfache  Ausweg  leg  daher 
nahe,  dass  der  König  als  Priuaberitxer  für  seine  Domaines  in 
der  Baillie  dasselbe  that,  was  die  übrigen  Lehnsherren  für  ihre 
Besitzungen  und  Rechte  gethan ;  er  stellte  einen  Procmreur,  der  vor- 
kommenden Falles  im  ritterlichen  oder  im  freiherrlichen  Gerichte 
seine  Sache  vertheidigte.  Dies  war  der  Procureur  du  Roy,  procit- 
rator  Regit,  der  sich  mithin  auf  keine  Weise  vor  den  übrigen  Pro- 
curatores  auszeichnete,  und  sogar  an  vielen  Orten  gar  nicht  vor- 
kam ,  weil  der  König  in  den  Baillages  keine  oder  nur  sehr  geringe 
Privatbesitzungen  halte,  wie  z.  B.  dieses  in  Beativoisis  der  Fall 
gewesen  zu  sein  scheint.  Er  hat  daher  in  diesem  Jahrhundert  noch 
gar  keine  öffentliche  und  amtliche  Stellung ,  weil  er  nur  für  das 
Privalinteresse  des  Königs  eingesetzt  ist ;  und  de>halb  geschieht 
seiner  in  den  Quellen  keine  weitere  Erwähnung.  Der  Unterschied 
des  Procureur  du  Roi  in  dieser  und  der  folgenden  Zeit  liegt  mithin 
darin,1)  dass  die  ersteren  nur  noch  Privatprocuratoren  des  Königs 
etat,  während  sie  mit  dem  iU.  Jahrhunderl,  wie  spater  gezeigt 
werden  soft ,  durch  die  Umgestaltung  des  Strafverfahrens  zu  wirk- 


<)  Dim  die  Procnreurs  mit  dem  Jahre  1303  Gehalle  beziehen  ,  ist  unwesent- 
lich. Beaum.  sagt  schon  Ch.  IV.  a.  21. :  die  Procnreurs  überhaupt  «doiTent 
avoir  talaire  toufizant  —  car  nute  france  persone  n'est  tenne  a  serrir  anlre 
por  noient»  (rien). 
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liehen  Staattprocuratoren ,  Vertretern  eines  öffentlichen  Interesses 
werden. 

Dennoch  waren  auch  in  dieser  Epoche  die  Procuralores  keines- 
wegs ohne  Bedeutung  für  die  Kechlsbildung.  Denn  zuerst  beniht 
dieses  ganze  Institut,  wie  schon  gesagt,  nicht  auf  dem  Lehnrecht, 
sondern  auf  dem  römischen  Recht,  und  es  war  daher  natürlich, 
dass  alle  Procureurs  von  vorne  berein  mehr  oder  weniger  Vertreter 
der  Entwicklung  dieses  neuen  Hechts  in  den  Gerichten  wurden* 
Dann  aber  bildeten  die  Procuralores  Kegis  schon  jetzt  ein  Ganzes, 
eingesetzt  von  derselben  Gewalt ,  und  die  Interessen  derselben  Herr- 
schaft auf  den  verschiedensten  Punkten  zugleich  vertretend.  Darin 
war  der  Keim  zu  einer  organischen  Ausbildung  dieses  Instituts,  der 
die  königlichen  Procuratoren  von  den  Privatprocuratoren  wesentlich 
unterschied,  und  ftir  die  ersteren  alloiahlig  eine  selbständige  Stel- 
lung und  eigene  Aufgaben  erzeugen  mussle.  Denn  nirgends  war 
es  am  Ende  möglich,  das  Privatinteresse  des  Königs  von  dem  öffent- 
lichen Hechte  und  der  Idee  des  Königthums  gänzlich  zu  trennen. 

Auf  das  engste  hängt  mit  dem  Institut  und  Recht  der  Procura- 
tores  nun  ein  zweites  zusammen ,  das  wir ,  obwohl  es  gleichfalls 
in  dieser  Epoche  noch  nicht  in  den  amtlichen  und  nicht-amtlichen 
Tbeil  sich  scheidet,  doch  der  Klarheit  wegen  hier  anschliessen 
müssen. 

0.    Die  Advocaten. 

Es  gibt  vielleicht  kein  einziges  Glied  im  ganzen  Rechtsleben 
des  französischen  Volkes,  das  so  wenig  innere  Umgestaltung  er- 
fahren hat,  als  das  der  Adtocatt.  Wir  meinen  natürlich  nicht  die 
Advocati,  die  zum  Schutze  der  Kirche  den  kirchlichen  Körperschaften 
beigeordnet  waren,  sondern  die  eigentlichen  Rechtsanwälde. 

Auch  bei  diesen  bat  die  Untersuchung  nach  der  Bedeutung 
der  Advocati  Regie  wie  bei  den  Procuralores  den  Blick  auf  die  Ent- 
stehung der  Avocats  verwirrt ,  und  das  an  sich  Gleichartige  in  den 
Darstellungen  eher  getrennt,  als  dies  in  der  Wirklichkeit  der  Fall 
gewesen.  Sie  haben  aber  in  allem  Wesentlichen  dasselbe  Verhält- 
niss  und  dieselbe  Entwicklung  durchgemacht  wie  die  Procuratores. 

Blicken  wir  nämlich  auf  den  Lehnsprozess  zurück,  so  ist 
derselbe  keineswegs  ein  einfacher  zu  nennen.  Im  Gegentheil  kom- 
men eine  Menge  von  Punkten  vor,  in  denen  die  Erklärung  der 
Partei  über  den  ganzen  Streit  oder  doch  über  wesentliche  Abschnitte 
desselben  entscheidet.  Ferner  aber  war ,  und  das  mochte  die  Haupt- 
sache sein,  das  Verfahren  durchaus  Öffentlich  und  mündlich;  und 
das  Urtheil  der  Richter  bildete  sich  und  ward  bedingt  durch  den 
Vortrag  der  Parteien  selber.    Auf  die  Kenntniss  des  Prozessganges 


i 

Digitized  by  Goegle 


FnAifz.  Staats-  vm>  Rechtsgesch 


und  auf  die  Hallung  des  Vortrages  kam  daher  alles  an.  Nun  ver- 
steht es  sich ,  dass  nicht  jeder  die  Formalien  genau  kannte ,  und 
eben  so  wenig  einer  sich  fähig  fühlte,  im  mündlichen  und 
Öffentlichen  Vortrage  seine  Sache  recht  klar  zu  machen.  Deshalb 
musste,  so  wie  der  Prozess  selber  allmäblig  feste  Regeln  und  Ver- 
lauf gewann,  das  Bedürfniss  eintreten,  andere  und  geeignete 
Leute  zu  haben  ,  die  jenen  Vortrag  vor  Gericht  an  der  Steile  der 
Parteien  n bei  nahmen.  Daraus  ist  nun  das  Institut  der  Advocaten 
entstanden.  Sie  sind  diejenigen  ,  welche  statt  der  Partei  die  münd- 
liche Verhandlung  der  Sache  cor  Gericht  fUliren. 

Dadurch  ergibt  sich  zunächst  der  Unterschied  der  Adtocati  und 
der  Procureurt.  Die  Procureurs  sind  die  Stellvertreter  der  Parte1 
in  allen  Rechtsgeschäften ,  vertreten  die  Ansprüche  derselben  ausser- 
halb und  innerhalb  des  Gerichts,  vollziehen  die  Gonlracte  ,  über- 
nehmen die  Verteidigung,  kurz  sie  sind  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes  Mandatare  ihres  Gewaltgebers.  Die  Avocats  dagegen  haben 
es  durchaus  nur  zu  thun  mit  der  mündlichen  Vorsprache  der 
Partei ,  dem  wirklichen  Auftreten  im  Gericht.  Es  ist  daher  hier 
schon  ganz  derselbe  Unterschied ,  der  noch  heutigen  Tages  in 
Frankreich  zwischen  Atouis  und  Acocatt  sich  ßrtdet;  die  Procureurs 
sind  in  der  Thal  nichts  anderes  als  die  Avoues  unserer  Zeit,  und 
die  Avocats  haben  genau  dieselbe  Aufgabe,  die  sie  noch  jetzt 
haben.  —  Die  Geschäfte  der  Procureurs  und  der  Avocats  sind  mithin 
keinesweges  dem  Wesen  nach  unvereinbar,  da  sogar  der  eistere 
als  gerichtlicher  Vertheidiger  auftreten  kann.  Allein  durch  die  grosse 
Wichtigkeil  des  mündlichen  Vortrags  bildete  sich  ein  eigener  Stand 
für  denselben,  der  als  solcher  mit  den  Geschäften  sich  nicht  abgibt, 
sondern  sich  ganz  jenem  Vortrage  und  der  eigentlichen  Rechtsver- 
tretung widmet,  und  der,  ganz  angewiesen  auf  das  Studium  des 
Rechts  und  die  Kunst  und  Gabe  mündlicher  Rede,  sich  als  ein 
selbstständiger  neben  allen  übrigen  schon  jetzt  hinzustellen  beginnt. 
Der  Anfang  dieser  Entwicklung  liegt  nuu  im  13.  Jahrhundert. 

Es  ist  nämlich  schwerlich  zu  bezweifeln ,  dass  schon  früher 
unter  bestimmten  Verhältnissen  ein  Fürsprech  oder  Vorsprach  ge- 
richtlich für  eine  Partei  auftreten  konnte;1)  Beanm.  deutet  dies  Recht 
an3)  —  car  autre  gent  sont  qui  bien  poent  pledier  por  autrui  sans 
fere  seremenl  —  si  comme  aueun  plede  sans  atente  de  loier  por 
aueun  de  ton  lignaget  ou  por  aueun  de  ses  souges  ou  por  aueune 
povre  personne  por  l'amour  de  nostre  segneur  (Dieu) ;  toutes  lex  ma- 
nieres  de  gent  doivent  ettre  oy  por  autrui.»  Allein  dieses  sind  noch 


i)  Maurer  Gesch.  d.  Allf.  Ger.  Verf.  g.  44  ff. 
a)  Beatus.  Ch.  V.  Des  Advocus.  a.  5. 
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keine  Avocats.  Der  Stand  der  Advocaten  entsteht  erst  mit  dem 
Gedanken,  dass  derselbe  eine  öffentliche  Stellung  ein  «office»  sei, 
wie  es  schon  hei  Beaum.  heisst.  An  diesen  Gedanken  schliesst  sich 
der  Grundsatz ,  dass  joder  Advocal  einen  Schwur  abzuleisten  hat, 
dass  er  ose  maintenra  en  l'uflice  bien  et  loialment ,  et  qu'il  ne  sous- 
tenra  a  son  essient  Tors  que  bone  querele  et  loial.»  Es  ist  nicht 
nachzuweisen,  wann  dieser  Advocateneid  eingeführt  ist.  War  er 
einmal  geleistet  vor  Gericht,  so  genügte  das  für  sein  Auftreten 
überhaupt;  ohne  den  Eid  aber  brauchte  niemand  ihn  als  Anwald 
anzuerkennen.  Jeder  Auwald  konnte  eben  so  wie  die  Procureurs, 
ein  tulaire  fordern ;  doch  zwang  die  Willkühr  derselben  schon  in 
diesem  Jahrhundert  die  Könige,  als  das  Maximum  desselben  30 
Jivres  festzusetzen. ')  Durch  Eid  und  gesetzliches  Salaire  wurden 
-  die  Advocats  daher  dem  Beamtenthum  beigeordnet;  daher  über- 
nahmen die  Amtmänner  die  Oberaufsicht  über  dieselben ;  keiner, 
der  wegen  Verbrechen  das  Hecht  des  Zeugnisses  verloren  hatte, 
soll  Advocal  sein;2)  auch  kann  der  Richter  den  Advocat  wegen 
ungebührlicher  Rede  abweisen.3)  Daraus  wieder  ergab  sich  eiu 
neues  Verhällniss.  Wer  nicht  unter  dem  Gericht  stand,  vor  dem 
er  seinen  Vortrag  hallen  wollte,  ward  nicht  unmittelbar  zugelassen, 
.  sondern  bedurfte  einer  besonderen  Erlaubniu,  grace,  des  Richters.4) 
—  Es  ist  klar,  wie  auf  diese  Weise  das  Advocatenlhum  schon 
seiner  ersten  Institution  nach  sich  der  Entwicklung  des  ganzen 
Beamtenwesens  als  freiestes  Glied  anschliesst;  und  hierin  muss  die 
hauptsächliche  Bedeutung  dieses  Standes  für  die  Rechtsgeschichte 
wesentlich  gesucht  werden. 

Denn  allerdings  giebt  es  in  dieser  Epoche  noch  keine  Avocals 
du  Roi  im  Sinne  der  späteren  Zeit.  Natürlich  konnten  die  Inter- 
essen des  Königs  es  unter  Umständen  wohl  erfordern,  dass  ein 
Advocat  für  den  König  auftrat;  allein  so  wenig  wie  die  Procuratores 
Regis  in  dieser  Zeit  etwas  besonderes  darbieten ,  so  wenig  sind  diese 
Avocals  du  Roi  ein  eigener  Stand.  Erst  die  folgende  Epoche  lässt 
auch  hier  ein  geregeltes  und  festes  Verhältniss  entstehen. 


Dieses  sind  in  kurzem  Leb^rblicke  die  Organe  des  König- 
thums  innerhalb  der  einzelnen  Amtmannschaften.  Das  zweite  Ele- 
ment des  Königlbums  ist  nun  der  höchste  Verwallungs-  und  Ge- 
ricbtskörper,  das  Parlament,  zu  dem  wir  übergehen. 

»)  Beaum.  a.  2.  3.    Ord.      23.  Oct.  1274.  a.  Ii.    O.  d.  L.  1.  301. 

3)  Beaum.  a.  13. 
*)  Id.  a.  15. 

4)  Id.  a.  14. 


Digitized  by  Google 


39t-  Franz.  Staats-  üwo  Rechtsgesch. 


IL    Da*  Parlament. 

Wahrend  die  Baillis  in  der  Rechtsgeschichle  fast  immer  ver- 
nachlässigt werden,  ist  das  Parlament  und  seine  Geschichte  Gegen- 
stand einer  grossen  und  reichhaltigen  Literatur  gewesen,  ohne  dass 
man  jedoch  dadurch  aber  seine  anfängliche  Gestalt  und  Bedeutung 
ganz  ins  Klare  gekommen  wäre.  Was  nun  die  Äussere  Verfassungs- 
geschichte  derselben  betrifft,  so  haben  wir  in  dieser  Beziehung  auf 
den  I.  Band  dieses  Werkes  zu  verweisen.  Unsre  Aufgabe  ist  es, 
dasselbe  in  so  weit  darzustellen ,  als  es  der  Geschichte  und  der 
Knlwiklung  unsres  Gegenstandes  angehört. 

Die  Undeutlichkett  aller  Vorstellungen  von  der  Entstehung  des 
Parlaments  und  seiner  anfänglichen  Bedeutung  beruht  nun  wohl 
wesentlich  darauf,  dass  man  das  Lehnswesen  und  die  Lebnsverfas- 
sung  schon  im  13.  Jahrhundert  auf  dieselbe  Weise  neben  dasselbe 
hinstellt,  wie  dies  seit  dem  ik.  Jahrhundert  allerdings  geschehen 
muss,  während  doch  im  13.  Jahrhundert  noch  alle  Kiemente  der 
ersteren  in  einer  fast  ganz  ungeschiedenen  Einheit  mit  den  Elementen 
des  eigentlichen  Kftniglhums  im  Parlamente  zusammentreffen,  und 
denselben  Regierongskörper  zu  einem  Orgnn  des  alten  und  neuen 
Rechts  zugleich  machen.  Es  ist  deshalb  vor  allem  von  dem  Grund-  • 
gedanken  auszugehen,  dass  auch  im  Parlamente  unsre  Epoche  die 
Zeit  der  noch  ungeordneten  Verschmelzung  desjenigen  ist,  was  in 
der  folgenden  erst  zu  setbstständiger  Gestaltung  sich  entwickelt, 
und  dass  man  daher  in  der  Auffassung  des  Ganzen  als  Hauptsache 
grade  die  Idee  eines  wirklichen,  erst  allmlblig  zur  Sonderung 
seines  Inhalts  sich  emporarbeitenden  Uebergangszuslandes  auf  jedem 
Punkte  festhalten  muss.  Wir  wollen  nun  versuchen,  von  diesem 
Gesichtspunkt  aus  die  Entwicklung  desselben  zu  verfolgen. 

Wir  haben  in  dem  vorigen  Abschnitt  das  Wesen  und  die  Be- 
deutung der  lehnsrechtlichen  Curia  Regis  zu  cbaracterisiren  versuehl. 
Sie  ist  die  Assise  du  Roi  als  Lehnsfürsten ,  in  der  sich  gewöhnlich 
neben  den  eigentlichen ,  zum  Theil  oft  unbesetzten  Hoftlmtem  die 
Barons  de  France,  zuweilen  auch  die  Lehnsfürsten,  fast  immer  die 
geistlichen  Herren  finden.  Ihr  Geschfiftskreis  beruht  auf  dem  Princip 
des  Lehnwesens,  und  ihre  Zusammensetzung  erklärt  sich  daher  aus 
Grundsätzen,  die  für  dieses  Recht  gelten. 

Da  nun  im  Lehnswesen  überhaupt  Gericht  und  Eigenthum  sich 
gegenseitig  bedingen ,  so  konnte  ans  dieser  Curia  Regis  seiher  sich 
keine  neue  Gestalt  des  Gerichts  bilden,  ohne  das  an  sich  Unmög- 
liche ,  den  Umsturz  des  Begriffs  und  des  Zuslandes  des  freien  Eigen- 
thums Oberhaupt.  Aus  diesen,  durch  die  frühem  Entwicklungen 
begründeten  Sätzen  folgt  der  Hauptsatz  Air  die  Geschichte  des  kö- 
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niglichen  Parlaments,  der  von  den  französischen  Arbeiten  durch- 
gehend übersehen  wird  ,  dass  das  Parlament  keine  Fortbildung  der 
alten  Curia  Regit  ist,  sondern  einen  ganz  selbstständigen  Anfangs- 
punkt zu  setzen  hat»  der  erst  im  späteren  Verlauf  die  Curia  Regis 
in  sich  aufnimmt  und  sie  umbildet. 

Dieser  Anfangspunkt  ist  nun  die  Einsetzung  der  eigentlich  könig- 
lichen Beamteten,  der  Baillis  und  Prevots,  in  der  Ord.  von  1190. 
Den  Baillis  und  Prevots  war,  wie  gezeigt  ist,  die  Verwaltung  der 
königlichen  Rechte  überhaupt  übertragen.  Als  Mandatare  des  Kö- 
nigthums musslen  sie  dem  König  als  Mandanten  Rechenschaft  ab- 
legen. Nun  aber  war  der  König  ins  heilige  Land  gezogen.  So 
raussto  er  denn  an  seine  Stelle  einen  kegentechafttrath  setzen  ,  der 
im  Namen  des  Königs  die  Oberaufsicht  über  die  Verwaltung  der 
Baillis  führte.  Zugleich  aber  musste  in  der  Abwesenheit  des  Königs  * 
der  alte  lehnsrechtliche  Gerichts-  und  Herrenlag  abgehalten  werden. 
Das  kannte  der  König  keinem  einzelnen  localen  Beamteten  auf- 
tragen. Am  einfachsten  war  es  nun,  gegebenen  Verhältnissen  nach, 
einer  und  derselben  Stellvertretung  beide,  an  sich  wesentlich  ver- 
schiedene Aufgaben  zugleich  zu  übergeben,  die  Berufung  und 
die  Leitung  des  eigentlichen  Herrentages  oder  der  Curia  Regis,  und 
die  oberste  Verwaltung  und  Controlle  der  Raillages.  Das  geschah 
denn  auch  im  Art.  3  und  4  der  beregten  Ord.  Es  soll  die  Kö- 
nigin Mutter  mit  dem  Oheim  des  Königs .  dem  Erzbischof  von 
Rheims  «singulis  IV  mensib.  ponent  unura  diem  Parisins,  in  quo 
audiant  clamoret  hominum  re$ni  nostri»  —  (u.  a.  4)  —  «Prsscipimus 
insuper ,  ut  eo  die  sint  ante  ipso*  de  singulis  viüü  nostri»  et  baillivi 
nostri  qui  assisias  tenebunt,  ut  coram  eis  recitent  negotia  terra 
nostrm.» 

Damit  waren  nun  zunächst  die  obersten  Stellvertreter  des  Kö- 
nigs als  Lehnsherrn  dieselben ,  welche  den  obersten  Beamtenkorper 
bildeten;  noch  freilich  nicht  zu  einem  organischen  tianzen  entwickelt, 
aber  doch  schon  ihre  zweifache  Function  äusserlich  in  denselben 
Personen  vereinigend.  Die  Curia  der  «hornines  regni  nostri»  (aus 
den  Baillages  des  Königreichs)  ist  nicht  das  folgende  Parlament ; 
die  Curia,  in  welchen  die  Baillis  ihre  Rechnungen  ablegen,  ist  es 
gleichfalls  nicht;  sondern  es  entsteht  das  Parlament  des  13.  Jahr- 
hunderts grade  dadurch,  dass  diese  beiden  Elemente  der  Verfassung, 
scheinbar  so  gänzlich  verschieden,  nun  sich  mit  einander  auch 
innerlich  zu  verschmelzen  beginnen  in  einem  und  demselben  Institute. 
Wie  dieses  geschehen  ist  ,  wollen  wir  im  Allgemeinen  bezeichnen. 

Wir  haben  oben  gezeigt,  wie  die  Baillis  im  Verlaufe  der  Ent- 
wicklung der  königlichen  Erwerbungen  zum  Theil  ans  blossen  Ver- 
waltungsbeamteten des  Königs  zu  Vertretern  der  Lehnssouverainetät 
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der  Könige  in  den  grossen  Baillages  geworden  sind.  Es  versfand  sich 
nun  ,  dass  auch  diese  Raiiiis  zu  dem  Sitzungstage  der  Curia  Rcgis 
uod  ihrer  Oberbebörde  nach  Paris  kamen. 

Wenn  daher,  wie  das  ja  vorkommen  konnte,  ein  homo  regis  in 
Streit  gerathen  war  mit  einem  solchen  Bailli,  z.  B.  über  die  Com- 
petenz,  oder  über  eine  Klage  wegen  deni  de  justice,  oder  wegen 
einer  Saisie,  oder  einer  Busse,  so  konnte  ein  solcher  Pruzess  na- 
türlich nicht  vor  der  Rechnungsbebörde  entschieden  werden ,  son- 
dern er  kam  vor  die  Curia  Regis  selber.  Indem  nun  die  Baillages 
im  ganzen  Reiche  mehr  und  mehr  grade  den  Character  der  Ver- 
tretung des  lehnsfiirstlk'hen  Rechts  annahmen,  so  ergab  sich,  dass 
sie  bald  den  umfangreichsten  und  zugleich  den  wichtigsten  Theil 
ihrer  Geschäfte  statt  früher  in  der  Rechnungskammer  jetzt  vor  jener 
Curia  Hegis  abzumachen  halten.  Wäre  nun  der  Bailli  nichts  ge- 
wesen, als  der  Vertreter  der  königlichen  Lehnssouverainet&t,  so  hätte 
auch  die  Curia  Regis  in  ihrer  Zusammensetzung  ganz  die  alte  Form 
der  Assises  de  Baronnie  behalten  können.  Allein  da  derselbe  zu- 
gleich Beamteter  war  ,  und  als  solcher  auch  vor  der  lehnsrechllichen 
Curia  Regis  erschien,  so  suchte  natürlich  der  König  an  der  Be- 
setzung dieser  Curia  in  seinem  persönlichen  Interesse  mitzuwirken, 
und  einen  Th eil  derselben  selbst  zu  berufen.  Auf  diese  Weise  brachte 
die  amtliche  Stellung  der  Baillis  ein,  dem  alten  Lehnsrecht  ganz 
fremdes  Element  in  die  lehnsrechtlirhe  Curia  Regis  hinein ;  sie  er- 
hielt zugleich  eine  amtliche  und  lehrurechtliche  Wirksamkeit,  und  mithin 
auch  eine  zugleich  freiherrliche  und  königliche  Besetzung.  Der  Zeit- 
punkt, in  welchem  diese  Vereinigung  beider  Elemente  vor  sich 
geht,  ist  wohl  kein  bestimmter  gewesen.  Wahrscheinlich  hat  der 
Erwerb  der  beiden  Senechaussees  des  Südens  den  Grund  gelegt; 
unterbrochen  durch  die  Wirren  in  der  Minderjährigkeit  Ludw.  IX., 
tritt  sie  uns  im  5.  Jahrzehend  des  13.  Jahrhunderts  entschieden 
entgegen,  und  mit  dem  6.  hat  das  Parlament  schon  feste  Gestalt 
und  seine  bestimmte  Aufgabe. 

Allein  da  in  der  That  die  Elemente  ,  welche  dieses  Parlament 
bilden,  im  13.  Jahrhundert  noch  wesentlich  verschieden  sind,  so 
bleibt  die  Verschmelzung  des  eigentlich  königlichen  und  des  lehns- 
herrliehen Oberhofes  noch  eine  äußerliche,  wAhrend  die  innere  Be- 
deutung oder  der  Begriff  des  Parlaments  schon  zu  einem  selbststÄn- 
digen  Organ  des  Königlhuras  sich  erhoben  hat.  Man  kann  sagen, 
dass  das  Paslaraent  als  Einheit  nur  noch  seiner  Aufgabe  nach  exi- 
stirt,  während  das  wirkliche  Parlament  in  höchst  verschiedener  Ge- 
stalt auftritt. 

Gross  ist  die  Gewalt  des  organischen  Lebens  Über  das  Unor- 
ganische, und  wer  einmal  aus  diesem  in  jenes  hinübergetreten, 
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kehrt  selten  oder  nie  zu  dem  niederen  Standpunkte  zurück.  Als 
Philipp  August  aus  dem  gelobten  Lande  wieder  in  sein  Königreich 
zurückkam,  hatte  er  den  Anfang  des  Beamtenthums  in  jenen  Raiiiis 
und  ihrer  oberaufsehenden  Behörde  vernichten  können.  Es  ist  kein 
Zweifel ,  dass  er  es  nicht  gelhan.  Die  einmal  eingerichtete  Ordnung 
blieb,  und  von  da  an  gab  es  ein  Beamteusvstem  mit  dem  Könige 
an  der  Spitze. 

Derselbe  Konig  übernahm  nun  auch  natürlich  den  Vorsitz  seiner 
Cour  de  Baronnie,  wie  früher.  Auf  diese  Weise  bildete  er  jetzt  den 
Mittelpunkt  für  zwei  wesentlich  verschiedene  Theile  der  rechtlichen 
Verhältnisse,  für  die  höchste  Form  des  lehnsrechtlichen  und  für  die 
höchste  Form  des  königlichen  Staats.  Beide  haben  ihre  Einheit  im 
Könige  ,  und  dadurch  sind  sie  ein-  Ganzes;  und  dieses  Ganze  oder 
die  Form,  in  welcher  der  König  jetzt  mit  dem  13.  Jahrhundert  die 
höchsten  lehnsrechtlichen  und  amtlichen  Geschäfte  seines  Reiches 
erledigt,  ist  das  Parlament. 

Auf  den  ersten  Blick  erkennt  man  ,  dass  diese  Definition  des 
Parlaments  eine  höchst  ungenaue  ist.  Allein  bei  genauerer  Be- 
trachtung ergibt  sich  ,  dass  grade  in  dieser  Unbestimmtheit  das 
wirkliche  Wesen  des  Parlaments  dieser  Epoche  beruht,  und  dass 
jede  genauere  Bestimmung  gradezu  verkehrt  ist,  indem  sie  die  ver- 
schiedenen Zeilen  verwechselt. 

Auf  der  einen  Seite  nämlich  geht  die  Cour  de  Baronnie  de 
France  in  allen  Beziehungen  aus  dem  Lehnswesen  hervor,  ist  von 
seinem  Rechte  gestaltet ,  von  seinem  Princip  durchdrungen  ,  und 
erkennt  daher  zunächst  noch  in  dem  Könige  nichts  anderes  ,  als 
den  Träger  der  lehnsftirstlichen  Fides.  An  der  Grenze  der  territorialen 
Abhängigkeit  ist  auch  die  freiherrliche  gesetzt,  und  nur  die  Beleh- 
nung kann  das  Recht  erweitern.  Diese  Cour  ist  ganz  gleich  ihrem 
Wesen  nach  die  Curia  Regis  im  engern  Sinne  oder  die,  unter 
Philipp  August  zuerst  auftretende  Versammlung  der  Reichsßkrsten, 
unter  Vorsitz  des  Königs  zu  Gericht  über  die  königlichen  oder 
Reichspairs.  Diese  höchste  -Assise  des  Reichs  kommt  nur  selten 
vor ,  doch  finden  sich  Beispiele  ihrer  Urlheile  im  13.  Jahrhundert. 
Sie  ist  von  der  Cour  de  Baronnie  dem  Grade ,  aber  nicht  dem  Wesen 
nach  verschieden.  Beide  erfüllen  das  lehnsherrliche  Recht  des  Königs. 

Auf  der  andern  steht  die  oberste  Verwaltungsbehörde,  von  deren 
Zusammensetzung  und  Thäligkeit  im  Anfang  des  13.  Jahrhunderts 
wir  nichts  Bestimmtes  wissen ;  dass  es  eine  solche  gegeben  haben 
muss,  leidet  keinen  Zweifel,  da  die  Baillis  fortdauern.  In  ihr  ist 
die  königliche  Gewalt  eine  durchaus  andere.  Sein  Recht  über  die 
Beamteten  beruht  nicht  auf  dem  Besitz,  und  der  Inhalt  dieses  Rechts 
ist  nicht  die  blosse  Fides;  sondern  hier  ist  der  König  der  Herr  seiner 
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Beamteten;  und  dietes  Königlhum  ist  grade  durch  jene  oberste  Be- 
hörde ein  organisches  geworden. 

Welcher  von  diesen  beiden  Körpern  ist  nun  das  Parlament? 
Diese  Frage  wird  noch  bestimmter,  wenn  man  die  Bwbmng  jener 
Versammlungen  vergleicht. 

Dass  nämlich  die  lehushcirlichc  Kejchsversammlitng  nur  von 
den  Fürsten,  die  Cour  de  ßaronnie  nur  von  den  Freiherren  besetzt 
sein  konnte,  zeigen  die  früheren  Grundsätze  des  Lehnswasens  und 
das  Judicium  parium ;  auch  halten  die  Freiherren  des  Boichs  dieses 
keineswegs  aufgegeben.1}  Die  amtliche  Oberbehörde  dagegen  konnte 
der  König  besetzen  wie  er  wollte ,  und  mit  wem  er  es  für  ange- 
messen erachtete*  Denn  ihr  Hecht  beruhte  auf  dem  Willen  dee 
Königs ,  und  sie  selber  war  nur  sein  Mandatar.  Schon  deshalb 
standen  beide  höchste  Organe  auch  jetzt  noch  neben  einander ,  nur 
durch  die  in  zweifachem  Hecht  dastehende  Persönlichkeit  des  Kö- 
nigs zusammen  gehalten.  —  Vergleicht  man  diesen  Zustand  mit  dem 
des  folgenden  Jahrhunderts,  so  ergibt  es  sich,  dass  es  noch  gar 
kein  Parlament,  sondern  nur  die  Elemente  desselben  gab,  und  dass 
das  13.  Jahrhundert  nichts  enthüll  als  die  Entetekung  des  wirklichen 
Parlaments  aus  jenen  Grundlagen  desselben.  Diese  Entstehung 
selber  ist  nichts  anderes,  als  die  Verschmelzung  jener  beiden  Ele- 
mente; und  diese  wiederum  ging  vor  allem  aus  der  SteJiuog  der 
neuen  oder  souverainen  Baillages  und  Senecbaussees  hervor.  Wie 
durch  sie  das  Beamlenthum  local  sich  gebildet,  so  hat  durch  sie 
auch  die  höchste  Spitze  des  Organismus  ihren  Characler  erhalten. 

Indem  nämlich  die  Baillis  aus  blossen  Verwaltungsbehörden  zu 
den  Vertretern  der  königlichen  Lehnthoheit  in  ibreu  Amtmanuschaften 
wurden ,  gewannen  sie  dadurch  in  Beziehung  auf  jene  beiden  For- 
men der  höchsten  Gewalt  eine  zweifache  Stellung.  Für  die  Ver- 
waltung standen  sie  nach  wie  vor  unter  dem  Halbe,  der  die  *oe- 
gotia»  der  Domänen  mit  ihnen  berieth  und  untersuchte ;  für  die 
Vertretung  der  lehnsherrlichen  POicht  aber  reichte  dies  nicht  aus. 
Denn  da  sie  in  den  Assises  des  Chevaliers  die  Mtlües  und  die  lebns- 
pflichtigen  Freiherren  unter  sich  hatten,  so  konnte  es  kommen, 
dass  von  diesen  ein  appel  wegen  dcfiaule  de  droit,  wegen  einer 
saisine  oder  wegen  der  Competenz  ihrer  haute  justice  gegen  sie 
ausgebracht  ward;  ebenfalls  war  es,  und  zwar  nicht  sollen,  der 

')  8.  ein  solches  Arret  de  la  Cour  des  Pairs  yoo  1930.  gegen  den  Grafen 
▼•n  der  Bretagne  über  Bestrafung  desselben  wegen  Lehnsrergehen  bei 
Brunei  Cb.  33.  Aufgen.  in  dem  Recueil  gdn.  de«  »nc.  lois  fr.  von  Jowr- 
dan,  Decrusy  «.  Isamberl,  l.aag.  837.  £in  aweites  r.  ItMO.  ibid.  p.  §*8. 
Bin  drittea  von  *m  Brvsaei  T.  J.  W. 
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Fall,  das»  andre  Freiherren,  oder  die  kirchlichen  Herren,  oder  die 
Städte,  insofern  sie  ausserhalb  der  Baillage  lagen,  mit  ihnen  in 
Sireil  gerielben.  Hier  fragte  es  sich  nun ,  weichet  Gericht  entscheiden 
sollte.  Die  Cour  de  Baroonie  konnte  es  nicht,  weil  der  Bailli  kein 
Pair  war,  die  Verwaltungsbehörde  nicht,  weil  die  audre  Partei  sich 
nur  dem  Pairsgericht  stellte.  In  dieser  Lage  der  Dinge  gab  es  nur 
£inen ,  aber  einen  einfachen  Ausweg.  Der  Konig  als  der  Inne- 
haber  beider  Jurisdictionen ,  berief  diejenigen  Beisitzer,  die  ihm 
passend  schienen ,  au*  den  Baron*  »einet  Reichet  in  die  Oberbehörde 
/fir  die  Baillit ,  und  so  entstand  ein  zusammengesetztes  Gericht ,  das 
Ibeils  ein  lehnsherrliches,  theils  ein  amtliches  Gericht,  unter  dem 
Vorsitz  des  höchsten  Lehnsherrn  und  Ainlsherrn,  des  Königs,  für 
beide  Parteien  gleich  berechtigt  war.  Wann  dies  zum  erstenmale 
geschehen  ,  wissen  wir  nicht ;  im  6.  Jahrzehend  ist  es  bereits  aus- 
gebildet, und  dauert  in  dieser  Weise  durch  das  ganze  13*  Jahr- 
hundert. Dieses,  aus  beiden  Elementen  für  die  iehnsrechUichen 
Verhältnisse  der  amilichen  Baillis  eingesetzte  Gericht  ist  dat  Par- 
lament. . 

Dieses  Verhältnis  des  Parlaments  wird  deutlicher,  weun  man 
die  fernere  Stellung  der  obigen  beiden  Elemente  sich  darlegt.  Da 
nämlich  die  etwaigen  Streitigkeiten  unter  den  Barons,  so  wie  unter 
den  Lehnsfürsteo  natürlich  furtdauerten ,  so  ward  die  Cour  de 
Baronnie,  der  eigentliche  Lebnsgericbtshof ,  keineswegs  sogleich 
aufgehoben ,  sondern  dauerte  fori  in  seiner  Weise  und  mit  seinem 
Recht ,  obwohl  seine  Sitzungen  aus  sogleich  anzuführenden  Gründen 
seltener  wurden.  Desshalb  reden  auch  die  Etabliss.  ohne  Bedenken 
ausschliesslich  von  dieser  Cour  de  Baronnie  und  nicht  von  dem  Par- 
lamente ,  da  sie  das  reine  Lehnsrecht  zu  geben  beabsichtigen,  wäh- 
rend die  Olim  in  derselben  Zeit  und  früher  die  Archive  des  eigent- 
lichen Parlaments  bilden.  —  In  ganz  gleicher  Weise  dauern  die 
Rechnungtablagen  der  Baillis  fort  vor  einer  eigenen  Behörde,  wie 
früher ,  das  rein  amtliche  Element  derselben  in  höchster  Steile  ver- 
waltend. Die  ursprüngliche  Compeienz  jener  beiden  Organe  ist  mithin 
auch  jetzt  noch  erhalten  ;  das  ,  was  wir  dat  Parlament  nennen,  hat 
zu  seiner  Competenz  nur  die  Fälle ,  wo  ein  Bailli  mit  einem  Frei- 
herrn oder  einem  Vasallen  des  Königs  in  Streit  gerälh ;  es  ist  das- 
selbe das  Gericht  der  gemitchten  amtlichen  und  lehntrechtlichen  Juri*- 
diction  des  neuen  Königlhums. 

Aus  diesem  Begriffe  des  Parlaments  ergibt  sich  denn  auch  die 
Lösung  einer  vielbestritlenen  Frage,  der  Berufung  des  Parlaments. 
KJimrath»)  hat  zuerst  entscheidend  nachgewiesen,  dass  die  Sitzungen 

i)  S.  die  Mem.  s.  1.  Olim  p.  87.  ff.  bei  Warnkönig ,  T.  II.  und  die  Anzeige 
der  Olim  vom  Yerf.  H.  A.  L.  I.  »40.  N.  1»  ff. 
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des  Parlaments  im  13.  Jahrhundert  nickt  regelmässig  gewesen  sind. 
Von  125V  bis  1256  ist  die  Zeit  und  Zahl  jener  Sitzungen  nicht  zu 
ermitteln;  von  da  bis  1262  finden  wir  vier  Parlamente  jährlich; 
bis  1270  gibt  es  nur  drei  Parlamente;  und  von  da  an  bis  1302  tritt 
eine  grosse  Unregelmässigkeit  ein  ,  indem  gewöhnlich  nur  zwei, 
zuweilen  nur  eine  stattfanden;  von  1291  bis  1297  gab  es  Oberhaupt 
nur  ein  Parlament  jährlich  ;  1297  war  gar  kein«.  Das  Parlament 
von  1299  erstreckte  sich  schon  in  das  Jahr  1300  hinein,  und  das 
von  1301  gleichfalls  bis  in  1302.  Das  kann  sich  aber  nicht  auf  die 
Cour  de  Itaronnie  als  solche  beziehen,  denn  diese  hat  nie  eine 
bestimmte  Sitzungszeil  gehabt ,  und  konnte  sie  ihrem  Wesen  nach 
nicht  haben.  Eben  so  wenig  kann  diese  Unregelmässigkeit  für  die 
Verwaltungslhätigkeit  der  Baillis  stattgefunden  haben ;  denn  diese 
mussten  ihre  Rechnungen  zu  immer  wiederkehrenden  Terminen 
ablegen.  Sondern  es  handelt  sich  dabei  offenbar  um  ein  ganz  neues 
Element  der  beginnenden  Verfassung.  Da  nämlich  jenes  Parlament 
in  der  alten  Ordnung  der  Dinge  noch  keinen  bestimmten  Platz 
hatte ,  so  konnte  es  als  solches  nur  auftreten ,  wenn  der  König 
persönlich  dasselbe  berief;  und  war  er  abgehalten,  so  fand  überhaupt 
kein  Parlament  statt,  da  sich  die  beiden  entgegengesetzten  Elemente 
desselben  nicht  aus  eigener  Machtvollkommenheit  zusammenstellen 
konnten.  —  Es  erklärt  sich  ferner  daraus  die  so  sehr  verschiedene 
Besetzung  des  Parlaments.  War  nämlich  der  Streit  um  wichtigere 
Sachen,  so  Hess  -der  König  auch  mehr  und  wichtigere  Personen  an 
jenen  Urtheilen  Theil  nehmen;  sonst  genügten  wenige;  nie  aber 
konnten,  so  lange  das  Parlament  nichts  selbstständiges,  sondern 
nur  ein  Zusammenfassen  aus  den  beiden  ursprünglichen  Organen 
war,  eine  bestimmte  Zahl,  oder  auch  nur  bestimmte  Personen  zu 
einem  solchen  Parlamente  gehören.  — Endlich  folgt,  dass  es  nach 
diesem  Begriff  desselben  auch  keine  ganz  bestimmte  Competenz  haben 
konnte.  Denn  ganz  natürlich  war  es,  jenem  gemischten  Gericht 
allmählig  auch  die  rein  amtlichen  Streitigkeilen  der  Baillis  zu  unter- 
werfen ,  um  so  mehr,  da,  wie  wir  gesehen ,  in  der  neuen  Stellung 
der  Baillis  das  amtliche  mit  dem  lehnsrechtlichen  sich  schon  zu 
verschmelzen  begann;  das  bezeugen  denn  auch  die  Olim  in  ihrem 
ganzen  Umfange ,  und  grade  in  ihnen  hat  man  eine  Quelle  für  die 
Grenze,  den  Begriff  und  die  Ausbildung  jener,  auf  dem  Wesen 
des  Parlaments  beruhenden  Zuständigkeit  desselben,  die  noch  einer 
durchgreifenden  Benutzung  entgegensieht. 

Denkt  man  sich  nun  von  diesem  Begriffe  des  Parlaments  aus 
die  Verhältnisse  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts,  so  ist  vor  allem 
klar,  dass  trotz  der  ursprünglich  eigenthümlichen  Stellung  desselben 
dennoch  die  Grenzen  und  Bestimmungen  nach  allen  Seiten  hin  sich 
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verwischen  mussten.  Denn  erstlich  war  jeder  Schritt,  den  die 
Baillis  innerhalb  ihrer  Amtmannschaften  der  Ueberwältigung  des 
Lehnsrechts  entgegen  thaten,  ein  Schritt  weiter  zur  Verallgemeine- 
rung der  Competenz  des  Parlaments.  Dann  aber  pflegten  die  Haupl- 
beisitzer  der  Cour  de  Baronnie  auch  im  Parlamente  Sitz  und  Stimme 
zu  haben ,  und  das  bereitete  den  Grundsatz  des  folgenden  Jahrhun- 
derts vor,  dass  nicht  die  Cour  de  Baronnie,  sondern  grade  das 
Parlament  der  Obergerichtshof  Tür  alle  Lehnsherren  sei.  Endlich 
stand  damals  die  Verwaltungsbehörde  für  die  Rechnungsablagen, 
die  spätere  Chambre  des  Comptes  noch  nicht  mit  selbstsländigeni 
Personal  neben  den  Mitgliedern  des  Parlaments;  von  dem  Conseil 
du  Roi  und  seiner  Geschichte  haben  wir  hier  nicht  zu  reden ,  sonst 
würde  sich  auch  hier  zeigen,  wie  alle  Ordnung  in  diesen  Verhält- 
nissen ,  wo  sie  überhaupt  auftrat ,  nur  eine  augenblickliche  und 
zufällige  war,  und  Bedürfniss  und  Tact  die  Regel  ersetzen  mussten. 
So  viel  aber  ist  schon  aus  dem  Obigen  klar  ,  dass  durch  das  Auf- 
treten dieses  eigentlichen  Parlaments  die  alten  Grenzen  allenthalben 
sich  zu  lösen  anfangen  ,  und  eine  neue  Ordnung  der  Dinge  sich 
vorbereitet. 

Diese  beginnt  zuerst  mit  der  Ord.  von  1302 ,  die  der  folgenden 
Epoche  angehört,  und  sie  gleichsam  einleitet.  Aber  dennoch  geht 
durch  die  Verwirrung  und  Zufälligkeit  in  den  letzten  Jahrzehnten 
dieser  Epoche  Ein  bestimmter  Zug  hindurch,  mit  dem  sie  sich  an 
den  Grundgedanken,  die  Geschichte  des.  organischen  Königthums, 
wieder  anschliesst.  So  lange  das  Königthum  die  Cour  de  Baronnie 
und  die  amtliche  Oberbehörde  als  geschiedene  Theile  seiner  Gewalt 
besass,  so  lange  hatte  die  Bewegung  in  den  Baillages,  die  das 
Lehnsrecht  dem  Rechte  des  neuen  Staates  unterwerfen  wollte,  nir- 
gends einen  festen  Mittelpunkt.  Diesen  gewann  es  erst,  indem  sich 
auf  den  höchsten  Stufen  der  beiden  Gestaltungen  des  Rechtslebens 
die  Elemente  zusammenfasslen ,  und  Ein  Körper  sich  mit  neuem 
Recht  über  den  Gegensatz  der  beiden  alten  Formen  vereinigend 
erhob.  Grade  das  geschah  im  eigentlichen  Parlamente,  und  eben 
dadurch  trat  dasselbe  jetzt  an  die  Spitze  des  ganzen  Rechtslebens 
und  seiner  inneren  Entwicklung.  Die  Frage  des  13.  Jahrhunderts 
war  das  Verhältniss  zwischen  Amt  und  Grundherrlichkeit;  praktisch 
bewegt  sie  sich  in  den  Amtsdistricten ;  ihren  allgemeinsten  Ausdruck 
erhall  sie  im  Parlamente.  Durch  das  Parlament  sind  daher  die 
Könige  selbst  über  jenen  Gegensalz  gestellt;  und  wie  das  Parlament 
den  einzelnen  Fall  im  Namen  der  Könige  entschied ,  so  brachte  es 
den  ganzen  Gegensatz  im  Namen  des  KOnigthums  zur  Entscheidung. 
Erst  durch  dieses  Parlament  erhielt  daher  das  Königthum  seine 
letzte  organische  Erfüllung,  und  in  ihm  steht  es  gleichsam  auf  der 

Warnkftoif  «.  Stein,  frau.  SUaU-  nnd  Rechtsgesch.  Bd.  III.  26 
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Grenze  dieser  und  der  folgenden  Epoche.  Daher  Ut  es  denn  auch 
das  Parlament,  dessen  Organisation  die  des  übrigen  Reiches  be- 
stimmt, und  mit  dem  die  letztere  eigentlich  überhaupt  erst  anfängt, 
Sicherheit  und  definitive  Gestaltung  zu  erlangen. 

ludern  nun  auf  diese  Weise  das  Parlament  für  das  Reich  ist, 
was  die  ßaillage  für  die  Amlmannscbaft ,  so  folgt ,  das«  grade  in 
ihm  sich  die  Organe  des  neuen  Hechtslebeos  ,  vorzüglich  die  Avocats 
und  Procureurs,  daneben  die  ersten  wissenschaftlichen  Versuche 
concentriren  mussten.  An  das  Parlament  brachten  die  BaiUis  die 
Thatsachen  der  neuen  Rechtsbildung,  von  ihm  erhielten  sie  die 
Theorie  derselben.  Die  Entstehung  des  Parlaments  ist  daher  der 
Zeitpunkt,  in  welchem  die  alte  kirchliche  Rechtserziehung  in  den 
Hintergrund  tritt;  die  praktische  in  den  Rechlstreitigkeiten  und  die 
von  ihr  ausgehende  Aufzeichnung  des  neuen  Rechts  sammelt  sich 
um  die  Beisitzer  des  Parlaments,  und  von  ihm  aus  sehen  wir 
daher  von  jetzt  an  die  Juristen  und  ihre  praktische  und  theoretische 
Tbädgkeit  sich  dem  Recht  zuwenden ,  das  jetzt  seine  Laufbahn  in 
Frankreich  beginnt,  dem  römischen  Rechte. 

Ehe  wir  aber  dazu  übergehen,  ist  zuvorderst  die  königliche 
Gewalt  für  sich  zu  betrachten. 

///.  Der  König  und  die  königliche  Gewalt. 

Die  eigentlich  königliche  Gewalt  als  ein  selbslständiges  Gebiet 
der  Staatsbildung  gewinnen  wir,  indem  wir  die  persönliche  Stellung 
des  Königs  in  der  Bewegung  der  neuen  Staalsform  betrachten.  Die 
Macht  und  das  Recht,  die  er  jetzt  für  sich  als  König,  nicht  durch 
seine  Beamtete,  bat,  wird  wie  das  Königthum  selber  schon  im 
Laufe  dieser  Epoche  eine  andere.  Doch  ist  ihre  Entwicklung  nur 
noch  auf  zwei  Gebieten  deutlich  zu  erkennen. 

Die  erste  Aufgabe  der  neuen  königlichen  Gewalt  war  es ,  das 
Lehnspirstenthum ,  das  sich  in  der  ersten  Epoche,  wenn  auch  nicht 
der  Idee,  so  doch  dem  Rechte  nach,  dem  Königlhum  als  gleich  zur 
Seite  gestellt  hatte,  sich  als  ein  von  ihm  verschiedenes  gradezu  unter- 
zuordnen. Zwar  ward  der  König  seit  dem  12.  Jahrhundert  als  das 
Haupt  Frankreichs  betrachtet;  allein  er  kalte  keine,  ihm  in  dieser 
Qualität  ausschliesslich  zustehenden  Rechte.  Philipp  August  er- 
kannte das.  Während  daher  Ludwig  VI.  und  VII.  ihre  Macht  nur, 
noch  gegen  die ,  dem  königlichen  Willen  widerspänsligen  Barone- 
gebraucht ,  versuchte  er  zum  ersten  Mal  das  Recht  der  Lehnsfiirste* 
selber  dem  Recht  der  Krone  zu  unterwerfen.  Das  geschah  in  dem 
berühmten  königlichen  Pairsgericht  über  Johann  von  England  im 
Jahre  1206.  Mancherlei  ist  bei  diesem  Gericht  streitig;  uns  kommt 
es  nur  auf  das  an,  was  unstreitig  blieb,   Von  dieser  Zeit  war  das 
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Lehnsfürstenthum  kein  absolutes  Recht  mehr;  es  konnte  verbrochen 
werden  und  war  dem  Urlheil  eines  Gerichts  unterworfen;  es  gab 
mithin  ein  höheres  Recht  als  jene  Souverainetät  des  höchsten  Herrn 
im  Lande.  Wem  dieses  höhere  Recht  nun  zufallen  musste ,  ist 
klar.  Nach  jenem  wichtigen  Act  blieb  nur  Eine  Gexoalt  im  ganzen 
Staate,  die  keinem  Gericht  und  keinem  ürtheil  unterworfen  war; 
das  war  die  Gewalt  des  Königs.  War  nun  die  Pflicht  des  Lehnsfursten 
sich  dem  Lehnsfurstenhofe  zu  unterwerfen,  auf  dem  Lehnsrecht 
begründet ,  so  folgte ,  dass  man  das  Recht  des  Königs ,  der  keinem 
Gericht  sich  stellte,  als  ein  wesentlich  verschiedenes  betrachten 
musste.  So  bereitete  sich  der  Gedanke  vor ,  dass  es  im  Köaiglhum 
ein  Recht  gebe,  welches  von  dem  LehnsverhäUniss  überhaupt  durch- 
aus unabhängig  sei,  und  deshalb  sieh  über  alle  Lehnsherrschaften 
im  Lande  ausbreite,  ohne  Rücksicht  auf  den  eigentlichen  Lehnsbesitz 
des  Königs.  Als  Inhalt  dieses  Rechts  erkannte  man  zuerst  das, 
worin  es  selber  zuerst  zur  Ausübung  gekommen ,  das  Gericht  Ober 
die  Lehmfürsten.  Hatte  aber  der  König  dies  Gericht,  so  fiel  ihm 
auch  die  Vollziehung  des  Urlheils  zu;  und  ging  dies  Urlheil  auf  Ver- 
lust des  Lebns,  so  fiel  das  Lehn  an  den  König.  War  das  aber  der 
Fall,  so  war  der  König  derjenige,  in  dessen  oberster  Hand  das 
Recht  der  Lehnsfursten  überhaupt  beruhte;  und  die  nolhwendige 
Consequenz  davon  wieder  war  der  Gedanke,  dass  alle  Lehnsfursten 
und  Herren  ihre  Lehnsherrlichkeit  von  dem  Könige  selber  zu  Lehn 
trügen.  So  entstand  der  Satz ,  dass  der  König  der  oberste  Lehns- 
herr sei,  und  dass  milhin  die  alle  Souverainetät  des  Lehnsherrn 
die  des  Königs  über  sich  anerkennen  müsse.  Darauf  nun  beruht 
'  die,  für  das  Verständniss  dieser  Epoche  in  hohem  Grade  wichtige 
Unterscheidung  der  zweifachen  Bedeutung  des  Ausdrucks  Souveraine'U 
und  souveraiu.  Zuerst  bezeichnet  dasselbe  die  Lehnssouverainetät ; 
dann  aber  die  neue  königliche  Souverainetät ,  als  deren  Anfangs- 
punkt jenes  Urtheil  über  Jobann  von  England  angesehen  werden 
kann.  Diese  letztere  nun  isl  es ,  die  seit  dem  entschiedenen  Auf- 
Ire  Leu  Philipp  Augusts  sich  mit  bestimmlerem  Inhalt  zu  erfüllen  be- 
ginnt, und  wo  der  König  anfängt,  als  selbstständige  Gewalt  rar 
Staate  zu  erscheinen. 

Zuerst  sehen  wir  schon  im  13.  Jahrhundert  den  Satz  entstehen, 
dass  der  König,  niemanden  einen  Va$alLemid  leisten  könne.  Höchst 
merkwürdig  ist  i&  dieser  Beziehung  eine  oft  cilirte  Charte  von  1185 
von  Phil.  Aug.  dem  Bischof  von  Amiens  ausgestellt ;  die  betreffende 
Stelle  — «voluit  ha?c  ecclesia  et  benigne  cencessit,  ut  feodunr  suum 
absque  faciendo  hominio  teneremus,  cum  utique  nemini  facere  de- 
beamus  hominium  vel  possimus.»  ■—  zeigt  auf  der  einen  Seite  die  Idee 
de«  neuen.  Könjglhums ,  auf  der  anderen  die  Bereitwilligkeit  der 
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Geistlichen  ,  ihr  Geltung  zu  schaffen.  Allein  man  muss  daraus  keines- 
wegs schliessen ,  dass  die  Könige  wirklich  in  dieser  Zeit  nicht  mehr 
Vasallen  ihrer  eigenen  Vasallen  gewesen  wären;  wir  besitzen 
Beispiele  genug  von  Lehnseiden  und  Lehnsverpflichtnngen  der  Kö- 
nige ,  die  bis  zum  16.  Jahrhundert  reichen. ')  Nur  das  scheint  fast 
allgemein  anerkannt  zu  sein,  und  ist  vielleicht  der  Grundgedanke 
in  den  obigen  Worten,  dass  der  König  nicht  persönlich,  wie  andere 
Vasallen,  Eid  und  Verpflichtung  zu  leisten  habe;  doch  schloss  sich 
daran  nahe  die  zweite  Vorstellung,  dass  der  König  persönlich  nun  auch 
ausserhalb  alles  Lehnsnexus  stehe,  was  sich  dann  freilich  auch  nicht 
weiter  definiron  lässt.  So  schwanken  die  Begriffe  in  dieser  Zeit 
noch  hin  und  her  ohne  festen  Mittelpunkt. 

Nicht  viel  bestimmter  ist  das  zweite  Gebiet,  das  der  Gesetz- 
gebungs-Gewalt  des  Königs.  Nach  dem  Princip  des  Lehnsrechls  konnte 
eine  Gesetzgebung  nicht  stattfinden,  wo  kein  Besitzrecht  war;  die 
allgemeine  Form  der  Gesetzgebung  im  Lehnsrecht  findet  sich  daher 
auch  ftir  das  Königthum  des  13.  Jahrhunderts  anerkannt,  so  bald 
ein  königlicher  Erlass  über  die  Grenzen  des  königlichen  Lehnsbe- 
sitzes hinausging.  Es  Scheiden  sich  demnach  zuerst  zwei  Arten  der 
Gesetzgebung.  Die  eine  gilt  nur  fÖr  das  Lehnsgebiet  der  Könige 
selber,  und  hier  gilt  der  Wille  des  Königs  schon  jetzt  als  Gesetz, 
ganz  in  dem  heutigen  Sinne  des  Wortes;  sie  ist  zwar  eine  könig- 
liche Gesetzgebung,  aber  sie  unterscheidet  sich  nicht  wesentlich 
von  der  Gesetzgebung,  die  jeder  Lehnsherr  in  seinem  Gebtete  hat.9) 
Die  zweite  dagegen  soll  das  Lehosgebiet  der  freien  Lehnsherren  um- 
fassen;  hier  stand  der  König  in  ganz  anderer  Weise  da. 

Was  nämlich  die  letztere  betrifft,  so  erhielt  sich  zunächst  der 
alte  Begriff  des  Stabilimentum  oder  Etablissement.  Die  Gesetze  wer- 
den in  den  Versammlungen  der  freien  Lehnsftirsten  und  Herren  ge- 
geben ,  und  haben  anfänglich  für  dieselben  eben  nur  dadurch  ge- 
setzliche Geltung,  dass  jeder  einzeln  seine  Zustimmung  gibt.  Dennoch 
beginnen  die  Könige  in  diesen  Assises  mehr  zu  sein,  als  blosse 
Pairs  der  andern.    In  dem  Stabilimentum  von  1206, 3)  geschlossen 

0  Vgl.  bes.  Brüssel  L.  II.  Ch.  V.  Er  meint  freilich  dio  Ansicht,  dass  der 
König  das  Hominium  geleistet  «seroit  absurde  a  penser,»  gibt  aber  doch 
zugleich  den  historischen  Nachweis ,  dass  die  Könige  durch  andere  sehr 
oft  ein  solches  hominium  abgeleistet  haben.  Mably  bekämpft  daber  schon 
in  seinen  Observat.  L.  II.  Ch.  YI.  und  in  der  Remar^ue  4.  diesen  Salx 
Brüssels  mit  Recht. 

Das  beieichnendste  Beispiel  hierfür  ist  die  Ord.  t>.  Febr.  1218  (O.  d. 
L.  I,  35.)  von  Ph.  August,  die  Juden  und  den  Wucher  betreffend,  ver- 
glichen mit  den  eigentlichen  Stabilimentis  Uber  denselben  Gegenstand  in 
den  flg.  Noten. 

*)  F.  1.  Sept.  1206.  O.  d.  L.  1.  4*.  —  Vgl.  auch  im  I.  Th.  die  angef.  Beispiele. 
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«per  assensum  et  volunlatera  dilectae  et  fidelis  comitisso  Trecensis  et 
Guidoois  de  Dompna  Petra  (Dampierre)»  heisst  es  z.  B.  noch  (a.  IV.) 
«Hoc  autera  stabilimentum  durabit,  quousque  nos  et  comitissa  Tre- 
censis et  Guido  de  Dompna  Petra  qui  hoc  facimus,  per  nos  et  illos 
ex  baronibus  uostris,  quos  ad  hoc  vocare  volumus,  illud  disfaciamws.» 
In  dem  Slabilim.  von  1230,  ■)  denselben  Gegenstand  betreffend,  und 
gleichfalls  geschlossen  «de  sincera  volunlate  nostra  et  de  communi 
consilio  baronum  noslrorum»  spricht  der  König  jedoch  schon  davon, 
dass  er  diesen  Beschluss  gemacht:  «pensata  ad  hoc  utilitate  totius 
regni  nostri ,n  und  fügt  den  Zusatz  hinzu  —  Et  si  aliqui  barones 
noluerinl  hoc  servare  ,  ipso»  ad  hoc  compelUmus ,  ad  quod  alii  barones 
nostri  cum  posse  suo  bona  fide  nos  juvare  tenebuntur,  et  si  aliqui 
in  terris  baronum  inveniantur  rebelies ,  nos  et  alii  barones  nostri 
juvabirous  ad  compcllcndos  rebeUes  praedicta  statuta  servare.»  Dann 
folgen  allerdings  noch  die  Unterschriften  der  Theilnehmer  an  dieser 
Assise  (barones  nostri  similiter  concesserunt  se  et  heredes  suos  per- 
peluo  servaturo?) ;  doch  ist  der  König  als  Executor  des  Gesetzes 
schon  mehr  als  blosser  Theilnehmer  an  dem  Stabilimentum.  So  ward 
der  neuen  Idee  der  Gesetzgebung  hier  vorgearbeitet.  Dies  Ver- 
hiiltniss  blieb  bis  zur  Entwicklung  der  königlichen  Herrschaft 
unter  Ludwig  IX.  Als  mit  der  Milte  dieses  Jahrhunderts  auf 
allen  Punkten  die  Beamteten  des  Königs  auftraten,  gewann  natür- 
lich jene  erste  Art  der  Gesetzgebung  sowohl  an  Umfang  als 
an  Bedeutung.  Indem  die  Amtmannschaften  allenthalben  die  Frei- 
herrschaften berührten ,  begegneten  die  letzteren  fortwährend  dem 
eigentlich  königlichen  Gesetz,  dem  der  Amtmann  gehorchte.  Der 
Streit,  der  daraus  entstehen  konnte,  ward  vor  das  Parlament  ge- 
bracht; hier  entschied  diese  königliche  Behörde  über  das  Hecht. 
Auf  diese  Weise  entstand  leicht  die  Vorstellung,  dass  der  König 
auch  ohne  Zustimmung  der  Barone  Gesetze  geben  könne,  zu  deren 
Beachtung  die  Freiherren  durch  die  allgemeine  Machtvollkommen- 
heit des  Königs  verpflichtet  seien.  Diese  Vorstellung  ward  natürlich 
eifrig  von  dem  Systeme  der  Beamteten  aufrecht  erhallen  und  so 
weit  möglich  ausgedehnt,  so  dass  der  Gedanke,  der  König  habe 
bis  zu  einem  gewissen  Punkte  das  Recht,  aus  eigener  Selbstherrlich- 
keit allgemeine  Gesetze  zu  erlassen  für  das  ganze  Reich,  das  ihn 
als  Souverain  anerkannte ,  am  Ende  dieses  Jahrhunderts  wohl  als 
ein  vollkommen  herrschender  angesehen  werden  kann.  Schon 
in  der  Ord.  von  1268 2)  gegen  das  Fluchen  und  Schwören  zeigt  der 


1)  Dec.  1230.  O.  d.  L.  I.  53. 

2)  0.  d.  L.  I.  p.  99  fgg.    Das  Jahr  ist  unbestimmt,  die  Angabe  schwankt 
zwischen  1268  u.  1269.  VgL  not.  a.  von  Laurriere. 
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Schlussarlikel  jenes  Recht  des  Königs  und  den  Fortschritt  seiner 
gesetzgebenden  Gewalt  klar  genug,  (a.  9.)  «Et  ces  cboses  commande 
Ii  Roys  eslroilement  a  garder  en  sa  terre  par  les  Baillis  et  les 
autrea  justiciers ,  et  ex  villes  des  Commune«  par  les  justiciers  des 
lieux,  et  vcut  que  il  soit  public  en  tont«  le$  assises,  et  ainsi 
face  chascun  Sirs  garder  en  sa  terre,  et  garder  eil  qui  ont  ban.n  — 
Allein  die  Grenze  dieser  neuen,  eigentlich  königlichen  Gesetzgebung 
war  keineswegs  bestimmt.  Höchst  bezeichnend  ist  hierfür  das  kurze 
Kapitel  (XLIX)  des  Etablissements  bei  Beauraanoir.  Hier  ist  die  fdee 
der  neuen  Souverainetät,  und  die  Gestalt,  welche  sie  im  Bewusst- 
aein  des  höher  Gebildeten  dieser  Zeit  annahm ,  so  deutlich  wie 
nirgends  ausgesprochen  ,  und  wir  müssen  daher  auf  dieses  Docu- 
menl  als  auf  eins  der  wichtigsten  für  die  Geschichte  des  Staatsrechts 
in  Frankreich  verweisen.  Oer  Grundgedanke  ist,  der  König  kann 
ein  nouvel  establissement  qui  doie  corre  (courir)  por  droit  el  roiame 
de  France  machen,  quant  il  Ii  plest,  et  qo'il  voit  que  e'est  Ii  eom- 
muns  porfit,  und  autres  que  Ii  non;  und  die  barons  können  nicht  fere 
noviax  marcies  ne  norelles  coustumes  »ans  le  eongii  (pertnission)  du 
/tot.1)  Die  Bestimmtheit  des  Grundgedankens  und  die  Unbestimmt- 
heit seiner  Ausdehnung  gehen  hier  noch  Hand  in  Hand;  noch  ha- 
ben die  «segneurs  des  terres»  gleichfalls  selbständige  Rechte,*) 
und  die  ConUolle  des  Königs  über  ihre  Ausübung  ist  eine  schwan- 
kende ,  aber  das  Recht,  was  der  König  gewonnen  hat,  ist  doch 
schon  ein  so  wesentlich  verschiedenes  von  dem  alten  Gesetzgebungs- 
recht, da ss  man  deutlich  den  entschiedenen  Sieg  des  Königthurns 
mitten  in  diesem  letzten  Kampfe  erkennt. 

Dieser  Sieg  ist  nun  vorbereitet  und  vollendet  in  dem  zweiten 
Gebiete  der  königlichen  Gesetzgebung,  derjenigen ,  die  sich  auf 
die  königliehen  Domainen  und  ihre  Verwaltung  bezieht,  und  die  man 
daher,  wie  schon  erwähnt,  von  der  so  eben  characlerisirten  lehns- 
herrlichen Gesetzgebung  auf  das  Bestimmteste  scheiden  muss,  um 
die  inneren  Verhältnisse  dieser  Zeit  nicht  zu  verwirren.  Da  nämlich 
die  Stellung  der  Amtmänner  durchaus  neu  war,  und  ihr  Recht  auf 
dem  Königthum  und  seinem  Willen  beruhte ,  so  wurden  die  Könige 
gezwungen  ,  für  sie  und  ihre  Geschäftsführung  bestimmte  Ordnungen 
zu  erlassen ;  und  diese  Amtsordnungen  des  13.  Jahrhunderts  sind 
die  eigentlich  königliehe  Gesetzgebung  in  dieser  Epoche.  Hier  ge- 
bot der  König  allein,  und  bei  der  Selbstständigkeit  seines  Besitz- 
rechts konnte  von  einer  Zustimmung  der  übrigen  barones  regni  nicht 

')  Beaum.  II.  a.  3.  —  Vergleiche  Mably  Obsenr.  L.  IV.  Ch.  II. 

*)  B.  11.  a.  2.  Ueber  die  Errichtung  von  villes  de  Commune,  die  gleichfalls 

dem  König  allein  »gesprochen  wurde,  s.  die  angef.  Stellen  in  De  Font. 
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die  Hede  sein ;  höchstens  zog  er  seine  nächsten  Freunde  zur  Be- 
rathung  in  gleicher  Weise  hinzu ,  wie  dies  bei  anderen  allgemeinen 
Angelegenheiten  der  Fall  war.  Dies  ist  der  Ursprung  des  Con- 
silium  Regisf  das  der  König,  wo  es  sich  um  Rechtspuncte  handelte, 
in  pleno  parlamento  abhielt ,  also  in  der  Versammlung  seiner  Frei- 
herren und  seiner  höchsten  Behörden;  was  erst  die  folgende  Zeit 
geschieden  bat.  Die  erste  dieser  Amtsordnungen  ist  das  sog.  Testament 
Philipp  Augusts  von  1190;  mit  ihm  beginnt  die  eigentlich  königliche 
Gesetzgebung.  Von  da  an  bis  auf  Ludw.  IX.  finden  wir  keine 
weiter ;  unter  ihm  gewinnt  jene  Gesetzgebung  aber  schon  eine  ganz 
andere  Bedeutung.  Während  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts 
nämlich  waren  aus  den  früheren  rein  amtlichen  ßaillis  die  neuen 
lebnsherrlichen  geworden,  und  die  Sphäre  ihrer  Thätigkeit  weiter 
über  das  reine  Fiscalgebiet  ausgedehnt.  Die  Gesetzgebung  für  diese 
Aeniter  musste  daher  jetzt  wie  die  Aemter  selber ,  das  Lehnsrecht 
auf  vielen  Punkten  mit  umfassen ;  und  diese  aus  den  praktischen 
Verhältnissen  auf  die  Gesetzgebung  Übertragene  Verschmelzung  beider 
grossen  Rechtssysteme  bildet  daher  den  Character  der  eigentlich 
königlichen  Gesetzgebung  seit  dem  6.  Jahrzehnt.  Wir  heben  als 
Beispiele  nur  die  beiden  Ord.  von  1254  und  1236  für  den  Süden 
und  den  Norden  hervor,  die  die  Reihe  der  folgenden  Gesetze  er- 
öffnen, und  jenen  Character  aufs  deutlichste  bezeichnen.  Eine 
wunderlich  einseilige  Auffassung  hat  Laurriere  veranlasst,  diese 
Ord.  und  selbst  die  des  folgenden  Jahrhunderts  nach  dem  Gesichts- 
punkte des  öffentlichen  Wohls  zu  betiteln;  er  nennt  sie  Ord.  pour 
la  reformation  des  mmurs;  —  pour  lulilite  du  Royaume ,  und 
ähnlich.  In  der  Tbat  aber  sind  sie  nichts  anderes  als  wirkliche 
Amtiordnvngen ,  und  ihre  Aufgabe  in  dieser  Zeit  folgt  aus  der  Stel- 
lung jener  Beamtelen  selber.  In  unmittelbarer  Nähe  neben  den 
Lehnsherren  und  ihrem  Recht  stehend  ergaben  sich  die  häufigsten 
Kämpfe  zwischen  beiden  Gewallen ,  die  durch  die  Verschiedenheiten 
des  Rechtslebens,  das  innerhalb  derselben  sich  entwickelte,  noch 
heftiger  wurden.  Hier  mussle  das  Königthum  einschreiten ,  theils 
um  die  Willkohr  zu  verhindern  ,  theils  um  nicht  den  Hass  ,  den 
das  Amt  fand,  auf  sich  zu  laden.  Grade  dazu  sollen  jene  Amts- 
ordnungen des  13.  Jahrhunderts  dienen.  Sie  haben  daher  zur  we- 
sentlichsten Aufgabe,  das  Verhältniss  zwischen  Amtsrecht  und 
Lehnsrecht  festzustellen,  und  Grenze  und  Maass  für  beide  zu  be- 
stimmen. Dadurch  unterscheiden  sie  sich  von  den  frühereu ,  die 
mit  dem  eigentlichen  Lehnsrecht  noch  nichts  zu  thun  haben,  und 
von  den  späteren,  die  mit  der  Ord.  von  1302  beginnen,  und  nur 
die  Ordnung  und  Hierarchie  der  Aemter  feststellen.  Für  die  Ge- 
schichte des  Königthums  aber  haben  sie  dadurch  ihre  Bedeutung, 
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dass  in  ihnen  zum  ersten  Mal  derjenige  Theil  des  Lehnsrechts,  der 
damals  unter  die  Baillis  fiel,  der  ausschliesslich  königlichen  Gesetz- 
gebung unterworfen  wurde.  Durch  sie  überschreitet  dieselbe  die 
territoriale  Grenze  des  königlichen  Rechts,  und  ihre  Geltung  ist  daher 
in  der  That  die  erste ,  wenn  auch  nur  noch  indirecte  Anerkennung 
eines  über  dem  Lehnsprincip  stehenden  Inhalts  der  königlichen  Macht, 
den  die  folgende  Epoche  zur  entscheidenden  Herrschaft  emporhebt. 

Von  diesen  Grundlagen  des  Königlhums  aus  müssen  wir  nun 
als  Uebergang  zum  Ii.  Jahrhundert  einen  Blick  auf  die  neue  Ge- 
staltung der  Rechtsbildung  weifen. 

C.  Die  Grundlagen  "der  neuen  Rechtsbildung  in  Frankreich. 

Es  kann  uns  im  Folgenden  nur  mit  wenig  Worten  erlaubt  sein, 
die  allgemeinere  Auflassung,  an  die  sich  unser  Gegenstand  anschliesst, 
zu  bezeichnen.  Dennoch  zwingt  uns  die  Bedeutung  derselben  für 
das  besondere  Gebiet  unserer  Darstellung,  sie  in  der  Kürze  voraus- 
zusenden. 

Keinem  Volke  ist  sein  Recht  ein  Aeusserliches.  Wie  das  Hecht 
alle  Verhältnisse  des  Lebens  umgiebt,  schützt  und  trägt,  so  er- 
wächst es  mit  dem  Volke  in  unmittelbarer  Einheit,  ein  Theil  und 
Glied  des  Volkslebens.  Ein  Volk  ohne  sein  Recht  ist  ein  undenk- 
bares; es  ist  dasselbe  die  Bewahrheilung  der  Selbstständigkeil  des 
Volkes  und  der  Idee  des  Rechts ;  und  darum  sind  Recht  und  Frei- 
heit identisch. 

Jene  Selbstständigkeit  des  Volksrechts  begleitet  daher  die  ger- 
manische Eroberung  durch  die  römische  Welt.  Wie  die  germani- 
schen Völker  nach  allen  Punkten  Europas  ihre  Sitte  und  ihren  Sieg 
hintragen ,  so  auch  ihr  Recht.  Mit  der  Vollendung  der  Erobe- 
rung ist  das  germanische  Recht  zum  geltenden  europäischen  Recht 
geworden. 

Nach  Jahrhunderten  ununterschiedener  Herrschaft  dieses  ger- 
manischen Lebens  beginnt  sich  das  mittelpunktlose  Chaos  der 
Stämme  in  die  Völker  des  germanischen  Europas  zu  scheiden.  Die 
Entstehung  dieser  Völker  begleitet,  mit  ihrer  inneren  Noth wendig- 
keit, die  Entstehung  der  besonderen  Rechtsmassen,  geschieden  nach 
den  einzelnen  Völkerschaften.  Auf  Einem  Stamme  erwachsen,  sind 
sie  Viele  und  Eins  zugleich. 

Hier  beginnt  eine  neue  Wissenschaft,  bis  jetzt  wenig  oder  gar 
nicht  gekannt.  Will  man  den  Gedanken ,  der  bis  zum  Verlrage 
von  Verdun  die  Stammesrechte  zu  Einer  Rechtsgeschichte  zusam- 
menfasse über  diese  Zeit  hinausführen,  die  nichts  absolut  Neues 
erzeugt,  sondern  den  alten  Elementen  nur  eine  neue  Gestalt  ge~ 
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geben  hat»  so  gibt  es  von  jetzt  an  eine  europäisch-germanische  Hechts- 
geschiebte ,  zu  der  sich  die  neuen  Volksrechte  verhalten ,  wie  die 
alten  Stararoesrecbte  zum  ursprünglichen  germanischen  und  ein- 
heitlichen Recht.  Und  ist  das  wahr,  so  hat  denn  auch  jedes  kom- 
mende Volksrecbt  seine  höchste  Bedeutung  in  dem  Verhältnis»,  in 
welchem  es  zu  der  Idee  dieser  germanisch-europäischen  Rechts- 
geschichte steht.  Sie  ist  das  Licht  ,  das  uns  allein  die  Individua- 
lität der  Rechtsbildungen  erkennen  lässt,  die  jetzt  mit  den  neuen 
Reichen  und  Völkern  entstehen;  und  wenn  die  einzelne  Recbts- 
geschichte  die  Anatomie  dieser  selbstständigen  Gestalten  darbietet, 
so  bat  jetzt  die  allgemeine  diese  Erscheinungen  als  Ganzes  mit 
Leben  und  Persönlichkeit  zu  erfüllen. 

Jenes  neue  Europa  der  einzelnen  Volksreiche  scheidet  sich 
nun  in  Beziehung  auf  die  neue  Epoche  der  europäischen  Rechts- 
geschichte in  zwei  Hälften;  und  von  dieser  Scheidung  geht  die 
Geschichte  aus.  Die  eine  Hälfte ,  Italien,  Spanien,  Frankreich  und 
endlich  Deutschland  umfassend  ,  wendet  sich  der  Geschichte  und 
dem  Inhalte  des  römischen  Rechts  zu,  und  verarbeitet  das  römische 
Recht  mit  dem  germanischen.  Die  andere  Hälfte ,  der  Norden, 
Grossbritlannien  und  Skandinavien,  bleiben  im  reinen  germanischen 
Rechte. 

Das  Verhältniss  beider  grossen  Geschichtsmassen  zu  einander 
ist  kein  äusserliches.  Es  ist  vielmehr  das  Verhältniss  des  römischen 
zum  germanischen  Rechte  selber ,  das  sie  repräsentiren.  Dieses  wie- 
derum hat  seine  Erklärung  iu  dem  Einzigen ,  worin  jedes  Einzelne, 
und  umfasste  es  die  Hälfte  der  Weltgeschichte  und  mehr,  seine 
Würdigung  findet,  der  Geschichte  der  Rechtsidee  selber.  Wir 
aber  müssen  hier  unsere  Grenze  setzen.  Unser  Ausgangspunkt 
ist  die  römisch-germanische  Völkermasse  und  ihr  Recht. 

Auch  diese  Masse  enthält  wieder  die  selbstständigen  Bildungen, 
deren  Namen  oben  angegeben  wurden.  Es  gälte  jetzt,  sie  wiederum 
einander  gegenüber  zu  characterisiren.  Auch  das  zu  thun ,  über- 
lassen wir  andern  Arbeilen.  Nur  den  Grundsatz  für  die  fernere 
Betrachtung  müssen  wir  noch  hinstellen.  Ist  das  Gemeinsame  in 
jener  Masse  die  Verarbeitung  des  römischen  und  germanischen 
Rechts,  so  ergibt  sich  die  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Völker 
aus  der  Art  und  Weise,  toi«  diese  Verschmelzung  vor  sich  gegangen. 
Grade  hier  nun  ist  Frankreichs  Rechtsbildung  zunächst  für  uns  so 
wichtig  und  dann  so  leicht  zu  fassen,  dass  wir  den  Character  der- 
selben gleichsam  als  Sammelpunkt  aller  einzelnen  Angaben  dem  Fol- 
genden voranstellen  wollen.  In  Frankreich  ist  wie  alles  andere,  so 
auch  die  Rechtsbildung  centralisirt,  das  heisst,  es  ist  dem  Leben 
des  Mittelpunktes  das  Leben  der  äusseren  Sphären  unterworfen 
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worden ;  Frankreich  ist  unter  den  Gleichen  das  Land,  in  welchem 
das  römisch-germanische  Recht  zuerst  als  Gesetzgebung  durch  den 
Willen  des  Staats  zum  Yolksrecht  erhoben  ist. 

Betrachten  wir  diesen  Satz  genauer,  so  ist  er  zwar  der  Cha- 
racter  des  französischen  Rechtslebens,  aber  als  solcher  das  Resultat 
der  ganzen  Arbeit  desselben.  Die  Entwicklung  des  Inhalts  jenes 
Characters  ist  mithin  die  Betrachtung  dieses  Werdens,  oder  die 
Rechtsgesekichle  selber;  denn  die  Geschichte  eines  Volkes  ist  eben 
das  Werden  seines  Characters. 

Damit  weist  Uns  die  ganz  allgemeinste  Idee  auf  das  Einzelne, 
den  lohalt  und  die  Bewegung  der  Rechlsgeschichle  zurück;  doch 
diese  hat  wieder  ihre  eigenen  Gesetze,  innerhalb  deren  das  Beson- 
dere sich  Vollzieht  und  gestaltet.  Und  diese  sollen  nun  für  Frank- 
reich angegeben  weiden. 

Wie  kein  Volk  im  Allgemeinen ,  so  kann  auch  keine  besondere 
Gestaltung  t»  diesem  Volke  ohne  ihr  eigenlhttmliches  Recht  sein. 
Und  wie  daher  sich  aus  dem  Volksleben  diese  Hauptformen  des- 
selben herausbilden ,  so  bildet  sich  mit  und  an  ihnen  ihr  Recht. 
Ihre  Geschichte  ist  nothweudig  zugleich  ihre  Rechtsgeschichte. 

Nun  ist  es  gezeigt ,  wie  mit  dem  13.  Jahrhundert  in  Frankreich 
sich  das  organische  Königlhum  mit  seinen  Angehörigen,  seinen 
neuen  Ansprüchen  und  seinen  Gegensätzen  gegen  das  Restehende 
über  die  Lehnazustande  ausbreitet.  Das  Beamtenthum,  das  den 
Organismus  des  Königthums  bildet,  kann  sich  den  allen  Verhalt- 
nissen nicht  einordnen ;  wo  es  sich  mit  ihnen  verschmilzt ,  geschieht 
es  nur  um  sie  sich  zu  unterwerfen  und  in  sich  aufzulösen.  Es  kann 
dasselbe  daher  auch  nicht  das  alte  Recht  als  normgebend  für  sich 
anerkennen;  wie  es  selbst  ein  neues  ist.  muss  es  ein  neues  Recht 
bilden,  und  dieses  als  sein  Recht  anerkennen. 

Welches  ferner  der  Charaeter  dieses  Rechts  sein  rausste ,  er- 
gibt sich  aus  dem  Wesen  des  Beamtenthums  dem  Lehnswesen 
gegenüber  gedacht.  Während  dieses,  seine  einzelnen  souverainen 
Recbtskörper  von  einander  abschliessend,  das  allgemeine  Recht  in 
einem  blos  localen ,  mit  localer  Geltung  und  loraler  Rechtsbildung 
gemacht,  standen  die  Beamteten  da  als  die  allgemeine  Gewalt  des 
Königthnms,  frei  von  der  Örtlichen  Begrenzung  durch  die  hierar- 
chische Einheit  ihrer  beginnenden  Organisation;  ein  allgemeines 
Recht  allein  konnte  ihnen  entsprechen.  Während  ferner  das  Lehns- 
wesen sein  Recht  auf  die  Geltung  durch  den  souverainen  Willen 
der  Lebnskörper  zurückführte,  musste  das  Recht  der  rfeamleten 
seine  Geltung  durch  ein  von  der  Grundherrlichkeit  unabhängiges 
Moment  finden.  Während  endlich  die  Gewalt  den  Rechtsstreit  im 
Lehnswesen  entschied,  musste  für  das  Beamtenthum  dieses  Recht 
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allein,  auf  seine  eigene  Wahrnehmung  gegründet  und  durch  sie 
allgewaltig,  über  das  Recht  entscheiden.  Das  waren  die  Bedürf- 
nisse für  die  Stellung  des  Beamtenstandes  in  der  neuen  Ordnung 
der  Dinge. 

Wo  aber  sollte  derselbe  dieses  Recht  önden?  Die  Konige 
konnten  es  nicht  geben,  denn  ein  Rechtssystem  lXsst  sich  ordnen 
und  Begreifen,  aber  so  wenig  erzeugen,  wie  das  Leben  des  Volkes 
selber.  Die  Beamteten  aber  bedurften  eines  fertigen  Ganzen,  um 
der  festen  und  fertigen  Ordnung  des  Lehnswesens  mit  ihm  entgegen 
au  treten. 

Und  jetzt  werfen  wir  einen  Blick  zurück  auf  eine  andere  Ent- 
wicklung, die  sich  unabhängig  von  der  des  Königthums  vorbereitet 
hat.  Vom  Süden  herauf  war  das  römische  Hecht  und  sein  Studium 
in  allmähligem  Fortschritt  nach  dem  Norden  gewandert;  als  das 
Königthura  im  13«  Jahrhundert  sich  über  Frankreich  ausbreitete, 
traf  es  dieses  römische  Recht,  schon  durcharbeitet,  dem  Verständ- 
niss  unterworfen,  und  sogar  dem  praktischen  Leben  in  den  Ge- 
richten der  Kirche  und  der  Lehre  der  Scholas  übergeben,  an.  Es 
mag  nun  dieses  Recht  aufgefasst  werden ,  von  welcher  Seite  man 
will,  in  jedem  Falle  ist  es  in  seinen  einzelnen  Stltzen  so  tief  auf 
der  Natur  der  Verhältnisse  begründet ,  dass  keine  Zeit  in  dem  Mei- 
sten ein  richtigeres  wird  schaffen  können.  Es  stand  dasselbe  ferner 
als  ein  selbstsandiges  und  geschlossenes  Ganzes  da,  fertig  und 
bereit  für  den  Gebrauch;  endlich  umschwebte  diesen  mächtigen 
Stoff  als  dauerndes  Erbtheil  der  Glanz  des  alten  Kaiserreiches, 
und  was  ihm  mangeln  mochte,  erfüllte  die  Achtung,  in  der  es  bei 
denen  stand,  die  jene  Zeit  am  höchsten  in  den  höchsten  Dingen 
verehrte,  den  Geistlichen.  So  trat  das  römische  Recht  dem  un- 
abweisbaren BedÜrfniss  des  neuen  königlichen  Beamtenstandes  ent- 
gegen ,  mit  allem  ausgerüstet  und  bereit,  was  dieser  erst  suchen 
und  erzeugen  sollte« 

Einfach  an  sieb,  wenn  auch  grossartig  in  ihren  Resultaten, 
war  die  Folge  dieses  Verhältnisses.  Das  Reamtenthum  ergriff  das 
römische  Recht,  und  in  dem  Jahrhundert,  von  dem  wir  reden,  hat 
es  dasselbe  zu  seinem  Recht  gemacht.  Durch  die  Beamteten  daher 
tritt  dasselbe  in  die  Rechtsentwicklung  Frankreichs  hinein,  und  von 
da  an  theilt  es  alle  Schicksale  dieses  Standes,  seinen  Kampf  und 
seinen  Sieg.  Und  darin  liegt  die  Eigenthümlicbkeit  der  französischen 
Rechtsgeschichte  ,  den  anderen  Völkern  der  römisch-germanischen 
Rechtshildung  gegenüber.  Während  in  Italien  und  Spanien  das 
römische  Recht  als  ein  nationales,  —  dort  durch  die  Reste  des  alten 
römischen  Lebens  in  Volk  und  Sitte ,  hier  durch  die  Verschmelzung 
mit  dem  neuen  Elemente  der  weslgothischen  Bildung  erscheint, 
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und  in  Deutschland  durch  die  Arbeit  der  Wissenschaft  Platz 
und  Berechtigung  gewinnt,  ist  es  in  Frankreich  ein  Tbeil  des 
organischen  Königthums,  und  seine  Geschichte  ist  in  der  Zeit, 
die  man  die  Zeit  der  Rcception  nennt,  identisch  mit  der  des 
Beamtenthums.  Damit  tritt  nun  das  Studium  desselben  Ober 
die  Grenze  des  eigentlich  kirchlichen  Gebietes  und  der  kirch- 
lichen hinaus  und  schliesst  sich  an  den  Beamtenstand  und  den 
neuen  Gerichtsorganismus  desselben,  und  das  Maass  der  Renntniss 
und  des  Gebrauchs  desselben  bestimmt  sich  nach  der  mehr  oder 
weniger  grossen  Herrschaft  des  Königlhums  über  die  alten  Formen 
des  Lehnswesens.  Das  Parlament  vor  allem  wird  der  Mittelpunkt 
der  neuen  Doctrin;  die  Rechtsanwälde  und  unter  ihnen  hauptsächlich 
der  Stand  der  Advocaten ,  auf  den  mündlichen  Vortrag  und  damit 
auf  strenge  lugische  Deduction  und  bestimmte  Klarheit  angewiesen, 
fand  grade  im  römischen  Recht  eine  unerschöpfliche  Quelle  der 
Befriedigung  für  seine  Bedürfnisse,  und  so  ward  das  römische  Recht 
das  Recht  für  die  allgemeine  Macht  des  Landes,  und  damit  selbst 
das  allgemeine  Recht,  das  droit  commun,  das  alle  I  heile  und  selbst- 
sländige  Rechtskörper  vermittelst  der  Beamtelen  mit  einem  gemein- 
samen Bande  umschloss. 

In  dieser  Stellung  des  römischen  Rechts  bildete  sich  nun  eine 
Erscheinung  aus,  die  der  Geschichte  jener  Receplion  ihre  eigen- 
thumliche  und  fast  poetische  Färbung  gibt,  und  die  sich  in  Deutsch- 
land in  ähnlicher  Weise  wiederholt.  Das  römische  Recht  war  ent- 
schieden kein  getetzlich  eingeführtes,  und  die  Benutzung  desselben 
iu  den  Streitigkeiten  des  Lehnswesens  ruhte  auf  der  subjectiven 
Ueberzeugung  der  Richter  des  ueuen  Königthums.  Ja,  die  Anwen- 
dung seiner  Principien  zum  allmähligcn  Umsturz  der  Grundsätze 
des  Lehnswesens  war  nach  strengem  Recht  sogar  ein  unrechtliches; 
und  die  Klagen  und  der  Unwille  der  Freiherren  gegen  die  Baillis 
und  oft  gegen  das  Parlament  selber  waren  daher  wohlbegründet ; 
nicht  minder  wie  die  gegen  die  Uebergrifle  der  Geistlichkeit.  Allein 
die  höhere  Natur  der  inneren  Notwendigkeit  überwältigte  die  klare 
Gewissheit,  dass  man  mit  der  Form  des  Rechts  das  bestehende 
Recht  breche.  Nirgends  tritt  uns  auch  nur  das  geringste  Schwanken 
in  der  festen  Ueberzeugung  entgegen,  dass  die  neuen  Organe  die 
volle  Berechtigung  zu  ihrem  Verfahren  haben;  ja  sogar  diejenigen, 
die  darunter  litten,  klagten  zwar,  aber  Hessen  das  Unvermeidliche 
geschehen.  Denn  so  wie  der  neue  Zustand  der  Dinge  sich  zu  bilden 
begann ,  ward  das  Verkehrte  und  Widersprechende  des  Lehnswesens 
klar,  und  dem  folgte  das  dunkle  Gefühl,  dass  es  nutzlos  sei,  sich 
dem  Werdenden  entgegen  zu  stellen.    Das  ist  der  tiefere  Grund 
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jener  entschiedenen ,  von  keinem  Bedenken  gestörten  Selbstgewiss- 
heit,  mit  der  in  der  ersten  Zeit  der  neuen  Staatsbildung  die 
Beamteten  dem  historisch  Gegebenen  gegenüber  treten.  Mannig. 
facher  Weise  dringt  diese  innige  üeberzeugung  durch  die  äusseren 
Formen  des  Verfahrens  hindurch;  fast  am  deutlichsten  aber  sehen 
wir  sie  erscheinen»  wo  nur  der  Einzelne  versucht,  jenes  neue  Recht 
als  das  geltende  hinzustellen  in  eigener  Bearbeitung.  In  den  Rechts- 
buchern ,  die  nicht  Compilation  sind  wie  die  Etablissements,  son- 
dern selbstständige  Durcharbeitungen  der  neuen  Rechtsordnung, 
ergreift  den  Verfasser  das  Gefühl,  dass  er  mit  seiner  Arbeit  in 
einer  Bewegeng  steht,  die  über  ihn  hinausgeht,  und  der  erunter- 
than  ist ;  und  der  Ernst ,  den  ein  solches ,  wenn  auch  noch  so  un- 
klares Bewusstsein  immer  über  das  Werkzeug  eines  sichern  Willens 
ausbreitet,  spricht  sieh  in  dem  Anrufen  der  göttlichen  Hülfe  zur 
rechten  Vollendung  und  zum  Heil  der  Unternehmung  aus.  So  be- 
ginnt Pierre  de  Fontaines  sein  Werk  —  wahrscheinlich  den  ersten 
Versuch  eines  römisch-germanischen  Rechtsbuches :  «A  l'enprendre 
de  ce  que  Vos  m'avez  tantes  fois  prie  et  requis  en  apel  je  joinctes 
mains  la  porveance  de  la  devine  bontl,  sanz  qui  aide  ce  me  serable 
nus  bom  mortex  ne  souffiroit  ä  votre  requeste.»  Und  auf  gleiche 
Weise  ist  der  Beginn  und  das  Ende  des  «Prologue»  bei  Beaum. 
ein  demülhiges  Anrufen  der  Gottheit.  «La  grans  esperance  que 
nous  avons  de  l'ayde  celi  par  qui  toutes  cozes  sont  feles  et  sans 
qui  rien  ne  pot  estre  fet  —  noz  donnent  talent  de  raettre  nostre 
euer  et  nostre  entendement  en  estude  et  en  pensee  de  trouver  un 
livre  par  le  quel  eil  qui  desirent  vivre  em  pais  soient  ensaigne 
briement»  etc.  —  und  so  schliesst  er  —  atout  ainsi  noz  est  il  me- 
stiers  —  que  Dix.  nos  ayt  en  cest  cevre  et  en  toutes  nos  autres 
oevres.»  —  Das  ist  in  der  That  nicht  ein  einfaches  Gebet,  wie  es 
bei  schweren  Werken  den  Beginn  umschwebt,  sondern  es  ist  der 
Ausdruck  des  Gefühls,  dass  der  Urquell  des  neu  zu  schaffenden 
und  seine  Berechtigung,  das  alte  zu  treffen  und  umzustürzen,  in 
der  innersten  Wahrheit  der  Üeberzeugung  selber  liegen  muss,  und 
dass  nur  sie  dasjenige  ist,  das  mit  dem  Vertrauen  auf  die  eigene 
Arbeit  derselben  Kraft  und  Segen  geben  soll.  Wer  das  Gefühl,  aus 
welchem  jene  Worte  geflossen  sind,  in  sich  wiederholen  mag,  der 
wird  einen  tiefern  Blick  in  das  Leben  der  neuen  Rechlsidee  und 
ihrer  Vertreter  thun ,  als  alle  historischen  Angaben  zu  geben  ver- 
mögen. 

Eine  andere  Frage  ist  es  nun,  wie  jene  Bearbeitung  im  Ein- 
zelnen vor  sich  gegangen.  Für  diese  verweisen  wir  auf  deq  zweiten 
Band  dieses  Werkes,  wo  die  Geschichte  der  Quellen  des  Rechte 
genauer  dargestellt  wird.    Nur  in  Beziehung  auf  das  Verhältniss 
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des  Slrafrechts  und  des  Prozesses  dieser  königlichen  Rechtsbildung 
zu  der  der  folgenden  Epoche  müssen  wir  eine  Bemerkung  hinzu- 
fügen. Da  nämlich,  wie  schon  oben  gesagt,  die  folgende  Epoche 
nichts  eigentlich  neues  erzeugt ,  sondern  nur  den  schon  ausgebil- 
deten Gegensatz  des  13.  Jahrhunderts  zum  Kampf  und  zur  letzten 
Vereinigung  bringt,  so  kann  auch  das  königliche  Strafree  hl  und 
das  Verfahren  der  neuen  Gerichte  nichts  enthalten,  was  nicht  in 
der  folgenden  Epoche  wieder  auftreten  muss.  Es  würde  daher  eine 
unfruchtbare  Wiederholung  sein,  wollten  wir  das  System  jener 
Hechtsbücher  iu  Beziehung  auf  uusern  (»egenstand  schon  in  dieser 
Epoche  darslelleu,  da  alles,  was  sie  hiefür  enthalten  ,  der  folgenden 
seinem  Wesen  nach  angehört.  Wir  glauben  daher,  auf  diese  hier 
verweisen  zu  können;  vorzüglich  im  Verfahren  ist  es  unmöglich, 
von  der  folgenden  zu  trennen.  Das  neue  Straf  recht  hat 
jedoch  einzelne  Punkte,  die  wir  schon  hier  herausheben  können. 

Da  nämlich  die  Beamteten  des  Königthums,  als  Vertreter  des 
Staats  zugleich  die  Bewachung  der  öffentlichen  Ruhe,  oder  die, 
mit  ihnen  neu  entstehende  polizeiliche  Thäügkeit  übernahmen ,  so 
war  es  natürlich ,  dass  sie  begannen ,  die  Uebertreler  ihrer  Vor- 
schriften mit  neuen  Strafen  zu  verfolgen.  Diese  Strafen  waren 
aber  hauptsächlich  eine  willkürliche  Anwendung  des  alten  Straf- 
Systems,  der  Buue ,  auf  die  neuen  Verhältnisse.  Weil  die  alten 
Bussbestimmungen  stets  bestimmte  Verbrechen  bestraften,  so  mussten 
die  neueu  Beamteten  aus  eigener  Machtvollkommenheit  das  Straf* 
maas  festsetzen;  und  in  dieser  selbstständigen  Thaligkeit  derselben 
erscheint  zuerst  ihr  Einfluaa  auf  das  alle  Strafsystem  des  Lehns- 
wesens. Es  ist  diese  Erscheinung  dadurch  von  Wichtigkeit,  dass 
sich  an  ihr  der  Character  des  Strafrechts  in  der  Folge  zu  dem  fast 
durchstehenden  Recht  der  Gerichte  ausgebildet  hat,  im  Urtfuile  die 
Slrafart  und  das  Strafmaass  zu  bestimmen.  Grade  diese  Gewalt 
der  Gerichte  hat  die  Entwicklung  eines  festen  allgemeinen  Straf- 
rechts in  Frankreich  am  meisten  gebindert ,  und  so  ist  auch  hier 
das  13.  Jahrhundert  die  Grundlage  der  folgenden  Rechlsbildung 
geworden. 

Jene  Willkühr  oder  jenes  Recht  der  Beamteten,  nach  eigenem 
Ermessen  die  Strafe  zu  bestimmen  ,  zeigt  sich  natürlich  nicht  so 
sehr  in  den  Gesetzen ,  wekhe  sie  erlauben ,  als  in  denen,  wetehe 
sie  vertiefen.  Schon  die  eisten  Amtsordnungen  von  1254  und  läöw 
beweisen  jene  neue  Gewalt  der  Beamteten  und  zugleich  die»  Ver- 
geblichkeit, ihr  Einhalt  ihum  zu  wollen.   Hier  giebt  L.  l&J)  unter 

i)  Ord.  v.  1254  a.  23.  im  Ist.  Text  Ahr  Languedoc;  wörtUcb  im  französischen 
a.  20.  Die  gleiche  etwas  kUnere  Beitimman«  in  d.  O.     125«  a. 
O.  d«  L.  i,  07  ff;  n»  L  TT  fl 
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anderen  Bestimmungen  auch  ein  Oesetz  Ober  die  Bussen  und  ihre 
Erhebung,  dessen  Worte  wir  hersetzen,  weil  sie  Ober  das  Verfah- 
ren bei  dieser  Strafklasse,  wenn  man  sie  mit  dem  Lehnsrecht  zu- 
sammenstellt, ein  klares  Licht  verbreiten.  «Emendas  autera  pro 
maleficiis  seu  delictis  a  Ballivis  nostris  levari  nolurous;  nisi  inforo 
judiciario  publice  de  bonorum  coneüio  fuerint  judicate  vel  estimate 
quanquam  antea  fuerint  gagiate.  Si  tarnen  ille  cui  crimen  imponitar, 
Curia  sibi  offerente  judicium  id  noluerit  exspectare  et  pecuniam 
certam  offerrat  pro  emenda,  et  tale  sit  crimen  de  quo  emenda  pe- 
cuniaria  recipi  consuevit,  liceat  Curie  eam  recipere,  si  sibi  cora- 
pelens  videatur ;  alioquin  emendam  /acta«  judieari  vel  estimari  se- 
cundum  quod  dictum  est,  licet  reus  se  velit  subjicere  omni  modo 
Curie  voluntati.  Caveant  tarnen  Judices  et  Baillivi  ne  minie  vel  terr~ 
oribus  vel  machinationibus  callidis  claiu  vel  palam  aliquem  ad  emendam 
oflerendam  inducant,  vel  sine  causa  rationabili  accusent.»  Man 
sieht,  dass  die  Willkühr  der  Beamtelen  auch  im  königlichen  Ge- 
biete strenge  Aufsicht  nolhwendig  machte,  und  zugleich,  wie  gross 
die  Gewalt  war,  die  sie  über  das  schutzlose  Volk  hatten.  Und 
doch  stand  es  noch  besser  unter  ihnen  als  unter  den  Lehnsherren ! 

Neben  diesen  allgemeinen  Gesetzen  stehen  noch  einzelne  könig- 
liche Verordnungen,  die  sich  auf  polizeiliche  Vergehen  beziehen. 
Dahin  gehört  zuerst  das  Gesetz  über  die  Bestrafung  dee  Fluchens  und 
Schwören* ,  das  «jurer  le  vilain  serment*  oder  le  blaspheme,  von  1268 
{s.  oben),  das  sehr  genau  die  Strafe  scheidet  nach  dem  Alter  des 
Verbrechers.  Personen  über  14  Jahr  zahlen  40  bis  20  livres  Busse  ; 
sind  sie  unvermögend,  so  erfolgt  Ausstellung  am  Pranger  (en  l'eschelle) 
und  dann  werden  sie  «mu  011  la  prieon  pour  six  jours  ou  pour  huit 
jours  au  pain  et  a  Feau.*  Dieses  ist  die  erste  entschiedene  Aner- 
kennung des  Gefängnisses  alt  Strafe  y  die  wir  unseres  Wissens  in  der 
französischen  Geschichte  finden.  Es  ist  von  der  Bedeutung  der 
Gefangnissstrafe  schon  oben  gesprochen;  ihr  Auftreten  bezeichnet 
den  Anfang  des  Umschwunges  im  Strafsystem ,  dessen  letzte  Ent- 
wicklung erst  in  unserer  Gegenwart  vor  sich  gebt.  Deshalb  ist 
jenes  Gesetz  von  grosser  Wichtigkeit,  obwohl  die  Anwendung  des 
Gefängnisses  noch  auf  einen  engen  Kaum  beschränkt  bleibt.  Es 
zeigt  dasselbe  zuerst,  deutlich,  auf  welche  Weise  diese  durchaus 
neue  Strafe  in  das  weltliche  Strafrecht  hinübergetreten  ist.  Das 
eigentlich  kirchliche  Strafrecht  für  die  Geistlichen,  das  überhaupt 
keine  Todesstrafe  kannte,  hatte  die  Einsperrung  als  kirchliche  Busse 
schon  seit  der  ältesten  Zeit  aufgenommen  ;  mit  dem  Prinrip  nun, 
dass  auch  die  Laien  kirchliche  Vergehen  begehen  können,  ergab 
sich  die  Folge  ,  dass  filr  diese  Uolbat  auch  die  kirchliche  Strafe  auf 
sie  Anwendung  finde.   Die  kirchliche  Busse  oder  penitence,  amende 
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honorable,  die  gleichfalls  schon  im  Lehnswesen  Vorkommt,  ist  noch 
gleichsam  eine  Abbilte  an  die  ganze  Gemeinde;  erst  mit  der  Gottes- 
lästerung tritt  die  kirchliche  Strafe  in  das  weltliche  Strafrecht  hin- 
über, und  von  da  an  hat  das  Geftngniss  seinen- Platz  unter  den 
Strafen  selber.  Ihre  weitere  Ausdehnung  findet  die  Anwendung 
der  Gefangnissstrafe  allerdings  erst  durch  das  Zusammeuschliessen 
mit  der  Untersuchungshaft  im  neuen  Prozess.  Doch  ist  nicht  zu  be- 
zweifeln ,  dass  schon  in  dieser  Epoche  die  Beamteten  das  Gefäng- 
nfss  als  subsidiäre  Strafe  in  manchen  andern  Fällen  zu  gebrauchen 
begonnen  haben.  Darauf  deutet  entschieden  Beaum.  bin,  wenn  er 
sagt :  der  Verbrecher  «ts'en  passe  par  amende,  et  par  longue  prison, 
et  par  fere  rendre  au  mehaigne  selonc  son  estat  souffisant  son 
damage.»  (Ch.  XXX.  a.  18.)  Man  muss  sich  abor  begnügen  mit 
dem  allgemeinen  Satz ,  dass  diese  Strafe  bis  jetzt  noch  nur  nach 
Ermes&m  der  Beamteten  und  als  Ausnahme  augewendet  ward,  denn 
man  findet  nirgends  eine  genauere  Regel  für  dieselbe  ausgesprochen. 
Dennoch  ist  hier  der  Keim  für  die  weitere  Entwicklung  gelegt,  die 
wir  spüler  wieder  antreffen  werden. 

Zweitens  gibt  die  Ord.  t>.  1256  das  Verbot  des  Würfelspieles 
und  des  Besuchjens  Öffentlicher  Häuser,  mit  der  Strafe,  dass  der 
Ueberlreler  «soit  repute  poor  infame,  et  deboute  de  tout  teraoignage 
de  verite.»  Da  aber  Beaumanoir  nicht  davon  spricht,  so  ist  an- 
zunehmen ,  dass  dieser  Punkt  des  Gesetzes  keine  Ausübung  ge- 
funden hat. 

Die  Gesetze  über  den  Wucher  führen  wir  hier  nur  beiläufig  an, 
da  sio  eigentlich  nur  Zinsverbote  sind,  und  Beaum.1)  als  einzige 
Folge  eines  Zinsversprechens  angibt,  dass  «nule  justice  ne  le  doit 
fere  paier.n  Die  Geschichte  der  Zinsen  im  Recht  scheint  uns  über- 
all nicht  der  Strafgesetzgebung  anzugehören. 

Es  ergibt  sich  hieraus,  dass  der  directe  Einfiuss  des  König- 
thums auf  das  Strafrecht  des  13.  Jahrhunderts  ein  geringer  gewesen 
ist.  Desto  grösser  freilich  aber  war  der  indirecte,  der  sich  aber 
in  dieser  Zeit  nur  noch  in  dem  Studium  des  römischen  und  cano- 
nischen Strafrechts  unter  den  königlichen  Beamteten  zeigte.  Deutlich 
erkennt  man,  besonders  bei  Beaum.,  wie  sich  die  Auflassung  des 
alten  Strafrechts  von  jenen  neugewonnenen  Begriffen  aus  ordnet 
und  bestimmte  Gestalt  annimmt,  und  besonders,  wie  die  Idee  der 
Strafe  selber  allmählig  einer  höheren  Ausbildung  entgegenstrebt. 
Mit  sicherem  Tact  hat  Beaum.  den  wesentlichen  Unterschied  beider 
Principien  des  Strafrechts  erkannt,  wenn  er  gleich  auf  der  Grenze 
der  ersten  Epoche  stehend,  noch  seiner  eigenen  Anschauung  nicht 


»)  Beaum.  Ch.  LXVIII.  a.  9. 
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Herr  ist.  Die  Grundlage  des  alten  Strafrechts,  die  Idee  der  blossen 
Vergeltung  und  des  Ersatzes,  wird  ihm  zur  reinen  Talion.  «Se- 
lonc  l'ancien  droit  qui  mehaignoit  autrui ,  on  Ii  fesoit  autel  mehaing 
comme  il  avoit  a  aulrui  fet,  c'est  ä  dire  poing  por  poxng,  pH  porp\i.i>x) 
Er  selber  will  aber,  dass  die  strafende  Gewalt  ein  anderes  bedeuten 
soll.  «Bonne  coze  est ,  que  on  queurre  (courre)  audevant  des  mal- 
feteurs,  et  qu'il  soient  si  radement  pusni  et  justicie  selonc  lor 
meflet,  que  por  le  doule  dt  le  justice  Ii  autre  en  prengnent  exemple 
si  que  U  se  gardent  de  meffere.»  2)  Unverkennbar  ist  der  grosse  Fort- 
schritt, der  uns  hier  entgegentritt.  Mit  jenem  Gedanken,  dass  die 
Strafe  zugleich  das  Verbrechen  verhüten  soll ,  ist  der  tieferen  Auf- 
fassung derselben  die  Bahn  gebrochen.  Es  ist  das  nicht  blos  der 
Anknüpfungspunkt  für  alle  Wissenschaft  des  Strafrechts  überhaupt, 
sondern  zugleich  für  den  Salz,  dass  die  Ausübung  der  strafenden 
Gewalt  nicht  .mehr  ein  reines  Privateigenthum  wie  im  Lebnswesen 
bleiben  könne  ,  sondern  dass  sie  zu  einem  Mittel  für  höhere  Zwecke 
erhoben,  auch  der  höheren  Gewalt  des  Staates  selber  in  die  Hände 
gegeben  werden  müsse.  Aber  freilich  tritt  in  dieser  und  dem  grössten 
Theil  nach  auch  in  der  folgenden  Epoche  jener  Gedanke  noch  in 
scharfen  Gegensatz  zu  der  Lebnsgerichtsbarkeit  und  ihrem  Recht, 
und  in  der  Herrschaft,  welche  die  letztere  ausübt,  steht  derselbe 
vereinzelt  und  fast  noch  unpraktisch  da.  Seine  wirkliche  Anwen- 
dung wird  erst  durch  die  Theorie  der  Cas  royaux  vermittelt,  die 
während  des  13.  Jahrhunderts  noch  kaum  ihren  ersten  Andeutun- 
gen nach  vorhanden  ist. 


Dritte  Epoche. 

Kampf  und  Sieg  des  organischen  Königthums  und  seines 

Rechts. 


Kein  Abschnitt  in  dieser  ganzen  Geschichte  ist  so  reich  an 
Kampf  und  Unorduung,  als  diese  dritte  Epoche.  In  regelloser 
Verwirrung  ziehen  die  Jahre  und  Jahrzehnten  vorüber,  von  aussen 
droht  dem  Reiche  der  Untergang  durch  den  fast  endlosen  Krieg 

i)  Id.  Ch.  XXX.  a.  18. 
Id.  Ib.  ».  61. 

Wirnkönig  b.  Stein,  frau.  gtaati-  und  R«chUg«ch.  Bd.  III.  27 
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mit  England ,  nach  innen  wüthen  unablässige  bluüge  Empörungen, 
Volk,  Adel ,  Königthum  haben  gegen  einander  und  gegen  den  äusseren 
Feind  zugleich  die  Waffen  ergriffen;  nirgends  ist  ein  Punkt,  wo 
der  Blick  auf  einer  friedlichen  und  organischen  Entwicklung  einen 
Ruheplatz  fand«;  selbst  die  Fortschritte  weiden  nur  um  den  Preis 
wilder  Kriege  und  grausamer  Verfolgungen  errungen.  Wenn  das 
Lehnswesen  uns  die  Auflösung  des  Landes  in  Einzelkörper  zeigt, 
so  ist  dies  die  Zeit,  in  welcher  der  Krieg  Aller  gegen  Alle  die  Auf- 
gabe des  Ganzen  geworden  ist. 

Dieser  Zustand  der  Dinge  während  jener  beiden  Jahrhunderte 
ist  es,  der  selbst  bei  den  besten  unter  den  Geschichlschreibern 
Frankreichs  die  Meinung  erzeugt  hat,  es  sei  jene  Zeit  die  Epoche 
der  absoluten  Gharacterlosigkeit  und  des  bedeutungs-  und  resultat- 
losen Ghaos  in  der  französiscban  Geschichte.  Am  entschiedensten 
spricht  dies  der  Schriftsteller  aus,  der  doch  unter  allen  am  meisten 
gewohnt  ist,  die  Mannigfaltigkeiten  des  Geschehenden  unter  höhere 
Gesichtspunkte  zur  Einheit  zusammen  zu  fassen.  Guixot  in  seinen 
Gours  d'hist.  mod.  Civilis,  de  l'Eur.  sagt  in  der  VIII.  lecon  cVu 
en  lui  meine  et  ä  part  de  ses  resultats,  c'est  un  temps  sans  ca- 
raclere  —  temps  de  mouvement  sans  direction ,  d'agitalion  sans  re- 
sultats; rovaule,  noblesse,  clerge,  bourgeoisie,  tous  les  eJöments 
de  l'ordre  social  semblent  tourner  dans  le  meme  cercle ,  cgalement 
incapables  de  progrcs  et  de  repos.  —  Si  jamais  le  genre  bumain 
a  paru  vou6  a  une  deslinec  agilee  et  pourtant  stalionnaire ,  a  un 
travail  sans  relache  et  pourtant  sterile,  c'est  du  qualorzieme  au 
seizierae  siede  que  teile  est  la  phvsionomie  de  sa  condilion  et  de 
son  histoire.»  Diese  Auffassung  haben  andere  Geschichtschreiber, 
wie  Lavallee,  zu  der  ihrigen  gemacht.  Sie  ist  es,  die  gegenwärtig 
über  diese  Epoche  zur  herrschenden  geworden  ist. 

Fasst  man  die  ganze  französische  Geschichte  vom  neunten 
Jahrhundert  bis  zum  neunzehnten  als  eine  individuelle  Einheit  zu- 
sammen ,  so  hat  allerdings  der  vorliegende  Zeilraum  alle  Momente 
in  sich,  die  die  Zeiten  des  Ueberganges  von  einer  grossen  Kechts- 
und  Slaatsbildung  zu  der  anderen  characterisiren.  Es  ist  die  Pe- 
riode ,  in  der  sich  die  Gegensätze,  die  von  der  frühern  Entwicklung 
erzeugt  sind ,  zum  ersten  Mal  feindlich  entgegen  treten,  ihre  Kräfte 
mit  einander  in  unbegrenztem  Kampfe  messen,  und  gleichsam  um 
die  Zukunft  streiten,  wem  unter  ihnen  das  Leben  derselben  gehören 
soll.  Grade  das  macht  eine  solche  Epoche  zu  einer  selbstständigen, 
dass  der  Sieg  nicht  ein  entschiedener  ist;  sie  hört  da  auf,  wo  sich 
das  eine  Element  die  anderen  wirklich  unterworfen  hat,  und  so 
wird  der  Anfang  der  Kuhe  zum  Ende  der  Epoche.  Daher  trägt 
denn  wirklich  diese  Zeit  als  Theil  des  Ganzen  der  Geschichte 
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Frankreichs  jenen  Characier  der  scheinbar  hoffnungslosen  Verwir- 
rung und  der  Resultatlosigkcit,  und  auch  unser  Gebiet  wird  diese 
Eigentümlichkeit  derselben  nachzuweisen  haben. 

AHein  wenn  wirklich  mit  dem  sechszehnten  Jahrhundert  eine 
neue  Gestalt  des  Staats  und  des  Hechts  nun  als  entschiedene  und 
festbegründete  hervortritt ,  und  die  alte  Form  der  Idee  und  des 
Positiven  abgeschlossen  hinter  der  jungen  Bildung  und  ihrer  Ent- 
wicklung liegt ,  so  muss  sich  mitten  durch  jenes  Chaos  des  Kampfes 
und  der  Verwirrung  ein  fester  und  unverrückbarer  Weg  hinziehen, 
auf  dem  die  eigentliche  Geschichte  vorwärts  schreitet.  Denn  eben 
nur  dadurch ,  das«  in  allen  einzelnen  Kämpfen  doch  ein  und  der- 
selbe Streit  zur  Erscheinung  kommt,  wird  jenes  letzte  Resultat,  das 
den  Inhalt  der  folgenden  Epoche  bildet,  errungen.  Darum  hat  denn 
auch  diese  Zeit  des  Ueberganges  mehr  zu  ihrem  InhaJt,  als  die 
blosse  chaotische  Verwirrung  der  Elemente;  und  es  kommt  nur 
darauf  an ,  dasjenige  herauszufinden  ,  was  der  Träger  dieses  Mittel- 
punkts in  dem  Uebergange  selber  ist  und  dessen  Entwicklung  eben 
die  Geschiebte  selber  bildet,  um  auch  in  solchen  Zeiträumen  die 
Einheit  des  Gedankens  in  der  Ordnungslosigkeit  der  Erscheinungen 
wiederzufinden. 

A.  Das  Königthum  und  die  ttats. 

Das  Bild  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  das  wir  so  eben  ver- 
lassen haben  ,  ist  in  aller  Beziehung  ein  eben  so  grossartiges  als 
wichtiges.  Das  dreizehnte  Jahrhundert  ist  die  Zeit ,  in  der  sich 
die  beiden  Gestallongen  des  Staatslebens,  das  alte  Lehnswesen 
und  das  neue  Königthum  zum  ersten  Mal  gegenüber  treten.  Beide 
stehen ,  trotz  ihres  inneren  Gegensatzes ,  einen  Augenblick  friedlich 
neben  einander,  und  die  ungestörte  Ruhe  ihrer  Entwicklung  gibt 
ihrem  inneren  Organismus  eine  Fülle  und  Kraft,  die  selbst  das 
letztere  erst  nach  Jahrhunderten  wieder  gewinnt.  Obgleich  sich 
daher  beide  örtlich  sowohl ,  wie  in  ihrer  Thäligkeit  auf  allen  Punkten 
berühren ;  so  hat  doch  noch  kein  Kampf  zwischen  ihnen  die  festen 
Umrisse  verwischt ,  und  das  Lehnswesen ,  seinem  endlichen  Unter- 
gange nahe ,  fasst  sich  iu  dieser  Epoche  noch  einmal  zusammen, 
um  gleichsam  der  folgenden  Geschichte  sein  Bild  in  seiner  ganzen 
Eigeuthümlichkeit  zu  zeigen,  während  das  Königthum,  auf  der 
noch  unbestrittenen  Grundlage  des  Lehnsprincips  sich  entwickelnd, 
seinen  Organismus  und  sein  Leben  schon  über  das  ganze  Frank- 
reich verbreitet,  und  seinen  Principien  und  Ansprüchen  den  Boden 
zu  erringen  beginnt,  auf  dem  es  nun  weiter  fortschreiten  soll. 
Diese  Selbstständigkeit  der  beiden  grossen  Rechtsbildungen  des 
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inneren  Staatslebens,  die  Leichtigkeit,  mit  der  der  geschichtliche  Blick 
sie  erfasst,  und  das  Gefühl,  dass  jenes  Bild  die  noth  wendige  Basis 
Tür  die  ganze  Folgezeit  bieten  muss,  haben  von  jeher  die  histori- 
schen Arbeiten  aller  Art  gezwungen  ,  lange  und  gerne  bei  dieser 
Epoche  zu  verweilen ;  und  auch  wir  haben  in  ihr  die  Grundlage 
der  folgenden  Darstellungen  legen  müssen ! 

Fünfzig  Jahre  später  ist  alles  anders  geworden.  Auf  allen 
Punkten  ist  ein  wilder  Kampf  losgebrochen ,  neue  Elemente  sind 
entstanden  ,  neue  Ideen  brechen  sich  Bahn,  neue  Ansprüche  werden 
erhoben,  und  ganz  Frankreich  bedeckt  sich  mit  den  Trümmern 
einer  untergehenden  Zeit.  Keine  einzelne  Persönlichkeit  hat  diesem 
Kampfe  gerufen,  kein  bestimmtes  Ziel  desselben  tritt  hervor;  den- 
noch ist  er  da  als  ein  unvermeidlicher  und  allgegenwärtiger  ;  und 
niemanden,  der  ihn  betrachtet,  kann  es  zweifelhaft  bleiben,  dass 
er  nicht  mehr  ein  Kampf  der  Personen  oder  der  Interessen ,  son- 
dern dass  er  ein  Kampf  der  Lebens-  und  Rechtsinteressen  selber 
ist,  dessen  Character  uns  stets  als  jene  nachhaltige,  nimmerermü- 
dende, von  Jahrzehent  zu  Jahrzehent  und  von  Persönlichkeit  zu 
Persönlichkeit  sich  fortwälzende  und  vererbende  Bewegung  erscheint, 
in  der  die  neue  Gestalt  der  Dinge  sich  durch  die  Ruinen  des  Alten 
und  Resiegten  langsam,  aber  unaufgehalten  Bahn  bricht. 

In  einer  solchen  Zeit  hat  die  Geschichtschreibung,  jenem  zwei- 
fachen Inhalt  des  Geschehenden  sich  anschliessend  ,  selber  eine 
zweifache  Aufgabe.  Sie  kann  die  Reihenfolge  der  einzelnen  That- 
sachen  zu  dem^Ganzen  einer  solchen  Epoche  zusammenstellen,  oder 
—  man  erlaube  uns  das  Wort  —  die  Dialektik  der  Geschichte  ver- 
folgend, in  der  Aufgabe  des  inneren  Lebens  die  Einheit  der  Zeit- 
abschnitte Hetzen.  l>ns  wird  es  auf  dieses  letzte  im  Folgenden  an- 
kommen ;  und  deshalb  müssen  wir  den  Faden  der  Entwicklung  bei 
dem  Wesen  des  Königlhums  wieder  aufnehmen. 

Wenn  dieses  Wesen  des  Königlhums  wirklich  die  Vertretung 
der  freien  und  unbedingten  Staalsidee  ist,  so  mochte  das  Lehns- 
königthum  mit  allem  Glänze  und  allen  Formen  der  Oberherrlichkeit 
in  der  Romantik  des  Lehnswesens  erscheinen  —  seinem  Begriffe 
und  seinen  Forderungen  konnte  es  auf  diesem  Wege  nicht  geniigen: 
denn  in  der  Thal  war  selbst  jenes  organische  Königthum  der  vo- 
rigen Epoche,  trotz  seiner  inneren  Ausbildung,  dennoch  kein  König- 
thum der  heutigen  Zeit ,  kein  Königthum  im  höchsten  Sinne  des 
Worts.  Die  eigentlich  königliche  Gewalt  war  örtlich  beschränkt, 
und  fand  nur  in  den  Domainen  der  Könige  ihre  volle  Ausübung; 
die  lehnsherrlichen  Gebiete,  über  die  der  König  herrschte,  wollten 
nur  nach  dem  Principe  des  Lehnst  echt  s  von  ihm  beherrscht  sein, 
und  zwei  Dritlheile  des  heutigen  Frankreichs  gehörten  jenem  Kö- 
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niglhume  nur  dadurch  an,  dass  ihre  Fürsten  den  König  als  Souverain 
anerkannten.  Wo  aber  die  königliche  Gewalt  ihre  Verfassung  und 
Thätigkeit  über  diese  Begrenzung  hinaus  ausdehnen  wollte,  da 
klagte  man  sie  des  Unrechts  an;  und  galt  einmal  das  Princip  des 
Lehnswesens  wirklich,  so  war  auch  jeder  Uebergriff  des  Königtums 
in  dieses  Lehnsrecbt  hinein  ein  wirkliches  Unrecht.  —  Mit  diesen 
Beschränkungen  des  Königthums  aber  war  nicht  so  sehr  die  könig- 
liche Macht,  als  vielmehr  die  Idee  des  Staates  selber  der  Beschrän- 
kung unterworfen;  und  das  war  es,  was  den  tiefsten  Widerspruch 
in  jenem  Zustande  der  Dinge  bildete.  Hält  man  das  Königthum 
des  13.  Jahrhunderts  dem  des  J7.  und  18.  entgegen,  so  erscheint 
der  Cbaracler  desselben  darin,  dass  der  Staat  in  jener  Zeit  selber 
im  Privatbesitze  der  Könige  gewesen  ist,  wie  die  einzelnen  Hoheits- 
rechte im  Privatbesitze  der  souverainen  Lehnsherren  waren. 

Aus  diesem  Zustande  der  Dinge  gab  es  nur  Einen  Weg;  und 
auch  dieser  ist  im  Begriffe  des  germanischen  Königtums  enthalten. 
Jener  Grundgedanke  des  germanischen  Lebens,  die  freie  Selbstständig- 
keit des  Einzelnen ,  ist  nicht  in  der  Selbstständigkeit  des  Individuums 
erschöpft.  .4/(0  Gebiete  dieses  Lebens  individualisiren  sich  in  ihm; 
grade  das  ist  es ,  was  diese  neue  Welt  zu  einer  eigenthümlichen 
macht.  Der  individuelle  Staat  aber  ist  der  Staat  eines  Volkes.  Das 
Volk  ist  daher  die  Grundlage  des  mrklichen  germanischen  Staates; 
und  ist  das  Königthum  der  Träger  dfeser  Staatsidee,  so  wird  es 
seine  volle  Erscheinung  erst  als  Königtliura  eines  bestimmten  Volkes 
erhalten. 

Sehen  wir  mithin  ab  von  den  concreten  Verhältnissen  in  Frank- 
reich, so  gilt  zunächst  der  Satz,  dass  das  organische  Königthum  der 
vorigen  Epoche  seine  Erfüllung  durch  das  französische  Volk  zu 
erreichen  bestimmt  ist,  als  ein  allgemeiner  für  die  ganze  germanische 
Slaatsgeschichte. 

Das  Wort  Volk  aber  ist,  weil  es  die  unendliche  Mannigfaltigkeit 
des  Lebens  umfasst,  das  sich  in  der  gesonderten  Masse  individuali- 
sirt ,  ein  unendlich  vieldeutiges.  Für  den  bestimmten  Fortgang  der 
Geschichte  bedürfen  wir  eines  bestimmten  Begriffes.  Dieser  ergibt 
sich  für  uns  mit  hinreichender  Klarheit  aus  dem  Vergleich  mit  einem 
verwandten  Begriffe. 

Unterscheidet  man  nämlich  zwischen  Volkstümlichkeit  und 
Volk  ,  so  bezeichnet  die  erste  den  geschichtlich  und  unhewiisst  ent- 
standenen Zustand  der  Gleichheit  des  inneren  und  äusseren  Lebens 
und  seiner  Formen ,  der  die  eine  Masse  neben  der  anderen  in- 
dividualisirt.  Zum  Volke  wird  die  Volkstümlichkeit  dadurch,  dass 
jene  Gemeinsamkeit  des  gegenwärtigen  Lebens,  seiner  Geschichte 
und  seiner  Aufgabe,  den  Einzelnen  zum  Bewusstsein  erhoben  wird. 
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Ein  bewusstes  Leben  aber  ist  zugleich  ein  wollendes.  Kein  Volks- 
bewusstsein  gibt  es  ohne  einen  Volkswillen.  Mit  dem  Augenblick 
dalier ,  wo  die  in  ihrer  Volkstümlichkeit  zum  Bewusslsein  gelangle 
Masse  zu  wollen  beginnt,  tritt  uns  das  Volk  in  seiner  eigentlichen 
und  höchsten  Gestalt  entgegen. 

Indem  nun  das  Königlhum  die  Persönlichkeit  des  Staats  und 
der  Staat  ein  Staat  des  Volks ,  oder  das  als  Persönlichkeit  auftretende 
Volk  ist,  so  folgt  die  Art  und  Weise,  wie  das  Königthum  durch 
das  Volk  seine  Erfüllung  erhält.  Wille  und  Persönlichkeit  sind 
wie  Abstraclion  und  Wirklichkeit;  die  abstracto  Persönlichkeit  des 
Staats  hat  wiederum  ihre  Wirklichkeil  im  Königthum  ;  die  höchste 
Stufe  des  Königthuins  und  die  Erfüllung  seiner  Idee  besteht  daher 
darin,  dass  der  König  die  wirkliche  Persönlichkeil  ist,  durch  welche 
die  abstracle  Persönlichkeit  des  Volkes  ihren  Willen  will. 

Somit  ergibt  sich,  dass  die  Geschichte  des  Volks,  die  Entwick- 
lung des  Volksbewusstseins  und  Volkswillens  aus  der  Volkstüm- 
lichkeit die  Geschichte  de»  Königthum$  »elber  ist.  Und  der  Uebergang 
aus  dem  organischen  zum  wirklichen  Königthum  ist  mithin  selber 
wesentlich  in  der  Geschichte  des  französischen  Volkes  zu  suchen. 

Gewiss  nun  ist  es,  dass  wir  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  in 
Frankreich  schon  eine  ziemlich  ausgebildete  Volksthümlicftkeit  vor- 
linden. Bereits  beim  Vertrage  von  Verdun  erscheinen  die  ersten 
Spuren  derselben  ;  die  folgende  Geschichte  lässt  freilich  den  Gaug 
dieser  Bildung  wenig  erkennen;  dennoch  ist  im  13.  Jahrhundert 
Sprache,  Sitte  und  Recht  schon  gemeinsam,  und  die  Masse  früherer 
Volkstümlichkeiten  sind  entschieden  überdeckt  und  bewältigt,  wenn 
auch  nicht  vernichtet  von  der  französischen  Volksentwicklung. 

Allein  noch  hat  dieses  werdende  Volk  keine  Gelegenheit  ge- 
funden, an  einem  sclbstständigen  Act  seines  eigenen  Lebens  sich 
und  seine  Individualität  zu  erkennen.  Die  schweigende,  nicht  immer 
freiwillige  Anerkennung  des  Königtums,  die  Unterordnung  des 
Fürstenthums  unter  dasselbe,  die  neu  entstehende  Souverainelät 
sind  Anzeichen  seines  Daseins  ;  es  selber  aber  erscheint  nicht. 

Fast  immer  aber  zeigt  es  sich  in  der  Geschichte ,  dass  eine 
lang  vorbereitete  Neubildung  eines  äussern  Anstosies  bedarf,  um 
in  der  äusseren  Well  zur  Erscheinung  und  Geltung  zu  gelangen. 
So  ging  es  auch  dem  französischen  Volke.  England  ist  es,  das 
eben  durch  seinen  Kampf  mit  dem  französischen  Volke  dasselbe 
ins  Leben  gerufen  hat :  in  den  Kriegen  mit  England  ist  der  Ge- 
danke eines  selbständigen  Volkes  in  Frankreich  zur  Wirklichkeit 
gekommen. 

Die  Geschiebte  dieser  Kriege  ist  bekannt.  Bestrittener  wie  fast 
die  geringste  Tbatsacbe  in  ihnen  ist  das,  wodurch  sie  für  Frankreich 
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yon  entscheidendem  Einflüsse  geworden  sind  ,  die  Form,  in  welcher 
aum  ersten  Mal  das  Volk  in  Frankreich  erscheint  und  mit  dem  König- 
thum gemeinsam ,  wenn  auch  nicht  immer  in  friedlicher  Einheit, 
den  neuen  Staat  erzeugt  hat,  die  Form,  in  welcher  jene  Volks- 
tümlichkeit sich  zum  Bewusslsein  und  zum  Wollen  erhoben,  und 
das  französische  Reich  auf  immer  als  selbstständiges  constituirt  hat, 
die  Etat*. 

Die  Süssere  Geschichte  der  Etats  gehört  unserer  Aufgabe  nicht 
an.  Ihre  innere  Bedeutung  enthält  der  obige  Satz,  dass  sie  das 
Auftreten  des  eigentlichen  Volkes  in  Frankreich  sind.  Wie  sie  das 
aber  gewesen ,  und  wie  sie  im  Besonderen  wirklich  das  Königthum 
des  13.  Jahrhunderts  zu  einer  neuen ,  in  seinem  bisherigen  Wallen 
kaum  noch  angedeuteten  Stellung  erhoben  haben,  müssen  wir  angeben. 

Fassen  wir  den  Inhalt  aller  früheren  Abschnitte  zusammen,  so 
sehen  wir  das  Königin  um  mit  seiner  Herrschaft  neben  den  drei 
Formen  der  Lehnszeil ,  den  Lehnsherrschaften ,  der  Kirche ,  und 
der  Gemeinde  stehen.  Diese  Formen  sind  selbstständige  Körper, 
deren  jeder  mit  souverainen  Hoheitsrechten  begabt  ist.  Diese  Ho- 
heitsrechte sind  ihnen  mit  ihrem  Eigenthumsrechte  identisch;  eine 
Unterordnung  des  Einen  unter  den  Andern  ist  unmöglich,  weileine 
solche  den  an  sich  unverletzlichen  Privatbesitz  verschlechtert.  Die 
Yertheidigung  der  Selbstständigkeit  ist  eine  Verteidigung  des  Ei- 
genthums; diese  Selbstständigkeit  selber  ist  wesentlich  noch  die 
ewig  notwendige  Selbstständigkeit  des  Privateigentums  der  Privat- 
person gegenüber.  Hier  ist  ein  abgeschlossener  Cirkel,  der  Fehde, 
Gewalt  und  äussere  Bewegung,  nicht  aber  lebendige  und  schaffende 
Einheit  erzeugen  kann. 

Aber  nicht  bloss  diese,  sondern  auch  das  Königthum  selber 
beruht,  sobald  es  «nit  bestimmten  Rechten  und  Forderungen  auftritt, 
noch  auf  der  Idee  des  Besitzes  und  der  Lehnsherrlichkeit,  wenn 
gleich  schon  die  Organisation  und  das  Leben  innerhalb  dieses  Be- 
sitzes auf  ein  anderes  Princip  hindeutet.  Daher  ist  auch  unter  das 
Königthum  noch  keine  wirkliche  Unterordnung  möglich,  denn  auch 
sie  ist  eine  Unterwerfung  des  Privalrechts  unter  das  Privalrecht. 
Zwischen  Königtum  und  Lehnswesen  wiederholt  sich  der  Cirkel, 
der  zwischen  den  einzelnen  Formen  des  Lebnswcsens  stallgefunden. 

Soll  hier  daher  Einheit  und  staatliches  Leben  entstehen  ,  so 
rouss  ein  ganz  neues  Princip  auftreten.  Die  Lehnsherrlichkeilen 
müssen  beginnen,  ihre  Hoheitsrechte  nicht  länger  als  ihr  Eigenthum 
anzusehen,  die  Könige  keine  Obergewall  im  Sinne  des  Lehnsrechts 
fordern.  Und  dieses  neue  Princip,  wenn  es  sich  Bahn  bricht,  muss 
eine  neue  Gewalt  im  Staate  und  eine  neue  Gestalt  in  der  Verfassung 
des  bisherigen  Rechts  erzeugen. 
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Hier  ist  mithin  der  Punkt,  an  dem  sich  die  alte  und  neue 
Zeit  scheiden.  Und  wie  immer ,  so  war  auch  hier  der  Weg,  den 
die  letztere  einschlägt,  durch  den  Inhalt  der  ersteren  gegeben. 

Blicken  wir  nämlich  zurück ,  so  lag  die  Unmöglichkeit  einer 
organischen  Unterordnung  für  alle  eben  darin  ,  sich  als  Einzelne 
den  Einzelnen,  und  wäre  dieses  der  König  selbst,  unterwerfen  zu 
sollen.  Gab  es  dagegen  eine  Gewalt,  die  sich  von  vorne  herein 
als  die  Allgemeine  hinstellen  konnte ,  in  der  Also  der  Eiue  grade  so 
viel  aufgäbe  als  der  Andere,  und  innerhalb  welcher  die  ursprüng- 
liche Gleichheit  erhalten  würde  ,  so  war  damit ,  selbst  nach  dem 
Princip  der  Lehnsherrlichkeit ,  die  ja  auch  über  ihrer  Souveraine- 
tät  das  Fürstenlhum  und  königthum  anerkannte,  die  Möglichkeit 
organischer  Einfügung  in  höhere  Ordnung  gegeben;  die  Kirche 
drängle«  ihrem  eigenen  Wesen  nach  dazu  von  selber  hin,  und  die 
Städte  konnten  den  Schulz  und  die  Erhebung  ihrer  particulären 
Stellung  durch  Theiluahme  an  dem  Segen  einer  solchen  Gewalt 
nur  als  ein  frohes  Ereigniss  begrüssen. 

Auf  die  Bildung  dieser  einheitlichen  Gewalt  kam  daher  alles 
an;  und  die  Form  derselben  gab  dasselbe  Princip,  das  jene  ein- 
zelnen Elemente  bis  dahin  auseinander  gehalten  hatte,  die  selbsl- 
sländige  Freiheit.  Die  Vereinigung  jener  drei  Elemente  zu  Einem 
Körper,  und  der  Beschluss  Aller  durch  die  Zustimmung  der  Einzelnen 
bildete  jene  einheitliche  Gewalt,  in  der  das  Volk  zum  ersten  Male 
auftritt ,  und  die  nach  dem  Namen  der  Elemente  die  Etatt  de  France 
heissen. 

Dies  ist  die  höchste  geschichtliche  Bedeutung  jener  Etats.  Wie 
verschieden  auch  in  den  zwei  Jahrbunderlen,  in  denen  sie  da- 
stehen, ihre  Wirksamkeit  und  ihre- Schicksale  gewesen  sein  mögen, 
das  Eine  ist  ihnen  in  allen  Gestalten  gemein ,  dass  durch  sie  der 
entscheidende  Schritt  von  der  Volkstümlichkeit  zum  Dasein  des 
Volkei  geschieht.  An  sie  knüpfen  sich  alle  Folgen  ,  die  dem  Auf- 
treten des  Volkes  folgen ;  von  ihnen  datirt  sich  die  wirkliche  und 
innerlich  erfüllte  Individualität  des  französischen  Reiches ;  sie  sind 
der  Angelpunkt  einer  neuen  Geschichte. 

Wie  nun  das  Leben  des  Volkes  alle  Seilen  zugleich  umfasst, 
so  lässt  sich  auch  dasjenige,  das  mit  den  Etats  in  Frankreich 
beginnt,  von  allen  Seiten  aus  betrachten.  Und  beschränkt  sich 
gleich  die  Hechtsgeschichte  auf  ihr  besonderes  Gebiet,  so  ist  auch 
hier  der  Stoff  ein  so  reicher,  dass  wir  darauf  hinweisen  müssen, 
wie  wir  zunächst  nur  Einen  Punkt  im  Auge  haben.  Dieser  ist  das 
Verhältniss  der  Etats  zum  Königthume. 

Obwohl  nämlich  in  ihnen  das  ganze  Volk  umfasst  wird,  so  ist 
es  doch  falsch,  dabei  an  den  heutigen  Begriff  des  Volkes  zu  den- 


Digitized  by  Google 


Sieg  dbs  organischen  Königthums. 


425 


ken.  Sie  bildeten  sich  nicht  von  der  Grundlage  der  einzelnen  freien 
Persönlichkeit  aus ,  und  darum  sind  sie  keine  Volksvertretung.  Son- 
dern sie  entstehen  nur  durch  das  Zusammentreten  der  bisherigen 
Elemente  des  Lehnswesens.  Vor  allem  daher  erhalten  sie  das  alte 
Recht;  sie  gestalten  nichts  unmittelbar  um,  sondern  sie  stellen  nur 
ein  Neues  über  sich  bin,  und  in  diesem  Neuen  sollen  sie  nun  mit 
dem  alten  Recht  ihre  neue  Stellung  finden.  Nicht  von  ihnen  daher, 
sondern  von  dem  Wesen  und  dem  Gesetz  dieser  neuen  Gewalt 
hängt  die  künftige  Entwicklung  ab.  Und  was  diese  daher  enthal- 
ten ,  müssen  wir  als  Grundlage  alles  Einzelnen  im  Folgeaden ,  zu- 
nächst untersuchen. 

Jene  in  den  Etats  gegebene  neue  und  allgemeine  Gewalt  ist, 
da  sie  über  alle  gleich  ist,  keine  lehnsrechtliche  mehr;  sie  ist  ferner 
nicht  am  Besitz  entstanden;  sie  ist  nicht  Örtlich  beschränkt,  und 
endlich  nicht  der  Willkühr  der  Einzelnen  unterworfen ,  sondern 
als  in  der  Gemeinschaft  der  Stände  ruhend,  eine  selbstsländige. 
Sie  ist  daher  in  der  That  nichts  anderes ,  als  die  Idee  des  Staat» 
selber.  Diese  Idee  suchte  ihren  Träger  und  Vertreter.  Nur  Eine 
Macht  unter  den  vorhandenen  konnte  das  als  ihr  Recht  in  Anspruch 
nehmen ,  was  sich  hier  bildete.  Dies  war  das  Königtbura.  Auf 
die  Könige  übertrugen  damit  die  Etats  das  Recht,  die  Macht,  die 
Verantwortlichkeit ,  den  ganzen  Inhalt  desjenigen  ,  was  sie  selber 
in  ihrer  Einheit  waren,  des  Staats.  Von  da  an  und  durch  die 
Etats  wird  das  Königtbura  zum  Verwalter  des  wirklichen  Staats  in 
Frankreich;  so  erscheint  die  Erfüllung  des  Königthnms  durch  das 
Volk,  auf  der  allein  die  Staaten  der  germanischen  Welt  beruhen; 
und  dies  ist  das  Allgeroeinste  in  dem  Verhältniss  der  Etats  zum 
Königlbume. 

Löst  man  dieses  nun  in  seinen  besonderen  Inhalt  auf,  so  er- 
scheinen folgende  für  die  Rechtsgeschichte  entscheidenden  Begriffe. 

Zuerst  gewinnt  das  Königthum,  als  Innehaber  der  höchsten 
und  absolut  unabhängigen  Gewalt  den  Begriff  der  Majestät.  Dieser 
Begriff  ist  ein  für  die  innere  Entwicklung  der  Reiche  —  nicht  blos 
Frankreichs  —  höchst  fruchtbarer.  Von  dem  Lehnswesen  dem  Kö- 
niglhum  übertragen ,  wird  er  eine  fast  unerschöpfliche  Quelle  von 
Ansprüchen  und  Berechtigungen  Air  es  selber  und  für  seine  Ver- 
treter, und  die  Hauptwaffe,  mit  welcher  das  Princip  des  Lehns- 
wesens bekämpft  und  besiegt  wird.  Denn  die  Majestät  des  Fürsten 
als  identisch  mit  der  Majestät  des  Staats  schliesst  ihrem  We- 
sen nach  nicht  bloss  jeden  Widerstand  aus,  und  erzeugt  für 
ihn  den  Begriff  des  Majestätsverbrechens,  sondern  sie  hebt  zugleich 
die  Idee  der  Souverainetät  für  jeden  Einzelnen  im  Staate  auf;  und 
dies  ist  der  Punkt,  wo  die  Grundlage  des  Lehnttoesent  von  der  neuen 
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Ordnung  der  Dinge  gebrochen  wird.  Denn  jene  Majestät  des  Staates 
im  Königthum  ist  es,  die  nothwendig  zu  ihrem  Inhalte  die  Hoheits- 
reckte  hat.  Grade  diese  bildeten  in  ihrer  Verschmelzung  mit  dem 
Grundbesitz  den  Character  des  Lehnsrechts;  mit  dem  Auftreten 
jener  Idee  der  Majestät  des  Staates  beginnen  diese  Hoheitsrechte 
auf  das  Königthnm  tiberzugehen  ,  und  von  dem  Besitz  sich  abzu- 
scheiden ;  und  von  da  an  verlässt  der  Besitz  die  Sphäre  des  öffent- 
lichen Rechts,  um  mit  seiner  Bedeutung  für  die  Verfassung  erst  im 
19.  Jahrhundert  wieder  aufzutreten.  Da  nun  das  ganze  System  des 
Lehnsrechts  auf  jener  Identität  des  Grundbesitzes  und  der  Ho- 
heitsrechte beruhte ,  so  ergab  es  sich ,  dass  mit  jener  Trennung 
auch  dieses  System  von  Begriffen  und  Verhältnissen  sich  auflöste, 
und  eine  neue  Anschauungsweise  ins  Leben  trat.  Natürlich  ging 
das  weder  schnell,  noch  auch  ohne  grosse  Verwirrung  vor  sich; 
und  so  klar  und  bezeichnend  daher  die  früheren  Quellen  sind ,  so 
schwankend  werden  von  jetzt  an  alle  Versuche,  das  Wesen  des 
eigentlichen  Lehns  zu  bestimmen.  Hält  man  den  angegebenen  Gang 
der  Entwicklung  fest,  so  ist  es  leicht,  sich  darüber  im  Einzelnen 
zu  vorstündigen.  Die  schwierige  Aufgabe  war  die,  das  Lebnswesen 
als  ein  rein  pricatrechttiches  Verhältniss  anzusehen,  nachdem  es  so 
lange  ein  öffentlich  rechtliches  gewesen ,  und  auch  jetzt  noch  nicht 
ohne  einzelne  Momente  aus  dem  öffentlichen  Recht  geblieben  ist. 
Für  diesen  Zustand  der  Begriffe  ist  Dumoulin  der  bezeichnendste 
Schriftsteller.  Öuter  allen  Commentatoren  der  Goutumes  ist  keiner 
so  bedeutend  durch  Klarheit  der  Begriffe  und  Umfang  seiner  Kennt- 
nisse, wie  Dumoulin.  Seine  Commentarii  in  Parisiensis  totius 
Galliaa  suprerai  Parlamenti  Consuetudines»  »)  sind  im  Allgemeinen 
eine  unendlich  reichhaltige  Quelle  für  die  innere  Recbtsgeschicbte ; 
aber  grade  ftir  den  Begriff  des  Lehns  und  Lehnsrechts ,  wie  sie 
unsre  Epoche  herausgebildet  und  der  folgenden  überliefert,  ist  dieses 
Werk  das  wichtigste,  was  wir  besitzen.  Hier  sieht  man  auf  das 
deutlichste,  wie  die  privatrechtlichen  Begriffe  ganz  und  gar  das 
Lehnswesen  durchdrungen  und  beherrscht  haben,  und  wie  das  staat- 
liche Recht  gänzlich  auf  das  Königtkum  übergegangen  ist.  Wir 
wollen  nur  in  zwei  Worten  den  Character  dieser  Auffassung  berühren, 
damit  man  sie  mit  dem  Inhalt  der  ersten  Epoche  zusammenstellen 
kann.  Nach  der  Glossa  5  zu  T.  I.  §.  1  ist  das  Lehn  ihm  eine 
«quasi  Servitut,»  aber  eine  «servitus  realis,  ralione  scilicet  uttlis  do- 
minii  rei  servientis  directo,  non  personalis ,  quia  vasallus  apud  nos 
est  mere  libera  persona  ,  licet  sit  personaliter  obligatus  domino  ad 


i)  Wir  citiren  nach  der  letzten  Ausgabe  von  der  Hand  des  Yerfass.  selber, 
Lausanne  1567.  L.  B.  fol. 
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jure,  jeudalia  ralione  feudi.»  Der  Sinn  dieser  Auffassung  liegt  nahe; 
alle  Pflichten  und  Rechte  desjenigen ,  was  zu  seiner  Zeit  noch  dem 
Lehnswesen  angehört ,  sind  privatrechtlicher  Natur  geworden,  und  der 
Vasall  ist  durch  das  Lehn  nicht  mehr  gebunden  in  Beziehung  auf  seine 
Penon  sondern  nur  in  Beziehung  auf  sein  Eigenthum;  oder  wie  er 
selber  sagt  ,  es  sind  die  homagia  nicht  mehr  personalia,  sed  realia, 
und  beziehen  sich  bloss  auf  das  Patrimonium,  nicht  auf  die  persona. 
Das  Bomagium  ist  ihm  daher  auch  (ib.  no.  12.)  ein  Wort  abarba- 
rius  feudo;»  es  soll  dasselbe  nicht  mehr  bedeuten  aquod  fiat  ejus 
homo,  sed  solum  quod  promittat  et  exhibeat  fidelitatem  secunduin 
naturara  et  conditionem  feudi.»  So  ist  das  eigentliche  Wesen  des 
alten  Lehnsrechts  innerlich  gebrochen;  nahe  lag  die  Folge,  dass 
damit  auch  die  äusseren  Formen  untergingen.  War  das  Lehn  ein 
.  blosser  Privatbesitz,  so  war  kein  Grund  mehr,  die  Uebertragung 
desselben  in  anderer  Form  als  die  jedes  anderen  Privatbesitzes  vor 
sich  gehen  zu  lassen;  daher  heisst  es  (no.  43.)  «apud  nos  nulla 
requiritur  prosenlia  curia  vel  partum  nec  alia  forma  inve$titura>, 
sed  sufficit  simple*  confessio  et  reeeptio  in  feudum.o  Höchst  be- 
zeichnend ist  dabei  der  Versuch,  die  Definition  des  Feudum  zu 
geben;  er  sagt  in  der  Jntroductio  no.  III.  —  «feudum  est  bene- 
vola,  libera  et  perpetua  concessio  rei  immobitis  vel  squipollenlis 
cum  translalione  utilis  dominii ,  proprietate  retenta  sub  fidelitate  et 
exhibitione  servitiorum.»  Hier  ist  die  staatliche  Beziehung  auf- 
gelöst in  den  rein  privatrechtlichen  Unterschied  des  dominium  di- 
rectum und  utile,  weshalb  er  auch  zur  weiteren  Erklärung  den  Be- 
griff der  Erapbyteuse  herbeizieht  (no.  78.) ;  und  sehr  nahe  liegt 
die  Bemerkung ,  dass  ohne  das  Lehnswesen  jene  römische  Distinc- 
tion  schwerlich  bei  uns  Eingang  gefunden  hätte.  Dennoch  klingt 
in  jenem  Begriff  der  Fidelitas  noch  das  alte  Wesen  des  Leons  her- 
über in  diese  Zeil;  denn  noch  war  die  Oberberrlicbkeit,  wenn  auch 
nur  dem  Namen  nach  und  völlig  inhaltlos,  vorhanden.  Daraus  er- 
klärt sich  die  Fortsetzung  in  no.  115.  «Feudi  enim  $ubttantia»  — 
d.  h.  der  Inhalt  der  Lehnsherrlichkeit,  abgesehen  von  den  zufäl- 
ligen und  verschiedenen  in  der  conditio  Feudi  enthaltenen  Pflichten, 
der  eigentliche  BegrifT  derselben  —  «in  tola  fidelitate ,  qu®  est  ejus 
forma  essentialis,  subsistit;  caUera  vero  dependent  a  pactis  et  te- 
nore  investiluraß.D  Was  aber  die  Fidelitas  enthält,  weiss  er  nicht 
zu  sagen.  Ihre  Wesenlosigkeil ,  und  die  gänzliche  Vernichtung 
des  alten  Princips  erscheint  aber  in  einem  anderen  BegrifT.  Eine 
Art  des  Lehns  gibt  es  nämlich  auch  jetzt  noch,  die  ein  persönliches 
Unterthansverhältniss  enthalten ,  nämlich  die  Feuda  ligia.  Der  Be- 
griff dieser  Feuda  ligia  bat  aber  mit  dem  alten  wenig  gemein.  Es 
sind  diejenigen,  aqua?  a  solo  wpremo  prineipi  recognoscuntur  in 
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feuda  ligia.»  Wer  ligius  igt,  kann  nicht  der  Vasall  eines  andern 
sein ,  noch  auch  kann  Jemand  Vasall  zweier  zu  gleicher  Zeit  sein. 
Denn  der  ligius  schwört  jetzt  seinem  Lehnsherrn ,  ohne  seine  Fide- 
delitas  gegen  einen  anderen  sich  vorzubehalten  (Gl.  5  no.  5.),  und 
indem  er  ligius  wird,  sind  seine  Güter,  und  zwar  ohne  Ausnahme 
und  Unterschied  der  Alleux  und  Fiefs,  dem  Lehnsherrn  unterworfen. 
Dieser  neue  Begriff  der  Ligeitas  erklärt  sich  leicht.  Es  ist  derselbe 
nichts  anderes,  als  die  Form,  in  welcher  die  Staatsbeamteten  dem 
Fürsten  als  ihrem  Souverain  die  Huldigung  leisten  und  anerkennen, 
dass  sie  ihr  Amt  nicht  zum  persönlichen  Eigenthum ,  sont\f  rn  nur 
im  Namen  des  Königs  haben.  Deshalb  fögt  Dumoulin  in  no.  H 
auch  hinzu ,  dass  jetzt  nur  noch  die  «feuda  magnarum  et  regalium 
dignitatum»  aliein  existirten,  auf  deren  Uebertragung  die  alte  For- 
mel der  Investitur  tibergegangen  war ,  die  die  Stelle  unserer  Be-  • 
Stallungen  vertrat.  Allerdings  lebte  der  alte  Name  der  feuda  noch 
in  einigen  Coutumes  fort,  und  wo  er  vorkam  ,  war  es  nicht  zu 
läugnen ,  dass  er  im  Grunde  etwas  ganz  anderes  bezeichne.  Du- 
moulin sagt  aber ,  dass  derselbe  jetzt  nur  noch  uneigentlich  verstan- 
den werden  müsse;  denn  es  gelte  der  Grundsatz  .  «qtiod  in  toto  hoc 
regno  Francis  nulla  sunt  feuda  ligia,  nisi  qua?  immediate  recognos- 
cunttir  a  Christ ianissimo  Rege.»  — -  So  ward  der  alte  Begriff  des 
Lehns  vernichtet  von  dem  neuen  der  königlichen  Majestät;  der  Be- 
sitz verlässt  das  Leben  der  Staatsbildung,  und  bleibt  von  jetzt  an 
in  der  Geschichte  der  Gesellschaft ,  wohin  wir  ihm  nicht  folgen  dürfen; 
und  mit  diesem  Uebergang  gehen  denn  nun  auch  die  einzelnen  Ho- 
heitsrechte, Waffenrecht,  Mttnzrecht,  Polizei  und  andere,  auf  das  Kö- 
nigthum als  seine  Rechte  über.  Jedes  dieser  Rechte  hat  seine  eigene 
Geschichte  in  dieser  Beziehung;  doch  liegt  die  Untersuchung  dar- 
über ausserhalb  unseres  Gebietes.  Nur  Ein  Uoheitsrecht  unter- 
scheidet sich  wesentlich  von  den  übrigen  in  seinem  Verhältniss  zum 
neuen  Königlhum;  und  dieses  ist  die  Gerichtsbarkeit]  nicht  die  Ver- 
fassung, sondern  das  Recht  der  Gerichtsherrlicbkeit.  Für  dieses 
trat  eine  cigenthümliche  Scheidung  der  Momente  ein ,  die  ihre 
Erklärung  in  früheren  Punkten  findet. 

Es  ist  oben  zweierlei  nachgewiesen;  zuerst,  dass  die  Gerichts- 
barkeit eine  keineswegs  unerhebliche  Quelle  der  Einnahmen  für 
die  Lehnsherren  war,  dann,  dass  die  Stufen  der  Gerichtsbarkeit 
zugleich  die  Stufen  der  Allods-  und  Lehnsqualität  der  Grundstücke 
bezeichneten.  Beide  Gründe  haben  in  gleichem  Maase  dahin  ge- 
wirkt ,  grade  die  Gerichtsbarkeit  mit  dem  Eigenthumsrecht  auf  das 
innigste  zu  verschmelzen;  und  sie  war  es  denn  auch,  die  am  läng- 
sten und  am  entschiedensten  der  königlichen  Gewalt  widerstand. 
Dennoch  war  sie  ihrem  Wesen  nach  ein  Hoheilsrecht;  und  so  na- 
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türlich  es  war,  dass  die  Grundherren  sie  sich  zu  erhalten  strebten, 
so  unvermeidlich  war  es,  dass  die  königlichen  Beamteten  sie  als 
ihr  Kecht  in  Anspruch  zu  nehmen  suchten.  Diesen  Widerspruch 
vereinigte  die  vorliegende  Epoche,  wo  nicht  gradozu  die  königliche 
Besetzung  an  die  Stelle  der  lehnsrechtlichen  trat,  dahin,  dass  sich 
neben  der  Erhaltung  der  alten  Form  die  Idee  der  Gerichtsherrlichkeit 
selber  gänzlich  umgestaltete.  Das  Resultat  war  aber  auch  hier, 
wie  auf  den  anderen  Gebieten,  die  Erhaltung  der  bisherigen  Form 
neben  der  gänzlichen  Umgestaltung  der  Idee  der  Gerichtsbarkeit.  Da 
es  durch  die  enge  Verschmelzung  von  Eigenlhum  und  Gerichtsbarkeit 
unmöglich  ward ,  diese  Justice  in  gleicher  Weise  wie  Abgaben, 
Waffen,  Gesetzgebung,  Münze  und  anderes,  fac Irsch  von  dem  Eigen- 
thum zu  trennen  und  sie  dem  Königlhum  zu  übergeben,  so  blieb 
nur  das  Eine  übrig  ,  die  Justice  ihrem  Begriffe  nach  als  ein  selbst- 
ständiges und  dem  Königthum  gehöriges  hinzustellen.  Diese  Ent- 
wicklung lässt  sich  theils  in  der  Gesetzgebung  ;  theils  in  der  Doclrin 
deutlich  verfolgen.  Vor  allem  aber  zeigt  die  grosse  Schlussordonnanz 
dieser  Epoche,  die  Ord.  von  1356,  dass  nicht  bloss  von  da  an 
die  königlich«  Obergerichtsherrlichkeit  über  alle  Gerichte  des  Lan- 
des eine  anerkannte  Thatsache  war,  sondern  dass  auch  die  Strafe 
und  ihre  Verwaltung  im  Besondern  ganz  allgemein  als  Sache  des 
Königlhums  angesehen  ward.  Der  a.  6.  und  die  folgenden  enthalten 
die  Klagen ,  die  das  Volk  an  das  Königthum  wegen  der  schlechten 
Verwaltung  der  Justiz  richtet ,  sowohl  in  den  königlichen  als  nicht 
königlichen  Gerichten,  und  die  Befehle,  die  demzufolge  vom  Könige 
erlassen  wurden ;  dass  der  König  nicht  mehr  willkührliche  und 
ungerechte  Begnadigungen  gewähren  wolle  (a.  6),  dass  die  Gerichte 
verpflichtet  sein  sollen  «que  il  facent  bon  et  brief  accomplissement 
de  Justice  chacun  en  droit  soy,  si  comme  a  luy  appartendra»  (a.  7.), 
dass  die  Gerichtsslellen  nicht  mehr  verpachtet  werden  sollen,  was 
übrigens  doch  nur  als  abons  examples  aux  haulx  Jusliciers»  für 
die  königlichen  Gerichte  ausgesprochen  wird  (a.  8),  und  endlich, 
dass  die  Unsitte  der  Gompositions  de  crimcs  ,  d.  h.  Abkauf  und  Be- 
stechung der  Gerichte  «dont  les  crimes*  estoient  estains  (eleints)  et 
demouroient  senz  estre  dnement  puniso  verboten  sein  soll,  sowohl 
für  die  königlichen  Gerichte  als  ftir  die  aPrelats,  Prinpces,  Barons, 
Chevaliers  et  autreso  (a.  9).  Ein  solcher  Befehl  wäre  noch  im  13. 
Jahrhundert  undenkbar  gewesen;  so  weit  aber  ist  schon  der  Staat 
fortgeschritten,  dass  er  ohne  Bedenken  diese  Befehle  erlässt,  und 
die  Gerichtsherren  sich  denselben  ohne  Widerspruch  unterwerfen» 
—  Auf  gleiche  Weise  fasst  die  Doctrin  das  Verhältniss  auf.  Auch 
hier  hat  Dumoülin  den  wesentlichen  Inhalt  der  Auflassung ,  wie 
sie  aus  den  Bewegungen  unserer  Epoche  hervorging,  kurz  und 
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treffend  bezeichnet.  Allerdings  muss  er  zugestehen,  dass  die  Justice 
ein  entschiedener  und  unablöslicher  Theil  des  Feudums  sei;  allein 
es  gilt  das  Princip  ,  dass  der  König  sich  bei  jeder  Belehnung,  gleich- 
viel ob  ausdrücklich  oder  stillschweigend ,  die  höchste  Gewalt  und 
die  Appellations-Superiorität  vorbehalte  ,  denn  diese  Rechte  gehören 
dein  Königtbum  als  absolute  an,  und  sind  so  sehr  demselben  inn- 
wohneod ,  dass  sie  nicht  einmal  mit  der  Zustimmung,  ja  selbst  nicht 
durch  den  ausdrücklichen  Willen  des  Königs  von  der  königlichen 
Gewalt  getrennt  werden  können,  (ib.  no.  5V.j  So  entschieden 
war  schon  damals  die  Idee  des  küniglhums ,  dass  sie  selbst  in 
dem  ihr  faclisch  widersprechenden  Zustande,  sich  zu  erhalten  und 
ihren  Ausdruck  zu  finden  wusste.  Die  Conscquenz  davon  lag  nahe. 
Wer  diese  Gerichtsbarkeit  besass,  der  konnte  sie  diesem  nach  nur 
im  Namen  des  Königs  ausüben ;  das  Königthum  war  auch  in  der 
noch  ganz  in  ihrer  alten  Form  fortbestehenden  Lehnsgerichtsbarkeit, 
der  Inhaber  der  Gerichtshoheit ,  und  die  letztere  war  nur  eine  be- 
sondere Form,  in  welcher  die  königliche  Gewalt  sich  vollzog.  Durch 
diese  begriffliche  Trennung  von  Lehn  und  Gericht  erklärt  sich 
denn  auch  das  Rechtssprichwort;  aAutre  chose  est  le  fief,  autre 
chose  la  justice»,  oder  wie  es  in  der  Cout.  de  Bourbonnays  I.  a.  1. 
heisst:  «Jurisdiction,  ressort  d'icelle,  et  fief  n'ont  rien  de  commun;» 
und  selbst  bei  neuen  Landesverleihungen  scheint  es  nach  der  Cout 
v.  Senlis  a.  i  gewöhnlich  gewesen  zu  sein,  dieselben  zu  vollziehen 
unter  dem  Zusatz:  «ä  la  charge  que  les  Officiers  demeuront  Royaux»  • 
d.  b.  dass  der  König  auch  jetzt  noch  die  Besetzung  der  Gerichte 
und  die  ausschliessliche  Gerichtsherrlicbkeit  haben  soll. 

Auf  diese  Weise  steht  jetzt  ein  neues  Königthum  da.  Allein 
diese  neue  Gestalt  desselben  ,  wenn  auch  ihrem  Wesen  nach  be- 
stimmt, ist  es  doch  noch  nicht  ihren  einzelnen  factischen  Verhältnissen 
nach.  Langsam  erst  und  unter  heftigen  Kämpfen  ist  sie  gebildet, 
und  die  eigentliche  Geschichte  dieser  Entwicklung  des  Königtbums 
und  seiner  Majestät  mit  ihrem  Inhalt  gehört  zu  den  bedeutendsten 
und  anziehendsten  Theilen  der  französischen  Geschichte  überhaupt. 
Durch  sie  ist  die  vorliegende  Epoche  von  gleich  grossem  Interesse, 
wie  die  vorhergehende ;  der  Glanz  der  folgenden  und  die  äussere 
Erscheinung  des  in  ihr  vollendeten  absoluten  Konsiliums  hat  sie 
mit  Unrecht  in  den  Hintergrund  gedrängt.  Das  innige  Vethültuiss 
derselben  zu  unserem  Gegenstande  aber  zwingt  uns,  wenn  auch 
nicht  die  einzelnen  Thatsachen ,  so  doch,  die  Grundzüge  jener  Ent- 
wicklung hier  aufzunehmen. 

Jene  Idee  der  königlichen  Majestät  umfasst  nämlich  jetzt  aller- 
dings nicht  blos  das  ganze  Land,  sondern  auch  aAe  Einzelnen  und 
sogar  alle  Rechte  und  Verhältnisse.  Allein  obwohl  sie  das  Princip 
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des  alten  Rechts  aufhebt,  so  hebt  sie  doch  nicht  die  Thatsache 
*  desselben  auf.  Die  Zustände  der  alten  Zeit  dauern  fort,  und  inner- 
halb der  allgemeinen  Slaalsidee  und  des  Königthums  erhalten  sich 
daher  noch  lange  und  in  stetem  Kampf  die  früheren  Selbstständig- 
keiten aller  Art.  Daher  ist  das  innere  Staats-  und  Rechtsleben 
dieser  Zeit  keine  gleich  inässige  Einheil,  wie  das  der  folgenden 
Epoche ,  sondern  vielmehr  ein  Qegensatz  ,  auf  dessen  Erkenntnis* 
die  Geschichte  beruht.  Auf  der  einen  Seite  stehen  die  örtlichen, 
aus  dem  Lebnsrecbt  herstammenden  Gerechtsame ,  Privilegien,  Ver- 
fassungen und  Zustände,  mit  ihrer  angestammten  Tendenz,  sich 
der  Einheit  unter  der  königlichen  Gewalt  nicht  unterwerfen  zu 
wollen ;  auf  der  anderen  diese  allgemeine  königliche  Gewalt,  die 
das  Einzelne  iu  Recht,  Verfassung  und  Freiheit  nicht  anerkennen, 
sondern  ihrem  centralen  Willen  unterwerfen  will.  Beide  Gruppen 
im  neu  entstehenden  Reich  haben  nach  allen  Richtungen  hin  ihren 
dauernden  Einfluss  geübt;  beide  haben  ihre  Geschichte,  und  die 
Geschichte  Frankreichs  ist  im  Grunde  nur  das  Resultat  dieses  Ge- 
gensatzes. Die  Entwicklungsgeschichte  des  parliculären  Rechts  je- 
doch ist  in  dieser  Zeit  eigentlich  nur  die  Geschichte  -seines  Unter- 
ganges. Die  Zukunft  gehört  der  Geschichte  des  Königlhumes  und 
seines  Rechts,  und  diese  daher  bildet  den  Gegenstand  der  folgenden 
Darstellung. 

liier  war  es  die  Hauptaufgabe,  zu  zeigen,  in  welcher  Weise 
nun  jenes  Königthum  den  Kampf  mit  dem  untergehenden  Lehns- 
wesen begonnen,  wie  sie  sich  berührt,  und  wie  das  letztere  dem 
ersteren  in  schrittweiser  Auüösung  unterlegen  ist.  Dies  Bild  in  seinem 
ganzen  Umfange  kann  aber  nur  die  Geschichte  aller  einzelnen  Ho- 
heitsrechte geben;  auf  unserui  Gebiete  haben  wir  die  beiden  T heile 
zu  verfolgen  ,  an  denen  allerdings  klarer  wie  fast  an  allen  anderen 
jene  langsame,  aber  sicher  fortschreitende  Bewegung  hervortritt. 
Dieses  sind  die  Gesetzgebung  und  die  gerichtliche  Thätigkeit  des  neuen 
Königthunas.  Sie  folgen  daher  als  Beispiel  aber  zugleich  als  Grund- 
lage unseres  besondern  Gegenstandes;  ihren  Platz  unter  den  übrigen 
Thailen  dieses  Gebietes  der  Geschichte  wird  mau  leicht  erkennen. 

B.  Die  neue  Gesetzgebung  und  ihre  Geschichte. 
Die  Idee  der  neuen  Gesetzgebung  ist  eine  einfache  Gonsequenz 
aus  dem  neuen  Begriff  des  Königthums  und  seines  Verhältnisses  zu 
den  Etats.  Im  alten  Recht  des  Lehnswesens  war  jede  Gesetzgebung 
ein  Vertrag,  so  wie  das  Königthum  über  die  Grenze  seiner  Domai- 
nen  hinausging.  Jetzt  ist  der  König  der  Träger  des  wirklich  all- 
gemeinen von  den  Etats  ihm  übertragenen  Staats  willens;  dieser  Wille 
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ist  an  sich  der  über  jedem  Einzelnes  stehende ,  und  ihn  macht  das 
Königthum  zu  seinem  Willen,  als  Landesgesetz,  Dies  war  der  abso- 
lute Unterschied  im  Begriff  des  Gesetzes  der  früheren  Zeit,  dem 
bloss  königlichem  Gesetz,  und  des  jetzigen,  des  eigentlichen  Gesetzes. 
Indem  aber  jene  königliche  Gesetzgebung  ihr  Recht  und  ihren  Um- 
fang erst  durch  die  Zustimmung  der  Etats  fand ,  bildeten  in  der 
Thal  erst  Königlhum  und  Etats  zusammen  die  Gesetzgebung;  und 
jene  Zustimmung  der  Etats ,  die  die  Bewilligung  der  Subsidien  zur 
Bedingung  fllr  die  Gültigkeit  dieser  Gesetze  machte ,  trug  den  alten 
Character  der  Lehnsgeselzgebung  auch  in  diese  Epoche  herüber. 
Dieses  ständische  Recht  der  Zustimmung  bildet  das  zweite  Moment 
in  der  neuen  Gestalt  der  Gesetzgebung;  mit  ihm  ist  der  Gegensatz 
zwischen  dem  Staat  und  dem  alten  Lehnsrecht  noch  erhalten  und 
gegen  dieses  Moment  ging  daher  die  Arbeit  des  neuen  Königthums, 
die  dasselbe  mit  dem  Ende  dieser  Epoche  vernichtete  ,  und  aus 
zustimmenden  Ständen  blos  berathende  machte.  —  Die  Aufgabe  dieser 
neuen  Gesetzgebung  aber  war  vor  allem  das  Recht  und  die  Ver- 
fassung der  centralen  Staatsgewalt  selber.  An  dem  Inhalte  der  Gesetz- 
gebung sieht  man  daher  am  deutlichsten ,  das  Königthum  als  Ganzes 
seine  Entwicklung  verfolgen,  während  in  den  Gerichten  die  ein- 
zelnen Verhältnisse  ihm  unterworfen  werden.  Jenes  Ganze  wollen 
wir  daher  dem  Folgenden  voraussenden. 

Mit  dem  Abschluss  des  13.  Jahrhunderts  ist,  wenn  auch  zu- 
nächst nur  innerhalb  der  königlichen  Herrschaften  ,  das  Königthum 
im  Wesentlichen  schon  fast  organisirt,  und  sein  Lebensprincip  ist 
ausgebildet  und  entschieden,  Das  Beamtenthum  ist  da  auf  allen 
Punkten;  es  fühlt  sich  als  Einheit,  und  will  för  seine  Gewalt  keine 
andere  Greuze  als  den  Befehl  des  Königs;  es  weiss,  dass  das  hi- 
storische Recht  ihm  entgegen  steht,  aber  es  weiss  auch,  dass  es 
mächtig  genug  ist,  den  Kampf  zu  beginnen.  An  der  Spitze  des 
Ganzen  steht  die  kräftige ,  lebendige ,  entschlossene  Persönlichkeit 
des  Königs;  im  Volke  gelber  beginnt  es  klar  zu  werden,  dass  dieser 
König  etwas  Anderes  ist  als  ein  blosser  Lehnsftirst ;  das  Reich  fängt 
an,  sich  als  Einheit  zu  fühlen,  und  diese  Einheit  ist  allgegenwärtig 
in  dem  Beamtenorganismus  des  Königthums.  Mit  diesem  Resultat 
ist  der  Anfang  der  neuen  Epoche  gegeben. 

Unterdess  aber  hatte  sich  Eins  vor  Allem  herausgestellt.  Die 
Amtleute  des  Königs  waren  zwar  die  Vertreter  des  Königthums, 
aber  die  Unbestimmtheit  ihrer  Gewalt  und  der  Mangel  an  mate- 
rieller Macht  verwiess  sie  fast  allenthalben  auf  ihre  eigene  Per- 
sönlichkeit; dem  Kräftigen  ward  es  möglich,  weiter  zu  greifen, 
ais  sein  Recht  ging,  dem  Schwachen  war  es  schwer,  sein  wirk- 
liches Recht  zu  erhalten.    Das  nun  musste  unfehlbar  eine  Reihe 
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von  Unregelmässigkeiten  erzeugen,  denn  noch  war  die  centrale 
Gewalt  zu  jung,  uro  die  ersteren  einer  starken  Aufsicht  zu  un- 
terwerfen, den  letzteren  zu  Hülfe  zu  kommen.  Die  Folge  war 
eine  grosse  Unordnung  im  Innern  des  Landes,  und  eine  Will- 
•  kübrherrschaft  der  königlichen  Beamteten,  die  nicht  blos  die 
Macht,  die  sie  hatten,  missbraucbten,  sondern,  wo  sie  vermochten, 
wohlerworbene  Rechte  zu  verletzen  begannen.  Das  stimmte  nicht 
zu  dem  Bedürfniss  des  Königs,  der  in  seinen  Beamteten  keine  neuen 
Herren  erziehen ,  oder  den  Widerwillen  gegen  seine  Diener  dem 
Königlhum  aufbürden  lassen  wollte.  Er  fühlte ,  dass  es  seine  Sache 
sei,  hier  einzugreifen.  Von  ihm  an  beginnt  daher  die  eigentliche 
Geschichte  der  Gesetzgebung  des  Kbuigthums. 

Den  Mittelpunkt  der  Gesetze  Philipps  des  Schönen  bildet  un- 
streitig die  Ordoon.  vom  25.  März  1302.  Dieselbe  hat  ihre  grosse 
Berühmtheit  fast  ausschliesslich  dem  art.  62  über  die  Zeit  der  Par- 
lamentssitzungen zu  verdanken.  Allerdings  ist  die  bekannte  «.Be- 
stimmung dieses  Artikels  nicht  ohne  Interesse.  Allein  abgesehen 
davon ,  dass  derselbe  nichts  enthält ,  als  die  Festsetzung  der  Par- 
lamentssilzungen  ,  ohne  sich  auf  die  Einrichtungen  der  Parlamente 
von  Paris  und  Toulouse  einzulassen,  so  hat  schon  Klimralh  nach- 
gewiesen ,  dass  dieser  Artikel  keineswegs  wirklich  zur  Ausführung 
gekommen  ist.  Die  Wichtigkeit  jener  Ord.  beruht  auf  etwas  ganz 
Anderem.  Sie  ist  nämlich  selber  nichts,  als  eine  förmliche  Amte- 
*  Ordnung  fiir  die  Baiiiis  und  Senechaux  des  Königs,  und  der  erste 
grosse  Act,  durch  welchen  die  Gesetzgebung  den  ganzen  Umfang 
und  die  ganze  Form  der  Amtsverwaltung  in  den  Provinzen  zu  re- 
geln versucht.  Indem  sie  die  Missbräuche  abzustellen  sucht,  muss 
sie  dieselben  anfuhren ;  sie  ist  dadurch  eine  der  wichtigsten  Quellen 
der  inneren  Geschichte  Frankreichs ,  und  hier  liegt  ihre  rechte  Be- 
deutung. 

Ihr  Verhältoiss  zum  Parlament  und  seiner  Geschichte  aber  ist 
ein  höchst  untergeordnetes.  Allerdings  nämlich  ist  es  aus  ihr  klar,  * 
dass  das  Parlament  jetzt  die  Spitze  dea  ganzen  Amtsorganismus 
zu  werden  beginnt;  allein  sie  hat  weder  dies  Verhältniss  selber, 
noch  auch  die  Verfassung  des  Parlaments  weiter  berührt,  indem 
diese  schon  im  Jahre  1291  durch  eine  Ord.,  dalirt  de  la  Toussains,») 
geordnet  ist,  die  als  Grundlage  der  Ord.  von  1302  angesehen  werden 
muss,  und  dennoch  völlig  unbeachtet  geblieben  ist.  Wie  wenig 
man  damals  diese  letztere  in  Verbindung  mit  dem  Parlament  dachte, 
geht  schon  daraus  hervor,  dass  sie  später  mehrmals  erneuert  wurde, 
obwohl  das  Parlament  durch  ganz  andere  Ordonnanzen  seine  Ver- 


i)  Also  in  einer  Parlamenusitzuog  gegeben.   Ord.  d.  L.  I.  pag.  320—22. 
Warnkönig  u.  Stein  fran*.  Stute-  and  Rechtegeich.  Bd.  III.  28 
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fassung  erhielt.  Jene  Ord.  dagegen  ist  der  erste  Beweis ,  dass  jetzt 
das  Königthum  beginnt,  seine  Aufgabe  zu  erkennen ,  indem  es  den 
Umfang  der  Macht,  die  es  in  seinen  Beamteten  besitzt,  seiner  Ge- 
setzgebung unterwirft,  und  derselben  ihre  Sitze  im  Parlamente 
anweisst,  sie  dadurch  abschliessend  und  ordnend;  und  nur  dadurch 
ist  sie  der  Grundstein  der  folgenden  Epoche. 

An  diese  Ordonn.  schliessen  sich  nun  eine  Reihe  anderer  von 
specieller  Bedeutung,  die  aber  denselben  Character  haben.  Das 
Ghatelet  erhielt  seine  Organisation  durch  die  Ord.  v.  Nov.  1302;') 
die  Ord.  t>.  Abt).  1303  bestimmt  die  Residence  des  Officiers.  (0.  d. 
L.  I.  p.  386.)  Die  Ord.  t>.  Juli  1304  ist  schon  eine  förmliche  No- 
tarialsordnung in  28  Art.  (ib.  p.  416 — 420.)  Daneben  tritt  eine  Reihe 
von  königlichen  Erlassen  auf,  die  nun ,  nachdem  die  allgemeine 
Ordnung  der  Aemter  gegeben  ist,  die  einzelnen  Provinzen  zu  ord- 
nen suchen.  Dahin  gehören  die  Lettre*  an  die  Inquisiteurs,  die 
für  Auvesgne  abgeordnet  waren,  um  die  Missbräuche  der  Beamteten 
abzustellen,  von  Ostern  1303  (O.  d.  L.  I.  pag.  544),  und  die  Be- 
stätigung der  freiherrlichen  Rechte  der  Edlen  in  Auvergne,  vom 
März  1303  (ib.  405).  Die  Ordonnanzen,  die  das  Verhältniss  und 
die  Rechte  des  Seneschal  der  Edlen  und  der  Bürger  von  Toulouse 
regeln  (1303,  Jan.;  eine  Ord.  für  die  Gonsuln  von  Toulouse  und 
ihre  Gerichtsbarkeit,  0.  d.  L.  pag.  392;  eine  zweite  für  die  Börger, 
ib.  393;  eine  dritte  für  alle  Aemter  in  Toulouse,  p.  394 — 97,  der  die 
vierte  v.  Aschermittwoch  dess.  J.  fiir  die  ganze  Senechaussee  folgte,  (ib. 
p.  397 — 401);  die  Ord.  über  die  Seneschausseen  von  Carcassonne  und 
Bexten,  in  der  ausdrücklich  die  Ord.  v.  1302  in  Erinnerung  ge- 
bracht wird  (eod.  ann.  Aschermittwoch  p.  402) ;  die  Ord.  für  die 
Geistlichkeit  von  Narbonne  (Febr.  1303  ib.  p.  402—405] ;  die  Ord. 
für  die  Geistlichkeit  des  Erzbisthums  Rheims  (1304  1.  Mai,  ib. 
406 — 409);  die  Ord.  für  den  Bailli  von  Vermaudois  betr.  die  Aus- 
führung der  Ord.  v.  1302 ,  von  1308  (ib.  p.  457)  und  mehrere  an- 
dere für  kleinere  Gebiete.  Höchst  wahrscheinlich  besitzen  wir 
nicht  alle  hierher  gehörigen  Ordonnanzen;  gewiss  aber  haben 
sie  alle  denselben  Character  gehabt ,  eine  möglichst  scharfe  Be- 
griinzung  der  amtlichen  Gewalt  und  Ausbreitung  des  königlichen 
Organismus  in  den  einzelnen  Theilen  des  Landes.  Andere  Erlasse 
wurden  dann  für  einzelne  Fälle  gegeben  ,  oder  betrafen  einzelne 
allgemeine  Verhältnisse ,  wie  die  Ord.  über  den  Wucher  vom  Juli 
1311  (11.  484—487  und  vom  Jan.  dess.  Jahres  p.  494—96);  über  die 
Gages  de  bataille  v.  1306  (p.  435—41);  über  die  Turniere  (vor 


*)  0.  d.  L.  I.  p.  352,  353.   Sie  ward  erweitert  and  bestimmt  durch  die  Ord. 
v.  3.  Jan.  1309  p.  467-69  und  v.  1.  Mai  1313  p.  517-18. 
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1304,  5.  Oct.,  pag.  420  und  v.  1311  p.  493);  die  einfachen  Ord. 
über  die  Münzen  und  den  Handel,  welche  letzteren  besonders  in- 
teressant sind.  Auf  diese  Weise  versucht  das  Königthum,  den 
Inhalt  seiner  Macht  zum  ersten  Mal  einer  gesetzlichen  Ordnung  zn 
unterwerfen,  noch  aber  bleibt  das  Küniglhum  in  dem  Gebiete  seines 
eigenen  Besitzes;  hier  freilich  eben  so  thätig,  als  umsichtsvoll 
wirksam. 

Allein  dabei  konnte  es  nicht  stehen  bleiben.  Denn  allmählig 
weckte  die  steigende  Macht  der  Beamteten  die  ganze  Masse  der  Lehns- 
herrlichkeit aus  ihrem  Schlummer.  Die  Lehnsherren,  hauptsächlich 
mit  den  einzelnen  Beamteten  in  Hader,  glaubten  immer  noch,  dass 
es  sich  bis  dahin  nur  um  den  einzelnen  Fall,  nicht  eigentlich  um 
das  Princip  ihres  Rechts  selber  handle.  Die  Geschlossenheit  der 
Beamtengewalt  aber,  die  Berührungen,  die  die  Einheit  des  ganzen 
Staats  immer  auch  für  die  Einzelnen  in  ihm  erzeugt,  und  zum  Theil 
.  auch  wohl  die  wirklichen  Uebergriffe  der  Beamteten  selber,  be- 
sonders im  Gebiete  der  Competenz,  nöthigten  sie  endlich  zu  be- 
greifen ,  was  um  sie  her  vorging.  Es  erhob  sich  in  allen  Provinzen 
ein  heftiger  Widerwille  gegen  dieses  neue  Königthum  und  seine 
uncontrollirte  Gewalt;  nur  die  kräftige  Gestalt  Philipps  des  Schönen 
hielt  den  Ausbruch  des  Unmulhes  zurück ;  kaum  aber  war  er  ge- 
storben ,  so  brach  es  los  auf  allen  Punkten.  Im  höchsten  Grade 
characteristisch  und  wichtig  zugleich  ist  das  Jahr  1315  für  die 
innere  Geschichte  Frankreichs.  Die  Edlen  und  Freiherren  in  allen 
Gebieten  des  Landes  erhoben  sich  wie  mit  einem  Schlage  und  for- 
derten vom  Könige  Bestätigung  ihrer  Rechte.  Louis  X.,  Hutin 
genannt ,  vermochte  ihnen  keinen  Widerstand  zu  leisten ;  er  be- 
willigte, was  sie  verlangten;  und  so  entstanden  die  Privileges  des 
Nobles ,  die  fast  das  ganze  obige  Jahr  ausfüllen.  Voran  traten 
die  normannischen  Barone,  die  stolzesten  und  stärksten  unter  allen. 
Ihnen  gab  der  König  die  erste  aCharte  aux  Normans»  am  19.  März 
1314  (0.  d.  L.  I.  551,  552),  der  die  zweite  erweiterte  in  24  Art. 
am  22.  Juli  1315  folgte,  (ib.  p.  587—94.)  In  demselben  Monat  er- 
zwang der  Herzog  der  Bretagne  eine  Ordonnanz  über  die  Freiheit 
von  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  und  seine  sonstigen  Privilegien 
in  13  Art.  (p.  620—22.)  Dann  kamen  die  Edlen  von  Burgund,  die 
aus  dem  Bisthum  Langres  und  Autun  ,  und  die  aus  der  Grafschaft 
Forez,  denen  im  April  1315  die  erste  Charte  (p.  557—60,  in  14 
Art.)  und  am  17.  Mai  d.  J.  die  zweite  erweiterte  (p.  567 — 73,  in 
34  Art.)  gegeben  ward.  Ferner  die  Edlen  der  Champagne ,  ihnen 
ward  ihre  Charte  im  Mai  und  ein  zweiter  Zusatz  in  demselben  Mo- 
nat gegeben  (p.  573—76,  15  Art.  und  die  Addit.  p.  577—79,  16 
Art.) ;  im  Juni  d.  J.  rausste  der  König  in  einer  eigenen  Bestätigung 
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jener  Ord.  versprechen,  dass  die  Uebergriffe  der  Beamteten  alle 
drei  Jahre  untersucht  werden  sollten  (p.  581 — 82).  Die  Edlen  von 
Amiens  scheinen  sich  mit  den  Stadien  zu  gleichem  /weck  verbunden 
zu  haben;  ihnen  ward  eine  Charte  in  26  Art.  im  Juni  gegeben 
(p.  561 — 67).  Die  Freiheilen  der  Kirche  im  Languedoc  wurden  in 
zwölf  Artikeln  bestätigt  im  December,  und  neue  hinzugefügt  (p. 
613 — 16);  endlich  in  demselben  Monat  (rat  die  Auvcrgne  auf,  und 
gewann  eine  Charte  gegen  die  «griez  et  nouvelletezn  der  königlichen 
Beamteten,  dalirt  vom  15.  d.  M.  (p.  613).  Da  starb  Louis  Uutin. 
Seine*  einjährige  Herrschaft  ist  durch  jene  Privilegienerlheilung  ganz 
ausgefüllt;  aber  dadurch  gehört  sie  unler  die  wichtigsten  Regierun- 
gen dieser  ganzen  Zeil.  Denn  zuerst  bilden  jene  Privilegien  eine 
unendlich  reichhaltige  Quelle  für  die  Geschichte  des  Beamtenthums, 
die  leider  noch  immer  eben  so  unbenutzt  daliegt,  wie  die  Ord.  v. 
1302.  Dann  aber  geben  sie  einer  andern  Frage  Raum.  Warum 
doch  Hessen  sich  die  Edlen  vom  Könige  bestätigen,  was  sie  als 
ihr  gutes  Recht  scheinbar  gerichtlich  hätten  verfolgen  können?  Wie 
geschah  es,  dass  dasjenige,  was  im  vorigen  Jahrhundert  der  un- 
bestrittene Inhalt  ihrer  Lehnsherrschaft  war,  jetzt  einer  königlichen 
Urkunde  bedurfte,  um  ihnen  zu  gehören?  Es  ist  offenbar,  dass 
sich  die  ganze  Idee  des  Rechts  schon  jetzt  innerlich  umzugestalten 
beginnt.  Die  absolute  Identität  des  Besitzes  und  der  Hoheitsrechte 
ist  gebrochen ,  und  das  Eigenthum  an  den  Letzteren,  nur  durch  kö- 
nigliche Zugeständnisse  anerkannt,  fängt  an,  aus  Privateigenthum 
zum  Privilegium  zu  werden.  Das  ist  der  Begriff,  der  am  deutlich- 
sten unter  allen  die  neue  Zeit  der  Slaatsbildung  bezeichnet,  und 
kaum  gibt  es  einen  schlagenderen  Beweis  für  den  Fortschritt  der 
im  13.  Jahrhundert  geschehen,  als  die  Zusammenstellung  dieser 
Privilegirung  der  Hoheitsrechte  mit  dem  alten  Princip  des  Lehns- 
wesens. Endlich  ist  ein  Drilles  durch  diese  Privileges  gegeben, 
die  Grundlage  der  Geschichte  der  einzelnen  Etats  provinciaux.  Jene 
«Nobles,  Ecclesiastiques  et  autres  habilants,  bonnes  villes  etc.» 
die  in  ihnen  bezeichnet  werden,  sind  freilich  noch  nicht  die  Etats; 
allein  als  die  ständische  Verfassung  von  den  Etats  generaux  aus 
sich  provinciell  organisirle,  war  es  unvermeidlich,  die  unter  dem 
gemeinsamen  Recht  jener  Charles  Siehenden  zusammenzurufen, 
um  als  Etats  ihres  Landes  aufzutreten.  Es  verdient  dieses  zu  wenig 
berücksichtigte  Verhältniss  die  genaueste  Untersuchung ;  nur  wird 
dieselbe  sich  an  die  Localgeschichte  anzuschliessen  haben  ,  und  die- 
ser müssen  wir  sie  zu  so  manchem  anderen  übergeben. 

Dies  sind  die  beiden  ersten  Gruppen  der  Gesetzgebung ,  die  den 
Anfang  der  neuen  Epoche  bezeichnen.  Man  erkennt  auf  den  ersten 
Blick,  dass  die  erste  dem  Princip  des  Königthums,  die  zweite  dem 
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des  Lehnswesens  angehört;  und  grade  deshalb  ist  eigentlich  durch 
beide  noch  nichts  entschieden.  Ehe  das  zweite  Jahrzehnt  dieses 
Jahrhunderts  verfloss,  erscheint  daher  die  dritte  Masse  von  Ordon- 
nanzen, deren  Richtung  schon  in  dem  obigen  Gegensatz  gegeben  war. 

Ein  Grund  vor  allem  hatte  das  Freiherrnthum  zum  Kampfe 
gegen  das  Reamtenthuro  gereizt ,  auf  der  andern  Seite  ihm  den  Sieg 
über  dasselbe  möglich  gemacht.    Das  war  der  Mangel  einer  ent- 
schiedenen und  geregelten  centralen  Organisation  der  Oherbehörden. 
Dieser  Mangel  war  in  der  Thal  nach  allen  Richtungen  hin  fühlhar. 
Zuerst  war  das  Parlament  noch  immer  ein  Mittelding  von  Pairs- 
gericbt ,  königlichem  Rath,  eigentlichem  Landesgericht  und  Ober- 
behörde för  die  Amtleute,  so  dass  die  Menge  und  das  Durchkreuzen 
seiner  Functionen  seine  Thätigkeit  fortwährend  lähmte.    Dann  aber 
gab  es  nicht  einmal  rechte  Ordnung  und  Bestimmtheit  in  seinen 
Sitzungen;  an  die  Person  und  die  Berufung  des  Königs  gebunden, 
war  es  oft  in  den  dringendsten  Augenblicken  nicht  versammelt, 
und  Öfter  noch  musste  es  ohne  Theilnahme  des  Königs  fungiren. 
Dadurch  verlor  es  die  Gewalt  die  königlichen  Amtleute  zu  con- 
(rolliren,  und  seinen  Sprüchen  Nachdruck  zu  geben.    Ein  ähnliches 
Verhältnis«  trat  für  die  Chambre  des  Gomptes  ein ;  am  meisten 
Verwirrung  aber  brachte  in  das  (fanze  System  der  alten  Staats- 
behörden das  s.  g.  Hotel  du  Roy  hinein  9  der  Theil  des  alten  Par- 
laments, der  persönlich  den  König  allenthalben  begleitete,  und 
gleichsam  ein  zweites  Parlament  neben  dem  ersten  in  Paris  sich 
allmäblig  fixirenden  bildete.    So  lange  diese  obersten  Organe  un- 
geordnet blieben,  konnte  die  Stellung  der  königlichen  Beamteten 
in  den  Provinzen  weder  beherrscht  noch  unterstützt  werden ;  die 
Ereignisse  des  Jahres  1315  halten  die  Gefahren  nahe  gelegt,  die 
dadurch  dem  Königthum  entstehen  mussten  ;  die  Zeit  drängte  einer 
festen  Organisation  entgegen,  und  Philipp  der  Lange  war  ganz 
dazu  geschaffen  ,  sie  zu  geben.   Die  Masse  der  organischen  Statute, 
die  er  in  seiner  kurzen  Regierungszeit  erlassen  hat,  ist  wahrhaft 
bewunderungswürdig,  und  unter  allen  französischen  Königen  ist 
kein  einziger  in  dieser  Beziehung  ihm  zu  vergleichen.    Die  erste 
bedeutende  Ordonnanz  betrifft  die  Errichtung  der  Capitainerien  in 
den  Städten  des  Reiches  (12.  März  1316,  0.  d.  L.  I.  p.  635),  die 
den  Grund  legte  für  die  stehenden  Heere.    Dann  folgen  die  Ord. 
über  das  Hotel  du  Roy  und  die  Verwaltung  des  königlichen  Hauses, 
die  erste  von  48  Art.  (IS.  Juli  1318  11.  pag.  656—64)  die  zweite 
von  28  Art.  (16.  Nov.  1318  p.  668 — 73).  Die  weiteren  Bestimmungen 
dieser  letzteren  wurden  in  der  Ord.  vom  Dec.  1320  über  die  «Pour- 
suivans  le  Roy»  (II.  p.  732,  733)  und  zum  Theil  in  der  Ord.  vom 
10.  Juli  1319  (pag.  693)  gegeben.  Dann  wandte  sich  der  König  dem 
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Finaozwesen  zu.  Die  erste  Ord.  touchant  le  Tresor  et  les  Treso- 
riens  ist  vom  3.  Jan.  1316  (10  Art.,  p.  628—30),  daran  schliefst 
sich  die  Ord.  v.  1319  über  die  Chambre  des  Comples  und  ihre  Or- 
ganisation (25  Art.  p.  703 — 6],  zu  welcher  noch  die  Ord.  vom  25. 
Oct.  1320  über  das  Verfahren  in  derselben  gehört  (p.  716),  die 
Ord.  über  die  Receveurs  (Steuereinnehmer)  (17  Art.,  25.  Mai  1320 
p.  712—14),  und  über  die  Gabelle  du  Sei,  14  Art.  v.  25.  Februar 
1318  (p.  678—82).  Dahin  kann  auch  die  Ord.  über  die  Juifs  du 
Roy  v.  1317  (p.  645 — 47)  gerechnet  werden.  Die  zweite  Uauptseite 
der  Finanzen ,  die  königlichen  Domainen ,  riefen  eine  zweite  Klasse 
von  Ordonnanzen  hervor,  die  dem  späteren  Systeme  der  sog.  Eaux  et 
Forets  zum  Grunde  liegen.  Sie  beginnen  mit  der  Reduction  der 
Maistresdes  Eaux  et  Foresls  von  1317  (p.  645);  im  folgenden  Jahre  er- 
schien eine  neue  Ord.  (p.  683);  1319  die  Uauptordonnanz  über  die  Ver- 
waltung der  königlichen  Holzungen  (2.  Juni,  19  Art.,  p.  648 — 88j, 
die  der  zweiten  vom  17.  Mai  1320  (25  Art.,  p.  707 — 712)  zum 
Grunde  liegt.  Die  einzelnen  Ord.  über  Revocation  königlicher 
Schenkungen  und  andere  Punkte  übergehen  wir.  Am  reichhaltigsten 
aber  ist  die  Gesetzgebung  über  dio  Organisation  der  Gerichtsver- 
fassung. Nachdem  der  König  zuerst  das  Cbatelet  geordnet,  (Nota- 
riatsordnung für  das  Chalelet  vom  Febr.  1316,  p.  632;  Ordnung 
der  Examinaleurs  du  Chatelet,  5.  Jan.  1317  p.  647 — 49;  Reduction 
der  Sergens  du  Chat.  26.  Sept.  eod.  pag.  652;  und  später  noch 
eine  Ord.  über  das  Siegel  des  Chatelet,  15  Art.,  Febr.  1320,  pag. 
738—44)  wandte  er  sich  dem  Parlamente  zu.  Die  erste  grosse  Par- 
lamentsordnung ist  vom  17.  Nov.  1318  in  19  Art.  (pag.  673—77), 
ein  weilerer  Zusatz  erschien  1319  (3.  Dec.  p.  702),  bis  im  Dec. 
1320  das  Parlament  seine  definitive  Einrichtung  erhielt  in  drei 
gleichzeitigen  Ord.,  von  denen  die  erste  p.  727 — 30  die  Ordnung 
des  Parlaments  überhaupt,  in  15  Art.,  die  zweite  in  7  Art.  die 
Ordnung  der  EnquClcs,  p.  730,  731,  die  dritte  in  4  Art.  die 
Ordnung  der  Requclcs  betrifft,  pag.  731;  zu  der  zweiten  gehört 
noch  die  Ord.  vom  12.  Febr.  1320  über  die  Gebühren  der  Enque- 
teurs. Daran  schloss  sich  die  Organisation  der  Chancelleries,  die 
dasselbe  sind,  was  wir  heule  die  Secretariate  nennen ,  und  mit  denen 
die  Sceaux,  das  Siegelrecht  (Ausfertigungsrocht)  und  die  Gebühren 
desselben  zusammenhängen.  Die  erste  Ord.,  die  «Emolumeus  du 
Sceau  et  de  la  Chancellerie,»  ist  vom  Febr.  1320  (p.  736—37,  14 
Art.),  die  folgende  vom  10.  Juli  1320  (p.  716)  betriOl  den  Verkauf 
der  Sceaux. 

Auf  diese  Weise  hat  Philipp  der  Lange  seine  Thätigkeit  nach 
allen  Richtungen  zugleich  und  in  gleichem  Maasse  ausgedehnt ;  aus 
seiner  Hand  hat  die  folgende  Zeit  die  Organisation  fast  aller  cen- 
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traten  Gewalten  des  Königthums  erhalten,  und  von  jetzt  kann  dieser 
Organismus  des  Königthums  als  ein  in  seinen  Hauptformen  fest 
begründeter  angesehen  werden.  Die  Nichtbeachtung,  mit  der  man 
über  diese  Zeit  hinwegzugehen  pflegt ,  beruht  in  der  That  nur  auf 
der  Nichtkennlniss  dessen,  was  hier  eigentlich  geschieht,  und  es 
würde  leicht  sein ,  wenn  dies  der  Ort  wäre ,  im  Genaueren  nach- 
zuweisen ,  dass  nicht  allein  die  nächste  Folgezeit,  sondern  die 
ganze  innere  Beamten  Verfassung  Frankreichs  bis  zur  Revolution  auf 
der  Grundlage  geruht  hat,  die  diese  fünf  Jahre  ihr  gegeben  haben. 

Zunächst  freilich  war  mit  dieser  reichhaltigen  Gesetzgebung 
die  Bewegung  abgeschlossen ,  deren  Beginn  die  Ord.  v.  1302  be- 
zeichnet. Die  Amisordnungen  haben  die  Sphäre  und  das  Hecht 
der  Provincialbeamteten  bestimmt  und  geregelt;  ihnen  gegenüber 
ist  das  Lebnsrechl  in  den  Charles  des  Jahres  1315  beschützt  und 
verwahrt ;  endlich  ist  in  dieser  Gestalt  der  innern  Verfassung  dem 
Koniglhum  die  Oberherrlichkeit  in  seinen  höchsten  Organen  zuge- 
sprochen und  geordnet.  So  sind  die  Ansprüche  von  allen  Seiten 
befriedigt,  und  jetzt  tritt  daher  für  die  Gesetzgebung  eine  dreissig- 
jäbrige  Epoche  der  Ruhe  ein.  Allerdings  mangelt  es  nicht  an  ein- 
zelnen Kämpfen  der  beiden  Elemente,  noch  auch  an  Erlassen, 
Lellres,  Mandemens,  Coniirmations  des  Privileges  für  Ortschaften 
und  Gebiete,  und  sogar  nicht  au  eigentlichen  Ordonnances  über 
allgemeinere  Verhältnisse.  Allein  es  erscheint  keine  rechte  gestal- 
lende Bewegung,  keine  eigentliche  Aufgabe.  Der  Mangel  in  der 
organisirenden  Gesetzgebung  beweissl,  dass  für  eine  Zeit  allen  Ele- 
menten ihre  richtige  Stellung  angewiesen  war. 

Indessen  ist  in  dieser  Ruhe  ein  Moment  lebendig,  das  einen 
neuen  Kampf  vorbereitet.  Durch  die  Privilegien  ist  der  Stand  der 
Freiherren  der  Unterordnung  unter  die  Amtmänner  fast  ganz  ent- 
zogen worden.  Die  nächste  Folge  davon  war  ein  Auftauchen  der 
alten  Sitten  und  Gebräuche  des  12.  Jahrhunderts ,  die  Privatkriege  . 
reissen  ein,  die  Gewalttätigkeiten  nehmen  überhand;  der  Zustand 
der  Dinge ,  jetzt  mit  dem  Scheine  des  Rechts  in  den  Privilegien 
umgeben,  verschlimmert  sich  von  Tage  zu  Tage.  Die  Beamteten, 
ausgeschlossen  von  diesen  Gebieten,  suchten  sich  ein  anderes  Feld 
ihrer  Herrschaft.  Sie  wandten  sich  dem  niederen  Volke  zu ,  das 
nun  unter  ihnen  fast  so  viel  zu  leiden  begann,  als  einst  unter  den 
eigenen  Herren.  Dies  Volk  aber  war  nicht  mehr  die  rohe  Masse 
des  12.  Jahrhunderts.  Die  städtischen  Bewegungen  in  Frankreich 
und  vor  allem  in  dem  nahen  und  verwandten  Belgien  begannen, 
neue  und  bisher  unbekannte  Ideen  zu  erwecken  ;  es  verbreitete  sich 
ein  Gefühl,  als  werde  dies  Volk  unterdrückt,  und  als  brauche  es 
nur  nach  seinen  ewigen  Rechten  zu  greifen ,  um  sie  zu  gewinnen. 
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Vieler  Dinge  erinnerte  man  sich  aus  alter  Zeit;  Besseres  noch 
hoffte  man  von  der  Zukunft,  und  der  gegenwärtige  Druck  der 
Beamteten  und  die  Ordnungslosigkeit  des  Adels  zwangen  auch  die 
Ruhigen  sich  nach  Aenderung  umzusehen.  Dazn  waren  keine  Aus- 
sichten. Der  Saame  des  Unfriedens  breitete  sich  an  diesen  Gegen- 
sätzen aus;  die  neuen  Elemente  warteten  nur  auf  eine  Gelegenheit, 
sich  Luft  zu  machen. 

Diese  brachte  England.  Das  geographische  und  volkliche  Ver- 
hältniss  beider  Reiche  zu  einander  bedingte  mit  seiner  innern  Noth- 
wenriigkeit  einen  Kampf,  dessen  Resultat  entweder  der  Untergang 
Frankreichs  oder  die  endliche  Vertreibung  der  Engländer  sein 
musste.  Dieser  Kampf  füllt  ein  Jahrhundert  aus.  Seine  Folgen 
aber  liegen  eben  so  sehr  im  Gebiete  der  Verfassungs-  als  der  Lan- 
des- und  Kriegsgeschichte  Frankreichs.  Man  kann  sie,  in  so  fern 
sie  dauernd  sind,  in  zwei  Gruppen  theilen.  Die  erste  umfasst  die 
Zeit  bis  zur  Mille  des  15.  Jahrhunderts,  sie  enthält  die  Vernichtung 
der  Selbstständigkeit  der  kleinen  Herrschaften;  die  zweite  umfasst 
die  Regierungen  l£arls  VII.  und  Ludwigs  XL;  es  ist  die  Epoche  der 
Vernichtung  des  Lehnsfürstenthums.  Aus  beiden  geht  die  entschie- 
dene Souverainetät  des  Königthnms  hervor,  die  den  Characler  der 
folgenden  Epoche  bildet.  Mitten  in  diesem  Fortschritt  treten  die 
Etats  auf  mit  ihrer  Bedeutung  und  ihrer  Zukunft ;  ihnen  zur  Seite 
geht  die  Geschichte  der  Volksbewegungen ,  auf  demselben  Boden 
entstanden. 

Es  ist  hier  für  die  Geschichte  der  Gesetzgebung  eine  Bemer- 
kung zu  machen.  Nur  die  Etats  und  die  Volksbewegung  haben 
Gesetze  erzeugt;  der  Untergang  der  localen  und  fürstlichen  Sou- 
verainetät dem  Königthum  gegenüber  gehört  der  Geschichte  der 
äusseren  Thatsachen.  Wir  hallen  uns  daher  auf  unserem  nächsten 
Gebiete. 

Schon  im  Jahre  1302  halle  Philipp  der  Schöne ,  die  innige 
Verwandtschaft  der  Volksmacht  und  des  Königthums  erkennend, 
Etats  generaux  berufen.  Allein  noch  war  der  Gegensatz  der  Stände 
ein  zu  schroffer,  uro  alle  in  dem  gemeinsamen  Bewusstsein  des 
Volks  vereinigen  zu  können.  Von  da  an  gibt  es  allerdings  eine 
Geschichte  dieser  Etats;  aber  ihre  rechte  Bedeutung  beginnt  erst 
mit  dem  Jahr  1355. 

Der  Krieg  zwischen  Frankreich  und  England  war  ausgebrochen. 
Ein  gewisses  unerklärtes  Gefühl  sagte  es  der  Masse  des  Volkes, 
dass  dieses  kein  Krieg  sein  werde  wie  jeder  andere  gewöhnliche 
Lehnskrieg.  Man  begann  zu  erkennen ,  dass  es  keinen  Frieden  und 
keine  Zukunft  für  Frankreich  geben  könne ,  so  lange  England  einen 
Theil  des  Landes  besitze.    Dies  Gefühl  steigerte  die  Forderungen 
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an  das  Heer  des  Landes.  Die  Schlacht  bei  Crecy  war  ein  Flecken 
für  den  Ruhm  der  französischen  Waffen.  Es  musste  eine  gewalt- 
same Anstrengung  gemacht  werden,  diese  Schmach  auszuwetzen. 

Nun  aber  sahen  sich  die  Barone  zum  Kriegsdienst,  ja  selbst 
zur  Unterwürfigkeit  gegen  den  König  nur  nach  Lehnsrecht  für  ver- 
bunden an.  Viele  waren  schwankend;  andere  verliessen  ihn  ganz; 
alle  aber  waren  lau.  Es  ward  unmöglich ,  durch  die  Adlichen  ein 
genügendes  Heer  zu  Stande  zu  bringen. 

Da  sah  sich  König  Johann  gezwungen ,  dem  Volke  sich  zuzu- 
wenden. Er  berief  die  lange  vergessenen  Etats  gineraux  nach  Paris.  Und 
jetzt  tritt  uns  eine  der  merkwürdigsten  Erscheinungen  der  Geschichte 
entgegen.  Kaum  waren  die  Vertreter  der  Stände  am  2.  Dec.  zu- 
sammen gekommen,  so  ergreift  sie  das  Bewusstsein,  dass  sie  in  der 
Thal  etwas  ganz  anderes  zu  thun  haben,  als  einfach  die  geforderte 
Kriegssteuer  zu  bewilligen.  Sie  stellen  sich  hin  als  die  Ordner  und 
Gesetzgeber  für  die  Steuererhebung  und  Verwaltung  selber;  sie  bewil- 
ligen dreissig  tausend  Gewaflnete  und  fünf  Millionen  livres ,  aber 
sie  bestimmen,  dass  dieses  Geld  nur  durch  die  Steuereinnehmer 
dea  Volkes  selbst,  dieElus,  erhoben,  nur  für  den  Krieg  verwendet 
werden  soll;  dass  die  Etats  selber  Rechnung  darüber  im  folgenden 
Jahre  empfangen  sollen;  sie  bestimmenden  Mtinzfuss;  sie  verbieten 
alle  gezwungenen  Anleihen;  sie  greifen  selbst  hinüber  in  das  tiebiet 
der  Geriebtsverfassung,  und  setzen  fest,  dass  keinem  ordentlichen 
Richter  seine  Competenz  entzogen,  kein  Beamteter  seine  Function 
durch  Stellvertreter,  sondern  in  Person  verwalten  soll;  zum  ersten 
Mal  hat  das  Volk  als  solches  die  Aufgabe  des  Königthums,  die 
Ordnung  der  inneren  Verhältnisse  durch  die  Gesetzgebung  über- 
nommen. 

Die  Ord.  v.  28.  Dec.  1355,  die  in  Folge  dieses  Auftretens  der  Etats 
erlassen  wurde,  ist  damit  der  Wendepunkt  für  die  Geschichte  der 
Gesetzgebung  geworden;  nicht  durch  ihren  Inhalt  so  sehr,  als  viel- 
mehr durch  die  neue  gesetzgebende  Gewalt,  die  jetzt  ihren  Platz  ein- 
nimmt. Aber  noch  sind  es  die  Stände,  die  in  dieser  Volksvertre- 
tung erscheinen.  Die  Masse  ,  wenn  auch  innerlich  auf  das  heftigste 
bewegt,  ist  ruhig.  Ein  neues  Ereigniss  rief  auch  diese  aus  ihrer 
Vergessenheit  empor. 

Der  König  zog  aus;  das  Heer,  jetzt  ein  Heer  des  Volkes  eben  so 
sehr  als  ein  Heerdes  Adels,  begann  den  Krieg  mit  England.  Bei  Poitiers 
traf  der  König  den  schwarzen  Prinzen.  Als  der  Augenblick  der  Ent- 
scheidung in  der  Schlacht  kam,  ging  der  König  mit  den  adlichen 
Herren  zu  Fuss  auf  den  Feind;  die  Engländer  schlössen  sie  ein; 
die  Schaar  der  Ritter  fiel  bis  auf  den  letzten  Mann,  der  König 
ward  gefangen;  die  französische  Armee  floh;  keine  ähnliche  Nieder- 
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läge  hatte  Frankreich  je  erlebt.  Dreizehn  Grafen,  siebzehn  Frei- 
herrn und  mehr  als  zweitausend  Ritter  lagen  auf  den  Wahlplatz; 
ala  perit  toute  la  fleur  de  La  chevalerie  de  France,  de  quoi  le 
noble  Royaume  fut  durement  aflbibli»  sagt  Froissard  (III.  p.  240]. 
Das  Land  ward  erfüllt  von  panischem  Schreck;  allenthalben  glaubte 
man  den  Feind  vor  den  Thoren  zu  sehen.  Dazwischen  aber  erhob 
sich  immer  lauter  die  Stimme  des  Unmulhs  im  Volke.  So  Vieles  und. 
Grosses  hatte  man  der  Regierung  vertraut ,  und  Alles  hatte  sie  auf 
einen  Schlag  verloren  I  So  schmählich  hatten  die  Ritter  gegen  das 
kleine  Heer  der  Engländer  gekämpft!  Was  half  denn  die  Vertretung 
des  Volkes,  die  Anstrengung  desselben?  Die  erste  Wuth  wandte 
sich  gegen  den  Adel.  «Les  Chevaliers  qui  etoient  relournes  en 
etoient  tellement  baüs  et  blam£s  des  communes  qu'  avec  peine  ils 
entroienl  aux  bonnes  villes.»  (Froiss.  III  253.)  Vor  allen  that  sich 
Paris  hervor.  Hierher  kam  der  Dauphin ,  dessen  Feigheit  die 
Schlacht  verloren  hatte.  Es  galt,  ein  neues  Heer  zu  schaffen ,  und 
das  Lösegeld  des  Königs  zusammen  zu  bringen.  Daran  war  nicht 
zu  denken  ohne  die  Etats.  Die  Etats  des  Nordens  (de  la  Langue- 
d'oil  wurden  nach  Paris  berufen,  die  Etats  der  Langue  d'Oc  in 
Toulouse.  Jetzt  vollendeten  sie,  was  sie  im  vorigen  Jahre  begon- 
nen halten.  Die  Ordonn.  v.  März  1356  (0.  d.  L.  III.  p.  121-140.) 
war  das  Resultat  dieser  Versammlung;  sie  ist  eine  Erweiterung  und 
Bestätigung  der  ersten;  der  folgenreichste  Artikel  war  der  A.  5, 
der  die  Etats  zum  nächsten  Sonntag  Quasimodo  wiederberief.  In 
dieser  Zwischenzeit  setzte  sich  die  Masse  selber  in  Bewegung;  sie 
fand  ihre  Führer  und  diese  gaben  ihr  ihre  Richtung.  Als  die  Etats 
am  3.  Februar  1357  zusammentraten,  forderten  sie  *om  Dauphin 
den  Erlass  einer  Ordonnanz,  die  deutlich  zeigt,  dass  die  Masse  an 
die  Stelle  der  Gesellschaft  zu  treten  beginnt.  Die  Ord.  enthielt 
hauptsächlich  vier  Punkte;  die  Entlassung  von  22  königlichen  Be- 
amteten, die  Erlaubniss  der  Etats,  sich  jährlich  ohne  Berufung 
zweimal  zu  versammeln,  die  Bildung  eines  Rathes  von  36  Refor- 
mateurs-g6neraux,  die  von  den  Etats  gewählt,  ausgesendet  wurden : 
«pour  ordonner  les  besognes  du  royaume»  und  denen  alle  Behörden 
und  alle  Herren  Gehorsam  leisten  sollten ,  und  endlich  die  Berufung 
von  Etals-provinciaux.  Es  war  eine  förmliche  Organisation  der 
Demokratie.  Von  diesem  Augenblick  an  tritt  das  demokratische 
Element  mit  der  Gesellschaft  und  ihrem  Recht  in  heftigen  Gegen- 
satz und  der  Kampf,  der  daraus  entstand,  erfüllt  die  ganze  fol- 
gende innere  Geschichte  fast  bis  zur  Mitte  des  15.  Jahrhunderts. 

Es  möge  uns  nun  genügen ,  diesen  Gegensatz  angedeutet  zu 
haben ;  auf  ihm  bewegen  sich ,  nachdem  er  einmal  hingestellt  ist 
in  das  Leben  Frankreichs,  die  Hauptgestalten  und  Ereignisse  seines 
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inneren  Lebens,  und  wenn  die  sieb  folgenden  Gesetzgebungen  die 
concreten  Errungenschaften  sind,  so  isl  die  Jungfrau  von  Orleans 
die  liebliche  Blülhe  dieser  Zeit,  nach  deren  Erscheinen  sich  die 
streitenden  Kräfte  versöhnen ,  gleich  als  ob  erst  mit  diesem  Opfer 
Ruhe  und  Gleichgewicht  erkauft  worden. 

Die  Demokratie  des  Jahres  1357  ward  schnell  gebrochen;  der 
Adel  schloss  sich  an  das  überwältigte  Küntglhum;  die  Bürger  wur- 
den unterworfen  ;  die  Ord.  vom  28.  Mai  1359  setzte  die  abgesetzten 
zweiundzwanzig  Beamteten  wieder  ein,  und  die  Ordnung  kehrte 
zurück.   Dennoch  war  dies  kein  Sieg  des  Königthums  so  sehr,  als 
vielmehr  einer  Gesellschaft  in  dem  der  königlichen  Gewalt.  Man 
erkannte,  dass  die  sicherste  ilülfe  gegen  die  schrankenlose  Demo- 
kratie Gesetzlichkeit  und  die  organische  Theilnahme  des  Volkes  an 
der  Regierung  sei;  und  daraus  gingen  die  zwei  Arten  der  Ordon- 
nanzen hervor,  die  dieses  Jahrhundert  ausfüllen.   Die  erste  Ciasse 
sind  die  eigentlich  organischen  Gesetze,  die  von  dem  Königthum 
allein  ausgingen.    Für  diese  ist  die  beste  und  deutlichste  Ucber- 
sicht  in  Fontanon  enthalten,  (T.  I.  Chronologie  von  13ö(J  an.)  Wir 
heben  nur  diejenigen  heraus,  die  unsern  Gegenstand  betreffen. 
Ord.  v.  Dee.  1363  (0.  d.  L.  Hl.  pag.  649),  ist  die  erste  förm- 
liche Prozessordnung  und  in  dieser  Beziehung  von  grosser 
Wichtigkeit.  (Fehlt  bei  Fontanon.) 
Ord.  v.  1364.    (Font.  I.  25.)    Requeten-Ordnung,  und  eine  Ad- 

vocaten-Ordnung  von  dems.  Jhr.  (F.  I.  61.) 
Ord.  v.  1365.  Ueber  die  Verzichte  auf  die  Appellation,   (ib.  628.) 
Ord.  v.  1366.  Prozessordnung  für  die  Sachen  ,  die  in  erster  In- 
stanz im  Parlamente  vorkommen,  (ib.  552.) 
Ord,  v.  1367.   Prozessordnung  für  das  Chalelet.    (O.  d.  L.  VII. 
705.) 

Ord.  v.  1371.  Bestimmung,  dass  die  kirchlichen  Richter  (Of- 
fiiiaux)  nicht  über  Grundbesitz  erkennen  dürfen,  nebst  ei- 
nigen anderen  Competenzbestimmungen.    (F.  IV.  pag.  944, 

945.) 

Ord.  v.  130i.    Ueber  das  Zeugenrecht  der  Frauen.  (F.  I.  618.) 
Ord.  v.  140%.    Ueber  das  articulirte  Verfahren  (I.  567)  und  eine 

zweite  über  die  Kosten,  (ib.  575,  576.) 
Ord.  v.  1405.    Ueber  die  Chambre  des  vacations.  (I.  90,  9t.) 
Ord.  v.  1408,    Amisordnungen  für  die  Senescbau*  (I.  184),  und 
die  Avocats  und  Procureurs  du  Roy.  (I.  431.) 
Die  zweite  Classe  der  königlichen  Erlasse  schliesst  sich  an  die 
Abhaltung  der  Etats.    Seit  1355  war  die  Volksvertretung  zu  einem 
förmlichen  Organismus  geworden.    Es  gab  neben  den  Etats  gene- 
raux  die  Etats  provinciaox,  die  ganz  die  Form  und  den  Cbaracter 
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der  enteren  theilten.  Ihre  Hauptaufgabe  war  die  Bewilligung  von 
Subsidien  zur  Föhnin g  des  Krieges  gegen  die  Engländer.  Daran 
schlössen  dieselben  denn  gewöhnlich  Remonstranzen,  die  haupt- 
sächlich die  Gerichtsverfassung  und  die  Uebergrifle  des  Beamten- 
thums betrafen.  Sie  bilden  auf  diese  Weise  eine  wichtige  Quelle 
der  inneren  Geschichte  und  besonders  der  localen  Verhältnisse; 
noch  aber  sind  sie  fast  gänzlich  unbenutzt  geblieben ;  auch  sind  sie 
bei  weitem  nicht  alle  bekannt,  obwohl  die  C.  de  Louvre  eine 
ziemliche  Zahl  derselben  im  3.  und  4.  Bande  zerstreut  enthält. 

Trotz  dieser  ersten  Entscheidung  aber  war  keinesweges  das 
Verhältnis»  der  Demokratie  und  der  Stände  wirklich  schon  ent- 
schieden. Die  Idee  einer  Volksherrschaft  lebte  fort ;  sie  hatte  die 
Macht,  aber  nicht  die  Hoffnung  verloren.  Die  Kriege  mit  England, 
die  stets  erneuerten  Niederlagen  des  französischen  Heeres,  die 
Machtlosigkeit  des  Königthums,  die  Vernichtung  des  kleinen  Adels, 
dessen  Häupter  in  den  Schlachten  fielen  ,  und  dessen  Güter  durch 
die  Verwüstungen  werthlos  wurden ,  führten  einen  Zustand  der  in- 
nen» Auflösung  herbei,  in  dem  jeder,  der  Muth  genug  hatte,  Macht 
gewinnen  konnte.  Das  Volk  litt;  von  Allen  Verlässen,  ward  es 
aufs  neue  auf  sich  selber  angewiesen.  Zwei  Gründe  aber  vor  allem 
bewirkten  den  letzten  verzweifelten  Ausbruch  der  Demokratie. 
Zuerst  das  grosse  Schisma ,  das  die  religiöse  Hallung  des  Abend- 
landes erschütterte,  und  an  dem  das  Volk  wie  der  König  Frank- 
reichs einen  so  bedeutenden  Antheil  nahmen;  dann  der  wüthende 
Kampf  des  Adelthums  gegen  das  Bürgerthum,  der  in  den  letzten 
Jahrzehnten  des  14.  Jahrhunderts  Belgien  verwüstete  und  dessen 
Bewegungen  lief  hinein  nach  Frankreich  reichten.  Dazu  kam  der 
Kampf  der  Partei  der  Orleanislen  und  der  Bourguignons,  die  das 
Volk  beide  aufriefen  ,  weil  beide  desselben  bedurften.  Alles  dieses 
zusammengenommen  Hess  das  Volk  an  seinen  Ständen  und  an  seinem 
Königthum  verzweifeln.  Es  entstand  aufs  Neue  der  Gedanke,  dass  nur 
das  Volk  sich  selber  helfen  könne.  Nach  den  blutigen  Vorgängen  der 
letzten  Jahre  des  14.  Jahrhunderts  griffen  die  Pariser,  die  seit  1355 
an  der  Spitze  aller  Volksbewegungen  in  Frankreich  standen,  zu 
dem  grossartigen  Mittel,  ein  Städtebündnis»  aller  französischen  und 
belgischen  Städte  zu  versuchen,  und  dieses  Bündniss  durch  eine 
neue  und  umfassende  Ordnung  aller  öffentlichen  und  rechtlichen 
Verbältnisse  zu  befestigen.  Dies  geschah  im  Jahre  1413.  Die  Uni- 
versität verband  sich  mit  dem  Volke;  als  der  Herzog  von  Orleans 
den  Dauphin  nach  Paris  brachte ,  brach  der  Sturm  los ;  schon  da- 
mals ward  die  Bastille  erobert,  alle  Höflinge  aus  Paris  verlrieben, 
und  der  Dauphin  gezwungen ,  die  mit  Becbt  berühmt  gewordene 
Ord.  vom  25.  Mai  14JJ  anzunehmen,  die  nach  dem  Haupt  der 
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Volkspartei ,  Caboche,  dem  Gouverneur  von  St.  Cloud ,  die  Or- 
donnance Cabochienne  genannt  zu  werden  pflegt.  Diese  Ordonnanz, 
aus  258  Art.  bestehend,  «)  ist  eins  der  merkwürdigsten  Documente 
aus  jener  Zeit.  Sie  zeigt ,  wie  richtig  der  Tact  und  das  Bedürfnis» 
des  Volkes  und  wie  umfassend  sein  Blick  gewesen  sein  inuss;  alle 
Verhältnisse  sind  in  derselben  geregelt,  und  eine  Masse  treulicher 
Vorschriften  gegeben,  die  von  der  späteren  Gesetzgebung  mehr 
benutzt  sind  als  diese  es  selber  vielleicht  wusste.  Dennoch  liess 
sich  der  Ausgang  leicht  ersehen.  Nicht  allein  war  jener  Sieg  mehr 
ein  Parteikampf ,  als  eine  reine  Volksbewegung ,  sondern  er  wider- 
stritt dem  Princip  der  Ordnung,  auf  dem  der  Staat  ruhte.  Die 
königliche  Gewalt  gewann  noch  in  demselben  Jahre  die  Oberhand 
wieder;  am  5.  September  licss  der  Dauphin,  nachdem  die  Volks- 
bewegung unterdrückt,  diese  Ordonnance  in  einem  feierlichen  Lit 
de  Justice  Öffentlich  verdammen  und  zerreissen.  So  ging  dieser 
letzte  Versuch  einer  Gesetzgebung  durch  das  Volk  unter.  Die  Volks- 
bewegungen ruhen  jetzt  länger  als  hundert  Jahre  j  erst  die  Huge- 
notten suchen  die  Spuren  der  allen  Zeit  wieder  auf,  um  das  Prin- 
cip der  kirchlichen  Reform  durch  die  innige  Verschmelzung  mit 
der  politischen  zu  festigen  und  zu  erweitern. 

Freilich  war  aber  mit  der  Vernichtung  jener  Ord.  von  1413 
noch  nichts  gewonnen.  Die  innere  Zerrüttung  dauerte  fort ;  Frank- 
reich stand  am  Rande  der  gänzlichen  Auflösung.  Da  trat  die  Jung- 
frau von  Orleans  auf.  Man  kann  diese  einzige  Erscheinung  von 
hundert  Gesichtspunkten  betrachten.  Eine  Ueberzeugung  aber  liess 
sie  allen  zurück :  dass  das  alte  Ritterthum  nicht  im  Stande  sei, 
Frankreich  zu  schützen,  und  darum  nicht  werth ,  es  zu  beherrschen. 
Karl  VII.  war  der  Mann,  um  diese  Ueberzeugung  auszubeuten. 
Auch  die  Volksbewegungen  hatten  nichts  Dauerndes  zu  stiften  ver- 
mocht. Der  König  verstand  es,  die  Resultate  derselben  zu  benutzen 
und  seine  Diener  zu  wählen.  Er  erkannte,  dass  gesetzliche  Ord- 
nung zunächst  nur  durch  kräftiges  Einschreiten  des  Königthums 
möglich  sei.  Daher  treten  unter  ihm  Ritter ,  Stände  und  Volk  in  den 
Hintergrund ;  an  die  Stelle  der  Etats  tritt  das  Grand  Conseil  du  Roi ; 
das  weise  gewordene  Beamtenthura  wird  zum  Herrscher,  und  es  liegt 
ein  tiefer  Sinn  in  den  wohlverdienten  Beinamen ,  die  das  Volk  dem 
König  gab ;  der  Wohlbediente  (le  bien-servi)  und  der  Verständige 
(le  Sage).  Seine  Regierung  ist  die  Basis  des  folgenden  Königthums, 
und  daher  ist  die  erste  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  reich  an  be- 
deutenden Gesetzen,  in  denen  man  leicht  den  Reflex  der  bisherigen 


i)  Ord.  d.  L.  X.  p.  70.  Vergl.  hier  die  Anm.  von  VUleTtaM  aber  diese  Ord. 
In  dem  Recueil  des  anc.  1.  Fr.  steht  sie  B.  VII.  pag.  283  ff. 
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Versuche  gründlicher  Reformen  wieder  erkennt.  Wir  heben  die 
wichtigsten  für  unsern  Gegenstand  heraus. 

Die  rechte  Thätigkeit  der  Gesetzgebung  für  die  inneren  Verbält- 
nisse beginnt  eigentlich  erst  nach  der  Errichtung  des  stehenden 
Heeres  ,  welche  durch  die  Bewilligungen  der  Etats  von  Orleans 
möglich  gemacht  wurde  ')  (1439  und  die  nächstfolgenden  Jahre). 
Jetzt  wendet  sich  der  König  dem  Wohl  des  Landes  zu.  H43  er- 
scheinen zwei  Ord.  Die  erste  über  den  Aufenthalt  der  Beamteten 
an  ihren  Amtsplätzen  (Font.  I.  548).  Die  zweite  über  die  Appella- 
tionen (Ib.  618).  Das  Parlament  von  Toulouse  wird  wieder  ein- 
gesetzt (Ord.  11.  Oct.  1443). a)  Die  Gerichtsbarkeit  der  £lus  wird 
bestimmt  (19.  Juni  1445  ,  0.  d.  L.  XIII.  428);  die  Ord.  vom  28. 
Oct.  1446  (0.  d.  L.  XIII.  471)  ist  eine  neue  und  ausführliche  iVo- 
ze$$ordnung  in  41  Art.  Sie  ist  dadurch  wichtig,  dass  sie  der 
grossen  Ord.  von  Montils-les-Tours  v.  15.  April  1453  ')  vorausgeht, 
und  gleichsam  als  erster  Versuch  zu  derselben  gelten  muss.  Diese 
letztere  Ord.  ist  eigentlich  der  Mittelpunkt  der  ganzen  Gesetzgebung 
des  15.  Jahrhunderts  für  Recht  und  Gericht;  nach  ihr  ist  bis  zu 
dem  erneuten  Auftreten  der  Etats  in  der  folgenden  Epoche  kein 
Gesetz  von  Bedeutung  mehr  erlassen;  sie  ist  gleichsam  die  Reichs- 
verfassung ,  wie  dieselbe  aus  den  bisherigen  Bewegungen  als  letztes 
Resultat  heraustritt,  und  alle  früheren  einzelnen,  zum  Theil  ver- 
gessenen ,  zum  Theil  verderbten  Einrichtungen  in  ein  grosses  Ganze 
zusammenfasst.  Es  möge  uns  daher,  weil  man  in  ihr  den  not- 
wendigen Ueberblick  am  leichtesten  gewinnt,  und  weil  sie  beson- 
ders Prozess  und  Gericht  zum  Gegenstand  hat,  erlaubt  sein,  ihren 
Inhalt  genauer  darzulegen. 


i)'Das  höchst  wichtige  Edict  vom  *.  Nov.  1439  «sur  l'Elablissement  d'une 
force  militaire  permanente  a  eher«!  et  U  repression  des  vexations  des 
gens  de  guerre»  (dat.  v.  Orleans  O.  d.  L.  Xlll.  306.)  ist  nicht  allein  durch 
die  Errichtung  der  stehenden  militärischen  Macht  von  Bedeutung ,  sondern 
auch  dadurch ,  dass  es  indirect  dem  Könige  das  Recht  gab ,  ohne  Zustim- 
mung der  Etats  Auflagen  iu  erheben ;  Karl  VII.  war  nach  Comraines  der 
erste  ,  der  Tailles  auflegte  «a  son  plaisfr,  sans  le  consentement  des  ölats 
de  son  royaume ;»  endlich  aber  dadurch,  dass  es  den  Freiherren  das  Recht 
nahm,  von  ihren  Hörigen  neue  Abgaben  zu  fordern.  Dadurch  wurden  die 
Lehnsabgaben  xu  Privateinkünften,  und  es  schieden  sich  von  ihnen  die 
eigentlichen  Abgaben.  Von  da  au  beginnt  eine  neue  Epoche  der  Geschichte 
der  Finanzverwaltung. 

*)  Font.  I.  95  setzt  die  Ord.  in  das  Jahr  1444.  Dies  kommt  daher,  weil 
dieselbe  est  am  4.  Juli  1444  im  Parlament  von  Toulouse  einregistrirl  ward. 
Jener  Irrthum  Fontanons  ist  auch  in  andere  "Werke  Übergegangen. 

3)  O.  d.  Z.  XIV.  384  ff.   Rtcveil  IX  p.  209  & 
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Nach  der  Einleitung  betrifft  die  erste  Abiheilung  das  Parlament 
und  »ein  Verfahren,  von  a.  1 — 39.  Zuerst  bestimmt  der  Art.  1  die 
Besetzung  des  Parlaments,  a.  2,  3  den  Aufenthalt  der  Mitglieder, 
a.  4  die  Teuue  de  l'audience,  wohin  noch  a.  68  und  69  gehören, 
a.  5—9  die  Competenz  desselben,  a.  9,  10  enthält  die  Berechtigung 
des  Parlaments,  Appellationen,  die  vor  dasselhe  gebracht  werden, 
nothigen  Falls  selbst  dann  zu  entscheiden,  wenn  sie  sonst  hätten 
zurückgestellt  (renvoyea)  werden  müssen.  A.  11 — 13  bestimmt  die 
Fälle,  in  denen  die  Appellation  keinen  Suspensiveffect  haben  soll. 
(Execulion  des  jugemens  non  obstant  appel.)  A.  13  und  14,  dass 
kein  Appell  in  Criminalsachen  die  Instruction  des  Prozesses  bei  dem 
competenten  Unlergericht  aufhalten  dürfe.  In  a.  15,  16  wird  die 
Desertion  des  Appels  auf  drei  Monate  festgestellt.  Art.  18  ver- 
bietet die  Abänderung  und  falsche  Aufzeichnung  der  Urtheile  bei 
Strafe  der  Fälschung.  Die  A.  18 — 27  bestimmen,  dass  die  Appel- 
lation von  jedem  Unheil,  statt  wie  bisher  3  bis  6  Monate  nach 
demselben  eingegeben  zu  werden,  «incontinent»  geschehen  soll, 
wenn  nicht  oil  y  eust  grande  et  evidente  cause  de  relever  l'appel- 
lant»  oder  odol,  fraude  et  collusion  du  procureur»  vorhanden 
sei.  18.  Die  A.  27 — 39  enthalten  Bestimmungen  über  das  Straf- 
verfahren; der  A.  37  schreibt  die  Haltung  der  Gerichtsrollen  vor. 

Die  ztoeite  Abtheilung,  A.  40—55,  ist  eine  Advocaten- und  Pro- 
curatoren-Ordnung ,  und  handelt  A.  40 — 44  von  den  Pflichten  der 
Advocaten ,  A.  44 — 47  von  der  Taxe  der  Procuratoren ,  A.  47 — 50 
von  ihrer  Capacite,  A.  50 — 54  Regeln  über  das  Auftreten  derselben. 
Die  dritte  Abtheilung,  A.  55,  betrifft  das  wichtige  Gebiet  der  Lettre». 
A.  55—62  setzt  fest,  dass  die  Lettres  d'Elat  in  allen  Prozessen 
gänzlich  nichtig  sein  sollen,  und  dass  mithin  weder  Advocaten  noch 
Procuratoren  sich  derselben  bei  Strafe  nur  im  Falle  eines  Gontu- 
macial-Erlasses  durch  die  Lettres  bedienen  dürfen;  daran  schliessen 
sich  noch  einige  Bestimmungen»  über  die  Kürze  und  den  Inhalt 
der  Vorträge.  A.  62—65.  Die  Lettres  de  Mai»  (königliche  Frist- 
bewilligungen) werden  jedoch  zugelassen,  A.  65.  Alle  Lettres  de 
Chancellerie  aber  werden  gänzlich  für  nichtig  erklärt.  A.  66,  osinon 
qu'elles  soyent  civiles  et  raisonnableso ,  was  denn  freilich  das  Verbot 
selber  wieder  aufhebt;  ohne  Ausnahme  aber  werden  die  Lettres 
d  abolition  verboten,  A.  67.  —  Die  vierte  Abtheilung  betrifft  das  eigent- 
liche Verfahren.  Die  A.  70 — 75  bestimmen  über  die  Actione  poeses- 
toire»  ,  dass  keine  Gunrulation  von  Petitorium  und  Possessorium, 
selbst  nicht  mit  Erlaubniss  der  Lettres ,  zugelassen  ,  und  keine 
Execution  bei  trouble  und  nouvelletö  durch  solche  Lettres  aufgehal- 
ten werden ,  gleichfalls ,  dass  in  allen  diesen  Fällen  nicht  par  re- 
tenue,  sondern  a  toules  fins  die  Eingaben  der  Parteien  gemacht 
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werden  sollen  (s.  unten).  Die  A.  75—77  bestimmen  über  die 
matiires  binifciales .  das*  sie  rascb  und  ohne  besondere  For- 
malitäten zu  entscheiden  sind.  Der  Art.  77  und  78  setzt  fest,  dass 
bei  der  Appellation  die  weitere  Verfolgung  derselben,  Eingabe  der 
Acten ,  in  3  Tagen  geschehen  solle ,  wenn  nicht  das  Gericht  selber 
Frist  bewilligt;  und  dass,  wenn  dieses  nicht  geschieht,  die  Sache 
nach  den  vorliegenden  Acten  zu  entscheiden  sei.  —  Die  letzte  Ab- 
theilung  endlich  (A.  79 — 125)  ist  diu  Gerichtsordnung.  Hier  verbietet 
der  A.  79  alle  Urlheile  durch  Commissarien  des  Parlaments,  die 
eine  so  grosse  Verwirrung  in  die  unteren  Gerichte  gebracht  hatten. 
Der  A.  81  verordnet,  dass  die  Baiiiis  und  Seneschaux  an  ihren 
Amtstagen  wieder  vor  dem  Parlament  wie  in  früherer  Zeit  erschei- 
nen, und  dass,  A.  82,  83,  alle  Baiilagen  wieder  besetzt  werden 
sollen.  A.  84  und  85  verbietet  die  Käuflichkeit  der  Gerichtsstellen; 
A.  86 — 91  verpflichten  die  Baillis,  an  ihren  Gerichtsorten  sich  auf- 
zuhalten, und  dass  sie  ihre  Stellvertreter,  Lieutenants,  nur  unter 
Zuziehung  der  königlichen  Officiers  et  gens  de  noslre  conseil  et 
autres  preud'hommes  des  courts  d'iceulx  baillages  et  Seneschaus- 
sees  einsetzen  dürfen.  A.  91 — 95  gebietet  richtige  Abhaltung  der 
Assises  und  Innehaltung  der  Compelenz ;  A.  95—102  beschränken 
die  Enqueles  des  Parlaments  par  commissaires  auf  die  Sachen  der 
Baronnies,  cbatellenies  ou  autres  plus  grandes  causes;  dann  folgen 
Bestimmungen  über  das  Verfahren  bei  den  Enquetes.  A.  102  und  103 
enthalten  Bestimmungen  über  die  Greffiers  civils  et  criminels;  A. 
104—118  geben  eine  kurze  Notariatsordnung  für  das  Parlament; 
daran  schliessen  sich  noch  einige  andere  Bestimmungen  über  die 
Verbältnisse  der  Richter.  Der  berühmteste  Artikel  eudlich  ist  der 
letzte,  A.  125,  der  die  Aufzeichnung  der  Coutumes  im  ganzen 
Reiche  vorschreibt,  von  denen  später  die  Rede  sein  soll. 

Dies  ist  der  Inhalt  der  Ord.  von  1453,  die  den  Ruhe-  und 
Schlusspunkt  dieser  Epoche  bildet.  Eios  vor  allem  zeigt  sich  deut- 
lich in  derselben.  Nirgends  ist  eigentlich  die  Gestalt  der  Gerichte- 
Verfassung  geändert  oder  überhaupt  nur  ausgedrückt;  die  Ord. 
nimmt  sie  als  gegebene  Thatsache  an,  und  lässt  sie  bestehen. 
Nirgends  ist  ferner  das  eigentliche  Verfahren  geregelt ;  ja  der  letzte 
Art.  125  sagt  sogar  ausdrücklich :  aToules  foys  nous  n'entendrons 
aueunement  deroguer  au  stile  de  noslre  courl  de  parlement.»  Wir 
haben  daher  sowohl  die  Gerichtsverfassung  als  das  Verfahren  dieser 
Epoche  nicht  aus  dieser  einzelnen  Ordonnanz  ,  sondern  aus  dem 
ganzen  Rechtsleben  dieser  Zeit  herauszunehmen.  Dieser  eigenthüm- 
liche  Characler  der  französischen  Gesetzgebung  ist  ihr  in  dieser 
Beziehung  auch  in  der  Folge  geblieben.  Während  die  Finanzen, 
das  Münzwesen,  das  Heerwesen,  die  Gesetzgebung  und  manches 
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andere  seine  Form  indert ,  ist  im  Gerichtswesen  eigentlich  nur  der 
Geist  desselben  ein  anderer  geworden.  Desshalb  ist  es  trotz  des  ent- 
schiedenen allgemeinen  Characters  dieser  Zeit  keineswegs  leicht, 
sich  den  concreten  Zustand  desselben  mit  seinen  eigenthüralichen 
Gegensätzen  zur  Anschauung  zu  bringen  und  denselben  in  sein 
rechtes  Verhältniss  zu  der  übrigen  Geschichte  Frankreichs  zu  stellen ; 
grade  hier  ist  es  am  notwendigsten,  die  innere  Entwicklung  fest 
im  Auge  zu  behalten ,  um  den  Üeberblick  über  die  äusserliche  Ver- 
wirrung nicht  zu  verlieren. 

Diese  Verwirrung  in  der  Gestalt  der  Gerichtsbarkeit  wird  nun 
noch  grösser  durch  ein  Moment,  das  mit  dem  Fortschritt  des 
Königthums  auf  das  engste  zusammenhängt.  Als  die  Macht  des- 
selben begann,  sich  über  ganz  Frankreich  auszubreiten,  erschuf 
dieselbe  sich  eine  Reihe  neuer  Organe,  die  durch  ihre  innerliche 
Selbstständigkeit  sich  auch  nach  aussen  hin  von  der  vorhandenen 
Gerichtsbarkeit  absonderten.  Wir  finden  daher  mitten  in  der  allen 
Gerichtsverfassung  mehrere  ganz  neue  Jurisdictionen  auftauchen, 
die  sich  durch  das  ganze  Land  hinziehen  und  eine  eigene  Beach- 
tung fordern.  Man  kann  sie  um  so  weniger  übergehen,  als  die 
folgende  Epoche  dieses  System  noch  weiter  ausgebildet  hat.  Dieses 
Verhältniss  macht  die  Darstellung  dieser  Zeit  fast  nicht  weniger 
schwierig,  als  die  des  eigentlichen  Lehnswesens. 

Ludwig  XI.  nun,  der  Schlusspunkt  in  diesem  Zeilraum,  hätte 
allerdings  die  Macht  gehabt,  dem  ihm  in  schweigender  Angst  ge- 
horchenden Frankreich  die  Einheit  der  Verfassung  und  des  Rechts 
zu  geben ,  die  er  selber  so  sehr  gewünscht  haben  soll.  Aber  die 
näheren  Bedürfnisse  der  Zeit  und  die  eigene  Persönlichkeit  drängten 
ihn  vielmehr  nach  einer  anderen  Richtung,  deren  Bedeutung  frei- 
lich keine  viel  geringere  ist.  Durch  ihn  ist  die  Macht  der  grossen 
Vasallen  gebrochen,  und  seine  Regierung  ist  die  Zeit,  in  der  das 
Lehntfürstentkum  seinen  entscheidenden  Untergang  gefunden  hat. 
Jetzt  ist  das  Königthum  zum  einzigen  Fürttenthutn  in  Frankreich 
geworden ;  und  wenn  man  sagen  kann ,  dass  durch  die  englischen 
Kriege  das  Princip  der  Lebnssouverainetät  der  Freiherrtchaften  ma- 
teriell und  ideell  vernichtet  worden  ist,  so  ist  durch  Ludwig  XI. 
die  Idee  einer  Souverainetät  auch  für  die  Fürsten  zum  Verbrechen 
gestempelt.  Damit  ist  der  centralen  Gewalt  die  letzte  Bahn  geöff- 
net, und  mit  diesem  Resultat  schliesst  diese  Epoche  des  Uebergangs 
aus  dem  Lehnswesen,  die  die  Epoche  der  Entitehung  des  Volks  und 
des  Königlhums  geworden  ist. 

Was  nun  auf  diese  Weise  von  der  Gesetzgebung  im  Ganzen 
erlebt  und  erreicht  ist,  das  ward  von  dem  Gerichtswesen  in  den 
Sphären  des  localen  und  Einzellebens  verwirklicht. 

Wirnkdnig  u.  Stria,  fhUU.  Staat»»  und  Rechtsgeich.  Bd.  III.  29 


Digitized  by  Google 


450       .  Franz.  Sta4TS-  und  Reciitsgesch 


C.    Das  neue  Gerichtswesen  und  seine  Thätigkeit. 

Mit  der  Umgestaltung  des  Künigthums  ist  auch  das  Gerichts- 
wesen ein  anderes  geworden ;  auch  in  ihm  zeigt  sich  der  allgemeine 
Gang  der  Dinge,  ändert  das  Alle,  fügt  neues  hinzu,  und  bereitet 
die  folgende  Epoche  vor. 

Als  die  Etats  dem  Königthum  die  höchste  uud  zugleich  die 
allgemeinste  Gewalt  in  Frankreich  übertrugen ,  erwuchsen  dem  letz- 
teren natürlich  eine  Menge  neuer  Aufgaben,  und  die  alten  ver- 
mehrten sich.  In  dem  früheren  O  rganismus  des  Koniglliuras  hatte 
nun  sich  das  Lehnswesen  hauptsächlich  in  einem  Punkte  geäussert: 
darin ,  dass  demselben  Amte  die  ununterschiedene  Masse  aller  amt- 
lichen Aufgaben,  Gericht,  Heer,  Waffen,  Abgaben,  übertragen 
war.  Das  Hess  sich  durchfuhren,  so  lange  die  Thätigkeit  des  Kö- 
nigthums local  beschränkt  war.  Die  Etats  aber,  indem  sie  ihm 
alles  übertrugen,  forderten  auch  Verwaltung  und  Verantwortlich- 
keit für  alles.  Dem  konnte  das  Köuiglhum  nur  dadurch  genügen, 
dass  es  die  einzelnen  Zweige  der  Staatsverwaltung  den  einzelnen 
Amtsorganitmen  übertrug.  Mit  dem  Auftreten  der  Etats  beginnt 
daher  eine  Arbeit  im  französischen  Staatsleben,  die  theils  neue 
Aemter  erschafft  und  ordnet ,  theils  die  alten  auf  einen  bestimmten 
Kreis  ihrer  frühereu  Thätigkeit  beschränkt.  Diese  Bewegung  ,  als 
eng  mit  dem  Entstehen  der  Etats  zusammenhängend,  und  zum 
Theil  unmittelbar  von  ihnen  ausgehend,  zum  Theil  von  ihnen  ver- 
anlasst ,  bat  ihre  eigene  Geschichte ,  die  das  ganze  Land  und  das 
ganze  Amtssystem  umfasst.  ünsern  Gegenstand  berührt  sie  nur  auf 
Einem  Punkte. 

Im  früheren  Rechte  war  die  Aufgabe  der  Baillages  und  Seoe- 
schaussees  hauptsächlich  eine  zweifache  gewesen  :  die  Steuererhe- 
bung mit  ihrer  Rechenschaftsablage  und  das  Gericht.  Sie  konnten 
beides  zugleich  verwallen  ,  weil  die  Einnahmen  der  Baillage  bis 
dahin  nicht  blos  nur  UhnsrecJitliche ,  sondern  zugleich  ausschliess- 
lich königliche  waren.  Erst  mit  den  Etats  beginnen  wirkliche  Staats- 
einnahmen, zuerst  selbstsländig  neben  den  alten  lehnsrechllichen 
stehend ,  dann  dieselben  dem  grössten  Theil  nach  in  sich  aufneh- 
mend. Dieser  ganz  neue  Theil  des  Abgabensystems  erzeugte  ein 
ganz  neues  System  von  Steuerbeamteten,  die  Elu$;  durch  sie  ward 
der  Grundsatz  begründet ,  dass  die  Steuerverfassung  ein  Selbststän- 
diges sei;  und  davon  wiederum  war  die  Folge,  dass  die  Baillis 
diesen  Theil  ihrer  Thätigkeit  um  so  leichter  verloren ,  als  ihre  Ein- 
nahmen neben  den  eigentlichen  Staatseinnahmen,  zu  denen  noch 
die  Zölle  kamen,  unbedeutend  waren.  Nur  die  eigentlich  gericht- 
lichen Einkünfte  des  Köuigs  blieben  ihnen.  Allein  dieser  Theil  ihrer 
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Function  war  zu  untergeordnet,  um  gehörig  conlrollirt  werden  zu 
können;  die  Könige  wendeten  daher  bald  auf  alle  gerichtlichen 
Aemler  ein  bekanntes  Princip  des  Lehnswesens  an,  nur  mit  er- 
neuerter Form.  Sie  übertrugen  gegen  eine  Kaufsumme  diese  Ein- 
künfte an  die  Gerichlsbeamleten  aller  Art,  wie  man  früher  alle 
Arten  der  Einkünfte  für  das  Versprechen  der  Kriegshülfe  verliehen 
hatte ;  und  dieses  ist  die  vielbescholtene  venalile  des  offices ,  die 
sich  auf  einfache  Weise  damals  an  den  allgemeinen  Gang  der  Ent- 
wicklung anschloss.  Unter  allen  üblen  Folgen  derselben  trat  jedoch 
eine  gute  und  wichtige  hervor,  die  man  zu  sehr  übersehen  hat. 
Da  nämlich  durch  sie  dem  gerichtlichen  Amt  alle  Theilnahme  an 
der  eigentlichen  Staatsverwaltung  genommen  ward,  so  begannen  von 
jetzt  an  die  Aemter  sich  als  rein  gerichtliche  anzusehen ;  und  die 
Baillage  wird  daher  mit  dieser  Epoche  ausschliesslich  zu  einem 
Gliede  im  Ganzen  des  Gerichtswesens. 

Dasselbe,  nur  auf  anderem  Wege,  ging  mit  dorn  Parlamente 
vor  sich.  Auch  das  Parlament  des  13.  Jahrhunderts  ist  noch  eine 
regellose  Mischung  von  Gericht,  Rechnungsralh  und  Staatsralh. 
Wie  in  der  engern  Grenze  der  Amtmannschafl  begannen  auch  in 
dieser  höhern  Sphäre  jene  verschiedenartigen  Aufgaben  sich  all- 
mählig  zu  widersprechen.  Aus  der  ungeschiedenen  Masse  des  allen 
Parlaments  lösten  sich  daher  jetzt  allmählig  die  einzelnen  Haupt- 
theile  heraus;  das  Conseil  du  Roy  und  die  Chambre  des  Comp t es 
wurden  selbstsländig,  und  das  Parlament  im  eigentlichen  Sinne, 
wie  wir  es  oben  bezeichnet  haben,  und  wie  es  für  die  einzelnen 
Fälle  berufen  ward  und  fungirte,  ward  jetzt,  hauptsächlich  durch 
die  cit.  Ordd.  v.  1318 — '20  zu  einem  für  sich  dastehenden  höchsten 
Gerichtskörper,  mit  der  ausschliesslichen  Aufgabe,  an  der  Spitze  des 
Gerichtswesens  zu  stehen. 

Somit  ist  der  erste  Character  dieser  Epoche  jene  Selbstständig- 
keit der  einzelnen  Amtsorganismen  im  Allgemeinen ,  und  die  des 
Gerichtswesens  im  Besonderen.  An  ihn  schliesst  sich  die  zweite  Seite. 

Derselbe  Grund ,  der  jene  innere  Scheidung  im  Amtsleben  voll- 
zogen hatte,  die  Uebertragung  der  ständischen  Gewalt  auf  ihren 
königlichen  Stellvertreter,  dehnte  nun  auch  das  Beamtenthum  Uber 
alle  Theile  Frankreichs  aus.  Wie  für  das  Heer,  für  die  Steuern 
und  für  die  ständische  Vertretung  selber  ward  daher  auch  fUr  das 
Gerichtswesen  dieses  ganze  Land  eingetheilt  und  geordnet;  die 
Baillages  auf  der  einen ,  die  Parlamente  auf  der  anderen  Seile  um- 
fassen mit  ihrer  Competenz  jetzt  das  ganze  Lehnsgebiet.  Die  Hechte 
aber  und  die  Verhältnisse  dieses  Lehnsgebietes  konnte  jenes  amt- 
liche Gerichtswesen  nicht  ohne  weiteres  vernichten;  im  Gegenlheil 
geschah  jene  Ausdehnung  wesentlich  nur  dadurch,  dass  die  Könige 
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in  das  Recht  der  alten  Lehnsherren  tuccedirten.  Der  Gegensatz 
zwischen  Beamtenthum  und  Lehnswesen  ward  dadurch  jetzt  ein 
allgemeiner  in  ganz  Frankreich,  und  damit  auch  der  Kampf,  der 
diesem  Gegensatze  folgte.  Das  erzeugte  nun  fast  in  allnn  Theilen 
des  Beamtenthums  zwei  Systeme »  die  sich  entsprachen  in  der  Rich- 
tung ihrer  Thätigkeit,  aber  verschieden  waren  in  ihrer  Form.  Das  eine 
System  der  Beamteten  ist  das  lehnsrechtliche ,  dasjenige ,  wo  sich  die 
alte  Verfassung  an  die  neue  Form  des  Staats  anschließt  und  von  ihr 
allmählig  überwältigt  in  die  folgende  Epoche  nur  noch  den  Namen 
hinübertragt.  Das  andere  ist  das  eigentlich-königliche,  das  zu  seiner 
Basis  die  neue  Idee  des  Staates,  das  über  allem  Lehnsrecht  ste- 
hende königliche  Recht  hat,  und  daher  vom  Könige  allein  eingesetzt 
und  geordnet  wird.  Die  Eigentümlichkeit  der  vorliegenden  Epoche 
besteht  nun  darin,  beide  neben  einander  zu  stellen;  aber  nicht  als 
zwei  ruhende  Formationen  einer  Zeit,  sondern,  entstanden  aus 
demselben  Princip ,  als  fortarbeitend  nach  demselben  Ziel ,  der 
Unterwerfung  des  Lehnrechts  unter  die  centrale  Gewalt  des  Kßoig- 
thums,  die  mit  dem  Eintritt  der  folgenden  Epoche  entschieden  ist. 
Dies  nun  gilt  auch  für  das  Gerichtswesen  ,  und  nach  diesen  zwei 
Gruppen  ordnet  sich  nun  das  Folgende. 

Dabei  möge  die  Bemerkung  dasselbe  einleiten,  dass  wir,  die 
Einzelnheiten  der  Gerichtsverfassung  im  ersten  Bande  voraussetzend, 
hauptsächlich  nur  die  innere  Bewegung  derselben  verfolgen  werden. 

/.  Das  lehnsrechtlich-königliche  Gerichtswesen. 

A.  Die  Amtmannschaften. 

Die  Grundform  dieser  Amtmannschaflen ,  die  jetzt ,  wie  schon 
oben  bemerkt,  aus  allgemeinen  Amtsgebieten  zu  Gerichts-  und 
Polizeisprengeln  geworden  sind,  ist  zuerst  die  ganz  ursprüngliche 
der  Baillage;  und  diese  muss  sich  vorlegen,  um  den  Gang  der 
Bewegung  deutlich  zu  erkennen.  Jede  Amtmannschaft  enthält  zu- 
nächst zwei  Arten  des  Amtsgebiets.  Die  erste  Art  ist  diejenige, 
in  welcher  der  König  nicht  blos  Lehnsfürst'und  Lehnsherr,  sondern 
zugleich  Grundherr  ist.  Die  zweite  Art  ist  diejenige  ,  die  unter 
den  Lehnsherren  und  Lehnsfürsten  nach  altem  Recht  steht,  und 
wo  mithin  der  König  nicht  mehr  Macht  hat,  als  die  neuen  Etats 
ihm  übertrugen.  Nun  haben  wir  schon  gezeigt,  wie  grade  das 
Gerichtswesen  am  entschiedensten  mit  dem  Privateigenthum  zu- 
sammenhing ;  daher  ergab  sich,  dass  auch  das  Gerichtswesen  seine 
äussere  Form  an  die  Qualität  des  Grundbesitzes  auch  jetzt  noch 
anschloss  ;  und  so  hat  der  Bailli  oder  Oberrichter  je  nach  den 
Verhältnissen  seiner  Baillage  eine  zweifache  Stellung. 
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In  den  Gebieten  nämlich ,  wo  der  Bailli  das  grundherrliche 
Recht  des  Königs  vertrat,  war  der  Grundbesitz  entweder  wie  früher 
von  blossen  Hintersassen  unter  den  verschiedensten  Namen  be- 
sessen oder  die  Mannen,  hommes,  erkannten  in  ihm  und  seinem 
Stellvertreter  nur  den  Preiherrn  und  sein  Recht.  Für  das  erstere, 
unfreie  Gebiet  hatte  das  Königthum  mithin  vollen  Spielraum,  sein 
rein  amtliches  Gerichtswesen  einzurichten  und  dem  Bailli  unter- 
zuordnen. Dies  war  aber  besonders  durch  einen  Punkt  wichtig, 
den  wir  hier  nur  andeuten  dürfen.  Eine  Reihe  verschiedener  Ur- 
sachen wirkten  zusammen ,  um  die  Städte  ihrer  alten  rechtlichen, 
und  besonders  ihrer  gerichtlichen  Selbstständigkeit  zu  berauben. 
Theils  hoben  die  Könige  die  Communcs  geradezu  auf,  setzten  einen 
Prevot  als  oberste  Behörde  ein,  theils  gaben  sie  selber  ihr  Commu- 
nairecht  zurück,  theils  gewannen  die  königlichen  Beamteten  es 
über  die  städtischen,  und  drängten  die  Maires  und  Eschevins  auf 
ein  immer  engeres  Gebiet  in  Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit,  theils 
endlich  brachen  die  Kriege  Wohlstand  und  Verfassung  zugleich. 
Die  Städte  begannen  daher  allmählig  mehr  noch  wie  das  flache 
Land  dem  eigentlich  amtlichen  Gericht  sich  unterzuordnen;  in 
ihnen  entfaltete  dasselbe  den  wichtigsten  Theil  seiner  nivellirenden 
Thätigkeit,  und  obwohl  uns  grade  für  diesen  Theil  der  Gemeinde- 
geschichte am  meisten  die  Quellen  mangeln ,  so  lässt  sich  doch 
besonders  aus  Einem  Grunde  schliessen ,  dass  mit  dem  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  die  Selbstständigkeit  derselben  fiir  die  Rechtsbil- 
dung wenigstens  vernichtet  .sein  rauss.  Dies  ist  die  Abfassung  der 
eigentlichen  Coutumes.  In  allen  diesen  Goutumes  ist  eines  beson- 
dern städtischen  Rechts ,  ja  nicht  einmal  der  Charles  et  Privileges 
Erwähnung  gethan;  man  erkennt,  dass  die  Einheit  der  Baillage 
bereits  der  eigentlich  rechtsbildende  Körper  geworden  ist  und  dass 
in  ihm  die  Städte  schon  damals  in  derselben  Weise  aufgeben,  wie 
sie  es  gegenwärtig  in  der  Departemenlalverfassung  thun.  Dieser 
Untergang  des  Gemeinderechts  fordert  noch  seine  eigene  Geschichte. 
Hauptsächlich  aber  durch  die  Verschmelzung  desselben  mit  dem 
allgemeinen  Recht  und  mithin  auch  mit  der  allgemeinen  Verfassung 
der  Baillages  bildete  der  eigentlich  amtliche  Theil  derselben  an  den 
meisten  Stellen  die  Hauptsache.  Indessen  erhielt  sich  auch  das 
freie  königliche  Gebiet  vor  allem  in  einem  Theile  Frankreichs,  in 
dem  die  Freiherrschaften  die  alten  Allodsbauern  am  wenigsten  zu 
unterdrücken  vermocht  hallen,  dem  Nordosten.  Hier  treffen  wir  noch 
den  Bailli,  wenigstens  im  Anfange  des  13.  Jahrhunderts  ganz  in 
der  alten  Stellung,  die  Bouteüler  uns  beschreibt.')    Er  muss  die 

«)  Die  Autgabe ,  welche  ich  benutze ,  ist  bei  Dttpin  Notices  bibl.  zu  seiner 
Bibl.  de  dr.  p.  718  ff.  nicht  mit  angegeben.    Sie  ist  in  gr.  4.°,  schöner 
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homroes  zu  seinen  Gerichtssitzungen  berufen  (conjurer)  wie  einst ; 
sind  sie  versammelt  und  aufgefordert  Recht  zu  sprechen  —  «puisqiie 
semons  auront  este  de  loy  dire,»  ')  so  zieht  sich  der  Bailli  zurück; 
haben  sie  gesprochen,  so  hat  er  nichts  zu  thun,  als  das  Urtheil 
zu  vollziehen.  Gehörte  die  Sache  nicht  dieser  Assise,  so  konnte 
der  Bailli  wie  zu  Beaum.  Zeil,  selber  Gericht  halten;  dazu  wühlt 
er  auch  jetzt  noch  aus  den  preud'hommes  Beisitzer,  Assesssenrs, 
«qui  sont  au  conseil  du  jugea  *)  und  die  mit  ihm  das  Urtheil  be- 
rathen;  grade  das  wird  am  häufigsten  bei  den  Angelegenheiten  der 
Städte  das  gewöhnliche  Verfahren  gewesen  sein. 

Wie  nun  für  diesen  königlichen  Theil  der  Baillage  im  Wesent- 
lichen die  alle  Form  sich  erhält,  so  dauert  sie  auch  für  den  frei- 
herrlichen  fort.  Innerhalb  der  freiherrlichen  Güter,  die  von  dem 
Gerichlssprengel  der  Baillage  umfasst  werden,  treten  die  alten  Unter- 
schiede der  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit  des  Lehnswesens  in 
allem  Wesentlichen  mit  den  Unterscheidungen  wieder  auf,  die  wir 
schon  früher  angegeben  haben.  Nun  erklärt  es  sich  leicht,  wes- 
halb die  Grenzen  zwischen  den  Slufeu  derselben  nicht  vollkommen 
übereinstimmen  an  allen  Orten.  Eine  der  Hauptaufgaben  der  Re- 
daclion  der  Coutumes  war  es  daher,  örtlich  diese  Grenze  zu  be- 
stimmen; sie  beginnen  daher  fast  alle  mit  der  Aufzählung  der 
Rechte,  welche  diese  Stufen  jede  für  sich  haben.  Indessen  konnte 
das  Hauptverhällniss  nicht  wesentlich  variiren ;  und  wir  finden  da- 
her das  alle  Recht  in  seinen  Gmndzügen  allenthalben  wieder.  Für 
diese  allgemeine  Gestalt  desselben  ist  Bouteiller  die  beste  Quelle. 
Er  beginnt  mit  einem  Satz,  der  auf  eine  fast  wörtliche  Benutzung 
der  Et.  d.  St.  L.  hindeutet  —  asi  sachiez  que  le  Her  si  a  toute 
justice  haulte,  moyenne  et  basse  en  sa  terre  et  seigneurie.»  Wer 
blos  die  haulle  hat,  ist  Vavasseur;  die  justice  des  vicnntiers,  que 
les  coustumiers  appellent  en  aulcuns  lieux  moyenne  justice,  hat  das 
Recht  auf  die  Busse  von  60  sols  und  die  Execution  des  larecin ; 
die  baue  justice,  appellee  fonciere  par  les  coustumiers  hat  die  Busse 
bis  3  sols  und  die  Streitigkeiten  über  die  arentes»  oder  den  Cens.*) 


golhischer  Druck,  gedruckt  in  Lyon  «par  Jacques  Arnolies,  le  VII  jour  de 
Decembre  lan  mil  cinq  cens  et  trors»  und  verlegt  von  Jacques  Uaguetan 
in  Paris.  Sie  zählt  244  folien ,  enthält  zwei  Colonnen  auf  jeder  Seite  und 
zeichnet  sich  durch  grosse  Corrcklheit  aus.  Da  ich  keine  Ausgabe  von 
Charondas  habe  erreichen  können,  so  tnuss  ich  die  folgenden  Stellen  nach 
der  Folienzahl  ciliren.  —  Das  Exemplar  gehört  der  Kopenhagener  Biblio- 
thek.   Am  Schlüsse  ist  das  Testament  Bouleillcrs  hinzugefügt. 

1)  L.  II.  fol.  183  a. 

2)  Ib.  fol.  184.  b. 

3)  Ib.  fol.  180.  a. 
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Hält  man  dies  zusammen  mit  den  Angaben  der  früheren  Epoche, 
so  ist  im  Aligemeinen  nichts  hinzuzufügen.  Das  eigentlich  neue 
Element  in  diesen  Verhältnissen  brachte  erst  der  Gegensatz  zu  der 
amtlichen  Gerichtsbarkeit.  Und  diesen  müssen  wir  nach  seinen 
Hatiptseiten  hin  bezeichnen. 

Das  ganze  System  der  freiherrlichen  Gerichtsbarkeit  beruhte 
darauf,  dass  die  Freiherren  selber  an  der  Spitze  der  Rechtsver- 
waltung ihrer  Freiherrschaflen  standen,  und  die  alte  Verfassung 
auf  diese  Weise  aufrecht  erhielten.  Zwei  Gründe  haben  dies  Ver- 
bältniss  vernichtet.  Zuerst  bot  sich  den  Seigneurs  am  Hofe  des 
Königs  ein  glänzenderer  Wirkungskreis,  der  sie  von  den  alten 
Freiberrnsitzen  in  das  Gefolge  des  Königthums  lockte.  Dann  liebten 
sie  es  nicht,  dem  Bailli  in  Appellationsfällen  zu  Recht  stehen  zu 
müssen ,  da  sie  oft  von  höherem  Adel  waren  wie  dieser  Beamtete. 
Sie  begannen  daher  sich  aus  ihren  eignen  Gerichten  zurückzuziehen. 
Der  Stellvertretung  aber  bedürftig,  lag  es  ihnen  nahe,  ihren  Ge-  • 
richlssprengeln  dieselbe  organische  Verfassung  zu  geben ,  die  das 
königliche  Gerichtswesen  hatte.  So  enstanden  im  Laufe  dieser 
Epoche  allenthalben  kleine  Baillages  und  Prevotes  im  Gebiete  der 
haut-justiciers,  die  natürlich  unter  dem  königlichen  Bailli  standen. 
Das  dauerte  fort  über  die  vorliegende  Epoche.  Dumoulin  erzählt 
in  seinem  oben  cit.  Comm.  (T.  I.  §  1.  gl.  5.  n.  51.)  «castellani 
hujus  regni  (die  chatelains,  die  kleinen  Freiherren,  die  nur  eine 
Burg  und  einen  Ort  besassen)  solent  habere  unum  judicem  pro 
primo  tribunali,  quem  prapotitum  vocant,  qui  nmnem  jurisdictionem 
cxercet  in  prima  instantia;  et  aliura  judicem  pro  secundo  tribunali, 
quem  baiUivum  vocant  qui  cognoscit  in  secunda  instantia«  etc.  Das 
halte  nun  wieder  nicht  blos  zur  Folge,  dass  der  Gang  des  Gerichts 
bei  Slreitigkeiteu  iu  diesen  Herrschaften  sehr  verzögert  werden 
musste;  sondern  vorzüglich  ging  dadurch  jenes  lebendige  Rechts- 
bewusslsein  in  den  höheren  Ständen  unter,  durch  welches  sich 
immer  die  Lebnsepoche  ausgezeichnet  hat.  An  ihre  Stelle  traten 
jene  Ortsrichter  als  Verwalter  des  Rechts,  und  diesen  ward  damit 
das  Wohl  der  Mittelklasse  in  die  Hände  gegeben.  Ich  kann  es 
mir  nicht  versagen,  eine  Stelle  aus  Ph.  de  Commines ')  hier  her- 
zusetzen, die  wie  wenig  andere  überreich  an  wichtigen  Andeu- 
tungen ist.  «Encore  ne  me  puis  je  lenir  de  blamer  les  seigneurs 
ignorans.  Environ  tous  les  seigneurs  se  trouvenl  volontiers  quelques 
clercs  et  gens  de  robes  longues  —  et  y  sont  bien  seans  quand  ils 
sonl  bons,  et  bien  dangereux  quand  ils  sont  mauvais.  A  tous 
propos  ont  wie  loi  au  bec,  ou  uue  histoire.  Et  croyez  que 


«)  L.  III.  ch.  6.  Vergl.  auch  L.  1.  ch.  10.  Mably  Obscr.  L.  VI.  ch.  IV. 
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Dieu  n'a  point  eslabli  l'office  de  roy  n'y  d'autre  prince  pour  estre 
exercä  par  les  bestes;  ny  par  ceux  qui  par  vaine  gloire  disent:  je 
ne  suis  pas  clerc,  je  laisse  faire  d  mon  conseil,  je  tne  fit  d  eux,  El 
puis  s'en  vont,  sans  assigner  autre  raison,  en  leurs  esbals.»  — 
Man  sieht  wie  das  Recht  auf  diese  Weise  in  die  Hände  der  guten 
und  schiechten  Rechtsgelehrten  idurch  jene  Institution  überzugehen 
beginnt;  hier  ist  der  Punkt,  auf  dem  sich  der  Untergang  des  Volks- 
rechts und  der  Sieg  des  römischen  Rechts  in  den  unteren  Regionen 
des  Rechlslebens  erklärt;  denn  wie  die  kleinen  Herren  es  dem 
Königthum  im  Kleinen  nachthun  ,  so  ahmen  ihre  Beamteten  die 
königlichen  nach.  So  ward  jene  Eintheilung  zum  Beginn  der  allge- 
meinen Herrschaft  des  Beamtenthums  und  seines  Rechts  in  Frankreich. 

Indessen  standen,  trotz  dieser  formellen  Gleichheit,  die  Ge- 
richtssprengel der  Freiherren  doch  noch  immer  neben  den  könig- 
lichen, und  ohne  das  Hinzutreten  eines  zweiten  Verhältnisses  wäre 
der  Einfluss  der  letztern  auf  jene  stets  nur  ein  indirecter  geblie- 
ben. Dieses  zweite  Verhältniss,  die  Umgestaltung  der  alten  Assises 
zu  den  neuen  amtlichen  Assises  vollendete  erst,  was  in  der  amt- 
lichen Organisation  der  freiherrlichen  Gerichte  begonnen  war.  Diese 
Umgestaltung,  die  man  selten  hinreichend  berücksichtigt ,  war  eine 
Folge  der  allgemeineren  Geschichte  des  Landes,  und  in  ihr  vor- 
züglich des  Auftretens  der  Etats. 

Blickt  man  nämlich  zurück  auf  die  alten  Assises,  so  urofasslen 
dieselben,  wie  wir  gezeigt,  alle  Aufgaben  des  öffentlichen  Lebens 
zugleich,  Gericht,  Au thenlificalion  öffentlicher  Acte,  Gesetzgebung 
und  anderes.  Als  nun  die  Etats  auftraten  und  auf  allen  Punkten 
iu  Verwaltung  und  Gesetzgebung  hinein  griffen,  schloss  sich  an  sie 
die  Vorstellung,  dass  die  einzelnen  Aufgaben  des  öffentlichen  Rechts 
auch  besondrer  Organe  zu  ihrer  Erledigung  bedürften.  Diese  Idee 
systematischer  Scheidung  des  Staatslebens  pflanzte  sich  von  den 
Etats  generaux  auf  die  einzelnen  Theile  Frankreichs  fort,  und  hier 
kam  ihr  ein  zweites  entgegen.  Die  Subsidien  der  Könige  mussten, 
weil  sie  von  den  Freiherren  der  Provinzen  erhoben  werden  sollteu, 
auch  von  diesen  bewilligt  werden.  Dazu  war  eine  Versammlung 
dieser  Provinzialstände  nothwendig.  Nun  bildeten  die  alten  Assises 
bereits  einen  bekannten  und  bequemen  Mittelpunkt  für  die  Abma- 
chung aller  Angelegenheiten  einer  ßaillage.  Es  war  daher  natür- 
lich, dass  man  sie  für  die  Provinzialstände  zum  Grunde  legte,  und 
so  im  kleinen  das  allgemeine  Verhältniss  der  Etats  Generaux  wie- 
derholte. Eben  so  natürlich  aber  war  es,  dass  diese  Stände  auch 
dasselbe  Recht  mit  den  Reichssländen  in  Anspruch  nahmen  und 
für  ihre  Subsidien  vom  Königthum  sich  gewisse  Gesetze  ausbe- 
dingten, deren  Form  und  Notwendigkeit  in  ihnen  beratben  wurde. 
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Auf  diese  Weise  organisirte  sich  zugleich  mit  dem  Beamtenthume 
das  ständische  Wesen  zu  einer  ständischen  Hierarchie  der  Vertre- 
tung. Betrachtet  mau  aber  jenes  Recht  dieser  neuen ,  vom  Bailli 
im  Namen  des  Königs  abgehaltenen  Provinzialstände  genauer,  so 
ist  es  nichts  anderes,  als  die  höhere  Ausbildung  einer  Seite  der 
alten  Assise  und  ihres  Rechts,  der  Gesetzgebung  derselben  in  den 
Etablissements  der  Lehnsepoche ,  die  jetzt  als  inbegriffen  im  Ganzen 
des  Staats  erscheint.  Diese  schied  sich  mitbin  in  den  Etats  pro- 
vinciaux  zu  einem  selbstsländigen  Körper  ab;  und  natürlich  ver- 
loren die  Assises  des  allen  Rechts  was  jenen  Etats  zufiel.  Nun 
blieben  allerdings  diese  Assises  beslehn ;  allein  nachdem  sie  an  die 
Etats  grade  den  wichtigsten  Theil  ihrer  Bedeutung  verloren  hatten, 
konnten  sie  selber  nicht  mehr  in  der  alten  Form  bleiben.  Auf 
diese  Weise  bereitete  sich  die  Umgestaltung  der  ursprünglichen 
Assise  vor.  Da  derselben  nach  dem  Verlust  ihrer  Gesetzgebung 
nur  noch  das  gerichtliche  Moment  blieb,  so  concentrirte  sich  von 
jetzt  an  ihre  Bedeutung  und  Thäligkeit  um  das  eigentliche  Rechi 
und  seine  Bildung;  sie  theilt  das  Schicksal  der  Baillis  und  der 
Parlamente  und  wird  zum  ausschliesslichen  Gericktikörper. 

Dieser  Uebergang  der  Assise  von  der  allgemeinen  Landesver- 
sammlung zum  blossen  Landesgerichl  ist  daher  der  Inhalt  dieser 
Zeit  in  diesem  Gebiete.  Allein  auch  jene  gerichtliche  Stellung  und 
Form  der  neuen  Assise  blieb  nicht  die  der  älteren  Zeit. 

Die  ursprüngliche  Assise  nämlich  bestand  aus  den  Inhabern 
der  Gerichtsbarkeit  selber,  den  Freiberrn  und  hommes.  Die  Ent- 
wicklung dieser  Zeit  aber  hatte  die  Gerichtsherrn  veranlasst,  ihre 
Gerichte  durch  Beamtete  verwalten  zu  lassen.  Natürlich  erschienen 
jetzt  diese  allein  in  der  Assise,  um  so  mehr,  da  schon  im  ik. 
Jahrhundert  die  Edlen  nicht  immer  und  nicht  gerne  mehr  in  die 
alle  Assise  kamen.1)  Da  nun  die  kleinen  Beamtensysleme  der 
Grundherren  ganz  nach  dem  Musler  des  königlichen  Amtsorganis- 
mus eingerichtet,  und  durch  die  Appellation  stets  von  dem  letzteren 
abhängig  war,  so  änderte  sich  die  neue  reine  Gerichteamee  nicht 
blos  äusserlich  darin,  dass  sie  jetzt  nur  noch  aus  Beamteten  be- 
stand, sondern  diese  Beamtelen  bildeten  jetzt  ein  durch  und  durch 
gleichförmiges  Ganze,  das  die  gemeinsame  Grundlage  ,  die  Idee 
des  Beamtenthums  mit  Einem  Geiste,  die  Bedeutung  des  könig- 
lichen Baillis  mit  Einem  Willen  beseelte,  und  das  daher  mit  Einem 


<)  Jhte.  Gl,  v.  Assise.  «Si  quis  ex  iis  deesset,  pecuniaria  mulcU  puniebatar. 
Compotu«  Baül.  Turonensis  ann.  1337.»  «De  legibas  (mnlcüs)  «ssisiaram, 
videlicet  de  defecübus  homiaum  nobilium ,  qui  coosueverant  »obrere  pro 
quoUbet  defeclu  V  sol.  — 
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Sinne  für  die  neue  centrale  Ordnung  der  Dinge  wirkte.  Auf  diese 
Weise  ward  es  rattglich,  die  alte  Baillage  zum  Mittelpunkt  der 
neuen  Rechtsbildung  zu  machen  und  die  besondern  Ortsrechle  der- 
selben zu  unterwerfen.  Dabei  aber  blieben  die  ursprünglichen 
Formen,  die  Baülis  Hessen  auch  jetzt  noch  ihre  Assises  autrufen  — 
crier;  —  zu  ihnen  kamen  dann  alle  königlichen  Diener  und  Be- 
amtete zusammen,  so  wie  die  der  Lehnsherrschaften.  Der  Bailli 
des  Königs  hielt  den  Vorsitz  und  erledigte  die  Hauptsachen.  Das 
erleichterte  er  sich  jetzt  wie  früher  durch  Zuziehen  verständiger 
Leute  in  sein  Gonseil ,  nur  dass  diese  Beisitzer  allmählig  zu  stehen- 
den Rüthen  und  damit  selbst  zu  Beamteten  wurden,  wie  Bout.  sagt: 
«qui  communement  sont  appellez  au  conseil  du  juge,  et  sont  tenus 
pour  officiers.o  So  bewältigte  das  Bearatensyslem  auch  diesen  Theil. 
Diese  Assise  der  zweiten  Epoche  beschreibt  Bouteiller  vortrefflich: 
«Assise  si  est  une  assemblee  de  saiges  juget ')  et  officiers  du  pays, 
que  fait  tenir  ou  tient  le  souverain  baillif  de  la  province.  Et  y 
doivent  estre  tous  les  juges,  lieutenants,  sergens  et  autres  officiers 
de  justice  et  pievoste  royal  sur  Tarnende,  se  ilz  u'ont  loyal  ensoigne. 
—  En  assise  doivent  estre  tous  procez  decidez  —  tout  crime  cog- 
neu  et  pugny,  tout  bannissement  accomply.  Si  doit  estre  chascun 
ouy  en  sa  complainte,  soit  sur  nobles,  non  nobles,  sur  officiers,  ser- 
gens  ou  aultre.  —  Et  est  enlendue  assise  ainsi  comme  purgie  de  tous  . 
fait  avenus  ou  pays.  Eu  assises  appellez  les  saiges  et  les  seigneurs 
du  pays  peuvent  estre  mises  aus  nouvelles  constitutions  et  ordon- 
nances  sur  le  pays,  et  deslruictes  aultre«.  —  Et  doivent  estre  publites 
si  que  nul  ne  le  peult  ignorer.D  —  Deutlich  erkennt  man  in  die- 
ser Beschreibung  die  Reste  des  alten  Rechts  in  der  eventuellen 
Tbeilnahme  der  seigneurs  du  pays,  und  das  Princip  des  neuen  in 
der  absoluten  Pflicht  der  Beamteten  aller  Art,  in  der  Assise  zu 
erscheinen.  Diese  Assises  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  sind  das 
Resultat  des  Auftretens  der  Etats;  und  wie  sie  durch  die  Ent- 
wicklung des  Volkes  entstanden  sind,  so  gehen  sie  mit  dem  Recht 
desselben  in  der  folgenden  Epoche  wieder  unter. 

»}  Selzt  man,  wie  das  im  Grunde  nothwendig  ist,  so  wie  man  von  der  frü- 
hern Zeit  redet,  stall  des  neuen  Ausdruckes  juges  den  alten  baron,  so  er- 
scheint das  Wort  sage  barou.  Es  scheint  nns  ungemein  nahe  zu  liegen,  . 
den  bestrittenen  A  und  nick  der  saehibaronet  als  der  sapiens  barones,  der 
Wissenden  Freiherren  zu  erklären.  Ich  möchte  dabei  auf  eine  andre, 
nicht  bekannte  Stelle  aufmerksam  machen.  In  dem  früher  cit.  Disc.  sur 
la  Rochelle  werden  p.  90  f.  die  Namen  der  Maires  von  la  Rochelle  aufge- 
führt; darunter  im  Jahr  1461  «Sage  Monsieur  Jean  Bernhard.»  Monsieur 
ist  im  15.  Jahrhundert  was  die  barons,  barons  de  la  citö  im  11.  und  12. 
sind.  Die  Uebertragnng  auf  Sage  baron,  Sachibaro  liegt  mithin  nahe;  es 
sind  rechtskundige,  vom  Vorsitzenden  als  Rath  zugezogene  Leute. 
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Will  man  nun  ein  Bild  einer  solchen  Assise,  so  ist  es  klar, 
dass  man  sie  nicht  mehr  nach  der  Zahl  der  Freiherrn  einer  Baillage, 
sondern  nach  der  der  Beamteten  in  derselben  zusammengesetzt, 
und  von  der  Masse  des  rechtsuchenden  Volkes  umgeben  denken  mnss. 
Da  nun  aber  die  einzelnen  Baillages  in  ihrem  inneren  Organismus 
sehr  von  einander  abweichen,  so  muss  man  auch  diese  Zusammen- 
setzung der  Localgeschichte  überweisen.  Als  ein  Beispiel  von  der 
bunten  Mannichfaltigkeit ,  die  sie  enthielten,  mag  die  Contume  der 
Baillage  von  Senlis  a.  1.  gelten,  wo  alle  einzelnen  Beamteten  der 
ganzen  Baillage  aufgeführt  sind,  und  die  im  Cout.  Gen.  von  Ange- 
vin  (Ed.  166V)  drei  Folioseiten  (p.  333—337)  umfasst.  Leider  ent- 
halten die  übrigen  Goutumes  entweder  gar  nichts  oder  nur  sehr 
wenig  über  diese  innere  Gerichtsverfassung;  das  cit.  Beispiel  zeigt 
aber  den  Reichthum  an  Formen  und  Abtheilungen  der  Gerichts- 
barkeit, die  damals  in  Frankreich  vorhanden  gewesen  sein  müssen. 

Auf  diese  Weise  hat  nun  das  Königthum  die  unteren  Gerichte 
der  Freiherrn  und  die  Obergerichte  derselben  oder  die  Assises  umge- 
staltet. Dennoch  blieb  Ein  grosses  Gebiet  übrig,  wohin  sich  die 
Gewalt  jener  Beamteten  auch  durch  diese  Umbildung  nicht  er- 
streckte. Denn  während  die  Assises  zu  Amtskörpern  wurden,  er- 
hielt sich,  wie  schon  bemerkt,  die  selbständige  Gerichtsbarkeit  der 
alten  Lehnsherren  im  Kleinen  wie  im  Grossen.  Gab  das  auf  der 
einen  Seile  zu  den  grössten  Verwirrungen  Anlass,  so  stand  es  auf 
der  anderen  mit  dem  Princip  der  königlichen  Gerichtsherrlichkeit 
in  dem  directesten  Widerspruch.  Dass  dies  schon  im  13.  Jahr- 
hundert von  den  Beamteten  gefühlt,  und  dass  schon  damals  von 
ihnen  versucht  ward,  diese  Gerichtsbarkeit  selber  zu  beschranken, 
ist  oben  gezeigt.  Allein  noch  waren  diese  Versuche  vereinzelt  und 
unsystematisch,  wie  der  Beamtenorganismus  selbst.  Als  dieser  mit 
dem  ik.  Jahrhunderl  zum  wirklichen  System  ward,  erhob  er  auch 
jenen  Angriff  zu  einem  systematischen  Ganzen.  Dies  ist  nun  der 
letzte  Punkt,  der  als  selbstständiger  das  innere  Leben  der  Baillage 
cbaraclerisirt. 

Da  nämlich  die  Baillis  die  Vertreter  der  königlichen  Lehnsherr- 
lichkeit waren ,  so  konnten  sie  ihr  Gericht  nicht  blos  im  Appella- 
tionsfall über,  sondern  in  anderen  Fällen  auch  als  concurrirendes 
forum  neben  die  Lehnsgerichte  stellen,  mochten  dieses  freiherrliche, 
kirchliche  oder  städtische  Gerichte  sein.  Da  sie  ferner  die  Sou- 
verainetät  des  Königs  vertraten,  so  folgte  ihnen,  dass  alles  was 
gegen  diese,  und  mithin  auch  gegen  die  königlichen  Gesetze,  gegen 
die  Ruhe  ihres  Amtsspreogels  und  gegen  polizeiliche  Gebote  ge- 
schah, ausschliesslich  ihrer  Gompetenz  gehöre.  Diese  Gesichtspunkte 
waren  die  einzigen ,  von  denen  aus  die  Beamtelen  ihre  Gerichts- 
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barkeit  über  die  Competenz  der  Lehnsgerichte  ausdehnen  konnten, 
ohne  in  das  Eigenthumsrecht  der  Besitzenden  einzugreifen.  So  wie 
daher  das  Beamtensjstem  sich  entwickelte,  fingen  die  königlichen 
Richter  an,  jenen  Gedanken  auszubeuten  und  so  entstand  das 
System  der  Cat  royaux,  oder  der  königlichen  Competenz,  derjenigen 
Fälle ,  in  denen  die  königlichen  Richter  ohne  Rücksicht  auf  die 
Örtliche  Gerichtsherrlichkeil  die  ausschliessliche  oder  concurfirende 
Competenz  ihrer  Gerichte  theoretisch  und  praktisch  behaupteten. 

Es  ergiebt  sich  schon  hieraus,  dass  jenes  System  nicht  durch 
die  Gesetzgebung,  sondern  durch  die  Praxis  eingeführt  und  bestimmt 
ist.  Die  Cas  royaux  treten,  wenn  auch  nicht  unter  diesem  Namen, 
schon  im  ersten  Jahrzehent  des  14.  Jahrhunderts  auf.  Die  oben 
citirten  Priv.  der  Nobles  geben  von  den  Uebergriflen  der  königlichen 
Richter  an  mehr  als  an  einer  Stelle  Zeugniss;  auch  nachher  blieb 
das  Verhältnis*  sich  gleich;  schon  1315  musste  Louis  X.  eine  authen- 
tische Erklärung  aber  die  «cas  qui  touchent  noslre  Majeste*  Royale»  ge- 
ben,1) die  aber  nichts  änderte;  die  Ord.  v.  Oct.  1351  aber,  die 
im  Wesentlichen  eine  Bestätigung  der  Ord.  v.  1302  ist,  wieder- 
holte zwar  den  Befehl,  dass  die  königlichen  Richter  nicht  die  Com- 
petenz der  «prolali,  barones  aut  alii  subditi  nostrio  beeinträchtigen 
sollen,  allein  sie  erkennt  doch  schon  das  Recht  der  Cas  royaux  in 
dem  Zusatz  an  enisi  in  casu  ad  nostrutn  jus  Regium  pertinente.»') 
Von  da  an  scheint  das  System  der  Cas  royaux  in  unbezweifeltcr 
Geltung  gestanden  zu  haben.  —  Den  Inhalt  dieses  Systems  finden 
wir  am  bestimmtesten  dargelegt  bei  Boutillier;  *)  dazu  ist  der  Grand 
Coustumier4)  hinzuzufügen,  der  übrigens  hier  wie  überall  bei  wei- 
tem unbedeutender  ist. 

Nach  ihnen  hat  das  königliche  Gericht  au»tchlies$liche  Compe- 
tenz bei  allen  Verbrechen  der  Uze  majeste";  in  allen  Fällen,  wo 
Bruch  eines  Asseurenrens  oder  einer  Paix  vorliegt,  und  über  alle 
banni»  du  royaulme;»  ferner  über  jeden  Bruch  der  gardet  par  luy 
donnees ;  —  über  alle  Vergehen  und  Verbrechen  seiner  Beamteten, 
soit  que  ilz  soient  subgetz  de  hault  justicier  ou  non ;  —  über  alle 
faulx  monnoyers;  —  über  alle  Fälschungen,  sowohl  königlicher  als 
Privaturkunden;  —  über  alle  Fälle  des  Wuchert;  —  über  alle 

<)  0.  d.  L.  1.  606.  Die  Ord.  ist  vom  1.  Sept.  Sie  konnte  freilich  zu  nichts 
helfen.  Der  König  sagt:  Nous  les  (die  cas)  avons  eclairci  en  cett«  naa- 
niere.  C'est  assavoir,  que  la  Royale  Majeste  est  entendue  es  cas,  Ott  de 
ancienne  cous  turne  puenl  et  doient  appartenir  a  Souverain  Prince.  et  d 
nul  autre. 

»)  0.  d.  L.  III.  451.  fg.  —  Wiederholt  I.  d.  Ordn.  v.  1355.  — 

»)  L.  II.  Anfang,  fol.  174  ff.  - 

*)  Ausgabe  von  1539.  8.to  fol.  51.  ff.  * 
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acquntes  des  non  noblet  und  alle  atnortissements ;  —  über  alle  r  egales; 
—  über  alle  Fragen,  die  bei  dem  annoblissement  und  der  legitima- 
tion  eines  baslards  vorkommen;  über  alle  Streitigkeiten,  die  Ober 
das  Marktrecht  und  Stadtrecht  im  ganzen  Königreiche  und  Ober  die 
Eglises  cathedrales  und  de  fondation  royaU  entstehen,  wie  Uber  die 
heretiques  und  das  Verbrechen  der  Sodomie;1)  —  über  alles,  was 
in  irgend  einer  Weise  dem  Grundbesitz  des  Königs  zugehört;3)  — 
über  alles  Geld,  was  als  Schatz  (fortune  trouvee)  gefunden  wird  im 
Königreich  und  was  dem  König  gehört;  über  alle  Verbrechen  der 
Adlichen3)  aselon  la  coustume  de  son  royaulme»;  —  endlich  aber 
über  alle  Verbrechen,  «dont  nul  ne  se  faxt  partie  que  leprocureur  du 
Rai;  —  (s.  unten)  und  dieser  letzte  Punkt  war  derjenige,  der  unter 
allen  am  wichtigsten  wurde.  — 

Concurrirende  Competenx  hat  das  königliche  Gericht  in  allen 
complainctes  de  nouvellete'  opuis  que  premier  on  s'en  trait  a  ses  juges 
officiers»;  —  über  alle  Testamente  in  gleichem  Fall;  —  über  alle 
douaires;  —  über  die  port  d?  armes;  —  über  die  sogenannten  bans 
<Taoust ;  —  über  Schenkungen  unter  Ehegatten;  —  über  die  vor- 
mundschaftlichen Rechte;  —  endlich  über  alle  Streitigkeiten  der 
Wittioen,  wo  «faulte  de  juge  leur  fauldroit  ou  puissance  de  voisin 
les  oppresseroit;»  dann  aau  rqi  appartient  la  gar  de  et  tuilion  des 
pupilles  et  vefves.»4) 

lieber  die  Gerichte  der  Freiherrn  stellte  sich  das  königliche 
Gericht  durch  das  Princip  des  Appellationsrechts  «en  cas  de  ressort, 
d.  h.  wo  ihm  dies  Recht  nach  Lehnsrecht  selber  zustand;  «de 
refus  de  droit;»  als  oberstes  Gericht  mit  aufsehender  Gewalt,  et  de 
tous  juges  subgetz  faillans  de  leurs  jugemens,  sentence,  ou  appoin- 
tements;  d.  h.  in  allen  Fällen  der  Appellation. 

Fasst  man  nun  diese  Fälle  zusammen  und  denkt  man  sich  die 
grosse  Verwirrung  der  Gebiete;  die  Thätigkeit  der  Beamteten,  der 
positive  Nutzen,  den  ihr  gemeinsames  und  kräftiges  Einschreiten 
gegen  Verbrecher  aller  Art  und  gegen  Ruhestörungen  dem  Lande 
brachte ,  die  niedere  Stufe  auf  der  die  freiherrliche  Gerichtsbarkeit 
stand,  die  Auflösung  der  alten  Assises  in  die  neuen,  und  den  Nach- 
druck, den  das  Parlament  jenen  Bestrebungen  gab,  su  wird  man 
erkennen,  auf  welche  Weise  das  Princip  der  Lehnsgerichtsbarkeit 


i)  Nach  dem  Gr.  Coust.  fol.  52  a.  u.  54.  Fehlt  bei  Boutillier. 
*)  —  «jassoit  ce  qu'ilz  touchent  an  jugement  d'aultre  qui  ait  baute  justice.» 
Bout.  fol.  175  b). 

*)  —  «eiceptd  en  Picard ie»  sagt  Bout.  f.  177  b).   Das  kam  wohl  daher,  weil 

In  der  Picardie  sich  die  Lehnsgerichte  am  längsten  erhielten. 
*)  Bout  f.  174.  b. 
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in  dieser  Epoche  seinem  Recht  nach  der  königlichen  allenthalben 
unterworfen,  seinem  Umfang  nach  zum  Theil  in  dieselbe  aufge- 
gangen ist. 

Was  nun  die  übrigen  Organe  des  Königthums  in  der  Baillage 
belrifll,  so  ist  über  die  Prevots  nichts  besonders  zu  bemerken;  die 
Geschichte  des  Advocatenlhums  schliessen  wir  am  passendsten  unten 
an  die  Gens  du  Roi;  die  Sergents  endlich,  deren  Masse  und  Be- 
deutung mit  der  der  Beamtelen  steigen  musste,  blieben  jetzt  wie 
früher  die  willigen  und  rastlosen  Diener  derselben.  Die  letzteren 
vermehrten  ihre  Zahl  oft;  und  immer  aufs  neue  mussten  die  Kö- 
nige Gesetze  geben,  die  ihre  Zahl  und  ihre  Uebergriffe  beschränken 
sollten.  <) 

B.   Das  Parlament. 

Für  jenes  System  des  lehnsrechtlich  königlichen  Beamtenthums 
bildet  nun  das  Parlament  die  Spitze.  Die  äussere  Verfassung  des- 
selben liegt  ausserhalb  unsrer  Aufgabe;  nur  sein  Verhältnis«  zu  den 
lehnsrechtlichen  Grundlagen,  aus  denen  es  hervorgegangen,  und 
damit  seine  Stellung  in  der  Rechlsgeschichte  soll  hier  angegeben 
werden. 

Wir  haben  innerhalb  des  gewöhnlich  ungeschiedenen  Umfangs, 
den  man  mit  dem  Namen  des  Parlaments  zu  belegen  pflegt,  das 
eigentliche  Parlament  als  den  Gerichtshof  bezeichnet ,  den  die  Kö- 
nige aus  den  Rechtsgelehrten  Clercs  und  Freiherrn  zusammensetz- 
ten, um  über  Streitigkeiten  zwischen  Freiherren  und  königlichen 
Beamteten  zu  entscheiden.  Wie  das  Dasein  dieses  eigentlichen 
Parlaments,  so  hing  auch  die  Geschichte  desselben  von  der  Ent- 
wicklung jenes  Momentes  ab,  für  welches  es  entstanden  war.  Und 
verfolgt  man  dieses,  so  ist  Bildung  und  Bedeutung  des  eigentlichen 
Parlaments  leicht  verständlich. 

Schpn  am  End?  des  13.  Jahrhunderts  nahmen  jene  Streitig- 
keiten so  sehr  zu,  dass  die  einzelnen  Zusammensetzungen  des  Par- 
laments von  den  Königen  nicht  mehr  ausreichten.  Die  Ord.  von 
1291  gab  daher  demselben  vorübergehend  eine  eigene  Organisation ; 
allein  die  Berufung  blieb  noch  immer  io  den  Händen  des  Königs. 

«)  Die  Ord.  von  1351  und  1355  sagen  noch  mit  denselben  Worten  wie  die 
Ord.  von  1302:  Interdicimas  servienlibus  nostris  ne  juslicient,  aut  officium 
suum  exerceant  in  terris  Prclalorum,  Baronum  aut  aliorum  Varassorum  — 
nisi  in  casu  ressorti,  aut  alio  ad  nos  de  jure  spectante;  neque  tunc  niti 
de  pracepto  Seaescalli,  Baillivi,  aut  Propositi,  Vicecomitis,  Vicarii  sen  ju- 
dicis;  et  contittebit  tunc  mandatum  seu  prxceptnm  ipsorum  catum  ad  not 
ut  praemittilur,  apectantem  a.  29.  Man  vergl.  daxu  die  Ord.  L.  IX.  von 
1256.  Hier  hat  sich  nichta  geändert. 
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Dem  Mangel  bestimmter  Sitzungen  suchte  die  Ord.  v.  1302  abzu- 
helfen, doch  mit  wenig  Erfolg;  nur  das  bewirkte  sie,  dass  von 
jetzt  an  das  Parlament  sich  als  das  Haupt  der  königlichen  Beam- 
teten anzusehen  begann.  Indessen  dauerten  die  alten  Formen  der 
höchsten  Reicbsversammlung  fort.  Freiherren,  Fürsten,  Geistliche, 
Baillis  erschienen  durcheinander  auf  den  zuweilen  parlamentum 
genannten  Reichstagen.  Die  Verwirrung,  die  hieraus  entstand, 
machte  die  grosse  Gewalt  des  Königthums  für  die  lehnsrechtlichen 
Zustände  oft  nur  um  so  empfindlicher;  endlich  zwang  die  Masse 
des  Verschiedenartigen  die  Könige  zu  einer  durchgreifenden  Orga- 
nisation, und  so  entstand  die  grosse  Gesetzgebung  von  1318 — 20, 
der  das  Reich  im  Ganzen  und  das  Parlament  im  Besondren  seine 
Ordnung  verdankt. 

Das  Wichtigste  in  dieser  ganzen  Gesetzgebung  für  das  letztere 
bestand  nun  nicht  so  sehr  in  der  definitiven  Einrichtung  desselben, 
sondern  vielmehr  darin,  dass  durch  sie  das  Parlament  sich  mit 
selbständiger  Aufgabe  von  dem  Conseil  du  Roy,  dem  Hotel  du 
Roy  und  der  Ghambre  des  Comples  ablöste.  Es  ist  dasselbe  von 
jetzt  an  nichts  anderes  als  der  höchste  Gerichtshof  des  Reiches,  und 
hat  daher  die  Verwaltung  des  Rechts  zu  seinem  eigentlichen  Lebens- 
elemente. Da  nun  aber  dieses  Parlament  jetzt  nur  noch  aus  könig- 
lichen Räthen  bestand,  so  war  damit  dem  Königthume,  wenn  auch 
nicht  den  Königen,  jetzt  die  höchste  Leitung  in  der  Entwicklung 
des  ganzen  Rechtslebens  in  die  Hände  gegeben.  Es  lag  aber  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  an  dieses  neue  Parlament  sich  die  Be- 
wegung des  Rechtslebens  in  den  Gerichtskörpern  der  Baillages  an- 
schloss  und  das  erstere  den  Sieg  der  neuen  Rechtsbildung  mit  sei- 
ner ganzen  Aufgabe  identificirte.  Das  Parlament  begann  daher  im 
Ganzen  zu  vollziehen,  was  die  Amtmannschaften  im  Einzelnen  aus- 
bildeten, die  Herrschaft  des  amtlichen  Gerichts  Uber  das  lehns- 
rechlliche,  und  damit  den  Sieg  der  römischen  Rechtswissenschaft 
Uber  die  rein  coutumiere.  Es  ward  dadurch  der  Mittelpunkt  für 
den  Begriff  des  gemeinen  französischen  Rechts,  und  so  weit  es  unsre 
Aufgabe  erlaubt,  werden  wir  unten  das  Verhältniss  dieses  letzteren 
darlegen. 

Trotz  dieser  rein  gerichtlichen  oder  rechtlichen  Stellung  er- 
hielt sich  aber  dennoch  das  Parlament  zwei  Punkte,  in  denen  seine 
frühere  Stellung  oder  die  Identität  mit  dem  höchsten  Reichstag  bis 
zur  Revolution  hindurchschimmert.  Der  erste  gehört  der  alten 
Cour  de  Baronnie,  der  zweite  dem  Begriffe  der  Reichspairschaft. 

Der  erste  Rest  der  alten  Verfassung  war  das  droit  d Enregistre- 
ment,  an  welches  sich  das  sog.  Lit  de  Justice  knüpfte.  Schon  in 
den  Olim  finden  wir  mehrere  Ordonnanzen  der  Könige  eingetra- 
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gen;  aber  es  ist  offenbar,   dass  Ober  diese  Eintragung  noch  gar 
kein  bestimmtes  Princip  herrschte,   da  jene  Olim  selber  nicht  au- 
thentisch und  officiell  sind.   Die  eigentlichen  Regittret  du  Parlament, 
müssen  mit  dem  Jahre  1318  begonnen  haben  als  förmliches  Ge- 
ricktiarckiv  für  das  höchste  Landesgericht.    Diese  Registres  du 
Parlament  enthielten  demnach  zuerst  alle  Data,  die  sich  auf  die  Ver- 
waltung des  Hechts  und  Gerichts  durch  das  Parlament  bezogen;  alle 
Arrin  des  Parlaments  und  alle  Sachen  die  zur  Entscheidung  kommen, 
in  ähnlicher  Weise  wie  die  Olim.  Ein  anderer  Grund  aber  bewirkte 
die  Aufzeichnung  der  königlichen  Ordonnanzen  oder  das  Enregis- 
trement  in  diese  Registres.    Da  nämlich  das  Parlament  über  alle 
Sachen  der  Baillis  und  Seneschaux  zu  entscheiden  hatte  ,  so  war 
es  durchaus  nolhwendig,  demselben  auch  alle  königlichen  Ordon- 
nances  mitzutheilen,  damit  es  sich  darnach  richten  konnte.  Weil 
es  nun  keine  Publication  durch  Sammlungen  der  Ordonnanzen  oder 
durch  den  Druck  gab,  so  waren  die  Könige  gezwungen,  alle  Or- 
donnanzen ,  deren  Beobachtung  sie  von  dem  obersten  Gericht  for- 
derten, diesem  Gerichte  förmlich  mitzutheilen.    Dann  trug  das 
Parlament  sie  unter  dem  Datum  ein,  an  welchem  die  Miltheilung 
geschah,  weshalb  zuweilen  die  Ord.  unter  zwei  Datis,  dem  des 
königlichen  Erlasses  und  dem  der  Eintragung  angeführt  werden. 
Dieser  Act  hiess  das  Enregistrement.    Die  Registres  des  Parlaments 
sind  dadurch  zur  Hauptquelle  für  die  späteren  Sammlungen  der 
Ord.  geworden;  die  Ord.  d.  L.  geben  stets  die  Stelle  an,  an  der 
sie  die  betreffenden  Ord.  in  diesen  Registres  gefunden  haben.  Yom 
Parlament  aus  ward  die  Ordonnanz  dann  den  Amtsgerichten  mitge- 
theilt,  in  deren  Archiven  sich  daher  sehr  häufig  Abschriften  fanden.1) 
Daraus  aber  entstand  die  Vorstellung,  dass  eine  Ordonnanz,  selbst 
wenn  sie  förmlich  vom  König  in  seinem  Conseil  erlassen  war,  den- 
noch erst  Gültigkeit  für  die  Gerichte  habe,  wenn  das  Parlament 
sie  registrirte.    Ganz  nahe  lag  es  nun,  dass  in  vorkommenden  Fäl- 
len das  Parlament  sich  weigerte,  eine  Ordonnanz  zu  registriren; 
und  das  war  von  entscheidender  Bedeutung.    Denn  that  es  das 
nicht,  so  ward  nicht  blos  nicht  vom  Parlament,  sondern  auch  von 
keinem  Untergericht  nach  einer  solchen  Ordonnanz  geurlheilt,  da 
jedes  Urtheil  der  letzteren  vom  Parlamente  aufgehoben  worden 
wäre.    Die  nächste  Folge  davon  war  das,  besonders  im  18.  Jahr- 
hundert so  berühmt  gewordene  Recht  der  Remonstrancet ,  welche 
die  Parlamente  einreichten,  wenn  die  Ordonnanzen  gegen  das  öffent- 
liche Wohl  zu  Verstössen  schienen.   Dies  ist  der  Grund,  der  die 


0  Aehnlich  war  du  VerbMUnU»  ia  der  Chambre  de  Comptes,  was  wir  hier 
nkbt  berühren  können. 
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sonst  ganz  unerklärliche  Zusammenstellung  der  Parlamente  mit  den 
Etats,  die  im  18.  Jahrhundert  bei  den  meisten  Schriftstellern  herrscht, 
hervorgerufen  hat;  denn  allerdings  begannen  die  Parlamente  nach 
dem  Untergänge  der  Etats  die  Aufgabe  derselben  bei  der  Gesetz- 
gebung ihrer  negativen  Seite  nach  zu  übernehmen  und  der  Will- 
kühr der  absoluten  Monarchie  in  ihrer  Weise  einen  Damm  entge- 
gen zu  setzen.  Es  ist  jetzt  aber  wohj  deutlich  genug,  dass  Par- 
lamente  und  Etats  gar  nichts  mit  einander  zu  thun  haben.   

Wollte  nun  das  Parlament  nicht  ohne  weiteres  eine  Ordonnanz 
registriren,  so  ward  ihr  zunächst  dafür  ein  königlicher  Befehl  insi- 
nuirt,  und  die  Registrirung  geschah  mit  dem  Zusatz:  ade  expresso 
mandato  Domini  Regis.o  Wenn  aber  die  Könige  entweder  fürch- 
teten, dass  das  Parlament  dennoch  irgend  eine  Ordonnanz  nicht 
registriren  werde,  so  machten  sie  von  ihrem  Hecht  Gehrauch,  per- 
sönlich im  Parlament  zu  erscheinen,  und  die  Registrirung  kraft 
ihrer  Souverainelät  zu  befehlen.  Da  sie  seit  1318  bei  dem  ordent- 
lichen Geschäftsgang  des  Parlaments  nicht  mehr  selber  erschienen, 
sondern  sich  durch  den  Kanzler  vertreten  Hessen,  so  ward  jene 
Ankunft  des  Königs  in  seinem  Parlament,  eins"!  das  Gewöhnliche, 
jetzt  ein  feierlicher  Act,  und  eine  Darbreitung  des  ganzen  Pompes 
der  Majestät.  Der  König  mit  seinen  Insignien  sass  auf  dem  Thron , 
uro  ihn  der  ganze  Hof  und  sein  Haus;  die  Räthe  in  ihren  rothen 
Talaren;  der  Kanzler  verlas  die  betreffende  Ordonnanz,  und  als- 
dann ward  sie  ohne  Widerspruch  eingetragen.  Ein  solcher  Act 
der  Gesetzgebung  in  ihrer  feierlichsten  Form  hiess  lit  de  Justice, 
—  Auf  diese  Weise  haben  die  Parlamente  in  eigentümlicher  Form 
einen  Antheil  an  der  Gesetzgebung  wieder  gewonnen,  die  ihnen 
durch  die  Ord.  v.  1318  und  ihre  Institution  als  Obergericht  für  immer 
genommen  schien;  und  dieser  Antheil  hat  sich  in  der  angegebenen 
Form  bis  zur  Revolution  erhalten.  Es  bedarf  keiner  weiteren  Be- 
merkung, um  die  absolute  Verschiedenheit  desselben  von  der  frü- 
heren Stellung  als  Reichsrath  und  Cour  de  Baronnie  klar  zu  machen. 

Der  zweite  Punkt,  in  welchem  sich  das  ältere  Yerhällniss  in 
dem  neuen  Parlamente  festsetzte,  war  die  Cour  des  Pairs.  Für 
diesen  späteren  Begriff  der  Cours  des  Pairs  muss  die  Geschichte 
des  Unterganges  der  alten  Idee  der  Puirscbaft  zum  Grunde  gelegt 
werden ,  da  der  Unterschied  des  Begriffs  der  Pairs  in  der  Lehns- 
epoche und  unter  dem  Königthura,  gewöhnlich  vernachlässigt,  viel 
Unklarheit  erzeugt  hat.  Die  Hauptpuukte  dafür  hängen  auf  das 
Engste  mit  der  ganzen  Entwicklung  zusammen.  Dass  in  der  ersten 
Epoche  dieser  Begriff  keinem  besonderen  Stande  zukam,  sondern 
nur  die  Gleichheit  der  Standesgenossen  in  jedem  Stande  bezeichnete, 
ist  früher  gezeigt.    Darauf  beruhte  das  Gericht  durch  die  eigenen 
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Standesgenossen,  das  Pairsgericht,  Judicium  parium,  m  jedem  Stande. 
Nun  trat  diesem  Priocip  das  Beamtengericbt  entgegen,  vor  dem  es 
seinem  Wesen  nach  keioen  Anspruch  auf  jenes  judicium  partum 
mehr  geben  konnte.  Indem  sich  das  letzlere  über  alle  Theile  Frank- 
reichs ausbreitete  und  sich  allenthalben  an  die  Stelle  der  alten  Ge- 
richte zu  setzen  begann ,  ging  damit  natürlich  der  alte  Begriff  der  Pair- 
schaft  unter ,  indem  er  sein  wesentlichstes  Moment  verloren  hatte; 
denn  vor  dem  neuen  Beamtengerichte  und  seinem  Recht  waren  auch 
die  Ungleichen  zu  pares  in  jure  geworden.  Nur  auf  Einem  Punkte 
erhielt  sich  die  Idee  der  PairschaA.  Indem  sich  nämlich  der  König 
mit  seiner  souverainen  Stellung  über  das  Lehne  fürttenthum  erhob, 
wurden  diese  aus  souverainen  Fürsten  zu  ünterlbanen.  Allein  das 
■waren  sie  doch  nur  dem  Könige  selbst  gegenüber;  in  Beziehung  auf 
ihre  FürstenthÜmer  blieben  sie  noch  Fürsten.  Der  Stand  dieser 
Fürsten  ist  es  nun,  der  sich  allein  von  allen  anderen  Ständen  dem 
Gericht  der  Beamteten  des  Königs  entzog ,  und  der  daher  jetzt 
allein  den  Namen  und  das  Recht  der  alten  Pairschaft  in  Anspruch 
nabm,  nur  von  seines  Gleichen,  den  Pairs ,  gerichtet  zu  werden. 
Diese  Pairs,  als  der  Fürsteustand  des  ganzen  Frankreichs, -erhielten 
den  Namen  der  Pares  Francia,  Pairs  de  France.  Die  Zahl  derselben, 
die  Persönlichkeiten  ,  die  dazu  gehörten  ,  und  der  Rang,  den  sie 
bekleideten,  haben  oft  gewechselt,  und  hierüber  ist  vielfacher 
Streit  gewesen.  Uns  kommt  es  nur  auf  die  Frage  an,  in  welcher 
Weise  sich  ihr  Gerichtshof  gebildet  hat. 

Nun  ist  angegeben,  wie  das  Parlament  des  13.  Jahrhunderts 
zugleich  das  königliche  Gericht  und  die  Cour  de  Baronnie  oder  der 
Pares  Franciae  gewesen,  und  wie  die  Berufung  der  Fürsten  und 
Freiherren  zum  Beisitz  demselben  den  letzteren  Cbaracter  gegeben 
hat.  Als  nun  mit  dem  Jahre  1318  das  Parlament  ein  reines  Beam- 
tetengericht  ward ,  konnte  dasselbe  natürlich  nicht  mehr  die  Pairs 
de  France ,  die  jetzt  allein  noch  den  Namen  der  Pairs  führten, 
richten.  So  lange  sie  einen  besonderen  Stand  bildeten ,  forderten 
sie  dem  alten  Princip  nach,  eine  Cour  des  Pairs;  und  diese  war  zu- 
sammengesetzt aus  allen  Pairs  de  France  und  den  Gliedern  des 
königlichen  Hauses.  Diese  Cour  aber ,  beruhend  auf  dem  Gedanken 
der  Souverainetät  jener  Fürsten,  stand  doch  in  einem  beständigen 
Widerspruch  mit  der  Idee  der  königlichen  Souverainetät  und  ihrem  . 
Beamtenthum ;  die  Entwicklung  der  letzteren  musste  die  Vernichtung 
dieser  Cours  des  Pairs  und  die  Unterwerfung  derselben  unter  die 
Landesgerichte  zur  Folge  haben  ;  dass  der  Name  der  Pairs  als 
leerer  Titel  übrig  blieb,  that  nichts  zur  Sache.  Mit  jenem  selbst- 
ständigen Auftreten  des  Parlaments  beginnt  daher  eine  Bewegung, 
welche  nun  auch  deu  letzten  Rest  der  lehnsherrlichen  Gericbts- 
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barkeit  und  die  höchste  Stufe  derselben,  das  Fürsiengericht,  dem 
amtlichen  Parlament  zu  unterwerfen  sucht.  Die  ersten  Versuche 
dieser  Art  kommen  schon  im  13.  Jahrhundert  vor ;  so  erklärte  auf 
eine  Aufforderung  Ludwigs  IX.  der  Sire  de  Coucy  demselben,  dass  er 
sich  nicht  seinem  Parlamente  stellen,  sondern  seinen  Streit  nach 
allem  Recht  nur  vor  seiner  Curia  parium  durch  Gages  de  bataille 
führen  werde.1)  Das  deutet  auf  manche  ähnliche  Fälle,  und  die 
Olim  enthalten  Belege  genug  hiefür;  nur  kam  der  eigentliche  Rechts- 
punkt selten  zur  Sprache.  Im  14.  Jahrhundert  dagegen  trat  das 
Parlament  schon  entschiedener  mit  seinem  Anspruch  auf  Gerichts- 
barkeit über  die  Pairs  hervor.  Eine  der  bezeichnendsten  Stellen 
hiefür  hat  schon  Klimrath  angeführt.3)  Der  Graf  Robert  von  Artots 
hatte  mit  der  Gräfin  Mathilde  einen  Prozess  über  den  Besitz  der 
Grafschaft  vor  dem  Parlament  im  Jahre  1316  und  1317.  Zuerst  gab 
er  eine  Requesta  eiu  auf  Einweisung  in  den  Besitz;  das  Parlament 
erkannte  aber  ,  dass  er  «super  hoc  per  viam  requestaa  non  audietur, 
sed  si  ipse  velit  per  viam  petitionis  super  hoc  agere  —  curia 
nostra  ipsum  super  hoc  audiet.»  Dieses  Arrestum  ward  gegeben 
als  ein  «Arrestum  nostre  curie ,  paribw  Francis  et  aliis  officialibu» 
ac  minie teria Ulm»  et  consiliariis  noslris  sufücienter  munitau.»  Die  Be- 
deutung der  einzelnen  Ausdrücke  ergibt  sich  aus  dem  Obigen. 
Allein  der  Archivar  unterliess  nicht,  die  Bemerkung  hinzuzufügen, 
auf  die  es  eigentlich  ankommt.  «Et  sciendum  est,  quod  ad  diclam 
causam  seil  requestam  audiendam  Dominus  Rex  curiam  suara  de 
paribus  Francis  habuit  munitam  pro  to  solum  modo,  quod  in  accordo 
Ambianis  (Amiens)  facto  uovissime  Dominus  Rex  hoc  promiserat  Ro- 
berto prediclo ,  quamquam  forsitan  videretur  alias  non  (niste  necesse 
dictos  pares  esse  vocandos ,  nisi  foret  accordum  predictum.»  Als 
nun  im  folgenden  Jahre  1317  der  Graf  eine  förmliche  Klage  an- 
stellte, und  dabei  nicht  die  Pares  wieder  forderte,  entschied  das 
Parlament,  gemischt  aus  Uerren,  Magistern  und  Geistlichen  die 
Sache;  Robert  dagegen  verlangte  ein  Pairsgericbt ,  als  die  Entschei- 
dung gegen  ihn  fiel ;  da  erklärte  das  Parlament ;  «Omnes  sunt  con- 
cordes  quod  de  rigore ,  ex  quo  dominus  Robertus  de  Atrebato  non 
requisieral,  ut  Pares  Francis  vocarentur  ad  diem  ad  quam  requuivit 
adjornari  comitissam  Atlrebatensem ,  Dominus  Rex  non  tenebatur  ipsos 
vocare  ad  diem  proBdictum.fi  Man  erkennt  hier  deutlich  den  Ver- 
lauf, den  diese  Frage  genommen  hat.  Das  Parlament,  um  welches 
es  sich  handelt,  ist  noch  das  alte,  aus  Freiherren  und  Beamteten 
zusammengesetzt  und  vom  Könige  berufen;  und  der  Grund  seiner 


')  Vgl.  Beugnot,  Notes  zu  den  Olim  p.  954. 
*)  Mem.  ».  1.  Ol.  a.  t.  0.  p.  115  und  116. 
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Competenz  beruht  auf  der  Einlassung  zur  Klage.  So  lauge  daher 
das  alle  Parlament  blieb,  war  seine  lehnsfürstliche  Gerichtsbarkeit 
entschieden.  Allein  schon  in  den  folgenden  Jahren  ward  dasselbe 
zu  einem  reinen  Beamtengericht;  und  jetzt  entstand  die  Frage  aufs 
Neue,  in  welcher  Weise  eine  solche  Gerichtsbarkeit  gehandhabt 
werden  könne,  liier  scheint  man  zuerst  einen  einfachen  Ausweg 
getroffen  zu  haben.  Das  Recht  der  Reichspairs  wird  allerdings 
anerkannt,  von  ihren  Pairs  gerichtet  zu  werden;  allein  man  zog 
theils  der  Rechtsunkunde  wegen,  theils  wegen  der  hohen  Stellung 
des  Parlaments  das  letztere  zu  der  Cour  des  Pairs  hinzu ;  und  von 
dieser  Verschmelzung  beider  Gerichtshöfe  kommen  einzelne  Beispiele 
vor.')  Dies  ist  das  Verhältnis»  bis  auf  Ludwig  XI.  geblieben.  Als 
dieser  König  die  Idee  der  Souverainelät  auch  im  Fürstenthum 
brach,  und  alle»  dem  Königthum  unterwarf,  verschwand  der  Ge- 
danke, dass  die  alten  Fürsten  ein  besonderes  Recht  hätten,  und 
sie  selbst  waren  froh,  überhaupt  nur  gerichtlich  verurtheill  zu  wer- 
"den.  Man  nahm  daher  allmählig  an,  ohne  die  Sache  zu  unter- 
suchen, dass  der  höchste  königliche  Gerichtshof  auch  über  die 
Fürsten  Recht  sprechen  könne;  und  diese  Annahme  ward  endlich 
zum  wirklichen  Recht  erhoben  in  dem  berühmt  gewordenen  Prozess 
des  Herzogs  von  Aleneon,  den  das  Parlament  trotz  seiner  Berufung 
auf  ein  Pairsgerieht  zum  Tode  verurtheilte.3)  «Des  lors,»  sagt 
Mablv,3)  «le  parleraent  se  regarda  comme  la  cour  des  pairs;  mais 
il  faliait  quelqu'  evenement  important  et  remarquable,  pour  bien 
constaler  et  fixer  celte  doclrine.»  Dieses  Ereigniss  war  der  Prozess 
gegen  Conde  unter  Franz  11.  Es  ist  bezeichnend,  dass  Conde  sich 
schon  damals  nicht  mehr  auf  die  Cour  des  Pairs  berief,  «dont  per- 
sonne peut  £tre  alors  n'avail  idee.o  Denuoch  verurtheilt,  ward  er 
von  Karl  IX.  rehabilitirl;  aber  er  verlangle,  sich  aen  plein  par- 
lement»  zu  rechtfertigen.  Das  bewilligte  der  König  durch  Leltres 
vom  13.  März  1560;  Conde  erschien  am  20.  d.  M.  im  Parlament; 
und  von  da  an  erklärte  sich  das  Parlament  selber  als  die  avraie  et 
seule  Cour  des  Pairs.»  Auf  diese  Weise  ist  mit  dem  Geriebt  der 
Pairs  de  France  die  letzte  Spur  der  alten  Pairsgerichtsbarkeit  und 
Pairscbaft  in  dem  Beamtenthum  untergegangen. 


')  Ein  solches  Arret  ist,  aber  blos  dem  Titel  nach ,  in  dem  Recueil  d. 
aoc.  I.  Fr.  T.  IV.  pag.  691.  v.  Jahr  1353  aus  den  Registr.  du  Pari,  an- 
geführt.   Es  müssen  sich  manche  andere  in  dem  letzteren  vorfinden. 

3;  Sehr  gut  ist  dieser  Prozess  und  seine  Bedeutung  dargestellt  bei  Mably, 
Observ.  I,.  VI.  Ch.  V.  und  in  den  Preuves  ib.,  wo  eigentlich  die  ganze 
Frage  erledigt  ist. 

*)  Mably  11.  L.  VII.  Ch.  3  und  Preuves. 
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So  sieht  man,  wie  auf  allen  Punkten  das  Königlhura  über  das 
Lehnswesen  und  sein  Prineip  den  Sieg  davon  trügt.  Noch  Eins  aber 
bleibt  übrig,  und  darauf  müssen  wir  zunächst  einen  Rück  werfen; 
die  übrigen  Parlamente  Frankreichs. 

Die  Geschichte  und  das  Verhältnis«  derselben  zum  Königthuin 
ist  leicht  zu  verstehen ,  wenn  man  sich  die  frühere  Darstellung  des 
Lehnsßirstenthums  wieder  vergegenwärtigt.  In  jedem  Lehnsfürsteu- 
thum  gab  es,  so  gut  wie  in  der  Isle  de  France,  einen  ober- 
sten Herrentag ,  als  Assise  der  fürstlichen  und  freiherrlichen  Pairs 
und  Cour  de  Baronnie ;  denn  allen  war  die  Ordnung  des  Lehns- 
wesens gemeinsam.  Diese  nun  bestanden  nach  alter  Weise  und  im 
alten  Recht  fort,  da  in  ihnen  das  Fürslenthum  über  das  Lehns- 
wesen nicht  Herr  zu  werden  im  Stande  war.  Als  nun  das  König- 
thum in  dieser  Epoche  über  das  ganze  Land  sich  ausbreitete,  traf 
dasselbe  successive  auf  jene  einzelnen  fürstlichen  Curia;.  Diese 
waren  folgende.  Das  Echiquier  de  Norniandie,  die  Grands  jours 
de  Troyes  (Dies  Trecenses  oder  dies  baronum;  die  Cour  de  baronnie 
für  die  Champagne) ,  die  Curia  des  Herzogs  von  Aquitanien ,  Kö- 
nigs von  England,  die  Cour  des  Herzogs  von  Bretagne,  die  Curia 
der  flandrischen  Grafen,  die  Dauphiue  und  ihre  Gerichtsverfassung, 
und  endlich  die  Cour  des  Seneschaux  du  Languedoc,  in  Beaucaire 
und  Carcassonne  ,  welche  letztere  aber  freilich  schon  von  Anfang 
an  kein  eigentliches  Lebnsfürstentbura  bildeten.  In  den  übrigen 
Theilen  Frankreichs  Gnden  sich  keine  Cours  de  Baronnie,;  diese 
erkannten  daher  sogleich,  ohne  dass  sich  ein  Streit  darüber  nach- 
weisen Hesse,  die  Cour  de  France  als  oberstes  Lebnsgericht. 

Die  Competenz  jener  lehnsfürstlicben  Curien  war  nun  anfänglich 
in  Beziehung  auf  das  einzelne  Lehnsfürstenthum  genau  dieselbe, 
wie  die  der  Curia  Negis  für  die  Isle  de  France.  Sie  bildeten  daher 
geschlossene  Gerichtskreise,  deren  Grenze  durch  das  Lehnsverbält- 
niss  der  einzelnen  Freiherren  zum  Lehnsfürsten  gegeben  wurde. 
Indem  daher  die  Souvei  aiuetal  vom  Konige  erworben  ward ,  än- 
derte sich  zunächst  nichts  in  dem  ursprünglichen  Verhällniss  und 
der  Thätigkeit  dieser  Gerichte.  Denn  die  Könige  traten  einfach 
in  das  Verhällniss  der  allen  Lehnsfürslen ,  und  waren  daher  für 
jene,  was  sie  für  die  Curia  der  Isle  de  France  waren. 

Nun  aber  entwickelte  das  Königlhura  seinen  weilergreifenden 
Inhalt.  Als  die  Könige  ihre  Macht  überhaupt  als  eine  vom  Fürslen- 
thum wesentlich  verschiedene  anzusehen  begannen,  folgte  es  von 
selbst ,  dass  sie  auch  ihr  Verhällniss  zu  jenen  fürstlichen  Gerichts- 
höfen zu  ändern  suchlen.  Diese  Bewegung  hat  nun  zwei  Gestal- 
tungen angenommen.  Die  erste  versuchte,  alle  provinzielle  Ober- 
gerichte zu  blossen  Untergerichten  zu  machen ,   und  damit  alle 
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höchste  Gerichtsbarkeit  um  die  Person  des  Königs  zu  concentriren. 
Die  zweite,  die  hauptsächlich  unserer  Periode  angehört,  ist  die 
Zeit  der  Errichtung  selbstständiger  provinzieller  Parlamente.  Da  man 
diese  Unterscheidung  nicht  hinreichend  hervorzuheben  pflegt,  so 
wollen  wir  beide  Epochen  kurz  characterisiren. 

Indem  nämlich  der  König  zugleich  Lehntfürtt  des  Landes  ward, 
musste  der  Platz  des  Lehnsfürsten  in  der  Cour  de  Baroonie  von  dem 
Könige  besonders  besetzt  werden.  Zu  dem  Ende  wurden  zur  Abhaltung 
dieser  fürstlichen  Assiscs  eigene  königliche  Abgeordnete,  Commissarii 
Regts  gesandt,  die  wir  in  der  Normandie  schon  im  Anfange  des 
13.  Jahrhunderts,')  in  der  Champagne  im  Verlauf  desselben  finden.*) 
In  dem  Languedoc  sind  die  Seneschaux.  nichts  anderes ,  als  solche 
permanente  Comissaires.  Diese  Gomissaires  sollten  freilich  ganz 
die  Stelle  des  alten  Lehnsftirsten  einnehmen ;  allein  es  war  un- 
möglich, dass  nicht  ihre  untergeordnete  Stellung  auch  allmählig 
das  Gerieht,  dem  sie  vorstanden,  dem  Gericht  ihres  Gcwaltgebers 
unterordnen  sollte.  Das  Gericht  aber  war  das  Parlameut  von  Paris, 
das  eigentlich  königliche  Reichsgericht.  So  entstand  im  13.  Jahr- 
hundert eine  Hierarchie  dieser  Gerichte  ,  in  der  das  Parlament  als 
die  Cour  du  Roi  zum  obersten  Reichsgerichte  auch  ausserhalb  der 
eigentlichen  Lehnsherrschaft  des  Königs  wurde.  Nur  war  die  Art 
und  Weise ,  wie  dieselbe  sich  äusserte  ,  und  das  Maass  der  Unter- 
ordnung nicht  dieselbe.  In  der  Champagne  ward  es  gebräuchlich, 
dass  die  Parteien  von  den,  unter  dem  Vorsilz  der  königlichen  Com- 
missarien  berufenen  Dies  Trecenses  nicht  eigentlich  appellirten,  sun- 
dern sich  mit  einer  Supplicalio  direct  an  den  König  wendeten, 
die  später  zu  einem  förmlichen  Theil  des  Verfahrens  wurde.  Diese 
Supplicalio  ward  dann  vom  Parlamente  entschieden.9)  In  der  Nor- 
mandie war  die  Sache  verwickelter.  Hier  wollten  anfänglich  die 
Freiherren  und  Prälaien  gar  nicht  zu  den  Assises  kommen ,  die  im 
Namen  des  Königs  von  dem  Grand  Cbambrier  Gauthier  und  Guerin 
1207  berufen  wurden,  sondern  verlangten  einen  ausdrucklichen 
Befehl  des  Königs,  und  das  Parlament  selber  bestätigte  ihnen  dieses 
Recht  zweimal,  im  Jahre  1279  und  1288.    Dennoch  begann  das 


<)  Ueber  die  Geschichte  des  Echiquier  de  Normandie  ist  das  Hauptwerk 
Floquet,  Hist.  du  Parlem.  de  Normandie.  7  D.  1840,  der  aber  Uber  die 
ältere  Zeit  sehr  dürftig  ist.    Vgl.  übrigens  Beugnot,  Olim  I.  PreTace  1.  a. 

*)  Die  Geschichte  der  Grands  joors  de  Troyes  ist  sehr  wenig  untersucht,  und 
wird  schwerlich  je  ganz  aufgeklirt ,  da  die  Registres  dieser  Cour  im  Jahre 
1737  bei  einem  Brande  verloren  gegangen  sind.  Vgl.  Beugnol  IL  I.  B. 
Brüssel  hat  manche  wichtige  Nachrichten  zerstreut  in  seinem  oft  citirten 
Werke. 

*)  Beispiele  solcher  Supplic.  bei  Beugnol  11.  pag.  XIV. 
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Parlament  dem  Echiquier  oft  die  Untersuchung  (Enquete)  der  Sachen 
zu  entliehen ,  und  es  finden  sich  eine  Menge  von  Prozessen ,  in 
denen  beide  Gerichte  gleichsam  als  eins  und  dasselbe  auftreten, 
indem  das  Parlament  fortsetzte,  was  das  Scaccarium  angefangen 
hatte.1)  Dieser  verwickelte  Zustand  zog  sich  bis  ins  U.  Jahrhun- 
dert hinein,  wo  endlich  die  Selbstständigkeit  des  Echiquier  ent- 
schieden ward.  Ganz  in  ähnlicher  Weise  war  ein  beständiger  Streit 
zwischen  der  Competenz  des  Pariser  Parlaments  und  der  Gerichts- 
herrlichkeit der  Herzöge  von  Bretagne ;  eine  Reihe  von  Ordonnanzen 
bestätigten  den  letzteren  ihr  Recht  auf  eine  ausschliessliche  Juris- 
diction, die  aber,  indem  die  königlichen  Baillis  immer  aufs  Neue 
ihre  Sachen  vor  das  Parlament  zogen  ,  immer  aufs  neue  angegriffen 
ward.  Einfach  dagegen  war  das  Verhältniss  des  Languedoc.  Dieses 
Land,  noch  zum  Theil  an  die  römische  Prozessordnung  und  die 
Stufenfolge  der  Gerichte  gewöhnt,  erkannte  sogleich  das  oberste 
Recht  des  Parlaments,  und  die  Appellationen  gingen  ohne  Schwie- 
rigkeiten von  den  Assises  des  Seneschaux  nach  Paris,  selbst  als 
später  auch  die  anderen  Seneschaussees  im  Süden  errichtet  wurden. 
Die  Masse  dieser  Appellationen  und  die  Verschiedenheit  des  droit 
eerit  vom  Landrechte  des  Nordens  machte  aber  die  Einrichtung 
eines  eigenen  Appellhofes  für  die  Prozesse  des  Südens  notbwendig, 
die  denn  auch  durch  die  Ord.  von  1291  gegeben  ward.2)  Grade 
damit  aber  war  das  Obergericht  ftir  den  Süden  doch  wieder  vom 
Parlamente  geschieden  und  daran  knüpfte  sich  die  Idee  einer  ge- 
richtlichen Selbstständigkeil  des  Languedoc,  die  erst  in  der  folgen- 
den Epoche  zur  Verwirklichung  kam. 

So  standen  diese  Verhältnisse  im  beständigen  Kampfe.  Der 
Grund  dieses  Kampfes  aber  war  in  der  Thal  kein  anderer,  als  die 
Idee  der  bloss  lehnsrechtlichen  Souverainetät  des  Königthums,  der 
sich  das  Lehnsrecht  nicht  unterordnen  wollte.  Als  nun  mit  dem 
14.  Jahrhundert  die  Könige  die  anerkannt  allgemeine  staatliche  Sou- 
verainetät erreichten  ,  ward  auch  das  Verhältniss  jener  obersten 
Gerichtshöfe  ein  anderes.  Da  sie  nämlich  jetzt  unbezweifelt  unter 
dem  Königthume  standen ,  kam  es  uur  noch  darauf  an,  nicht  mehr 
sie  dem  Pariser  oder  eigentlich  königlichen  Parlamente  zu  unter- 
werfen, sondern  diesen  allen  Lehnsgerichts  höfen  eine  königliche 
Verfassung  zu  geben.  Das  einfache  Mitlel  dafür  war,  diese  Cours 
auf  gleiche  Weise  und  nach  demselben  Recht  zu*  Parlamenten  zu 
machen.  Das  geschah;  und  so  sehen  wir  gleichsam  schrittweise 

>)  Auch  hierfür  hat  Beugnot  einige  Beispiele  a.  a.  0.  angeführt.  Vergl.  bes. 

KUmrath  a.  a.  O.  im  Appeodice  p.  122  IT. 
*)  Beugnot  p.  XVIII.  ff. 
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das  Entstehen  der  Provinzialparlamente  die  Entwicklung  des  König- 
thums  begleiten»  So  wie  eine  Provinz  erobert  oder  sonst  unter- 
worfen wird,  wird  die  alle  Curia  «6rigee  en  Pariemen  t.»  Mit  we- 
nigen Ausnahmen  sind  diese  Parlements,  deren  speciellere  Geschichte 
wir  der  Provinzialgeschicbte  überweisen  müssen ,  in  dieser  Epoche 
errichtet ,  und  zwar  alle  nach  dem  Muster  des.  Pariser  Parlaments, 
das  deshalb  auch  jetzt  noch  als  das  Haupt  der  Parlamente  angesehen 
wird.  Der  Art.  Parlement  im  Repertoire  von  Guyot,  B.  12,  giebt 
eine  treffliche  Uebersicht  derselben,  die  sich  leicht  vervollständigt, 
wenn  man  das  System  des  Lehnswesens  zum  Grund  legt.  Die  Ent- 
stehung jener  Parlamente  ist  der  letzte  und  entscheidende  Sieg  des 
Königlhums  über  die  provinzielle  Lehnsherrlichkeit. 

Fasst  man  nun  diese  Stellung  der  neuen  Parlamente  zusammen 
mit  dem  inneren  Verhältniss  der  Amtmannscbaften ,  und  mit  dem 
Satze,  dass  alle  jene  Unterbeamteten  vor  dem  Parlamente  allein 
zu  Recht  standen  bei  etwaigen  Uebergriflen,  so  wird  es  klar  sein, 
mit  welcher  unwiderstehlichen  Gewalt  das  neue  Recht,  dessen 
Träger  jene  Organe  waren ,  sich  über  das  Land  ausbreiten  musste. 
Eben  deshalb  ist  diese  Epoche  zugleich  die  Epoche  des  entschie- 
denen Sieges  der  neuen  Rechlsbildung ;  die  Erfüllung  dessen  aber, 
was  jene  nicht  vermochten ,  ward  nun  durch  den  zweiten  Inhalt 
des  neuen  Gerichtswesens  gegeben. 

//.    Das  rein  königliche  Element  in  Gerichtsverfassung  und 

Gerichtsverwaltung. 

Haben  wir  bisher  die  Formen  dargelegt,  in  denen  sich  König- 
thum und  Lehnswesen  mit  einander  verschmolzen ,  so  ist  der  Ge- 
genstand des  Folgenden  die  Art  und  Weise,  wie  dieses  Königthtim, 
für  sich  gedacht,  in  der  Rechtsverfassung  auftritt. 

Betrachtet  man  nämlich  das  obige  System  der  Beamteten  dieser 
Zeit,  so  zeigt  es  sich,  dass  dasselbe,  wenn  es  auch  im  Princip 
das  Königlhiim  entschieden  verlrat,  dennoch  in  Wirklichkeit  von 
dem  Lehnsrecht  zum  Theil  beschränkt  blieb,  zum  Theil  sich  dem- 
selben in  mehrfacher  Beziehung  noch  anschliessen  musste.  War 
nun  aber  jenes  Königthum  ein  selbstständiges,  von  dem  Lehnsrecht 
seinem  innersten  Wesen  nach  verschiedenes,  so  musste  es  irgend 
eine  Form  suchen  und  erzeugen ,  in  der  es  als  solches  dieses  sein 
eigenstes  Leben  als  ein  unabhängiges,  selbslgesetztes  darstellen, 
und  in  ihm  seine  Gewalt  manifestiren  konnte.  Dies  nun  geschah 
dadurch,  dass  sich  um  die  Person  des  Souverains  selber  allmählig 
eine  Reihe  von  Organen  des  Staatslebens  zu  gruppiren  begannen, 
die  sich  gleich  anfangs  auf  das  wesentlichste   von  den  übrigen 
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unterscheiden.  Sie  haben  eigene  Aufgaben,  eine  eigene  Stellung,  eigene 
Titel,  eigene  Würde;  sie  stehen  zum  Theil  mitten  unter  den  übrigen  Be- 
amteten des  Reiches,  zum  Theil  über  ihnen;  allen  aber  ist  das  ge- 
mein, dass  sie  sich  ausschliesslich  als  die  Organe  des  rein  persönlichen 
Königthuros,  ohne  Rücksicht  auf  das  Lehnswesen  sein  Recht  und 
seine  Reste  hinstellen,  und  nur  ffir  dasselbe  und  in  demselben 
wirken.  Sie  siud  dadurch  ganz  anderer  Natur  als  die  übrigen 
Beamteten;  und  schon  das  13.  Jahrhundert,  in  dem  sie  zuerst 
aufzutreten  beginnen,  fühlte  dies  heraus,  indem  es  sie  durch  die 
Bezeichnung  der  ogentes  Regis»  von  den  Beamtefen  unterschied.  Im 
14.  und  15.  Jahrhundert  hat  sich  nun  diese  Classe  von  Beamteten 
zu  einem  förmlichen  und  grossartigen  System  ausgebildet;  sie  er- 
scheint auf  allen  Punkten  der  Verwaltung,  des  Gerichts  und  der 
Regierung,  und  bietet  den  StofF  einer  eigenen  Geschichte.  Wie  jeder 
eigentümliche  Organismus,  erzeugen  diese  Beamteten,  die  Organe 
des  absoluten  Königthums,  ein  eigenes  Recht  flir  sich.  Doch  haben 
wir  es  nur  mit  den  Verhältnissen  zu  thun,  die  in  die  Gerichts- 
verfassung und  das  Verfahren  hineingreifen.  Hier  nun  scheiden  sich 
zwei  Seilen.  Die  erste  betrifft  die  Eingriffe  in  die  bestehenden  Gorape- 
tenz-Verhältnisse  oder  die  privilegirten  Gerichte  und  Gerichtsstände; 
die  zweite  die  Eingriffe  in  den  Prozess  selber. 

A.    Die  privilegirten  Gerichtsstände  und  Gerichts. 

Die  privilegirten  Gerichtsstände  entstehen  aus  dem  Gedanken, 
dass  das  Verhältniss  der  königlichen  Beamteten  ein  besonderes  sei, 
und  dass  mithin  das  Landrecht,  das  einzige,  das  in  den  Landge- 
richten galt,  sie  nicht  einbefasse;  dann  aber  aus  der  Vorstellung, 
dass  das  Haupt  jener  Gens  du  Roi  nicht  der  allgemeine  Landes- 
beamtete sei,  und  daher  auch  kein  Recht  Ober  sie  haben  könne. 
Daraus  war  schon  der  Satz  enstanden,  der  alle  Verhältnisse  der 
Officiers  royaux  zu  Gas  royaux  machte.  Seine  specielle  Bestimmung 
enthält  derselbe  in  Folgendem. 

Zuerst  stehen  alle  serviteurs  du  Roi,  die  zum  Hause  oder  Hotel 
du  Roy  Gehörigen,  allein  unter  den  Maistres  de  l'hostel  du  Roy, 
«n'en  quelque  Jurisdiction  qu'il  vienne  en  son  rovaulrae»  doch  fugt 
Bout.  hinzu:  «ä  XI  Heues  de  lui  pres;»  concurrirend  ist  diese  Ge- 
richtsbarkeit «de  tous  cas  et  de  toutes  complainctes.» ') 

Den  zweiten  absolut  privilegirten  Gerichtsstand  bildet  die  Conne- 
stablerie.  Der  Connestable  de  France  hat  otoule  la  cognoissauce 
de  tous  les  sergens  d'armes  du  Roy  ; »  jedoch  bei  actions  reelles 
werden  die  Gerichte  competent,  dont  les  heritages  contentieux  sont 


i)  Bout.  fol  178.  a. 
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tenus.»   Gleichfalls  hat  der  Connestable  «la  cognoissance  de  Ions 
les  officiers  de  son  domicile  et  de  son  ho  siel.»  ') 

Den  drillen  bildet  die  Mareschalerie.  Die  Mareschaux  de  Franc« 
begleiten-  den  König  immer  «en  ost  ou  chevauchee.»  Sie  haben 
deshalb  Gerichtsbarkeit  über  das  ganze  Aufgebot  zum  Heerzug  cde 
lous  les  poursulvans  de  l'osl  et  chevauchee  puis  qu'ilz  aont  yssus 
de  leure  mayton  pour  venir  en  Tost  ou  chevauchee  jusques  ä  lant 
qu'ilz  ioyent  retourncz;»  ferner  Ober  alle  Verbrechen,  die  während 
des  Ueerzuges  vorfallen,  und  über  alle  «gaings  et  pillages»  die 
dabei  vorkommen.7)  In  ganz  gleichem  Verhältnis«  steht  die  Admi- 
raulti  für  die  Flotte  des  Königs.  — 

Den  vierten  bildet  der  Maistre  de  arbalcstriert , ')  der  alte 
Magister  balistariorum.  Ihm  sind  zuständig  les  geus  de  pied  estant 
en  Tost,  tous  arbaleslriers ,  archiers ,  maistres  d'engins ,  canoniers, 
fossiers  et  (oute  l'artillerie  de  Tost. 

Bei  weitem  wichtiger  aber  war  das  Recht  der  Officiers  ro- 
yaulx  überhaupt.  Von  ihnen  beisst  es  aque  tont  officier  du  roy, 
si  comme  baillif,  lieutenant,  procureur  du  roy,  ou  substitue,  ad- 
vocal  du  roy,  sergent  du  Roy  a  pied  ou  ä  cheval,  clercs  de  cours 
royaulx,  garde  de  prison  royale,  ou  quelquee  autrts  officierti  zwar 
in  den  civilen  actions  reelles  et  personnelles  vor  dem  Ortsgericht 
zuständig  sind,  aber  in  allen  Fällen  oqul  touchent  ou  ont  regard  ä 
leur  ofßce  royallea,  nur  vor  dem  königlichen  Richter  zu  Recht  sie- 
ben.4)  Hier  ist  eigentlich  der  Punkt,  auf  welchem  sich  die  Aus- 
schliesslichkeit und  Selbstständigkeit  jener  Gens  du  Roi  in  ihrer 
allgemeinsten  Anwendung  zeigt;  denn  jene  Competenzbestimmung 
ist  in  der  Thal  nur  die  Anwendung  des  ganzen  Lebensprincips  des 
neuen  Beamtenthuras,  dass  sie  ausserhalb  des  bisherigen  Rechts 
stehend,  eine  Sphäre  für  sich  bilden  und  erfüllen.  Allein  mit 
diesem  Grundsatz  war  doch  nie  das  öffentlich  rechtliche  Verhällniss 
derselben  umfasst;  auf  ihre  Privalverhällnisse  ward  jenes  Princip 
erst  durch  das  sogenannte  Comittimus  übertragen. 

Das  Gommiltimus  ist  an  sich  nichts  besonderes,  sondern  nur  die 
Anwendung  eines  allgemeinen  königlichen  Rechts  auf  jene  eigentlich 
königlichen  aLeute;»  und  erklärt  sich  daher  leicht  in  der  geschicht- 
lichen Entwicklung;  der  König  nämlich,  kraft  seiner  neuen  Ge- 
rich tssouverainetät,  konnte  einzelnen  Körperschaften  bestimmte  fora 
durch  ein  eigenes  Privilegium  erlheilen.')    Da  nun  die  so  eben 

i)  Ib.  toi.  178.  b. 
*)  Id.  fol.  179.  a. 
*)  Id.  fol.  179.  b. 
Bout.  fol.  179  b. 

•)  Solches  Privil.  ward  dem  Prevoil  des  Marchands  und  den  Bscbevins  von 
P.rU  (Mai  1324^0.  d.  L.  1.  781)  ertheilt,  dass  sie  nur  vor  dem  Parla- 
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bezeichnete  Stellung  der  Beamteten  viel  Ungenaues  enthielt  und 
über  die  Grenzen  der  Amts-  und  Privatsachen  vielfach  Streit  ent- 
stehen raussle,  so  ward  dieses  Recht  des  Königs  auch  auf  die  Pri- 
vatverhältnisse der  königlichen  Beamteten  angewendet,  und  dieselben 
durch  einen  eignen  Erlass  (Lettres)  dem  königlichen  Gerichte  oder 
auch  einem  besondere  Goromissaire  du  Roy,1)  zugewiesen.  Jenes 
königliche  Gericht  waren  nun  die  Requ4tes  de  V Hostel  du  Roy  in 
Paris ,  die  durch  solche  Lettres  mit  der  Entscheidung  beauftragt 
wurden.  Die  letzteren  nun  erhielten  ihren  Namen  von  diesem 
Ausdruck:  Lettret  de  Committimus*)  (s.  unten.)  Durch  diese  leich!  zu 
erreichenden  Lettres  schlössen  sich  die  Beamteten  auch  in  ihren 
Privalangelegenheitan  von  dem  (ihrigen  Recht  ab ;  sie  sind  die  Ver- 
vollständigung des  obigen  Princips  und  haben  wie  jenes  manchem 
Missbrauch  unterlegen.  Schon  im  Jahre  1410  zeigt  ein  königlicher 
Erlass,  dass  jene  Commillimus  oft  anderen  als  den  Beamteten  ge- 
geben worden  sind;  die  grosse  Ord.  von  1413  a.  218.  ist  aber  das 
Hauptgesetz  Ober  diese  Commillimus.  oPour  ce  qu'il  est  venu  a 
nostre  cognoissance  que  noslre  peuple  est  moult  greve  et  souvent 
travaille  ä  venir  de  moult  loingtaines  parties  de  nostre  royaume  ä 
Paris  playdoyer  aüx  requätes  de  notre  hostet,  et  aussi  Äs  requÄtes 
du  palais,  pour  ce  que'  Irop  legiörenienl  Ten  octroie  a  trop  de 
gens  committimus  et  lettres  par  les  quelles  les  dites  gens  de  requestes 
cognoissent  des  causes  de  ceux  ä  qui  on  les  octroye»  —  so  sollen 
von  nun  an  solche  Lettres  nur  noch  ausgestellt  werden  den  ccon- 
seillers,  officiers  ordinaires  et  servans  cousturaierement  en  nostre 
hostet,  en  nostre  parlement,  en  nostre  chambres  des  comptcs,  et  atlleurs 
ä  Paris,  et  aussi  conseillers  et  officiers  de  ceux  de  nostre  sang  et 
lignage ,  tant  comme  ils  serviront  —  et  les  vefves  des  dessus  dils, 
tant  qu'elles  se  tiendronl  de  marier ,  et  d'aulre  personnes  miserables, 
ou  pour  aucune  juste  et  raison  nable  cause»,  welche  letztere  der 
Kanzler  mit  Zuziehung  einiger  Beisitzer  des  Grand-Conseil ,  Advo- 
cals  und  Procureurs  zu  entscheiden  hat.  —  Dies  sind  die  Bestim- 
mungen, die  für  die  ganze  Folgezeit  die  Grundlage  ftlr  das  Recht 
der  Committimus  bilden ;  wir  haben  sie  desshalb  ausführlicher  hin- 


mcnt  in  erscheinen  brauchten.  Aehnlich  der  Universitär.  Sie  sind  nicht 
selten. 

<)  Das  bezeichnet  Boot.  foL  178  b.:  die  Maistres  de  1' Hoslei  da  Roy  bei 
Klagen  Uber  die  servilem?  du  Roy:  peuvent  bailler  commUsion  —  Se- 
lon que  au  cas  appartiendra. 

3)  Lettres  portant  que  les  oflkiers  ordinaires  du  Roi  jouiront  seult  de 
lexeroption  de  piages ,  droit  du  seeau,  et  du  droit  de  committimus  aux 
requttes  du  Palais  ä  Pari*.  0.  d.  L.  IX.  5*7.  Ree.  VII,  p.  244.  (Vom 
12.  Aug.  1410.) 


Digitized  by  Google 


Franz.  Staats-  und  Rechtsgesch 


gestellt,  um  später  darauf  verweisen  zu  können.  Dass  sie  den 
Uebeisland  selber,  wie  das  in  den  Gesetzgebungen  jener  Zeit  ge- 
wöhnlich ist,  mehr  angeben  als  aufheben,  ergibt  sich  aus  den 
letzten  Worten  des  Artikels. 

So  stand  das  königliche  Beamtentum  mit  seiner  Competenz 
ausserhalb  der  gewöhnlichen  Gerichte.  Es  blieb  jetzt  dem  König- 
thum nur  noch  Eins  übrig,  um  seine  Herrschaft  im  Gerichtswesen 
vollständig  zu  machen,  die  Errichtung  königlicher  Gerichte  für 
alle  Fälle,  in  denen  man  es  nöthig  oder  nützlich  hielt*  Dies  ward 
erreicht  durch  das  Institut  der  königlichen  Commitsaire»,  Den  An- 
las* dazu  gab  die  vielfache  Unterbrechung  der  Controle  über  die 
Amtleute,  die  oft  gar  nicht  mehr,  oder  doch  selten  nach  Paris 
kf.men  (s.  Ord.  v.  1&53)  und  die  Masse  der  neuen  Verhältnisse,  die 
allenthalben  durch  das  Königlhum  erzeugt  wurden;  das  Vorbild  waren 
die  Commissaires  enquöturs  du  Parlament.  Mit  der  Mitte  des  14.  Jahr- 
hunderts sehen  wir  daher  ein  förmliches  System  der  königlichen  Cora- 
roissarien  entstehen,  die  bald  zur  Beaufsichtigung,  bald  zur  Ausfüh- 
rung, bald  zur  gerichtlichen  Untersuchung  in  aller  Weise  abge- 
sendet werden  und  zu  dem  Ende  mit  förmlichen  und  genauen  In- 
structionen versehen  werden.')  Uns  inleressiren  nur  die  letzteren. 
Die  Commissions  judiciaires  kommen  seit  1354  sehr  häufig  vor; 
ihr  gewöhnlicher  Auftrag  ist  die  Untersuchung  und  Bestrafung  von 
Verbrechen  aller  Art,  und  zwar  nicht  blos  des  Volkes,  sondern 
auch  der  der  königlichen  Beamteten  selber,  wie  die  Gommission 
vom  12.  Juli  1393,  der  zugleich  das  Recht,  nach  Ermessen  zu 
strafen,  ausdrücklich  beigelegt  ward.  Oft  auch  werden  sie  nieder- 
gesetzt, wenn  es  sich  um  Majestätsverbrechen  handelt,  wie  die 
Gommission,  die  den  unglücklichen  Jacques  Coeur  verurlheilte 
(April  1453)  oder  auch  als  Aushülfe,  wo  der  Gerichtsgang  der  or- 
dentlichen Gerichte  gestört  war,  wie  die  Commission  vom  22.  Mai 
1436.  Diese  Commissions  sind  der  entscheidende  Beweis  für  die 
Anerkennung  der  königlichen  obersten  Gerichtsbarkeit;  und  abge- 
sehen von  der  Bedeutung  der  einzelnen  Fälle  haben  sie  grade  hier- 
durch ihre  eigne  Stelle  in  der  inneren  Geschichte  des  Rönigthums, 
in  der  schon  der  Keim  der  absoluten  Souverainetäl  des  königlichen 
Willens  deutlich  hervortritt.  Allerdings  sind  auch  sie  dem  Miss- 
brauch nicht  entgangen.  Die  Ord.  von  l'»53  thut  derselben  Er- 
wähnung und  hebt  alle  Jugemens  par  commissaires  auf  A.  79.  In- 

0  AU  bezeichnendes  Beispiel  einer  solchen  Instruction  fuhren  wir  hier  die 
Instruction  donnee  aux  Commissaires  envojes  dans  les  Provinces  sur  le 
fait  des  Monnoyes  an,  v.  1380.  0.  d.  L.  III.  693.  Sie  sollen  die  Ueber- 
treter  dor  MUnzordnungen  a  volontö  sur  corps  et  sur  avoir  strafen  (a.  3.) 
Aebnliche  Beispiele  sind  sehr  häufig. 
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dessen  kommen  sie  dennoch,  wenn  auch  nicht  in  demselben  Masse, 
später  wieder  vor,  und  machten  neue  Verbote  nothwendig,  die 
eben  so  wenig  halfen. 

B.   Die  Requete»  de  VBoetel  du  Roi,  die  Chancellerie  und  die  Uttret. 

Die  zweite  Form,  in  welcher  sich  die  Gerichtssouverainetät 
ausbreitete  und  verwirklichte,  beschränkte  sich  nun  nicht  mehr  auf 
die  königlichen  Beamten,  sondern  griff  gradezu  in  den  Gang  und 
das  Recht  aller  Gerichte  überhaupt  hinein,  und  hat  mehr  wie  alles 
Übrige  dazu  beigetragen  das  besiehende  Recht  zu  verwirren,  um 
es  demnächst  dem  königlichen  Willen  zu  unterwerfen. 

Schon  im  13.  Jahrhundert  kam  es  oft  vor,  dass  die  Könige, 
damals  noch  nur  als  Inhaber  der  eigentlich  königlichen  Gerichts- 
barkeit, persönlich  auf  die  Gesuche  der  Betheiligten  allerlei  Be- 
willigungen erliessen,  die  sich  bald  auf  rein  processuale  Verhält- 
nisse, bald  auch  auf  anderes  bezogen.  Als  nun  der  Besitz  und 
die  Macht  der  Konige  sich  mehr  und  mehr  ausbreiteten ,  wurden 
jene  Gesuche  theils  immer  häufiger,  theils  immer  bedeutender, 
so  dass  die  Könige  sich  genöthigt  sahen,  für  die  Annahme,  die 
Untersuchung  und  die  Bewilligung  derselben  eine  eigne  Institution 
zu  gründen.  Dieses  ist  der  Ursprung  der  Requ/tet  de  V Hostel  du 
Roi.  Mit  dem  14.  Jahrhundert  wurden  diese  Requötes,  bis  dahin 
noch  für  blos  königliche  Verhältnisse  angeordnet,  zu  einer  allge- 
meinen Landesinstitulion.  Denn  indem  sich  der  König  als  höchster 
Gerichtssouverain  des  ganzen  Landes  hinstellte,  kamen  nun  auch 
Gesuche  aus  allen  Gegenden  bei  diesem  Requeten-Hofe  ein,  die 
über  alle  Punkte  der  gerichtlichen  wie  der  administrativen  Ver- 
hältnisse königliche  Bewilligungen  erbaten ,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  die  Gerichte  selber  königlich  oder  lehnsherrlich  waren.  Dadurch 
erhob  das  Volk  zur  wirklichen  und  allgemeinen  Tbalsache,  was 
das  Königlhum  als  abslractes  Princip  hergestellt  halle,  das  Recht 
desselben,  die  Oberhoheit  Über  das  ganze  Gerichtswesen  des  Lan- 
des; und  das  vor  allem  macht  die  rasche  Entwicklung  der  Thä- 
tigkeit jenes  Requeten -Hofes  erklärlich.  Die  Erlasse  auf  solche 
Gesuche  an  die  Requetes  wurden  von  der  Chancellerie  ausgefer- 
tigt und  hiessen  desshalb  Lettres  de  la  Chancellerie.  Das  System 
dieser  Lettres  gehört  zu  den  reichhaltigsten  und  zugleich  zu  den 
am  wenigsten  benutzten  Quellen  für  die  Geschichte  des  König- 
thums. So  viel  wir  wissen  gibt  es  nur  ein  Werk,  das  uns  eine 
genaue  Ucbersicht  derselben  bietet,  und  das  wir  nur  in  Einem 
Exemplar  gesehen  haben.  Es  ist  dieses:  oLe  grand  Stille  et  pro- 
thocolle  de  la  Chancellerie  de  France,  de  nouveau  veu  et  corrige 
oultre  les  precedentes  irapressions  faictes  jusqu'en  l'ao  mil  cinq 
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cens  XXXIX.»')  Dieser  grand  Sülle  enthält  Formulare  der  Lettres 
aller  Art,  wie  dieselben  aus  der  Chancellerie  de  France  hervor- 
gingen, und  zwar  nicht  blos  gerichtliche,  sondern  auch  admini- 
strative; er  ist  die  reichhaltigste  Quelle  filr  die  Geschichte  der 
Thätigkeil  dieser  Chancellerie,  die  wir  kennen.  Wir  müssen  indess 
uns  darauf  beschränker.,  nur  diejenigen  Lettres  aufzuführen,  die 
von  jener  Chancellerie  aus  (s.  unten)  in  den  Gang  des  gerichtlichen 
Verfahrens  hineingreifen. 

Zuerst  gibt  der  Stille  die  Formulare  der  Lettres  de  Grace  a 
playder  par  procureur  fol.  4.  —  Dann  folgen  die  Lettres  de'  Debitit 
fol.  V  a. — VII  a.  wovon  unten.  —  Die  Lettres  de  Respitt,  fol. 
XVII  a. — XXII  a.  enthalten  die  Formel,  in  welcher  den  Schuldnern 
gegen  ihre  Gläubiger  Aufschub  der  Zahlung  erlheilt  ward;  sie  sind 
entweder  «ä  ung  an»,  in  welchem  Falle  sie  auf  einfaches  Ansuchen 
des  Schuldners  ertheill  werden;  oder  «ä  cinq  ans»,  welche  nur 
gegeben  werden,  wenn  der  grössere  Tbeil  der  Gläubiger  seine  Zu- 
stimmung gibt;  in  beiden  Fällen  werden  indessen  Bürgen  bestellt. 
Daneben  gibt  es  noch  respits  ä  deux  ans  contre  usuriers  fol.  XX  a, 
und  a  trois  ans  pour  gens  d'Eglise.  ib.  —  Dann  folgen  die  Lettres 
de  Committimut,  fol.  XXII  b.  —  XXV  a.  Wir  sehen  hieraus,  dass 
das  Committimue  tout  ample  eine  eigne  Form  des  Commitlimus  bil- 
dete. Es  enthält  dasselbe:  dass  der  Nachsuchende  oen  nostre  pro- 
tection et  sauvegarde  especial»  sei;  dass  in  Folge  dessen  jeder  kö- 
nigliche OfGcier  verpflichtet  ist,  denselben  in  allen  seinen  Rechten 
aller  Art  zu  schützen;  dass  oen  signe  de  ce  en  cas  d imitiert  peril» 
der  sergent  auf  Verlangen  die  königlichen  Zeichen,  nos  pannonceaulx. 
et  bastons  royaulx  an  die  Gebäude  und  das  übrige  Gut  des  Be- 
theiliglen  anheften  solle;  dass  der  sergents  alle  liquiden  Forderungen 
desselben  vtanlot  et  sans  delay»  einzutreiben  habe;  dass  aber  im 
Fall  der  Weigerung  die  ochose  contentieuse  prins  et  mis  en  nostre 
main  comme  souveraine»  demnächst  vor  dem  königlichen  Richter 
weiter  verhandelt  werden  soll.  Dieses  allgemeine  Coramittiraus  gebt 
daher  noch  über  das  der  Beamteten  hinaus;  und  grade  sein  Miss- 
brauch mag  die  obigen  Verbote  veranlasst  haben.  —  Es  folgen 
dann  Lettres  de  Conam.  für  OfOciers  du  Roy.  —  Die  Lettres  de 
Complaincte  bilden  die  folgende  Abtheilung,  fol.  XXV  a — XL  b.  Sie 
sind  sehr  mannigfaltig.    Es  sind  Erlasse  auf  Klagen  über  Störung 


')  Genauere  Nachricht  Über  diesen  Stille  habe  ich  in  der  Revue  do  Legisl. 
et  Jurispr.  Jahrg.  1843,  pag.  412  ff.  mitgetheitt.  Es  ist  dem  dort  Ange- 
gebenen indess  hinzuzufügen,  dass  in  den  Noten  zu  Du  Breuü  eine  zweite 
Ausgabe  dieses  Stille  von  1590  oftmals  citirt  wird,  von  welcher  wir  wei- 
ter nichts  wissen. 
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des  Besitzes  und  des  factischen  Znstandes  überhaupt,  mit  Befehl 
für  die  königlichen  Richter,  die  Klagenden  in  ihrem  Besitze  und 
Recht  zu  schützen,  die  Störenden  zu  citiren  und  das  Weitere 
wahrzunehmen.  —  Die  Lettres  dCanticipation  fol.  XL  b—XLII  a,  er- 
lauben die  Fortführung  eines  Processes  vor  abgelaufenen  Fristen; 
die  Lettres  de  desertion  d'appel  XL1I  a— XLV  a  restituiren  gegen  die 
VersMumniss  der  Appellationsfrist;  —  die  Adjournements  par  lettres 
sind  in  dem  Falle  noth wendig,  wo  ein  königlicher  beamteter,  ser- 
gent  oder  andere,  verklagt  werden  soll;  sie  enthalten  stets  das 
Petitum  und  den  Grund  der  Klage,  fol.  XLV  a.— LV  a.  —  Das 
Chap.  des  Lettres  criminelles  fol.  GXIX  a  ff.  ist  nun  gleichfalls  im 
höchsten  Grade  wichtig.  Die  erste  Lettre  ist  eine  Remission.  Sie 
enthält  zunächst  die  Gründe,  wesshalb  die  Strafe  erlassen  wird  — 
«pour  quot  nous  ces  choses  considerees  voulons  misericorde 
estre  preferee  a  rigueur  de  justice  audit  suppliant  avons  quitte, 
remis  et  pardonne,  et  par  ces  presentes  de  grace  especial,  plaine 
puistance  et  autoriti  royal  quittons,  remettons  et  pardonnons  le  faict 
et  cas  dessusdit  avec  toute  peine,  amende  et  offense  corporelle, 
criminelle  et  civile  —  et  le  restituons  et  remettons  a  ses  bonne 
fame  et  renorumee  au  pays  et  a  ses  biens  non  conOsquez.  Satis- 
faetion  fatete  &  partie  civileroent  tant  seulement  si  faicte  n'est.  Et 
sur  ce  imposons  silence  perpetuel  ä  nostre  procureur  present  et  ad- 
venir.»  Eine  solche  Remission  ward  dann  in  die  Gerichtsregister 
förmlich  eingetragen,  und  der  Gegner  konnte  wieder  durch  eigne 
lettres  angehalten  werden,  dieses  «enteriner»  zulassen,  fol.  XXLXb. 
ff.  Andere  Beispiele  solcher  Lettres  .  stehen  fol.  CCX  b  ff.  und 
CCXIII  a.  b.  —  Ganz  ahnlich  sind  die  Lettres  depardon  fol.  CXXI  a. 
Dazu  gehört  auch  der  rappel  du  ban  durch  eine  Lettre,  wenn  der 
Beklagte  «doubtant  rigueur  de  Justice,  s'est  absente  du  pays»  und 
in  Folge  dessen  in  contumaciam  verbannt  war,  fol.  CXXIIa.u.  b.; 
der  Strafertass  für  prison  brise'e,  fol.  CXXIII  b.  und  die  Remission 
bei  der  joyeuse  erUrie  oder  advenement  du  Roy  dans  une  ville  — 
ib.  u.  ff.  «Nous  de  nostre  auetorite  royal  ä  nostre  nouvelle  entree 
en  chascune  ville,  che  et  autres  lieux  et  place»  de  nostredit  roy- 
aulme  puissions  et  nous  layse  delivrer  et  mettre  hors  s'il  nous 
piaist  tous  prisonniers,  elercs  et  lays  de  quelconques  prisons  tant 
d'Eglises  que  seculiers  pour  quelconques  qu'ilz  soient  prins  et  de- 
tenuz  tant  criminelz  que  civüzv  —  worauf  der  gänzliche  Erlass  der 
Strafe  folgt.  —  War  eine  solche  Begnadigung  nicht  innerhalb  des 
Jahres  eingereicht,  in  dem  sie  gegeben  war,  so  war  sie  machtlos; 
allein  auch  dies  konnte  durch  Lettres  de  reliefvement  wieder  aufge- 
hoben werden,  fol.  CXXIV  a.  b.  —  War  gegen  jemand  ein  ad- 
journement  personsl  ergangen  in  Strafsachen  (s.  unten)  so  könnt«  er 
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durch  Lettre«  Erlauboiss  erhalten,  ad'estre  receu  per  procureur» 
fol.  CXXV  a.  b.  —  War  eioe  sauvegarde  des  Königs  gebrochen, 
so  ward  durch  Lettres  die  aPrinte  de  Corp»»  gegen  den  Ruhestörer 
erreicht,  fol.  CXXVI  a.  —  CXXVH.  Endlich  konnten  solche  Lettres 
erlassen  werden  um  die  Einleitung  eines  Crirainal- Verfahrens  Ober- 
haupt zu  befehlen,  CXXVIU  ff.  —  Darauf  folgt  ein  Chapitre  de 
«lettres  diffuses»,  welche  sich  wesentlich  auf  alle  Fehler,  die  eine 
Partei  im  Verfahren  begangen  hat,  beziehen,  und  Restitution  dafür 
geben,  fol.  CXXXV1I,  worauf  andre  kommen,  die  liescissions  de 
contract  bei  deception  d'oultre  moytiö  de  juste  prix,  und  Rescission 
de  cessions  geben,  fol.  CXL  a.  —  Von  fol.  CLX  b.  an  folgen  For- 
mulare von  Lettres,  die  sich  hauptsächlich  auf  die  Fehler  bei  der 
Appellation  beziehen,  Restitution  und  Erlass  der  Brüche  geben,  die 
Appellation  selber  aufheben  und  renvoy  ertheilen;  fol.  CLXVI  a. 
gibt  eine  Lettre,  welche  die  Reconvenlion  und  Compensaiion  im 
Process  erlaubt,  fol.  CLXVHI  b.  Lettre  pour  eslre  receu  a  pro- 
duire  lettre  de  nouvel  recouvertet  nonobstant  Testat  du  proces;  fol. 
CLXIX  a.  lettres  pour  joindre  ä  ung  proces  aucun  examen  d  futur. 
fol,  CLXXH  a.  apour  adjourner  ung  abtent  pour  veoir  adjnger  le 
decret  de  ses  heritages;»  —  fol.  CLXXX  a.  lettres  pour  commettre 
aucuns  juges  par  appel  tur  exempts;  fol.  CLXXXIV  a.  1.  pour  otter 
d  un  juge  la  cognoissance  des  causes  qu'il  a  pardevant  lui  et  les 
mettre  devant  ung  autre  juge,  fol.  CLXXX  VI  a.  ff.  Bewilligungen 
eines  Examen  d  futur  durch  lettres;  fol.  CLXXXVII  b.  hebt  durch 
lettres  das  Recht  der  Appellation  an  das  Parlament  auf  und  gibt 
dem  Bailli  die  Macht,  definitiv  zu  erkennen;  fol.  CLXXXVII1  b.  ff. 
ertheilt  die  Formel  der  Requete*  civiles  und  die  Lettres  die  darauf 
erfolgen. 

Dies  ist  in  kurzem  Ueberblick  das  System  der  gerichtlichen 
Lettres;  die  wirklich  erlassenen  und  erhaltenen  Lettres  sind  gut 
zusammengestellt  in  der  Table  zum  Recueil  des  anciennes  1.  fr. 
voc.  Lettres.  Ihre  Gültigkeit  dans  tout  le  royaume  ward  durch 
die  Ord.  vom  24.  August  1344  ausdrücklich  ausgesprochen ,  und 
das  Verfahren  bei  dem  Erlass  solcher  Lettres  durch  die  Lettres 
vom  24.  Mai  1389  (0.  d.  L.  VII.  272.)  förmlich  geregelt;  doch 
würde  es  uns  zu  weit  führen  darauf  eiszugehen.  Es  ist  indess 
schon  aus  dem  Obigen  klar,  dass  diese  Lettres  den  Gang  des  Ge- 
richtswesens auf  unglaubliche  Weise  hemmen  und  verwirren  muss- 
ten ;  und  so  entstanden  die  immer  wiederholten  Verbote  der  Kö- 
nige, sich  überhaupt  an  solche  Lettres  royaux  zu  kehren ;  die 
Ord.  v.  15.  Aug.  1389  verbot  ausdrücklich  dem  Parlament  cne 
litteris  injustit,  et  in  lesionem  parcium  impetratis  et  obtentis,  pa- 
reatu  vel  obtempretit»  (0.  d.  L.  VII.  p.  -290.)  Ein  so  unbestimmtes 
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Verbot  konnte  natürlich  nicht  helfen;  und  so  blieb  die  Sache  im 
Gebrauch.  Obwohl  nun  diese  Leltres  augenscheinlich  vieles 
Verderbliche  herbeigeführt  haben,  so  sind  sie  es  doch,  die  der 
Macht  und  dem  Willen  des  Kooigthuras  alle  Formen  der  Gerichts- 
verfassung auf  gleiche  Weise  unterworfen,  und  die  letzte  Selbst- 
ständigkeit der  Lehnsgerichtsbarkeit  gebrochen  haben;  und  darin 
ist  ihre  allgemeinste  und  eigentliche  Aufgabe  zu  erkennen. 

Es  bleibt  uns  nun  noch  ein  Punkt  übrig,  der  die  obigen  Ver- 
hältnisse vervollständigt. 

C.   Die  Avocat»,  Procureurs  und  die  Avoeate  und  Procureure  du  Roi. 

Wir  fassen  hier  beide  Classen  zusammen,  obwohl  nur  die 
letzteren  zu  den  Gens  du  Koy  gehören,  da  auch  die  ersteren  in 
gewisser  Weise  dem  Beamtentum  zuzuzählen  sind.  Von  diesen 
als  der  Grundlage  der  letzteren  handeln  wir  zuerst. 

Es  ist  in  dem  ersten  Theil  gezeigt  worden,  wie  die  Advocali 
und  Procuratores  im  13.  Jahrhundert  noch  eng  mit  den  alten  Ver- 
hältnissen zusammenhängen.  Als  nun  aber,  zunächst  bei  dem  Par- 
lament, das  Recht  des  Landes  die  eigentliche  Rechtswissenschaft 
in  sich  aufnahm  und  die  Richter  begannen  einen  eignen  Stand  zu 
bilden ;  da  konnte  dasselbe  für  die  Advocats  und  Procureurs  nicht 
ausbleiben.  Schon  mit  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  traten  sie 
daher  als  besonderer  Stand  auf.  Da  nun  ihre  Zulassung  vor  den 
Gerichten  auf  der  Bewilligung  des  Gerichtsherrn  beruhte,  so  ergriff 
das  Königthum  dieses  Mittel,  sich  die  ganze  Classe  der  An  Wälde 
unterzuordnen  und  ihre  Verhältnisse  seinen  Ordonnanzen  zu  unter- 
werfen. Jene  dagegen  traten  wieder  unter  sich  zu  eignen  selbst- 
ständigen Körperschaften  zusammen,  die  durch  selbstgewählte  Vor- 
steher die  gemeinsamen  Angelegenheilen  verwallen  und  eine  ge- 
wisse Disciplin  handhaben  Wessen.  Das  sind  die  beiden  Punkte, 
welche  die  äussere  Geschichte  dieses  Standes  gestaltet  haben. 

Was  zunächst  die  Advocats  betrifft,  so  sind  dieselben  zuerst 
als  förmlicher  Stand  anerkannt  durch  die  Ord.  23.  Oct.  1274.  •) 
Diese  Ord.  schreibt  einen  jährlich  zu  wiederholenden  Amtseid  für 
dieselben  vor ,  bestimmt  das  Maximum  der  Salarien  auf  30  livres, 
und  bestraft  die  Uebertretung  dieser  Vorschriften  mit  der  «nola 
perjurii  et  infamie» ,  und  der  Ausschliessung  «ab  Advocationis  of- 
ficio» a.  3.  Die  Parlaraenlsordonnanz  von  1291  *)  a.  11  wiederholt 
jene  Befehle ,  uud  gibt  ihnen  Vorschriften  für  ihr  Verhallen  und 
ihre  Verhandlungen.    Diese  Punkte  sind  oft  wiederholt.   Die  Ord. 

»)  0.  d.  L.  I.  300. 
2)  0.  d.  L.  I.  322. 

WtraUaif  a.  Stria,  Drau.  SUaU-  and  RechUgeKi.  Bd.  III.  31 
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vom  17.  Nov.  1318«)  bestimmt»  dass  der  Advocat,  der  seine  Sache 
in  Contumaz  verfallen  lässt,  10  Livres  Brüche  zahlt  a.  4.2)  Die  Ord. 
von  1363,  dass  sie  nur  zweimal  über  dieselbe  Sache  gehört 
werden,  und  nicht  in  ihren  Vorträgen  sich  wiederholen  sollen;  die 
Ord.  v.  14-53  fasst  eigentlich  alle  bisherigen  Punkte  wieder  zu- 
sammen ,  ohne  erheblich  Neues  anzuführen.  Während  sich  auf 
diesem  verhallnissmässig  engen  Gebiete  die  königliche  Gesetzgebung 
über  jenen  neuen  Stand  bewegte ,  entwickelte  sich  ein  zweites 
Moment,  das  bei  weitem  wichtiger  ward.  Als  mit  den  Ord.  von 
1318—20  das  Parlament  zum  eigentlichen  Gericht  wurde ,  begann 
dasselbe,  die  Advocaten  und  daneben  auch  die  Procuratoren  als 
ihm  untergeordnet  anzusehen.  Von  da  an  übernimmt  daher  das 
letztere  die  Oberaufsicht  über  den  ganzen  Stand  der  Anwälde ;  und 
daraus  wiederum  entstand  die  Gesetzgebung  des  Parlaments  über 
die  Verbältnisse  und  das  Auftreten  desselben.  Die  bedeutendste 
Ordonnance  du  Parlement  über  diesen  Stand  und  über  die  Huissiers 
und  Greffiers,  die  zusammen  als  das  Unter-Personal  des  Parlaments 
angesehen  wurden,  ist  die  Ord.  v.  1344, 3)  die  auch  in  dem  Grand 
Coustumier  aufgenommen  ist,4)  und  die  man  als  die  eigentliche 
parlamentarische  Advocatenordoung  ansehen  kann.  Der  erste  Theil 
derselben  betrifft  die  Huissiers;  der  zweite  die  Advocaten;  der 
dritte  die  Procuratoren  ;  der  vierte  enthalt  Regeln  für  die  Ordnung 
der  Vorträge.  Der  erste  Art.  in  der  zweiten  Abtbeilung  oPrimo: 
ponantur  in  scriptis  nomina  advocatorum;  deinde  rejectis  non  pe- 
ritis,  eligantur  ad  hoc  officium  idonei  et  sufficienteso  zeigt,  dass 
eine  Art  von  Examen  stattfand ,  und  dass  das  Parlament  die  Advo- 
caten wählte;  es  folgt  der  Amtseid  derselben  und  Verhaltungsmaas- 
regeln ;  der  Art.  5  deutet  schon  das  heutige  Stage  an ;  die  neuen 
Advocaten  sollen  «per  tempus  sufficiens  advocatos  anliquos  et  ex- 
pertos  audiant  diligenler,»  um  sich  über  den  Stylus  curiie  zu  unter- 
richten. Diesen  allgemeinen  Bestimmungen  gehen  die  Advocaten- 
ordnungen  des  Chdtelet  zur  Seite.  Das  Ghatelet ,  seiner  Stellung 
nach  das  Muster  der  Untergerichte ,  wie  das  Parlament  das  Vorbild 
der  Obergerichte,  gab  auch  hierin  Regel  und  Richtschnur;  und 
die  Ord.  über  die  Advocaten  des  Ghatelet  können  daher  als  Ad- 
vocatenordnungen  für  die  unteren  Gerichte  des  ganzen  Landes  an- 
gesehen werden.  Die  erste  bedeutende  Ord. ,  abgefasst  vom  Prevot 
de  Paris  in  Verbindung  mit  mehren  Commissaires,  ist  vom  Febr. 


')  O.  d.  L.  674.  Wiederholt  in  der  Ord.  vom  16.  Dec.  1364. 

*)  Recueil.  V.  p.  162. 

«)  O.  d.  L.  11.  226.  Ree.  IV.  505. 

4)  Gr.  C.  Ausgabe  von  1539.  8«.  fol.  VIII  b.  and  foL  52  ff. 
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1327;  >)  sie  enthält  daneben  allerdings  auch  eine  Reihe  von  Be- 
stimmungen Uber  das  Geriebt  des  Chätelet  selber.  Vervollständigt 
ist  dieselbe  in  der  Ord.  v.  17.  Jan.  1367, 2)  die  übrigens  die  innere 
Gleichheit  des  Verhältnisses  der  Advocalen  bei  den  höheren  und 
niederen  Gerichten  zeigt,  weshalb  denn  auch  die  Ord.  von  1453 
keinen  Unterschied  mehr  macht. 

Wie  bei  den  Advocalen,  ist  nnn  auch  bei  den  Procuratoren  ihr 
altes  Verhältniss  zum  Prozess  dasselbe  geblieben,  nur  der  Stand 
derselben  den  Gerichten  einverleibt.  Die  Ord.  über  die  Advocalen 
umfassen  fast  immer  auch  die  Procureurs ;  so  besonders  die  Ord. 
von  1344;  ihre  Namen  sollen  darnach  post  nomina  advocatorum 
in  scriptis  aufgezeichnet  werden ;  es  wird  ihnen  ein  Eid  abverlangt, 
und  vorgeschrieben ,  dass  sie  den  Rang  und  den  Sitz  nach  den 
Advocaten  haben  sollen.  Die  Ord.  für  das  Chätelet  bezieht  sich 
in  gleicher  Weise  auf  die  Procureurs  du  Cbatelet ;  einige  spätere 
Ord.  haben  ihre  Zahl3)  und  ihre  Gebühren4)  bestimmt,  bis  die 
Ord.  von  1453  a.  44  ff.  eine  formliche  Procuratoren-Ordnung  gab, 
die  als  die  Grundlage  ihrer  späteren  Verhältnisse  angesehen  werden 
kann.  —  Das  Verhältniss  zwischen  Procureur  und  Advocat  blieb 
ganz  so ,  wie  es  schon  in  der  vorigen  Epoche  sich  zu  bilden  be- 
gonnen halte ;  der  Procureur  ist  der  heutige  Atoui,  der  alle  An- 
gelegenheilen seiner  Clienlen  verwaltet ,  der  aber ,  um  als  Kläger 
aufzutreten,  der  oben  angeführten  Leltres  de  grace  bedarf;  der 
Advocat  ist  der  eigentliche  Rechttanwald,  der  das  Playdoyer,  den 
mündlichen  Vortrag,  in  Klage  und  Vertheidigung  führt.  —  Von  dieser 
Grundlage  aus  muss  nun  das  neue  Verhältniss  der  Procureurs  und 
Avooati  du  Roi  betrachtet  werden. 

Es  ist  schon  im  ersten  Tbeile  gezeigt ,  wie  der  König  als  Lehns- 
besitzer und  Privatmann  in  seinen  eigenen  Baillages  während  der 
ersten  Epoche  eben  so  gut  der  Procuratores  bedurfte,  wie  jeder 
andere.  Nun  aber  vermehrten  sich  die  Interessen  und  die  Hechte 
des  Königlhums  mit  jedem  Tage;  und  Niemand  war  geeigneter, 
als  der  Procureur  du  Roi ,  eine  genaue  Kenntniss  derselben  zu  be- 
sitzen und  besonders  den  Rechtipunkt  zu  beurtheilen.  Da  nun  die 
Gesetzgebung  der  Könige  anfänglich  noch  auf  dem  Maasse  ihres 
Besitzes  und  nicht  auf  der  Idee  der  Souverainetät  beruhte,  und  die 


i)  O.  d.  L.  IT.  a.   Ree.  III.  337. 
3)  O.  d.  L.  TU.  705.  Ree.  V.  304. 

a)  Ord.  vom  11.  Juli  1378.   Ree.  V.  487.    Ord.  v.  19.  Nov.  1393.  Ree.  VI. 

742,  wo  die  Zahl  unbeschränkt  ist.   Beschrankt  durch  die  Ord.  vom  13. 

Nov.  1403. 
41  Ord.  vom  25.  Mai  1413.  Ree.  VI.  352. 
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Gültigkeit  der  Gesetze  und  etwaigen  Institutionen  mithin  davon  ab- 
hängig ward,  dass  keineanderen  Rechte  von  denselben  verletzt  wurden, 
so  war  es  ganz  natürlich,  dass  man  bei  vielen,  besonders  den  localen, 
Gesetzen  und  Erlassen  den  Procureur  du  Roi  als  Rechtsbeistand 
zuzog.  Dadurch  gewannen  diese  Procureurs  du  Roi  allmälig  eine 
von  allen  anderen  Procureurs  wesentlich  verschiedene  Stellung; 
sie  treten  allenthalben  auf,  wo  Aehnliches  berathen  und  beschlossen 
wird,  ihr  Gutachten  wird  eingefordert,  ihre  Ansichten  und  ihre 
Stimme  werden  entscheidend,  und  auf  diese  Weise  werden  sie 
selber  zu  einem  wesentlichen  Gliede  in  dem  System  der  Gens  du 
Roi,  gleichsam  die  juristischen  Consulenten  des  Königthums.  Die 
Grenzen  dieser  Gewalt  lassen  sich  natürlich  nicht  genau  bestimmen ; 
aber  es  ist  klar,  dass  hier  die  eine  und  fast  die  wichtigste  Seite 
ihrer  Bedeutung  liegt,  und  dass  sie  wesentlich  hierdurch  dem 
Beamtenthura  angehören. 

Daneben  entwickelte  sich  nun  ein  zweites ,  was  bisher  fast 
immer  allein  beachtet  worden  ist.  Zu  demjenigen  ,  was  sie  im 
Namen  des  Königs  zu  vertreten  hatten,  gehörten  wesentlich  auch 
die  Bussen. 

Dadurch  waren  sie  gleich  von  Anfang  mit  den  Partheien  su- 
gleich  berechtigt,  die  Anklage  gegen  jedes  Verbrechen  zu  erheben; 
und  auf  diesem  Punkte  begann  ihre  Bedeutung  für  die  Geschichte 
des  Criminalprozesses. ')  Diese  Bedeutung  lässt  sich  im  Allgemeinen 
in  wenigen  Sätzen  characterisiren.  Die  Procureurs  du  Roi  sind  An- 
kläger der  Verbrecher  im  Interesse  des  Königthums ;  anfänglich  im 
materiellen  Interesse  in  Beziehung  auf  die  Bussen ;  dann  aber  im 
ideellen,  als  Vertreter  des  Princips,  dass  das  Königthum  der  Trä- 
ger und  Schutz  der  öffentlichen  Sicherheit  überhaupt  sein  soll. 
Während  das  erstere  im  13.  Jahrhundert  gilt,  tritt  das  letzlere  mit 
unserer  Epoche  in  den  Vordergrund;  und  das  Maass  der  Rechte 
der  Procureurs  du  Roi  bezeichnet  daher  die  Stellung  des  König- 
thums selber  in  diesem  Theile  seiner  Aufgabe.  Ihr  Verhältniss  im 
Prozess  ist  nur  das  Resultat  jenes  Princips;  und  ihre  Geschichte 
begleitet  daher  die  Geschichte  des  Königthums.  Dies  zeigt  sich 
nun  genauer  im  Einzelnen. 

Höchst  wahrscheinlich  sind  schon  am  Ende  des  13.  Jahrhun- 
derts in  den  meisten  Baillages  Frankreichs  Procuratores  Regis  ein- 
geführt gewesen  ,  obwohl  wir  keine  genaue  Nachweisung  darüber 
finden.  Die  Masse  und  die  Bedeutung  derselben  veranlassten  Phi- 


i)  Maurer  §.  III.  ff.  n.  Biener  p.  198  ff.  haben  diesen  Gegenstand  sehr  gut 
behandelt;  es  fehlt  nur  der  Zusammenhang  mit  dem  ganzen  System  des 
Königthums ,  der  dem  Einielncn  seine  Würdigung  gibt. 


Digitized  by  Google 


Das  Gerichtswesen  und  seine  Thätigkeit.  485 

lipp  den  Schönen  schon  in  seiner  Ord.  v.  1302  besondere  Ruck- 
sicht auf  sie  iu  nehmen.    Hier  nun  treten  sie  schon  als  Glieder 
des  Beamtenthums  auf.    Sie  müssen  denselben  Amtseid  mit  den  Of- 
ficiers  du  Roi  schwören,1)  und  erhalten  Gehalte.3)  Daneben  aber  sind 
sie  den  Regeln  des  Verfahrens  unterworfen,  und  müssen  bei  jeder 
Klage  wie  jede  andere  Partei  das  juramentum  calumnne  schwören.3) 
Von  da  an  machen  sie  mit   den  übrigen  Beamteten  gemeinsame 
Sache,  sie  werden  die  Rechtsconsulenten  derselben  bei  allen  Ueber- 
grifTen  derselben  gegen  die  Lehnsherren ,  und  es  lässt  sich  anneh- 
men, dass  sie  schon  damals  die  ersteren  bei  Klagen  der  letzteren, 
vielleicht  schon  bei  allen  Rechtsbändeln  vertheidigt  haben ,  was  die 
Ord.  v.  Ort.  1351 ,4)  die  eine  Bestätigung  der  Ord.  v.  1302  ist, 
verbietet.   Die  Folge  davon  war  zunächst ,  dass  sich  der  Hass  der 
Lehnsherren  gegen  das  Beamtenwesen  überhaupt,  der  die  Privile- 
gien-Ertheilung  von  1315  zur  Folge  hatte ,  vorzüglich  gegen  diese 
Procuratores  richtete ,  woraus  die  sonst  unerklärliche  Aufhebung  der 
Procureurs  du  Roi  durch  die  Ord.  vom  13.  Juli  1318  a.  29  zu- 
sammenhängt ,  was  um  so  wahrscheinlicher  ist,  da  sie  nur  für  die 
Länder  des  coutumiären  Rechts  ausgesprochen  ward.    «Tous  pro- 
cureurs  seront  ostez,  exceptcs  ceulx  qui  sont  es  lieux  es  quiex 
on  use  de  droit  escript.»     Dass  sie  in  den  Ländern  des  droit 
escript  blieben  ,  hieng  mit  der  hier  schon  anerkannten  Form  des 
Strafprozesses  durch  informatio  und  inqucsta  zusammen ,  die  sie 
eben  im  Norden  einführen  wollten.    Diese  Aufhebung  kann  aber 
nicht  von  langer  Dauer  gewesen  sein;  denn  in  der  Ord.  v.  Dec. 
1344  finden  wir  sie  bereits  als  allgemeine  Institution  wieder,  und 
seit  dieser  Zeit  behalten  sie  ihre  Stellung.    Indessen  ward  diese 
Zwischenzeit  von  entscheidendem  Einfluss  auf  das  ganze  Institut. 
Da  sie  nämlich  im  Süden  fortbestanden  ,  so  bildeten  sie  ihr  Recht 
aus  an  dem  Criminalprozess  dieser  Länder,  und  übertrugen  später 
die  Stellung,  die  sie  hier  gewonnen,  auf  den  Norden,  so  dass 
grade  dadurch  ihr  Verhältniss  zum  Strafprozess  schon  am  Ende 
des  14.  Jahrhunderls  ein  gleiches  in  ganz  Frankreich  ward.  Jenes 
Verhältniss  derselben  im  südlichen  Frankreich  ist  schon  von  Biencr 
richtig  dargestellt,  nur  haben,  Maurer  sowohl  wie  Biener,  über- 
sehen ,  dass  alle  Ord.  von  1318—1344  nur  die  Procureurs  du  Roi 
im  Süden,  nicht  in  ganz  Frankreich  betreuen.5)    Als  Öffentliche 

1)  A.  15.  38.  3a.  40. 

2)  Ord.  ton  1303.    0.  d.  L.  I.  309.  a.  18.    Gilt  nur  fiir  Toulouse. 

3)  Ord.  1302.  a.  20. 

4)  O.  d.  L.  II.  450.  ff.  a.  3.    Ein  Verbot,  Privatsachen  zu  führen,  enthält 
schon  Ord.  von  1302.  a.  20. 

»)  Die  Ord.  von  1319,  welche  beide  mehrfach  citiren,  ist  für  Quercy  und 
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Aoklflger  und  Glieder  des  Gerichte  tkeilte  sieh  die  Verfolgung  der 
Verbrechen  zwischen  ihnen  und  dem  Richter.  Der  Procureur  ver- 
anlasst den  Richter  zur  Inforraatio }  ist  diese  geschehen,  dann  über- 
gibt der  Richter  dem  Procureur  die  Ergebnisse,  und  ertheil't  demsel- 
ben den  Auftrag,  die  Spezialuntersuchung,  Inquesta,  weiter  zu  ver- 
folgen a  pro  movere  inquesUs.»  Es  wird  wiederholt  befohlen,  dass 
ohne  solches  amandalum  judicis  expressum»  keine  Anklage  erhoben 
werden  soll.  Als  sie  nun  im  Norden  wieder  auftraten,  legten  sie 
sich  hier  natürlich  dasselbe  Recht  bei ,  das  sie  im  Süden  gehabt. 
Anfänglich  scheinen  sie  nur  diejenigen  Verbrechen  verfolgt  zu 
haben,  zu  deren  Verfolgung  ihnen  ausdrücklicher  Befehl  gegeben 
ward;1)  da  aber  die  Gerichte  das  Recht  halten,  ihnen  die  Ue ber- 
nahme der  Anklage  zu  befehlen ,  so  ward  der  Gebrauch  allgemein, 
es  auch  ohne  solchen  Befehl  zu  ihun;  schon  die  Ord.  von  13B0 
a.  18  2)  deutet  dies  an;  die  Ord.  von  1350,5.  April,3}  die  indessen 
bloss  für  die  Norinandio  erlassen  ward,  zeigt  hier  schon  das  ganze  Ver- 
fahren als  allgemeines;  die  Ausdrücke  Bouteilliers *)  beweisen  aber, 
dass  am  Ende  des  14.  Jahrhunderls  die  amtliche  Verfolgung  der 
Verbrechen  durch  den  Procureur  du  Roi  ganz  allgemein  geworden 
sein  muss.  Dieses  nun  ist  der  Anfang  des  Ministire  public ;  nnd 
der  Deutlichkeit  wegen  wollen  wir  hier  schon  das  Verfahren  in 
Beziehung  auf  die  Beteiligung  des  Procureur  du  Roi  angeben. 

Da  nach  dem  alten  Recht  der  Kläger,  der  nicht  bewies,  die 
Strafe  des  Verbrechens,  auf  das  er  geklagt,  erleiden  mnsste,*) 
so  fand  das  Verfahren  auf  Denonciation ,  die  wir  schon  im  18. 
Jahrhundert  angetroffen,  raseben  Eingang.  Auf  diese  folgte  die 
Information,  die  Generaluntersuchung.  Wo  aber  kein  Denuncialeur, 
und  auch  kein  Ankläger  war,  —  «quanl  il  avient  — -  ung  delil,  dont 
nul  ne  se  fait  parlie  que  le  procureur  du  Rojo  —  (Bout.  II.),  da 
trat  der  Procureur  du  Roi  auf  und  veranlasste  die  Information  durch 
den  Richter;  er  war  mithin  Denonciateur  im  öffentlichen  Interesse, 
und  der  Richter  konnte  sich  nicht  weigern ,  die  Information  an- 


Perigord  gegeben;  die  Ord.  v.  1329,  bei  Maurer  p.  148,  ist  ein  Druck- 
fcbler  fiir  1319.  Die  Ord.  von  1347  (bei  Dieoer  p,  204  durch  einen  Druck- 
fehler 1319)  für  Lyon.  Dio  Ord.  von  1338  für  das  ganze  Gebiet  de» 
droit  derit. 

i)  Die  Ord.  von  1355  a.  13  und  30  gibt  ihnen  den  Befehl,  die  Wegelagerer 
«d'Office»  zu  verfolgen .  was  die  Ord.  von  1356  a.  17  wiederholt. 

3)  O.  d.  L.  III.  p.  478.  a.  18. 
O.  d.  L.  II.  pag.  400  fL 

4)  Bout.  II.  fol.  CLXXVI  a.  und  b. 
«)  Siehe  oben. 
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zufangen. ')  Bei  dieser  Information  war  noch  kein  Beklagter  vor- 
banden; sie  bezieht  sich  nur  auf  den  Thalbestand.3)  War  sie  ge- 
schehen ,  und  eine  bestimmte  Person  verdächtigt ,  dann  wird  jene 
Information  zunächst  «veue  et  conseillfe  par  le  Baillif  ou  autre  süf- 
fisante personne  de  son  commandement,3)  und  dann  erst  dem  Pro- 
cureur  Auftrag  gegeben  ,  die  Anklage  zu  erheben.  Das  letztere  erst 
heissl:  te  faire  partie;*)  diese  beginnt  mit  dem  adjournement  peno- 
nei,  das  gegen  den  Boklagten  durch  den  Procureur  veranlasst  wird, 
und  dem  sich  derselbe  nur  durch  hinreichende  Caution  *)  oder  durch 
königliche  Lettre» ')  entziehen  kann.  Ist  dieses  Adjournement  er- 
lassen ,  so  ist  der  königliche  Richter  competent  geworden ,  mag  sonst 
zuständig  sein,  wer  da  will.7)  Dann  fängt  die  eigentliche  Inquesta 
an,  die  Spezialuntersuchung ,  in  welcher  der  Procureur  mit  dem 
Gericht  zusammenwirkt.  —  Auf  diese  Weise  hat  der  Prozess  des 
Südens  im  Norden  durch  die  Procureurs  du  Roi  Platz  gegriffen. 
Man  sieht  hieraus ,  dass  die  letzteren  in  zweifacher  Weise  im  Straf- 
verfahren auftreten ;  zuerst  um  die  richterliche  lnformalio  zu  ver- 
anlassen, und  dann  erst  als  wirkliche  Anklager.  Fügt  man  dazu  nun 
die  Gefahr  der  Privatanklagen,  so  wird  es  klar  sein,  wie  allmäblig 
die  ganze  Verfolgung  der  Verbrechen  auf  die  Procureurs  überging. 
Indessen  finden  wir  dennoch  beide  Systeme  des  Anklageverfahrens 
noch  in  mehreren  Coutumes  neben  einander.  So  heisst  es  in  der 
Gout.  de  Hut  de  l'Indre  T.  XIII  a.  35.  Der  aJuge»  soll,  «quand  il 
y  a  partie  formte  conlre  aucun  pour  cas  de  crime  —  soy  informer 
sur  l'aceusation  et  partie  formee»  —  wo  die  Privatanklage  also 
noch  das  Gewöhnliche  gewesen  zu  sein  scheint;  die  Cout.  de 
Bourbonnais  sagt  T.  VIII.  a.  63.  «Le  Procureur  d'Office  peut  pour- 
suyr  les  delinquans  avec  information  precedente,  decretee  par  le 
Juge,  soit  qu'il  ait  plaintifott  non.  Et  quand  il  y  a  partie  —  wenn  eine 
Privatanklage  erhoben  ist,  —  se  peut'ledit  Procureur  joindre  avec 
ladite  partie.o  Die  meisten  Goutumes  sprechen  gar  nicht  davon. 
In  jedem  Falle  ist  das  System  der  Öffentlichen  Anklage  in  dieser 
Epoche  erst  neben  das  der  Privatanklage  und  der  selbstständigen 


<)  Darauf  bezieht  »ich  die  Ord.  vom  Der.  134*  a.  7.  Dass  viele  amalivoli 
—  a  nobis  impetrant  Uteras  sub  nomine  Procuratori$  nostri  —  ut  informa- 
tiones  teeretas  faciant  contra  peraonas  bon.u  fams»  etc. 

3)  Ord.  v.  5.  Apr.  1350  a.  15.  «Que  aucuns  no  soit  approcbiö  d'Offlce  »ans 
information  eouffisant,  et  fait  du  commandement  de  Justice»»  etc. 

3)  Ib.  ib.  p.  407. 

4)  Bout,  U. 

6)  Ord.  v.  1350.  11. 
•)  Siehe  oben. 
Bout.  11. 
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richterlichen  Untersuchung  hingetreten.  Erst  die  folgende  Epoche 
hat  den  ausschliesslichen  Sieg  der  letzteren  entschieden. 

An  die  Procureurs  du  Roi  schliessen  sich  die  Avocats  du  Roi, 
die  zu  denselben  in  keinem  anderen  Verhältniss  sieben  ,  wie  die 
Avocals  zu  den  Procureurs  Oberhaupt.  Ich  finde  keine  frühere 
Erwähnung  der  Advocals  du  Rot  als  eines  eigenen  Standes  vor 
der  Ord.  v.  1338 ,  die  schon  oben  citirt  ist  und  für  Quercy  und 
Perigord  gegeben  ward;  gleichfalls  kommen  sie  vor  in  einem  Er- 
lass  von  13kl  für  Toulouse.1)  In  der  Ord.  v.  i3kk  aber  (2  Tbl.  a.  12.) 
treten  sie  schon  als  förmliche  Ciasse  der  Advocaten  auf ;  höchst 
wahrscheinlich  sind  sie  daher,  eben  wie  die  Procuratores  Regisf 
vom  Süden  auf  den  Norden  übertragen;  in  einem  Erlass  von  1358 
werden  sie  im  Parlament  neben  den  Procureurs  genannt;3)  ein  Er- 
lass vom  9.  April  1375  befiehlt  den  Advocats  du  Roi,  eine  Sache 
des  Nonnenklosters  in  Poissy  zu  vertheidigen  j3)  von  dieser  Zeit  an 
müssen  sie  als  wirkliche  Gens  du  Roi  angesehen  werden. 

Sehr  schwer  ist  nun  die  letzte  Frage  zu  entscheiden  ,  ob  und 
in  welcher  Weise  eine  Stufenfolge  unter  diesen  Gens  du  Roi  schon 
jetzt  vorhanden  gewesen  ist.    Schon  Maurer  4)  hat  richtig  bemerkt, 
dass  man  unter  dem  Ausdruck  Procureur-general  nicht  immer  einen 
General-Staalsprocurator  verstehen  dürfe,  sondern  es  ist  vielmehr  an- 
zunehmen, dass  der  Oberprocurator  der  einzelnen  Baillagt  jenen  Titel 
schon  jetzt  erhält,  während  die  Procureurs  du  Roi  an  Unlergerichlen 
bloss  Procureurs  heissen.    Diese  Annahme  erklärt  wenigstens  alle 
Schwierigkeiten,  und  stimmt  mit  den  Quellen  völlig  überein.  Da- 
gegen haben  die  Procuratores  generales  gewiss  nicht  unter  einem 
böchsten  Ober-  oder  General-Staalsprocurator  gestanden ;  denn  Aus- 
drücke wie :  abailliez  ä  vnir  aus  Procureurs  et  Advocaz  de  Mon- 
seigneur  et  de  Nous  en  Parlement»  *)  verbieten  entschieden  eine 
solche  Annahme.    Auch  finde  ich  im  15.  Jahrhundert  noch  keine 
Spur  von  einem  solchen  Vorstande.    Sondern  es  muss  jetzt,  wie 
in  der  folgenden  Epoche  die  Definition  des  Procureur  getieral  an- 
genommen werden,  die  bis  zur  Revolution  galt,  und  die  das  Re- 
pert.   von  Guvot  v.  Procur.  genör.  du  Roi  gibt.    oC'est  le  titre 
que  porte  un  officier  principal,  qui  a  soin  des  interets  du  Roi 


1)  O.  d.  L.  II.  p.  170.    Ord.  v.  Januar. 

2)  0.  d.  L.  III.  p.  202.  Ord.  v.  Sept. 

3)  Receuil  V.  p.  431.  Ob  in  dem  Erlass  v.  11.  Apr.  1416  (ib.  Till.  p.  573} 
auch  Advocats  du  Roi  enthalten  sind ,  ersieht  man  nicht ,  da  das  Recueil 
selbst  die  wunderliche  Weise  hat.  zuweilen  nur  die  Uebcrschrift  mitzu- 
theilcn,  wie  es  hier  geschehen  ist. 

A.  a.  O.  g.  113. 

*)  So  heisst  es  in  den  Lettre«  vom  Sept.  1358.   O.  d.  L.  III.  262. 


Digitized  by  Google 


Strafrecht  und  Verfahren. 


i89 


et  da  public  dans  Xitendue  du  ressort  dune  cour  gouveraine.  Es  lässt 
sich  darnach  annehmen,  dass  die  Einsetzung  der  verschiedenen 
Parlamente  den  Zeitpunkt  bildet,  wo  in  dem  Gerichtsbezirk  jedes 
Parlaments  die  Procureurs  des  baillages  et  sendschaussees  als  die 
alten  Procureurs  generaux  diesem  Procureur  general  untergeordnet 
worden  sind,  der  desshalb  Procureur  genäral  du  Roi  au  Parlement 
heisst ,  so  dass  es  jetzt  wie  in  der  folgenden  Epoche  so  viele  Ge- 
neral-Staatsprocuratoren  gibt  als  souveraine  —  d.  h.  inappelable 
Gerichtshöfe.  Bis  zur  Errichtung  dieser  letzteren  in  der  oben 
bezeichneten  Weise  ist  weder  der  Ausdruck,  noch  der  Umfang  der 
Rechte  genau  bestimmt;  seit  dieser  Errichtung  aber  organisirt  sich 
auch  dieses  Verhältniss,  und  damit  beginnt  für  dasselbe  die  neue 
Epoche. 

Ganz  in  gleicher  Weise  wie  die  Könige  hatten  nun  auch  die 
einzelnen  Grundherren,  die  noch  Gerichtsbarkeit  besassen,  solche 
Procureurs  bei  ihren  Gerichten.  Das  Verhältniss  dieser  grundherr- 
lichen Procuratoren  hat  nichts  verschiedenes  von  dem  der  könig- 
lichen; auch  hat  schon  Maurer1)  alles  Über  sie  gesagt,  was  der 
Erwähnung  werth  ist.  Sie  kommen  noch  bis  zur  Revolution  vor, 
und  heissen  Procureurs  d'Office. 

Diesem  Beamtens ystera  ist  nun  in  dieser  Epoche  die  Rechtsent- 
wicklung im  Allgemeinen ,  und  im  Besonderen  die  unserer  Gebiete 
übergeben. 


Strafrecht  und  Verfahren. 
A.    Character  der  Rechtsbildung  in  dieser  Epoche. 

Die  Grundlage  der  Rechtsbildung  dieser  Epoche  liegt  schon  in 
der  früheren;  sie  hat  wenig  Neues  erzeugt,  sondern  nur  die  vor- 
handenen Elemente  entwickelt. 

Das  LIauptresultat  des  13.  Jahrhunderts  für  das  innere  Rechts- 
leben bestand,  wie  wir  gesehen,  darin,  dass  das  römische  Recht  zum 
Recht  des  Beamtenstandes,  und  dieser  zum  Träger  jenes  Rechts  ge- 
worden ist.  Das  nun  ist  der  Satz,  der  auch  in  dieser  Epoche  die 
Geschichte  jenes  inueren  Rechtslebens  beherrscht  hat. 

Im  13.  Jahrhundert  nun  stand  das  Königlhum  noch  neben  den 
übrigen  Gestaltungen;  nur  die  Forderung  seiner  Anerkennung,  nicht 


i)  Maurer  11.  $.  116. 
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die  Wirklichkeit  derselben  war  allgemein.  Und  so  stand  auch  dt» 
römische  Recht  neben  dem  germanischen. 

Nun  aber  siegt  jener  Organismus  Ober  Lehnswesen  und  Par- 
ticularität.  Er  verschmilzt  mit  dem  Leben  des  ganzen  Landes;  er 
nimmt  alle  Elemente  in  sich  auf;  er  wird  zum  gemeinsamen  Rande 
für  alle;  in  ihm  wird  das  bisher  einheitslose  Frankreich  zur  Ein- 
heit  des  Volkes  und  Staalslebens. 

Ihn  nun  begleitet  das  römische  Recht;  denn  seitdem  13.  Jahr- 
hundert stehen  beide  zusammen.  Mit  ihm  und  durch  denselben 
dringt  es  in  das  Gebiet  des  germanischen  Rechts  hinein;  es  ver- 
mischt sich  mit  den  Instituten  und  Verhältnissen;  es  verschmilzt 
mit  der  Auffassung;  es  ist  neben  und  mit  dem  germanischen  Recht 
zugleich  da.  Die  Schranke  ist  gebrochen;  und  wie  das  Königthum 
in  dieser  Epoche  sich  zur  allgemeinen  Herrschaft  emporarbeitet,  so 
wird  nun  auch  das  römische  Recht  gleichsam  der  RegrifT,  in  den 
alles  Recht  zusammeugefasst ,  durch  den  es  verstanden  wird.  Das 
ist  die  Aufgabe  dieses  Zeitraums  und  diese  hat  sie  vollzogen«  Von 
da  an  beginnt  ein  Zustand  des  römischen  Rechts  in  Frankreich, 
gleich  dem,  den  wir  gegenwärtig  in  Deutschland  haben.  Es  lässt 
sich  seinem  Hauptinhalt  nach  in  zwei  Momenten  cbaracterisiren. 
Zuerst  erhält  das  römische  Recht  die  eigentümliche  Art  der  Gel- 
tung, die  wir  in  Deutschland  als  die  Reception  des  R.R.  bezeichnen; 
das  heisst,  es  wird  von  den  Rechtsverwaltern  des  Staats  als  gehend 
gesetzt  und  anerkannt,  ohne  dass  dieselben  diese  Geltung  auf  eine 
gesetzgebende  Gewalt  zurückfuhren ,  und  ohne  dass  sie  für  die- 
selbe eine  Grenze  haben.  —  Dann  durchdringt  es  alle  Regrifle  des 
alten  germanischen  Rechts  und  alle  Auflassung  desselben ,  das  eine 
erläuternd  und  erweiternd,  das  andere  verwirrend;  aber  allgegen- 
wärtig in  allen  Theilen  lebt  es  und  wirkt  es,  denn  das  ist  seine 
Restimmung,  aus  dem  unmittelbaren  und  natürlichen  Rechtsznstande 
eine  Wittenschaft  de»  Recht*  zu  erschauen. 

An  diese  theoretische  Seite  der  Einführung  des  römischen 
Rechts  schless  sich  die  praktische,  und  diese  erscheint  zunächst 
als  eine  grosse  Verwirrung  im  ganzen  Rechlsloben.  Denn  noch  ist 
das  Gerieht  einem  grossen  Theile  nach  ein  Volksgericbt  und  dieses 
Volk  verstand  nichts  von  dem  neuen  Recht  und  seiner  Sprache. 
Dennoch  gaben  die  beamteten  Richter  dasselbe  nicht  auf;  und  da 
sie  jetzt  in  allen  Gerichten  erschienen  und  die  Rechtsanwalde  steh 
hauptsächlich  nach  ihnen  richten  musslen ,  so  begann  schon  jetzt 
jenes  eigentümliche  Verhältniss,  das  mit  dem  Ende  dieser  Epoche 
zur  vollen  Verwirklichung  kommt.  Die  Richter  aus  dem  Volke 
ordnen  sich  erst  dem  beamteten  Richter  unter;  dann  treten  sie 
ailmählig  zurück,  bis  sie  allmahlig  ganz  aus  dem  Gerichte  ver- 
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schwinden,  oder  doch  zu  überflüssiger  Form  in  der  Geriehtsbe- 
selzung  werden.  Die  Rech  Übe  a  mieten  und  mit  ihnen  das  wissen- 
schaftliche Recht,  in  dem  das  römische  Recht  die  Hauptstelle  ein- 
nimmt, werden  damit  zn  den  Herren  des  Rechtslebens. 

Allein  dieser  Zustand  der  Dinge  hat  wie  jede  wahre  histori- 
sche Bewegung  ihren  tieferen  und  positiven  Inhalt,  den  man  eben 
so  oft  ganz  übersehen  als  man  ihn  ganz  allein  gewürdigt  hat.  In- 
dem das  neue  Recht  das  Recht  des  Uber  ganz  Frankreich  verbrei- 
teten und  dennoch  einseitlich  organisirten  Beamtenstandes  war, 
trat  durch  dasselbe  und  in  ihm  dieses  Frankreich  zuerst  als  Ein- 
heit im  Rechte  auf.  Die  Localrechte  halten  allerdings  viel  Ueber- 
einslimmendes,  und  das  gemeinsame  germanische  Volkselement 
mussle  eine  grosse  Gemeinsamkeit  der  Einzelrechte  bedingen.  Allein 
erst  in  dem  römischen  Rechte  als  dem  durch  die  allgemeine  Ge- 
walt geilenden  erschien  das  Recht  der  Einheit  des  Volkes.  So  ist 
das  romische  Recht  für  das  Rechtsleben  geworden,  was  das  Be- 
amtentum fUr  den  Staat  war;  nicht  die  volle,  wirkliche  Einheit, 
aber  dennoch  das,  wovon  diese  Einheit  zuerst  zur  Erscheinung  und 
zum  Bewusstsein  gebracht  ward.  Und  an  diese,  damals  keines- 
weges  klar  durchschaute  Thalsache  knüpfte  sich  die  Frage,  die 
mit  dem  16.  Jahrhundert  entstand,  ob  das  römische  Recht  das 
droit  eommun  sei  oder  nicht.  Auf  diese  Frage  kommen  wir  später 
zurück. 

So  wenig  aber,  wie  dieser  Staat  des  Beamtenthums  das 
ganze  Leben  jener  Epoche  in  sich  aufnimmt,  so  wenig  enthält  auch 
das  römische  Recht  wirklich  das  ganze  Recht  dieser  Zeit.  Sondern 
wie  jener  vielmehr  nur  das  Lehnswesen  noch  umschliesst  und  be- 
herrscht, ohne  es  zu  vernichten,  so  setzt  sich  die  Selbstständigkeit 
der  LandestheUo  auch  im  eigentlichen  Recht  fort.  Und  dieses  bil- 
det das  zweite  Element  der  Rechtsentwicklung  in  der  vorliegenden 
Epoche. 

Hier  nun  ist  einer  von  den  Punkten,  auf  denen  sich  das  13. 
Jahrhundert  von  den  folgenden  characleristisch  unterscheidet.  Im 
13.  Jahrhundert  ist  wie  in  der  Folgezeit  allerdings  Landrecht  und 
römisches  Recht  äusserlich  in  ganz  ähnlicher  Weise  miteinander 
verschmolzen;  allein  in  jenen  ersten  Zeilen  der  entstehenden  eigent- 
lichen Rechtswissenschaft  bilden  beide  Rechtssysteme  für  die  Auf- 
fassung der  Juristen  noch  ein  ungescbiedenes  Ganze ,  und  es  ist 
ihnen  weder  der  Gegensatz  in  der  Hauplrichlung  beider  Rechts- 
massen, noch  auch  das  Verhültniss  der  einzelnen  Rechtssätze  zu 
einander  zum  Bewusstsein  gekommen.  Sie  streben  daher,  dem 
ungeschiedenen  Inhalt  des  Hechtslebens  gegenüber  gestellt,  vor 
allem  nur  darnach,   diese  Masse  als  Ganzes  zu  bewältigen  und 
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ungeschieden  und  ohne  Rücksicht  auf  den  Ursprung  römisches  und 
germanisches  Recht  durcheinander  der  Bearbeitung  zu  unterwerfen. 
Den  Anstoss  auch  zu  diesen  Bearbeitungen  gab  allerdings  das  ro- 
mische Recht,  da  dasselbe  die  früher  einfachen  und  dem  richten- 
den Volke  stets  gegenwärtigen  Rechtssätze  verwirrte,  und  damit 
das  Bedürfnis»  entstand ,  zunächst  nur  in  irgend  einer  Weise  des 
neuen  Stoffes  Herr  zu  werden.  Allein  grade  desshalb  sind  diesel- 
ben noch  keine  reinen  Aufzeichnungen  des  geltenden  Rechts,  son- 
dern sie  sind  eben  nur  Bearbeitungen  desselben,  deren  Inhalt,  Form 
und  Grenze  von  der  Subjectivität  des  Bearbeitenden  abhing;  sie 
sind  Quellen  für  die  Kenntniss  des  Geltenden,  aber  sie  sind  nicht 
das  geltende  Recht ,  und  haben  daher  wohl  Air  das  Studium  des 
Ein/einen  nicht  für  Anwendung  in  den  Gerichten  ihre  eigentliche 
Gültigkeit.  Sie  sind  daher  noch  keine  Landrechte  oder  Coutumes, 
sondern  sie  sind  nur  Rechtsbücher.  Ihr  Verhältniss  zur  folgenden 
Zeit  beruht  darauf,  dass  sie  das  gemeine  und  Örtliche  Recht  noch 
zur  Einheit  verschmolzen  enthalten.  Die  jetzt  kommende  Epoche 
beginnt  daher  damit  diese  Elemente  zu  trennen  und  diese  Trennung 
ist  es ,  welche  zur  Grundlage  der  folgenden  Rechtsbildung  wird. 

Da  es  nämlich  keine  Aufzeichnung  des  geltenden  Rechts  gab, 
und  die  Kenntnis snahme  desselben  manche  Schwierigkeiten  hatte, 
so  war  es  natürlich,  dass  sich  die  Rechtskundigen  hauptsächlich 
an  die  Entscheidung  der  Gerichte  hielten.  Diese  selbst  aber  hatten 
eine  zweifache  Grundlage.  Bezog  sich  nämlich  der  Rechtsstreit 
auf  ein  im  Lande  geltendes  Recht ,  so  konnte  der  Beweis  für  die 
Gültigkeit  eines  solchen  Rechtssatzes  nur  dadurch  geführt  werden, 
dass  man  Zeugen  für  sein  Dasein  aufführte.  Ein  solcher  Beweis 
hiess  eine  opreuve  par  turbe;»  das  Bewiesene  war  dadurch  kein 
Privatbeweis,  sondern  sein  Inhalt  war  eine  Darlegung  der  Volks- 
kunde von  dem  Geltenden ,  ein  wirklich  geltendes  Recht.  Indem 
nun  die  schon  früher  eingeführten  Gerichtsprotocolle  diese  Beweise 
in  der  Entscheidung  aufnehmen  mussten ,  wurden  sie  Quellen  des 
geltenden  Rechts.  Und  ganz  nahe  lag  es  nun ,  dass  die  Anwälde 
bei  den  Gerichten  diese  Entscheidungen  für  ihren  Gebrauch  sam- 
melten; eine  solche  Sammlung  war  ein  Codex  des- geltenden  Rechts, 
die  den  Namen  von  der  Sache  hernehmend,  Coutumes  genannt 
wurden.  Dies  sind  die  Anfänge  der  eigentlichen  französischen 
Landrechte;  und  hier  ist  es  klar,  dass  sich  dieselben  auf  das  be- 
stimmteste von  den  Rechtsbüchern  des  13.  Jahrhunderts,  Beauma- 
noir,  den  Etabl.  de  St.  L.  und  Fontaines  unterscheiden.  Denn 
jene  Coutumes  enthalten  das  Recht,  was  man  als  wirklich  geltende*, 
seiner  Quelle  nach,  aufstellen  und  gebrauchen  konnte,  während 
jene  Rechtsbücher  nur  die  individuelle  Kenntniss  des  Einzelnen 
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angeben.  In  diesem  stets  übersehenen  Unterschiede  liegt  der  Grund, 
wesshalb  jene  RechtsbOcher  so  wenig  gebraucht  worden  sind ,  was 
die  geringe  Zahl  der  vorhandenen  Handschriften  beweist ,  und  wess- 
halb sie  niemals  cilirt  wurden  von  den  Nachfolgenden.  Sie  sind 
keine  Coutumei;  erst  mit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  nehmen 
diese  auf  die  angegebene  Weise  ihre  Entstehung  und  das  bekann- 
teste Beispiel  davon  sind  die  Goutumes  notoires  und  die  Decisions 
von  Desraares,  die  später  zum  Theil  wörtlich  in  die  Goutume  von 
Paris  aufgenommen  wurden.  Aehnliches  ist  an  andern  Orlen  ge- 
schehen; die  Ausgabe  der  Gout.  von  Burgund  von  Bouhier  enthält 
weitere  Belege.  Es  ist  diese  Unterscheidung  für  die  Geschichte 
der  Quellen  von  entscheidender  Wichtigkeit ;  erst  die  Ungenauigkeit 
der  neuern  Zeit,  die  z.  B.  Beaum.  Werk  die  Coutumet  du  Beau- 
voisis  genannt  hat,  hat  ihn  verschwinden  lassen.  —  Mit  dem  Auf- 
treten jener  wirklichen  Goutumes  gewinnt  nun  der  Rechtszustand 
in  Frankreich  eine  neue  Gestalt.  Es  ist  bekannt,  dass  sie  selber 
zwei  Epochen  in  ihrer  Entstehungsgeschichte  haben,  die  Zeit  der 
privaten  Abfassung,  die  von  der  Mitte  des  14.  bis  zur  Mitte  und 
dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  geht  und  die  der  officiellen  seit 
der  Ord.  von  1453.  Das  Genauere  hierüber  gehört  nicht  hierher. 
Nur  für  die  äussere  Gestalt  dieser  Landrecbte  wirkte  ein  Moment 
entscheidend,  der  bereits  oben  dargelegt  ist,  die  neue  Amtmann- 
schaft mit  ihrer  Assise.  Da  dieselbe  jetzt  auch  das  Lehnsherren- 
thum neben  den  königlichen  1) omainen  umfasste,  so  stand  sie  jetzt 
auch  als  das  Hauptorgan  des  RechtsUbens  ftir  dieselbe  da,  und  so 
kam  es,  dass  die  Baillages  die  Rechtsgebiete  für  die  neuen  Land- 
rechte wurden.  Jene  Auftbeilung  des  Landes  daher  in  die  Corope- 
tenzkreise  der  Parlamente  und  unter  ihnen  in  die  der  Amtmann- 
schaften, erscheint  auch  in  der  Bildung  des  geltenden  Rechts  wie- 
der; die  innere  Gleichmässigkeit  der  Entwicklung  verläugnet  sich 
auf  keinem  Punkte  des  jungen  Reiches. 

Blicken  wir  nun  zurück  auf  das  römische  Recht,  seine  Com- 
petenz  und  sein  Verhältniss  zum  Beamtenthum,  so  ergibt  sich,  dass, 
wie  sich  die  allgemeine  Idee  des  Königthums  nicht  so  sehr  durch 
sich  selber  als  vielmehr  durch  das  freie  und  selbstständige  Hinzu- 
treten der  Etats  erfüllt  bat,  auch  das  Gebiet  der  Geltung  des  rö- 
mischen Rechts,  bis  dahin  gleichsam  nur  ein  Anfang,  erst  durch 
das  Auftreten  der  Landrechte  seine  Erfüllung  gewinnt.  Durch  sie 
hat  der  Rechtszustand  zwei  Gestaltungen  zugleich,  wie  sie  der 
Staat  in  Königthum  und  Ständen  hat  und  jetzt  kommt  es  darauf 
an,  wie  sich  dieselben  zu  einem  neuen  Ganzen  verschmelzen  werden. 

Für  die  Geschichte  dieser  Verschmelzung  sind  uns  aber  im 
14.  und  15.  Jahrhundert  bis  jetzt  noch  fast  gar  keine  Quellen  zu- 
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gänglich.  Im  Allgemeinen  muss  sich  aber  der  Gang  der  Entwick- 
lung in  folgender  Weise  erhallen  haben. 

Die  Erziehung  für  das '  praktische  Recbtsleben  scheint  durch- 
stehend mit  dem  Studium  des  reinen  römischen  Rechts  nach  der 
Interpretationsmethode  begonnen  zu  haben.  Da  aber  die  ange- 
henden Juristen ,  nachdem  einmal  das  Landesrecht  als  gültig  aner- 
kannt war,  nicht  mit  demselben  allein  zureichten,  so  wurden  schon 
sehr  früh  die  Lehrer  des  römischen  Rechts  gezwungen ,  hie  und 
da  das  letztere  in  das  Landrecht  hinüber  zu  fuhren  und  Anwen- 
dnngen  aus  demselben  zu  machen»  Für  diese  Richtung  sind  die 
vielgebrauchten  Instituüones  von  Johannes  Faber  das  Hauptbeispiel. 
Je  mehr  sich  aber  das  Landrecbt  ausbildete,  desto  grösser  wur- 
den die  Anforderungen  an  einen  eigentlich  coutumiären  Lehrcursus. 
Höchst  wahrscheinlich  nun  ist  es  uns,  dass  sich  in  Paris  und  Or- 
leans allmählig  aus  diesem  Bedürfniss  eine  Doclrin  entwickelt  hat, 
die  gradezu  alles ,  was  man  aus  dem  Landrechte  in  Erfahrung 
bringen  konnte,  mit  dem  römischen  Recht  zu  einem  ungeschie- 
denen Ganzen  wiederum  in  ähnlicher  Weise  verschmolz ,  wie  zu 
Beaum.  Zeit.  Der  Unterschied  dieser  neuen  Doetrin  von  der  alten 
lag  darin,  dass  auf  der  einen  Seite  dem  römischen  Rechte  sein 
bestimmtes  Gebiet  angewiesen,  auf  der  anderen  alle  Landrechte  in 
dem  coutumiären  Theil  zusammengefasst  wurden.  Auf  diese  Weise 
entstand  ein  Recht,  das  weder  rein  römisch  noch  auch-  rein  land- 
rechtlich, grade  der  neuen  Stellung  des  Beamtenthums  entsprach; 
und  dies»  Verschmelzung  ist  unserer  Ansicht  nach  das  eigentlich 
franzSsieche  Recht,  das  droit  coromun  dieser  Epoche,  das  Resultat 
des  Gegensatzes  jener  beiden  oben  bezeichneten  Elemente  des  Rechts- 
lebens. So  wie  diese  neue  Form  des  Rechts  sich  entwickelte,  be- 
gannen natürlich  die  Lehrer  des  römitehen  Rechts  sich  wieder  auf 
ihr  strenges  römisches  Gebiet  zurückzuziehen  und  alles  Hereinzie- 
hen der  germanischen  Principien  jener  Richtung  zu  überlassen; 
von  da  an  datirt  sich  daher  das  Entstehen  der  franzötitch-römuchen 
Juristenschule ,  die  in  Cujaz  ihre  Spitze  iindel.  In  gleicher  Weise 
beginnt  das  eigentliche  Landrecht  für  sein  besonderes  Gebiet  sich 
besondere  Kräfte  anzueignen  und  die  einzelnen  Coutumes  werden 
als  solche  Gegenstand  einzelner  Arbeilen ;  das  ist  der  Ursprung  der 
rtin-coutumiären  Jurisprudenz  in  Frankreich,  die  aber  in  dieser 
Epoche  sich  noch  fast  ausschliesslich  mit  dem  Sammeln  und  Auf- 
zeichnen beschäftigt.  Diese  drei  Hauptformen  bilden  das  Rechts- 
lehen dieser  Zeit.  Für  die  eigentlich  französische  Rechtsbildung, 
die  Einheit  von  römischem  und  ooutumtärem  Recht,  ist  Bouteiller* 
Somme  Rurale  die  Hauptquelle,  und  fast  die  einzige  aus  dem  14. 
und  15.  Jahrhundert ;  im  16.  dagegen  worden  die  Vertreter  desselben 
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mm  so  zahlreicher  und  bedeutender,  dee  Uebergang  zu  der  folgen, 
den  Gestalt  des  Rechtslebens  andeutend ;  hier  nennen  wir  nur  als 
bezeichnende  Wortführer  Dumoulin  und  dArgentre,  neben  Pithou, 
Charondas ,  Pasquier  und  anderen.  Es  ist  uns  ferner  höchst  wahr- 
scheinlich, dass  die  «saiges  coustumiers»  oder  «coustumiers»,  von 
denen  BouleiUer  an  mehreren  Orten  redet,  eben  solche  Lehrer 
und  Docenten  des  römisch-coutumiären  Rechts  sind;  und  in  der 
somme  rurale  besitzen  wir  ohne  Zweifel  einen  Cursus  dieser  gan- 
zen Theorie.  Alles  Allgemeine,  was  sich  Ober  diese  Zeit  und  ihre 
innere  Entwicklung  sagen  lägst,  findet  in  diesem  Werk  Beispiel 
und  Beweis  zugleich;  jene  drei  Richtungen  aber  sind  in  der  vor- 
liegenden Epoche  nur  noch  im  Keime  vorhanden  und  sehr  oft 
zwingt  uns  der  Mangel  an  Quellen  von  der  späteren  Ausbildung 
eines  oder  des  anderen  Punktes  auf  einen  früheren  Beginn  zu 
scbliessen,  den  wir  selber  nicht  nachweisen  können. 

So  bestimmt  nun  aber  auch  im  Allgemeinen  sich  jenes  drei- 
fache Verhältniss  gruppirt,  so  verschieden  ist  dasselbe  für  die 
einzelnen  Rechtsgebiete.  Und  da  man  gewöhnlich  in  verkehrter 
Weise  Umfang  und  Bedeutung  des  eigentlich  coutumiären  Rechts 
zu  sehr  verallgemeinert,  so  müssen  wir  schon  hier  auf  diesen 
Punkt  um  so  entschiedener  aufmerksam  machen. 

Theilt  man  nämlich  das  ganze  Recht  dieser  Zeit  in  drei  Grup- 
pen, das  Lehn*  und  Privatrecht,  das  Strafrecht  und  den  Process, 
so  ist  überhaupt  nur  für  das  entere  das  eigentlich  coutumiaire  Recht 
zu  einer  wirklichen  Bedeutung  gediehen.  Nur  hier  scheiden  sich 
römisches  Recht,  coutumiäres  Recht  und  gemeines  französisches 
Recht  in  drei  selbstsländige  Massen  mit  selbstständigen  Vertretern 
und  selbstständiger  Lilteratur;  und  nur  hier,  nur  für  dieses  Gebiet 
ist  im  ganzen  französischen  Rechtsleben  überall  die  Frage  entstan- 
den, ob  und  in  wie  weit  es  ein  solches  droit  commun  gebe. 
Wesentlich  davon  unterschieden  ist  das  Strafrecht.  Im  Strafrecht 
ist  zuerst  das  ganze  Gebiet  der  eigentlichen  Verbrechen  fast  durch- 
stehend ohne  Widerspruch  dem  droit  commun  auf  die  gleich 
näher  zu  bezeichnende  Weise  unterworfen  worden;  dann  ist  mehr 
als  die  Hälfte  Frankreichs  auch  für  das  Buttrecht  ganz  ohne  cou- 
tumiaire Strafbestimmungen.  Der  Gegensatz  zwischen  gemeinem 
Strafrecht  und  landrechllichem  ist  daher  schon  jetzt  in  seinen 
Hauptpunkten  verwischt,  und  das  droit  commun  ist  praktisch  das 
überwiegende  geworden.  Dieser  Sieg  des  gemeinen  Rechts  hat 
nun  im  Gebiete  des  Verfahrens  sich  vollständig  vollzogen.  Mit  dem 
Untergang  des  Zweikampfs,  dessen  Geschichte  wir  unten  darstellen, 
geht  auch  der  Gedanke  eines  coutumiären  Proeettet  gänzlich  ver- 
loren, und  schon  im  14.  Jahrhundert  gibt  es  nur  noch  einen  gt~ 
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meinen  französischen  Gvilprocess.  Etwas  langsamer,  aber  doch  in 
derselben  Weise,  siegt  der  gemeine  Criminalprocess  Uber  die  letzten  Reste 
des  alten  Strafverfahrens.  Auf  diese  Weise  ergibt  sich ,  wie  sehr 
man  sich  hüten  muss ,  ganz  im  Allgemeinen  den  Gegensatz  zwischen 
coutumiärem  und  römischem  Recht  und  die  Geschichte  des  gemei- 
nen französischen  Rechts  hinzustellen.  Wir  haben  grade  die  Ge- 
biete genauer  zu  betrachten ,  in  denen  sich  das  letztere  zuerst  und 
am  entschiedensten  verwirklicht;  und  Air  die  richtige  Beurtheilung 
des  ganzen  Zuslandes  im  Rechbleben  Frankreichs  muss  man  daher 
das  Verhältniss  des  Lehns-  und  Privalrechls  gleichsam  als  das  eine 
Extrem  mit  den  beiden  folgenden  Theilen  als  die  Mitte  und  das 
andere  Extrem  stets  in  Einheit  zusammendenken,  ohne  sich  durch 
die  äussere  Geschiedenheit  der  Darstellung  irre  machen  zu  lassen. 

Warum  nun  aber  grade  Strafrecht  und  Verfahren  die  beiden 
Punkte  sind,  in  denen  das  gemeine  Recht  so  entschieden  das  land- 
rechtliche überwältigt  —  das  ist  eine  Frage»  deren  volle  Beant- 
wortung nichts  geringeres  als  die  germanische  Rechtsgeschichte 
selber  zu  geben  vermag.  Jedes  Land  Europas  hat  ein  gemeines 
Recht  und  innerhalb  desselben  örtliche  Rechte  und  in  jedem  Lande 
siegt  das  gemeine  Strafrecht  schneller  und  der  gemeine  Process 
am  schnellsten  über  das  alte  Recht.  Denn  in  der  That  ist  allent- 
halben jenes  gemeine  Recht  das  Recht  der  einheitlichen  Gestaltung 
des  Volkslebens,  und  diese  Einheil  ist  der  Staat.  Dem  Staate  als 
selbstständigem  Organismus  aber  gehören  Strafrechl  und  Verfahren; 
ohne  sie  kann  er  im  Recht  gar  nicht  zur  eignen  Bedeutung  kom- 
men; das  Verschwinden  des  localen  Slrafrechls  und  Processes  ist 
daher  selber  nichts  anderes  als  das  Entstehen  des  Staats ;  erst  auf 
dem  Punkte  aber,  wo  der  selbstsländige  Staat  zur  Einheit  mit  dem 
Volke  wieder  zusammentritt,  siegt  auch  das  gemeine  Privatrecht 
über  das  locale.  Das  geschieht  in  Frankreich  mit  der  Revolution, 
und  auch  hier  ist  diese  Revolution  daher  eben  so  sehr  der  Schluss- 
punkt einer  lange  durcharbeiteten  Bildung  als  der  Anfangspunkt 
einer  neuen.  Warum  demnach  Deutschland  Einen  Process,  viele 
Strafrechte  und  gar  kein  Privatrecht  hat,  erklärt  sich  aus  dem  Obigen. 

Die  Aufgabe  des  Folgenden  ist  nun  zu  zeigen,  toi«  sich  dieses 
gemeine  Recht  in  unsern  beiden  Gebieten  entwickelt  bat. 

B.    Das  Strafrecht. 

Wenn  wir  hier  das  gemeine  französische  Straf  recht  von  dem 
coutumiären  scheiden ,  so  ist  dabei  eine  Bemerkung  vorauszusenden. 
Das  erstere  hat  sich  niemals  als  ein  eigenthümliches  dem  letzteren 
gegenüber  gestellt,  und  ist  niemals  durch  eine  eigene  Gesetzgebung 
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wie  in  Deutschland  durch  die  Carolina ,  zur  Erfüllung  seines  ihm 
ausschliesslich  angehörigen  Inhalts  gekommen.  Es  besteht  dasselbe  aus 
der  Doctrin,  und  wird  lediglich  durch  die  Praxis  angewendet ;  es  ist  da- 
her nicht  plötzlich  entstanden,  und  hat  gleichfalls  nirgends  feste  Gren- 
zen ;  im  Gegenlbeil  ist  es  überhaupt  nur  dadurch  eine  besondere 
Gestalt  im  französischen  Rechtsleben  geworden,  dass  sich  an  eini- 
gen Orten  ein  landrechlliches  Strafrecht  bis  zum  Anfang  der  fol- 
genden Epoche  geltend  gemacht  hat.  Das  Verhältniss  dieses  ge- 
meinen Hechts  zum  parliculären  wird  daher  erst  bei  der  Darstellung 
des  letzleren  ganz  klar  werden  können.  Sein  Entstehen  aber,  sein 
Character  und  sein  Inhalt  muss  für  sich  betrachtet  werden. 

/.    Das  gemeine  französische  Strafrecht. 

Es  ist  oben  in  dem  Strafrechl  des  Lehnswesens  das  Verhältniss 
der  Lehnsepoche  zu  der  früheren  des  Wehrgeldes  dahin  bestimmt, 
dass  jetzt  der  Lehnsherr  als  Träger  der  Staatsgewalt  in  seinem 
Besitze  ausschliesslich  das  alte  Recht  des  Staats  und  das  des  Ver- 
letzten ,  Busse  und  Wehrgeld,  für  sich  in  Anspruch  nimmt,  allein 
die  neue  Busse  oder  Amende  erhält,  und  daneben  die  absoluten 
oder  unsühnbaren  Verbrechen  allein  bestraft.  Der  Fortschritt  in 
dieser  neuen  Gestalt  des  Strafrechts  lag  darin ,  dass  in  dem  Lehns- 
herrn die  Idee  der  allgemeinen  Persönlichkeit  als  die  allein  Ver- 
letzte und  Berechtigte  erscheint,  und,  die  Strafe  für  sich  in  An- 
spruch nehmend ,  das  privatrechtliche  Element  des  alten  Wehrgeldes 
ganz  aus  dem  Strafrechte  verbannt.  Mit  diesem  Punkte  ist  aber 
auch  das  Neue  im  eigentlich  lehnst  ecli  iiichen  Strafrechte  erschöpft ; 
und  jetzt  muss  ein  weiterer  Fortschritt  von  einer  andern  Seile  her 
kommen. 

Dieser  schliesst  sich  zunächst  an  das  Widersprechende,  das 
auch  im  Lehnswesen  dem  damaligen  Zustande  des  Strafrechts 
blieb.  Das  Verbrechen  ist  als  Verletzung  der  Idee  der  Persönlich- 
keit eine  Verletzung  des  Staats;  der  Staat  aber  ist  nicht  an  die 
Scholle  gebunden ,  wie  das  Lebnsrecht.  So  lange  daher  das  Straf- 
recht dem  Lehnsherrn  blieb,  war  dasselbe  ein  pritatrechtlicher  Be- 
sitz, und  blieb,  auch  in  jener  höheren  Form ,  dem  Grundeigentum 
unterworfen.  Die  Ablösung  vou  diesem  Eigenlhumsverhiiltniss  und 
der  Uebergang  zu  einem  selbstsländigen  staatlichen  Leben  mussle 
mithin  der  nächste  Schritt  zur  weitern  Entwicklung  werden;  und 
das  ist  es,  was  die  vorliegende  Epoche  durch  das  gemeine  fran- 
zösische Strafrecht  erreicht  hat.  Das  Entslehen  desselben  schliesst 
sich  wie  seine  Bedeutung  an  die  Geschichte  des  Königlhums. 

Die  beiden  Formen  nämlich,  in  welchen  das  letztere  über 
einzelne  Gebiete  seine  Herrschaft  gewann ,  waren  der  Erwerb  der 
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Grundherrlichkeit  oder  der  der  Lehnsherrlichkeit.  Im  ersten  Falle 
hatte  der  König  als  haut  justicier  ohnehin  die  peinliche  Gerichts- 
barkeit ;  im  zweiten  hatte  er  das  Recht  der  Aufsicht  über  die  Aus- 
Übung  derselben,  und  die  obere  Instanz  in  den  Assises  seiner 
Baillis.  Die  Verschiedenartigkeit  des  peinlichen  Landrechts,  das 
dieses  noch  locale  Königthum  umfasste,  war  daher  gleich  von  An- 
fang an  durch  eine  einheitliche  Form  und  Verfassung  umgeben, 
und  damit  der  Grund  zu  dem  Gedanken  gelegt,  dass  auch  hier 
jedes  locale  Recht  der  Verbrechen  die  Ausnahme,  das  von  den 
Beamteten  ausgesprochene  das  allgemeine  sei.  Diese  Vorstellung 
erhält  nun  ihre  entschiedene  Befestigung  durch  das  Auftreten  der 
Stände  des  Reichs. 

9 

Wir  haben  früher  nachgewiesen,  wie  durch  diese  Etats  die 
Idee  des  Königlhuras  eigentlich  erst  mit  der  Idee  des  Staats  iden- 
tisch wird  ,  und  wie  das  Volk  erst  jetzt  beginnen  konnte  ,  dem 
Königthum  die  Aufgaben  des  Staats  zu  übertragen.  Eine  der  wich- 
tigsten dieser  Aufgaben  ist  der  Schutz  der  Einzelnen  gegen  Ver- 
brechen und  die  Bestrafung  derselben ;  äusserlich  als  Forderung  an 
die  Staatsgewalt  unmittelbar  an  das  Auftreten  derselben  sich  an- 
schliessend ,  ist  sie  innerlich  nur  eine  Seite  der  Staatsidee  selber. 
So  wie  daher  das  Königthum  durch  Uebernahme  der  höchsten  und 
allgemeinsten  Gewalt  von  den  Etats  sich  an  die  Spitze  des  ganzen 
Landes  stellte,  folgte  mit  Nolhwendigkeit,  dass  auf  der  ei  neu  Seile 
das  Volk  für  die  Verwaltung  des  peinlichen  Rechts  dasselbe  ver- 
antwortlich machte,  auf  der  anderen  die  Organe  desselben  jene 
Verwaltung  als  ihre  Pflicht  und  ihr  Recht  ansahen.  Damit  beginnt 
der  Uebergang  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit  aus  einem  Eigen- 
thumsrecht zu  einem  Hoheitsrecht,  und  mit  ihm  der  eigentliche 
Gharacter  dieser  Epoche.  Allerdings  bleibt  die  peinliche  Gerichts- 
barkeit noch  den  Grundherren;  allein  der  Gedanke,  dass  sie  ein 
Hoheitsrecbt  ist,  wird  durch  den  Satz  vermittelt,  den  wir  schon 
früher  nachgewiesen ,  dass  alles  Gericht  nur  im  Namen  des  Königs 
oder  des  durch  ihn  vertretenen  Staates  ausgeübt  werde.  So  wird 
aus  der  allen  lehnsrechtlichen  Gerichtsbarkeit  die  neue,  deren  Wesen 
es  ist,  ein  innerer  Widerspruch,  ein  staatliches  und  privates  Recht 
zu  sein,  die  peinliche  Patrimonial-Juriidiction.  Auf  diesem  letzten 
Gebiete  erhält  sich  die  Identität  von  Besitz  und  staatlichem  Recht 
für  das  Strafrecht;  das  übrige  ist  jetzt  der  Idee  des  Staats  unter- 
worfen. 

Dies  nun  ist  der  Gesichtspunkt,  von  welchem  aus  die  Ent- 
stehung des  gemeinen  französischen  Strafrechts  zu  betrachten  ist« 
War  jene  Gerichtsbarkeit  Eine  und  dieselbe,  so  musste  sie  auch 
mit  Einer  und  derselben  Thatigkeit  allenthalben  auftreten;  und  diese 
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Thätigkek  war  selber  theils  eine  praktische,  theils  eine  theoretische. 
Wie  sich  praktisch  die  Könige  die  Ausübung  des  peinlichen  Rechts 
unterworfen,  ist  bereits  im  Gerichtswesen  und  in  der  Gesetzgebung 
angegeben ;  durch  ihre  Procureurs  nahmen  sie  die  Verfolgung  der 
Verbrechen,  durch  ihre  Commissaires  und  Reformaleurs  die  Auf- 
sicht über  die  Gerichlsverwaltung  überhaupt ,  durch  das  Recht  der 
Erlasse  uml  Begnadigungen  die  einzelnen  Fälle  an  sich  ;  in  der 
Stellung  der  neuen  Parlamente,  als  oberster  königlicher  Gerichts- 
hofe aber  war  der  Mittelpunkt  für  die  einheitliche  praktische  Aus- 
übung des  Strafrechts  gegeben,  da  die  Appellaiion  an  demselben 
Gerichtshof  in  allen  üntergorichten  dieselben  Grundsätze  über  Ver- 
brechen und  Strafe  erzeugen  musste.  Aus  dieser  Einheit  der  Straf- 
verwaltung entstand  natürlich  der  Gedanke ,  dass  es  auch  theore- 
tisch nur  Ein  Strafrecht  gebe;  und  in  der  Thal  liegt  dieser  Gedanke 
wohl  schon  der  Darstellung  Beaumanoirs  zum  Grunde,  da  derselbe 
eigentlich  kein  coulumiäres  Strafrecht  gibt,  wie  die  Et.  d.  St.  L., 
sondern  ohne  Unterscheidung  aJle  geilenden  Slrafrechtsbestimraun- 
gen  zusammenstellt,  die  er  kennt.  Höchst  wahrscheinlich  haben 
sich  nun  die  Jurisien  dieser  Epoche  in  ganz  ähnlicher  Weise  ein 
Strafrecht  für  ihre  Anwendung  ausgebildet,  wie  Beaumanoir,  indem 
sie  theils  aus  den  verschiedenen  Landrechlen  ,  theils  aus  dem  rö- 
misch-kanonischen Recht,  theils  aus  der  Praxis  der  Gerichte  sich 
ein  Strafsystem  zusammenstellten  ,  und  mit  einzelnen  allgemeinen 
Begriffen  aus  dem  römischen  Recht  verschmolzen.  Wir  haben  aber 
für  diese  Geschichte  der  Bildung  des  gemeinen  französischen  Slraf- 
rechts  bis  jetzl  noch  keine  Quellen;  indessen  tritt  uns  die  ganze 
Gestalt  desselben  in  der  Sorame  rurale  von  Bouleiller  entgegen, 
dessen  Schrift  Überhaupt  als  Repräsentant  desjenigen  gellen  kann, 
was  in  dieser  Epoche  das  gemeine  französische  Recht,  und  das  Recht, 
der  allgemeinen  vom  Parlamente  geleiteten  Praxis  war.  Nach  ihm 
geben  wir  daher  die  folgende  üarstelluug,  indem  wir  den  Grand 
Coustumier  als  Ergänzung  für  einzelne  Punkte  zu  Hülfe  nehmen. 

Da  nun  die  Aenderung  im  Strafrecht  nicht  so  sehr  die  einzel- 
nen Verbrechen  und  Strafen  ,  als  vielmehr  nur  noch  die  Auflassung 
im  Ganzen  betraf,  so  legen  wir  das  System  des  Lebnsstrafrechts 
für  das  Folgende  zum  Grunde. 

/.  Lehnsverbrechen. 

Die  Vergleichung  der  Lehnsverbrechen  in  dieser  und  in  der 
vorigen  Periode  gehört  zu  den  deutlichsten  Beweisen ,  dass  das 
Lehnswesen  seinen  Characler  der  Souverainetät  verloren  hat,  und 
nur  »och  ausser  dem  privatrechtlichen  Verhältniss  eine  gewisse  un- 
klare Vorstellung  von  der  alten  Fides  hat,  die  der  Vassal  seinem 
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Seigneur,  der  Seigneur  seinem  Vasall  schuldig  ist.  Bouteiller «) 
führt  dieselben  noch  als  eigene  Klasse  auf:  aQuelle  peine  i'omroe 
feudal  commet  en  mettanl  la  main  &  son  seigneur,  ou  encontre  le 
seigneur  ä  son  vassal.a  Hier  ist  aber  von  Ost  und  Chevauchee 
nicht  mehr  die  Rede ;  die  Waffengewalt  gehört  dem  Königthum. 
Gleichfalls  spricht  er  nicht  mehr  von  dem  Gericht,  dem  defaute 
de  droit  und  dem  deni  de  justice.  Seine  Fälle  sind  folgende.  Geht 
ein  avassal  contre  son  seigneur  en  guerre,»  so  verliert  er  sein  tief; 
wenn  er  Hand  an  seinen  Seigneur  legt  und  ihn  schlägt,  so  soll  er 
aperdre  le  poing  ä  la  voulenle  du  seigneur»,  und  wenn  er  sich 
nicht  der  Klage  (action)  stellt,  soll  er  auf  immer  aus  dem  Gebiet 
des  seigneur  verbannt  werden.  Ist  sein  Seigneur  in  Gefahr  und 
er  hilft  ihm  nicht,  «sacbez  que  se  engendre  action  de  perdre  sei 
mueblei  au  profllt  du  seigneur.»  Dann  gilt  es  aber  auch  schon  als 
Lebnsverbrechen,  wenn  der  Vasall  amnt  faulces  mesures  en  sa  terre,» 
oder  wenn  er  opesche  en  ses  estangs,»  oder  wenn  er  «emble  ses  con- 
nins  en  ses  ga renne«, »  also  die  Jagd-  und  Forstverbrechen ;  auch 
dafür  soll  der  Vasall  oselon  aulcuns»  wie  Bout.  sagt2)  in  der  vo- 
lenti du  seigneur  sein.  —  Dagegen  gilt  auch  jetzt  noch ,  dass  der 
Seigneur  sein  fief  verliert,  wenn  er  seinen  vassal  schlagt ,  und 
wenn  er  «ravit  la  femme  ou  la  fille  de  son  homme,»  oder  wenn 
er  aconche  avec  la  femme  —  ou  avec  sa  fille  qui  pucelle  seroit,  ou 
sa  parenteo;  der  vassal  wird  dadurch  oexempt  de  son  seigneur  et 
retourne  a  son  chief  lieu  et  seigneur  souverain  de  toute  sa  terre, 
causeset  querelies.»  —  Umgekehrt  verliert  ftir  ein  gleiches  Ver- 
brechen der  homme  feudal  sein  fief  gegen  den  seigneur.  3)  —  Alle 
diese  Lehnsvergehen  erhalten  sich-,  wie  wir  aus  den  Coulumes 
sehen  ,  allerdings  noch  bis  auf  wenige  über  das  Ende  dieser  Epoche 
.hinaus;  allein  wie  die  Lehnsherrlichkeit  ihren  staatlichen  Character 
verliert,  so  gehen  auch  sie  allmählig  über  in  die  Classe  der  Ver- 
gehen überhaupt,  und  mit  dieser  letzten  Gestalt  verschwinden  daher 
die  Lehnsverbrechen  als  eigene  Classe. 

//.  Das  eigentliche  Strafrecht. 

Die  alte  Unterscheidung  der  sühnbaren  und  nicht  sühnbaren 
Verbrechen  erhält  in  dieser  Epoche  die  Grundlage  ihrer  wissen- 

')  B.  fol.  73  a.  —  Boot,  citirt  hier  die  Libri  feudorum ;  ein  Beweit,  dass 
sie  trolz  der  früheren  Ansicht  in  manchen  Punkten  dennoch  im  Gebrauch 
waren. 

3)  Es  fragt  sich  hier ,  wer  diese  «aulcuns»  sind ,  von  denen  Bout.  redet.  Es 
scheint  mir  unzweifelhaft,  dass  die  Lehrer  des  coutumittren  Bechts  ge- 
meint werden,  die  «coustumiers,»  von  denen  wir  sonst  nichts  wissen. 

3)  B.  fol.  75  a. 
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schaftlichen  Gestalt.  Dass  man  in  der  ältesten  Zeit  so  wenig  wie 
jetzt  an  die  tiefere  Idee  jenes  Unterschiedes  dachte,  versteht  sich 
von  gelbst;  aber  man  fühlte  sie  mit  richtigem  Tact  heraus,  und  die- 
sem Tact  gab  das  römische  Hecht  Namen  und  Ausdruck.  BouteUler*) 
beginnt  nämlich  seine  Darstellung  des  Slrafrechts,  unter  dem  Titel 
«De  action  criminelle.»  Die  Sache  nach  der  Form  benennend  in 
der  das  Recht  für  sie  gefunden  ward,  mit  der  Unterscheidung  von 
aCrime  capital  et  crime  non  capilal.»  aCrime  capital  si  est  pour 
fais  par  quoy  on  pert  vie  et  recoil  ou  mort  par  justice  s'on  est  tenu 
prisonnier,  ou  s'on  n'est  prisonnier  par  quoy  on  porte  tel  bannisse- 
menl  qui  vaille  mort.»  Der  Grand  Goustumier3)  obwohl  er  weiter 
gar  nicht  auf  Definitionen  eingeht,  gebraucht  doch  schon  die  beiden 
Ausdrücke,  soviel  wir  sehen,  zuerst,  die  noch  heute  gelten,  «de- 
licti et  crimes.»  Die  delictz  sind  die  «raenre  meflets»  Beaumanoirs; 
nur  dass  jetzt  diese  Unterscheidung  zur  allgemein  gültigen  gewor- 
den sind.  In  den  späteren  Goutnmes  enthalten  die  Titel  von  den 
aAmendes»  die  Vergehen,  die  von  den  Crimes  die  Verbrechen. 

Bouteiller  aber ,  und  mit  ihm  gewiss  die  Lehre  vom  gemeinen 
französischen  Strafrecht  geht  noch  weiter.  Man  findet  schon  den 
Versuch ,  Air  die  Verbrechen  die  Lehre  des  allgemeinen  Theils, 
die  Begriffsbestimmung  der  Verbrechen,  und  die  Lehre  von  den 
Strafen  als  selbstständige  Theile  zu  behandeln.  Freilich  geschieht 
das  so  ,  dass  sie  ganz  ohne  Zusammenhang  in  seinem  Buche  auf- 
geführt werden;  doch  erkennt  man  deutlich,  wie  die  Eigentüm- 
lichkeit jedes  Abschnittes  diese  Trennung  hervorruft.  Dabei  hat 
denn  allerdings  der  Einfluss  des  römischen  Hechts  manchen  Begriff 
verwirrt.    Das  Strafrecht  ist  nun  folgendes. 

A.  DU»  Verbrechen,  les  crime«  capitaux. 
i)  Der  altgemeint  Tkeil. 

Die  obige  Begriffsbestimmung  der  crimes  capitaux  wird  an  den 
Strafen,  welche  ihnen  folgen,  noch  genauer  gegeben.  Die  capitalen 
Strafen  sind  nach  ihraJ):  «peine  de  mort,  ou  de  membre  perdre, 
ou  de  bannissement  de  ville,  ou  de  pays,  a  peine  de  vie  ou  de 
mernbre,  ou  d'eslre  mys  au  pillori,  ou  d'eslre  flaslry,  ou  cnseign6 
d'enseigne  public,  ou  estre  trouv6  incredule.»  Doch  sind  dies  kei- 
nesweges  recht  feste  Begriffe,  denn  im  L.  II.  f.  239  zählt  er  unter 
den  amendes  non  capitaux  Schandpfahl  und  Brandmark  mit  auf. 
Die  Bestimmung  der  Strafen  für  die  einzelnen  Verbrechen ,  wo  die- 

i)  Bout.  f.  45  a. 
>)  Gr.  C.  f.  154  b. 
3)  Boot.  1.  o. 
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selben  nicht  rechtlich  schon  feststanden  ,  schloss  sich  n  das  Ver- 
fahren. Der  Kläger  stellte  nämlich,  nach  der  Geschichtsenlhlung 
seinen  Antrag  auf  eine  bestimmte  Strafe  (die  Conclosion),  und  dar- 
nach entschied  das  Gericht.  Hierdnrch  erklärt  sich  die  Ungenauig^- 
keit  in  der  Angabe  der  Strafbestimmungen  bei  Bout.  Es  zeigt  das 
aber  zugleich,  wie  die  Hechtsgelehrten,  und  besonders  die  Öffent- 
lichen Ankläger  die  Hauptgewalt  der  Strafgerichtsbarkeit  an  sich 
nahmen ,  und  die  Strafbeslimmungen  der  Coutumes  umsliessen  oder 
überflüssig  machten. 

Es  tritt  ferner  der  Versuch  auf,  Urheber  und  Tkeitnehmer  zu 
bestimmen ;  die  Urheber  heissen  faiseur» ;  er  zählt  dahin  alle ,  die 
wir  als  Tbeilnehmer  und  Gehülfen  betrachten ; ')  «tous  sont  faisenrs 
qui  au  delict  fairo  mettent  peine  soit  en  conseillant  011  en  confor- 
tant,  soit  en  soustenant  ou  en  coramendant  a  le  faire,  soit  en  in- 
stiluant,  enseignant  a  faire,  ou  participant.»  Natürlich  treffen  alle 
dieselbe  Strafe.  Nur  die  sind  keine  «comptisses,»  die  zufällig  gegen- 
wärtig sind  osans  savoir  rien  du  cas.o  Die  meisten  übrigen  Punkte 
unseres  allgemeinen  Theils  oder  der  Lehre  rora  Verbrechen  an  sich 
sind  in  der  ueu  enstaudenen  Theorie  von  der  Struftchärfung  und 
Milderung  versteckt.2)  Dieser  steht  der  Satz  an  der  Spitze  «qoe 
tousjours  doit  la  peine  estre  entendue  en  la  moinn  aspre  partie  per 
le  juge.  —  Pour  ce  furent  ordonnees  par  le  sage*  aneiens  huil 
maniereg  de  peines:  pour  cause  de  personne  —  Strafschärfung  durch 
die  Qualität  der  Person ,  —  p.c.  de  Ueu  —  Schärfung  bei  Ver- 
brechen in  der  Kirche,  dem  Gericht,  auf  Öffentlichen  Orten,  im 
Hause  des  Seigneurs ,  —  p.  c.  de  tempt  —  Schärfung  bei  Verbre- 
chen an  Festtagen  etc.,  —  p.  c.  de  quattti  —  Sehärfung  bei  be- 
sonderer Kühnheit  und  Frechheit  des  Verbrechens,  «si  coro  nie  de 
roeflaire  par  merveilleuse  maniere  et  si  batidement  (so  kühn)  qu'il 
semble  qu'on  ne  craigne  dieu,  justice  ne  hommeo ,  —  p.  c.  de 
quantiti  —  bei  Realinjurien ,  wenn  diese  inhuroainement  geschehen 
—  p.  c.  de  inlention  —  denn  das  Verbrechen  de  propust  et  d'avis 
soll  härter  gestraft  werden  als  das  par  hastive  maniere  —  p.  c. 
d'aecoustumance  —  Schärfung  bei  Wiederholungen ,  —  p.  cat  d'aven- 
ture  —  (Culpa)  sicororoe  qui  meffait  par  non  essient  (nicht  wissend) 
ou  en  jouant;  wofür  die  Strafe  die  geringste  sein  kann.3)  —  Man 


')  Bonl.  f.  47  a.  b. 
a)  1).  f.  46  b.,  47  a. 

3)  B.  f.  47  b.  liier  z.  B.  steht  folgendes  Citat :  «C.  ad  1.  Coru.  de  sicca.  1. 
1.  et  I.  eum  qui  et  ff.  ad  Ley.  aquil.  1.  si  obslcstrix  g.  Item  OftHiu»  el  1.  sq. 
Auf  diese  Weise  werden  die  Citate  stets  einfach  hiMUgefitgt  Das  gih  auch 
vom  Folgenden. 
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erkennt ,  wie  durch  diese  Theorie  die  gelehrten  Richter  die  Herren 
des  Straf  rechts  wurden;  denn  die  wirkliche  Anwendung  des  folgen- 
den Strafrechts  ward  damit  in  ihre  Hand  gegeben,  so  sehr  auch 
jenes  System  ein  ^ausgebildetes  war.  —  Nun  folgt  der  besondere 
Theil. 

2)  Die  eimielnm  Verhrwhe». 

Bout.  stellt  a.  a.  0.  neunzehn  Verbrechen  auf;  ihre  Strafe 
steht  im  2.  Buch,  wo  überhaupt  das  System  der  Strafen  und 
Amandas  criminelles  non  capitaux  et  capilaux  rubricirt  wird«1) 
Auch  redet  er  an  anderen  Stellen  von  einzelnen  Verbrechen.  Wir 
fassen  sie  alle  zusammen. 

LSze  majitU  a)  umfasst  alle  Arten  des  Angriffs  auf  ola  noble 
majesle  et  couronne  du  roy  nostre  sire  et  de  lout  son  royaulme,» 
Angriff*  auf  die  Person  des  Königs,  seine  puissance,  Hülfe  an  die 
Feinde,  conspiration,  und  sogar  Nachahmung  seiner  Hand  und 
seines  Siegels.  Her  König  entscheidet  darüber  allein.  Die  Strafe 
ist  die  des  römischen  Rechts.  (0.  üb.  IX  lit.  8.  ad  Leg.  Jul.  Majeslatis.) 

Prodilion  umfasst  die  alte  t raison  gegen  den  seigneur  uud  die. 
traison  coutre  quelconque  personne;  gebt  sie  gegen  den  seigneur, 
so  folgt  stets  peine  capital ,  sonst  nur ,  wenn  wirklicher  Tod  auf 
den  feindlichen  üeberfall  folgt« 3) 

Afeutrc  et  homicide.  Der  Mord  wird  mit  dem  Tode  bestraft; 
pendu  et  eslraugle  lant  que  niort  soil  (fol.  2V0  a.),  selbst  wenn 
die  Tödlung  im  Handgemenge  (en  chaude  colle)  erfolgt;  geschieht 
es  bei  Tage,  so  wird  der  Mörder  oselon  aulcuns  lieux  enrocz  (ge- 
rädert) et  selon  aulcuns  lieux  enfoue  lout  vif.  Die  gewöhnliche 
(gemeine)  Strafe  ist  die  obige.  Todschlag  ist  straflos  und  tritt  ein 
par  avanture,  wenn  der  Tod  zufallige  Folge  einer  Handlung  ist, 
ferner  gegen  Larrons ,  gegen  nächtlichen  Dieb ;  der  Dieb  am  Tage 
soll  nicht  erschlagen,  sondern  ergriffen  werden;  —  ferner  sur  for- 
nication,  Tödlung  des  Schänders  der  Frau  oder  der  Tochter,  und 
par  commandement  de  justice.  Tödlung  eines  Bastard»  hat  zur 
Folge  (nach  der  Gouslurae  de  Haynault],  dass  der  Contc  (Gerichts- 
herr) dem  Todschläger  Frieden  geben  rauss,  sonst  wird  er  mit 
dem  Tode  bestraft.  (S.  unten  im  Prozess.) 4) 

Rapt  oder  enforcements  de  femmes ;  wird  mit  einer  peine  capitale 
bestraft  und  ConGscalion  alles  Vermögens;  die  gleiche  Slrafe  gilt 

«)  Fol.  209  ff. 

3)  Ist  an  mehreren  Orten  behandelt,  f.  45  b.,  f.  184  b.,  und  besonders  unter 
dem  Capitcl  von  den  trailres  f.  75  b. ,  76  a.  und  b. ,  f.  45  b. 

«)  F.  45  b. 

4)  Ib.  Ausführlich  f.  74  ff.  Dazu  gehört  das  Verbrechen  de  ticcaire,  das  nur 
durch  das  R.  R.  zu  einem  besonderen  Verbrechen  geworden  ist.  f.  45  b. 
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für  alle  Theilnehroer  und  Gehülfen,  sogar  die  Verwandten,  wenn 
sie  zustimmen ,  verfallen  in  amende  arbitraire  und  werden  ihres 
Erbrechts  beraubt;1)  selbst  wenn  die  Frau  zustimmt,  und  mit  Zu- 
stimmung der  Ihrigen  den  Entführer  heirathet;  doch  wird  diese 
Strafe  ausdrücklieh  als  Strafe  des  römischen  Rechts  geltend  ge- 
macht, und  hat  daher  wohl  nur  langsam  das  alte  Recht  verdrängt.3) 

Lands  (encis),  Vergewaltigung  schwangerer  Frauen  —  doivent 
estre  troisnes,  pendus  et  estrangles  tant  qne  mort  soient.3) 

L'cscharpclerie  ou  violence,  Vergewaltigung  Oberhaupt,  hat  eine 
nicht  bestimmte  peine  capitale  zur  Folge.4)  Zum  Raub  (volerie 
en  chemin)  wird  sie,  wenn  sie  mit  Entwendung  verbunden  ist;  die 
blosse  Drohung,  wenn  durch  sie  auch  nur  ein  Werth  von  six  de- 
niers  erzwungen  wird,  genügt  zur  Verurtheilung  zum  Hängen.6) 

Patricide  —  wohin  nach  f.  211  b.  auch  die  Kindesmörder  ge- 
hören —  doit  perdre  les  IV  el6ments  en  leur  vie  et  mourir  sans 
Clements;*)  nach  f.  211  b.  soll  der  Verbrecher  in  einen  Ledersack 
mit  einem  Hund ,  einer  Katze ,  einem  Affen  und  einer  Schlange  ge- 
than  und  ersäuft  werden,  selon  loy  escript. 

Sacrilege  ist  Ketzerei,  und  ihr  gleich  steht,  als  crime  de  sacri- 
lege, espirituellement  d  parier,  de  faire,  dire,  ou  venir  contre  l'estab- 
lisseroenl  du  roy  ou  de  son  prince.  Dieser  merkwürdige  Zusalz 
zeigt,  wie  hoch  die  Idee  des  Königlhums  schon  damals  gestanden, 
und  welche  Gewalt  die  Beamteten  iu  Händen  hatten,  üen  unge- 
nauen Umfang  dieses  Begriffs  fasste  die  Praxis  des  15.  Jahrhun- 
derts zusammen  als  die  leze  majeste  divine,  und  stellte  sie,  wie  das 
schon  Bout.  Angabe  andeutet,  gewöhnlich  zusammen  mit  der  eigent- 
lichen leze  majeste,  die  dann  die  leze  majeste  hwnaine  heissl.  So 
finden  wir  diesen  Begriff  in  den  Coutumes  wieder  (s.  unten.)  — 
Die  Strafe  ist  irgend  eine  peine  capitale,  die  nicht  weiter  bestimmt 
wird.7)  —  Dazu  gehört  die  hirisie;  diese  besteht  darin,  dass  man 
nicht,  wie  bei  den  Sacrilege  acroit  contre  la  sainte  foy»  sondern 
nur  de  afaire  croire  et  arguer»  gegen  die  Glaubenssätze  der  Kirche 
«et  les  commandemens  d'icelle  et  des  sainetz  canons ,  et  de  tout 
ce  soustenir.»  Cilirt  wird  C.  de  heret.  et  extra  de  hereti.  per  lotum. 
Auch  diese  Verbrechen  gehören^daher ,  so  wie  es  bis  zor  Execu- 

«)  Fol.  211  b. 

3)  Ausführt,  f.  74  b.  fg. 

3}  Fol.  211  b. 

*)  Fol.  45  b.    Wird  sonst  nicht  wieder  berührt.    Escherpelerie  ist  der  Name 

der  Tis  in  der  Normandie. 
»)  Fol.  239  b. 
•)  Fol.  45  b. 
*)  Fol.  45  b. 


Digitized  by  Google 


Strafrecht  und  Verfahren. 


505 


tion  gekommen,  schon  jetzt  dem  bras  secolier  der  weltlichen  Ge- 
richte. ») 

Sedition,  Monopole  et  Contpiration  sind  drei  Formen  der  Ver- 
brechen gegen  die  staatliche  Gewalt.  Ihre  Begriffsbestimmung  ist 
noch  unklar;  hier  hat  die  Praxis  sowohl  den  Fall  als  seine  Strafen 
aus  dem  römischen  Recht  genommen.  Sedition  geschieht,  «quant 
aulcun  machine  contre  son  droicturier  seigneur;»  Monopole  «quant 
aulcun  s'eftorce  de  faire  en  ung  pays  011  ville*  auembUe  de  gen$f 
disans,  noas  devons  estre  ainsi  traicties  et  menez  et  devons  de  tel 

» 

mestier  avoir  teile  franchise» —  also  eigenmächtige  Eingriffe  in  Ver- 
kehr und  Verkehrsrecht,  wahrscheinlich  durch  die  Bewegungen  in 
den  Städten  zu  einem  eigenen  Verbrechen  gemacht.  Die  Contpi- 
ration ist  eine  machination  contre  ('ordonnance  et  Cedit  du  prince, 
afin  de  le  destruire  par  le  faxt  du  peuple.»  —  Toutefois  il  ne  touche 
pas  au  corps  et  a  la  vie  du  prince ,  sonst  wäre  es  Leze  raajeste, 
oder  sedition.2) 

Weitläuftiger  ist  das  Verbrechen  der  Falschmünzerei*)  behan- 
delt; doch  ist  es  merkwürdig  genug,  dass  Bouteiller  weder  in  dem 
Umfang  noch  in  der  Genauigkeit  der  Bestimmungen  Beaumanoir 
erreicht.  Er  schliesst  sich  vielmehr  an  das  römische  Recht ,  und 
es  ist  zu  bemerken ,  dass  er  nirgends  die  königlichen  Verordnun- 
gen citirt.  Nun  ist  bei  Bout.  die  Bestimmung ,  dass  die  Mitwitser 
mit  Leib  und  Gut  der  volente  du  prince  verfallen  ,  wenn  sie  es 
nicht  anzeigen;  wer  es  in  seinem  Hause  leidet,  soll  nach  der  aloy» 
Haus  und  Hof  verlieren ;  doch  sind  die  changeurs  de  teile  roonnoye 
nicht  coupables  comme  faiseurs.  Die  Strafe  der  Falschmünzer  ist 
auch  jetzt  d'etre  bouilli. 

Zauberei  und  Hexerei,  sortilege,  die  enchanteurs  et  invoqueurs 
de  diables"  und  Traumdeuter  werden  gleichfalls  criminell  bestraft. *) 
Die  Zauberer  sollen  zuerst  expulsez  de  la  communication  des  aulres 
gens,  aber  s'ilz  sont  reprins,  verfallen  sie  der  peine  de  feu.  Die 
Traumdeuter  werden  «les  costez  et  le  corps  tourmenle  de  broches 
de  fer.o  Wer  sie  hauset  und  ihnen  hilft,  verfällt  derselben  Strafe. 
—  Es  ist  nicht  ohne  Interesse  zu  sehen  wie  die  Möglichkeit  solcher 
Verbrecher  bei  Bouteiller  schon  ganz  unbezweifelt  dasteht;  er  glaubt 
dass  die  Zauberer  peuvent  «troubler  les  elemens  par  enchantement 
et  font  par  ce  mourir  les  gens,  et  appellent  les  diables  et  les  con- 
jurent  pour  accomplir  leur  voulentez.»  Mit  dieser  Zeit  beginnen 
daher  die  Hexenprocesse,  die  von  der  Kirche,  die  sie  hätte  unter- 

')  ib. 

2)  Fol.  45  b.  nbd  46  a. 

*)  Eol.  76  b.  77  b. 

<)  FoL  45  b. ;  f.  77  b.  und  f.  23»  b. 
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drücken  sollen,  getragen  und  ausgebeutet  worden  zur  Schmach  der 

christlichen  Jahrhunderte. 

Die  erste  Aufzählung  der  Verbrechen  bei  Bout.  Toi.  45  a.  und 
46  b.  enthalt  nun  noch  das  crime  de  furt,  wovon  sogleich,  das 
crime  de  vespertilion  t  was  ganz  dem  Begriff  der  Wegelagerung  ent- 
spricht ,  das  crime  de  eorruption ,  auf  welches  auch  eine  peine  ca- 
pital  steht,  und  das  crime  de  sodomüe.  —  Nach  fol.  239  b.  ver- 
fallen die  Blasphemaleurs  der  Ausstellung  an  den  Pranger  (l'eschelle) 
um  den  Hals  eine  Tafel  bezeichnet  mit  dem  Verbrechen,  und  wer- 
den alsdann  verbannt.  — .  An  das  Verbrechen  der  beleidigten  Ma- 
jestät schliesst  sich  das  Verbrechen  der  Beleidigung  der  Majestät, 
ade  parier  du  Roy  ou  de  son  seigneur  deshonnestemenl» ,  upar 
forme  de  reproucke  ou  injure » ;  der  Verbrecher  wird  drei  Tage 
ausgestellt  am  Pranger,  am  dritten  gebrandmarkt  (signö  du  seing 
de  la  justice),  verbannt,  und  verfallt  noch  ausserdem  aen  am  ende 
civile  arbitrairemenl.»  Es  ist  dies  merkwürdig,  weil  man  daraus 
ersieht,  welche  ungemeine  Forlschritte  die  Idee  der  unverletzbaren 
Majestät  des  KOniglhums  und  der  Obrigkeit  in  der  Zeit  von  einem 
Jahrhundert  gemacht  hat. 

Wer  Übrigeos  gebrandmaikt  ist,  darf  bei  Strafe  das  Brand- 
mahl nicht  wieder  verlöschen,  fol.  241  a. 

Nun  bleibt  noch  das  Gebiet  des  Diebstahle,  das  Larrecin.  Die 
Unklarheit  über  diesen  Begriff  rührt  auch  in  dieser  Epoche  daher, 
dass  derselbe  alle  Verbrechen  gegon  das  Eigenthum  umfasst,  und 
daher  sowohl  peine  capitale  als  non  capitale  enthält.  Bout.  sieht 
in  Beziehung  auf  dieses  Verbrechen  dem  römischen  Rech*  näher 
wie  Beaumanoir;  der  Baub  ist  vom  Diebstahl  getrennt  und  fallt 
unter  die  Gewalt  oder  die  Wegelagerung;  der  Diebstahl  ist  zum 
reinen  Verbrechen  der  Entwendung  geworden.  Seine  Theorie  ist 
folgende:  Selon  les  sages  coustumiers  ih  sont  deux  menieres  de 
larrecin;  c'est  assavoir  larrecin  manifest  ou  appert,  ou  larrecin  non 
appert  ou  non  manifest.  Der  erste  ist  der  handhafte  Diebstahl  —  si 
corame  celuy  qui  seroit  troux>4  emblant,  ou  qui  seroit  a  tout  le  larre- 
cin fuyanl» ;  die  Hehler  sont  reputes  comme  les  propres  larrons. 
Den  zweiten  zu  bestimmen,  wird  ihm  schon  schwieriger;  er  ver- 
sucht es,  und  schliesst:  Et  briefvemenl  est  tenu  pour  larrecin  non 
appert  toute  forme  d'aultruy  avoir  et  retenir  sans  furt.  Nun  fragt 
sich  aber,  was  furt  ist.  C'est  proprement  a  declairer  tous  les 
larrecins  qui  sont  eroblez  et  fais,  sans  oe  que  celuy,  d  qui  la  chose  est,  le 
sache,  et  soit  prinse  la  chose  estant  en  la  baillye  de  celuy  a  qui 
c'est,  ou  qui  Pa  en  garde  ou  en  depost.o  Hier  sieht  man,  wie  der 
römische  Begriff  des  furtum  der  allgemeine  wird  für  die  Arten  und 
Begriffe  des  alten  Larrecin.  Dadurch  entstehen  allerlei  Verwirrungen 
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in  der  Darstellung;  der  wesentliche  Inhalt  aber  ist  ziemlich  be- 
stimmt. Der  larrecin  appert  gehurt  zu  den  crimes  capitaux.  Er 
hat  zwei  Stufen,  den  grossen  und  den  kleinen  offenen  Diebstahl. 
Der  grosse  ist  vorhanden,  wenn  der  Gegenstand  über  ßnf  sous  be- 
trägt (fol.  77  a.)  alsdann  soll  der  Dieb  gehangen  werden  nach  fol. 
239  b.  Beträgt  er  darunter,  so  ist  es  kleiner  Diebstahl,  und  wird 
mit  Ohrenabschneiden,  im  Wiederholungsfalle  mit  dem  Tode  durch 
den  Strick  bestraft  (fol.  77  a.)1)  Dieser  larrecin  appert  wird  fol. 
46  a.  ausschliesslich  furt  genannt.  —  Der  Larrecin  non  appert  ist  der 
Besitzer  einer  gestohlenen  Sache  überhaupt.  Wer  wegen  solchen 
Besitzes  angeklagt  wird,  muss  seinen  garand  (autor)  nachweisen; 
kann  er  das  nicht,  so  tritt  die  Strafe  ein.  Diese  ist  ausser  der 
Rückgabe  der  Sache  das  «quadruple  que  la  chose  vault;»  ist  der 
Betroffene  arm,  so  wird  er  obatu  en  public. »  —  Daneben  stehen 
schon  die  qualificirten  Diebstähle  (Larrecin  particulier.)  —  Die  Be- 
raubung der  Todlen,  nach  römischem  Recht  zu  bestrafen  (Cod. 
L.  IX.  de  selpulcbr.  viol.)  —  Der  Raub  der  Kinder,  qui  est  ä  pug- 
nir  tres  capitaleraent;  der  Raub  von  serfs —  appelles  larrecin  plai- 
giens  —  der  Raub  von  Vieh  durch  Wegtreiben  desselben,  nach  ff.  de 
abigeis  1.  1  und  2,  crime  d'eslaciez  genannt.  Der  Nothdiebstahl, 
larrecin  par  povrele,  wird  nach  c.  si  quisex  p.  necessit.  X  de  furtis 
für  strafbar  erkannt. 

Eigentbümlich  ist  nun  noch  das  weitläufüg  behandelte  Recht 
des  Selbstmordes  (De  ceux  qui  se  desesperent.)  Da  nämlich  die 
Confiscation  der  Güter  mit  vielen  Verbrechen  nach  Landrecht  ver- 
bunden war,  so  konnte  man  seiner  Familie  das  Gut  erhalten,  wenn 
man  sich  den  Tod  gab,  ehe  das  Urlheil  kam.  Das  sahen  die  Ge- 
richlsherren  als  Eingriff  in  ihre  Rechte  an ,  und  so  entstand  die 
Theorie  über  den  Selbstmord,  die  wir  bei  Bout.  fol.  73  a. — 74  a. 
finden.  Wird  ein  Leichnam  gefunden,  so  soll  er  nicht  aestre  levee 
sans  le  seu  et  l'autorile  du  seigneur.»  Ergibt  sich ,  dass  ein 
Selbstmord  vorgekommen  und  hat  derselbe  stattgefunden  wegen 
Unglücks  der  Familie,  so  tritt  keine  Strafe  ein.  Geschah  er  aber 
um  einer  Untersuchung  zu  entgehen,  so  wird  das  betreffende  Ur- 
theil  an  dem  Leichnam  vollzogen,  comrae  s'il  fust  en  vie,  und  sein 
Gut  confiscirt,  als  ob  er  am  Leben  gewesen.  (Vgl.  auch  f.  240  a.  b.) 

B.    Die  Vergehen. 

Die  Vergehen  behalten  in  dieser  Zeit  ganz  den  Character  und 
die  Form  dos  früher  dargestellten  alten  Rechts,  so  weit  dieses  alte 

')  Hier  führt  Bout.  an:  In  primo  Yolnmine,  collaüone  derima,  de  pace  te- 
nenda  1.  si  qnit  Y  toi.  Das  ist  also  II  V.  3758. 
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Recht  sie  Oberhaupt  bestimmt  hatte.  Es  gibt  daher  jetzt  noch  die 
Aroendes  a  volonte  oder  arbitraires,  die  grosse  Busse  von  LX  sols, 
und  die  kleine  von  10 — 5  sols.  —  Allein  mitten  in  dieses  System 
hinein  treten  nun  eine  Reihe  ganz  neuer  Begriffe ,  die  schon  jetzt 
einen  eben  so  bedeutenden  Theil  des  Rechts  ausfallen,  wie  die 
alten  Fälle,  und  bei  denen  man  sogleich  erkennt,  dass  sie  von  der 
neu  entstandenen  selbständigen  Strafgewalt  der  Gerichte  ausgehen. 

Das  erste  Gebiet  ist  hierfür  gegeben  durch  den  elastischen  Be- 
griff der  Jnjures.  ')  Derselbe  ward  aus  dem  römischen  Recht  her- 
genommen und  bezog  sich  zunächst  auf  Verbalinjurien,  Jede  Strafe 
für  Injtires  ist  arbitraire;  ist  die  Beleidigung  aber  ein  Jahr  alt,  und 
erklärt  der  Beleidiger  dass  er  «repentir  s'en  veult  et  dire  que  par 
chaulde  colle  in  der  Hitze  des  Streits  le  dito  so  ist  dem  Beleidigten 
genug  geschehen,  et  doit  cesser  l'action.  Ist  aber  die  Beleidigung 
diffamatoire,  Beschuldigung  eines  Verbrechens ,  so  soll  Busse  von 
60  sols  und  gerichtliche  Ehrenerklärung  folgen,  «que  sans  cause  l*a 
dit  et  roenty  en  a  faulsement. J)  Die  Injure  wird  zur  aatroce  in- 
jure»  wenn  sie  Beleidigung  der  Eltern,  des  Herrn  oder  der  Obrig- 
keit enthält  und  ist  demnach  strenger  zu  bestrafen.3)  —  Realinju- 
rien bleiben  wesentlich  bei  dem  allen  Recht ;  blutige  Verletzungen 
büssen  mit  60  sol»;  unblutige  mit  5  solz.4)  —  Das  zweite  Gebiet 
sind  alle  Arten  von  Uebertrelung  gesetzlicher  und  polizeilicher  Ver- 
bote, von  denen  der  eine  Theil  sich  auf  bürgerliehe,  der  andere 
auf  amtliche  Verhältnisse  bezieht.*)  Fast  alle  Uebertrelungen  frem- 
der Rechte,  besonders  der  Gutsherrlichen,  das  Fischen,  Jagen  und 
Holzhauen  in  anderem  Gebiete  unterliegen  der  Busse  von  60  solz; 
das  Waffentragen  gleichfalls;  die  amtlichen  Vergehen  aber,  Beste- 
chungen der  Richter  und  Advocaten  und  ähnliches,  haben  schon 
Absetzungen  zur  Folge.  —  Es  muss  dies  ganze  Verhältniss  als 
förmlicher  Zuwachs  zu  dem  früheren  Strafrecht  angesehen  werden, 
das  noch  keine  definitive  Form  gewonnen  hat.  — 

//.    Das  eoutumiäre  Strafrecht. 
A.    Character  desselben. 

Es  ist  schon  oben  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  im  Allge- 
meinen das  Strafrecht  in  den  Coutumes  in  einem  ganz  anderen  Ver- 


t)  Fol.  225  b.-226  b. 
2)  Fol.  237  b. 
>)  Fol.  226  a. 
*)  Fol.  237  a. 

•)  Ein  genaueres  Veneiehniss  bei  Boot.  fW.  225  b.  ff.— 239  b. 
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hältntss  steht  wie  das  Privatrecht,  und  dass  nicht  nur  wirkliebe 
coutumiäre  Strafrechle  Ausnahmen  sind ,  sondern  dass  der  grössle 
Theil  der  Coutumes  Oberhaupt  kein  Strafrecht  enthielt.  Diese  Be- 
merkung erhält  indessen  ihre  historische  Bedeutung  erst  dadurch, 
dass  man  es  versucht  sich  die  Geschichte  des  örtlichen  Strafrecbls 
und  der  Strafverfolgung  zu  vergegenwärtigen;  und  dies  ist  zugleich 
der  Ort  das  praktische  Verhältniss  des  gemeinen  Strafrecbls  zum 
coutumiären  anzugeben. 

Blicken  wir  nämlich  zurück  auf  das  Slrafrecht  der  Lehnszeit, 
so  waren  mit  wenigen  Ausnahmen  alle  Strafen  Bussen  au  den 
Lehnsherrn,  und  selbst  die  Todesstrafe  hatte  ein  Heirofallen  des 
Gutes  an  den  Grundherrn  zu  Folge.  Das  auf  diese  Weise  mit  dem 
strafrechtlichen  Element  verknüpfte  privatrechtliche  Anrecht  des 
Herrn  auf  die  Busseinnahme  trat  alimahlig  mit  der  sicheren  Be- 
stimmung der  Bussstrafe  in  Gegensatz  und  die  Folge  war,  dass  die 
Grundherren  begannen ,  in  der  Ausübung  ihrer  Strafrechtsgewalt 
nichts  zu  sehen  als  eine  Einnahmsquelle.  Der  Zustand  der  Straf- 
rechtspflege ward  dadurch  an  vielen  Orten  in  hohem  Maasse  ein 
höchst  elender;  am  deutlichsten  sprechen  sich  darüber  die  beiden 
Coutumes  von  Act  und  St.  Sever  (in  der  Gascogne  nordöstlich  von 
Bayonne)  aus  mit  fasl  gleichlautender  Abfassung,  und  wir  zweifeln 
nicht,  dass  Gleiches  aus  anderen  Theilen  Frankreichs  gesagt  wor- 
den wäre,  wenn  wir  hinreichende  Kunde  aus  dieser  Zeit  besässen. 
«Et  pour  ce  que»  (sagt  die  Cout.  d'Acs  T.  XIII.  a.  7.^  par  cy  de- 
vant,  Ton  ne  bailloit  aueune  amende  ä  Ia  parlie  blessee,  et  aussi 
que  quelque  delict  sans  mort  qui  eusl  este  perpelre,  si  qualifle  fust- 
il,  Ton  ne  punissoit  jamais  le  delinquant  corporellement  —  et  que 
pour  tels  delicts  ia  reparation  en  ettoit  seulement  aux  Seigneurt  gui 
en  prenoient  tarnende  —  sans  faire  aueune  punition  et  justice  du  de- 
linquant. ne  reparation  au  blosse  et  oflense,  qu'estait  faire  vivre  les 
sujels  du  Roy  en  loy  et  Goustume  cootre  Dieu  et  Justice :  car  quand 
aueun  vouloit  mal  ä  un  autre ,  scachant  en  estre  quilte  en 
payant  Tarnende  taxee  par  la  Goustume,  ne  craignoil  le  guetler  de 
nuit  et  de  jour  pour  le  blesser  jusques  a  la  mort  exclusivement; 
et  aussi  la  partie  blessee  ä  qui  Ton  n'adjugeoit  aueune  amende, 
ne  querait  (querre,  chercher  querere)  qu'a  se  venger,  plusieurs  et 
infinis  exces  journellement  esloient  commis  et  perpelrez  audit  Pays» 
—  so  sollen  von  jetzt  an  die  Richter  oeu  egard  ä  la  qualite  du 
delict  et  aux  personnes  du  delinquant  et  du  blesse,  et  temps  et 
Heu  esquels  le  delict  sera  commis»  stets  noch  eine  besondere  Strafe 
zu  der  coutumiären  Busse  hinzufügen  —  puniront  les  delinquans 
arbitrairement.p  (a.  8.  Vgl.  Cout. 'de  St.  Sever  T.  XVIII.)  Diese 
Characterisük  der  Slrafrechtsverwaltung  passt  gewiss  auf  die  mei- 
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sten  Land  rechte  vor  dem  Einschreiten  der  königlichen  Strafrechts- 
gewalt  und  allenthalben  fühlte  man  wie  dort  das  Bedürfniss  sich 
jener  neuen  Justiz  zu  unterwerfen  und  durch  sie  Frieden  zu  haben. 
Das  verschaffte  dem  neuen  Gerichtssystem  raschen  Eingang,  und 
dieses  begann  allenthalben  die  alle  Busse  zwar  nicht  ganz  aufzu- 
heben, aber  sie  zu  einem  untergeordneten  Momente  zu  machen  und 
die  eigentliche  peinliche  Strafe  als  die  Hauptsache  an  ihre  Stelle  zu 
setzen.  Grade  hierzu  reichten  die  Procureurs  du  Roi  am  meisten 
hnlfreiche  Hand;  und  zwar  war  ihre  Thätigkeit  eine  zweifache. 
Zuerst  war  es  ihre  Pflicht,  die  Verbrecher  von  AmUwegen  zu  ver- 
folgen, wo  kein  Ankläger  auftrat;  dann  aber  zwang  der  alte  Zu- 
stand des  Bussrechts  sie,  neben  der  Busso  auf  eine  besondre  Strafe 
in  ihrer  Anklage  anzutragen.  Dieser  Strafantrag  oder  die  Conclu- 
sion  du  Procureur  du  Roi,  von  dem  unten  das  genauere  folgt, 
schloss  sich  nun  natürlich  an  das  gemeine  Strafrecht,  nicht  immer 
streng  an  die  fiberdiess  nicht  streng  ausgebildeten  Satze  desselben 
sich  haltend,  aber  doch  im  Allgemeinen  durch  die  gemeinsame 
Rechtserziehung  des  Beamtenstandes  allenthalben  gleichen  Character 
annehmend.  Da  nun  in  derselben  Zeit  die  alto  •Gerichtsverfassung 
und  die  Theilnahme  des  Volkes  an  den  Assises  unterging  und  das 
Beamtenthum  mehr  und  mehr  an  dessen  Stelle  trat,  so  ward  all- 
raählig  die  Verwaltung  des  Strafrechts  eine  Sache,  die  ausschliess- 
lich zwischen  dem  amtlichen  Ankläger  und  dem  amtlichen  Gericht 
verhandelt  und  abgemacht  ward.  Dadurch  geschah  es,  dass  das 
Volk  wiederum  sein  früheres  Bewusstsein  von  einem  eigenen  eou- 
tumiären  Strafrecht  verlor;  die  alten  Begriffe  der  Verbrechen,  die 
Kenntniss  der  Bussansätze  und  mit  ihnen  die  Besonderheit  des  ört- 
lichen Strafrechts  selber  gingen  unter,  und  jenes  gemeine  franzö- 
sische Strafrecht  ward  auf  diese  Weise  das  wirklieh  geltende  an  den 
meisten  Orten.  Dies  nun  erklärt  es,  wesshalb  die  Masse  der  Cou- 
tumes, die  erst  gegen  das  Ende  des  15.  oder  im  Beginne  des  16. 
Jahrhunderts  officiell  abgefasst  worden ,  gar  kein  eoutunriäres  Straf- 
recht kennt  und  wie  die  Aufzeichnung  desselben  stets  ah  Ausnahme 
angesehen  werden  muss. 

In  einigen  Gegenden  jedoch  hatten  die  Beamteten  aus  mancher- 
lei Örtlichen  Gründen  das  alle  Recht  selbst  in  dieser  Zeit  nicht 
ganz  vernichtet  und  hier  gehörte  das  alte  Strafrecht  daher  nocti 
wirklich  dem  eigentlichen  Landrecht  an.  Diese  zweite  Gruppe  der 
Coutumes  mit  coutumiärem  Strafrecht  ist  aber  selbst  wieder  so  sehr 
in  ihren  einzelnen  Coutumes  verschieden,  dass  man,  um  die  Be- 
deutung desselben  zu  verstehen,  einen  Bück  auf  die  Art  und  Weise 
der  Redaclion  selber  werfen  muss. 

Allerdings  nämlich  haben  die  ProvfaziaisCände  bei  dieser  Re- 
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daction  einen  wesentlichen  Antheil  gehabt;  allein  Form  und  Um- 
fang der  Coutumes  hing  keinesweges  von  ihnen  ab.  Sondern  der 
Entwurf  zur  Coutume  —  ganz  entschieden  für  jede  Coutume  ge- 
nerale —  ging  vom  Bailli  des  Königs  aus,  der  denselben  wohl  ge- 
wöhnlich von  seinem  Unterpersonal  abfassen  Hess.  Der  so  ver- 
fasste  Entwurf  ward  dann  den  Etats  der  Baillage  vorgelegt,  diese 
aber  haben  selten  oder  nie,  wie  die  Protocolle  der  Beralhung  die 
Proces  verbaux  ergeben,  sich  auf  das  Game  der  Coutume  einge- 
lassen, sondern  stets  nur  einzelne  Punkte  beralhen  und  geändert. 
Somit  hing  durchstehend  von  dem  ersten  Entwurf  Gestalt  und  In- 
halt der  Coutume  ab,  und  dieser  wieder  beruhte  auf  der  zufälligen 
Persönlichkeit  des  königlichen  Beamtelen.  Daher  erklärt  es  sich 
denn,  wesshalb  im  Allgemeinen  die  Coutumes  sowohl  in  der  Form 
der  Abfassung  als  in  dem  Umfang  ihrer  Bestimmungen  so  ungemein 
verschieden  sind.  Bald  sind  die  Angaben  ganz  kurz  und  artikel- 
mässig,  bald  weitläufig;  bald  enthalten  sie  System  und  oft  sogar 
wie  das  obige  Beispiel  zeigt  Erörterungen;  bald  erscheinen  sie  als 
fast  ordnungslose  Aufzeichnung  der  ersten  besten  Grundsätze,  die 
grade  am  wichtigsten  erscheinen  mochten.  Dies  ist  sogar  filr  das 
Privatrecht  der  Fall;  es  darf  uns  daher  nicht  wundern,  wenn  das 
Strafrecht  auf  so  sehr  verschiedene  Weise  abgehandelt  wird.  Klar 
aber  ist  es ,  dass  es  bei  solcher  regellosen  Mannichfaltigkeit  für 
das  letztere  nutzlos  ist,  von  dem  coutumiären  Strafrecht  im  Allge- 
meinen zu  reden;  die  einzige  Weise  zu  einem  Ueberblick  desselben 
zu  kommen  ist  die  Aufzählung  der  einzelnen  Coutumes  und  ihrer 
Bestimmungen.  Nur  Eins  ergibt  sich  aus  denselben ,  was  mit  der 
ganzen  Gestalt  des  Staatslebens  zusammenhängt.  Grade  im  Mittel- 
punkt Frankreichs,  um  den  Sitz  des  Königtbums  herum  bis  zu  den 
Grenzen  der  alten  Frankengebiete ,  finden  wir  fast  gar  keine  oder 
nur  sehr  wenige  strafrechtliche  Bestimmungen;  hier  war  mit  dem 
Siege  des  neuen  Beamtenthums  auch  der  Sieg  des  gemeinen  Straf- 
rechts  entschieden.  In  den  Grenzgebieten  dagegen  erhielt  sich 
mit  der  provinziellen  Selbstständigkeit  auch  die  strafrechtliche  bis 
zu  einem  gewissen  Grade.  Allein  auch  hier  sind  nur  wenige  Cou- 
tumes mit  einem  ausgebildeten  SlraJsystenr  und  nur  einzelne  haben 
das  Gebiet  der  peinlichen  Strafen  wirklich  ausfuhrlich  aufgenommen. 
Es  ergibt  sich  daraus,  dass  wenigstens  das  letztere  schon  damals 
eine  wirkliche  Gleichförmigkeit  gehabt  haben  muss,  wenn  auch 
dieselbe  mehr  auf  der  Gleichheit  der  Strafanträge  als  auf  Gesetzen 
beruhte. 

In  kurzer  Uebersicht  ist  nun  der  strafrechtliche  Inhalt  der  Cou- 
tumes folgender. 
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B.  Die  einzelnen  Coutwnes. 

Man  kann  die  Coutumes  ihrem  strafrecbüicben  Inhalt  nach  am 
einfachsten  in  vier  Gruppen  scheiden. 

Die  er$te  Gruppe  ist  bei  weitem  die  grOsste.  Sie  enthält  von 
dem  ganzen  Gebiete  des  Strafrechts  nur  Eine  Bestimmung,  und 
auch  diese  nur  wegen  ihrer  privalrechtlichen  Bedeutung;  nämlich 
den  Grundsalz  über  die  Confiscation.  Die  Confiscation ,  das  Anheim- 
fallen des  Vermögens  an  den  Herrn  des  Gerichts  hei  den  höchsten 
Verbrechen  gehörte  auf  das  Genaueste  zum  Umfang  der  mit  der 
Gerichtsbarkeit  verbundenen  Privatrechte ;  und  war  daher  in  jeder 
Weise  auch  für  das  eigentliche  Landrecht  wichtig.  Sie  hat  zwei 
Hauptformen.  Entweder  galt  der  Satz  der  Cout.  de  Paris  (alte 
Red.  a.  198,  neue  183):  oQui  confisque  le  corps,  il  confisque  les 
biens,D  d.  h.  wenn  eine  Verurlheilting  auf  Todesstrafe  wegen  tr- 
gend  eines  Verbrechern  eintrat,  oder  wie  es  in  der  Cout.  de  Sens 
beisst,  T.  V.  a.  24.  bei  jedem  odernier  supplice» ,  verfiel  das  ganze 
Gut  dem  Gerichtsberrn  ,  dem  Haut-juslicier  oder  an  seiner  Stelle 
dem  Könige ;  oder  aber  es  trat  nur  Confiscation  ein  bei  dem  «Crime 
de  Uze  Mujeeti  divine  et  humaine,»  Dieser  Grundsatz  ist  entschieden 
erst  in  der  späteren  Zeit  entstanden ,  wo  der  Begriff  der  Mnjestä 
an  die  Stelle  des  Begriffs  der  Souverainete  des  Lebnskönigtliums 
trat.  Er  gilt  nur  in  dem  geringeren  Tbeile  der  Coutnmes,  wie  in 
Boullenois  VII.,  Tourraine  T.  XXXVI.,  Anjou  ,  Quarte  Partie  a. 
145,  Maine  a.  155,  Marche  Ch.  XXVII.  a.  3S9,  Lodunois  Cb.  XXXIX. 
a.  5.,  St.  Sever  T.  XIX.,  Bayonne  T.  XXIX.  —  Dabei  galt,  das* 
die  Güter  der  Frau  nicht  in  die  Confiscation  einbegriffen  waren; 
sie  soll  nichts  verlieren  ,  was  ihr  par  traile  de  manage  ou  par 
couslume  gehört  (Bourgogne  Duche  Ch.  IL,  Nivernois  Ch.  II  aus- 
fuhrlicher) oder  wie  die  Cout.  de  Rheims  a.  349  sagt,  es  soll  die- 
selbe nicht  der  Frau  Schaden  bringen.  Die  übrigen  rein  privat- 
rechtlichen Fragen  bei  der  Confiscation  übergehen  wir  hier.  Schon 
aus  dem  Obigen  zeigt  sich  aber,  wie  dieses  Princip  der  ConGscation 
ein  ganz  allgemeines  zu  werden  beginnt;  denn  selbst  wo  die  Con- 
fiscation allgemein  eintrat ,  nahmen  bei  den  Majeslätsverbrechen 
die  Gerichte  dieselbe  ohne  hücksicbl  auf  die  Grundherren  für  den 
König  in  Anspruch.  (Cout.  de  Rheims  11.  Auvergne  Cb.  XXIX  a.  3.) 
Die  Grundsätze  der  folgenden  Periode  bereiten  sich  vor  zum  Theil 
an  der  Unbestimmtheit  des  Begriffs  der  Majesle,  und  durch  ihn 
gewinnt  das  Königthum  fast  ausschliesslich  jenes  Confiscalionsrecht. 
Die  Coutume  de  Rheims  a.  348  deutet  schon  darauf  hin ,  indem  sie 
bei  derselben  einen  arenvoi  ä  la  Cour  pour  la  generaltte  du  mot 
Majeste»  vorschreibt.   So  ward  es  den  Gerichten  in  die  Hände  ge- 
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geben,  auch  hier  das  Princip  des  Königlhums  über  das  der  grund- 
herrüchen  Gerichtsbarkeit  zu  stellen. 

Die  zweite  Gruppe  hat  allerdings  einen  bestimmten  Abschnitt 
für  das  Slrafrcchl,  allein  in  diesem  Abschnitt  wird  fast  ausschliess- 
lich vom  Strafverfahren  und  darin  besonders  von  der  Competenz  der 
gens  du  Roi  gehandelt.  Dahin  gehören  die  Coulumes  des  Nord- 
westens, Ponthieu  T.  XII.,  Tournay  T.  XXXV.  ,  J/aynault  T. 
XII— XL  VI;  ferner  die  Cout.  von  Bourbonnais  Ch.  VIII.,  Rue  de  V/ndre 
T.  XII;  neben  den  Strafbeslimmungen  sind  jene  Grundsätze  hin- 
gestellt in  der  Cout.  (TAuvergne  Ch.  XXIX  a.  10—17  und  Bayonne 
Ch.  XVIII.    Der  Inhalt  dieser  Coulumes  für  das  Strafverfahren  ist 

* 

in  allem  Wesentlichen  derselbe,  den  der  folgende  Abschnitt  gibt; 
sie  dienen  daher  zum  He  weis  ,  dass  der  gemeine  Slrafprozess  mit 
dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  wirklich  den  Sieg  über  das  alte 
Recht  davongetragen  hat. 

Die  dritte  Gruppe  enthält  diejenigen  Coulumes,  welche  sich 
auf  das  Gebiet  der  Vergehen  und  der  Bussen  beschränken.  Für  diese 
muss  man  die  zwei  Arten  der  Bussen  scheiden ,  die  in  dieser  Epoche 
vorkommen.  Die  erste  enthält  die  Reste  der  eigentlichen  Busse 
des  alten  Rechts,  die  auch  jetzt  noch  als  förmliche  Strafe  auftritt. 
Die  Coulumes ,  welche  solche  Bussen  haben ,  gehören  der  folgenden 
Gruppe  an.  Die  zweite  Art  der  Bussen  bezieht  sich  auf  alle  Fülle 
der  niederen  Gutspolizei.  Diese  Bussen  sind  nun  in  sehr  vielen  Cou- 
lumes enthalten  ;  aber  in  sehr  verschiedener  Weise.  Das  Gewöhn- 
liche ist  eine  zerstreute  Aufzeichnung  derselben  in  der  Redaction  der 
Coulume;  jedoch  kommen  auch  gewöhnlich  unter  dem  Titel  «Amendes» 
die  coultimiitren  Angaben  in  ein  Ganzes  zusamraengefasst  vor,  wie 
z.  B.  Cout.  de  Chartres  (T.  XX.  Amendes  de  fief  et  de  cens,  T. 
XXI.  Am.  de  champart,  T.  XXII.  Am.  des  prises  de  bestes ,  T. 
XXIII.  Am.  d'Arrest);  Cout.  de  Chateau-neuf  (en  Timerais,  T.  XX — 
XXIII.);  Cout.  de  Dreux  (T.  XXII);  Cout.  de  Blois  (T.  XIX.)  Da 
diese  niederen  Bussen  und  polizeilichen  Geldstrafen  von  geringer 
Bedeutung  sind  ,  und  zum  Theil  gar  nicht  einmal  dem  Strafrecht 
angehören  ,  so  wollen  wir  uns  hier  mit  den  HauptgegenstHndcn 
dieser  Bussen  begnügen.  Diese  sind  die  Amendes  für  Schaden,  den 
die  Thiere  thun,  die  dafür  eingefangen  (geschüttet)  werden,  die 
Amende  de  prise  et  de  rescousse  des  bestes;  filr  unbefugtes  Holz- 
hauen ,  für  Feldfrevel  aller  Art,  für  unbefugte  Benutzung  der  Wege 
und  Aehnliches,  wo  wir  auf  die  Angabe  in  den  Registern  der  Cou- 
turaiers  verweisen  können.  Dann  aber  gibt  es  eine  Klasse  von 
Amendes,  die  noch  dem  alten  Lehnsrecht  angehören.  Dieses  sind 
die  Amendes  de  fol  appel  von  60  sols,  die  noch  nach  vielen  Cou- 
lumes bezahlt  wird  (Senlis  a.  55,  Clermont  a.  212,  Chaumont  a. 
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101,  Vitry  a.  7—11,  Amiens  a.  217,  Ponlhieu  a.  188  u.  a.  m., 
vgl.  auch  unten);  —  ferner  die  Amendes  pour  cen$  non  payet,  wenn 
der  Grundzins  nicht  am  rechten  Tage  gezahlt  ward  —  gewöhnlich 
cinq  suis.  (Paris  a.  85  u.  a.)  —  Die  Aroende  puur  ventes  rectUes, 
wenn  die  Hintersassen  ohne  Vorwissen  des  Seigneur  über  ihre  Be- 
sitzungen Verträge  und  Entäusserungen  vornahmen,  oder  dieselben 
nicht  in  gehöriger  Zeit  (nach  der  C.  de  Paris  in  20  Tagen]  an- 
zeigten; vergl.  u.  a.  Calais  a.  21,  Meaux  a.  200,  Dourdan  a.  46, 
Montfort  a.  51 ,  Mante  a.  46  u.  a.  —  Die  Amende  pour  $aisine 
briste,  womit  man  alle  Fälle  urafasste ,  in  denen  der  Einzelne  die 
auf  den  Grundbesitz  bezüglichen  gerichtlichen  Arte  nicht  anerkannte, 
oder  den  Anordnungen  derselben  zuwider  handelte  —  vergl.  Cout* 
de  Sens  a.  184,  Rheims  a.  145,  Orleans  a.  77.  103  ,  Montargxs 
Ch.  I.  a.  74,  Ch.  II.  a.  2  u.  a.  —  Dasselbe  ist  auch  das  enfrnindre 
la  main  de  Justice  der  Cout.  de  Boul.  T.  VII.  a.  29.  30,  und  die 
Araende  wegen  Unterlassung  des  aveu,  das  jetzt  ein  rein  privat- 
rechtlicher  Act  war,  wo  dasselbe  überhaupt  noch  vorkam,  wie  in 
der  Cout.  de  Maine  a.  195.  —  Dass  die  Grösse  dieser  kleinen  Bussen 
variirt,  versieht  sich.  Wir  haben  sie  hier  nur  als  Zusatz  zum  ei- 
gentlichen Strafrecht  aufgeführt;  wo  die  Coutume  keine  Busse  ent- 
hielt, hat  ohne  Zweifel  die  Ortsobrigkeit  dieselbe  festgesetzt. 

Die  vierte  Gruppe  wird  von  den  Coutumes  gebildet,  welche  ein 
wirkliches  Slrafrecht  haben.  Auch  diese  sind  keinesweges  gleich 
an  Umfang  und  Inhalt;  und  die  oben  schon  erwähnte  Zufälligkeit, 
welche  in  der  Abfassung  der  Coutumes  geherrscht  hat,  verbietet 
uns,  daraus  für  das  bestehende  örtliche  Strafrecht  jener  Zeit  ganz 
bestimmte  Folgerungen  zu  ziehen.  Doch  kann  man  mit  ziemlicher 
Sicherheit  zwei  Arten  scheiden.  Die  erste  zeigt  durch  ihre  Ab- 
fassung, dass  der  wesentlichste  Theil  des  Strafrechts  schon  auf 
der  Praxis  des  gemeineu  Rechts  beruht,  und  dass  die  Coutume 
nur  noch  die  Aufgabe  hat,  dasselbe  in  einzelnen  Bestimmungen 
zu  ersetzen.  Die  zweite  geht  offenbar  davon  aus ,  dass  das  gel- 
tende Strafrecht  hauptsächlich  das  coutumiäre  ist,  und  dass  die 
Redaction  der  Coutume  daher  die  Aufstellung  eines  förmlichen 
Strafrechts  zur  Aufgabe  habe.  Dennoch  kann  man  annehmen,  dass 
praktisch  .in  der  ersten  das  coutumiäre  Recht  subsidiäre  Anwendung 
für  das  gemeine,  in  der  zweiten  das  geraeine  subsidiäre  Anwendung 
für  die  Coutume  gehabt  hat.  .Dieses  Verhältniss  spricht  die  Cout. 
de  Bayonne  T.  XXVI  a.  11  am  deutlichsten  aus;  mitten  unter  der 
Aufzählung  der  Bussen  für  Verletzungen  aller  Art  heisst  es:  «Pour 
les  cas  ou  deiiets  commis  de  propos  delibere  ont  Heu  Celles  peines 
que  de  droit,  et  accoustume'es  d  observer  en  ce  Royaume,»  Gewiss 
ist  es  in  anderen  Gegenden  ganz  in  gleicher  Weise  gehalten  worden. 
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Im  Allgemeinen  unterscheidet  sich  daher  die  erste  Gasse  von  der 
zweiten,  dass  sie  keine  peine  capitata  aufstellt,  sondern  nur  leich- 
tere Verbrechen  bestimmt,  während  die  letztere  alle  Gebiete  zu- 
gleich umfasst.  Es  würde  uns  nun  zu  weit  führen ,  mehr  als  einen 
blossen  Abriss  der  betreffenden  Coulumes  zu  geben ;  aber  auch 
schon  daraus  wird  man  sehen  wie  gross  die  innere  Gleichheit  der 
örtlichen  Strafbestimmungen  war,  und  der  Vergleich  mit  dem  ge- 
meinen Strafrecht  zeigt,  dass  es  darnach  leibhl  sein  müsste,  die 
Selbstständigkeit  des  couturaiären  Rechts  zu  vernichten. 

Zu  der  ersten  Classe  gehören  zunächst  diejenigen ,  die  an  das 
Recht  der  Cunfiscation  einige  mehr  gelegentliche  Bestimmungen 
anknüpfen,  wie  die  Cout.  de  Chalons  a.  260 — 266,  dass  auch  der 
auf  10  Jahre  Verbannte  der  Conti  scalion  verfällt;   die  Cout.  du 

enois  T.   VII.  a.   26.  27  die  Schlägereien  und  Verletzungen 
mit  12  sols  und  beim  homme  feodal  mit  60  sols ,  die  Vorrückung 
der  Gränzen  a.  31,  die  unbefugten  exploicta  de  justice  a.  32,  und 
die  Verhinderungen  der  Wegebenutzung  a.  30  mit  derselben  Strafe 
belegt;  die  Cout.  de  Tourraine  T.  XXXV.,  die  den  aRoturier, 
qui  vient  conlre  son  Obligation»  mit  60  S.,  den  noble  mit  einer 
am.  arbitraire  belegt,  und  mit  gleicher  Strafeden,  der  seine  klare 
Hand  und  Siegel  läugnet;  T.  XXXVI.  enthält  neben  der  Confis- 
cation  die  Bestimmung,  dass  der  Falschmünzer,  wenn  das  Haus 
sein  ist,  in  welchem  er  die  Münzen  gemacht,  dieses  Haus  verlieren 
soll.  Eine  eigene  Abtheilung  bilden  die  Coutumes,  die  sich  um  die 
Coutume  von  Bayonne  gruppiren,  die  Coutumes  <TAc$,  de  St.  Sever 
und  de  Sole.    Die  Coutume  von  Bayonne  bat  in  T.  XXV  die  Strafe 
des  Ehebruchs  und  der  Kuppelei;  der  erstere  wird  mit  dem  alten 
«courir  la  ville»  und  Verbannung,  das  zweite  Mal  mit  fustigation  und 
ewiger  Verbannung  bestraft;  ist  er  mit  Incest  verbunden,  so  folgt 
diese  Strafe  gleich  das  erste  Mal;  Kuppelei  ist  mit  Auspeitschen 
belegt  und  Verbannung  ä  perpeluite.    In  T.  XXV.  —  T.  XXVII. 
folgt  ein  eigenes  Busssystem,  in  welchem  aber  nur  die  Bussen  für 
körperliche  Verletzungen  aufgeführt  sind;  jeder  der  couleau,  espee 
ou  autre  harnois  ergreift,  uro  jemanden  zu  verwunden,  zahlt  dafür 
60  S.    Für  den  wirklichen  Versuch  der  Verwundung  —  essayant 
de  frapper  six  livres  tournois ;  für  Schiessen  und  Speerwerfen  ohne 
Verwundung  25  livres;  für  wirkliche  Verwundung  40  livres;  kann 
er  nicht  zahlen,  wird  er  ins  Gefängniss  geführt;  ausserdem  verfällt 
derselbe  pour  )e  port  d'armes  in  eine  amende  arbitraire  a.  1 — 11.  Die 
Cout.  £Aci  T.  XIII.  a.  1  bestimmt  für  jede  Wunde  am  Haupte 
oberhalb  des  Kinnes,  und  für  jede  Wunde  darunter,  wenn  sie  einen 
Zoll  breit  oder  tief  ist,  6  livr.  tourn.    Doch  soll  eine  Verwundung 
aus  Nolbwehr  straflos  sein  a.  6.    Man  sieht  aus  a.  2  dass  in 
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den  Localcoulumes  die  Ansätze  abweichen.  Nach  T.  XVIII.  a.  1  zahlt 
jeder  qui  occupe  011  applique  a  soy  chemin  public  qu'on  appello 
royal,  60  S.;  nach  T.  XIX.  wird  falsches  Maass  und  Gewicht  das 
erste  Mal  mit  20  S. ,  das  zweite  Mal  mit  40  S.  und  das  dritte  Mal 
mit  am.  arbitr.  bestraft.  Die  Coul.  de  St.  Sever  (locale)  T.  XI. 
bestraft  a.  1  den  Todschlag  mit  einer  aroende  pour  Tarne  et  parens 
du  feu  a  la  cognoissance  de  Justice ;  der  larron  nocturne  —  le  furt 
en  raain  —  doit  estre  pendu  et  esl  rangle,  a.  2.  Ehebruch  wird  mit 
Auspeitschung  und  Busse  von  7  livres,  8  S.,  6  den.  bestraft,  a.  3., 
falsches  Zeugniss  mit  Durchbohrung  der  Zunge  und  ewiger  Ver- 
bannung in  Civilsaclien  y  in  Criminalsachen  mit  der  Strafe  für  das 
falschbezeugte  Verbrechen  a.  4 — 5.  Die  Coust.  ginirale  de  St. 
Sever  enthält  im  Wesentlichen  die  Bestimmungen  der  Cout.  d'Acs ; 
die  Wunde  von  einem  Zoll  heisst  die  playe  Iryau  (loyale,  legale) 
und  die  Busse  heisst  loi.  Die  Cout.  de  Sole  T.  XXXV.  hat  gleich- 
falls den  Ausdruck  der  oplaga  leyau  de  ley  major,»  wofür  der 
König  60  S.  erhält.  —  Bei  weitem  wichtiger  wie  diese  Coutumes 
sind  aber  diejenigen,  die  wir  zur  zweiten  Ciasse  rechnen.  Selbst 
hier  ist  in  den  meisten  das  Ungenügende  der  Strafbestimmungen 
ersichtlich  und  das  Bedürfniss  des  gemeinen  Rechts;  daneben  aber 
auch  die  Tendenz  mit  den  coulumiären  Bestimmungen  wenigsteus 
die  Grundlage  für  das  geltende  Recht  zu  geben. 

Im  Nordosten  ist  die  Cout.  de  Namur,  die  einzig  ausführliche, 
(a.  87 — 97.)  Wenn  der  Verwundete  binnen  6  Wochen  nach  der 
Verletzung  stirbt,  soll  die  Todesstrafe  eintreten,  a.  88;  sonst  die 
Strafe  der  Verwundung,  welche  16  pattars  beträgt,  aber  bei  ab- 
sichtlicher Verletzung  nach  dem  raerile  du  cas  mit  einer  grosse 
amende  belegt  wird;  der  Vergewaltiger  im  Hause  des  Verletzten 
und  gegen  einen  Sergent  fourfera  le  poing,  a.  90.  91 ;  jeder  Theil- 
nehmer  an  der  Todlung  unterliegt  der  Confiscation ,  a.  92;  wer 
einen  blossen  Todschlag  (homicide)  nicht  in  3  Tagen  nach  gesche- 
hener Thal  anzeigt,  wird  als  Mörder  (murdrier)  betrachtet,  (a.  93.) 
Doch  muss  der  Todschläger  dem  plus  prochain  boir  male  eine 
Reparation  geben,  die,  wenn  ein  solcher  nicht  da  ist,  der  Witt  we 
zum  dritten  Theil  zufällt,  (a.  94.)  Jede  Theilnahme  gilt  der  That 
gleich  (a.  95),  wer  zum  Bruch  des  Gefängnisses  hilft,  verfällt  der 
amende  arbitraire  (a.  96)  so  wie  der  Waldfrevel,  (a.  97.) 

Im  Süden  ist  die  Cout,  ttAuvergne,  an  die  sich  die  Cout.  de 
la  Marche  anschliesst,  das  Hauptgesetz  wegen  ihrer  weiten  Gel- 
tung; viel  ausführlicher  aber  ist  die  Cout.  de  Loudun.  Die  Cout. 
(TAuvergne  Cb.  XXIX.  beginnt  mit  dem  Satz,  dass  der  nächste  Versuch 
—  tellement  qu'il  n'a  tenu  a  lui  —  mit  dem  vollendeten  Verbrechen 
gleich  bestraft  wird  a.  1.  A.  3.  enthalt  das  Recht  der  Confiscation, 
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8.  oben;  nach  a.  k  soll  der  Danny,  wenn  er  in  seiner  Verbannungs- 
zeit zurückkehrt ,  das  erste  Mal  die  Strafe  verdoppeln ;  dnnn  mit 
ewiger  Verbannung  bestraft ;  zum  dritten  Mut  fustige  et  les  oreilles 
couppees,  das  vierte  Mal  arbitrairement  mit  einer  peine  capitale 
belegt  werden.  Verbalinjurien,  mesdiis,  sind  mit  7  S. ,  die  in- 
jures  alroces  mit  diffamation  zu  bestrafen  ;  die  Klage  verjährt  in 
Jahr  und  Tag  a.  8.  9.  La  Marchc  Ch.  XXVII.  a.  333.  331;  hier 
wird  ausserdem  für  falsche  Waaren  und  falsches  Maas  eine  amende 
arbitraire,  3H.  3V3,  festgesetzt.  Die  Cout.  du  Loudunois  hat  aber 
ein  völliges  Strafsystera  Cb.  XXXIX.  Der  Falschmünzer  wird  bo- 
uilly  und  sein  Haus  confiscirl  (a.  1).  Kindesmörderinuen  werden 
verbranut  (2),  für  balures  enormes  au  Sergenl  royal  wird  le  poing 
couppe  (3),  die  Confiscation  für  die  \üie  Majesle  für  corps  et  bien 
ausgesprochen  (5),  die  crucheteurs  et  larrons  sont  pendus  (7),  der 
Hausdiehstahl  mit  Auspeitschen  —  balu  par  les  carrefours  bestraft 
(8),  der  Fälscher  wird  pilorise,  und  ihm  die  rechte  Hand  abge- 
hauen (9),  wer  Pferde  stiehlt,  wird  gehangen  (11) ,  wer  Vieh  stiehlt 
erst  beim  zweiten  Mal;  das  erste  Mal  werden  ihm  die  Ohren  ab- 
geschnitten (12),  Hehler  trifft  gleiche  Strafe  (13),  jeder  Feld- 
diebstahl wird,  weil  alle  Sachen  des  Feldes  sont  en  la  garde  de 
Justice  (der  alle  Ackerfrieden)  corporellement  bestraft  (14).  Jede 
Gewalt  auf  öffentlichem  Markte  ist  ein  bri$  de  roarche  ou  de  foire 
und  verfällt  der  am.  arbitraire  (15);  die  bature  de  propos  delibere 
dagegen  bei  Verstümmelung  wird  corporellement  geahndet. 

Ganz  im  Südosten  an  die  Pyrenäen  gelehnt,  steht  die  Gruppe 
der  rein  gascognischen  Couliimes ,  unter  denen  die  Cout.  von  la 
Bourt  und  Be'arn  ein  eigenes  Strafgesetz  enthalten.  Die  Bestimmun- 
gen der  Cout.  von  la  Bourt  T.  XIX.  des  crimineurs  sind  ausführ- 
lich. Tödtung  wird  mit  teste  couppe"«  bestraft  (a.  2);  Kircbendieb- 
g'.ahl  mit  dem  Tode  (3);  Fälschung  öffentlicher  Urkunden  steht  der 
trahison  gleich,  der  Fälscher  wird  decapite,  bei  Privaturkunden 
folgt  arbitraire  Strafe  {&) ,  enthauptet  wird  gleichfalls  der  Brand- 
stifter (5);  der  larrecin  (Dieb)  fustiguc,  oder  beim  zweiten  Dieb- 
stahl de  valeur  pendu  et  estrangle  (6);  handhafter  Diebstahl,  lar- 
recin ä  la  main  —  fouetle  und  auf  ein  Jahr  verbannt  und  zahlt 
150  S.  an  den  König  (7);  Vergewaltigung  mit  Waffen  30  S.  an  den 
König,  und  ist  Verletzung  vorgekommen,  navre  ou  blesse,  folgt 
eine  amende  ä  la  discretion  (9) ;  die  Nothzucht  ist  mit  Enthauptung 
belegt  (10);  einfache  Realinjurien  werden  mit  18  Sols  gebüsst  (11); 
bei  Verführungen  muss  der  Verführer  die  Entehrte  entweder  aus- 
statten oder  heirathen  (12);  Infamie  kann  nur  gerichtlich  erkannt 
werden.  Noch  genauer  sind  die  Fort  et  Cottumat  de  Biam  T.  XLIV. 
und  T.  XLVII. ,  die  aber  eine  eigene  Darstellung  fordern.  Von  ihnen 
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nach  dem  Norden  bilden  die  Coutumes,  die  sich  um  Bayonne  grup- 
piren,  den  (Jebergang. 

Ganz  eigenthümlich  in  ihrer  Abfassung  sind  die  beiden  Cout. 
von  Anjou  und  Maine  ,  indem  in  ihnen  der  Versuch  einer  förmlich 
systematischen  Darstellung  offenbar  vorliegt.  In  beiden ,  die  wahr- 
scheinlich denselben  Verfasser  haben ,  bildet  das  Strafrecht  die 
Quarte  Partie,  und  ist  sehr  weitläufig  behandelt.    Allein  der  posi- 
tive Inhalt  für  das  Slrafrecht  ist  doch  nur  gering;  bei  weitem  der 
grösste  Theil  desselben  nimmt  das  Buurecht  für  die  obigen  Gegen- 
stände der  Busse  in  dieser  Zeit  ein  ;  ftir  dieses  kann  man  jene  Cool, 
als  die  Hauptquelle  ansehen.    Die  Cout.  dt  Anjou  a.  142  zeigt  in- 
dess,  wie  wenig  man  im  Allgemeinen  die  Strafe  für  alle  Arten  der 
hohen  Rügen,  die  hier  grands  cas  heissen,  variirte;  für  alle  tritt 
die  Strafe  des  Hängens  ein  —  pendu  et  estrangle ,  das  Weib  wird 
verbrannt;  die  meubles  verfallen  allein  der  Confiscation,  die  beri- 
tages  nicht,  ausgenommen  bei  den  crimes  de  leze  Maj.  div.  et  bu- 
maine.    Der  simple  horaicide  wird  einfach  gehangen  ohne  Confis- 
cation; und  wer  den  Bann  bricht  wird  das  erste  Mal  oesoreille,* 
das  zweite  Mal  plus  griefvement  bestraft,  so  wie  auch  die,  die  ihn 
aufnahmen.    Diese  Gleichförmigkeit  der  Strafe  machte  eine  ge- 
nauere Ausführung  des  peinlichen  Strafrechls  hier  natürlich  überflüssig. 

Bei  weitem  die  bedeutendste  unter  allen  Coutumes  ist  aber  für 
das  Strafrecht  die  letzte ,  bei  der  wir  jetzt  stehen ,  die  Cout.  de 
Bretagne,  Ihr  T.  XXIX.  ist  mit  grosser  Klarheit  und  Umsicht  ab- 
gefasst,  und  man  kann  beinahe  sagen,  dass  nur  die  Bretagne  ein 
ausgebildetes  provinzielles  Slrafrecht  gehabt  hat.  Allerdings  hat 
dieselbe  wenig  vom  gemeinen  Rechte  abweichendes  Recht;  allein 
sie  ist  Tür  jene  Zeit  durch  ihre  Abfassung  ein  Muster  für  andere 
und  der  Stolz  der  Juristen  der  Bretagne,  unter  denen  Argenträus  (d'Ar- 
gentre)  einen  europäischen  Namen  hatte,  gewesen.  Da  nun  bei  ihr 
grade  die  Redaclion  dasjenige  ist,  was  sie  vor  den  anderen  Coutumes 
auszeichnet,  so  müssen  wir  für  die  Hauptsache  auf  sie  selber  ver- 
weisen. Ihr  Inhalt  ist  im  Wesentlichen  folgender.  A.  620  beginnt 
mit  der  Bestimmung,  dass  bei  Verwundungen,  wenn  der  Tod  nach 
40  Tagen  eintritt,  eine  arbilraire  Strafe,  sonst  Todesstrafe  folgt. 
Waldfrevel  sind  gleichfalls  arbilrair  zu  strafen  (623).  Entführung 
wird  mit  dem  Tode  bestraft  (624).  Kuppelei  ä  Parbilrage  du  Juge 
(626).  Furt  qualifie  sera  puni  de  mort  (627),  wie  auch  der  Vieh- 
diebstahl (628).  Kleiner  fürt  non  qualifie  bis  zum  Werlhe  von  10 
livres  nach  Ermessen  ;  jeder  grössere  aber  mit  dem  Tode.  (628). 
Der  Hebler  gefundenerSachen  gilt  dem  larron  gleich  (629).  DerSelbst- 
mörder  wird  bei  den  Beinen  aufgehangen  und  geschleift  und  sein 
Gut  verfällt  dem  Seigneur  (631).    Alle  schweren  Verbrecher  sollen 
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Ton  dem  Orte,  wo  man  sie  findet,  bis  zum  Kichtplatz  geschleift 
werden  (632).  Sodomie  wird  mit  Feuertod  belegt  (633).  Die  Falsch- 
münzer seront  boutllis,  puis  pendus  (634).  Wer  wissentlich  die 
Grenzen  verrückt,  wird  als  larron  bestraft  (635).  Gleichfalls  wer 
Vieh  in  besäete  Felder  treibt  (636).  Alle  Strafen  aber  sollen  prompte- 
roent  executees  es  lieux  plus  exemplaires,  en  terreur  du  peuple  (637 
Jeder  mit  einer  peine  corporelle  Bestrafte  verliert  alle  roeubles  (638). 
Doch  soll  für  alle  cas  qui  sunt  d'aventure  ou  de  fortune,  wenn  keine  dol, 
nialice  ou  coulpe  notable  dabei  war,  keine  amende  erhoben  werden 
(639  cf.  642).  Die  Injurien  werden  von  a.  649  behandelt.  Bei  jeder 
Busse  für  dieselben  erhält  der  Seigneur  den  grösseren  Theil,  die 
Partei  den  geringeren.  Toutes  amendes  sagt  a.  651  sont  arbitraires 
selon  la  qualite  des  personnes  et  da  meflait.  Die  Eltern  sollen 
für  ihre  erschlagenen  Kinder  satisfaction  haben,  wenn  die  letzteren 
n'auroient  enfans  de  leur  corps;  nach  ihnen  die  nächsten  Erben 
(655).  Doch  muss  der  Vater  die  Busse  für  sein  Kind  zahlen,  weil 
er  doil  cbastier  son  enfant  (656);  der  Mann  muss  den  Schaden,  den 
seine  Frau  verbricht,  ersetzen  (657).  —  Die  Conßtcation  ist  ge- 
nauer behandelt  als  in  allen  anderen  Coutumes.  Grundstücke  ver- 
fallen derselben  nur  bei  Todesstrafe  des  larron  ou  meurdrier  (660). 
wer  sich  dem  Gerichte  auf  solche  Anklage  nicht  stellt ,  verliert 
neben  den  meubles  den  Fruchtgenuss  der  Iroraeubles  auf  Lebens- 
zeit (659).  Wer  Hand  an  seinen  seigneur  legt ,  ist  infame  und  ver- 
liert die  meubles  (661) ;  der  Herr  aber  verliert  die  obeissance  des 
Vasallen  auf  dieselbe  Weise  wie  im  ältesten  Recht  (662).  Die  Appel- 
busse ist  15  sols  (663);  die  des  adveu  defectueux  60  sols  (664).  — 
Der  Bruch  eines  gegebenen  Asseurements  ist  mit  amende  honorable 
oder  anderer  Busse  nach  Ermessen  zu  bestrafen.  Jeder  aber  ist 
verpflichtet  die  seurele  zu  geben  ,  wie  nach  altem  Kecht  (671).  — 
Bei  Verbalinjurien  tritt  Compensalion  ein  (673);  gemeines  Volk  wird 
dabei  nach  Ermessen  mit  Geßingniss  oder  sonst  bestraft  (674).  Der 
Edle  dagegen  par  pecune  (675).  Wer  gegen  die  Kircbe  Gewalt 
begeht,  unterliegt  körperlicher  Strafe  (676).  Wer  Namen  und 
Wappen  des  Adels  annimmt,  zahlt  300  livres  Busse  (677).  Herren, 
welche  ihre  Sujets  zu  irgeud  einer  Heirath  zwingen,  so  wie  alle 
Vormünder,  die  dazu  einwilligen,  werden  nach  Gestalt  der  Sache, 
selonc  l'exigence  des  cas  bestraft  (679).  Alle  faux  vendeurs  ,  und 
diejenigen,  welche  dieselbe  Sache  zweimal  verkaufen,  werden  wie 
larrons  und  faussaires  bestraft  (682).  Endlich  soll  der,  welcher  einen 
Gefangenen  entwischen  lässt,  bestraft  werden  wie  der  roalfaiteur  (683). 

Diese  kurzen  Angaben  müssen  für  das  coutumiUre  Strafrecht 
geniigen.  Vergleicht  man  aber  den  Inhalt  desselben  mit  dem,  was 
wir  als  das  gemeine  Strafrecht  bezeichnet  haben,  so  ergibt  sich, 
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dass  im  Gründe  wenig  Abweichung  zwischen  beiden  Gestalten  des 
Strafrechts  stattfindet,  und  dass  daher  die  Idee  wie  <jio  Galligkeit 
des  erstercn ,  an  der  mit  der  folgenden  Epoche  eintretenden  Herr- 
schaft des  centralen  Gerichtsorganismus  fortschreitend,  sich  mit 
Leichtigkeit  auch  über  das  coulumiäre  Recht,  wo  es  ein  solches 
antraf,  ausbreiten  musste. 

C.    Der  Civilprocess. 

Wenn  wir  im  Strafrechl  sehen,  wie  das  römische  Recht  neben 
dem  alten  Strafrecht  Platz  nimmt ,  die  begriffliche  Darstellung  des- 
selben begründet,  Definitionen  erzeugt,  die  Auflassung  bietet,  die- 
selbe bald  ordnet,  bald  verwirrt,  und  gleichsam  das  Leben  des 
peinlichen  Rechts  mit  seinem  Leben  umgibt,  vervollständigt  und 
zur  Wissenschaft  zu  erheben  beginnt,  so  ist  im  Process  dagegen 
durch  diese  neue  Wissenschaft  das  alle  Verfahren  nicht  blos  in 
seinen  Principien,  sondern  auch  in  seiner  Praxis  vollständig  über- 
wunden und  dem  ueuen  Rechte  unterworfen.  Wir  haben  schon 
in  der  vorigen  Epoche  die  beiden  Gestalten  des  Verfahrens,  wie 
sie  das  13.  Jahrhundert  ausgebildet,  neben  einander  gestellt;  nur 
war  das  Lebnsrecht  die  Hauptsache  und  der  neue,  römisch-kano- 
nische Process  stand  da  als  Ausnahme.  Jetzt  ist  das  Verhältniss 
umgekehrt.  Der  römisch-kanonische  Process,  seinem  Wesen  nach 
auf  das  engste  mit  dem  Königlhum  verbunden,  hat  dasselbe  Schritt 
vor  Schritt  begleitet  und  es  herrscht,  wie  jenes  im  Staat,  so  dieses 
im  Gericht  Frankreichs.  Allerdings  ist  auch  diese  Entwicklung 
keinesweges  eine  plötzliche,  sondern  es  muss  vielmehr  diese  Epoche 
als  die  der  Entscheidung  angesehen  werden.  Das  ik.  Jahrhundert 
enthält  noch  eben  so  viel  Elemente  aus  dem  alten  Recht  als  aus 
dem  neuen;  erst  das  15.  zeigt  den  entschiedenen  Sieg  des  letztem. 
Daher  ragen  denn  auch  noch  bis  in  die  Milte  des  15.  Jahrhunderts 
die  beiden  Grundlagen  des  Lchnsprocesses ,  die  Fehde  und  der 
Beweis  durch  Zweikampf  und  Gottesgericht  hinein.  Aber  freilich 
sind  sie  selber  schon  ein  ausnahmsweises  Recht ,  und  verschwinden 
mit  dem  Ablauf  dieser  Epoche. 

Auf  welche  Weise  aber  der  neue  Process  den  alten  bewältigt 
hat,  ist  bereits  früher  angegeben.  Zuerst  verdrängten  die  Beam- 
teten das  Volk  aus  den  Gerichten,  und  zwangen  dadurch  die  Par- 
teien nun  auch  die  Führung  ihrer  Processe  selber  in  die  Hände 
derer  zu  geben,  die  das  neue  Verfahren  allein  kannten,  das  die 
Beamteten  forderten  ,  und  das,  wie  wir  gesehen ,  seinen  Mittelpunkt 
in  der  neuen  Beweistheorie  hatte.  Daun  aber  rentralisiile  sich  das 
Beamtenthum  im  Allgemeinen  um  Paris ,  der  Organismus  der  rich- 
terlichen Beamtelen  im  Besonderen  um  das  Pariser  Parlament  als 
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Oberreichsgericht  und  aufsehende  Behörde.    Während  das  erste 

den  neuen  Process  überhaupt  erzeugte,  gab  das  letztere  demselben 
die  innere  Gleichförmigkeit,  die  am  Ende  dieser  Epoche  allent- 
halben geherrscht  hat.  Die  Gründe,  die  das  Verfahren  bei  dem 
Pariser  Parlamente  zum  allgemeinen  in  Frankreich  gemacht,  be- 
dürfen keiner  weiteren  Darlegung.  Alles  dieses  zusammen  bildete 
nun  das  Ergebniss  dieser  Periode  den  eigentlich  französischen  Process, 
Es  möge  uns  gestattet  sein,  bei  diesem  Ausdruck  einen  Augen- 
blick zu  verweilen.  Unsre  deutsche  Rechtswissenschaft  ist  in  ihrer 
Auflassung  noch  nicht  so  weil  gegangen  als  in  ihren  Kenntnissen; 
sie  hat  die  positiven  Sätze  fremder  Rechte ,  nicht  aber  ihre  Volks- 
tümlichkeit in  sich  aufgenommen.  Dennoch  ist  das  Leben  frem- 
der Rechte  nur  von  dieser  Grundlage  aus  recht  zu  verstehen.  So 
im  Allgemeinen  und  so  auch  im  Process.  Allerdings  hat  das  Ver- 
fahren des  römisch-kanonischen  Rechts  im  ganzen  nachrömischen 
Abendlande  vieles  und  wichtiges  gemein.  Aber  wie  aus  denselben 
Elementen  die  Natur  mit  schöpferischer  Thal  andere  Wesen  bildet, 
so  hat  auch  der  lebendige  Geist  der  Völker  sich  die  ihm  geschicht- 
lich übergebenen  Stoffe  bei  den  verschiedenen  Völkern  in  verschie- 
dener Weise  gestaltet.  Und  es  ist  nicht  zu  Itfugnen,  dass  jedes 
dieser  Völker  nicht  blos  sein  Recht  im  Allgemeinen ,  sondern  auch 
seinen  Process  auf  dieser  Grundlage  sich  herangearbeitet  hat.  So 
hat  denn  auch  das  französische  Volk  seinen  französischen  Process, 
Die  Zeit,  in  welcher  sich  Princip  und  Gestalt  dieses  Processes  des 
französischen  Volkes  entschieden  hat,  ist  grade  die  vorliegende 
Epoche.  Das  ist  ihre  Bedeutung  für  unsren  besondren  Gegenstand. 
Und  das  ist  um  so  wichtiger,  da  grade  der  Process  unter  allen 
Theileu  des  französischen  Rechtslebens  derjenige  ist,  der,  einmal 
festgestellt,  am  wenigsten  Aenderung  erfahren  hat.  Das  was  sich 
in  diesem  Zeitraum  bildet,  ist  in  seinen  Grundzügen  nicht  blos  der 
Process  der  folgenden  Epoche,  sondern  gilt  noch  heutigen  Tages  in 
Frankreich.  Nirgends  weniger  als  im  Process  hat  die  Codificalion 
geändert.  Daher  ist  es  von  besonderer  Wichtigkeit,  den  bisher 
noch  nie  behandelten  Process  dieser  Epoche  sich  klar  darzulegen. 
Die  beiden  Hauptquellen  sind  du  Breuil  und  BouteiUcr,  zu  welchen 
das  Grand  Couslumier  hinzuzuziehen  ist.  Der  erstere  steht  aber 
bei  weitem  über  dem  letzteren.  Denn  in  ihm  zuerst  —  so  viel  wir 
wissen  in  der  ganzen  Wissenschaft  des  Abendlandes  —  ist  der  Ge- 
danke zur  Ausführung  gekommen,  dass  das  Verfahren  als  solches 
nicht  blos  einen  eignen  Abschnitt,  sondern  ein  selbständiges, 
innerlich  geordnetes  uud  organisches  Ganze  sei,  das  eigner  Dar- 
stellung bedürfe.  Es  ist  das  erste  Lehrbuch  des  ganzen  Abendlandes 
überhaupt;  klar,  bestimmt,  geregelt  und  umfassend.    Kein  eiuziger 
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Schriftsteller  Frankreichs  hat  Besseres  geleistet  über  diesen  Theil 
des  Rechts;  oft  kommt  es  dass  diejenigen,  die  zum  ersten  Mal 
eine  Sache  erfassen,  mit  sichrem  Blicke  so  sehr  den  Mittelpunkt 
und  den  Umfang  derselben  bewältigen,  dass  niemand  sie  später 
übertrifft,  und  die  gleichgearteten  Geister  lieber  ein  anderes  Ge- 
biet aufsuchen,  um  gleiches  zu  erreichen.  Das  ist  auch  du  Breuil 
gelungen.  Bedenkt  man,  dass  er  um  das  Jahr  1330  schrieb,  so 
muss  man  eben  so  sehr  über  die  Forlschritte  erstaunen,  die  der 
neue  Process  seit  Beaumanoirs  Zeit  gethan  hat,  als  über  den  Mann, 
der  sie  in  solcher  Weise  der  Wissenschaft  angeeignet  hat.  Er  ist 
aber  so  entschieden  seines  Gegenstandes  Herr,  dass  er  Ober  die 
Principien  des  Verfahrens  alle  Gesetzgebungen  überflussig  machte 
und  dieselben  vielmehr  zwang,  ihn  als  das  eigentliche  Gesetz  anzu- 
erkennen. Sein  Werk  ist  der  gemeine  französische  Process  des  14. 
Jahrhunderts. 

Allerdings  nun  ändern  sich  im  15.  Jahrhundert  mehrere  ein- 
zelne Punkte  des  Verfahrens ,  andere  erhalten  weitere  Ausdehnung. 
Die  Hauptsache  aber  bleibt,  wie  du  Breuil  sie  dargestellt; 'wir  werden 
ihn  daher  zum  Grunde  legen,  und  die  Aenderungen,  wie  sie  theils 
in  den  Gesetzen ,  theils  in  dem  praktisch  kundigen  aber  gänzlich 
ordnungslosen  Bouteiller  und  der  reinen  Compilation  des  Gr.  Coust. 
vorkommen,  hinzufügen.  Nur  in  Strafverfahren  tritt  ein  ganz  an- 
deres Verhältniss  ein,  von  dem  an  seinem  Orte  die  Rede  sein  soll. 

Wir  theilen  das  Folgende  in  vier  Abschnitte,  die  Fehde,  das 
ordentliche  Verfahren,  die  Appellation  und  die  summarischen  Pro- 
cesse  enthaltend. 

/.    Die  Fehde. 

Es  ist  wohl  gemeint  worden,  dass  die  Fehde  mit  dem  13. 
Jahrhundert  aufgehört  oder  doch  aufgehört  habe  etwas  rechtlich 
zulässiges  zu  sein.  Diese  Meinung  aber  ist  gänzlich  falsch;  die 
Fehde  dauert  nicht  blos,  sondern  sie  dauert  nojch  als  ein  gesetzlich 
anerkanntes  bis  zur  Mitte  des  15.  Jahrhunderts,  wo  sie  dann  mit 
den  Gages  de  bataille  zu  dem  eigentümlichsten  Momente  des  ger- 
manischen Lebens,  dem  Duell  verschmilzt.  Wir  werden  hierauf 
unten  zurückkommen.  Dass  aber  das  Fehderecht  in  vollkommener 
Gültigkeit  bleibt,  wird  sich  sogleich  zeigen. 

Allerdings  aber  beginnt  die  Fehde  schon  im  Anfange  dieser 
Epoche  ihren  alten  Character  zu  verlieren ,  und  es  ist  nothwendig 
hierauf  aufmerksam  zu  machen,  da  grade  von  hier  aus  mit  dem 
Wesen  die  rechtliche  Zulässigkeit  derselben  gebrochen  und  die  Ge- 
schichte des  Kampfes  der  Gesetzgebung  und  der  Beamteten  gegen 
dieselbe  am  besten  verständlich  wird. 


Digitized  by  Google 


Der  Civilprocess 


523 


Wir  haben  gezeigt,  wie  die  Fehde  aus  zwei  Principien  hervor- 
ging: der  Idee  der  Souverainelät  der  Freiherren  und  der  allen 
Blutrache.  Nun  aber  konnte  das  Königthum  als  das  aliein  sou- 
veraine,  die  erstere  nicht  anerkennen;  es  konnte  ferner,  als  Trä- 
ger der  rechtlichen  Ordnung,  die  Folgen  derselben  nicht  zulassen ; 
es  konnte  endlich  das  neue  Gericht,  als  das  zur  Entscheidung  der 
Streitigkeiten  und  zur  Verfolgung  der  Verbrechen  allein  berech- 
tigte, die  Selbsthilfe  nicht  länger  als  ein  rechtmässiges  neben  sich 
dulden.  Indem  daher  die  neue  Idee  des  Staats  sich  entwickelte, 
ward  die  Fehde  aus  einem  subsidiären,  den  freien  Herren  recht- 
lich zustehenden  Mittel  der  Rechtsverfolgung  erst  zu  einem  anor- 
malen, dann  aber  gradezu  zu  einem  Bruck  der  Rechtsordnung.  War 
sie  das,  so  musste  das  Königthum  sie  bekämpfen;  und  demnach 
wiederum  bestand  sie  selber  nur  so  lange,  als  die  Gewalt  der 
Herren  sie  dem  Willen  des  Königthums  und  der  Thätigkeit  der 
Beamteten  gegenüber  aufrecht  zu  halten  vermochte.  Als  daher  mit 
der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  die  Engländer  besiegt  und  der  Staat 
geordnet  war,  wurden  die  Fehden  aufgehoben;  von  da  an  gibt  es 
zwar  noch  während  der  folgenden  Zeit  und  bis  auf  Ludwig  XIV. 
äusserlich  ganz  entsprechende  Erscheinungen ,  innere  Kämpfe  ohne 
Maass  und  Zahl ,  besonders  sich  an  die  religiösen  Streitigkeiten  an- 
schliessend ;  aber  es  sind  das  keine  Fehden ,  die  von  dem  Einzel- 
nen gegen  den  Einzelnen  gehen ,  sondern  in  diesen  Kämpfen  lebt 
ein  allgemeiner  Gegensalz  des  Staad  und  Rechts;  es  sind  die  bür- 
gerlichen Kriege  an  die  Stelle  der  allen  Fehden  getreten.  Diese  aber 
gehören  unsrer  Darstellung  nicht  mehr  an. 

Der  Verlauf  jenes  Kampfes  des  Königthums  gegen  die  Fehde 
schliesst  sich  aus  den  obigen  Gründen  auf  das  engste  an  die  Ge- 
schichte des  Königthums  selbst  an  ;  man  kann  ihn  am  deutlichsten  in 
den  Gesetzen  verfolgen.  Schon  mit  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderls 
beginnen  die  Verbote;  aber  die  Fehden  werden  nur  während  an- 
derer Kriege,  welche  die  Könige  zu  führen  hüben,  untersagl;  so 
die  Ord.  v.  1296,')  die  v.  9.  Jan.  1303, *)  die  Ord.  v.  29.  Juill. 
13U.*)  In  dieser  Zeil  aber  begannen  die  Benrotelen  auf  allen  Punk- 
ten jene  Selbslhülfe  und  Unordnung  der  Fehden  zu  unterdrücken ; 
die  Folge  davon  war,  dass  die  Freiherren  ,  als  im  Jahre  1315^ener 
Kampf  gegen  das  neue,  und  noch  schwache  Königlhum  ausbrach, 
sich  fast  in  allen  oben  eil.  Privileges  das  alte  Recht  der  Fehde  be- 
stätigen Hessen.    Damit  ward  dieselbe  wieder  in  der  Form  geltend, 


«)  0.  d.  L.  I.  328.  Vergl.  die  Pr#f.  zu  T.  II.  f.  V.  ff.  - 
*)  O.  d.  L.  I.  390. 
*)  Ib.  538. 
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die  wir  beschrieben ;  die  Ord.  v.  8.  Febr.  1330  ')  erlaubte  sie  für 
ganz  Aquitanien,  nur  mit  dem  Zusätze,  dass  eine  Fekdeerklärung 
vorausgeben,  und  während  der  Kriege  des  Königs  alle  Fehde  auf- 
hören solle.  Nach  1350  war  dieses  vollkommen  gültig,  und  meh- 
rere Ordonnanzen  von  diesem  und  den  folgenden  Jahren  lassen  die 
Fehde  zu  unter  bestimmten  Bedingungen.2)  Die  Ord.  v.  17.  Dec. 
1352  ist  besonders  bestimmt;  die  Erklärung  (le  defis]  soll  von  den 
Chefs  de  guerre  entweder  mündlich  oder  schriftlich  geschehen, 
und  kein  Bürgerlicher  soll  Fehde  führen  können;  wahrend  des 
Krieges  soll  alle  Fehde  aufhören.')  Die  Ord.  v.  9.  Apr.  1353  führte 
indessen  die  Quarantaine  du  Koy  wieder  ein.4)  Die  Ord.  v.  5.  Gel. 
13G1  *)  ist  die  erste,  die  überhaupt  alle  Fehde  ausdrücklich  allen 
verbietet,  anonobstanl  les  diz  piivileges  et  usages  des  nobles»,  und 
den  Beamteten  gebietet,  darüber  zu  wachen.  Das  aber  half  nicht 
viel.  In  der  Ord. ,  die  in  Folge  der  Assembler  der  Etats  geueraux 
(gehalten  in  Amiens)  erlassen  ward,  5.  Dec.  1363 6)  sollen  die  Feh- 
den nur  verboten  sein  ,  so  lange  die  Feinde  im  Reich  sind ;  — 
ähnlicher  Ordonnanzen  wurden  noch  mehrere  erlassen.  Erst  die 
Ord.  v.  Mai  1413  tritt  im  A.  255  mit  dem  entscheidenden  Verbote 
aller  Fehden  auf  und  mit  dem  ausdrücklichen  Befehle  an  die  Be- 
amteten, alle  Herren  zu  zwingen,  chascun  en  sa  Jurisdiction  et 
pouvoir  —  ä  veuir  k  Voheissance  de  justice ,  und  zwar  par  erapri- 
sonnement  de  leurs  personnes  et  detenlion  de  leurs  bieos,  et  par 
melde  en  leurs  hoslels  mangeufs  et  gasteurs 7)  —  und  eventuell  durch 
Verbannung  der  Betheiliglen ,  «et  de  leurs  plus  prochains  parens  et 
ami»  emprisonnez  et  delenus,  en  mulliplianl  tousjours  lesdiles 
peines  etc.»  Von  dieser  Ordonnanz  dalirl  sich  das  Verschwinden 
der  Fehden,  besonders  seitdem  sie  auch  in  der  Dauphine  durch 
eine  Ord.  von  1451  verboten  wurden.9)  Ich  finde  keine  spä- 
tere Erwähnung  derselben. 

So  lauge  sie  gedauert  haben,  behielten  sie  ihr  altes  Recht; 
man  sieht  aus  der  so  eben  cit.  Verordnung  von  1413,  dass  sich 
auch  damals  die  Fehde ,  und  gewiss  in  alter  Weise  über  die  ganze 


»)  0.  d.  L.  II.  p.  61. 
>)  fb.  p.  395. 

3)  Ib.  511. 

4)  Ib.  552. 

fi)  O.  d.  L.  III.  525.  —  Im  Ree.  V.  p.  242  wird  eine  zweite  gleiche  Ton 
1367  citirl,  aber  der  Text  nicht  milgetheilt.  Ich  finde  sie  nicht  in  den 
O.  d.  L. 

«)  Ib.  p.  646. 

7)  Execulionspersonal ;  s.  unten. 

8)  Eec.  IX.  191. 
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Lignage  erstreckt  hat.  Bouteiller')  erkennt  sie  noch  vollkommen 
an;  er  fordert  nur,  dass  die  Quarantaine  du  Roy  St.  Loy«  gehalten 
werden,2)  und  dass  man  diejenigen,  die  dagegen  Verstössen,  be- 
strafen soll.  Man  sieht  aber  schon  aus  ihm ,  dass  die  Beamteten 
bei  vorkommender  Fehde  sogleich  eine  Untersuchung  anstellen,  ob 
die  Quarantaine  gehalten  sei;  dies  ist  die  information  de  quaran- 
taine, Ober  die  zwischen  den  Officiers  und  den  baut  jusliciers  der 
Streit  entstand,  wer  competent  sei.  Es  ward  entschieden  nach 
Bout.  (II.),  dass  die  Prävention  entscheide.  —  Mit  den  Fehden  blie- 
ben denn  auch  die  Begriffe  von  Paix,  treves  et  assuremenls.  Nur 
verschmolzen  Paix  und  Assurement,  da  das  letzlere  gänzlich  den 
feudalen  Inhalt  verlor,  und  zu  dem  einfachen  gerichtlichen  Ver- 
sprechen ward,  keine  Fehde  beginnen  zu  wollen.  Die  treves  ne 
durent  que  ung  an  et  ung  jour,  et  la  paix  ou  assurance  dure  tous- 
jours.  Treve  kann  man  immer  fordern  ,  so  wie  man  begründete 
Furcht  bat;  doch  muss  sie  vor  Gericht  und  auf  Darstellung  der 
Sache  gefordert  werden;  dann  wird  sie  ertheiltwje  par  le  Koy,  und 
publicirt  (faire  crier).  Das  Verfahren  dabei  beschreibt  Bout.  ge- 
nauer; es  ist  nicht  ohne  Interesse.  Die  Assurance  wird  gerichtlich 
gefordert;  oquicunque  inventus  in  curia  compellitur  pra?stare  asse- 
curamentumo ;  a)  der  Seigneur  ist  seinem  vasallus  und  dem  homo 
de  suo  corpore  zu  geben  verpflichtet ;  *)  wer  sie  nicht  gibt;  wird 
gefangen  gesetzt  bis  er  es  gethan.  Erscheint  der  Gegner  nicht,  so 
gibt  der  Bailli  in  seinem  Namen  die  Assurance  durch  eine  Com- 
mission  an  seine  sergents,  den  Betreflenden  zu  schützen;  das  gilt 
der  eigenen  Einwilligung  gleich ;  *)  und  muss  gehalten  werden  asur 
peine  de  crime.»  (Bout.  II.)  Die  Strafe  ward  dann  vom  Vergewal- 
tigten beantragt,  und  vom  Gericht  in  der  oben  angeführten  Weise 
entschieden.  Der  Gr.  Goust.  spricht  nicht  mehr  davon,  zum  Zei- 
chen, dass  am  Ende  des  15.  Jahrhunderts  die  Sache  unpraktisch  war. 

//.    Der  ordentliche  Proxcss. 

Wenn  wirklich  sich  in  dieser  Epoche  der  eigentlich  französische 
Prozess  ausgebildet  bat,  so  versteht  es  sich,  dass  dasjenige,  was 
sich  jetzt  entwickelt,  zum  Theil  schon  vor  dem  14.  Jahrhundert, 

<)  B.  f.  65.  a.  ff. 

3)  Fol.  60.  b.  Der  Zusatr  lautet :  Nota  que  selon  l'oppioioo  des  saiget  cous- 
tumiers  ce  ne  chet  point  en  droit  escript.  Unter  welchem  Abschnitt  mögen 
jene  um  unbekannten  Lehrer  oder  Weisser  diesen  Gegenstand  hehandelt 
haben? 

»)  Stiiiu  Cur.  c.  23.  g.  1. 

*)  lb.  $.  2.  3. 

i)  Eine  solche  Commission  steht  bei  Bout.  fol.  66  a. 
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zum  Theil  auch  nach  dem  15.  wiedergefunden  wird.  Wir  müssen 
daher  auf  diesem  Punkte  tief  in  das  13.  Jahrhunderl  zurückgehen, 
und  unserer  Darstellung  hinzufügen,  was  der  Sache  selber  angehört. 
Auch  ist  schon  früher  angedeutet,  dass  Vieles  und  Bedeutendes 
unter  den  Entwicklungen  des  13.  Jahrhunderls  das  Entstehen  eines 
ganz  neuen  Princips  anzeigt,  wie  es  denn  auch  von  einem  neuen 
Elemente,  dem  Beamlenlhum,  gelragen  und  verwirklicht  wird. 

Nun  aber  ist  das  gerichtliche  Verfahren  keineswegcs  eine  zu- 
fällige Reihenfolge  bestimmter  Acte  ,  sondern  wie  diese  Reihenfolge 
auf  allen  ihren  Punkten  Einen  und  denselben  Zweck. hat;  so  wird 
sie  in  ihrem  Organismus  stets  von  Einem  bestimmten  Princip  be- 
herrscht ,  dessen  Wesen  dem  Einzelnen  Gestalt  und  Stelle  gibt. 
Das  Verständniss  jedes  Prozessganges  beruht  daher  auf  dem  Ver- 
ständnis* dieses  Princips;  und  wie  der  Prozess  der  bestimmten 
Epoche  durch  dasselbe  ein  inneres  Ganzes  wird,  so  muss  auch  die 
wahre  Geschichte  des  Prozesses  in  ihrer  Hauptsache  zu  der  Geschichte 
dieses  Princips  weiden. 

Wenn  daher  jetzt  eine  neue  Epoche  im  französischen  Verfah- 
ren eintritt,  so  werden  wir  diese  neue  Form  der  Dinge  und  ihre 
Bewegungen  dem  Mittelpunkt  zu  suchen  haben,  dem  sich  das 
Einzelne  unterordnet.  Nun  ist  es  gleichfalls  gesagt,  wie  sich  der 
Prozessgang  noth wendig  um  den  Grundsalz  gruppirt,  der  für  den 
Beweis  gilt.  Es  folgt  demnach  dass  die  neue  Epoche  zunächst  und 
hauptsächlich  als  ein  neues  Princip  für  den  Beweis  erscheinen  wird. 

Endlich  aber  ist  der  innige  Zusammenhang  des  ganzen  gericht- 
lichen Verfahrens  mit  dem  Königlhume  im  weiteren  Sinne  an  die 
Spitze  unserer  ganzen  Untersuchung  gestellt.  Dieses  Königthum 
thut  in  der  vorliegenden  Epoche  den  entscheidenden  Schritt  sei- 
ner Herrschaft  entgegen.  Demnach  wird  auch  die  neue  Gestalt 
des  Prozesses  nicht  blos  eine  andere,  sondern  sie  wird  eine  solche 
sein,  die  im  Stande  ist,  diesem  neuen  Königthum  im  Gebiete 
der  Verwaltung  des  Rechts  zu  entsprechen. 

Dieses  sind  die  Gesichtspunkte,  welche  die  innere  Continuitat 
des  Lebens  dieses  grossen  Rechtsgebiets  bedingt  haben.  Und  in 
der  That  ist  das  wirkliche  und  geschichtliche  Verhältniss  der  beiden 
prozessualischen  Formen  des  Lehnswesens  und  des  ihm  folgenden 
Königlhums  der  entscheidende  Beweis  ,  dass  die  durch  den  Begriff 
der  Sache  gegebene  Nothwendigkeit  in  der  concreten  Welt  auch 
hier  das  Herrschende  ist. 

Es  ist  nämlich  schon  oben  der  Character  des  Lehnsprozesses 
als  auf  dem  Beweise  durch  den  Zweikampf  beruhend  nachgewiesen 
worden.  Das  Wesen  dieses  Beweises  aber  besteht  darin ,  dass  die 
Entscheidung  über  die  Wahrheit  und  Nichtwahrheit  der  Thatsache 
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ganz  in  das  einzelne  Subject  gelegt  ist.  Der  Richter  ist  in  dem 
Prozesse,  der  durch  Zweikampf  entschieden  ist,  eigentlich  nur  Zu- 
schauer in  dem  Kampfe  zwischen  den  Parteien,  und  seine  Thälig- 
keil  beschränkt  sich  darauf,  diesen  Kampf  zu  ordnen,  und  die  in 
demselben  schon  gegebene  Folge  desselben  auszusprechen.  Er 
entscheidet  daher  nichts ;  er  ordnet  und  publicirt  nur. 

Nun  aber  ist  grade  das  der  Begriff  des  streitigen  Rechts  und 
der  streitigen  Thatsachen,  dass  sie  nicht  von  dem  Einzelnen  ent- 
schieden werden  kann.  Die  entscheidende  Gewalt  muss ,  jenem 
Begriffe  der  Streitigen  nach,  die  allgemeine  sein.  Es  folgt  aber  um- 
gekehrt, dass,  wo  einmal  eine  solche  allgemeine  Gewalt  da  ist,  jene 
Entscheidung  durch  die  Einzelnen  ihr  als  Widerspruch  erscheinen, 
und  demzufolge  von  ihr  bekämpft  werden  wird.  Diese  allgemeine 
Gewalt  trat  auf  im  Königlhum  und  seinen  beamteten  Richtern.  Mit- 
hin begann,  so  wie  diese  in  den  Gerichten  Platz  griffen,  der  Kampf 
derselben  gegen  die  Gages  de  bataille. 

Natürlich  aber  war  die  einfache  Negation  des  allen  Rechts 
nicht  genug;  es  musste  zugleich  ein  neues  an  dessen  Stelle  gesetzt 
werden ,  das  die  Entscheidung  über  das  Streitige  dem  Organ  des' 
sich  bildenden  allgemeinen  Willens,  dem  Richter,  in  die  Hände 
gab.  Es  ist  nicht  nothwendig,  hier  erst  nachzuweisen,  dass  dieses 
grade  in  dem  römitch-canonischen  Beweisverfahren  geschieht,  dass  die 
Parteien  ihre  Ansichten  und  Thatsachen  darthun,  und  den  Richter 
darüber  entscheiden  lässt.  Gleichfalls  ist  es  überflüssig,  die  Gründe 
aufzuzählen,  weshalb  erst  dieses  ein  wirklicher  Beweis  ist.  Aber  es 
ist  klar,  dass  jener  römisch-canonische  Prozess  mit  seinem  eigent- 
lichen Beweisverfahren  gänzlich  dem  neuen  Stande  der  beamteten 
Richter  entsprach. 

Auf  diese  Weise  ergab  sich  das ,  was  wir  als  den  eigentlichen 
Character  der  Geschichte  des  Prozesses  seit  der  Mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts zu  bezeichnen  haben.  Es  ist  der  Kampf  des  eigentlichen 
Beweisprincips  mit  dem  alten  Princip  des  Zweikampfs,  in  welchem 
ftir  das  Gebiet  des  Prozesses  der  Kampf  zwischen  Lehnswesen  und 
Königthum  zur  Erscheinung  kommt.  In  diesem  Ganzen  ist  die  Ge- 
schichte des  Prozesses  selbst  ein  Moment ;  und  darin  liegt  ihre 
höhere  historische  Bedeutung. 

Unsere  erste  Aufgabe  wird  es  demnach  sein ,  den  Untergang 
der  Gages  de  bataille  nachzuweisen.  Auf  ihnen  aber  beruhte  das 
ganze  alte  Verfahren.  Es  folgt  daraus  der,  für  die  richtige  Be- 
deutung des  Folgenden  entscheidende  Salz,  dass  mit  den  Gages 
de  bataille  zugleich  der  ganze  alte  Lehnsprozess  verschwindet  und 
mit  dem  eigentlichen  Beweis  zugleich  der  neue  Frozen  entsteht;  es 
müssen  die  ersteren  mithin  als  Repräsentant  des  'ganzen  Verfahrens, 
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wie  es  in  der  ersten  Epoche  gezeigt  ward,  gedacht  werden.  Wie 
sich  nun  die  einzelnen  Puukte  dieses  Verfahrens  um  den  Zweikampf 
gruppirt  haben,  ist  schon  nachgewiesen;  was  das  eigentliche  Be- 
weisprineip  für  dieselben  bewirkt ,  soll  sogleich  bezeichnet  werden. 
Wir  wolleu  zuerst  die  Geschichte  der  Gages  de  balaille  seit  der 
Mitte  des  13.  Jahrhunderts  darlegen. 

A.   Untergang  der  Gaget  da  balaille. 

Die  frühere  Meinung,  dass  die  Ord.  von  1260  die  Gages  de 
Balaille  in  Frankreich  aufgehoben  habe ,  kann  wohl  jetzt  schon  als 
beseitigt  angesehen  werden.  Unter  den  Werken,  die  nach  einer 
Geschichte  des  Zweikampfs  suchen,  nimmt  die  Histoire  de  la  pro- 
ceduie  criminelle  von  Fauslin  Helie  entschieden  den  ersten  Hang 
ein.  ')  Wir  entnehmen  derselben  im  Besonderen  die  Data,  die  sich 
aus  den  Olim  für  diese  Geschichte  ergeben. 

Allerdings  gab  es  schon  vor  jener  Ord.  gewisse  Fälle,  in 
welchen  ein  Zweikampf  nicht  zugelassen  ward.  Die  Olim  v.  1256 
und  1257  enthalten  mehrere  Entscheidungen,  in  denen  das  Parla- 
ment denselben  verworfen  hat,7)  uud  es  ist  sehr  wohl  möglich, 
dass  die  Theorie  Beaumanoirs,3)  nach  welcher  bei  einem  fail  no- 
loire,  bei  einer  vollständigen  Reinigung  des  Angeklagten,  und  bei 
kirchlichen  Verbrechen  überhaupt  kein  Zweikampf  stallfinden  konnte, 
schon  im  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  eine  gewisse  Allgemeinheil 
gehabt  hat.  Doch  darf  man  dies  keinesweges  als  eine  so  ganz 
ausgemachte  Thatsache  hinstellen,  wie  Fauslin  Helie  es  thut.  Ge- 
wiss ist  eben  nur  jenes  Verbot  von  12G0, 4)  das  dieselben  für  «tout 
le  domaine»  aufhob,  und  an  dessen  Stelle  den  Zeugenbeweis  for- 
derte. Wiederholt  ward  das  Verbot  in  den  El.  d.  St.  Louis ,  und 
ist  in  einem  Urlheil  der  Olim  v.  1260  anerkannt.5) 

Allein  es  isl  schon  zweifelhaft ,  wie  weit  sich  innerhalb  der 
Domaines  die  Gültigkeit  des  Verbots  erstreckt  hat;  namentlich  ob 
die  hauls  jusliciers,  die  dem  Herzogthura  Frankreich  angehörten, 
sich  ihm  uuterworfen  haben.  Dass  dieses  letztere  nicht  der  Fall 
gewesen  ,  sieht  man  nicht  bloss  aus  den  El.  d.  R. ,  die  an  meh- 
reren Stellen  ganz  ohne  Unterscheidung  von  den  Gages  de  balaille 


')  Besonders  g.  78,  p.  506.  ff. 

*)  Olim.  I.  Inq.  II.  ann.  1356.  —  p.  7.  —  Inq.  V.  1257.  p.  24,  Inq.  XI» 
eod.  p.  30. 

*)  Beaum.  Ch.  XXXIX.  10.  Faustin-Heli«  p.  332. 

*)  O.  d.  L.  1.  86.  Sehr  gute  Notizen  hat  Laurriere  hinzugefügt.    Man  ver- 
gleiche ausserdem  seine  PreTace  p.  XXXV  n*. 
*)  Olim  I.  p.  491.  ann.  1260.  n.  VII.  Nach  Faustin-Helie  p.  509. 
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reden,1)  sondern  auch  aus  einem  bei  Faustin  Helie  angeführten 
Fall ,  wo  einem  Freiherrn  das  Recht  auf  die  Duellbusse  von  einem 
Bailli  streitig  gemacht  wird.3)  Die  späteren  Verordnungen  machen 
es  sogar  im  höchsten  Grade  wahrscheinlich,  dass  in  allen  Gerichten, 
in  denen  kein  Juge  royal  die  ausschliessliche  Gerichtsbarkeit  im  Na- 
men des  Königs  hatte ,  das  alte  Kecht  fortbestand.  Man  muss 
daher  annehmen  ,  dass  dieselben  trotz  jener  Verordnungen  gemeines 
Recht  geblieben  sind.  Denn  die  Ord.  v.  1296 3)  verbietet  dieselben 
mit  den  Fehden  zugleich  nur  «durante  guerra  regia»;  die  zweite 
vom  9.  Januar  1303  4)  gleichfalls  «duranlibus  guerris  nostris.»  Die 
Ordonnanzen  haben  daher  wohl  nur  wenig  gewirkt;  desto  eifriger 
dagegen  waren  die  Beamteten  selber.  Dieses  ist  daher  ins  Auge 
zu  fassen.*) 

Beaumanoir,')  den  man  als  unzweifelhaften  Zeugen  anerkennen 
wird,  zeigt  deutlich,  in  welcher  Weise  dieselben  verfuhren.  Wenn 
nämlich  die  Ord.  v.  1260  auch  nicht  die  Gages  aufgehoben ,  so 
halte  sie  doch  das  eigentliche  Beweisverfahren  daneben  gestellt. 
Von  diesem  Punkt ,  der  Concurrenz  beider  Beweisarten ,  ging  man 
aus.   Zunächst  gilt  der  Grundsalz:  eil  convient,  querele  de  gages 
et  toutes  autres  quereleg,  demener  sehne  ce  que  Ii  ples  est  entame's,* 
Also  beruht  es  scheinbar  ganz  auf  der  Wülkühr  der  Parteien,  wel- 
ches Verfahren  sie  einschlagen  wollen ;  «il  est,»  fügt  er  hinzu,  «en 
le  volente  des  homes  de  le  Conte  de  Glerroont  de  tenir  lor  corl  selonc 
Cancienne  coustume  (mit  Gages)  ou  selonc  Testablisscmmt  le  Roy»  (mit 
Zeugen).    Allein  es  folgt  sogleich  der  wichtige  Zusatz:  «mes  se  Ii 
ples  est  entames  sor  l'establisseraent  le  Roy  par  le  soufrance  du 
Seigneur  (der  Herr  mussle  also  die  Anwendung  der  königlichen 
Ordonnanz  erlauben)  Ii  sires  ne  le  pot  puis  mettre  d  gages,  se  partie 
sen  veui  aidier.»   Auch  das  erklärt  sich  noch,  obwohl  es  auffallend 
ist ,  dass  selbst  mit  Zustimmung  der  Parteien  die  Gages  nicht  wieder 
angewandt  werden  dürfen.    Dann  aber  schliesst  die  Stelle  mit  der 
Bemerkung,  dass  freilich  auch  im  Gegentbeil,  wenn  der  Prozess 
oest  entames  sor  les  gages  par  l'ancienne  costume,  Ii  sires  ne  le  pot 
pas  raroener  a  l'Establisseinenl  le  Roy,  *e  ce  n'est  pas  l'acort  des  deus 
parties» ,  in  diesem  Falle  soll  also  dieser  Accord  die  Prozessform 
ändern  können ,  was  sie  im  ersten  nicht  kann.   Auf  diese  Weise 


t)  Et.  I.  27.  167.  168.  II.  38. 

2)  Olim.  I.  667.  ann.  1267.  n.  VIII. 

3)  O.  d.  L.  I.  328. 
*)  O.  d.  L.  1.  390. 

«)  Das  folgende  ist  von  Fauslin-Helie  nicht  berücksichtigt, 
i)  B.  cta.  LXI.  ».  16. 

Warakftaig  «.  Steifl,  frans.  BUaU-  und  Rechtsgesch.  Bd.  III.  34 
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untergrub  man  das  Princip  der  reinen  Concurrenz.  Von  einer  an- 
dern Seile  her  geschah  ein  Gleiches.  Man  begann  nämlich  in  ge- 
wissen Fällen  den  Beweis  durch  <iages  gradezu  zu  verbieten.  Auch 
hier  ist  Beatim.  die  Hauplquelle.  Zuerst  soll  in  allen  kleinen  Sachen 
das  alte  Verfahren  mit  Gages  nicht  mehr  geduldet  werden:  «car 
ce  n'est  pas  coze  selonc  Diu  de  souflVir  gages  en  petite  querele.» 
Ch.  VI.  a.  31.  Dann  griff  man  ihre  Zulässigkeil  auch  in  den  gros- 
seren Dingen  an.  Die  amilichen  Richter  stellten  nämlich  die  oben 
erwähnte  Theorie  auf,  dass  besonders  in  den  Fällen  der  IS'otorietät 
die  Gages  de  bataille  ausgeschlossen  sein  sollten.  «Quand  lc  cose 
qu'on  ä  a  prover  est  si  cleres  de  soi  mesmes;»1} — oder  wenn  das 
a mottet  est  notoire  et  aperto,  so  soll  der  Richter  ohne  Gages  ent- 
scheiden,3) natürlich  durch  Information  und  Enquete  (s.  unlen).  Da 
dies  nun  kein  scharf  begränzter  Begriff  war,  so  ergab  sich  als 
Regel,  dass  die  Gerichte  selber  über  die  Zulässigkeit  der  Gages  in 
jedem  bestimmten  Falle  zu  entscheiden  begannen,  was  gleichfalls 
schon  Beaum.  VI.  31  andeutet,  indem  er  sie  zulässt,  as'il  ne  sont 
deslorne  (detournö ,  verhindert,  noch  nicht  eigentlich  verboten)  par 
lor  sovrain.»  Es  musslen  daher  bald  die  Parteien ,  wenn  ein  sol- 
cher Fall  vorkam,  ihren  Antrag  darauf  im  Gerichte  richten;  und 
dieses  sprach  darüber  ein  eigenes  Urtheil  aus.  Dies  ist  das  Ver- 
hältniss  des  Duellums  noch  bei  Du  Breuil;3)  und  zwei  solcher  Arrels 
sind  von  Faustin  Helie  citirt.4)  —  Natürlich  drängten  nun  die  Ge- 
richte den  Zweikampf  immer  mehr  in  den  Hinlergrund ,  und  nach 
Du  Breuil  muss  es  Princip  geworden  sein ,  dass  nur  in  dem  Fall, 
wo  der  Kläger  ane  pourroit  prouver  par  tetmoings  ne  autrement 
suffisamento  »)  derselbe  die  Gages  forderte.  Jedoch  sind  hier  noch 
keine  bestimmten  Verbrechen  als  Gegenstand  der  Gages  angegeben. 
Dennoch  war  damit  im  Wesentlichen  der  Sieg  des  eigentlichen  Be- 
weises entschieden,  und  die  Stellung  der  Gages  in  dieser  Epoche 
bestimmt.  Sie  sind  nämlich  seit  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts 
aus  einem  rein  electiven ,  von  der  freien  Wahl  der  Parteien  abhän- 
gigen ,  zu  einem  subsidiären  der  Entscheidung  und  Zustimmung  der 
Gerichte  unterliegenden  Beweismittel  geworden.  So  sind  sie  nicht 
plötzlich,  sondern  in  langsamem  und  schrittweisem  Uebergange 
durch  das  Beamlenthum  vernichtet.    Das  14.  Jahrhunderl  erkennt 


«)  B.  Ch.  XXXIX.  10. 

3)  Id.  Ch.  LXI.  2. 

*)  Stilus  Curia  Ch.  XVI.,  wo  dai  ganze  Verhältnis*  genau  behandelt  wird. 
(Von  1330.) 

4)  A.  a.  O.  p.  328. 

•)  SM.  Cur.  A.  a.  O.  in  der  Conchulo  Actorit,  p.  46. 
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sie  jedoch,  wie  Du  Breuil  zeigt,  noch  vollständig  an.  Ja  im  Anfange 
desselben  musstc  sogar  Philipp  derSchöne,  weil  das  Beamtentum  noch 
nicht  Gewalt  genug  halle,  durch  die  blosse  Information  die  Verbrecher 
stets  zu  überführen  und  zu  bestrafen,  sie  wieder  ausdrücklich  erlau- 
ben, weil,  wie  die  Ord.  v.  1306 ')  sagt,  bei  dem  Zeugenverfahren  zu 
häutig  ale  malefiee  demeurail  impuni»;  dazu  kam  der  Uass  der 
Adelichen  gegen  die  Umwälzung  ihrer  Gerichte ,  die  uns  nicht  bios 
als  Widersetzlichkeit  Einzelner,  sondern  sogar  als  ein  Kampf  des 
ganzen  Standes  gegen  das  neue  Hecht  entgegentritt;2)  und  so  halle 
das  Beamlentbura  noch  ein  volles  Jahrhundert  den  Zweikampf  zu 
bekämpfen.  Höchst  wahrscheinlich  geschah  dies  so,  dass  man  zu 
allem  Obigen  nun  auch  die  Fälle  immer  mehr  beschränkte,  in 
denen  die  Gages  als  subsidiäres  Beweismittel  zugelassen  wurden. 
Die  Ord.  v.  15.  Mai  1315*/  erlaubt  sie  bei  «rourtre,  larrecin,  rapt, 
trahison  und  roberie»,  aber  nur,  wenn  kein  Zeugenbetceis  da  ist; 
hier  kommen  sie  also  wohl  Öfter  vor.  Aber  schon  Bouteiller ,  iudem 
er  von  den  Gages  redet,  zeigt,  dass  sie  zu  seiner  Zeit  als  etwas 
ganz  singuläres  betrachtet  wurden ;  er  sagt  der  cas  de  cbarap  de 
balaille  sei  oung  cas  e stränge  entre  aultres  et  divers,  qui  souvent 
ne  chet  pas  en  cause»  4)  dennoch  gelten  sie  noch  und  wir  finden 
daher  das  ganze  Verfahren  dabei  ausführlich  beschrieben;  aber  sie 
sind  «par  le  drois  canon  delfendu  et  inlerdit,»  und  dürfen  jelzt 
überhaupt  nur  in  drei  Fällen  vorkommen  apour  murtre,  pour  rapt, 
und  pour  arsin  de  maisono ;  auch  dann  nur,  wenn  «le  faict  y  a 
est*  si  muriner  et  si  malicieux  et  fait  reposgement  (im  Geheimen)» 
dass  man  durch  Zeugen  nicht  die  Wahrheit  herausbringen  kann.5) 
Es  kommen  daher  auch  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  und  selbst 
des  folgenden  einzelne  Zweikämpfe  vor;6)  allein  es  ist  deutlich,  dass 
sie,  nur  noch  bestehend  in  wenigen  Fällen,  und  auch  in  diesen 
nur  in  Ermanglung  anderer  Beweise,  durch  die  Entwicklung  des 
Anklageprozesses  und  besonders  der  Tortur,  verschwinden  mussten. 


>)  O.  d.  L.  I.  435.  Dazu  ist  die  Ord.  1.  Mai  1307  hinzuzufügen,  die  dem 

Parlamente  ausdrücklich  die  Entscheidung  über  die  Zuliissigkeit  der  Gages 

übergibt.    O.  d.  L.  XII.  P.  367. 
*)  Ord.  v.  1315.    Fatt  in  allen  Privileges  dieses  Jahres.    Die  Ord.  Tora  29. 

Juli  t3U  (O.  d.  L.  I.  538)  verbot  sie  wie  Trüber,  nur  fllr  die  Zeil  des 

Krieges. 
*)  O.  d.  L.  I.  561. 
*)  Bout.  f.  48.  a. 

*)  Dout.  in  der  Beschreibung  des  Verfahrens,  fol.  45  h. 

«)  Fauslin-Helie  führt  einige  an  a.  a.  O.  p.  512.  Man  könnte  wohl  mehrere 
aufstellen.  Am  berühmtesten  ist  der  Zweikampf  unter  H.  III.  zwischen  dem 
Herrn  v.  Jarnac  und  la  Chotaigneraie,  der  letzte  öffentlich*  Zweikampf. 

3fc# 
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Mit  ihnen  ging  dann  auch,  und  zwar  ohne  besondere  Verhole,  das 
alle  Verfahren  im  Strafprozess  unter,  wahrend  es  im  Civilprozess 
schon  früher  verschwunden  war.  Die  spatere  Gesetzgebung  gegen 
die  «Duels»  betrifft  die  persönlichen  Zweikämpfe,  die  als  Rest  d«»s 
alten  Lehnswesens  sich  noch  heutigen  Tages  erhalten  haben,  wie 
die  Titel  und  Wappen  jener  Zeit. 

D.  Der  ordentlich*  Civilprotess  des  neuen  Verfahrens. 

Wir  haben  oben  den  eigentlichen  Beweis  als  den  Mittelpunkt 
des  neuen  Verfahrens  gesetzt,  und  das  Verhältnis«  des  letzteren 
zu  dem  Königlhum  characlerisirt.  Jetzt  bei  der  Darstellung  des 
Verfahrens  selber  muss  es  uns  erlaubt  sein,  das  Verhältnis»  dieses 
Beweises  zum  Verfahren  selber  darzulegen.  Denn  da  uns  der  heu- 
tige Prozess  eine  alltägliche  Erscheinung  ist,  und  seine  Lehre  sich 
wie  keine  andere  der  Praxis  zuwendet,  so  bat  man  von  jeher  ver- 
gessen, dass  auch  dieser  Prozess  von  einem  Princip  beherrscht 
wird,  und  dass  es  so  gut  eine  Philosophie  des  Prozesses,  als  des 
Straf-  und  Privatrechts  geben  muss.  Uns  nun  zwingt  unsere  Auf- 
gabe ,  die  bedingenden  Momente  in  der  Reihenfolge  der  historischen 
Erscheinungen  nachzuweisen  und  zu  zeigen,  wie  der  neue  Prozess 
durch  seinen  Ilauptsatz  auch  in  seinen  einzelnen  Sätzen  ein  Gan- 
zes ist. 

Der  eigentliche  Beweis,  im  Gegensalze  zum  Beweis  des  Lehna- 
prozesses, enthält  den  Satz,  dass  die  TbaUache,  aus  welcher  das 
geforderte  Recht  hervorgehen  soll,  als  eine  von  der  subjectiven 
Ansicht  der  einzelnen  Partei  unabhängige  und  selbstständige  dasteht, 
und  dass  ihr  Dasein  daher  in  einer  Reihe  von  anderen  Thatsachen 
zur  Erscheinung  kommt,  die  entweder  die  notwendigen  Ursachen 
oder  die  notwendigen  Folgen  der  Hauptsache  sind.  Dadurch  for- 
dert diese  Hauptsache ,  als  Consequenz  der  einzelnen  sie  bedingenden 
Thalsachen  dargestellt,  eine  selbstständige  Auffassung  für  den  Kläger 
und  den  Beklagten,  und  diese,  dem  Richter  dargelegte  Auflassung 
ist  die  Geschieht ser Zählung.  Die  Geschichlserzählung  als  Basis  des 
Rechts,  erzeugt  den  Ausdruck  Jessen,  was  die  Partei  wiederum  als 
ihr  Recht  ansieht,  das  Petitum  des  Klägers,  die  Litis  contestation 
des  Beklagten ;  die  einzelnen  bedingenden  Thatsachen  in  der  Verthei- 
digung  werden  zu  Beweisgründen  oder  zu  sachlichen  oder  perem- 
torisehen  Einreden;  und  von  dieser  Klage  und  Verteidigung  schei- 
det sich  der  Beweis  als  der  selbstsländige  Act,  durch  welche  die 
einzelnen  begründenden  Thatsachen  zur  sinnlichen  und  objectiven 
Gewissheit  für  den  Richter  erhoben  werden.  So  gruppirt  das 
Beweisprincip  das  Verfahren  nolhwendig  in  die  drei  selbständigen 
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Abschnitte  der  Klage,  der  Vertheidigung  und  des  Beweitet ,  die  von 
dem  Richter  als  Ganzes  im  Urtheil  wieder  zusammen  gefasst  werden. 

Dieses  ist  eigentlich  das  Wesentliche  des  neuen  Prozesses;  an 
dasselbe  schliesst  sich  ein  zweite.«  Gebiet.  Indem  nämlich  jetzt  die 
Spitze  der  Parleithätigkeiten,  die  Forderung  und  die  Slreileinlassung, 
aus  der  Gescbichtserzählung  als  Contequenzen  hervorgehen,  wird 
die  strenge  logische  Coneludenz  der  Geschichtserzäblung  selber 
eine  notwendige  Forderung  im  Pro/esse.  Sie  aber  ist  Resultat 
der  Uehung  und  »der  Wissenschaft.  Diese  nun  übernahmen  die  An- 
wälde  für  das  Publikum.  Damit  ergab  sich,  dass  das  ganze  Ver- 
fahren schon  hierdurch  aus  den  Händen  des  Volkes  in  die  Hände 
der  Reehtsbeislände  gelegt  wurde;  diese  wurdeu  damit  zur  rechts- 
bildenden Gewalt  Air  dasselbe ,  und  wie  sie  auf  diese  Weise  ein 
ihnen  eigenes  Gebiet  der  Lebenslhäligkeit  gewannen  ,  so  bildeten 
sie  sich  zu  dem  eigenen  Stande  der  Advocats  et  Procureurs.  Deshalb 
entstehen  diese  erst  mit  dem  neuen  Bewcisprincip ,  und  man  kann 
sagen ,  dass  es  erst  mit  dem  letzteren  und  durch  dasselbe  einen 
Stand  der  Anwälde  geben  kann.  —  Das  wiederum  ward  nach  einer 
anderen  Seite  hin  dadurch  von  praktischer  Bedeutung,  dass  diese 
»ich ,  wie  wir  gesehen ,  dem  Studium  des  römischen  Rechts  hin- 
gaben. Und  so  ist  auch  hier  die  Entwicklung  eine  innere ,  allenthal- 
ben sich  selber  bedingende  Continuilat  des  Werdens  im  Rechtsleben. 

Wir  haben  diese  Sätze  etwas  weitläufiger  dargestellt ;  denn  sie 
sind  nicht  blos  die,  durch  das  neue  Princip  des  Verfahrens  gege- 
benen Consequenzen  für  den  /ran*ö«tscaen  Prozess ,  sondern  sie  ent- 
halten die  Grundlage  des  ganzen  abend  ländlichen  Prozettet  und  seines 
tachlichen  Beweitet ,  der  dem ,  demselben  ganzen  germanischen  Eu- 
ropa gleichfalls  gemeinsamen  Princip  des  persönlichen  Beweises  und 
seines  Prozesses  bei  allen  Völkern  gefolgt  ist.  Innerhalb  dieser 
Grundlage  erst  erscheint  nun  auch  der  französische  Prozess  der 
neuen  Epoche. 

Wie  nun  der  ganze  abendländische  Prozess  auf  dem  einen 
Beweise  beruht,  so  bat  auch  der  Prozess  der  einzelnen  Völker  seine 
Eigentümlichkeit  an  der  Gestalt  dos  Beweisverfahrens  erhallen. 
Lassen  wir  dabei  die  untergeordneten  Punkte  zur  Seite,  so  besteht 
diese  Besonderheit  des  französischen  Civilprozesses  darin ,  dass  der- 
selbe kein  eigentliches  Beweitinteriocut ,  und  daher  nur  eine  mangel- 
hafte Eventualmaxime  besitzt.  Dieser  Grundcharacter  desselben, 
bereits  im  13.  Jahrhundert  entstanden,  beherrscht  ihn  noch  beut 
zu  Tage ,  und  grade  dieser  wesentliche  Mangel  muss  die  theilweise 
Ordnungslosigkeit  der  Darstellung,  die  auf  der  Sache  selber  beruht, 
erklären. 

Zunächt  werfen  wir  einen  Blick  auf  die  SchriftUchkeit  des  Ver- 
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fahrens  und  seine  Geschichte.  —  Die  Aufzeichnung  der  Urlheile 
der  Gerichte  in  den  Registres ,  Röhes  und  Journalen  derselben  ge- 
hört dieser  Geschichte  nicht  an.    Sie  beginnt  erst  da  ,  wo  die  Par- 
teien schriftlich  auftreten.    Dies  nun  beginnt  aus  nahe  liegenden 
Gründen  mit  dem  Erscheinen  des  neuen  ßeweisprineips ,  und  die 
Hauptträger  dieser  Schrifilichkeit  sind  die  kirchlichen  Gerichte,  in 
denen  jenes  Princip  am  frühesten  und  am  entschiedensten  galt. 
Beaumanoir  beschreibt  den  Uebergang  jener  Schriftlichkeit  in  das 
wellliche  Gericht  kurz  aber  vortrefflich;  er  hat  denselben  gleich- 
sam assistirt ,  und  man  erkennt  deutlich ,  wie  auch  dies  eine  schritt- 
weise Entwicklung  gewesen  ist. ')    In  den  kirchlichen  Gerichten 
seiner   Zeit  nämlich  trat  schriftliches   Verfahren   ein   bei  allen 
Sachen,  die  20  Sols  Werth  halten;  bei  einigen  erst,  wenn  der 
Werth  40  Sols  betrug;  die  Schriftslitze  betrafen  «foz  les  erremens 
du  plet  et  copie  des  tesmoings» ,  so  dass  «tous  Ii  ples  est  main- 
lenus  par  escrit.o    Das  war  noch  nicht  der  Fall  bei  den  weltlichen 
Gerichten ;  hier  galt  mündliches  Verfahren ,  und  die  urlheilenden 
homes  mussten  Forderung,  Gegenerklärung  und  Sachlage  im  Ge- 
dächtniss  behalten  «en  lor  cuerso  (par  ca»ur).    Die  Ausbildung  der 
Geschichtserzählung  machte  aber  genauere  Kunde  von  der  Prozess- 
lage nothwendig;  und  daher  geschah  es,  dass  der  «Bailli  pot  et 
doit  a rester  briement  en  escril  ce  sor  quoi  les  parlie  entendent  ä  avoir 
jugement.»    Diese  Relationen  der  Batiiis  sind  es ,  die  von  denselben 
den  homes  vorgetragen  wurden  ,  wenn  sie  ihr  Kndurtheil  abgeben 
sollten,  und  höchstwahrscheinlich  sind  es  dieselben,  die  in  den 
rolulis  der  Baillis  enthalten  waren,  wenn  die  letzteren  auf  Appel- 
lation vor  dem  Parlamente  standen  (s.  oben).  —  Es  ist  dies  der 
Ursprung  der  eigentlichen  Gerichtsprotokolte ,  die  aus  privaten  Auf- 
zeichnungen entstanden ,  im  Beweisverfahren  durch  Auditeurs  und 
Comroissaires  ihre  weitere  Ausbildung  erhielten.    Auch  das  konnte 
aber  bei  weillüuftigen  Sachen  nicht  genügen.    In  solchen  Fällen 
ward  daher  das  Verfahren  der  kirchlichen  Gerichte  von  den  Anwäl- 
den  der  weltlichen  aufgenommen.    Hier  nun  bildete  sich  das  arti- 
culirte  Verfahren.    Die  Partei  nämlich  darf  diese  einzelnen  Streit- 
punkte aufzeichnen ,  in  so  weit  sie  dieselben  zu  beweisen  gedenkt ; 
«et  lix  escris  apele  on  rebricet.n    Diese  Rebrices  oder  rubrica) 
kommen  auch  schon  in  den  Olim  vor ; 2)  da  sie  den  Beweisgegen- 
stand enthielten  ,  so  erhielt  die  Gegenpartei  die  Erlaubnis«,  sie  ab- 
zuschreiben,  «s'ele  le  requiert.»    Das  geschah  von  beiden  Seiten, 
und  daraus  entstand  der  Act,   den  man  «concordare  articulos» 


•)  B.  vi.  i5. 

a)  Olim  T.  I.  p.  90  n.  IX.  p.  316.  n.  V. 
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nannte,  wovon  unten.  Damit  aber  enthielt  das  schriftliche  Ver- 
fahren nur  noch  die  Aufzeichnung  der  Reweisartikel.  Zum  völligen 
schriftlichen  Verfahren  sind  diese  Aufzeichnungen  erst  ausgebildet  in 
der  Zeit,  die  zwischen  Reaum.  und  du  Breuil  liegt.  Bei  dem  letz- 
teren finden  wir  nämlich  schon  ein  förmliches  System  ftir  die  An- 
wendung der  Schriftlichkeil.  Bei  allen  dinglichen  Klagen  soll  die 
Klage  ichriftlieh  (in  scriplis]  dem  Gericht  übergeben  werden,  und 
zwar  in  drei  Exemplaren  ,  von  denen  das  Gericht  eins  behält,  und 
die  beiden  anderen  ,  aulhenlificirt  (signala?  per  curiam  —  wohl  mit 
dem  Dalum  der  Präsentation  —  und  danu  von  der  Kanzlei  besie- 
gelt cum  conlrasigillo],  den  beiden  Parteien  zustellt.1]  Bei  persön- 
lichen Klagen  dagegen  bleibt  das  mündliche  Verfahren;  nur  wenn 
das  «negotium  est  magnum ,»  ordnet  das  Gericht  ein  schriftliches 
Verfahren  an  (prreeipit  ut  tradatur  [pelitio]  in  scriplis  per  modum 
memoria?)  s.  unten.3)  Die  Ord.  v.  1363,  Dec.  ,3)  bestimmt  im  Art. 
9,  dass  die  Parteien  in  ihren  scriplis,  die  dem  Gericht  übergeben 
wurden  (in  Klage  und  Verteidigung) ,  nur  die  facta  positiva  et 
deflensiva  aufzeichnen ,  und  nur  die  notwendigsten  Conclusiones 
machen  sollen;  erst  im  Beweisverfahren  vor  den  Coromissariis 
dürfen  sie  die  rationes  juris  anführen  ;  und  «ut  experientia  advo- 
catorum  curiae  nostre  lucidius  appareal,»  sollen  sie  ihre  Satz- 
sebriften  mit  Namen  und  Zunamen  unterzeichnen.  Eine  spätere 
Ord.  vom  Juni  1370 *)  verordnet,  dass  alle  Klagen  unter  100  Sols 
nicht  schriftlich,  sondern  mündlich  geführt  werden  sollen.  Dieses 
ist  der  Zustand  in  dieser  ganzen  Epoche  geblieben,  und  Bouteiller 
führt  ihn  genau  iu  der  Weise  auf  wie  du  Breuil.  Allein  man  sieht 
aus  ihm,  dass  die  Möglichkeit  der  Appellation  mehr  und  mehr  die 
dichter  nöthigte  ,  auf  schriftliches  Verfahren  zu  dringen,*)  und 
jedenfalls  ist  jene  von  entscheidender  Bedeutung  für  die  Entwicklung 
der  Gerichttprotokolle  gewesen,  die,  wie  das  noch  gegenwärtig  der  Fall 
ist,  die  Salzschriften  der  Advocaten  vertreten  musslen.  —  So  ge- 
staltete sich  die  Schriftlichkeit  in  dem  Verfahren  unter  den  Parteien; 
wie  die  Gerichte  dieselben  in  ihrem  Antheil  am  Beweise  gebraucht 
haben  ,  soll  au  seinem  Ort*  gesagt  werden. 

Nuq  gehen  wir  über  zum  eigentlichen  Verfahren. 


<}  Stilus  coriae.  Ch.  XVII.  g.  1. 
*)  Ibid.  Cb.  XIX.  g.  1. 
J)  O.  d.  L.  III.  «49. 

4)  O.  d.  L.  Y.  310.   Dies«  Ord.  bezieht  sieb  aber  nur  auf  die  Stadt  Puy- 
Mirol. 

»)  Bout.  f.  CCX1III.   Vgl.  unten  die  Appellation. 
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I.   Lad u Dg  und  Verfahren  darauf. 

Das  Ladungsverfahren  •)  hat  in  dieser  Epoche  wie  in  der  fol- 
genden im  Wesentlichen  seinen  Character  behalten.  Nur  sind  die 
Formalitäten  der  Ajournemenls  genau  bestimmt  und  die  ganze  Lehre 
hat  eine  bedeutende  Süssere  Entwicklung  erhalten. 

Die  Ajournement*  werden  zuerst  von  den  Gerichtsherrn,  bezüg- 
lich von  den  Beamteten  erbeten.  Diese  senden  alsdann  mit  der 
gerichtlichen  Ladung,  dem  exploict,  den  Sergent  zu  dem  Betlieiliglen. 
Das  Ajournement  musste  bei  allen  Klagen  in  loco  domicilii  gesche- 
hen; dazu  war  die  Erlaubniss  des  (iericlitsherrn  zu  erbitten,  wenn 
die  Ladung  vor  ein  anderes  Gericht  ging.  Bei  Appellationen  ging 
dieselbe  an  das  betreffende  Gericht.  Hierbei  forderten  nun  die 
Verhältnisse  eine  Menge  singulärcr  Bestimmungen  Ober  die  Form 
der  Ladung  bei  geistlichen  und  welllichen  Körperschaften,  bei  Ge- 
richtsherren, bei  Abwesenden  und  in  anderen  Fällen,  die  genauer 
bei  Bouteiller  verzeichnet  sind.  Vor  das  Parlament  aber  konnte 
man  einen  andern  ohne  specielle  Erlaubnis*  des  Königs  laden. 

Die  Ajournements ,  als  Grundlage  des  spateren  Verfahrens,  er- 
hielten aber  ferner  einen  bestimmten  Inhalt,  Hierfür  ist  der  Grand 
Coust.  die  beste  Quelle;  wahrscheinlich  hat  sich  das  Verhältniss 
derselben  erst  mit  dem  15.  Jahrhundert  recht  fest  entschieden,  da 
der  Stilus  gar  nicht  und  Bout.  nur  andeutungsweise  davon  spricht. 
Der  Gr.  C.  11.  unterscheidet  nämlich  die  ajournemenls  generaulx 
und  particuliers.  Die  ersten  enthalten  nur  die  allgemeine  Angabe 
über  den  Klagepunkt  und  dürfen  nur  bei  meubles  und  debtes  ci- 
viles  gebraucht  werden.  Die  letzteren  dagegen  müssen  genau  den 
Gegenstand  und  die  Forderung  bezeichnen  und  traten  bei  den  ding- 
lichen Klagen  ein.  Jedes  ajournement  aber  ist  bindend  für  das 
spätere  Verfahren.  Es  muss  «tesmoigner  comment  et  ä  quoy  faire 
il  est  ajourne,  et  ebntre  gut;»  —  und  ferner  «selon  ce  que  l'adjour- 
nement  est  faiel  le  demandeur  doibt  faire  sa  demande,  ou  rc- 
queste ;  car  le  deflendeur  n'est  tenu  de  respondre  fors  et  sur  ce  qui 
aura  etti  adjorni.u    Das  bedarf  keiner  weiteren  Erklärung. 

Derselbe  Grund  erzeugte  den  zweiten  Salz ,  dass  jedes  Ajour- 
nement geschehen  muss  ä  certain  et  competanl  jour.»  Competant 
jour,  dies  competens,  wird  im  Stilus  bestimmt  als  die  Zeit  «quo 
reus  poteril  parare  sarcinulas  suas  ad  veniendum  ad  curiam  ad 
diem  sibi  prasfixum.»  (Ch.  IV.  $.  4.)  Dies  war  durch  die  Erklä- 
rung ,  die  gleich  am  ersten  Gerichtslage  geschehen  musste  ,  von 

i)  Wir  citiren  flir  diesen  Ab«chnitt  stau  der  einieluen  Cilalc  die  drei  Maapl- 
steUen.  Stitu$  Cur.  Ch.  II.  III.  IV.  Bout.  fol.  3  b.  ff.  Grand  C»u*f, 
fol.  CLXX1V.  ff. 
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grosser  Wichtigkeit.  —  Genaue  Zeitbestimmungen  hat  nur  Bou- 
teiller;  sie  variiren  etwas  nach  den  verschiedenen  Fällen;  im  Allge- 
meinen waren  es  7  Tage  bei  persönlichen  und  14  Tage  bei  ding- 
lichen Klagen. 

Konnte  die  Partei  nicht  kommen,  so  trat  das  alte  Recht  der 
Essoines  ein.  Es  ist  aber  zu  bemerken,  das»,  obwohl  der  Ausdruck 
der  Contremani  sich  erhält,  die  Sache  weggefallen  ist.  Niemand 
kann  einfach  erklären,  dass  er  nicht  kommen  wolle;  sondern  er 
muss,  ganz  wie  früher,  seine  Essoines  beweisen  mit  Schwur,  und 
es  gelten  nach  Bout.  f.  VI  b.  und  VII.  hierüber  noch  die  Grund- 
sätze des  alten  Rechts.  —  Erschien  sie  nicht,  so  trat  die  Contu- 
maz  ein. 

Am  Tage  der  Ladung  stellten  sich  die  Parteien.  Das  war  die 
Presentation.  Sie  geschah  persönlich  oder  durch  einen  gehörig 
legitimirten  Procureur.  War  er  nicht  mit  hinreichender  Vollmacht 
ausgerüstet,  so  galt  es  als  defatit.  Das  machte  die  Lehre  von  den 
Procurations  schon  im  13.  Jahrhundert  so  wichtig.  Die  Ord.  von 
1363  hat  im  A.  k  mehrere  specielle  Vorschriften  über  die  Presen- 
tation im  Parlamente.  Nach  Du  Breuil  geschah  die  Präsentatio  ad 
portam  camers  Parlamenti  secundum  ordinem  Registri,  das  über 
die  Sachen,  die  an  den  dies  bailliviarum  und  seneschallia  vom 
Greffier  des  Parlaments  gehalten  ward.  (C.  V.  $.  1.  6.)  Bouteiller 
(fol.  X.)  enthält  dasselbe.  Wer  sich  präsentirte,  mussle  dieses 
gegen  alle  seine  Gegner  tbun,  oet  specialiler  et  nominatim.»  (D.  Br. 
11.  §.  5.)  Nur  wenn  das  Ajournement  nicht  richtig  war,  konnte 
man  die  Präsentatio  unterlassen,  ohne  in  defaut  zu  verfallen. 

Eine  wichtige  Frage  war  noch  die  über  das  Ajournement  der 
Erben  der  Parteien.  Diese  mussten  aufs  neue  geladen  werden  «ad 
reassumendum  arramenla ;» ')  geschah  das  nicht,  so  konnte  der 
Beklagte  Successor  congedium  erhalten  wie  bei  einem  defaut.  Auch 
hierüber  gab  es  eine  weitläufige  Theorie,  fiir  die  wir  auf  die  Quellen 
zu  verweisen  uns  begnügen  müssen.3) 

Nachdem  dies  geschehen  war,  konnte  der  Theil  des  Processes 
folgen,  den  wir  oben  das  Legitimationsverfahren  genannt  haben, 
nämlich  die  Forderung  der  Jours.3)  Nur  hat  dieser  Abschnitt  seinen 
Character  etwas  verändert.  Obgleich  es  nämlich  nicht  ausdrücklich 
gesagt  wird,  so  scheint  es  doch  gewiss,  dass  diese  Jours  im  Gericht 
erbeten  wurden  ehe  die  eigentliche  Klage  vorkam,  also  gleich  bei 


»)  Stilus  Ch.  Xiv.  g.  l 

3)  Stilus  Ch.  XIV.   Bout.  fol.  XII.    Gr.  Coutt.  f.  182. 
•>  Die  Stetten ,  welche  diese  Jours  betreffen ,  sind  Stihtt  Ch.  IX.  X.  XI.  XII ; 
Bout.  f.  XI  b. ,  XII  a. ,  Gr.  Coutt.  f.  20t  b.  ff. 
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der  Presentation  auf  den  blossen  Inhalt  des  Ajournements.  Sie 
verzögerten  milbin  den  Beginn  des  Streits  und  beissen  daher  rich- 
tig bei  Du  Breuil  dilaliones ;  bei  Bouteiller  und  dem  Gr.  Cousl. 
jedoch  erhält  sich  der  alle  Name  der  jours.  Sie  stehen  auf  diese 
Weise  jetzt  zwischen  Ladung  und  Streiteinlassung,  und  während 
sie  zu  Du  ßreuil's  Zeil  noch  fast  die  ganze  alle  Bedeutung  haben, 
sind  sie  bei  Bouteiller  schon  in  das  Verfahren  überhaupt  hinein 
gezogen.    Dies  zeigt  nun  das  Einzelne. 

Zuerst  müssen  sie  in  bestimmter  Ordnung  gefordert  werden;  erst 
die  dilalio  consilii  (jour  d'advis  bei  Bouteiller)  dann  die  dilalio 
veutaj  (jour  de  vue)  dann  die  dil.  garendi  (j.  d.  garand.)  Der  Jour 
d'aveu  isl  weggefallen.  Wer  sie  in  anderer  Ordnung  fordert,  ver- 
liert die  vorhergehenden. 

Die  dilatio  consilii  wird  bei  allen  Klagen  zugestanden,  damit 
der  Beklagte  sehen  kann,  «an  sibi  expediat  cedere  vel  contendere.» 
So  ist  es  noch  bei  Du  Breuil;  bei  Bouteiller  dagegen  ist  es  schon 
anders.  Der  jour  d'advis  n'est  sur  aultre  lillre  demandc  que  de 
veoir  commissions,  rescriptions  et  aultre  erremens  sur  quoj  le  deflen- 
deur  est  adjourne.  liier  ist  die  Willkühr  der  Einlassung  und 
Nicbteiulassung  schon  weggefallen,  und  jener  jour  ein  Moment  des 
Verfahrens  überhaupt  gewurden.  —  Daneben  spricht  Bout.  von 
einem  jour  de  conseil ,  der  gleichfalls  noch  erbeten  werden  kanu, 
oder  die  Folge  hat ,  dass  der  Beklagte  sich  dann  apcrcmtoiremenU 
auf  die  Klage  einlassen  muss;  so  wie  er  gefordert  isl,  fallen  alle 
declinatoircs  und  dilatoires  weg.  Dies  ist  eine  singulüre  Bestim- 
mung, von  der  ich  sonst  keine  Spur  finde.  Im  summarischen 
Process  gibt  es  keine  dilatio  consilii.  Bei  der  Ladung  der  Erben 
können  diese  gleichfalls  jenen  jour  fordern ;  dann  heissl  er  nach 
Bouteiller  jour  d'appenseiucnt. 

Die  dilatio  veuta,  jour  de  vue,  ist  die  zweite.  Sie  isl  die  Lo~ 
calbesichligung  des  sireiligen  Grundstücks  und  kommt  daher  nur 
bei  Immobilien  vor.  Die  Partei  erbittet  sich  unter  Angabe  des  be- 
treffenden Grundstücks  vom  Gericht  die  Zuziehung  eines  Comniis- 
sarius,  der  den  Act  aufzeichnet,  und  «super  hoc  habet  rescribere 
curia?»  (Stil.  XI.  1.)  Das  Gericht  bestimmt  den  Tag  und  coiumu- 
nicirt  den  Parteien  in  lileris  duplicalis  den  Termin,  der  abgehalten 
wird  ohne  Rücksicht  auf  das  defaul  derselben.  Der  Augenschein 
bei  uns  im  Beweise  dargestellt,  fällt  hier  daher  in  das  Ladungs- 
verfahren. Der  Bericht  des  Commissarius  soll  genau  abgefasst  sein 
und  alle  einzelnen  Punkte  enthalten;  die  L'ngenauigkeit  der  Be- 
grenzung der  Grundstücke  und  der  Mangel  an  Erdbücbern  gab  die- 
sem Verfahren  eine  Wichtigkeit,  die  es  bei  uns  nicht  haben  kann.') 

>)  Die  Ausgabe  Dumolin»  bat  im  Stilus  stets  venue ;  dies  jsl  ein  Druckfehler 
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Die  dilatio  garendi,  jour  de  garand,  ist  der  letzte  Punkt.  Hier 
ist  schon  bei  Du  Breuil  das  römische  Recht  der  alten  Anpassung 
Herr  geworden.    Der  «garendus  seu  garendisator  est  ille  qui  tc- 
nelur  de  evictione ,»  wesshalb  denn  auch  Bouteiller  die  Lehre  von 
der  garendise  unter  den  Obligationen  abhandelt.   (Fol.  LV1II  a.  IT. 
LX  b.)    Hier  ist  es  gewiss,  dass  diese  dilatio  erbeten  werden  rouss, 
«avant  que  riens  y  ail  respondu  en  la  cause  conlre  son  demandeur;» 
sie  ist  die  nominalio  auctoris,  und  überträgt  dem  letzteren  den 
ganzen  Streit.    Der  Beklagte  erhält  drei  Termine  um  seinen  garend 
zu  stellen,  nur  rouss  er  zugleich  hinzufügen,   dass  er  eventualiler 
auch  selbst  den  Process  übernehmen  wolle;  denn  stellt  er  sonst 
den  garand  nicht  in  jenen  drei  Fristen ,  so  wird  er  verurtheilt 
(aroittil  causam.)   Es  ist  ferner  nach  allen  Quellen  nothwendig,  den 
Garend  sogleich  bestimmt  zu  bezeichnen;   sonst  wird  die  dilatio 
gar  nicht  gestattet.    Nach  du  Breuil  soll  sie  nur  zulässig  sein  ain 
realibus  actionibus  vel  in  rem  scriptis  sive  mixtis;»  Bouteiller  ge- 
staltet sie  auch  en  cas  personel,  was  eine  ganz  natürliche  Folge 
der  Anwendung  des  ßegrills  der  Rviction  auf  diesen  Fall  ist;  doch 
ist  schon  bei  letzterem  der  Uebergang  zur  eigentlichen  Rückklage 
für  Eviction  angedeutet  (fol.  LVHI  b.) '}    Der  Garand  nun  roussle 
förmlich  geladen  werden,  und  konnte,  weil  er  den  Process  über- 
nahm, selbst  wieder  jour  de  conseil  und  de  vue  fordern.  Wollte 
er  seine  Verpflichtung  nicht  anerkennen ,  so  entstand  zwischen  ihm 
und  dem  Beklagten  ein  Verfahren  über  seine  Garendise,  das  bei 
Bouteiller  hervorgehoben  wird,  der  Formeln  für  die  Salzschrift  des 
Gitanten  und  der  deffense  en  cas  de  garendise  mittbeilt.  Fordert  er 
die  beiden  jonrs  vorher,  so  ist  er  darum  noch  nicht  garend;  stellt 
er  einen  Procurator,  so  muss  dieser  eine  expressa  polestas  ga- 
rendisandi  haben.    Das  Gericht  entschied  dann  über  das  Zwischen- 
verfahren und  nach  dem  bezüglichen  Urtheil  setzte  entweder  Klä- 
ger oder  Garend  den  Process  fort.    Erschien  der  letzlere  aber 
überhaupt  nicht,  oder  erklarte  er  gleich  von  vorne  herein,  dass 
er  den  Process  nicht  tibernehmen  wolle ,  so  konnte  der  Klüger  den 
Process  aufgeben  und  nun  einen  förmlichen  Eviclions-Process  gegen 
den  Garand  einleiten ,  der  dann  wieder  ein  ordentliches  Verfahren 
war.  —  Bei  dem  Besit/proccss  soll  kein  Garend  zugelassen  werden, 
was  aber  in  der  folgenden  Periode  geändert  ward. 

Mit  diesen  dilationes  muss  nun  mannichfacher  Missbrauch  zur 
Hinhaltung  der  Processe  getrieben  sein;  denn  die  Ord.  von  1363 


statt  vcula.  In  der  Ord.  von  1363  a.  5  steht  neben  veuta  auch  einmal 
«veauta.» 

0  Der  Gr.  Couet.  f.  203  b.  erlaubt  die  garandise  nur  bei  actioni  reelles. 
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a.  5.  schreibt  vor,  dass  ferner  nicht  mehr  «dilationes  annale*»  im 
Parlament  gegeben  werden  sollen ,  sondern  kurze  Fristen.  Es  steht 
dahin,  wie  weil  man  das  befolgte. 

Auf  diese,  je  nach  Gestalt  der  Sachen  eintretenden  Punkte, 
folgte  nun  das  eigentliche  Verfahren,  das  wir  in  seinen  ein- 
zelnen Theilen  darlegen. 

II.    Die  Klage,  Dcmande. 

Die  Demande,  Klage,  ward  vorgetragen  bei  der  Presenlation, 
im  Falle  keine  dilalio  gefordert,  oder  die  erbetenen  abgelaufen 
waren.  Sie  mtisste  nun,  nach  dem  neuen  Princip,  Thalsache  und 
Petitum  als  etwas  sich  gegenseitig  bedingendes  enthalten;  die  Wich- 
tigkeit der  Klage  (raher  liess  schon  im  13.  Jahrhundert  Klagfor- 
roeln  entstehen,  von  denen  wir  sehr  viele  in  den  Etabl.  und  bei 
Beaum.  finden.  Diese  Klagformeln  aber  sind  wesentlich  verschie- 
den von  der  späteren  eigentlichen  Klage.  Da  nämlich  im  13.  Jahr- 
hunderl das  Auftreten  der  Partei  selber  vor  Gericht  das  Gewöhn- 
liche war,  so  mussten  jene  Formeln  auch  auf  die  Masse  des  Volkes 
berechnet  sein.  Daher  war  in  ihnen  von  juristischer  Deduclion 
und  Ordnung  des  Inhalts  nirgends  die  Rede;  sie  enthalten  vielmehr 
Rechtssatz  und  Tbatsache  ohne  Scheiduog  und  Form.  Anders 
mussle  das  werden ,  als  die  Anwähle  die  Rechtsvertretung  der  Par- 
teien übernahmen  und  besonders  als  sich  die  Procureurs  und  die 
Advocaten  in  der  Weise  in  diese  Vertretung  theiilen ,  dass  jener  das 
Thalsächliche,  dieser  die  rechtliche  Seite  des  Beweises  übernahm. 
Jetzt  kam  es  darauf  an  die  beiden  Elemente  der  Klage  zu  schei- 
den und  dem  Rechtsanspruch  neben  der  Darstellung  der  Thalsache 
eine  selbstständige  Stellung  zu  geben,  liier  war  uun  der  Punkt, 
wo  das  Studium  des  römischen  Rechts  entscheidend  ward,  lu 
dienen  nämlich  werden  alle  Obligationen  in  steter  Verbindung  mit 
den  Actiouen  oder  als  ein  rechtlicher  Klagegrund  gedacht,  die 
letzleren  empfangen  ihren  Namen  von  den  ersteren  und  stehen  da- 
her als  ein  ganz  selbstsländiges  System  der  Klagrechle  da.  Das 
war  es,  dessen  die  neue  Jurisprudenz  bedurfte  und  die  französische 
Praxis  ging  daher  hier  dem  übrigen  Abendlande,  besonders  Deutsch- 
land, voran.  Es  traten  nicht  blos  die  Namen  und  Begriffe  der 
römischen  Acliones  an  die  Stelle  der  alten  Klagformeln,  sondern 
man  begann  nun  eine  solche  Klage  stets  bereit  zu  halten,  alle  Obli- 
gationen, die  nur  vorkommen  konnten,  unter  dem  Namen  und  dem 
Gesichtspunkt  der  römischen  Obligationen  aulzufassen.  Dadurch  vor 
allem  hat  sich  das  römische  Recht  in  die  germanischen  Rechtsbe- 
griffe hinein  gedrängt,  und,  die  letzteren  romanisirend ,  die  grosse 
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Verwirrung  des  Rechtslebens,  die  in  dieser  Beziehung  jetzt  zu  herr- 
schen beginnt,  hervorgerufen.  Dies  ist  die  weitere  Bedeutung  des 
neuen  Systems  der  römischen  Klarjspiegel ,  das  schon  bei  Bouteiller 
völlig  ausgebildet  vorliegt.  Doch  gehört  das  Genauere  nicht  hier- 
her; wir  müssen  von  dem  rechtlichen  Inhalt  der  Klage  zur  Ge- 
schichte ihrer  Form  übergehen. 

Dass  die  Entwicklung  des  neuen  Beweisprincips  aber  eine  bis- 
her unbekannte  Entwicklung  der  letzteren  zur  Folge  haben  musste, 
lag  in  der  Natur  der  Sache.  In  der  Thal  hat  sich  die  letztere  im  + 
Verlaufe  des  14.  Jahrhunderts  zu  einem  völlig  systematischen  Ganzen 
ausgebildet.  Wir  finden  dasselbe  bei  Bouleilfer  ausführlich  dar- 
gestellt, und  es  ist  dieses  Verhältniss  um  so  wichtiger,  als  es  mit 
seioen  wesentlichsten  Sätzen  den  ganzen  Prozess  bis  zur  Revolution 
beherrscht  hat.    Diese  letzleren  sind  nun  folgende. 

Zu  Bouteillers  Zeit  gibt  es  schon  Principien  über  die  richtige 
Aufstellung  der  Klagen  im  Allgemeinen ,  und  Uber  die  Form  dersel- 
ben in  den  besonderen  Fällen.  Die  ersten  betrafen  hauptsächlich 
die  Klagen ,  die  mündlich  vorgebracht  wurden ;  die  letzteren  die 
schriftlichen  Klagen. 

Jede  Klage  soll  nämlich  zuerst  drei  Punkte  enthalten,  die  Bout. 
f.  XXVlIa.  majeur,  mineur  et  conclusion  nennt.  Der  Majeur  ist  die 
Anführung  von  «Loy,  ou  coustume,  ban  ou  edict  du  pays,  no- 
toirement  garde« ;  der  mineur  ist  der  einzelne  Fall;  die  Conclusion 
subsumirt  ihn  unter  dem  majeur.  Es  ist  klar ,  dass  die  Conclusion 
nichts  anderes  ist  als  das  Petitum.  Das  Erscheinen  des  Petitums 
ist,  wie  das  der  Litis  contestation  der  Wendepunkt  in  der  Geschichte 
des  Verfahrens.  Denn  mit  ihm  tritt  der  Salz  in  wirkliche  Geltung, 
dass  Klage  und  Vertheidigung  jede  für  sich  eine  selbständige  Auf- 
fassung der  Thatsache,  und  damit  ein  eigenes  Ganzes  bilden;  sie 
sind  die  Spitze  der  parteilichen  Darstellung,  und  mit  ihr  erst  wird 
die  letztere  zu  einem  organischen  Ganzen ,  dessen  einzelne  Punkte 
jetzt  einen  Hauptsatz  gefunden  haben,  von  dem  sie  ausgehen  und 
der  ihre  Bedeutung  und  Stellung  bedingt.  Gewöhnlich  bezieht  man 
aber  dies  nur  auf  die  Litiscontestation,  obwohl  es  in  gleichem 
Maassa  von  dem  Petitum  gilt.  Das  Petitum  muss  sich  nun  als 
selbständiger  Tbeil  der  Klage  im  Anfange  des  14.  Jahrhunderts 
entwickelt  haben;  denn  während  Beaum.  in  Ch.  VI.  des  Demandes 
es  noch  nicht  kennt,  führt  Du  Breuil  schon  die  Conclusio  rei  und 
acioris  mehrfach  im  Slilus  Curia  auf.  —  Mit  jeder  Conclusion  ist 
das  Erbieten  zum  Beweis  verbunden,  wovon  das  nähere  sogleich. 

Diese  Grundsätze  genügten  fiir  die  mündliche  Klage;  die  schrift- 
liche aber,  weil  ihr  Gegenstand  stets  wichtiger  war,  und  das  ge- 
schriebene Wort  keinen  Rücktritt  von  der  einmal  gegebenen  Dar- 
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Stellung  erlaubte,  forderte  genauere  Bestimmungen  und  grössere 
Kunst.  Denn  die  schriftliche  Streitführung  ist  «ting  des  notables 
fais  patrociniens  d'advocacie,»  wie  Bouteiller  f.  XXIX  b.  sagt.  Die 
schriftliche  Klage  wird  nun  in  drei  Weisen  abgefasst. 

Die  erste  Form  ist  die  Klagschrift  par  maniire  de  memoire. 
Diese  tritt  nach  dem  Slilus  {s.  oben)  ein  ,  wenn  das  Gericht  nach 
geschehener  mUndlicher  Klage  die  schriftliche  Aufzeichnung  fordert. 
Diese  Form  enthält  nach  Bout.  f.  XXX  a.  nur  die  einfache  Dar- 
.  Stellung  der  Sache  ohne  bestimmte  Behauptungen  (fins),  das  Gericht 
entscheidet  nach  der  Darstellung,  und  die  ganze  Sache  ist  aen  dis- 
crelion  de  juge.n  Es  ist  die  Form ,  in  welcher  das  mündliche 
Verfahren  in  das  schriftliche  übergeht. 

Die  zweite  ist  die  Klagschrift  «par  xntendit.o  Diese  Form  tritt 
ein ,  wenn  der  Beklagte  einfach  die  ganze  Forderung  und  den  gan- 
zen klägerischen  Sachbestand  läugnet.  Sie  enthüll  die  genaue  Dar- 
stellung des  Thalbestandes  und  bei  jedem  Punkte  das  Erbieten  zum 
Beweis,  resp.  die  Beweisacten  selber.  Darnach  muss  dieser  Klage 
schon  eine  gegnerische  Erklärung  vorausgegangen  sein  ;  wie  die- 
selbe geschehen,  ist  nicht  zu  ersehen;  gewiss  aber  konnte  man, 
wenn  man  die  negative  Litisconlcstation  voraussetzte ,  auch  gleich 
im  Anfang  diese  Form  wählen.  Bout.  fährt  ein  Beispiel  dafür  an 
fol.  XXXIII  a.,  das  als  Formel  einer  solchen  Klage  gellen  soll. 

Die  dritte  ist  nun  die  Hauplform  «par  fais  contrairet.»  Da  diese 
Form  aber  schon  ein  Tbeil  des  Beweisverfahrens  ist,  und  nicht 
ohne  die  Verteidigung  gedacht  werden  kann ,  so  kann  die  Be- 
schreibung derselben  erst  später  klar  werden.  —  Bouteiller  fiihrt 
nun  neben  mehrern  Klagforraeln  a.  a.  ().  noch  einzelne  formelle 
Regeln  auf,  die  ganz  specieller  Natur  sind.  —  Dann  folgt  die  Ver- 
teidigung. 

HI.    Die  Verteidigung ,  la  defense. 

Die  Lehre  von  der  Form  der  Verteidigung  hat  sich ,  wie  das 
articulirte  Verfahren  überhaupt,  im  französischen  Prozess  aus  dem 
kirchlichen  Prozess  gebildet,  allein  sie  hat  keineswegs  den  letz- 
teren einfach  aufgenommen.  Beaunf.  zeigt  schon  den  wesentlichen 
Unterschied.  In  der  cort  de  Chrestiente  nämlich  konnte  man  ple- 
dier  sor  l'une  de  lor  resons  —  et  ont  jugement  $or  cele,  avant  qit'il 
dient  les  autres ,  s'il  voelent.o1)  Im  weltlichen  Gericht  aber  schied 
sich  der  Inhalt  der  Verlheidigung  schon  im  13.  Jahrhundert  in  zwei 
Hauptmassen ,  und  hier  tritt  zum  ersten  Mal  der  Beginn  der  Even- 
tualmaxime  uns  in  seinen  ersten  Anfängen  entgegen.   Jede  Defense 


•)  B.  Ch.  VII.  g.  i*. 


Digitized  by  Google 


Der  Civilprocess 


5i3 


enthält  nämlich  die  Exceptions  dilatoires ,  «qtii  ne  me  doivent  ai- 
dier  fors  que  delaier  le  plet»  und  die  «Exceplions  peremtoires ,  celes 
qui  sont  au  principal  de  le  querele.»1) 

Diese  Exceptions  peremtoires  heissen  schon  bei  Beaum.  a.  a.  0. 
«bares,»  und  das  Vorschützen  derselben  «baroier. »  Das  Verhiillniss 
beider  Theile  der  Verteidigung  ist  schon  jetzt  dahin  bestimmt, 
dass,  wer  beide  Klassen  von  Einreden  zugleich  vorschützt,  damit 
auf  die  dilatoires  verzichtet.  Sie  müssen  daher  besonders  vorgeschützt 
werden.  Zuerst  die  dilatoires;  für  diese  nun  gilt  das  Princip  des 
canonischen  Prozesses,  dass  sie  eine  nach  der  anderen  eingestellt 
werden,  und  über  sie  einzeln  ein  Urtheil  gefordert  wird.  Zugleich 
aber  muss  der  Beklagte  sich  dabei  die  peremtoires  vorbehalten, 
afaire  retenue,»  sonst  verliert  er  dieselben.  Ist  über  die  dilatoires 
entschieden,  dann  folgen  die  peremtoires.  Diese  aber  müssen  zu- 
gleich -aufgestellt  werden;  für  sie  gilt  keine  retenue;  sie  werden 
einzeln  vorgebracht,  und  das  Urtheil  muss  über  sie  als  einzelne, 
wie  Beaum.  sagt,  de  gradu  in  gradum  gegeben  werden.  Dieser 
Act,  der  die  peremtoires  vorschützt,  enthält  im  13.  Jahrhundert  die 
spätere  Litiscontestation  als  unentwickeltes  Moment  in  sich ;  Beaum. 
kennt  die  letztere  noch  nicht  als  eigenen  Punkt;  die  Streiteinlassung 
geschieht  ihm  nach  «si  ples  est  entames  sor  toute  le  querelen  und 
dasselbe  meint  Fonlaines  in  Ch.  XXV.  «Ples  est  entames  quant 
claims  et  respons  est  fais  devant  le  Justice  de  le  quercle  principaltn 
d.  h.  wenn  die  peremtoires  vorgeschützt  sind.  Auch  sind  die  Be- 
griffe von  Exceptions  dilatoires  und  peremtoires  in  dieser  Zeit  noch 
nicht  klar;  Beaum.  rechnet  zu  den  ersteren  noch  die  Jours ,  und 
Streiteinlassung  und  peremtoires  sind  identisch.» 

Diese  Anfänge  entwickeln  sich  nun  rasch  im  Anfange  des  14. 
Jahrhunderts  zu  dem  eigentlichen  System  des  französischen  Ver- 
fahrens. Wir  können  aus  Mangel  an  Documenlen  die  Uebergänge 
nicht  im  Einzelnen  verfolgen;  gewiss  ist,  dass  in  der  ersten  Hälfte 
dieser  Zeit,  deren  Vertreter  Du  Breuil  ist,  sich  die  Begriffe  der 
Exceptiones  von  den  dilatoires  oder  Jours  getrennt  haben ,  und  nun 
in  die  eigentlichen  dilatorias  und  percmtorix  zerfallen;  dass  die' 
Litis  contestalio ,  noch  nicht  entschieden  entwickelt,  doch  schon 
in  der  conclusio  rei  auftritt  als  ein  selbstständiges  Element,  und  dass 
eine  strenge  Reihenfolge  der  dilalorise  eingeführt  wird.  In  der 
zweiten  Hälfte,  der  Zeit  Bouteillers,  wird  besonders  der  Begriff 
der  Litis  contestatio  klar,  und  an  dem  Beweisverfahren  entstehen 
die  articulirten  Salzschriften ,  in  denen  die  peremlorischen  Einreden 
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ihren  Organismus  erhalten.  Damit  ist  denn  die  Form  und  der  In- 
halt der  Verteidigung  entschieden.  Wir  stellen  sie  nun  so  hin, 
wie  sie  in  dieser  letzten  Zeil  erscheint. 

Die  eigentliche  Verteidigung  tritt  erst  ein,  wenn  die  dilaliones 
beendet  sind.  Sie  hat  zwei  Uauptgeslalten.  Zuerst  die  dilatiorim\  ') 
wer  die  peremlorise  vor  die  dilatorien  stellt,  verliert  die  letzteren  auch 
jetzt  noch.  Die  Dilatorien  selbst  folgen  sich  in  strenger  Ordnung. 
Zuerst  die  exceptio  procuratorii  vel  fundcUionU ,  gegen  die  Procura- 
tion  des  Gegners ,  dann  die  excepl.  gratia  über  die  Zulassung  des 
Procureurs.  Dann  die  except. ,  die  aus  dem  verkehrten  ajoumemcnt 
folgen  können,  und  die  deciinatorioe  fori.  Diese  beiden  müssen  «n- 
zeln  vorgeschützt  werden;  es  ist  nicht  erlaubt,  sie  propler  abbre- 
vialionem  zusammen  zu  fassen.  Auf  diese  Dilatorien  folgen  andere 
«valde  anomala?» ,  wie  Du  Breuil  sagt,  §>.  13  u.  14-,  die  aber  nichts 
anderes  sind ,  als  die  exceptio  tpolii ;  der  Beklagte,  wenn  seine  bona 
saisita  sind,  sei  es  von  dem  Kläger  (13),  sei  es  vom  Richter  (14), 
braucht  sich  nicht  einzulassen ,  bis  sie  ihm  zurückgegeben  werden 
(recreance,  recredr).  Ausnahme  bildete  davon  der  Satz,  dass  ole 
Roy  ne  desaisil  nullui,»  weshalb  diese  exceptio  bei  königlichen 
Gerichten  nicht  vorkommen  konnte.  —  Dieses  System  musste  genau 
befolgt  werden  ,  sonst  verlor  man,  was  man  überschlug.  Ein  weites 
Gebiet  für  Prozessverzögerung  öffnete  der  Zusatz,  dass  man  die 
peremtoria  auch  als  dilatoria?  gebrauchen  könne ,  wenn  man  nur 
dabei  bemerkte,  dass  man  sie  als  dilaloriae  gebrauche;  Beispiele 
sind  die  Einrede  der  Verjährung  und  das  pact.  de  non  pel. 

Auf  die  dilatorioe  folgte  die  Litiscontettation ,  die  bei  Du  Breuil 
noch  a  fit  per  proposilionera  exceptioni*  percmtorioBt»  ,2)  bei  Bout. 
aber  schon  ihren  eigentlichen  Begriff  erhalten  hat:3]  «Litiscontesla- 
tion  est  nyer  la  deroande  de  parlie  par  ung  nye  (une  negation)  pour 
toutet  deffenses.»  Bei  ihm  scheidet  sich  die  Vorschützung  der  Pereni- 
toriaj  von  der  letzteren.  Jene  geschieht  nun  ganz  in  derselben 
Form,  wie  die  Klage,  als  Antwort  auf  die  memoire,  das  intendit, 
und  die  fais  conlraires.  Da  sich  an  die  Aufführung  der  letzteren 
der  Beweis  anschliesst,  so  erhalten  sie  unten  ihre  Darstellung.  Die 
Liliscontestation  ist  bei  Bouleiller  mit  dem  Schlusspetitum  des  Be- 
klagten verbunden  auf  Entbindung  von  der  Klage  und  Verurtei- 
lung des  Gegners  in  die  Kosten.  Das  Folgende  wird  zeigen,  dass 
man  sich  diese  Verteidigung  nicht  in  der  Form  zu*  denken  hat, 
wie  die  des  deutschen  Prozesses,  sondern  dass  sie  eng  mit  dem 
Beweise  selber  zusammenhängt. 

>)  Genau  dargestellt  im  Stilus  Ch.  XIII.  De  except.  et  quo  ordioe  potantnr. 
*)  Stilus  II.  g.  18. 
3)  Bout.  f.  23  b. 
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IV.   Der  Beweis. 

Wir  werden  die  Lehre  vom  Beweis  in  dieser  Epoche  weitläuf- 
iger betrachten ,  denn  die  folgende  Epoche  hat  nur  wenig  von 
Bedeutung  in  diesem  Theile  geändert.  Es  ist  die  Grundlage  der 
ganzen  folgenden  Geschichte  geworden. 

Man  kanu  den  Characler  dieses  französischen  Beweisverfahreus 
ira  Vergleich  zum  deutschen  Prozess  am  leichtesten  bestimmen. 
Zuerst  kennt  der  französische  Prozess  kein  Beweisinterlocut,  sondern 
begnügt  sieh  mit  dem ,  die  Stelle  desselben  vertretenden  articmlirten 
Verfahren.  Die  Folge  davon  ist ,  dass  das  Beweis  verfahren  keinen 
eelbetetändigen  Abschnitt  im  Prozesse  bildet,  sondern  als  Jncidentver- 
fahren  dasteht,  in  welchem  die  einzelnen  Beweise  der  einzelnen  Ar- 
tikel neben  einander  treten,  so  dass  die  geschlossene  Ordnung  des 
Prozesses,  an  die  wir  in  Deutschland  gewohnt  sind nirgends  er- 
scheint. Allerdings  ist  das  Beweisinlerlocut,  dieses  Criteriura  der 
höchsten  Prozessform,  angestrebt  in  der  concordation  der  Arücuü; 
aber  über  diese  hat  sich  der  französische  Prozess  nie  erhoben. 
Es  ist  daher  denn  auch  nicht  möglich ,  den  Gang  desselben ,  der 
keine  Einheit  ist,  als  Einheit  darzustellen.  Wir  müssen  die  innere 
Verbindung  der  einzelnen  Acte  der  Anschauung  des  Lesers  über- 
lassen. 

Zuerst  nun  lassen  wir  die  Beweismittel,  demnächst  das  Beweis- 
verfahren  folgen. 

m)  Dm  MtwtitmHM. 

Wie  sich  in  dieser  Epoche  das  alte  Verfahren  noch  eine  Zeit- 
lang neben  dem  neuen  erbalt ,  so  dauert  auch  das  alte  System  der 
Beweismittel  noch  über  das  13.  Jahrhundert  hinaus.  Das  Haupt- 
beweismittel des  alten  Prozesses,  der  Zweikampf,  ist  schon  oben 
dargestellt ;  er  gehört  aber  auch  hierher.  Neben  ihm  erhält  sich 
aber  eben  so  lange  ein  nicht  unbedeutender  Rest  des  Coneacramen- 
tal- Beweises.  Paustin  Helie  hat  zwar  das  Dasein  desselben  über  das 
13.  Jahrhundert  hinaus  geläugnet;  jedoch  nur,  weil  er  überhaupt 
den  Prozess  der  Städte  im  Allgemeinen  und  die  folgende  Stelle  Bouteil- 
lers  ira  Besondern  nicht  berücksichtigt  hat.  *)  Was  nämlich  den  ersten 
betrifft,  so  wird  man  schwerlich  läugnen  können,  dass  so  lange  die  alten 
Stadtrechle  ausdrücklich  von  den  Königen  bettätigt  worden  siud,  auch 
wenigstens  ein  Haupltheil  des  Verfahrens,  in  diesen  Stadtrechten  ange- 
geben, sich  erhallen  haben  muss.  Man  muss  allerdings  zugeben, 
dass  allmählig  dasselbe  von  dem  neuen  Prozess  bewältigt  ist;  doch 


>)  Fautlla  Bell«  Proc.  crlm.  p.  326. 

Wtraköiü«  n.  Stein,  frux.  SUaU-  ud  B«ckt»ge»ch.  Bd.  III.  35 
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ist  der  entschiedene  Sieg  des  letzteren  und  damit  der  gänzliche 
Untergang  der  alten  Beweismittel  erst  in  das  15.  Jahrhundert  zu 
setzen.  Wie  wir  dies  für  den  gerichtlichen  Zweikampf  nachgewiesen 
haben,  so  gilt  dasselbe  für  das  Consacramenlal- Verfahren.  Das« 
noch  im  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  das  Letztere  wenigstens  in 
dem  Bereiche  galt,  den  Bouteiller  genauer  kannte  (Lille,  Douay, 
Tournay  ,  Morlaigne,  St.  Araand  und  ihren  Gebieten),  zeigt  sich 
fol.  LXXIIb. ,  wo  der  Reinigungseid  von  Beklagten  bei  Verbreeben 
aluy  septiesme  du  moinso  als  völlig  gültig  anerkannt  wird.  Da 
aber  in  den  Coutumes  des  15.  und  16.  Jahrhunderts  desselben 
nicht  mehr  erwähnt  wird ,  so  ist  anzunehmen ,  dass  im  Verlaufe 
des  ersteren  sich  mit  den  Gages  auch  der  Consacramentalbeweis 
verloren  hat. 

lieber  die  Beweismittel  des  neuen  Prozesses  ist  nun  natürlich 
wenig  zu  sagen,  da  sie  ganz  aus  dem  römisch-canonischen  Prozess 
hergenommen  sind.    Beaum.  hat  schon  ein  völliges  System  dersel- 
ben.   Er  zählt  in  Ch.  XXXIX.  Des  Preuves  acht  Arten  auf;  Ge- 
ständnis*, Documenten  (Lettres) ,  Zweikampf,  Zeugen,  Reeort,  das  Ein- 
räumen des  Gegners  bei  vorgebrachten  Behauptungen ,  Notorietät 
und  Präsumtionen,  von  denen  er  wieder  vier  Arten  hat.  .  Hier  ist 
noch  weder  der  alle  Prozess  vom  neuen  geschieden  ,  noch  auch 
der  neue  geordnet.    Bouteiller  hat  neun  Arten  fol.  1&>6  b.  fF.  Prä- 
sumtion ,  commune  renommie ,  supposition  de  paroles  (Indicienbeweis 
wegen  geführter  Reden) ,  expe'rience  (Urtheil  von  Sachverständigen], 
Eid  ,  öffentliche  Documente ,  Privaturkunden  ,  Zeugen  und  Zweikampf. 
—  Von  Interesse  sind  nur  der  Zeugenbeweis ,  der  L'rkundenbeweis 
und  der  Eid.  —  Was  den  ersten  betrifft,  so  schloss  sich  an  den- 
selben die  ganze  Lehre  des  römischen  Rechts  über  die  Gültigkeit 
der  Zeugen ,  die  schon  bei  Beaum.  im  Cb.  XXXIX.  dargestellt  und 
von  Bout.  fol.  165  b. — 166  f.  genauer  behandelt  wird.  Die  Urkunden 
werden  bei  Beaum.  Cb.  XXXV.  behandelt;  bei  Bout.  146b.— 148b. 
Nach  dem  letzteren  geht  ein  Zeugenbeweis  dem  Urkundenbeweis 
vor,  selbst  bei  Öffentlichen  Documenten.    Vom  Eide ,  als  Beweis 
im  Civilprozess ,  redet  Beaum.  Gh.  VI.  31  und  Bouteiller  f.  165  a. 
Hier  freilich  ist  das  ganze  Verfahren  der  Zuschiebung  und  Ruckschie- 
bung des  Eides  kurz  aber  deutlich  dargestellt;  es  gehört  dasselbe 
daher  dem  Folgenden  an. 

b)  Das  Beicriirrrfakren  und  die  Enquite  in  Citil$acken. 

Das  Beweisverfahren  hat  zwei  Fragen  zu  beantworten ;  wann 
der  Beweis  geführt  werden  ,  und  wie  er  geführt  werden  soll.  Nun 
aber  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache ,  dass  immer ,  wenn  das  Be- 
weisverfahren keinen  eigenen  Abschnitt  bildet,  dasselbe  in  ganz  ver- 
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schiedenen  Formen  auftreten  muss.  Dies  ist  nun  auch  hier  der 
Fall,  und  darnach  theilt  sich  das  Folgende. 

Die  erste  Form  des  Beweisverfahrens  ist  die  einfachste ;  sie  tritt 
ein  beim  Urkundenbeioeis.  Schon  bei  Du  Breuil  gilt  dafür  das  offen- 
bar allgemeine  Princip,  dass  jede  Behauptung  einer  Partei,  die  sich 
auf  Urkunden  stützt,  mit  diesen  Urkunden  sogleich  bewiesen  werden 
muss.  Sind  dieses  öffentliche  Urkunden,  «de  aliquibus  actis  curia? 
vel  literis  regiis,»  so  muss  der  Behauptende  sie  sogar  dem  Gegner 
mittheilen  (ex  Iii  bei  e),  ehe  derselbe  überall  antwortet;  sind  es  Pri- 
vatdocuroente ,  so  müssen  dieselben  bei  der  Produclion  mitgetheilt 
werden.  Das  erstere  gilt  auch,  wo  sich  Jemand  auf  besondere 
Privilegien  stützt.    Dies  Verhältniss  ist  geblieben. 

Die  zweite  Form  ist  die  Zuschiebung  und  Rückschicbung  des 
Eides  «si  aulcun  se  rapporte  du  tout  au  serment  d'ung  aultre.o 
Dies  ist  schon  bei  Beaum.  a.  a.  O.  angedeutet ,  aber  nicht  ent- 
wickelt. Er  sagt ,  dass  der  Richter  es  nicht  leiden  dürfe ,  wenn  die 
Parteien  einen  Schwur  «par  accort»  ablegen  wollen,  sondern  dass  er 
den  Schwur  selbst  bestimmen  müsse  —  oqu'il  prengne  le  serment 
(prenne)  pour  encherquier  (chercher)  la  verilä  de  le  querele.»  liier 
schwebt  ihm  unbestimmt  das  Zuscbiebungsverfahren  vor ;  wahr- 
scheinlich bat  sich  das  nur  im  14.  Jahrhundert  genauer  ausgebildet, 
denn  Bout.  stellt  es  vollkommen  richtig  dar ;  nur  fehlt  die  Beant- 
wortung der  Frage,  teer  den  Eid  formulirt  hat.  Wenn  der  deflen- 
deur  den  zugeschobenen  Eid  nicht  schwüren  will,  so  muss  der 
demandeur  schwören  ,  oder  er  verliert  seine  Sache.  Will  der  Er- 
stere den  Eid  nicht  referiren  (remetlre  ou  demandeur),  so  wird 
er  bei  Strafe  des  Verlustes  dazu  «admoneste» ,  und  verliert  seine 
Sache.  Diesen  Eid  nennt  auch  Bout.  a.  a.  O.  juramentum  litis 
decisorium.    Von  einem  andern  Eide  finde  ich  keine  Spur. 

Die  dritte  Form  ist  der  Zeugenbetoeit.  Und  hier  müssen  wir, 
der  Deutlichkeit  wegen  auf  die  Klage  und  Vertheidigung  zurück- 
kommen. 

Das  Wesen  des  Beweisinterlocuts  besteht  darin  ,  dass  in  ihm 
die  eigentlich  streitige  Sache  vom  Richter  von  den  Nebensachen 
getrennt  und  als  selbstständige  Hauptsache  hingestellt  wird.  Wo 
dies  nicht  geschieht,  bleibt  es  der  Partei  überlassen,  was  sie  als 
Hauptsache  ansehen  will.  Geschieht  aber  das,  so  muss  sich  die 
Erklärung  des  Gegners  an  die  Auffassung  des  anderen  anschliessen, 
und  seinen  einzelnen  Behauptungen  einzelne  Behauptungen  ent- 
gegenstellen ,  welche  demnächst  als  einzelne  dem  Beweis  wieder 
unterliegen.  Dies  ist  die  Grundlage  des  französischen  Verfahrens, 
dessen  Entwicklung  wir  nun  betrachten. 

Schon  das  canonische  Recht  hatte,  wie  wir  früher  gezeigt, 

35' 
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diese  Auflösung  der  Parteivorträge  in  articulos  bei  sich  ausgebildet, 
die  im  13.  Jahrhundert  das  neue  Beweis  verfahren  mit  vielen  an- 
deren Begriffen  aus  dem  kirchliehen  Prozess  herübernahm.  Die 
Sachfiibrer  gaben  schriftlich  ihre  fahrten  ein,  und  diese  enthielt 
schon  zu  Beaum.  Zeit  «ce  qu'il  entendent  ä  prouver»  Ch.  Vf.  15. 
That  das  der  Kläger,  so  mussle  es  auch  der  Beklagte  tbun;  beide 
Satzschriften ,  anfänglich  nur  gemacht  «selonc  le  pledoie»  als  Auf- 
zeichnung des  gehaltenen  mündlichen  Vortrags,  dann  aber  als 
Stellvertreter  desselben ,  wurden  gegenseitig  communicirt ;  und  dies 
ist  das  ecrit  par  fait  contraires,  von  welchen  Bont.  spricht.  Nun 
konnte  es  natürlich  leicht  kommen,  dass  jede  Partei  etwas  ganz 
anderes  für  wichtig  hielt  und  also  ganz  andere  faits  oder  articles 
zum  Beweis  aufstellte  als  der  Gegner ,  woraus  die  gänzliche  Un- 
möglichkeit entstehen  mussle,  ein  Urlbeil  zu  fällen.  Daher  geschah 
es  schon  zu  Heaura.  Zeit,  dass  jene  rebrices  oder  faits  contrahres 
«doivent  eslre  fetet  et  aecordees  par  le  »egneur  et  par  les  homes  qui 
doivent  juger.»  Dies  war  das  Verfahren,  das  die  Beweisinteriocute 
ersetzte,  und  dasselbe  muss  schon  im  Anfange  des  14.  Jahrhunderts 
Uebelstände  genug  erzeugt  haben,  denn  die  Ord.  von  1363  schreibt 
im  a.  9  genau  vor,  wie  es  dabei  gehalten  werden  soll.  Wenn  die 
Sache  mündlich  verhandelt  war ,  placitata ,  so  wurde  den  Parteien 
jetzt  gerichtlieh  aufgegeben  aapunetata» «—  (appoinete,  daher  appoinc- 
tement,  so  viel  wie  gerichtliches  prozessleitendes  Üecret)  «ad  tra- 
denda  curia  facta  suao ,  die  dann  einfach  blos  die  Thaieachen,  facta 
positiva  et  defensiva  enthalten  sollen.  Die  raliones  juris  folgen 
erst  nach  dem  Beweis.  Dies  Verfahren  hat  Bout.  gleichfalls  f.  XXX. 
Dann  tritt  eine  Gommission  des  Gerichts  ein,  welche  jene  articnlos 
in  Uebereinstimmung  bringt,  und  diesem  folgt  der  Betörte. 

Was  nun  den  letzteren  betrifft,  so  sind  bei  jedem  Articulus 
die  Beweismittel  von  den  Parteien  anzugeben.  Sind  es  Dokumente, 
so  folgen  sie  sogleich.  Sind  es  aber  Zeugen,  so  Witt  das  eigen- 
tümliche Verfahren  ein,  das  wir  die  Enquete  in  Civilsachen  nennen. 

Jede  Partei  nämlich  musste  in  ihrer  Satzscbrift  ihre  Zeugen 
namhaft  machen ,  aber  sie  konnte  sie  nicht  selber  abhören.  So  wie 
daher  ein  Zeugenbeweis  stattfinden  sollte,  verordnete  das  Gericht  wenig- 
stens zwei  Mitglieder,  um  die  Abhörung  der  Zeugen  vorzunehmen.  Das 
Verfahren,  das  sie  zu  beobachten  haben,  wird  schon  von  Beau- 
manoir  Gb.  XL.  Des  Enquetes  vollständig  beschrieben.  Jene  zur 
Abhürung  Committirte  beissen  die  «auditeurs» ;  es  werden  ihnen 
die  concordirten  aru'cult  oder  rebrices  mitgetheilt;  sie  lassen  die 
Zeugen  schwören ,  und  vernehmen  sie  darauf  iber  die  einzelnen 
Punkte;  ihre  Aussage  wird  genau  zu  Protocoll  genommen,  und 
zwar  soll  dies,  wie  schon  in  den  Etabl.  I.  1  und  demnach  auch  in 
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Beaum.  a.  a.  und  Ch.  VI.  16  ausdrücklich  bestimmt  wird, 
secreement  geschehen,  so  dass  keine  Partei  etwas  von  den  Aus- 
sagen erfährt.  Das  Protocoll  wird  dann  nach  geendeter  Abhörung 
geschlossen  und  versiegelt,  und  so  dem  Gerichte  übergeben.  Dieses  ■ 
pubiicirt  den  auf  diese  Weise  gewonnenen  Zeugenrotulus ,  und  gibt 
demuächst  sein  Unheil.  Auf  diese  Weise  tritt  das  Gericht  in  das 
De  weisverfahren  hinein,  und  dieses  Verfahren  gilt  für  die  ganze  Epoche. 

Dasselbe  hat  aber  eigentlich  schon  im  13.  Jahrhunden  nicht 
dea  Namen  Inquesta  oder  Enquete,  sondern  die  letztere  kommt  im 
strengeren  Sinne  des  Worts  nur  im  Strafprocess  vor,  und  unter- 
scheidet sich  von  jenem  Zeugenverfahren  dadurch ,  dass  das  letz- 
tere nur  auf  Forderung  der  Partei  in  der  angegebenen  Weise  ge- 
schah, die  eigentliche  Enquete  aber  von  dem  Inquisitionsrecht  der 
Richter  ausging.    Dies  nun  macht  die  Sache  etwas  schwieriger. 
Denn  nicht  allein  konnte  das  obige  Zeugenverfahren  auch  im  Straf- 
process slattüuden,  wenn  derselbe  auf  Privatanklage  erhoben  war, 
sondern  es  ist  nicht  zu  bezweifein»  dass  das  Parlament  bei  seinen 
Entscheidungen  ohne  Unterschied,  ob  sie  auf  Civilsacben  oder  Cri- 
minalsachen  sich  bezogen,  das  obige  Verfahren  in  seiner  Weise 
zur  Anwendung  brachte.    Dies  nun  ist  es,  worauf  sich  die  In- 
qussta  in  den  Olim  beziehen.    Kam  nämlich  eine  streitige  Sache 
im  Parlament  vor,  die  nicht  hinreichend  bewiesen  war,  so  liess 
dasselbe  eine  Inquesta  vornehmen,  d.  h.  es  wurden  vom  Parla- 
mente ein  paar  Käthe  deputirt ,  die  sich  nach  der  betreffenden 
Baillage  an  Ort  und  Stelle  begaben  und  hier  mit  Zuziehung  von 
audilores  ganz  wie  oben  bezeichnet,  verfuhren;  auch  sie  nahmen 
den  Zeugenbeweis  auf,  Schlüssen  den  Holulus,  steckten  alle  be- 
treffenden Documente  zusammen  in  einen  Beutel,  versiegelten  den- 
selben und  erschienen  dann  mit  der  Inquesta  vor  dem  Parlament, 
das  in  Folge  ihres  Verfahrens  sein  Unheil  erliess.    Jene  Abgeord- 
neten des  Parlaments  hiessen  Commissarii,  und  erhielten  für  ihr  Ver- 
fahren ein  förmliches  Commiss orium ;  nur  muss  das  letzlere  erst  im 
Ii.  Jahrhunderl  ausgebildet  sein,  da  wir  in  den  Olim  noch  keine 
Spur  davon  finden.    Dieser  ganze  aProcessus  Commissariorum»  er- 
zeugte eine  eigne  Theorie;  wir  finden  dieselbe  genau  dargestellt 
in  Pars  II  des  Slilus  Curia;,  dessen  zweiler  Abschnitt  «De  modo 
conficiendi  processus  Commissariorum»  p.  146 — 157,  davon  han- 
delt.   Die  Uotuli  oder  der  ganze  Actencomplex  dieser  Processe 
ward  dann  im  Archive  des  Parlaments  niedergelegt  und  aus  ihnen 
bilden  die  Inqutesta  in  den  Olim  einen  wenn  auch  nur  dürftigen 
und  nicht  authentischen  Auszug.  <)  —  Natürlich  kannte  das  Parla- 

>)  Darnach  erklärt  »ich  eine  auch  sonst  cit  Stelle  in  den  Olim  I.  p.  440. 
Die  loquaeslae  von  1254  schliesscn  nämlich  mit  folgendem  Satz,  «iufcrius 
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raent  auch  die  übrigen  Formen  des  Beweises,  sowohl  die  Vorlage 
von  eigentlichen  Beweisdocumenten  ')  als  auch  förmliche  Berichte 
der  Baillis  über  das  locale  Recht,  das  dem  Parlamente  nicht  immer 
•     bekannt  sein  konnte.3) 

Endlich  aber  bildete  die  Anwendung  der  eigentlichen  Enquöle, 
von  welcher  unten,  auf  das  Civilrecht  noch  ein  besonderes  Ver- 
fahren. Der  Mangel  an  Oocumenten  machte  es  oft  noth wendig, 
eine  gerichtliche  Untersuchung  über  seine  Rechte  anzustellen,  ehe 
man  die  Klage  darüber  erhob.  Eine  solche  Untersuchung,  welche 
durch  Anhörung  von  Zeugen  ganz  wie  oben  bezeichnet  stattfand, 
kommt  schon  bei  Beaum.  vor  und  heisst  die  Aprise  (von  apprendre.) 
«Wenn  ein  Segneur  ein  Recht  gegen  seinen  souges  zu  haben 
glaubt»  sagt  derselbe3)  cril  est  bon  qu'il  face  aprise  por  Ii  enformor 
se  sa  droiture  y  est  ou  nonn  damit  wenn  er  Recht  hat,  et  il  voil 
qu'il  v  a  reson,  par  l'aprise  qu'il  a  fete,  adoncques  porroit  il  plet 
commencier  de  le  coze.n  Dieses  eigentümliche  Vorverfahren  verlor 
später  seinen  Namen  und  nahm  den  des  kanonischen  Rechts,  aus 
welchem  es  unzweifelhaft  entstanden  ist,  an;  es  heisst  bei  Bou- 
leiller  das  oexamen  a  futur»4)  und  konnte  seit  dem  Aufkommen 
der  Lettres  nur  mit  der  Erlaubnis*  eines  solchen  Kanzleischreibers 
vorgenommen  werden.5) 

War  nun  überhaupt  der  Gegenstand  des  Beweises  ein  Rechtt- 
tatx  und  keine  Tbatsache,  so  musste  von  Seiten  dessen,  der  sich 
darauf  berief,  der  Beweis  durch  Aufrufung  der  Eingesessenen  ge- 
führt werden.  Dieser  Beweis  hat  nichts  besonderes  in  seiner  Form  ; 
er  ist  aber  wichtig  für  die  Bildung  der  neuen  Recbtsbücher  und 


continenlur  cl  scribuntur  qua  dam  judicia  et  arresta,  inventa  in  quibusdum 
rotulis,  scripta  de  manu  Johannis  de  Montelucio ,  antequam  ineiperet 
inqncsta  ponere  in  quaternis  originalibus ,  inter  rotulos  Parlamente- 
rum  de  tempore  ipsius  Magistri  Johannis  reservatis.»  Hier  ist  das  Archiv 
gemeint,  von  welchem  Beugnol  in  den  Noten  zu  B.  I.  p.  994  sqq.  Nach- 
richt gibt.  Uobcr  das  Genauere  müssen  wir  auf  ihn  verweisen.  Vcrgl. 
übrigens  die  Anzeige  der  Olim  vom  Verf.  II.  A.  L.  1.  a.  a.  O.  N.  127. 

i)  Unter  vielen  Beispielen  hierfür  ciliren  wir  das  Arrcl  V  von  1293  Ol.  II. 
p.  353  —  Viso  registro,  visa  etiam  litcra  civiurn  Tornacensiuro  super  sai- 
sina  contra  comitem  Alrcbatensem  (Besitzzustand)  et  ejus  pedagiarium  de 
Batpalmis  sibi  adjudicata  —  etc. 

a)  So  z.  B.  —  Ad  supplicationem  mollorum  de  Montanis  Arvernia?  (Auvergne) 
et  oudita  relaeione  Baillivi  nottri  ordinatum  fuit  quod  —  jure  consuetu- 
dinario  regerentur.  Arr.  XXV11I.  von  1281.  Olim  II.  p.  100. 

3)  Beaum.  XL.  16.  Faustin  ilelie  bezieht  falsch  die  Aprise  uur  auf  das 
Strafverfahren,  und  Übersicht  ganz  ihr  Verhältnis»  zum  examen  a  futur. 

4)  Die  Probat,  in  perpet.  rei  memoriam. 
')  SUle  de  la  chancellcrie  f. -186. 
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Coutumes,  indem  jeder  durch  ein  solches  Verfuhren  bewiesene) 
Rechissatz  als  förmlich  geltendet  Recht  von  Anwälden  und  Gericht 
anerkannt  ward.  Das  bezeichnendste  Beispiel  sind  die  Coutumes 
notoires  du  Chatelet.  Jener  Beweis  erhielt  den  Namen  der  «preuve 
par  turbes  (turba)o,  und  ward  erst  durch  die  Ord.  von  1670  auf- 
gehoben. — 

Der  letzte  Punkt,  der  sich  an  dies  Beweisverfehren  anschloss, 
war  das,  was  wir  das  Schiussverfahren  nennen,  das  Ziehen  der 
Consequenzen  aus  dem  gelieferten  Beweis  und  Gegenbeweis.  Es 
ist  nach  unsren  Quellen  noch  nicht  mit  Sicherbeil  zu  bestimmen, 
ob  es  immer  ein  eignes  Schiussverfahren  gegeben  hat.  Bout.  Ifissl 
es  nirgends  deutlich  hecauslreten,  wenn  man  nicht  die  Bestreitung 
der  vom  Gegner  aufgeführten  Zeugen,  die  allerdings  in  einem  eignen 
Act  geschehen  zu  sein  scheint,  dafür  gelten  lassen  will.  Die  Ord. 
von  1363  a.  9.  deutet  allerdings  darauf  hin;  aber  erst  im  Grand 
Couslumier  fol.  229  und  230  finde  ich  den  Ausdruck  «salvation» 
und  ein  Beispiel  einer  solchen ,  das  hauptsächlich  sich  auf  die  re- 
proches  des  temoings  bezieht,  neben  einem  Beispiel  von  raisons 
de  droit,  welche  die  rechtliche  Ausführung  enthält. ')  Die  Zerstücke- 
lung des  Beweisverfahrens  mussle  ein  eignes  Schiussverfahren  in 
den  meisten  Fällen  unmöglich  machen;  gewöhnlich  ist  dasselbe 
wohl  nicht  als  selbstständiger  Act  aufgetreten.  Geschah  es  aber, 
so  geschah  es  eben  durch  die  Advocaten  und  nicht  mehr  durch 
den  Procureur.  Hier  hat  sich  der  wesentlichste  Unterschied  zwi- 
schen beiden  Classen  der  Anwaldschaft  am  bestimmtesten  ausge- 
bildet. — 

Von  dem  Unheil,  das  den  Process  abschloss,  ist  so  weit  man 
das  neue  Verfahren  ins  Auge  fasst,  wenig  zu  sagen.  Es  ward 
dasselbe,  wie  alle  übrigen  Punkte,  von  dem  Beweisverfahren  ge- 
staltet. Wie  nämlich  dieses  in  Artikel  zerfiel ,  so  musste  auch  das 
l'illieil  die  einzelnen  Punkte  desselben  einzeln  enlscheiden.  Dies 
sagt  schon  Beaum.  Cb.  VI.  4.  14.  Es  soll  das  Urlheil  de  gradu 
in  gradum  gegeben  werden;  das  Gleiche  gilt  in  der  folgenden  Zeit. 

Nun  bleibl  für  das  ordentliche  Verfahren  noch  eine  Uebersicht 
des  neuen  Contumazial- Verhältnisses  übrig. 

V.   Die  Conturaaz. 

Aus  der  Lehre  von  der  Conlumaz  fällt  in  dieser  Epoche  alles 
das  weg,  was  in  der  vorigen  rein  auf  dem  Lehnswesen  beruhte; 

>)  Der  Aasdruck  salvation  steht  freilich  auch  in  der  Table  iu  Bouteilter, 
aber  nicht  im  Text  f.  169.  Er  muss  erst  im  16.  Jahrhundert  bei  dem  Druck 
hinzugesetzt  sein. 
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es  gibt  kein  defatit  de  droit  und  dem  de  justice  mehr  in  dem  alten 

Sinne  und  die  Contumaz  beschrankt  sieh  einfach  auf  die  rein  pro- 
cessualen  Verhältnisse.  Darnach  nun  entstehen  folgende  Fälle  der 
Coetuuias,  »n  die  sich  das  Contumacralerkennlniss  anschliesst: 

Der  erste  defaul  konnte  in  Folge  der  Ladung  eintreten,  iiier 
schieden  sich  zwei  Fälle.  Betraf  die  Klage  Grundeigentum  (aetion 
reelle},  so  blieb  das  erste  gänzliche  Ausbleiben  des  Beklagten  und 
ebenso  das  zweite,  ohne  weitere  Folgen  als  Verurtheilurig  in  die 
Koslea;  der  Kläger  aber  mussle  Ladung  ausbringen  «ad  vidcndum 
adjudicare  ulililalem  defectus.»  Auf  das  dritte  gänzliche  Ausbleiben 
erfolgte  dann  die  Ausschliessung  des  Beklagten  von  ailer  Vertheiäi- 
gung  und  das  Urtheil  ward  nach  dem  Beweis  des  Klägers  gefallt.') 

Betraf  aber  der  Gegenstand  persönliche  Rechte  (action  personelle) 
so  verlor  der  Beklagte  für  das  erste  Ausbleiben  alle  dedinatoire, 
für  das  zweite  alle  dilatoire,  und  Cur  das  dritte  alle  peremtoire.J) 
Dabei  war  die  Praxis  zu  Boutettlers  Zeit  verschieden;  «selon  aulcn- 
nes  courso  gewann  der  Kläger  unmittelbar  den  Proeess;  nach  an- 
deren nur  aufgeführten  Beweis;  nur  war  der  Beklagte  dann  ausge- 
schlossen von  toules  deirenses,  contredits  et  reproches  (des  le- 
rn oigns.) 

Wer  nach  gehabtem  jour  de  veue  ausbleibt,  verliert  auch  jetzt 
noch  den  Besitz  saisine.3) 

Wer  contumaz  ist  bei  detn  Eideebeteeie,  dem  gilt  es ,  als  hätte 
er  den  Eid  nicht  geleistet.4) 

Wer  conturoax  ist  auf  processleitende  Decrete  des  Richters 
wie  auf  ein  appoinetement  seine  articles  einzureichen,  oder  bei  der 
Eröffnung  des  Rotulus ,  als  seine  memoire ,  der  verliert  «le  bene- 
tice  de  la  journee»  d.  h.  er  kann  seinen  Art  nicht  vollziehen  und 
das  Urtheil  wird  ohne  denselben  abgefnsst.  Wer  aber  bei  dorn 
Verfahren  durch  ointendit»  nicht  Termin  hält,  verliert  die  Sache 
selber.  s) 

Wer  bei  dem  Urtheil  (a  ouyr  droit)  nicht  erscheint,  hält  die 
Publication  nicht  auf;  sie  gehl  vor  sich  wie  in  der  früheren 
Periode.  °) 

Alle  diese  deflaulls  traten  nun  nirgends  unmittelbar  ein ,  son- 
dern es  mussle  irgends  darauf  angetragen  und  ein  förmliches  Ur- 
theil vom  Gericht  ausgesprochen  werden.    Dies  hiess  aobtenir  un 

1)  Stil.  Cur.  Ch.  VI  and  Ch.  VIII.  —  Bout.  f.  VII  b. 

2)  Stil.  Cur.  Ch.  IX.  Bout.  f.  VU  b. 
*)  Bout.  f.  VIII  b. 

4)  Bout.  f.  VIII  a. 
*)  B««l.  f.  VIA  b. 
«)  Bout.  f.  IX  a. 
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deflaut»  und  die  Entbindung  von  der  Klage,  wenn  der  Kläger  seine 
Sache  nicht  verfolg;,  hiess  aobteoir  conge.« ()  —  Gegen  alle  deffaulls 
aber  konnte  der  König  durch  besondre  Lettre«  Restitution  gewäh- 
ren, was  .das  «reüef  de  deftault»  hiess.  Die  Beispiele  dafür  «lehen 
in  dem  oben  cit.  füile  de  la  chancellerie. ») 

C   Die  neue  Appellation,  ihr  Princip  und  «Ar  Verfahren. 

Das  Urtheil  im  Lehnsprocesse  war,  wie  der  Beweis  selber  nicht 
eine  Cocisequenz  aus  einer  Reihe  von  Thatsachen,  auf  welche  in 
logischer  Folge  ein  Rechtssalz  angewendet  wurde,  sondern  es  war 
nichls  als  das  einfache  Aussprechen  des  als  gemeinkundig  ange- 
sehenen geltenden  Rechts.  Wollte  die  Partei  nicht  damit  zufrieden 
sein,  so  zwang  sie  der  Gharacter  jenes  Processes  von  dem  Urlhei- 
lenden zu  behaupten,  dass  er  erlüge»  in  Beziehung  auf  das  Recht, 
wie  der  Gegner  in  Beziehung  auf  die  Thatsache  der  Lüge  geschol- 
ten ward.  Mit  dem  Augenblick  aber,  in  welchem  der  Beweis  zur 
Folgerung  ward,  ward  auch  das  Urtheil  zu  einer  logischen  Sub- 
sumtion der  Thatsache  unter  das  Recht;  die  Richtigkeit  des  Urtheils 
beruhte  damit  nicht  mehr  auf  der  personlichen  Behauptung  des 
Richters,  sondern  auf  seiner  Schlussfolgerung;  und  mithin  wäre 
es  ein  undenkbares  gewesen,  ferner  noch  die  Person  im  Appel 
anzugreifen ,  wo  dieselbe  sich  von  vorne  herein  nur  als  Organ  der 
inneren  Berechtigung  des  Streitfalles  selber  hinstellte.  Sollte  jetzt 
eine  Scheltung  stattfinden,  so  musste  sie  nun  statt  gegen  Richter 
oder  Gericht,  gegen  das  Urtheil  selber  gehen.  Und  dieses  Princip 
ist  der  Mittelpunkt  des  neuen  Appellationsverfahrens. 

Es  bedarf  aber  keiner  weitläufigen  Entwicklung,  wesshalb  nur 
dieses  letztere  in  der  neuen  Beamlenhierarcbie  Platz  finden  konnte. 
Denn  auf  der  einen  Seite  hebt  er  das  Recht  der  Partei  auf,  rein 
subjectiv  zu  entscheiden,  ob  ein  Urtheil  gültig  sein  solle  oder  nicht; 
auf  der  anderen  tibergibt  es  die  vollständige  Entscheidung  der  Tota- 
lität des  beamteten  Richterstandes,  der  in  seinem  Haupte,  dem 
obersten  Gericht ,  als  das  höcbsle  entscheidende  Rechtsbewusstsein 
des  Landes  gesetzt  wird.  In  der  neuen  Appellation  organisirt  sich 
daher  die  Einheil  des  Rechtslebens  in  Beziehung  auf  die  praktischen 
Fälle,  wie  sie  in  der  Wissenschaft  für  das  abstracte  Recht  ent- 
standen ist. 

Auch  hier  nun  kann  man  sehr  wohl  von  einer,  dem  ganzen 
Abendlande  aus  gleichen  Gründen  in  gleicher  Grundgestalt  ent- 
wickelten Form  der  Appellation  reden;  doch  müssen  wir  uns  auf 


i)  Boot.  f.  X. 
3)  f.  134  f. 
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die  Hauptpunkte  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  den  Abriss 
dieses,  eigentlich  franzÖn$cken  Appellationsverfahrens  selber  be- 
schranken. 

Anfänglich  sind  ganz  in  derselben  Weise,  wie  wir  im  13.  Jahr- 
hunderl beide  Arten  der  Gerichte  noch  durcheinander  gemengt 
antreffen,  auch  beide  Formen  des  Appellationsverfahrens  noch  ge- 
mischt, das  alte  mit  der  Schettung  im  eigentlichen  Sinne  des  Wor- 
tes, und  das  neue  mit  Uoter-  und  Oberen tscheidung.  fieauraanoir  ») 
zeigt  dieses  Verhältniss  am  deutlichsten.  «S'on  apele  desjugemens 
as  baiüis  en  le  eourt  ou  il  jugent ,  il  ne  fonl  pas  lor  jugemens  bon 
par  gages  de  bataille,  aneois  (sondern)  sont  forU  Ii  errement  du 
plet  —  en  la  court  du  segneur  souverain  au  bailli  qui  fist  le  juge- 
ment.» Dieses  sind  die  Gerichte,  wo  die  amtlichen  Richter  aus- 
schliesslich richten;  hier  gilt  schon  die  Appellation  des  neuen  Rechts ; 
dagegen  oainsi  n'est  il  pas  de  eix  qui  apelenl  du  jugement  que  Ii 
home  font  —  wo  also  der  ßuilli  nach  geschehener  Conjuratio  die 
alten  Peers  ihr  Urtheil  sprechen  Hess  —  car  Ii  apiax  est  de- 
mentes par  gages  de  bataille.»  Dieses  ist  der  Zustand  des  13.  Jahr- 
hunderts; denkt  man  sich  nun  das  weite  und  immer  wachsende 
Gebiet ,  das  den  Baillis  unterworfen  war,  so  ergibt  sich,  dass  beide 
Principien  in  dieser  Zeit  ungefähr  gleich  viel  Terrain  besassen. 
Eigentlich  gebrochen  aber  ward  die  alte  Scheltung  durch  den 
Kampf  gegen  das  Institut,  auf  welchem  sie  selber  beruhten,  die 
Gages  de  bataille.  Wenn  diese  auch  keinesweges  im  Anfange  des 
14.  Jahrhunderts  aufgehoben  wurden,  so  sind  sie  doch,  wie  wir 
gesehen ,  allmählig  auf  ganz  einzelne  Fälle  beschränkt.  Zu  diesen 
Fällen  gehörte  aber  der  apel  wegen  faux  jugement  nicht,  und  da- 
mit muss  sich  die  alte  Scheltung,  weil  die  Ausdrücke  der  Gesetze 
so  wie  der  Charles  ganz  bestimmt  sind,  schon  im  Anfang  des  14. 
Jahrhunderts  verloren  haben.  Bei  Du  Breuil  wenigstens  ist  von 
einem  Zweikampf  wegen  Appellation  auch  nicht  die  leiseste  Spur; 
eben  so  wenig  bei  Bouteiller.  Dies  ist  milbin  der  Zeitpunkt,  in 
welchem  der  Sieg  des  neuen  Verfahrens  für  das  ganze  Frankreich, 
so  weit  es  dem  Königthum  gehorchte,  zu  setzen  ist. 

Später  als  seine  lehnsrechtliche  Form  verlor  jenes  alte  Princip 
seine  lehnsrechtliche  Bedeutung.  Wir  haben  oben  das  Deni  de 
justice  und  das  defaute  de  droit  dargestellt;  es  war  die  Weigerung 
der  lehnsherrlichen  Gerichlsinhaber  überhaupt  Recht  zu  sprechen ; 
die  Folge  davon  war  Freiheit  vom  Lehnsuexus  für  den  Vasallen. 
Dieses  übernahm  das  Königlhum.  Sein  Parlament  war  das  Haupt- 
gericht des  Reichs  und  bei  diesem  Parlament  wurden  daher  solche 


1 1  Beaum.  Ch.  I.  a.  14. 
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Klagen  angebracht.  So  lange  nun  die  lehnsrechtlichen  Gerichte 
sich  noch  als  ganz  selbstständige  neben  die  königlichen  hinstellten, 
musste  es  den  letzteren  daran  liegen,  diese  Selbstständigkeit  in 
aller  Weise  zu  brechen.  Dazu  war  jede  Appellation  de  defaut  de 
droit  ein  treffliches  Mittel.  Jener  obige  Satz  entwickelte  sich  da- 
her zu  der  Theorie,  die  wir  im  Stilus  am  deutlichsten  ausge- 
sprochen und  am  weitesten  ausgedehnt  finden.1)  Hier  wird  zuerst 
(Ch.  XXI.  1.)  die  patria  juris  scripti  von  der  juris  consuetudinarii 
geschieden.  Nur  in  der  letzteren  befreit  die  gewonnene  Appella- 
tion von  der  ganzen  Jurisdictio  des  Appellatus;  jedoch  mit  Aus- 
nahme aller  Gerichtsgebiete  der  Pares  FrancisB ,  denn  in  diesen 
hat  sie  jene  Wirkung  osive  sint  in  patria  juris  scripti  sive  consuo- 
tudinaria.»  In  der  letzteren  nun  geht  jede  Appellation  «a  defectu 
juris,  id  est  a  denegatione  juris»  jetzt  an  das  Parlament,  und  ihr 
gleich  stehen  sogar  die  Appellationen  propter  aliqua  gravamina, 
durch  welche  der  Vasallus  seinen  Dominus  verklagt,  «ipsüm  gravasse 
indebite  et  injutte;»3)  sie  ist  eine  förmliche  Klage  und  ihre  conclusio 
ist  «ut  in  conclusione  injuriarum.»  Wird  das  Gericht  dann  verur- 
Iheilt,  so  soll  «dominus  privari  debet  per  arrestum  curia)  et  de 
stilo  ipsius  homagio  quo  tenebatur  appellans  —  et  hoc  regt  debet 
applicarin  ;*)  aber  der  Vasall  wird  keinesweges  unabhängig  «non 
lucratur  feudum»,  sondern  dies  gewinnt  der  König.4)  Es  ist  leicht 
zu  erkennen ,  dass  auf  diese  Weise  jede  lehnsherrliche  Gerichts- 
barkeit durch  jene  Appellation  dem  Königthum  unterworfen  werden 
musste;  nachdem  aber  das  geschehen,  hatte  das  letztere  kein  In- 
teresse mehr  dabei,  die  obigen  Grundsätze  länger  festzuhalten.  So 
erklärt  es  sich,  dass  der  appel  ob  defectum  juris  seit  der  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  als  Appellation  verschwindet  und  das  Princip  der 
patria  juris  scripti  auch  fiir  sie  gültig  wird.  Sie  selber  dauert  nur 
noch  als  förmliche  Anklage  fort,  die,  durch  Requttet  abgemacht, 
dem  Processe  selber  nicht  mehr  angehört.  Bouteiller  bat  schon 
jenen  Appel  nicht  mehr  in  seine  Darstellung  aufgenommen,  ein 
Zeichen,  dass  die  letzte  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  die  Souverai- 
netät  der  lehnsberrlichen  Gerichtsbarkeit  gebrochen  haben  muss. 

Was  nun  endlich  das  eigentliche  Appellationsverfahren  betrifft, 
so  kann  es  schwerlich  zweifelhaft  sein,  dass  dasselbe  aus  dem 
Gebiete  des  römischen  Rechts  in  das  des  Landrechts  hinüber  ge- 
wandert und  hier  seine  Principien  mit  den  Formen  des  landrecht- 

i)  Stilus  Ch.  XXVI  and  Ch.  XXI. 
3)  Ib.  ß.  2. 
»)  Ib.  g.  4. 

*)  $.  5  —  «ideo,  quia  inferior  non  habet  jui  confiscandi  sed  dominoi»,  d. 
h.  der  König. 
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«eben  Pretestes  umgeben  hat.  Diesen  Gang  der  Dinge  zeigt  nicht 
allein  die  ganse  Geschichte  der  Rechtsbiidung,  sondern  das  in  den 
Verhältnissen  selber  liegende  Bedürfnis*  liess  kaum  etwas  anderes 
zu;  und  so  finden  wir  denn  auch  in  der  Darstellung  des  Appella- 
üonsreebts  bei  Du  Breutl  sowohl  wie  bei  Bouteiller  beide  Reckte 
dicht  neben  einander  gestellt  und  eng  mit  einander  verüoehten. 
Darnach  scheiden  sich  AppelUuioniverfähren  und  NullitätsquereL 

Das  Appellationsverfahren  begann  mit  dem  Act  der  Appellation. 
Dieser  Act  sensste  im  Gebiet  des  LandrechU  auf  der  Steile  gesche- 
hen, «statin»,  antequam  judex  surgat  a  sede;o  ')  das  biess  es  müsse 
«illicoo  appellirt  werden.3)  Doch  konnte  auch  hiergegen  Restitu- 
tion durch  Leitres  gegeben  werden.*)  Im  Gebiet  des  römischen 
Rechts  geschah  derselbe  ainfra  decendium.»*) 

Auf  diesen  Act  folgte  alsdann  das  aAjournement.it  Vor  dem 
Jahre  1330  stand  es  in  der  Willkühr  der  Parteien,  nacht  blos 
wann,  sundern  sogar  ob  sie  überhaupt  ein  neues  Ajoumement  gegen 
die  Partei  ausbringen  wollten.  Die  grosse  Verwirrung,  die  daraus 
entstand,  ward  durch  die  Ord.  vom  9.  Mai  1330  gehoben,  die  zuerst 
bestimmte,  dass  nach  geschehener  Appellation  diese  Appellations- 
ladung in  3  Monaten  auszubringen ,  widrigenfalls  die  Appellation 
für  deserLa  and  die  Sententia  a  qua  fiir  rechtskräftig  zu  halten 
sei.»)  Diese  Bestimmung  hat  sich  dauernd  erhallen.«)  Ein  Parla- 
inentsbeschluss  von  1329  setzte  ausserdem  fest,  dass  das  Ausblei- 
ben des  Appellanten  am  Ladungstorrain  unmittelbare  Rechtskraft 
des  Unheils,  das  Ausbleiben  des  AppeMaten  dagegen  nur  Verur- 
teilung in  die  Kosten  und  eine  zweite  Ladung  zur  Folge  haben 
solle.')  —  In  dieser  Zwischenzeit  konnte  die  Partei  acht  Tage  lang 
auf  die  Appellation  verzichten  (renoncer),  that  sie  das  nicht  und 
brachte  sie  auch  keine  Ladung  aus,  so  verfiel  sie  in  die  Busse  des 
alten  Rechts  von  60  livres  an  dun  König.»)  —  In  gleicher  Weise 


i)  Stil.  C.XX.  g.  2. 

3)  Bout.  f.  2t3.  b.  (Ord.  von  1344,  $.  3  und  öfter.) 
3)  Stile  de  1.  Chane,  f.  40. 

*)  Stfl.  C.XX.  $.  3.    Dann  aber  .  musste  die  Appellation  schriftlich  zu  den 

Acten  geschehen. 
*)  O.  4L  L.  IL  51. 

6)  Bout  f.  V.  Er  sagt,  das  frühere  Bechl,  die  Appellatiomladuag  in  Jahres- 
frist oder  in  7  Monaten  auszubringen,  sei  durch  eine  Ordonn.  du  Parle- 
ment  laquelle  tut  faite  anno  XXIII  auf  den  ubigea  Termin  beaehrknkt. 
Diese  Ord.  du  Parlem.  ist  nicht  bekannt.  Seine  übrigen  Augaben  sind 
gewiss  örtliches  Becht.  — 

7)  In  Külos  C  VI.  g.  2.  Aus  dem  Begistr.  Partam. 
«)  Ord.  t.  1344.  O.  d.  L.  II.  213.  a.  3.  4. 
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ist  die  Form  des  Ajournement  erst  allmählig  festgestellt;1)  auch  hier 
hat  die  oben  cit.  Ord<  entschieden,  dass  es  hinreich«,  wenn  man 
das  Ajoovnement  a*  dem  Orte  ausbringe,  wo  das  UrtheU  gefallt 
worden;  nur  bei  den  Gerichten  der  Pairs  bedurfte  es  eigener  Lettre» 
du  Roy.3) 

Der  Gegenstand  der  Appellation  und  mithin  der  Inhalt  des 
Ajournement  war  gleichfalls  verschieden  im  Süden  und  Norden.  Im 
Gebiet  des  jus  scriptum  konnte  auch  von  den  Interloculorien  appel- 
lirt  werden;  in  der  patria  j.  consuet.  dagegen ,  wenn  von  einem 
gravamen  reparabile  (was  nichts  anderes  ist  als  das  processleitende 
Decret)  appellirt  wird ,  so  gibt  das  Parlament  einfach  dem  Richter 
auf,  dasselbe  zu  ändern.3)  Bei  Bout.  gibt  es  gar  keine  Appellation 
mehr  während  des  Verfahrens,  sondern  nur  bei  der  definitiva;  in 
diesen  eigentlichen  Appel  ist  auch  der  Appel  de  refiis  de  droit  jetzt 
ausdrücklich  aufgenommen.4)  —  Eine  besondre  Art  ist  der  soge- 
nannte Apel  voiage,  der  aber  nur  im  N.  0.  Frankreichs  galt  und 
der  gegen  die  Competenz  des  Richters  ging,  also  bei  dem  Erschei- 
nen der  Partei  anstatt  aller  Einlassung  vorgeschützt  wurde.5) 

Nachdem  dieses  beobachtet  war,  mussten  die  Parteien  erschei- 
nen oder  gehörig  bevollmächtigte  Procuratores  stellen.  Dieser  Act 
biess  die  Pretentaiion,9) 

Ihr  folgte  der  Relief  (Pappel  oder  das  relever  fappel,  die  Ein- 
führung der  Appellation.  Diese  geschah  in  folgender  Weise.  War 
der  Process  schriftlich  geführt,  so  wurden  die  Acten  «clos  et  scelte 
des  sceaulx  des  parties  et  tvanyelisS  ä  ouyr  droit»7)  —  was'  sich 
von  selber  erklärt.  War  der  Process  mündlich  geführt,  so  trug 
der  Advocat  noch  einmal  che  ganze  Sache,  principal  et  appei,  vor, 
und  wenn  hier  der  Richter  keine  Acten  oder  kein  Protocoll  halte, 
so  lief  er  Gefahr,  dass  die  Avocals  les  mettent  en  Unit  nouveaux 
faits  et  proces  —  dont  souvenl  il  est  dit  pour  ce  bien  appelle  et 
mal  jug6.»  *) 


>)  Ueber  diese  Frage  sind  mehrere  Quastiones  Jon.  Galti  u.  a.  q.  71.  pag. 

271.  q.  125.  pag.  291.  q.  99.  281. 
2)  A.  a.  O.  A.  5. 

»)  Nach  dem  Stilus  Ch.  XXII.  §•  1—3- 

A)  Bout.  fol.  213  b.  —  «quant  on  se  «enf  grM,  on  de  refus  de  droit,  oude 
grief  appoinetement«  —  ebenso  fol.  214;  b. 

£)  Bout.  ml.  213.  b.  —  Sie  waren  früher  aufgehoben,  wurden  aber  für  das 
Laonnois  wieder  eingeführt  durch  die  Ord.  1296.  O.  d.  L.  f.  p.  328.  Aner- 
kannt in  der  Ord.  für  Laon  1331.  ib.  II.  p.  77.  q.  4. 

•)  Stilus  C.  V. 

7)  Bout.  fol.  214.  a.  Stitut  C.XXIY.  $.  4. 
»)  Bout.  a.  a.  O. 
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Natürlich  erzeugte  das  immer  allgemeinere  Schriftlichkeit  des 
Verfahrens;  es  entstand  aber  auch  davon  die  bestimmte  Theorie 
über  den  Inhalt  des  eigentlichen  Appellationsvortrages.  Jeder  bat 
das  Recht  nova  vorzuschützen ,  jedoch  nur  «si  contenta  sint  in 
eodem  processu;»  sind  es  reine  Nova»  so  wird  die  Partei  nicht  ge- 
hört;1) zugleich  soll  jede  Partei  orones  rationes  et  defensiones  sibi 
competentes  iimul  et  $emel  et  consecutive  vorschützen;  später  gilt 
kein  weiteres  Einreden.2)  Nur  für  die  rationes  juris  kann  sie 
«facere  relenutuma,  und  sie  nach  dem  Beweise  einlegen.3) 

Bei  diesem  Verfahren  ist  nun  noch  immer  nicht  der  eigent- 
liche Gegner,  sondern  der  judex  a  quo  Partei;  denn  er  wird  ge- 
laden und  habet  facere  bonum  suum  judicatum»  vor  dem  Gericht.4) 
Die  alle  Appellbusse  von  60  livres  bleibt,  der  unterliegende  zahlt 
sie  mit  den  Kosten.5) 

kommt  hierbei  nun  ein  Beweis  vor,  so  depulirt  das  Parlament 
Commissarios  t  die  nichts  anderes  sind  als  die  auditeurs  bei  den 
Untergerichlen.  Diese  nun  verfahren  ganz  in  der  Weise  wie  oben 
gesagt,6)  und  von  ihnen  gibt  es  keine  Appellation,  weil  sie  das 
-Parlament  vertreten.7)  Ihre  Untersuchung  hiess  Enquete,  ohne 
Rücksicht  auf  Civil-  und  Criminalsachen  und  ward  mit  grosser  Förm- 
lichkeit vorgenommen.  —  Neben  diesem  Appellationsverfahren  stand 
die  NullitäUquerel  eben  so  unbestimmt  und  gestaltlos,  wie  sie  es 
noch  heuligen  Tages  ist.  Jede  Erklärung  nämlich,  dass  man  appel- 
liren  wolle,  mussle  entweder  tanquara  ab  injusta  et  iniqua  im  Sü- 
den und  tanquam  a  prava  et  falsa  im  Norden  geschehen;  glaubte 
man  aber,  dass  die  Sentenz  überall  nichtig  sei,  so  appellirte  man 
tanquam  a  nulla.  *)  Diese  Appellation  stand  zu  in  allen  Fällen,  wo 
absolute  Formfehler  vorhanden  oder  ein  gravamen  irreparabile  ge- 
fürchtet ward.9)  Im  Süden  konnte  die  Partei  stets  auch  ohne  Appel- 
lation mit  jener  Erklärung  auftreten;  hier  also  war  es  eine  wirk- 
liche Nullitätsquerel ;  im  Norden  dagegen  verschmolz  sie  anfänglich 


»)  Stil.  C.  XXIV.  §.  1.  2. 
2)  Stil.  C.  XXVI.  g.  7. 

*)  ib.  g.  8. 

*)  Ib.  C.  XXIV.  §.  5. 

*)  Still.  11.  Bout.  fol.  126.  a.  und  öfter. 

•)  Davon  bandelt  genauer  Stil.  C.  XXVII.  Bout.  f.  126  b.  gibt  die  Formel 
einer  Commission  en  cas  d'appel  und  f.  188  b.  bis  193  b.  ist  gleichfalls 
das  Verfahren  von  den  Commissaires  bei  ihren  Enquete«  ausführlich  be- 
schrieben. 

*)  Bout.  fol.  126.  a. 

»)  Stil.  C.  XX.  1.  2. 

»)  SM.  C.  XXII.  g.  6. 
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ganz  mit  der  Appellation,  indem  sfe  nur  nach  geschehener  Appel- 
lation angebracht  werden  konnte.  •)  Da  es  nun  aber  hier  keine 
Appellation  von  Inlerlocutorien  gab,  so  gebrauchte  man  jene  Nulli- 
tätsquerel  oder  die  Appellatio  tanquam  a  sent.  nulla  hauptsächlich 
während  des  Processes;  dann  auch  als  Stellvertreterinn  der  wirk- 
lichen Appellation,  wenn  das  illico  versäumt  war.  Das  geschah 
erstlich  wenn  das  Gericht  incompetent  gewesen,  zweitens  wenn  es 
die  Termine  nicht  eingehalten  halte,  drittens  aber  auch  wegen  eines 
oerror  expressus.»3)  Natürlich  war  damit  die  eigentliche  Appella- 
tionsfrist vernichtet,  daher  finden  wir  schon  im  Jahre  1331  eine 
Ord.  von  Phil.  VI.3),  die  alle  proposiliones  der  Parteien  wegen 
«Errores  contra  arresla  in  Curia  nostra  lata»  mit  der  zweifachen 
Busse  belegt,  wenn  sie  nicht  bestätigt  wurden.  Dennoch  blieb  dies 
ein  weites  Feld  für  Umgehungen  der  Appellalionsfristen  und  Ver- 
längerung der  Processe;  erst  die  folgende  Epoche  versuchte  eine 
durchgreifende  Besserung. 

D.   Die  summarischen  Processe. 

Da  es  das  Wesen  der  summarischen  Processe  ist  den  gewohn- 
lichen Gang  des  Verfahrens  wegen  irgend  eines  ausserhalb  des 
eigentlichen  Processes  liegenden  Zweckes  zu  ändern,  so  zeigen  sie 
stets ,  wo  sie  auch  auftreten  mögen ,  das  Ifineintrelen  des  neuen 
obrigkeitlichen  Elementes  in  das  alte  Volksgericht,  denn  das  letztere 
kann  keinen  Unterschied  im  Verfahren  kennen,  da  es  nichts  will 
als  einfach  das  Recht  des  streitigen  Falles  aussprechen.  Auch  für 
sie  ist  daher  wie  für  den  neuen  Beweis  und  die  neue  Appellation 
die  Entwicklung  des  Königlhums  Anfangspunkt  und  Grundlage  zu- 
gleich. Sie  beginnen  schon  im  13.  Jahrhundert  und  gelangen  mit 
dem  14.  zur  völligen  Ausbildung.  Wir  scheiden  drei  Arten,  von 
denen  zwei  schon  dem  13.  Jahrhunderl  gehören. 

I.   Der  Besitiprocess. 

Der  Besitzprocess  hat  in  den  Verhältnissen  des  13.  und  14. 
Jahrhunderts  einen  ganz  selbstsländigen,  aber  sehr  leicht  zu  er- 
fassenden Anknüpfungspunkt.  Die  grosse  Unbestimmtheit  über  die 
Grenzen  der  Besitzungen,  das  Recht  der  Fehde  und  des  Zwei- 
kampfe als  Beweismittel  machten  für  jeden  Schwächeren  seinen 
Besitz  zu  einem  unsicheren  Recht;  das  Gericht,  ohne  alle  polizei- 

t)  Stil.  C.  XX.  5. 
V)  Stila«  C.  XX.  g.  0. 
>;  O.  d.  L.  II.  80. 
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liehe  Aufgabe,  hatte  nichts  zu  thun  als  zu  entscheiden  ;  dennoch 
war  die  UnverletzKchkeit  des  Besitzes  die  erste  Bedingung  aller 
Rechtsordnung.  Es  war  daher  natürlich,  dass  das  neue  Beamten- 
thum  vor  allem  suchte  den  im  Besitze  gegebenen  Zustand  zu  sichern 
und  davon  entstand  der  Besitxproces$ ,  dessen  Grundlage  schon  im 
13.  Jahrhundert  ziemlich  bestimmt  ist. 

Der  Begriff  der  Gewere  oder  der  Saigine  des  germanischen 
Rechts  ist  oft  filr  einen  an  sich  schwierigen  gehalten  worden. 
Dennoch  ist  derselbe  einfach,  so  wie  man  ihn  geschichtlich  mit 
dem  späteren  Recht  zusammenstellt.  Gewere  oder  Saisine  ist  näm- 
lich nichts  anderes  als  die  noch  in  ungelöster  Einheit  zusammen- 
gedachten Begriffe  von  Eigenthum  und  Besitz  zugltith,  deren  Schei- 
dung zur  Selbstständigkeit  des  Begriffes  von  proprio  las  und  von 
possessio  das  germanische  Recht  wenigstens  in  Frankreich  ganz 
aHein  dem  römischen  Recht  verdankt.  Noch  bis  zum  16,  Jahr- 
hundert schwanken  diese  drei  Begriffe  von  saistna,  proprietas  und 
possessio  zum  Theil  auf  die  wunderlichste  Weise  durcheinander, 
wie  man  das  ganz  besonders  im  Grand  Goustumier  sieht.  Denn 
man  beging  damals  denselben  Fehler,  den  man  in  der  deutschen 
Rechtsgeschichte  noch  heutzutage  begeht,  zu  meinen,  die  Saisiua 
oder  Gewere  sei  noch  etwas  besonderes  neben  Eigenlhum  und  Be- 
sitz und  habe  mithin  auch  eine  besondre  Geschichte  neben  der  Ge- 
schichte jener  beiden  Begriffe ,  während  sie  in  der  That  durchaus 
nur  der  unaufge  löste  Keim  fiir  beide  ist  und  ganz  dasselbe,  was 
die  auetoritas  des  ältesten  römischen  Rechts  bezeichnet.  In  glei- 
cher Weise  ist  die  Geschichte  der  Gewere  und  der  Saisina  nichts 
anderes  als  die  Auflösung  derselben  in  jenen  zweifachen  Inhalt, 
und  es  ist  ein  unglücklicher  Fehlgriff  dass  auch  Klimrath  dem 
deutschen  Missverstäudniss  über  das  Wesen  der  Gewere  sich  in 
seiner  fleissigen  Abhandlung  über  die  Saisine  angeschlossen  bat, 
gänzlich  übersehend,  dass  grade  hier  einer  von  den  vielen  Punkten 
uns  entgegentritt,  in  denen  nur  die  Verschmelzung  der  römischen 
mit  den  germanischen  Rechtsbegriffen  den  Gang  der  Entwicklung 
aufklärt.    Doch  gehört  das  Genauere  nicht  hierher. 

Allein  vollkommen  unzweifelhaft  ist  es ,  dass  jenes  polizeiliche 
Verhältnis«  der  neuen  Richter  ungemein  viel  dazu  beigetragen  hat, 
dass  man  unter  saisine  hauptsächlich  den  Besitz  verstand ,  weil  schon 
im  13.  Jahrhunderl  die  Thätigkeil  der  Gerichte,  welche  die  Störung 
der  saisine  schützen  wollten,  ganz  natürlich  vor  allem  das  Moment 
des  äusseren  Besitzzustandes  an  der  saisine  heraushob  und  dieses 
schützte ,  ohne  sich  zunächst  um  das  Eigenthum  zu  kümmern. 
War  jemand  in  seiner  saisine,  dem  besessenen  Eigenlhum,  gestört, 
so  wendete  sich  das  Gericht  zuerst  rein  negativ  gegen  diese  Störung 
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als  tolche ,  das  heisst,  sie  erhielt  die  saisine,  wie  sie  gewesen.  Um 
das  zu  können,  mussle  irgend  jemand  vorläufig  den  faclischen  Be- 
sitz haben ,  und  demnächst  derselbe  einer  von  beiden  Parteien  zu- 
erkannt werden  als  ein  vorläufig  unverletzlicher.  Dieses  Erkennt- 
niss  forderte  Enlscheidungsgründe  und  Erklärung  der  Parteien,  und 
das  Verfahren  ,  was  jene  rein  negative  Thätigkeit  des  Gerichts  her- 
vorrief und  bedingte  ,  war  der  Prozess  über  die  saisina,  der  Be- 
sitzproxeu ,  dem  dann  der  Prozess  über  das  Eigenthum  in  der  sai- 
sina als  action  reelle  oder  aclion  de  propriete  folgen  konnte;  dass 
man  diesen  nicht  gleichfalls  als  Prozess  über  die  saisina  bezeich- 
nete, erklärt  sich  von  selbst.  So  schied  sich  saisina  und  proprietas, 
ohne  dass  man  doch  zum  Versländniss  darüber  kam,  dass  man 
hierbei  mit  saisina  nur  den  Besitz  bezeichnete,  weil  in  derselben 
Zeil  die  römische  possessio  als  Gegensatz  der  proprietas  auftrat. 
Nun  halte  man  damals  so  wenig  wie  jetzt  die  Kraft,  die  Identität 
der  römischen  und  germanischen  Begriffe  anzuerkennen,  wo  die 
letzteren  einen  besonderen  Namen  trugen ;  man  sprach  also  von 
allen  Dreien  zugleich,  und  da  das  eine  hoffnungslose  Verwirrung 
abgab,  so  Hess  man  zuletzt  im  14.  Jahrhundert  die  ganze  Frage 
gradezu  liegen.  —  Für  das  Gericht  aber  war  die  Sache  praktisch; 
der  Prozess  hat  daher  sich  au  jene  theoretische  Unklarheit  nie  ge- 
kehrt, sondern  die  Namen  gebraucht,  wie  er  wollte,  und  sich 
rasch  zu  entschiedener  Bestimmtheit  entwickelt.  Seine  Grundsätze 
sind  seit  den  Elabl.  de  St.  Louis,  die  zuerst  davon  sprechen, 
folgende. 

Jeder,  der  die  saisine  eines  andern  stört,  ohne  Rücksicht,  ob 
es  Eigenthum  oder  blosser  Besitz  ist  ,  begeht  nach  den  Et.  die 
de$tai$ine,  wenn  jenes  «a  tort  ou  a  force»  geschieht. ')  Beaumanoir3) 
scheidet  indessen  schon  die  nouvetle  destaiiine  vom  nouvel  tourble 
(trouble);  jene  geschieht  gegen  eine  saisine,  die  «an  et  jor  pesivle- 
menl»  gedauert  hat;  diese  ist  jede  Störung  überhaupt;  doch  ist 
diese  Unterscheidung  von  keinem  EinQuss  auf  das  Verfahren.  Es 
isl  ferner  die  force  von  Beaum.3)  als  eine  besondere  Art  der  Störung 


')  Et.  I.  65.  —  «Sire.  ung  riche  hons  c»t  venu  a  moy  etc.» 

a)  B.  Ch.  XXXII.  Die  Ord.,  die  er  hier  anfuhrt,  ist  verloren  gegangen.  Es 
liegt  nahe,  sie  mit  Beugnot  II.  p.  466  Philipp  dem  Kuhnen  »anschrei- 
bet!. Die  Angaben  Beaumanoirs  sind  wohl  dieser  Ord.,  die  nichts  ist  als 
eine  genauere  Entwicklung  der  El.  1.  65,  entnommen. 
Die  force  geschieht  «a  graut  plente  de  gent  ou  a  armes  —  ou  por  peur 
de  mort.»  a.  3.  Lauriere  in  der  Note  zur  Ord.  v.  1347,  O.  d.  L.  II.  p. 
268  lässt  sich  verleiten  zu  meinen,  dass  es  mehrere  Arten  des  Besilzpro- 
cesses  gegeben  habe,  weil  man  mehrere  Gründe  ftir  die  Besitzstörung, 
force,  dessaissine  und  nouveau  trouble  schon  bei  Beaum.  gab. 
Warnkönig  n.  Suia  frans.  gtaaU-  and  BechUgeico.  Bd.  III.  36 
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hingestellt,  was  gleichfalls  für  den  Prozess  ohne  Bedeutung,  und 
wohl  nur  eine  leere  Uebertragung  des  römischen  Begriffs  der  vis 
auf  die  dessaisine  ist.  Ist  die  dessaisine  geschehen,  oder  auch  nur 
der  Angriff,  so  wendet  sich  die  Partei  an  den  Iiichler  und  klagt 
über  Besitzentörung.  Diese  Klage  heisst  cas  de  nouvellete.  oder 
genauer  complaincte  de  nouveüetS,  wie  Buut.  sagt;«)  der  Stilus  nennt 
sie  causa  novitalis.2)  Das  Verfahren  dabei  bildet  sich  sichtlich  immer 
bestimmter  aus  von  den  Etabl.  bis  zur  Mitte  des  ik.  Jahrhunderts, 
wo  es  seine  definitive  Form  erreicht.  Nach  den  Etabl,  a.  a.  O. 
nimmt  der  Richter  auf  geschehene  Klage  die  Sache  «en  sa  main,» 
und  gibt  sie  dem  Kläger  gegen  BürgschaflsslelJung  (pleges  bons  et 
souffisans)  für  couts  et  despens.  Bietet  dann  auch  der  Gegner 
Bürgen,  so  wird  ein  Gerichtstag  anberaumt.  Das  Ausbleiben  hat 
das  erste  Mal  eine  nene  Citation  zur  Folge ,  opar  trots  hons  si  que 
eus  se  puissent  recorder  du  jugement.»  Das  zweite  Mal  ist  der 
Gontumav  sachftillig  und  die  andere  Partei  gewinnt  die  saisine.  — 
Diese  wenigen  Grundsätze  sind  schon  bei  Beaum.  weit  mehr  ent- 
wickelt; wahrscheinlich  in  Folge  der  oben  eil.  Ord.  Hier  wird 
schon  eine  förmliche  Ladung  mit  kurzer  Frist  ausgebracht,  bei 
gentix  hons  a  quinzaine,  bei  hons  de  poeste  d'ui  ä  demain,  und 
peremtorisch ,  sans  conlremander.3)  Dann  wird  die  Klage  erhoben 
(claim) ,  und  der  Beklagte  muss  sich  auf  der  Stelle  einlassen, 
«connaistre  ou  nier»;*)  doch  ist  ein  Jour  de  veue  gestattet.  Darauf 
tritt  der  Beweis  ein;  dieser  geht  darauf,  dass  die  Partei  «avaiteste 
an  et  jor  pesivlement,  par  le  connissance  de  son  adversaire  —  en 
saizine;»)  die  Partei,  die  dieses  beweisst,  gewinnt  den  Besitz  — 
«qui  mix  (mieux)  prave,  il  en  doit  porler  le  saizine.»*)  Zugleich 
tritt  für  den  Ueberwundenen  eine  Strafe  ein,  die  den  polizeilichen 
Characterdes  ganzen  Prozessesani  deutlichsten  zeigt;  sie  ist  gleich 
für  genlil  home  und  l'omme  de  poeste  —  von  60  sola.7)  Wer  aber 
verlor,  konnte  in  Jahr  und  Tag  schon  jetzt  die  Klage  «aor  le  pro- 
priete»  erheben ;  in  Jahr  und  Tag  verjährte  aber  die  Klage  wegen 
der  nouvellete  selber.6) 

Auf  diesen  Grundlagen  beruhte  der  Besitzprozess  des  14.  Jahr- 


i)  Bont.  fol.  28.  «.  und  oft.   Auch  der  Gr.  Ccmt.  fbl.  83  ff.  braucht  den 

Ausdruck  oft. 
*)  Stil.  C.  XVIII. 
3)  Beaum.  Ch.  XXXII.  *. 
*)  Ib.  art.  4. 
«)  Ib.  a.  6. 
«)  Ib.  a.  7. 
7}  Ib.  a.  10. 
•)  Ib.  a.  6. 
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hunderte  ;  man  wird  die  Anknüpfungspunkte  leicht  wieder  erkennen. 
Das  Gap.  XVIII.  bei  Da  ßreuil  enthält  schon  alles  Wesentliche; 
Bouteiller  f.  50  b. — 51  b.  igt  nur  eine  weitere  Ausführung  des  Stilus ; 
der  Gr.  Coust.  f.  83  ff.  ist  besonders  dadurch  interessant  hier  wie 
an  manchen  anderen  Stellen,  dass  er  die  Verschmelzung  der  rö- 
mischen und  franiösischen  Begriffe  deutlich  darlegt.  Der  Prozess 
selbst  war  folgender. 

War  jemand  indebite  et  de  novo  in  saisina  impedilus ,  so  war 
es  zunächst  noth wendig,  liura*  jwticice  vom  Gericht  zu  erwirken. 
Der  Act,  durch  welchen  die  Bitte  (Kequete)  um  diese  IHeras  geschah 
(die  bei  Bout.  Commission  en  cas  de  nouvellele  betssen),  war  die 
eigentliche  Gomplaincte.    Die  Voraussetzung  war,   dass  der  Be- 
klagte noch  nicki  per  annum  et  diem  besitze ;  sonst  trat  ganz  das 
ordentliche  Verfahren  ein.    Dies  ist  schon  so  nach  dem  Stilus,') 
und  man  sieht  daraus  ,  dass  das  Possessorium  kein  besonderer 
Prozess  gewesen  ist.    Ferner  musste  der  Klager  sich  hüten ,  zu 
sagea  ,  dass  er  den  Besitz  verloren  habe  (se  spoliatum  vel  dessen 
situm),  sagte  er  das,  so  stand  ihm  nur  das  ordentliche  Possessorium 
au.3)  —  Zu  bemerken  ist  jedoch,  was  schon  der  Stilus  a.  a.  O. 
§.  26  als  Sprichwort  anführt ,  dass  entre  segnen r  et  le  subject  n'a 
point  de  nouveilete  —  d.  h.  die  obrigkeitlichen  Maasregeln  des 
seigneur  gegen  seine  Gerichtsuntergebenen  können  nicht  als  dessari- 
sine  angeklagt  werden.  —  Formeln  für  diese  Klage  stehen  bei 
Bouteiller;  ihr  factischer  Klaggrund  ist  stets  unvordenkliche  saisine 
des  Gegenstandes.    Nachdem  diese  Klage  erhoben  war,  erliess  das 
Gericht  jene  literas  oder  Commission  ,  wofür  schon  im  Stilus  eine 
Formel  sich  findet.    Durch  dieses  Decret  ward  ein  Gerichtsglied 
deputirt,  «si  vocatis  vocandis  tummorie  et  de  piano  vobis  (dem  Com- 
missarius)  consliterk  de  premissis»  das  impedimentum  aufzuheben, 
die  unterliegende  Partei  in  Brüche  zu  verurt heilen ,  und  dieselbe 
eventualüer  auf  das  Possessor.  ordm.  zu  verweisen.»)   Diese  Com- 
missarii  nahmen  dann  die  Ladung  vor,  hörten  die  Parteien  ab,  und 
verfuhren  ganz  ,  wie  es  im  Processus  Cororaissarioram  ordnungs- 
müssig  war.    Die  Eingabe  des  Klagers  biess  requesta;  bleibt  der 
Beklagte  aus,  so  spricht  der  Commissarius  tex  una  sola  conlumocia» 
dem  Kläger  die  resaisiu*  zu.4)  Erscheint  er,  so  ist  er  aab  omnibus 
»Iiis  exeeplionitras ,  etiam  dibtoriis  quibuslibet  exclusus,»  so  wie 
er  oob  certam  causam»  sich  einlässt.  Lässt  er  sich  aber  generaliter 


t)  Stil.  «.  a.  0.  §.  2. 
*)  Ib.  $.  3. 
3)  Ib.  g.  1. 
*)  Ib.  g.  7. 
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ein,  so  kann  er  alle  möglichen  Einreden  vorschützen;1)  nach  Bou- 
teiller  darf  er  alsdann  jedoch  keinen  garand  anführen  ,  und  nur 
9 — 10  Zeugen  für  seine  Articuli,  bei  wichtigen  Sachen  höchstens 
16  Zeugen  anbringen;  beides  par  Arrest  de  parlement.')  Damit  aber 
war  der  summarische  Character  der  nouvellete  aufgehoben  ,  und 
der  Besilzprozess  zu  einem  förmlichen  und  ordentlichen  Verfahren 
geworden;  die  Praxis  erkannte  dies  früh,  und  schon  der  Stilus  sagt, 
dass  selbst  die  Commissarii  nicht  gerne  die  Sache  entschieden, 
sondern  gewöhnlich  den  Gegenstand  ad  raamim  regiam  ponunl, 
und  demnächst  die  partes  ad  Parleraentum  adjornant,  quod  tutius 
est.3)  Da  nun  aber  auf  diese  Weise  der  Besilzprozess  seinen  eigent- 
lichen Zweck,  schleunige  Hülfe  bei  vorkommenden  Störungen,  ver- 
lor, und  die  Unruhe  und  Unsicherheit  der  Verhältnisse  dennoch 
gerichtlicher  Hälfe  bedurfte  ,  so  griff  man  zu  einem  anderen  Mittel. 
Man  übertrug  einem  sergent  des  Gerichts  die  Aufgabe,  vorläufig 
kraft  seiner  amtlichen  Gewalt  den  Besitzzusland  zu  ordnen ,  um 
eine  Basis  für  das  dann  folgende  weitere  Verfahren  in  possessorio 
zu  gewinnen.  Der  sergent  soll,  wie  os  in  der  sogleich  anzufüh- 
renden Ord.  heisst,  «uno  die,  irao  una  hora,  sine  aliqua  figura 
judicii»  die  Sache  entscheiden,  ocum  ipse  in  prsedictis  non  Ju- 
dicis  sed  fere  mere  executoris  fungalur  officio.»  "Derselbe  erhielt 
zu  dem  Ende  vom  Gerichte  ein  eigenes  Commissorium ,  und  verfuhr 
ganz  wie  die  alten  Commissarii ,  nur  dass  er  die  Parteien  nicht 
sogleich  an  das  Gericht  verwies ,  sondern  selbst  eine  vorläufige 
Entscheidung  abgab ,  der  das  Possessorium  folgen  konnte.  Dies  ist 
die  Bestimmung  der  Ord.  von  134-7  ,*)  und  aus  den  Gommissions 
auf  eine  Gomplaincte  bei  Bout.*)  siebt  man,  dass  es  das  Allgemeine 
in  dieser  ganzen  Epoche  gewesen  ist.  Natürlich  halte  das  den 
Uebelstand ,  dass  jene ,  eigentlich  polizeiliche  Anordnung  des  ser- 
gent  den  Character  eines  formlichen  Urlheils  annahm,  und  nicht 
zum  Besten  einer  guten  Rechtspflege.  Denn  die  Note  Dumoulins 
zum  §.  7  des  Stilus  sagt:  «Hodie  tolus  actus  resoWitur  in  simpli- 
cem  citationem,  quia  hodie  non  exequuntur  hujusmodi  liier»  nisi 
per  nudo*  executores  imperilos  et  corruptibiles.  —  Sed  olim  judices 
ipsi  viri  graves  et  experli  locum  ipsum  adibant  et  per  se  exeque- 
bantur.»  Auf  diese  Weise  ward  das  Wesen  der  Complaincle  ver- 
wirrt, indem  man  bald  das  Verfahren  vor  dem  Sergent,  bald  das 


»)  Stil.  a.  a.  O.  g.  27. 

*)  Bout.  f.  53  a. 

*)  Stil.  II.  g.  8. 

*)  O.  d.  L.  II.  p.  266.  ff. 

•)  Bout.  fol.  63  b. 
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eigentliche  Possessorium  vor  dem  Gericht,  bald  auch  den  Besitz- 
prozess  vor  den  Commissariis ,  die  alle  drei  Formen  des  alten  Be- 
silzprozesses  waren  ,  mit  diesem  Namen  belegte.  Praktisch  hat 
man  sich  die  Sache  so  zu  denken  ,  dass  gewöhnlich  das  Verfahren 
vor  dem  sergent  voraufging,  und  dann  das  eigentliche  Possessorium 
folgte.  Jene  Unklarheit  hat  sich  bis  tief  in  die  folgende  Epoche 
hineingezogen,  bis  das  Vorverfahren  vor  dem  sergent  verschwun- 
den ist;  hält  man  dies  Veshältniss  fest,  so  ist  die  Form  der  fol- 
genden Zeit  leicht  verständlich. 

Noch  ist  einer  vielbestrittenen  Frage  Erwähnung  zu  thun.  Der 
Gr.  Coustumier  sagt  nämlich,1)  dass  Simon  de  Bucy  zuerst  den 
cat  de  nouvellett  als  eigenes  Verfahren  aufgestellt  habe ,  der 
im  Jahre  1344  erster  Präsident  des  Parlaments  war.2)  Aber  schon 
Lauriere")  bemerkt  richtig,  dass  dies  ein  Irrthuro  ist,  wie  sich 
denn  das  aus  dem  Obigen  von  selbst  ergibt. 

Mancherlei  Verwirrung  hat  hierin  nun  die  Lehre  von  den  rö- 
mischen Inttrdicten  gebracht.  Man  sah  wohl,  dass  sie  mit  der 
Complaincle  und  der  Gommission  eng  verwandt  waren  ;  aber  man 
meinte  doch,  dass  sie  noch  etwas  ganz  besonderes  enthielten.  Da- 
her stellt  Bout.  die  Lehre  von  den  Interdicten  neben  die  von  der 
Nouvellete',  und  fügt  die  novi  operis  nuntiatio4)  als  etwas  Eigen- 
tümliches hinzu ,  während  sie  doch  nichts  anderes  war  als  die 
Anwendung  der  saisina  auf  ein  besonderes  Verhältniss.  Auch  hier 
ging  es  wie  bei  der  Gewere  und  dem  Klagesystem  des  ordentlichen 
Prozesses;  die  Unklarheit  entstand  nur,  weil  man  das  an  sich 
Identische  wegen  seiner  verschiedenen  Entstehung  und  seines  ver- 
schiedenen Namens  durchaus  als  Verschiedenes  erhalten  wollte. 
Selbst  der  Stilus  nennt  schon  die  causa  novitatis  «interdictuni»  ,*) 
und  dies  geschieht  noch  im  Gr.  Coustumier. c)  —  Doch  hat  das 
wenig  Einfluss  auf  die  Praxis  gehabt,  wenn  auch  desto  mehr  auf 
die  Theorie. 

II.  Der  Executivprocess. 

Während  der  Besitzprocess  aus  dem  eigentlich  französischen 
Keuhlsleben  «ich  herausgebildet  hat,  ist  der  Executivprocess  ohne 
Zweifel  aus  dem  Hecht  Italiens  nach  Frankreich  hinübergewandert. 


»)  Gr.  C.  fol.  96  a.  —  Guido  Papa  Dccisiones  I)ec.  55*2  meint  richtiger  dass 

St.  Louis  die  nourellele  eingeführt  hat. 
3j  Siehe  das  Verzeichniss  der  Parlamentsmitglieder  von  1344,  O.  d.  L.  II.  221. 
a)  Not.  aur  Ord.  v.  1347.  p.  2«8. 
4)  Fol.  229  a. 
«)  A.  a.  O.  g.  3. 
•)  Gr  C.  fol.  93. 
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Wir  würden  nur  Bekanntes  wiederholen  ,  wollten  wir  Wesen  und 
Bedeutung  des  Executivprocesses  uud  seine  frühere  geschichtliche 
Entwicklung  im  Allgemeinen  hier  angeben.1)  Was  aber  Frankreich 
im  Besondere  betrifft,  das  heissl  das  eigentlich  französische  durch 
die  Vermischung  der  römischen  und  germanischen  Elemente  ent- 
standene Recht,  so  bleibt  allerdings  manches  zu  sagen  übrig,  von 
dem  auch  wir  nur  das  Wichtigere  wiedergeben  können. 

Schon  im  13.  Jahrhundert,  wo  die  Aufzeichnung  gerichtlicher 
Docunienle  allmuhlig  auch  auf  rein  privatrechtliche  Verhältnisse 
sich  zu  erstrecken  begann  ,  mussle  die  Frage  entstehen ,  welche 
processuale  Bedeutung  ein  schriftliches  Instrument  für  den  Beweis 
habe.  Der  natürlichen  Auffassung  jener  Zeit  lag  es  am  nächsten, 
die  schriftliche  Erklärung  eines  Schuldners  über  seine  Schuld  der 
mündlichen  gleichzustellen ;  mithin  die  cLettrco  als  Geständnis« 
anzusehen ,  die  Forderung  als  bewiesen  zu  erachten ,  und  dem- 
gemäss  unmittelbar  die  Execution  eintreten  zu  lassen.  Dies  ist  die 
Grundlage  des  Execulirprocesses  in  Frankreich  wie  in  den  übrigen 
Ländern. 

Auf  diese  Weise  aber  konnte  ein  processuales  Verfahren  Ober- 
aH  nur  über  die  Frage  entstehen,  ob  jene  schrittliche  Urkunde 
acht  sei  oder  nicht.  Der  ganze  Executivproress  hat  daher  zu  sei- 
nem Inhalt  nur  das  Verfahren  über  die  Aechlheit  und  Unftchtheit 
der  Urkunde;  und  das  ganze  Klag-  und  Verlheidigungsfandamenl 
in  diesem  Processe  ist  mithin  nichts  anderes,  als  das  System  der 
Grundsätze,  nach  welchen  jene  Qualität  der  Urkunden  entschieden 
werden  muss.  Da  das  Gebiet  jener  Fragen  aber  ein  enges  war, 
so  musste  auch  das  Verfahren  kurz  sein ;  und  so  ward  der  Process 
auf  Urkunden  ein  sumtnaritcher. 

Jenes  System  ist  schon  bei  Beaumanoir  in  Ch.  XXXV.  mit 
einer  Ausführlichkeit  und  Genauigkeit  und  zugleich  mit  einer  so 
praktischen  Richtung  entwickelt,  dass  wir  diesen  Abschnitt  unbe- 
denklich für  einen  der  ausgezeichnetsten  in  dem  ganzen  Werke 
halten  müssen.  Es  zeigt  sich  auf  den  ersten  Blick ,  dass  diese 
Theorie  Beauaianoirs  die  Grundlage  der  ganzen  Geschichte  des 
Executivprocesses  in  Frankreich  geworden  ist.  Nur  ist  zum  rich- 
tigen Verständniss  desselben  und  des  Folgenden  zu  bemerken ,  dass 
das  System  der  eigentlichen  öffentlichen  Urkunden  erst  nach  seiner 
Zeit  sich  gebildet  hat,  und  dass  er  daher  nur  noch  von  den  Leltres 
im  Allgemeinen  redet.    Das  Genauere  wird  .sich  sogleich  ergeben. 

i)  Briegleb,  Geschichte  des  Eieculivprocesses.  Fra»kreich$  E&.-Pr.  ist  in 
Kap.  Y  behandelt.  Bs  ist  nicht  recht  begreiflich,  wesshaü»  der  Verfasser 
die  doch  leicht  zugänglichen  Quellen  für  den  Executivprocess  iiemr  Epoche 
nicht  zur  Hand  genommen  hat  und  erst  mit  der  folgenden  beginnt. 
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Beaura.  unterscheidet  nämlich  die  lettre$  oder  Privaturkunden 
vom  5c«/  oder  den  Öffentlichen  Urkunden  (g.  oben).  Von  den  lettres 
gibt  es  nach  ihm  drei  Arten :  enlre  gentix  homes  de  lor  *eau ;  — 
entre  gentix  home  und  home  de  poesl6  par  devant  lor  $egneur  ou 
sovrain,  und  par  devant  lor  ordinaire  de  Crettienti  ')  (vor  dem  geist- 
lichen Gericht  über  Sachen ,  worüber  die  Geistlichkeit  Competenz 
halte ,  doaire  ,  testament  und  anderes).  Diese  Lettres  haben  nun 
schon  bei  ßeaum.  entschieden  »bsolnl  beweisende  Kraft,  wenn  ihre 
Aechtheit  nicht  angegriffen  wird.  Das  letztere  hiess  schon  damals 
fauiter  les  lettres.  (a.  1.)  Das  Verfahren  bei  denselben  wird  nun 
genau  abgehandelt. 

Zuerst  wird  der  Beklagte  geladen;  die  Schuldverschreibung 
wird  ihm  vorgelesen;  dann  fragt  ihn  der  Bichler:  as'il  bailla  les 
lettres  Seelzes  de  son  scel;  s'il  dist  «oll»,  on  Ii  doit  Commander, 
quü  ait  empli  le  teneur  de  le  lettre  dedem  quinze  jors.o  Thut  er  es 
nicht,  verfällt  er  in  Busse  von  10  S. ;  seine  meubles  werden  ge- 
pfändet und  verkauft  (vendre  et  despendre) ;  ist  das  heritage  ver- 
pfändet, wird  auch  dies  verkauft,  sonst  wird  es  während  40  Ta- 
gen par  gardes  gerichtlich  mit  Beschlag  belegt,  und  dem  Verur- 
teilten aufgegeben,  die  Grundstücke  zum  Zweck  der  Zahlung  zu 
verkaufen.  Geschiebt  das  nicht,  so  verkauft  das  Gericht  (le  seg- 
neur)  selber.    Dies  ist  das  einfachste  Verfahren. 

Läugnet  aber  der  Reklagte  «qu'il  ne  bailla  onques  cele  lettre», 
und  dass  es  nicht  sein  Siegel  ist,  so  muss  der  Kläger  beweisen. 
Dieser  Beweis  wird  geführt  entweder  durch  Zeugen,  «qui  forent  en 
present  quant  le  lettre  fu  baillee  et  scellöe»,  oder  durch  Sachver- 
ständige (deus  prodommes),  die  andere,  unzweifelhaft  ächte  Hand- 
schriften und  Siegel  des  Beklagten  gesehen  haben ;  oder  durch  den 
llcweis  eines  ausscrgerichtlichen  Geständnisses,  (a.  3.)  Als  Gegen- 
beweis gegen  die  Aechtheit  gilt,  wenn  das  Document  «est  gratee 
et  rescrite  el  lieu  que  la  grature  fu»,  ferner,  wenn  es  «dechiree 
toute  ou  en  partie»,  doch  muss,  wenn  es  sich  urn  das  Siegel 
handelt,  «la  muitie  ou  plus»  von  demselben  vernichtet  sein;  end- 
lich durch  «entrelignure.»  (a.  9,  10,  11,  12.)  Will  man  sicher 
gehen  ,  so  lasse  man  den  Schuldner  sich  zugleich  verpflichten,  alle 
hcoz  el  damaces»  zu  ersetzen,  die  durch  Versäumniss  der  Zahlung 
entstehen;  in  solchem  Fall  darf  der  Gläubiger  sein  Interesse  ein- 
fach eidlich  erhärten  ,   und  dann  «il  doil  estre  creus  par  le  verlu 


')  a.  18.   Ein  Document  der  geistlichen  Gerichte  «ne  vaut  qu'un  so!  leg 
raoiog.»   Ich  vernmtue,  dass  sielt  «lor  ordinaire  de  Cr.»  gelesen  werden 
Fmuss  ufor  ordinaire  de  Cr.» 
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de  r Obligation.»  (a.  13.)  Jede  Verfälschung  der  lettre»  soll  über- 
dies bestraft  werden  wie  der  Öffentliche  Diebstahl  (larron).  «) 

Wer  nun  aber  seine  Hand  und  Siegel  ablftugnel ,  der  gilt  als 
des  Betruges  überführt  (triquerie)  und  verfällt  in  Busse  von  60 
livres  an  den  Seigneur;  der  hons  de  poeste  a  le  volente  du  segneur. 
Conventionelle  Strafen  sind  gestaltet;  wer  aber  jemanden  anklagt 
als  faussaire  und  nicht  beweisst,  verfällt  selbst  in  die  Strafe  des 
Verbrechens,  (a.  k.)3) 

Die  Grundlage  dieses  ganzen  Verfahrens  ist,  wie  man  sieht, 
noch  immer  das  System  der  Privaturkunden,  Aber  schon  zu  Beaum. 
Zeit  standen  neben  demselben  die  öffentlichen  Schuldurkunden,  und 
diese  erzeugten  wiederum  eine  eigene  Form  des  Execulivprocesses. 

War  nämlich  die  Verschreibung  geschehen  opar  aucune  lettre 
de  bailliev,  also  gerichtlich,  so  ist  sogar  die  Ladung  und  der  Zah- 
lungsbefehl überflüssig.  Der  Schuldner  wird  mit  gar  keiner  Ein- 
wendung gegen  die  Richtigkeit  der  Urkunde  gehört ,  und  sie  wird 
»ans  delai  exequirt.  Die  einzige  Gegenerklärung  ist  die  Behauptung 
der  geschehenen  Zahlung,  die  Quittung  und  der  respit.  Will  der 
Beklagte  diese  vorschützen  ,  so  muss  er  zunächst  «nanlir  le  niain 
de  le  justice»  die  betreffende  Summe  bei  Gericht  deponiren;  be- 
weisst er  nicht,  so  zahlt  der  genlix  hons  10  S.  Busse,  der  home  de 
poeste  5  Sols,  und  dies  depositum  (Ii  nantissemcnl)  wird  dem  Creditor 
ausgeliefert ;  der  Beweis  wird  durch  Zeugen  geführt ;  wenn  jemand 
zum  zweiten  Mal  einen  solchen  Beweis  vergeblich  versucht,  so  ver- 
fällt der  g.  h.  in  die  Busse  von  60  livres,  der  h.  d.  p.  in  die 
volente  du  segneur.  (a.  6.) 

Dieses  sind  die  Grundsätze  des  Execulivprocesses  im  13. 
Jahrhundert,  deren  römischer  Ursprung  klar  genug  ist.  Der  Stilus 
zeigt  in  Ch.  XIX.  a.  2 — 7 ,  dass  das  obige  Verfahren  keine  we- 
sentliche Aenderung  erfahren  hat;  doch  steht  der  Executivprocess 
hier  schon  als  eigene  Art  neben  dem  gewöhnlichen  Process.  Man 
kann,  sagt  derselbe,  den  Schuldner  entweder  verfolgen  per  viam 
aclionis  personalis,  oder  per  vtam  ejcecutionis ,  letzteres  bei  Schuld- 
Urkunden  ,  die  entweder  sigillo  regio  oder  proprio  sigillo  sigillats 
sunt.  Im  ersten  Fall  ist  die  munitio  manus  curia?  nolhwendig,  und 
es  gelten  nur  drei  Einreden ,  solutionis,  falsilatis  literarum  et  pacli 
de  non  petendo ,  alias  non  (a.  4.)  Im  letzteren  ist  zuerst  eine  La- 
dung ad  recognoscendum  sigillum  suum  nölhig,  und  dann  tritt  so- 


')  a.  26.  —  Hier  ist  die  sog.  Fraude  de  Normandie  trefflich  in  einem  Beispiel 
dargelegt. 

*)  —  «selonc  ce  que  j'ai  entendu  des  tagte  telone  droit»  sagt  B.    Dies  sind 
die  Rccbtslehrer,  von  denen  wir  früher  gesprochen  haben. 
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gleich  die  Verfolgung  per  viam  executionis  ein.  Nur  kann  man 
nie  den  Erben  mit  Executivprocess  belangen.  Es  ergibt  sich  leicht, 
dass  die  weitere  Entwicklung  hier  nicht  so  sehr  in  einer  Aendo- 
rung  des  Verfahrens  ,  als  vielmehr  in  einer  Ausdehnung  des  Ge- 
brauchs der  öffentlichen  Schuldurkunden  besteben  musste;  und  in 
der  Thal  ist  dieses  der  Fall  gewesen. 

Jenes  Recht  der  baillifs  nämlich,  durch  ihr  Siegel  eine  Privat- 
urkunde  zu  authentificiren,  und  den  strengeren  Executivprocess  an 
sie  zu  knüpfen,  ward  natürlich  bald  zur  Quelle  einer  einträglichen 
Sporteierhebung.  Als  man  dies  bemerkte,  bemächtigte  sich  die 
Gesetzgebung  des  Gegenstandes.  Schon  am  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts muss  damit  Missbrauch  getrieben  worden  sein  :  denn  die 
Ord.  v.  23.  März  1302  bestimmt  im  Art.  56,  dass  die  osigilla  Se- 
nescalliorum,  Balliviortim ,  Prsepositurarum  ,  Vicariarum  et  judica- 
turarum  regni  nostri»  nur  «personis  legalibus  ac  etiam  bone  fame  ad 
firmam  seu  custodiam  tradanlur.»  Die  Ord.  vom  20.  April  1309 
(O.  d.  L.  I.  p.  460  ff.),  an  den  Bailli  von  Kouen  gerichtet,  schreibt 
ferner  vor,  dass  die  asceaux  und  ecritures»,  die  Ausfertigung  und 
Besiegelung  der  Urkunden  nicht  «ensemble  a  une  personneo  ver- 
kauft werden,  und  dass  der  Käufer  nur  die  Eroohimens,  nicht  die 
Besorgung  des  sceau  selbst  haben  ,  sondern  dass  diese  «en  la  raain 
d'un  preud'homme»  übergeben  werden  solle,  (a.  8.)  Zugleich  be- 
gannen die  Lehnsherren  in  ihren  Gebieten  solche  sceaux  zu  er- 
richten ;  und  daran  schloss  sich  die  Frage  ,  wer  das  Recht  habe, 
Urkunden  zu  authentificiren.  Hier  ist  der  Grundsatz  Beaum.  (Gh. 
LXVI.  a.  7),  dass  jeder  Sires  ,  qui  tient  en  baronie,  eine  Urkunde 
zur  «tantentique»  machen  könne ,  durchstehend.  Die  Ordonnanzen 
enthalten  ausserdem  noch  eine  Reibe  von  Gesetzen  über  das  droit 
du  sceau,  die  aber  nur  Sportelordnungen  sind,  und  die  wir  dess- 
balb  ubergehen. 

Seine  förmliche  und  letzte  Gestalt  erhielt  aber  dies  Verbältniss 
erst  durch  die  Einrichtung  des  Notariat» ,  dessen  Geschichte  einer 
eigenen  Untersuchung  vor  vielem  anderen  werlh  wäre.  Die  Notarii 
werden  in  der  Ord.  von  1302  a.  37  defmirt  als  anotarii  seu  scrip- 
tores  in  nostris  ofBciis  conslituti»;  sie  heissen  auch  clerici  und 
kommen  bereits  in  der  Ord.  von  1254  ,  die  als  Zusatz  zu  der  grossen 
Ord.  von  1254  erlassen  ward  (O.  d.  L.  I.  76)  vor;  sie  sollen  pro 
patentibus  literis  nicht  über  6  den.  Turonenses ,  und  pro  clausis 
nicht  über  4  nehmen.  Die  Ord.  v.  1302  a.  36  klagt  aber  schon 
über  die  «inordinata  seu  effrenata  multiludo  nolarioruin»  in  «re- 
troactis  temporibus» ,  durch  die  viel  Uebel  und  Kosten  erwachsen 
seien ;  deshalb  wird  allen  Beamteten  ausdrücklich  verboten ,  selbst 
notarios  zu  instituiren.    Diese  Notarii  sind  ohne  Zweifel  diejenigen, 
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welche  die  ecritures  machen  ,  die  dann  vom  Office  da  sceau  (Loy* 
seau  des  Off.  II.  5)  besiegelt  werden.  Der  Mangel  an  Schreibern  und 
die  grosse  Bedeutung  öffentlicher  Urkunden  veranlassten  nun  allmfih- 
lig  alle,  die  überhaupt  Verträge  einzugehen  hatten,  diese  gerichtlich 
von  Notaren  abfassen  und  besiegeln  zu  lassen ;  und  die  Wichtigkeit 
dieses  Standes,  die  daraus  erfolgte,  rief  schon  im  Jahre  1304  die 
ersle  eigentliche  Notariattordoung  hervor,  die  zu  den  bedeutend- 
sten Gesetzen  Philipps  des  Schönen  gehört.  (Juli  1304.  0.  d.  L. 
I.  416— i20.)  Sie  mussten  über  die  Verträge,  die  sie  abfassten, 
jetzt  eigene  Register  halten,  und  durften  diese  nicht  mit  sich  führe«, 
sondern  mussten  sie  dem  Gerichte  übergeben,  wenn  sie  den  Ort 
vcrliessen ;  glaubten  sie ,  dass  ein  Vertrag  betrügerisch  oder  er- 
zwungen war,  so  sollten  sie  ihn  dem  Gericht  anzeigen;  ihre  Na- 
men wurden  aufgezeichnet ,  und  sie  selber  als  Theile  der  Gerichte 
angesehen ,  so  dass  sie  unter  Umstünden  sogar  Zeugenverhöre  vor- 
nehmen konnten.  Man  kann  annehmen ,  dass  von  dieser  Zeit  an 
die  Sitte  allgemein  ward,  alle  irgend  wichtigen  Privatangelegen- 
heiten durch  die  Notare  und  das  sceau  zu  aulhentificiren ,  wodurch 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  der  folgenden  Epocho  sich  erklären. 
Alle  solche  Urkunden  gaben  nun  zum  Exeeutivprocess  AnJass;  und 
auf  diese  Weise  geschah  es,  dass  der  Urkundenbeweis  im  ordent- 
lichen Verfahren  eine  so  untergeordnete  Stellung  einnahm,  indem 
an  seine  Stelle,  wo  es  sich  um  das  Klagfundaroent  selber  handelte, 
der  Exeeutivprocess  als  der  gewöhnliche  eintrat. 

Es  ist  nun  kaum  zu  bezweifeln,  dass  das  bei  Bea um.  beschrie- 
bene Verfahren  das  ganz  allgemeine  in  dieser  Zeit  geblieben  ist. 
Die  folgenden  Quellen  zeigen  deutlich,  dass  man  über  die  Haupt- 
form einig  war,  und  hur  Nebcnpiinkte  weiter  entwickelte.  Die 
QxuB$t.  Joh.  GaUi  Q.  k  deutet  an ,  dass  der  Innehaber  solcher  Ur- 
kunde die  Wahl  hatte ,  ob  er  wolle  aprocedere  via  actiouts»  oder 
«via  executionis.»  Das  erstere  war  vorzuziehen,  wenn  jener  por- 
tator  literarum  (porteur  de  Lettrcs ,  bei  Bouteiller  f.  172  b.)  die 
Urkunde  durch  Cestion  oder  sonstige  Succession  erworben  hatte; 
denn  alsdann  brauchte  der  Schuldner  die  Summe  nicht  sogleich 
gerichtlich  zu  deponiren  (non  est  manus  munienda) ;  war  er  aber 
«adjectus  solutioai» ,  so  konnte  er  per  viara  executionis  auftreten. 
Bei  Bouteiller  (f.  171  a.  ff.)  wird,  wahrscheinlich  aus  dem  obigen 
Grunde  ,  auf  die  Form  des  Verfahrens  nicht  weiter  eingegangen. 
Er  begnügt  sich  mit  der  Bemerkung,  dass  jede  «lettre  scellee  du 
sce4  rnyal»  sogleich  Execution  zur  Folge  habe.  Bei  etwaigen  Ein- 
wendungen mus*  der  Debitor  zuerst  die  Deposition  «garnir  la  main 
de  justice»  vornehmen,  und  zwar  d'argent  ou  d'or  raonnoje.  Dann 
wird  ihm  jour  assigne  snr  son  Opposition ,  comme  ü  apparliendra 
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par  raison  pour  sur  ce  proceder.  Es  ist  Dicht  zu  entscheiden ,  ob 
dieses  eine  besondere  Procedur  andeutet.  Weitläufliger  ist  er  Ober 
das,  was  zu  seiner  Zeit  fraglich  seiu  konnte:  unter  welchen  Be- 
dingungen eine  lettre  diese  Kraft  habe.  Zu  dem  Ende  muss  eine 
solche  Urkunde  saine  et  enliere  sein ,  und  contenir  la  cause  pour- 
quoy  elles  sonl  faites  et  aecordees,  —  la  sorame  du  contract  und 
das  liberal  consentement  des  parties.  Diese  Steile  Uber  dascoftienft- 
ment  ist,  so  viel  wir  sehen,  der  einzige  Beweis  für  das  Dasein  der 
Executivclausel;  und  da  desselben  früher  nicht  erwähnt  wird,  so 
ist  wohl  anzunehmen ,  dass  jene  Clausel  erst  im  14.  Jahrhundert 
entstanden  ist.  In  jedem  Falle  ist  nicht  viel  Gewicht  darauf  zu 
legen,  da  die  executorische  Kraft  nicht  auf  ihr,  sondern  auf  der 
Authenlifieirung  durch  das  Siegel  des  Amts  beruhte.  Ausserdem 
soll  sie  nichts  Unmögliches  enthalten  und  nichts,  was  gegen  das 
öffentliche  Recht  geht.  —  Man  sieht,  dass  hier  die  Grundlagen 
Beaum.  nicht  geändert  sind;  jene  Principien  aber,  bis  dahin  noch 
in  der  blossen  Praxis  eingeführt,  wurden  allmählig  zu  allgemein 
geltendem  Recht.  Nur  muss  man  auch  hier  keine  scharfe  Grenze 
in  der  Zeit'  fordern  wollen. 

An  jenen  Grundsatz  nun,  dass  der  Staat  durch  seine  Beamtelen 
berechtigt  sei,  eine  Privaturkunde  zu  aulhentificiren ,  schloss  sich 
dem  Geist  der  Zeit  gemäss  die  zweite  ,  dass  er  auch  die  Vollziehung 
derselben  eigenen  Organen  übergeben  könne.  Es  wiederholt  sich 
daher  hier,  was  schon  in  der  Complaincte  bemerkt  ward.  Man 
fing  an,  Leltres  royaux  von  der  Chancellerie  zu  erwirken,  durch 
welche  einem  königlichen  Sergent  aufgetragen  ward ,  das  Verfahren 
auf  eine  solche  authentische  Schuldurkunde  einzuleiten,  und  sie 
zur  Execution  zu  bringen.  Jene  Lettres,  die  auf  diese  Weise  den 
Sergent  zum  Richter  coromitlirlen ,  hiessen  lettre*  de  debitU.  Wir 
finden  eine  Formel  derselben  im  Stile  de  la  Chane,  fol.  V.  In  ihnen 
wird  dem  «premier  buissier  de  noslre  Parlemeut  ou  nostre  sergent 
sur  ce  requiso  geboten,  dass  derselbe  otoutes  les  debtes  bonnes  et 
loyalles  cogoeues  ou  prouves  suffisamraenl  par  lettres,  tesmoings, 
instrumens,  confession  de  partie  ou  autres  loyaux  enseignements» 
—  «t antost  et  «ans  delavw  der  Partei  oa  soo  certain  commanderoent» 
auszahlen  lassen  soll  mit  allen  Executivmilteln  aprise,  levee,  ven- 
due  et  exploictalion  de  leurs  biens,  meuhles  et  heritages,  detention, 
arresi  et  emprisonnemenl  de  leur  corps ,  se  mestier  est»  (wenn  es 
nötbig  ist).  Geschieht  Opposition ,  so  wird  zuerst  hinreichende 
Bürgschaft  gestellt,  zuerst  für  die  in  den  königlichen  Documenten 
.enthaltenen  Summen;  dann  tritt  ein  kurzes  Verfahren  ein;  der 
Sergent  ladet  die  Betbeiliglen  vor  ihr  corapetentes  Gericht,  com- 
municirt  demselben  die  lettre  de  debitis,  und  sollen  sie  angehalten 
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sein ,  «que  aux  parties  ouyes  facent  bon  et  brief  droit.»  Doch  soll 
der  Sergent  selber  keine  cognoissance  de  cause  haben.  Es  lässt 
sich  hieraus  schliessen,  dass  es,  wie  bei  dem  Besitzprocess  nur 
auf  die  Gegenpartei  ankam  ,  auch  diesen  Process  in  die  Lange  zu 
ziehen;  da  bei  wirklichen  Oppositionen  die  Sache  doch  an  das 
Gericht  kam,  und,  wie  es  scheint,  im  ordentlichen  Process  weiter 
verhandelt  ward.  Dabei  ward  im  1fr.  Jahrhundert  das  Wesen  des 
Executivprocesses  fast  ganz  vernichtet  und  die  Form  desselben 
in  der  folgenden  Epoche  vorbereitet. 

III.   Der  eigentlich  summarische  Procesi. 

Es  ist  wohl  kaum  zu  bezweifeln,  dass  der  eigentlich  summa- 
rische Process  aus  dem  canonischen  Princip,  dass  die  kleinen 
Sachen  sine  figura  et  strepitu  judicii  vorgebracht  und  entschieden 
werden  sollen,  entstanden  isl.  Denn  schon  Beaum.  verrüth  den 
Ursprung:  «Ce  n'est  pas  bons,  ne  selonc  Dieu  ,  que  lors  ples  et 
grans  eoz  (couts,  frais,  Rosten)  soient  mis  en  pelites  quereles.»1) 
Das  BeiHirfniss  aber,  die  Sachen  von  geringerer  Bedeutung  einem 
kurzen  Process  zu  unterwerfen ,  findet  seine  erste  Erfüllung  in  den 
Et.  d.  St.  L.  Das  Ch.  I.  ist  wesentlich  nichts  als  eine  summarische 
Processordnung.  Sie  gilt  offenbar  für  die  Prevotalsachen  des  ei- 
gentlichen Königreichs,  und  ich  kann  nicht  umhin,  die  Meinung 
auszusprechen ,  dass  diesem  Chap.  I  eine  besondere,  uns  verloren 
gegangene  Ord.  zum  Grunde  liegt,  wie  dies  im  Ch.  II  ff.  ganz  ge- 
wiss ist.  Der  Inhalt  jener  Processordnung  ist  klar  und  bestimmt. 
Nach  geschehenem  Antrag  ladet  der  Prevot  die  Parteien  ;  im  Ter- 
min trägt  der  Kläger ,  dann  der  Beklagte  vor  ,  und  zwar  «a  cel 
jour  meismes ,  se  ce  est  de  son  faxet.»  Ist  es  d'autruy  fei,  so  wird 
ein  zweiler  jour  anberaumt.  Gesteht  der  Beklagte ,  so  exequirt  der 
Prevot  sogleich  —  Ii  Prevosl  fera  enteriner  ce  qui  sera  connue  (rendre 
enlier,  integer,  (vollziehen).  Läugnet  der  Beklagte  einfach,  so 
schworen  beide,  der  Kläger  «que  il  croil  avoir  droite  quereleo,  der 
Beklagte  «que  il  croil  avoir  bone  reson  de  soi  delTendre.»  Dann 
führt  der  letzlere  seine  Zeugen  auf;  in  ihrer  Gegenwart  fragt  der 
Prevost  den  Kläger,  ob  er  Einwendungen  gegen  ihre  Person  habe; 
hat  er  sie,  so  wird  ihm  Terrain  beraumt ,  diese  Einwendungen  zu 
beweisen.  Dann  schwören  die  Zeugen  ihren  Eid,  der  Prevot  ver- 
hört sie  sccreeroenl,  und  veröffentlicht  ihre  Aussagen;  darauf  kann 
der  Kläger  gegen  ihre  Aussagen  (les  dis  des  tesmoings)  seine  Er- 
klärung machen  (die  raisons  de  droit) ,  auch  einmal  Zeugen  gegen 
diese  Zeugen  stellen,  aber  nicht  öfter.    Endlich  gibt  der  Prevost 

«)  B.  Ch.  YII.  a.  17. 


Digitized  by  Google 


Strafvbrfahhkn. 


573 


sein  Urtheil  selonc  les  erreraens,  und  von  diesem  Urlheil  gilt  keine 
Appellation.  In  diesem  Process  ist  schon  gleichsam  im  Keime  das 
ganze  Verfahren  des  folgenden  Jahrhunderts  enthalten;  nur  ist  es 
kurz  und  die  Fristen  sind  beschränkt.  —  Weit  ungenauer  istBeaum. 
Er  sagt  a.  a.  0.  nur,  er  habe  «us£  el  tans  de  nostre  baillie»,  wenn 
in  kleinen  Dingen  die  klagende  Partei  sich  zum  Schwur  erboten, 
entweder  für  die  Wahrheit  seiner  eigenen  oder  die  Unwahrheit 
der  gegnerischen  Behauptung,  der  Beklagte  «conlraint  ä  penre  le- 
quel  Ii  piaist  miex.»  —  Dies  ist  offenbare,  wenn  auch  wohlgemeinte 
Beamten  willkühl-,  Uebrigens  finden  sich  aber  von  einem  summa- 
rischen Verfahren  keine  weiteren  Spuren.  Vielleicht  dass  sie  nur 
nicht  aufgezeichnet  sind,  weil  unsere  Quellen  sich  Oberhaupt  um 
die  niederen  Gerichte  nicht  bekömmern.  Das  scheint  wahrschein- 
licher; doch  liisst  sich  schwerlich  Bestimmteres  ermitteln. 

■ 

D.  Strafverfahren. 

Es  wird  nun  wohl  überflüssig  sein,  hier  genauer  nachzuweisen, 
wie  die  Entwicklung  des  neuen  Strafverfahrens  im  Allgemeinen  mit 
der  des  Königthums  ihrem  Wesen  nach  zusammenhängt.  Dagegen 
ist  allerdings  auf  ein  anderes  aufmerksam  zu  machen. 

Weil  nämlich  in  der  späteren  Zeit  das  Strafverfahren  ein  ganz 
eigentümlicher  Organismus  ist ,  so  glaubt  man  leicht  und  gewöhn- 
lich ,  dass  dasselbe  auch  einen  vom  Civilverfahren  wesentlich  ver- 
schiedenen Anfangspunkt  habe ,  und  desshalb  sich  gleichsam  als 
ein  ausserhalb  desselben  Stehendes  behandeln  lasse.  Dem  ist  in- 
dessen nicht  so.  Der  ganze  Slrafprocess  ist  in  seinem  Anfange  nur 
der  allgemeine  Process,  der  in  einzelnen,  allerdings  beständig  an 
Bedeutung  wachsenden  Punkten  sich  von  dem  Civtlprocess  scheidet. 
Er  setzt  daher  die  Kenntniss  des  letzteren  voraus,  und  erst  lang- 
sam entwickelt  sich  aus  der  Gemeinschaftlichkeit  des  Verfahrens 
ein  eigentümliches  für  die  Verbrechen.  Dieses  Ablösen  des  Straf- 
processes  vom  Civilprocess  ist  die  eigentliche  Geschichte  des  er- 
s leren  in  dieser  Epoche;  sie  endet  mit  der  inneren  Trennung  und 
der  Selbstständigkeit  der  beiden  Principien  des  Verfahrens,  und  die 
folgende  Epoche  hat  auch  hier  im  Wesentlichen  nur  gesetzlich  und 
praktisch  vollzogen ,  was  die  vorliegende  vorbereitet  hat.  —  Von  die- 
sem Gesichtspunkt  ist  die  folgende  Darstellung  zu  betrachten.  Wir 
scheiden  die  Geschichte  des  Inquisilionsprincips  von  der  des  In- 
quisitionsverfahrens ,  damit  der  Gang  der  Dinge,  in  der  Wirklich- 
keit freilich  beides  zugleich  enthaltend,  an  der  Trennung  seines 
eigentlichen  Inhalts  desto  klarer  werde. 
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A)  Der  Sieg  der  Inquisitionsmaxime  über  das  Anklageverfahren 

des  alten  Rechts, 

Im  Anfange,  und  wohl  in  der  ganzen  ersten  Hälfte  des  13. 
Jahrhunderts  herrschte  noch  im  eigentlichen  Frankreich  das  An- 
klageverfahren des  allen  Rechts.  Seine  Grundlage  war  der  Salz, 
dass  nur  der  Einzelne  die  verbrecherische  Verletzung  seiner  eige- 
nen Unverletzlichkeit  zu  rächen  habe,  und  dass  die  staatliche  Ge- 
walt nur  den,  der  des  Schutze*  verlange,  schützen  müsse.  Die 
Verfolgung  und  Bestrafung  der  Verbrechen  war  darnach  von  der 
Willkühr  und  den  Verhältnissen  des  Einzelnen  abhängig  und  ein 
Zufälliges.  Wie  dieses  dem  Wesen  des  organischen  Staates  wider- 
spricht, der  selber  seinem  Begriffe  nach  die  absolute  Sicherheit 
des  Rechts  des  Einzelneu  ist,  braucht  nicht  erörtert  zu  werden. 
Es  lag  aber  darnach  in  der  Natur  der  Sache ,  dass  mit  dem  neuen 
Beamlenthum  über  das  Verbällniss  der  Verbrecher  sich  notwen- 
dig das  ganz  neue  Princip  Bahn  brechen  niussle,  dass  die  Beam- 
teten als  solche  zur  Verfolgung  der  Verbrochen  berechtigt  und 
verpflichtet  seien.  Das  Auftauchen  dieses  Bewußtseins  ist  der 
Anfangspunkt  der  Geschichte  der  Inquisitionsmaxime;  denn  der 
inquisitorische  Process  selber  ist  nur  die  Form,  in  weloher  jenes 
verwirklicht  wird. 

Ganz  entschieden  beginnt  jenes  Princip  schon  im  13.  Jahr- 
hundert unter  dem  Beamtenstande  allgemein  zu  werden.  Schon 
die  Etabl.  d.  St.  L.  erklären  bestimmt,  «il  appartient  d  du 
prcvoat  et  de  tonte  loyale  jtutice;  die  Provinzen  von  üebelthätern 
zu  «reinigen»  (nelloyer),  und  sie  zu  bestrafen,  damit  die  anderen 
nicht  apreuguent  exaraple  de  leur  mal  fereo,  sondern  es  unterlassen 
pour  la  peur  de  la  peine.»  ')  In  gleicher  Weise  sagt  Beaum.,  der 
Beamtete  solle  acourre  au  devant  des  ineffes  et  justicier  selonc  le 
meffel.»2)  Allein  noch  bestand  das  alle  Anklageverfahren  mit  seinem 
Recht;  und  so  fragte  es  sich,  wie  denn  jene  Pflicht  der  Beamteten 
vollzöge u  werden  könne. 

Hier  nun  hat  die  Entwicklung  des  Inquisitionsprocesses  threa 
Anknüpfungspunkt,  und  man  kann  von  da  an  zwei  Tendenzen  der^ 
selben  hinstellen,  die  selbstständigen  Verlauf  haben,  aber  zu  ge- 
meinsamem Ziele  führen.  Zuerst  bildeten  nämlich  die  Beamteten 
ein  eigenes  Verfahren  neben  dem  Anklageverfahren  aus ;  dann  aber 
vernichteten  sie  das  letztere  selber,  und  nahmen  seine  Reste  in  den 
'öffentlichen  Anklag eproceu  auf,  der  der  Sache  nach  schon  im  15. 
Jahrhundert  das  gemeine  französische  Strafverfahren  geworden  ist. 

«)  Bt.  II.  16. 

')  Beatuxu  Ch.  I.  35. 
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Was  nun  zuerst  die  Entwicklung  des  eignen  neuen  Verfahrens 
betrifft,  so  knüpfte  sich  diese  auf  der  einen  Seite  an  das  alte  Recht, 
auf  der  anderen  an  den  kanonischen  Process.  —  Schon  im  alten 
Recht  nämlich  gab  es  Einen  Fall,  in  welchem  der  Richter  ohne 
eigentlichen  Ankläger  urtbeilen  durfte,  der  Fall  der  handhaften 
That  nach  geschehenem  tierufe  (Cri  de  baro,  clameur.)  Aus  dem 
Volksleben  unmittelbar  entwickelt,  hatte  dieser  Begriff  natürlich 
keine  festen  Grenzen.  Es  kam  daher  nur  darauf  an,  die  hand- 
bafte  Tbat  etwas  weiter  auszudehnen,  um  dem  neuen  Kicbterslande 
grössere  Befugniss  zu  geben.  Dies  geschab  4urch  die  Aufnahme 
der  Begriffe  von  Notorietät  und  von  dem  öffentlichen  Verdacht  gegen 
einzelne  Personen.  Dass  der  Richter,  der  bei  dem  Gerufe  rich- 
tete, auch  bei  wirklicher  Notorietät  richten  dürfe,  lag  so  nahe, 
dass  dieser  Satz  schon  bei  Beaumanoir  als*  Pflicht  des  Beamteten 
ohne  weiteres  hingestellt  wird;  Und  wie  bei  der  band  haften  That 
wird  nun  auch  bei  Notorietät  demselben  das  Recht  zuerkannt  so- 
gar bis  zur  Todesstrafe  zu  erkennen«1)  Ja  Beaum.  geht  noch  wei- 
ter; ist  ein  solcher  Fall  entweder  durch  wirkliches  Gerüfe  oder 
durch  Notorietät  ein  handliafter,  so  darf  der  Richter,  wenn  es 
nülhig  wird  dass  die  justice  doit  ettre  hatte  nicht  die  vierteljähr- 
lichen Assises  abwarten,  sondern  muss  ein  Gericht  bilden  «de  frois 
jugeurs  ou  quatre,  ou  plus,  s'il  Ii  plest,  Ii  quel  soient  sans  sons- 
pecono3)  mit  denen  er  die  Sache  aburtbeilt.  In  diesem  Gerichte 
herrschte  natürlich  der  Beamtete  und  mit  ibm  der  neue  Process. 
So  gewann  dieser  zuerst  die  Stelle  des  alten  Rechts  der  handhaften 
That.  Leicht  aber  ward  das  obige  weiter  ausgedehnt.  Auch  dann 
darf  der  Beamtete  einschreiten  gegen  Verdächtige  asi  mabotoe  re+ 
nommie  labore  contre  eus;»  bei  solchem  öffentlichen  Verdacht  sandte 
der  Beamtete  seine  sergenU  hin,  Hess  die  betheiligte  Person  er- 
greifen und  sie  in  das  Untersuchungsgefängnis*  bringen,  selonc  le 
cas  porquoi  il  est  pris;')  denn  für  schwereres  Verbreeben  ziemt 
sieh  bärleres  Geftngntss.  Selbst  derPrevot  und  sogar  der  sergent 
kann  den  Verdächtigen  vorläufig  festnehmen,  nur  muss  er  dies  so- 
gleich dem  Bailli  anzeigen,  der  darauf  weiter  verfährt,  entweder 
durch  enquele  oder  durch  Anklage,  (s.  unten.)  —  In  allen  diesen 
Fällen  aber  mussten  noch  immer  bestimmte  Indicien  vorliegen,  da- 
mit das  amtliche  Verfahren  beginnen  konnte.4)   Die  Gefahr  der 


<)  Beaum.  Ch.  I.  35. 
»)  Ib.  36. 
*)  A.  a.  0. 

*)  Einen  solchen  beiläufig  erzählten  Fall  enthält  Beaum.  LXIII.  7.  Eine 
Frau  «fust  accusöo  d'un  bailli  qu'ele  Ii  deist  (dUt,  devalt  lui  dire)  qu'ele 
avait  fait  <T«m  tien  enfant.    Gar  il  estoit  aperte  com,  qu'ele  avalt  öste 
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Privatankla^o  gab  aber  nun  auch  im  Norden  einem  Institute  Raum» 
das  die  Ketzerprocesse  im  Süden  erzeugt  hatte,  der  «Dtnonciation.» 
Wer  nämlich  selbst  nicht  klagen  will,  «il  pot  denoncier  au  juge  que 
eis  meffes  ä  este  fes  a  la  veue  et  a  le  seue  de  tant  de  bons  gens, 
qti'il  ne  post  estre  celes.»1)  Die  Denunciation  scbliesst  sich  daher 
au  den  Begriff  der  malvese  renoraraee;  allein  sie  ward  bei  weitem 
wichtiger.  Denn  da  sie  gleich  Anfangs  nicht  bios  die  Person,  son- 
dern auch  die  Indicien  enthielt,  so  gewinnt  bei  ihr  der  Richter 
das  Recht,  das  ganze  Untersuchung« verfahren  in  Anwendung  tu 
bringen  und  zwar  «tout  toit  es  que  le  partie  ne  te  voilU  pat 
meltre  en  enqueio.o  Diese  Denonciation  ist  daher  der  eigentliche 
Anfangspunkt  des  Untersuchungsprocesses ;  denn  bei  den  mefles 
notoires  so  wie  bei  der  Commune  renommee  wird  noch  immer 
dio  Partei  gefragt,  ob  sie  sich  der  Enquete  unterwerfen  wolle 
oder  nicht;  hier  aber  ist  zuerst  die  Enquete  das  nothwendige 
Verfahren  geworden  und  buchst  wahrscheinlich  ist  die  elective 
Concurrenz  von  Enquete  und  Anklage  grade  von  dieser  De- 
nunciation aus  aufgehoben  worden.  —  Natürlich  ward  die  De- 
nunciation bald  allgemein,  zu  allgemein  sogar  für  die  Öffentliche 
Sicherheit.  Schon  die  Ord.  von  1303 2)  schreibt  daher  vor,  dass 
jeder  denonciator  seinen  Namen  angeben  und  vom  Gericht  bestraft 
werden  solle,  ogi  reperiatur  calumniators;  eine  zweite  Ord.  vom 
Januar  1303 a)  bestimmt,  dass  derselbe  den  Denunciirten  zu  ent- 
schädigen habe,  wenn  nicht  wohlgegründeler  Verdacht  oder  wenig- 
stens Ein  Zeuge  vorläge.  Beide  Ordonnanzen  gelten  freilich  noch 
für  den  Süden;  dennoch  ist  es  auch  ohne  Beaumanoirs  Angaben 
unzweifelhaft,  dass  factisch  das  neue  Verfahren  mit  der  Enquete 
schon  im  Norden  zur  Ausführung  kam.  Wir  besitzen  ein  Lied 
eines  Ritters  aus  dem  13.  Jahrhundert,  das  den  Verlust  des  alten 
Rechts  und  das  Eindringen  des  neuen  beklagt,  und  das  aus  der 
Milte  jener  Verhältnisse  gegriffen,  für  unsern  Gegenstand  wirk- 
lichen Quellenwerth  hat.4)    Der  Kampf  der  Edlen  gegen  das  neue 


grosse  et  qu'ele  avail  este*  oye  trarailter  (kreisen)  et  ne  savait  on  que  Ii 

enfans  fast  devenu.»   Darauf  folgt  die  Untersuchung. 
>)  Beaum.  LX1.  a.  2. 
3)  O.  d.  L.  I.  399.  a.  7.    Für  Toulouse. 

*)  Ib.  p.  396.  a.  12.   Für  die  städtische  Gerichtsbarkeit  daselbst. 
*)  Leroux  de  Lincy.   Recueil  des  cbants  hist.  de  Fr.  du  XII— XYIII  slecle. 
T.  I.  1840.  Chanson  XIII. 

«Gens  de  France,  muH  estes  ebahis , ') 

Je  dis  a  lous  ceux,  qui  sont  net  de  fieft, 

Si  m'alt  Dez  ,*)  frane  ettee  voue  met  mie  ,*) 

t)  etcin«».  —    2)  si  m'aide  Dieu.  —  3)  Frei*  sdd  ikr  Jetst  alcht  Mar.  - 
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Princip  gelang  an  einigen  Orten;  noch  zu  Bouteillers  Zeit  brauchte 
sieb  kein  Edler  im  Arlois  und  in  plusicurs  lieux  der  Enquete  zu 
unterwerfen  (foi.  62  b.);  in  anderen  Gebieten  dagegen  ward  die 
Uole*rsucliung$raaxime  anerkannt  wie  in  Burgund  nach  der  Charte 
von  1315.1)  Sie  bestimmt  (a.  21.)  dass  die  Amtleute  nur  die  de- 
nunciationes  annehmen  solle,  die  sie  probabililer  et  rationabiliter 
viderint  admiltendas,  dass  ferner  jeder  Denunciant  Caulion  leisten 
und  den  Calumnieneid  schwören  solle;  dass  aber  endlich,  wenn 
dies  nicht  geschehe  avia  proeedendi  per  inquititionem  nobis  et  ofiTi- 
ciariis  sil  salva.o  Ein  gleiches  bestimmt  die  Ord.  von  1319  für  die 
Auvergne.2)  Aber  höchst  wahrscheinlich  ist  die  Inquisitionsmaxime 
im  3.  und  k.  Jabrzehend  im  ganzen  Norden  allgemein  geworden. 
Denn  die  Ord.  von  1338  bestimmt  ohne  Beschränkung  auf  einen 
einzelnen  Landeslheil ,  dass  jeder  Denunciator  Caution  leisten  solle; 
das  jur.  cal.  war  ohnehin  schon  notbwendig.3)  Von  da  an  ist  der 
Sieg  des  neuen  Processes  über  den  alten  entschieden. 

Dennoch  ist,  wie  das  auch  schon  das  obige  zeigt,  das  alte 
Verfahren  nirgends  aufgehoben.  Es  besteht  daher  fort  neben  dem 
neuen,  auch  für  andre  als  die  Adlichen;  aber  es  wird  schon  in 
dieser  Epoche  von  ihm  fast  gänzlich  vernichtet.  Denn  nicht  allein 
der  Beweis  durch  Gages  de  bataille  ging  allroählig  unter,  sondern 
das  Anklagerecht  als  solches  ward  in  hohem  Grade  gefahrlich  durch 
den  Grundsatz,  dass  jeder  Ankläger,  der  seine  Klage  nicht  bewies, 
die  Strafe  erdulden  musste,  die  sein  Gegner  hätte  leiden  müssen. 
Wer  daher  klagt,  dem  eröffnet  der  Richter:  «se  tu  veux  apeler — 
tu  sera  ois,  raes  il  convient  que  tu  te  lies  a  tel  peine  souffrir,  comme 
ton  adversaire  soufriroit,  se  il  eslait  atains»;  dann  kann  der  Klä- 

Mult  rous  a  Ten  de  Franchise  esloigniez, 
Car  vou»  esles'pcir  enquete  jugiet 
Quant  defense ')  ne  vom  puet  faire  aYe  *) 
Trop  estes  cruelment  engigniez*) 

A  touz  pri. 
Douce  France  1  n'apiant  *)  Ten  plus  enni ; 
Ancoi»  ait  non  !c  pais  aus  sougiez'J  «> 
Unc  terre  aeuvertie*) 
La  raigne7)  as  desconseilliezS) 
Qui  en  maint  cas  sont  forciez.»9) 

»)  Ib.  p.  571. 
*)  Ib.  p.  686. 
»)  O.  d.  L.  II.  p.  ISO. 


1)  Diese  defense  Ist  die  gage  de  bataille.  -   2)  fere  He  -  tider.  -  3)  Betrogen, 
hintergingen.  --   *)  n'appelle-t-on.  —   5)  ait  noa-nom  —  es  heisse  das  Laad  der 
Unterworfenen.  —  6)  lache,  verworfen.  -   7)  le  regne  des.  —  8)  Die  Schlecht- 
berathenen.  —   9)  Denen  Gewalt  aagethan  wird. 
Vfaraaonig  n.  Stein,  frans.  Staat*-  aad  EeenUgeach.  Bd.  III.  37 
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ger  Doch  immer  sans  peine  et  sans  peril  zurücktreten;1)  geschieht 
dies,  so  haben  die  Richter  gewiss  eine  solche  Klage  als  Denonciatioo 
angesehen  und  inforraatio  und  inquesta  begonnen.  Dieser  Satz 
hängt  entschieden  mit  der  Einführung  des  Zeugenbeweises  an  der 
Stelle  der  Gages  zusammen;  er  ist  nur  die  Anwendung  des  Rechts 
der  letzteren  auf  das  neue  Verfahren.  Natürlich  ward  unter  sol- 
chen Verhältnissen  die  Klage  sellener,  so  dass  man  sie  als  £r- 
gänzung  der  Inquisition  stehen  liess,  wahrend  bis  dahin  die  letz- 
tern nur  die  Ergänzung  der  Privalklage  gewesen. 

Weiter ,  als  bis  zu  diesem  neben  einander  Stehen  der  bei- 
den Processarten ,  hat  es  diese  Periode  äusserlich  nicht  gebracht, 
wenn  auch  der  Inquisitionsprocess  entschieden  das  Gewöhnliche 
gewesen  sein  wird.  Dies  zeigt  sich  bei  Bout riller,  dessen  Darstel- 
lung den  Zustand  am  Ende  des  H.  Jahrhunderts  enthält.  Nach 
ihm3}  gibt  es  vier  Arten,  die  Verbrechen  zu  verfolgen:  par  denon- 
ciatioo, par  pressent  mefTait,  par  partie  formte  {Privatanklage,  s. 
unten)  und  par  commune  renommee.  Hier  ist  nichts  Neues  geger 
ben ;  nur  das  Alte  in  theoretischer  Form.  Da  aber  auch  jetzt  noch 
ausdrücklich  das  obige  Recht  der  Privatanklage  anerkannt  wird,9) 
so  folgt,  dass  sie  zwar  vorhanden,  aber  gewiss  selten  geworden 
ist,  und  höchst  wahrscheinlich  in  demselben  Verhältniss  steht,  wie 
die  Gages  de  balaille  in  dieser  Zeit. 

Das  15.  Jahrhundert  ist  nun  die  Epoche,  in  der  sich  diese 
Elemente  zu  dem  eigentlich  öffentlichen  Anklageverfahren  zusam- 
men zufassen  beginnen.  Und  hier  treten  die  Procureurs  du  Roi 
mit  ihrer  ganzen  Thäligkeit  auf.  Es  lässt  sich  im  Allgemeinen  das 
Verhältniss  derselben  im  14.  und  15.  Jahrhundert  dahin  bestimmen, 
dass  sie  im  ersten  als  subsidiäres  Element  gelten,  im  zweiten  auch 
die  wirkliche  Privatanklage  sich  unterordnen  und  dadurch  dieselbe 
endlich  zu  dem  raachen,  was  in  der  folgenden  Epoche  die  pari»« 
civile  heisst.  Wir  verweisen  hierbei  auf  das ,  was  schon  oben  von 
den  Procuratores  gesagt  worden  ist.  Die  Darstellung  des  eigent- 
lichen Strafverfahrens  nach  dem  neuen  Princip  wird  ihr  Verhält- 
niss noch  deutlicher  machen. 

B.    Dat  eigentliche  Strafverfahren  de*  neuen  Rechtt. 

Es  ist  schon  von  Biener4)  richtig  bemerkt,  dass  der  neue  Straf- 
process  nach  dem  Muster  des  kanonischen  sich  in  informatio  und 


•)  O.  v.  1260  a.  2.   Elabl.  I.  3.   Beaum.  Ch.  LXI.  t.  2. 
*J  Bout.  f.  80  b.  ff. 
*)  Bout.  f.  61  a. 

4)  Gesch.  d.  Inq.  Proc.  p.  200  ff. 
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inquesta  geschieden  habe.  Jene  ist  die  Generaluntersuchung,  diese 
die  Specialuntersuchung.  An  die  letzte  schliesst  sich  der  Beweis, 
von  dem  Biener  nicht  redet.  Faustin-Helic  hat  in  seiner  Hist.  de 
1.  Pr.  er. ')  gar  nicht  den  eigentlichen  Gang  des  Processes,  son- 
dern nur  den  allgemeinen  Characler  desselben  und  seiner  Geschichte 
dargelegt,  wesshalb  wir  ihn  nicht  viel  benutzen  können. 

In  Beziehung  auf  die  Quellen  ist  zu  bemerken,  dass  Bouleiller 
ganz  denselben  Inhalt  bat,  den  schon  Beaura.  gibt.  Nur  ist  der 
erstere  ausfuhrlicher  und  gibt  Gelegenheil  die  Anwendung,  welche 
die  Ausbildung  des  Verfahrens  Oberhaupt  im  Ii.  Jahrhundert  auf 
den  Strafprocess  im  Besonderen  gefunden  hat,  nachzuweisen.  Wir 
werden  zum  Schlüsse  dieses  Verhältnis»  an  einem  Beispiele  klar 
zu  machen  suchen. 

Der  Process  beginnt  mit  der  Information  Sie  geht  schon  im 
13.  Jahrhunderl  aus  entweder  vom  Richter  telbst  oder  auf  Veran- 
lassung einer  Denunciation.  Im  14.  Jahrhundert  traten  die  Pro- 
cureurs du  Roi  auf  als  die  hauptsächlichsten  Organe,  die  den  Rich- 
ter zur  Inforraatio  veranlassen.  Dazu  kommen  noch  einzelne  Com- 
missorien,  die  auch  später  üblich  bleiben.3)  Sie  selbst  ist  nur 
Vorbereitung,  ganz  in  der  heuligen  Weise.  Nur  konnte,  wenn  der 
Verdacht  sehr  dringend  war,  sogleich  die  Captur  verfügt  werden, 
wie  sich  das  aus  den  obigen  Cit.  bei  Beaum.  ergibt;  die  Ord.  von 
1319  Tür  Perigord  und  Quercy3)  schreibt  ausdrücklich  vor,  dass 
dieselbe  bei  wohlberüchtigten  Personen  nur  nach  der  Information, 
oder  fama  publica  referente  geschehen  soll.  Die  Information  selbst 
geschah  heimlich  wie  jedes  Zeugenverhör.  War  sie  vollendet,  so 
ward  der  Verdächtige  geladen.  Diese  Ladung  lautet  auf  persönliches 
Stellen  vor  Gericht  und  heisst  daher  das  ajoumement  personel.  Ich 
finde  diesen  Ausdruck  zuerst  im  Stile  de  la  Chancellerie  ;  *)  darnach 
konnte  der  Belheiligte  Lettres  erhalten,  die  ihm  statt  des  persön- 
lichen Erscheinens  die  Verteidigung  durch  einen  Procureur  er- 
laubten. Bei  geringeren  Verbrechen  konnte  der  Beklagte  gegen 
Caulion  die  Freiheit  behalten;  die  Ord.  von  1344  erlaubt  auch  eine 
defensio  pro  avertendo  carcere.  —  Stellte  sich  der  Geladene  nicht, 
so  ward  er  ajourne  en  pleine  eglise  par  dimanche  ou  par  jour  so- 
lennel,  dreimal,  und  zum  viertenmal  vergeblich  geladen,  ward  er 
verbannt  wie  im  alten  Recht; 5)  der  König  aber  konnte  einen  rappel 


<)  8.  78  bis  8i. 

*)  Vgl.  Biener  p.  200.    Ord.  von  1344.    Stil,  de  l.  Ch.  f.  120. 

*)  Dazu  die  Ord.  von  1338  und  Biener  a.  a.  O. 

4)  f.  125. 

«)  Bout.  f.  6  a. 

37* 
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de  ban  erlassen.1)  —  Stellte  sich  der  Geladene,  so  fragt  er  zu- 
nächst wer  sein  Ankläger  ist  und  wftshalb  er  verklagt  wird.2)  Dieses 
wird  ihm  eröffnet  und  die  facta  per  informationem  reperta  ihm 
vorgelegt.3)  Alsdann  trat  zuerst  die  Frage  nach  der  Corapetenz 
ein;  der  Beklagte  konnte  jede  Einlassung  weigern,  bis  er  vor  sei- 
nem wirklichen  Richter  stand.4)  Vor  diesem  begann  dann  das 
weitere  Verfahren.  —  Einer  besondern  Art  des  Vorverfahrens  er- 
wähnt Bouteiller.  War  jemand  eines  Verbrechens  verdächtigt,  so 
konnte  er  sich  omettre  a  loy  et  a  purge.n  Er  stellte  sich  dabei 
freiwillig  dem  Gericht  als  Gefangener  und  das  Gericht  forderte  dann 
zu  den  nächsten  Gerichtstagen  alle  Betheiliglen  auf,  die  Klage  gegen 
den  Betreffenden  zu  erheben.  Erschien  kein  Kläger,  so  ward  der- 
selbe freigesprochen.  Grade  desshalb  war  dieses  Verfahren  bei 
allen  schweren  Verbrechen  nicht  erlaubt,  sondern  bei  ihnen  soll 
der  proces  extraordinaire  avec  commune  renommee  eintreten,  d.h. 
der  förmliche  Unlersuchungsprocoss.  *)  Dies  ganze  Verfahren  ist 
wohl  nur  local  im  \  O.  Frankreichs  gültig  gewesen. 

Die  Specialuntertuchung  gegen  den  Beklagten  wird  nun  dadurch 
eröffnet,  dass  der  Richter  nach  vorgelegten  Acten  der  Information 
den  Beklagten  fragt:  ob  er  «veuet  connaistre  ou  niero,  läugnet  er, 
so  tritt  nun  keinesweges  die  einfache  Inquesta  wie  man  gemeint, 
sondern  vielmehr  ein  electives  zneifachet  Verfahren  ein,  dessen  Ver- 
hältniss  bisher  gänzlich  missverstanden  worden  ist  und  das  auch 
Faustin  Helie  nicht  erkannt  hat. 

Sobald  nämlich  der  Beklagte  die  Anklage  geläugnel  hat,  fragt 
ihn  der  Richter,  ob  er  sich  will  amettre  en  enquete»  oder  nicht. 
Will  er  es,  so  tritt  das  Beweisverfahren  mit  Enquite  ein;  will  er 
es  nicht,  so  tritt  der  Beweis  mit  der  Tortur  (Question)  ein.  Was 
derselbe  aber  einmal  wählt,  bleibt  gültig;  du  quel  des  trois  (Ge- 
ständnis*, Enqu6te  oder  proces  extraordinaire)  qu'il  soit  comprins, 
jamais  n'y  chet  renvoy.*)  Dies  Verhältniss  ist  schon  bei  Beaumanoir 
ausdrücklich  angegeben.7)  Bout.  führt  es  ebenso  auf.  Die  elective 
Concurrenx  von  Enquete  und  proces  extraordinaire  ist  der  Character 


<)  Stil.  d.  1.  Chane,  fol.  122—123. 
*)  Boot.  fol.  64. 

*)  Bienrr,  p.  203.  Dies  ist  die  Uebertragnng  des  Grandsalzet,  der  schon  im 
Süden  galt  auf  den  Norden.  Ord.  v.  1254  (0.  d.  L.  I.  65.)  a.  21.  «Et 
quia  in  dictis  seuescalliis  —  fit  inquisitio  in  criminibus,  volumus  et  man- 
damus  quod  reo  petenti  acta  inqnisilionis  tradautur  ex  inlegro.» 

*)  Bout.  fol.  62.  a. 

«)  Bout.  fol.  62.  a.  f. 

«)  Bout.  f.  61.  b. 

i)  Beaum.  XL.  14. 
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des  Slrafprocesses  dieser  Epoche  in  seiner  Specialinquisilion.  — 
Betrachten  wir  nun  die  einzelnen  Fälle. 

Die  Enquete,  Jnquesta ,  ist  nichts  anderes,  als  das  Zeugen- 
verfahren des  Civilprocesses  angewendet  auf  den  Criminalprocess ; 
nur  sind  die  Ausdrücke  verschieden.  Der  Beklagte  nämlich  nennt 
selber  alle  Zeugen,  die  er  für  günstig  hält  und  diese  werden  dann 
neben  den  übrigen  abgehört.')  Das  Gericht  verfahrt  bei  der  An- 
hörung der  Zeugen  ganz  nach  denselben  Grundsätzen  wie  oben. 
Schon  nach  der  Ord.  von  1260  sollen  sie  auf  Kosten  des  Verlan- 
genden eingeführt  werden  (a.  3.)  Die  Zeugenabhörung  findet  vor 
einer  Commissioo  statt,  die  im  Chatelet  in  Criminalsachen  exarai- 
naleurs  heissen  und  schon  bei  Boa  um.  als  enquöteurs  von  den  au- 
„diteurs  geschieden  werden.2)  Das  Verfahren  bei  dieser  Abhörung 
bat  durchaus  nichts  besonderes;  es  ist  ganz  dasselbe  in  Criminal- 
wie  in  Civilsachen,  heimlich,  und  mit  Aufzeichnung  ihrer  Aussage. 
Nur  sollen  die  Keprocbes  des  tesmoings  vor  der  Abhörung  vom 
Beklagten  eingefordert  werden,  damit  seine  offenbaren  Feinde, 
welche  gegen  ihn  guerre  oder  haine  mortelle  haben ,  nicht  gehört 
werden.  Ist  der  Zeugenrotulus  angefertigt,  so  wird  der  Beklagte 
zur  förmlichen  Verteidigung  zugelassen,  die  nach  den  Acten  abge- 
fasst  ist  und  die  alle  Momente  zusammenfassl; 3)  und  dann  entschei- 
det das  Gericht  und  zwar  oAn«  Rücksicht  auf  das  Gettändniti  der 
Partei,  nach  dem  Inhalt  der  Klage  und  Verlheidigung.  Da  nun 
das  Gericht  dieser  Zeit  wenigstens  anfänglich  aus  den  hommes  be- 
stand unter  Vorsitz  des  amtlichen  Richters,  so  ist  jenes  Verfahren 
in  der  That  ganz  das  Verfahren  des  Geschicornengericht*;  die  lieber- 
xeugung  Nder  Richter  ist  der  Beweit  ;  sie  sprechen  ihn  schuldig  oder 
nicht  schuldig;  der  Beklagte  bat  sich  indem  er  die  Enquete  zu- 
lässt,  der  Entscheidung  der  Zeugenaussagen  unterworfen  und  muss 
sich  wie  Bout.  f.  61  b.  sagt,  jetzt  rapporter  a  la  deposilion  de  tous. 
Ein  solches  Verfahren  in  einem  bestimmten  Fall  beschreibt  Beaum. 
ch.  XL.  a.  20  ausführlich;  es  ist  nicht  möglich  ein  klareres  Bild 
der  ganzen  Sache  zu  geben,  als  sich  hier  findet.  Es  wird  ein 
Erschlagener  am  Wege  gefunden;  die  Wuuds  ist  von  einem  Ham- 
mer oder  Beil;  der  Verdacht  fallt  auf  einen  Schlächter  von  Cler- 
mont.  Der  Bailli  citirl  ihn  und  fragt  ihn,  ob  er  an  dem  bestimmten 
Tage  des  Weges  gekommen  sei.  Die  Antwort  bejaht.  Darauf  wird 
gefragt,  in  welcher  Gesellschaft  er  gewesen.  Diese  wird  angegeben. 
So  weit  gebt  die  Geoeraluntersuchung.    Nun  wird  der  Schlachter 


i)  Bout.  f.  61.  b. 

2;  Beaum.  Ch.  XL.  öfter. 

3)  Eine  solche  ausführliche  Yertheidigung  hei  Bout.,  fol.  64,  a.  b. 
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gefragt  «s'il  atondroit  l'enquete  du  fei,  en  tele  maniere  que  s'il 
esloit  trouvd  rentables  du  (et,  qu'il  s'en  alast  delivre's»  d.  fa.  wenn 
die  Specialuntersuchung  die  Richtigkeit  seines  Läugnens  ergebe, 
solle  er  frei  sein.  Er  antwortet  «oil.u  Nun  werden  die  Begleiter 
citirt  und  jeder  für  sich  auf  seinen  Eid  ausgefragt;  sie  antworten 
alle,  dass  sie  gar  nicht  mit  dem  Inquisiten  zusammen  gewesen. 
Dann  kommen  noch  einige  Indicien  hinzu,  die  deutlich  zeigen, 
dass  der  Bailli  die  Sache  weiter  untersucht  —  (noz  trovames,  que 
etc.)  Diese  Enqudte  wird  dem  Gericht  zum  Endurtheil  vorgelegt 
—  (cele  enquöte  noz  meismes  (rolmes)  en  jugement.)  Die  Richter 
sind  uneins,  einige  wollen  verurtheilen ,  andere  freisprechen.  End- 
lich wird  er  verurlheilt  und  gesteht  vor  der  Execution  sein  Ver- 
brechen. Dies  Verfahren  unterscheidet  sich  von  dem  zur  Zeit 
Bouteillers  nur  durch  die  strengere  und  sachgemäßere  Ordnung 
der  Verteidigung  selber,  die  übrigens  der  Form  nach  von  der 
Deflense  im  Civilprocesse  durchaus  nicht  verschieden  ist.  Es  soll 
etre  deffendu  par  toutes  fins  soient  declinatoires  ou  dilatoires  ou 
autlres  exceptions  ayant  Heu;  die  Conclusion  in  dieser  Verteidi- 
gung ging  darauf,  dass  der  Beklagte  soit  quillt  et  delivr6  des  con- 
clusions  du  demandeur  (wobei  Bouteiller  die  Anklage  des  Procu- 
reurs du  Roi  oder  eines  Privatmannes  voraussetzt)  trouvg  innocent 
et  sans  coulpe  des  fais  par  luy  imposez  et  soit  delivre"  et  absous»  — 
der  Kläger  aber  soll  in  die  Kosten  und  die  peine  de  talion  verur- 
tbeilt  werden.   Darauf  erfolgte  Urtheil,  Execution  oder  Appellation. 

Neben  diesem  ersten  Verfahren  und  eben  so  alt  wie  dasselbe, 
stand  die  zweite  oben  erwähnte  Form  des  Strafprocesses,  die  wir 
schon  jetzt  den  Procis  extraordinaire  nennen  wollen ,  obwohl  der 
Ausdruck  erst  bei  Bouteiller  vorkommt  und  durch  die  Ord.  von 
1498  in  die  Gesetzgebung  eingeführt  wird,  wovon  unten  die  Rede 
sein  soll.  Das  Wesen  dieses  Procds  extraordinaire  bestand  darin, 
dass  er  ganz  aHein  durch  die  Beamteten  geführt  wird  und  selber 
nur  die  reinste  Anwendung  des  Untersuchungsverfahrens  mit  öffent- 
licher Anklage  bildet.  Grade  desshalb  heisst  er  eben  Proces  extra- 
ordinaire, weil  in  ihm  die  Spuren  des  alten  Volks  Verfahrens,  in 
dem  Verfahren  durch  Enquete  und  mehr  noch  in  dem  Verfahren 
auf  private  Anklage  (partie  formee)  deutlich  erhallen,  am  meisten 
verwischt  sind.  Wir  wollen  nun  zuerst  das  Verfahren  in  diesem 
Process  darlegen ,  dann  sein  Verhällniss  zum  Proces  ordinaire. 

Schon  bei  Beaura.  sind  die  Grundsätze  hierfür  angegeben. 
Seine  Worte  kann  man  einfach  übersetzen.  aWenn  derjenige,  der 
wegen  Verdachts  eines  Verbrechens  ergriffen  ist,  sich  der  enqugste 
du  fet  nicht  unterwerfen  will ,  so  tritt  die  aprise  ein ,  d.  h. ,  der 
Richter  muss  von  Amtswegen  ad'otficeo  alles  erforschen  und  unter- 


Digitized  by  Google 


Strafverfahren.  583 

suchen,  was  sich  von  der  Tbatsache  erfahren  lässt;  ond  findet  er 
dann  durch  die  aprise  die  That  offenkundig,  notoire,  durch  eine 
Menge  von  Aussagen  (par  grant  plente  de  geut)  so  kann  er  die 
aprise  zur  Aburtheilung  vorlegen  (niedre  l'aprise  en  jugement.») 
Um  aber  zum  Tode  jemanden  zu  verurtheilen,  muss  die  That  klar 
sein,  durch  mehr  als  drei  oder  vier  Zeugen  bewiesen,  so  dass, 
fügt  er  hinzu,  Ii  jugeroens  ne  fust  pas  fes  solement  por  l'aprise,  nies 
por  fet  notoire.n  (XL.  15.)  Was  dies  bedeutet,  ist  klar.  Diese 
Aprise  in  Criminalsachen  ist  nichts  anderes  als  die  informatio  des 
kanonischen  Rechts,  die  die  Inquesta  in  sich  aufgenommen  hat 
und  allein  der  richterlichen  Entscheidung  zum  Grunde  gelegt  wird, 
ohne  dass  der  Beklagte  an  der  Untersuchung  Theii  nahm.  Grade 
dadurch  ist  dieser  Process  ein  ganz  neuer,  von  dem  alten  wesent- 
lich verschiedener;  der  Proces  extraordinaire  ist  schon  jetzt  der 
Sacht  nach,  wenn  auch  nicht  dem  Namen  nach  vorhanden.  In- 
dessen wird  die  Möglichkeit  eines  Urlheils  hier  noch  dadurch  er- 
reicht, dass  sich  das  Verbrechen  durch  die  Zeugenaussagen  als 
notoire  erweisst.  Das  aber  war  natürlich  nur  selten  der  Fall. 
Hier  fehlte  ein  anderes  Beweismittel  und  dazu  ward  die  Tortur,  la 
Question  oder  la  gehenne,  gehine,  aus  dem  Ketzerprocess  des  Südens 
aufgenommen.    Mit  ihr  ist  der  Procds  extraordinaire  begründet. 

Die  Tortur  kummt  zuerst  in  der  französischen  Gesetzgebung 
in  der  Ord.  von  1254  vor,  aber  blos  im  lateinischon  Text  (a.  22) 
wo  die  Anwendung  derselben  auf  die  blosse  Aussage  eines  Zeugen 
verboten  wird.  Der  Norden  kannte  sie  noch  nicht;  sie  ist  weder 
in  den  Etabl.  d.  St.  L. ,  noch  in  der  Cout.  de  Beauvotsis,  noch 
sonst  irgendwo  erwähnt.  Allein  schon  die  obige  Stelle  B's.  zeigt, 
dass  das  Bedürfniss  nacb  derselben  in  jenem  proces  extraordinaire 
vorbanden  war.  Sie  muss  daher  im  Anfange  des  14.  Jahrhunderts 
hier  eingeführt  worden  sein;  denn  in  den  Privileges  fiir  die  Cham- 
pagne von  1315  und  für  die  Normandie  von  demselben  Jahr  heisst 
es  schon  «dass  kein  Edler  soit  rois  en  geheine,  se  Ii  cas  ne  soit 
tels,  et  que  mort  s'en  doive  ensuivre»  (a.  9.};  nach  der  zweiten 
(a.  15.  16.)  soll  kein  freier  Mann  ohne  diese  Bedingung  der  Tor- 
tur unterworfen  werden.  Aus  der  ersten  Stelle  in  Vereinigung  mit 
dem  oben  über  die  Procureurs  Gesagten  ergibt  sich  gleichfalls,  auf 
welche  Weise  sie  im  Norden  eingerührt  ward.  Die  beamteten 
Kichler  suchten,  je  grösser  ihre  Macht  war,  desto  entschiedener 
auch  das  obige  Verfahren  der  Aprise  anzuwenden,  für  sie  daher 
war  die  Tortur  ein  Bedürfniss  und  sie  sind  es,  die  sie  zuerst  ge- 
braucht haben.  Ganz  deutlich  spricht  dies  der  a.  9.  der  Priv.  für 
die  Ch.  im  Eingange  aus;  die  Edlen  nämlich  klagten  gegea  den 
König  oque  contre  les  Us  et  les  anciennes  Coustumes  de  Champaigne, 
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no$tre  aeni  s'efforeoient  de  metlre  en  geheine  les  nobles  de  Cham- 
pagne, pris  por  totupeuon  de  crime,  jacoit  ce  qu'ils  ne  soient  prU 
au  present  meffait.a    Natürlich  Ihateu  die  königlichen  Boamlelen 
dies  nicht  um  der  Torlur  willen,  sondern  weil  sie  das  einzige  Be- 
weismittel für  den  reinen  Inquisitionsprocess  war.    Es  ist  höchst 
wahrscheinlich,  dass  hiemit  die  Aufhebung  der  Procureurs  du  Roi 
von  1318  zusammenhing  und  dass  eben  sie  hauptsächlich  unler 
jenen  gens  du  Roi  verslanden  waren.   Damals  mag  die  Anwen- 
dung der  Tortur,  wenigstens  gegen  die  Edlen,  eine  kurze  Unter- 
brechung erfahren  haben.    Als  aber  die  Procureurs  du  Roi  auch 
im  Norden  wieder  auftraten,    waren  sie  es,  die  wiederum  die 
Verbrechen  wie  wir  gesehen  ad'office»  zur  gerichtlichen  Verfolgung 
brachten.    Denn  unterdessen  hatte  die  Tortur  im  Süden  fortbe- 
standen und  sich  tbeils  durch  die'  Theorie,  theils  durch  die  Ge- 
setzgebung zu  einem  förmlichen  Systeme  entwickelt,  und  was  hier 
ausgebildet  war,  übertrugen  die  Procureurs  auf  den  Norden;  und 
so  finden  wir  im  4.  und  5.  Jahrzehenl  dieselbe  und  mit  ihr  den 
Proces  extraordinaire  ganz  allgemein  in  Frankreich.    Ja  selbst  der 
Adel  schützte  am  Ende  des  Jahrhunderls  nicht  mehr  gegen  ihre 
Anwendung;  die  Quast.  Job.  Galli,  Q.  46.  vom  Jahr  1385  enthält 
ein  Arrestum  Parlamenti  gegen  die  Einwendung,  dass  ein  baro  der 
Tortur  nicht  unter woifen  sei,  dahin,  dass  selbst  ein  Graf  ihr  unter- 
worfen sei,  acum  omnes  ponerentur  in  quseslionibus  indiitinete  casu 
exigente.»    Bei  Bout.  ist  daher  die  Theorie  von  der  Tortur  ganz 
allgemein ;  von  dieser  Zeit  an  steht  der  neue  Process  rechtlich  als 
electiv,  thatsächlicb  schon  als  der  allgemeinere  neben  den  übrigen 
Processarten. 

Dessbalb  ist  das  Verfahren  bei  der  Tortur  denn  auch  schon 
früh  genauen  Bestimmungen  unterworfen.  Sie  soll  gegen  wohl- 
berüchligte  Leute  nur  bei  dringendem  Verdacht  angewendet ,  und 
nicht  auf  Aussage  eines  einzelnen  Zeugen  erkannt  werden  (s.  oben). 
Es  sollen  ferner  causa?  criminales  queecunque,  etiam  de  suppmendo 
aliquem  queettionibus  audianlur  et  judicentur  non  in  occulio,  sed 
palaro  et  publice;*)  doch  soll  die  Torlur,  Öffentlich  erkannt,  *)  im 
Geheimen  angewendet  werden.  Wer  iu  der  Tortur  gesteht,  soll 
nicht  verurtheilt  werden  auf  sein  Geständniss ,  wenn  er  nicht  aper- 
severe  en  Iu  confession  par  leraps  souflissant  apres  la  geheine.»3) 
Auf  diesen  Grundlagen  baute  die  Theorie  fort;  sie  schloss  sich 
dabei  zum  Theil  an  das  Speculuiu  an,  wie  wir  aus  einzelnen  Ct- 


<)  Ord.  y.  1315,  a.  0.  O.  d.  L.  I.  p.  555. 

3)  Ord.  v.  1319,  a.  22.  Für  Pe rigor d.  O.  d.  L.  I.  p.  699. 

>)  Ord.  v.  1315.  Mai.  a.  14.   Für  die  Champagne.  0.  d.  L.  I.  566. 
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taten  bei  Bouteiller  sehen,  zum  Tbeil  an  die  Bedürfnisse  der  Praxis. 
Die  Grundsätze,  die  bei  fiout.  gelten,  zeigen  indessen,  dass  man 
dieselbe  nocb  immer  als  etwas  Ausnahmsweises  mit  grosser  Vorsiebt 
gebrauchte.  Es  soll  nach  ihm »)  dieselbe  angewandt  werden  «pour  sca- 
voir  la  verM  de  leur  bouches  et  par  procet  extraordinaire.»  Wenn 
die  information  precedente  geschehen  ist,  wird  sie  dem  Gonseil  de 
la  court  vorgelegt,  und  die  Erklärung  des  Beklagten  Ober  die  Ver- 
dachtsgründe entgegen  genommen;  dann  wird  derselbe  auf  Beschluss 
des  Gerichts  noch  einmal  gefragt,  ob  er  etwas  gestehen  will;  will 
er  es  nicht,  so  trägt  der  Richter  förmlich  auf  die  Gehine  an,  und 
das  Gericht  entscheidet  dann  über  Anwendung  derselben.  Die 
Tortur  kann  drei,  vier,  auch  fiinf  Mal  angewendet  werden,  se 
mesliers  est;  nur  soll  kein  Feuer  dabei  in  Anwendung  kommen, 
und  kein  Glied  gebrochen  werden.  Ueber  das  ganze  Verfahren . 
wird  ein  Protocoll  aufgenommen ,  das  schon  bei  Bout.  procit  verbal 
heisst,  und  nebst  dem  Namen  aller  Beisitzer  die  Aussagen  enthält. 
Gesteht  der  Beklagte  dennoch  nicht,  so  wird  er  entlassen;  wider- 
spricht er  sich  aber  in  seinen  Aussagen,  ohne  zu  gestehen,  so 
muss  der  Richter  ihn  in  freierem  Gefängniss  noch  festhalten  (en 
courtoisie  et  large  prison);  er  hüte  sich  aber  wohl,  oque  ä  de- 
livrance  abtolute  ne  le  melte,  car  d  ton  peril  )e  ferait.»  —  Man  sieht, 
wie  schon  hier  trotz  aller  Vorsicht  die  Tortur  ein  furchtbares  Mittel 
der  Willkübr  geworden,  und  wie  die  Theorie  den  unseligen  Satz 
zu  vertreten  bemüht  ist,  dass  der  einmal  Beklagte  präsumtiv  auch 
ein  Schuldiger  sein  müsse.  —  Diese  Grundlagen  hat ,  wie  wir  später 
sehen  werden ,  die  folgende  Epoche  einfach  aufgenommen. 

So  nun  standen  die  Processarteu  neben  einander;  aber  schon 
bei  Bouteiller  erkennt  man,  wie  sich  der  letzte  und  entscheidende 
Sieg  des  proces  extraordinaire  mit  reiner  Untersuchung  vorbereitete. 
Er  sagt  nämlich  allerdings  apuisque  le  prisonnier  s'est  mi$  en  en- 
quttste ,  jamais  ne  doit  estre  mys  a  queslion  de  fait,  car  on  Ifli 
ferait  grief  et  fort;»3)  aber  kurz  vorher*)  wird  doch  sebon  hinzu- 
gefügt, dass  eine  Ausnahme  eintreten  müsse,  wenn  es  «au  juge 
apparust  que  le  cas  fust  murtrier  ou  fort  detettable  et  prejudicieux 
tellement  que  les  preuves  fussent  clereso —  und  wenn  zugleich  der 
Beklagte  «fust  si  subtil  que  riens  ne  voulsist  cognaistre» ;  dann  kann 
der  Richter  zur  Question  in  obiger  Weise  schreiten.  Damit  dann 
war  der  Anwendung  der  Queslio  Thür  und  Thor  geüfl'net,  und  es 
lässt  sich  daher  mit  ziemlicher  Bestimmtheit  annehmen,  dass  die 


*)  Bout.  63.  a.  b. 
*)  Bout.  f.  61.  b. 
«)  ».  fol.  61.  «. 
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Ord.  der  folgenden  Zeit  keine  neue  Praxis  eingeführt ,  sondern  nur 
die  bestehende  gesetzlich  anerkannt  und  geregelt  haben.  —  Von 
der  weiteren  Geschichte  jener  Verschmelzung  während  des  15. 
Jahrhunderts  ist  uns  freilich  nichts  bekannt;  jedenfalls  kann  sie 
nichts  Neues,  sondern  nur  die  Ausfuhrung  des  Obigen  enthalten 
haben. 


Vierte  Epoche. 

Vom  sechszehnten  Jahrhundert  bis  zur  Revolution.  Das 

absolute  Königthum. 


A.  Character  des  neuen  Staates. 

Derselbe  Grund ,  der  uns  in  den  früheren  Abschnitten  gezwun- 
gen bat ,  die  Geschichte  des  Königthums  weitläufiger  zu  behandeln, 
wird  es  uns  jetzt  möglich  machen ,  Ober  diesen  Punkt  kurz  zu  sein. 
Wir  sind  davon  ausgegangen,  dass  das  Strafrecht  und  besonders 
das  Verfahren  keinesweges  einen  zufälligen  Entwicklungsgang  ge- 
habt hat,  sondern  dass  es  vielmehr  auf  das  innigste  mit  der  Ge- 
schichte des. Königthums  selber  zusammenhängt.  So  lange  dieses 
daher  seinem  Princip ,  wie  seinem  Umfange  nach  in  Zweifel  und 
Kampf  begriffen  ist,  so  lange  mussten  wir  an  ihm  und  seinen  Ent- 
wicklungen den  Träger  der  neuen  Hechtsidee  in  manche  Gebiete 
Iiinein  verfolgen,  die  scheinbar  unsrer  Aufgabe  fern  lagen.  Jetzt 
aber  ist  es  anders  geworden.  Das  Königthum  hat  entschieden  ge- 
siegt; es  beherrscht  den  ganzen  französischen  Staat;  das  Lehns- 
wesen ist  ihm  auf  allen  Punkten  unterworfen,  und,  die  Darstellung 
seiner  inneren  Organisation  anderen  Arbeiten  überlassend,  können 
wir  uns  in  allem  auf  unsern  Gegenstand  beschränken.  Nur  Ein 
kurzer  Blick  auf  den  Gang  und  die  Gestalt  jenes  Königlhums,  das 
wir  bis  dahin  verfolgt  haben  ,  möge  uns  auch  hier  zur  Einleitung 
erlaubt  sein;  er  wird  wenigstens  Eine  Frage  erledigen,  die  wir 
sogleich  an  die  Spitze  des  Folgenden  stellen  wollen. 

Ganz  entschieden  ist  es  nämlich,  dass  das  Strafrecht  und  der 
Process  in  dieser  letzten  Epoche  trotz  der  grossen  Lebendigkeit 
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und  des  bedeutenden  Um  fang  es  der  Gesetzgebung  und  trotz  einer 
massenhaften  Wissenschaft  und  ihrer  allgemeinen  Herrschaft ,  den- 
noch in  keinem  wesentlichen  Punkte  eine  Umbildung  erfahren  haben. 
Im  Gegenlbeile  kann  man  ohne  Ueberlreibung  sagen ,  dass  hierfür 
das  ganze  Recht,  das  im  13.  Jahrhundert  zum  ersten  Male  Boden 
und  Geltung  gewinnt,  noch  im  18.  Jahrhundert  das  gültige  in 
Frankreich  ist.  In  derselben  Zeit  aber  hat  der  Staat  Frankreichs 
scheinbar  die  gewaltsamsten,  allgemeinsten  und  tiefgreifendsten 
Umbildungen  und  Kämpfe  durchgemacht;  fast  nichts  ist  an  seiner 
alten  Stelle,  nichts  in  seinem  alten  Recht  geblieben,  und  kaum 
kann  dem  Anscheine  nach  eine  grössere  Verschiedenheit  gedacht 
werden  ,  als  die ,  welche  zwischen  dem  14.  und  dem  18.  Jahrhun- 
dert stattfindet.  Wenn  es  nun  aber  dennoch  wahr  sein  soll,  dass 
anch  unsere  Rechtsgebiete  Hand  in  Hand  mit  der  Staatsgeschichte 
gehen,  wie  denn  ist  es  möglich,  dass  uns  hier  zugleich  die' grösste 
Gleichheit  und  die  grösste  Verschiedenheit  entgegentritt? 

Es  ist  nicht  schwer,  sich  dieses  Verhältnis»  zu  erklären,  wenn  man 
das  eigentliche  Wesen  der  Etats  in  Frankreich  richtig  erkennt.  Ganz 
natürlich  war  es,  dass  man  die  Etats  als  Volk$vertretung  in  der 
späteren  Zeit  betrachtete,  wo  man  herausfühlte,  dass  jede  Vertre- 
tung, möchte  sie  kommen,  wie  sie  wolle,  zu  einer  wahren  Volks- 
vertretung werden  müsse.    Eben  so  gewiss  aber  ist  es,  dass  sie 
kerne  Volksvertretung,  sondern  eine  Vertretung  des  Lehnswetens 
gewesen  sind.  Sie  sind  nichts  als  die  Form,  in  der  sich  das  Lehns- 
wesen dem  Königlhum  organisch  unterworfen  hat,  die  Vermittlung 
zwischen  der  Idee  des  Privateigen thums  an  den  Hoheitsrechten  und 
der  Idee  des  absolut  selbstherrlichen  Staates.    Und  so  haben  wir 
sie  schon  im  vorigen  Abschnitt  dargestellt.    War  nun  das  aber  der 
Fall  —  und  nur  das  Allgemeine  der  Sache  liegt  uns  hier  zur  Be- 
rücksichtigung vor  —  so  ist  man  allerdings  berechtigt  zu  sagen, 
dass  sie  zu  nichts  anderem  da  gewesen  sind  ,  als  zur  Vorbereitung 
des  gänzlichen  Unterganges  der  Lehnsherrlichkeit  in  die  Selbstherr- 
lichkeit des  Staates.    Denn  jenem  Begriffe  nach  vermittelten  sie 
das  an  sich  Unvereinbare;  und  die  ganze  Geschichte  der  französi- 
schen Stände  ist  daher  nichts  als  die  Fortsetzung  des  Kampfes 
zwischen  Königthum  und  Lehnsherrschaft  in  einer  anderen  Form  ; 
der  alte  Gegensalz  des  13.  Jahrhunderts  hat  nur  eine  neue  Gestalt 
angenommen  ;  und  es  ist  klar,  dass  auch  in  dieser  Form  das  ur- 
sprüngliche Princip  der  ganzen  Bewegung  in  der  französischen  Ge- 
schichte herrschen  rauss ,  das  schrittweise  zwar ,  aber  unausbleib- 
lich das  Privateigenthum  an  den  staatlichen  Rechten  der  Souverai- 
netät  des  selbstherrlichen  Staates  unbedingt  unterwirft.    Mit  ihrem 
Auftreten  ist  daher  kein  neues  Element  in  dieser  Geschichte  er- 
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schienen,  mit  ihrem  Verschwinden  nichts  erreicht,  was  nicht  schon 
im  ersten  Anfange  begonnen  worden  wäre.  Darum  denn  bleibt 
auch  das ,  was  wir  das  Königthum  genannt  haben ,  ganz  dasselbe 
vor  den  Etats,  während  derselben ,  und  nach  ihrem  Verschwinden; 
es  ist  die  Herrschaft  des  centralen  Staatsorganismus,  die  nur  den 
Umfang,  nicht  ihr  Lebensprincip  wechselt.  Ein  Gedanke  umfasst 
und  leitet  daher  den  Gang  der  sechs  Jahrhunderte ,  die  wir  durch- 
arbeiten ,  unge wandelt  auch  in  der  grössten  äusseren  Wandelung 
der  Dinge;  es  ist  die  Epoche  des  sich  selbst  gleichen,  ausschliess- 
lichen und  volksloten  hönigthums. 

Darnach  nun  empfängt  auch  dieser  letzte  Abschnitt  jener  grossen 
Geschichtsmasse,  vor  dem  wir  jetzt  stehen ,  seinen  Character.  Mit 
dem  15.  Jahrhundert  ist  der  Sieg  und  die  absolute  Anerkennung 
dieses  Kdnigthums  entschieden.  Die  drei  folgenden  Jahrhunderte 
zeigen  es  in  seiner  Herrschaft;  es  tritt  selber  auf,  nicht  als  ein 
neues,  sondern  es  herrscht  nur  in  der  Form,  in  welcher  es  mit 
dem  Lehnswesen  gekämpft  hat;  und  der  Unterschied  zwischen  dieser 
und  der  vorhergehenden  Zeit  besteht  hier  nur  darin ,  dass  der  Or- 
ganismus, der  bisher  in  der  mannigfaltigsten  Weise  sich  mit  den 
Rechten  und  den  Formen  des  Lehnswesens  durchkreuzt  bat,  jetzt 
der  alleinige  und  der  allgemeine  ist. 

Allerdings  hat  man  nun  innerhalb  dieses  Zeilraumes  wieder 
zwei  Abschnitte  zu  unterscheiden;  aber  sie  sind  nur  Stufen  in  der- 
selben Entwicklung,  nicht  Anknüpfungspunkte  für  neue  Bildungen. 
Der  erste  Abschnitt  umfasst  das  16.  Jahrhundert.  Es  ist  die  Zeit, 
in  welcher  die  Etats  dem  Königlhum  organisch  einverleibt  scheinen, 
und  die  in  äusserer  Form  am  meisten  sich  der  wahren  Volksver- 
tretung nähert.  Es  ist,  als  habe  in  dieser  Zeit  Lehnswesen  und 
Königthum  gleichsam  Friede  und  Bündnis»  geschlossen,  und  die 
Grundlagen  dauernder  Einheit  und  Verständigung  festgestellt.  Ver- 
geblich. Keine  Verträge  und  keine  Gewohnheit,  ja  auch  nicht  das 
dringendste  Bedürfuiss  oder  die  nahe  Gefahr  sichern  dem,  seinem 
Wesen  nach  Unfertigen,  den  Genuss  des  Fortbestandes.  So 
gering  auch  die  wirkliche  Macht  der  Stände  war  und  ward,  so  fest 
man  sie  auch  auf  die  blosse  Beralbung  beschränkte,  und  so  eng 
auch  der  Kreis  sich  zusammenzog  ,  innerhalb  dessen  dieser  Bera- 
thung  Berechtigung  gewährt  ward,  immer  lebte  in  ihnen  der  Ge- 
danke, dass,  wenn  auch  nicht  die  Herrschaft  des  Königthums,  so 
doch  das  Maass  derselben  von  dem  Willen  dieser  Etats  abhängig 
sein  müsse.  Dem  entgegen  trat  das  erstere  mit  der  Idee  der 
Souveraintti,  der  absoluten  Oberherrlichkeit  des  Staats;  ntben 
und  in  einander  konnte  beides  auf  die  Dauer  nicht  bestehen.  So 
begann  mit  Richelieu  die  organische  Verwirklichung  dessen,  was 
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Ludwig  der  XI.  durch  augenblickliche  Gewalt  für  den  Augenblick 
erreicht  hatte,  die  ganzliche  Auflösung  der  Lehnsherrlichkeit  in  das 
souveraine  Königllium.  Undenkbar  war  das,  so  lange  die  Etats  als 
wirkliche  Macht  im  Staate  dastanden.  Sie  verschwanden  daher, 
gebrochen,  bedeutungslos,  ohne  Kampf  und  ohne  dass  ihr  Ver- 
schwinden als  ein  Ereigniss  betrachtet  ward ;  kaum  dass  willenlose 
Formen  noch  in  einzelnen  Provinzen  an  der  Stelle  der  alten  Lehns- 
vertretung blieben,  die  niemand  zu  achten  wussle,  weil  niemand 
ihrer  Lebensfähigkeit  vertrauen  konnte.  Das  absolute  Königthum 
hat  mit  dem  18.  Jahrhundert  seinen  Gipfel  erreicht;  seine  Allein- 
herrschaft ist  der  Character  des  zweiten  Abschnittes  in  diesem  Zeil- 
raum. Mit  ihm  aber  ist  auch  die  Laufbahn  dieser  Gewalt  vollendet; 
seine  Aufgabe  ist  vollzogen;  Frankreich  ist  ein  individueller,  selbst- 
ständiger, organisch  geordneter  Staat;  die  Selbstständigkeit  der 
Territorialstaaten  ist  vernichtet;  die Staromesunterschiede sind  durch- 
drungen und  umschlossen  von  der  Idee  des  französischen  Volkes; 
das  Land  ist  zum  Königreiche  geworden,  und  die  alte  Zersplitte- 
rung verlöscht;  der  Rückfall  in  die  Auflösung  des  10.  und  11. 
Jahrhunderts,  die  Vereinzelung  der  Interessen  und  des  Rewusstseins, 
die  Abschliessung  der  Theile,  dem  Ganzen  gegenüber,  die  Ver- 
nichtung der  Idee  des  französischen ,  einheitlichen ,  eigenthümlichen 
Staates  ist  unmöglich  geworden.  Das  hat  das  Königthum  gethan; 
und  mit  dieser  substantiellen  Einheit  des  ganzen  Lebens,  erreicht 
durch  den  Kampf  und  Sieg  jenes  Königlhums ,  übergibt  die  Ge- 
schichte den  Organismus  dieser  staatlichen  Bildung  dem  jüngsten 
Elemente  des  Fortschrittes,  der  sich  schweigend  und  schwer  be- 
lastet im  18.  Jahrhundert  zum  Bewusstsein  seiner  Hechte  erhebt, 
der  Idee  der  freien  Persönlichkeit. 

Kehren  wir  nun  zurück  zu  unserer  obigen  Frage,  so  beant- 
wortet sie  sich  von  selber.  Hält  man  nur  das  fest,  was  im  All- 
gemeinen niemand  bestreiten  wird,  so  leicht  man  es  auch  im  Ein- 
zelnen übersehen  mag,  dass  es  keinesweges  in  der  Willkühr  auch 
der  absolutesten  Herrschaft  liegt,  dem  Staate  die  Form  zu  geben, 
die  ihr  eben  gutdiinkt,  sondern  dass  vielmehr  die  Ordnung  desselben 
nur  die  Erscheinung  des  Staats  selber  ist,  und  daher  ihre  Grund- 
form niemals  ändert,  so  lange  kein  neues  Princip  für  die  Idee  des 
Staats  selber  zur  Geltung  gelangt,  so  folgt,  dass  eine  wirkliche  Um- 
änderung des  Hechts  und  der  Hechtsverfassung  oder  des  Gerichts- 
wesens in  dieser  Zeit  ein  ganz  Unmögliches  war.  Die  Aufgabe  der 
Geschichte  des  Hechts  wird  daher  einfach  ihrem  Inhalt  nach,  wenn 
auch  viel  Einzelnes  anders  wird,  und  anderes  einen  anderen  Cha- 
racter und  anderen  Umfang  erhalt.  Jetzt  ist  es  leicht  zu  sagen, 
wie  es  gewesen,  und  nicht  blos  desshalb ,  weil  die  Quellen  der 
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Geschichte  reichlicher,  fast  überreichlich  fliesseD.  Denn  alles,  was 
jetzt  erscheint  und  gilt,  ist  entweder  ein  Resultat  aus  der  vorigen 
Zeit,  oder  es  ist  damit  dem  Gesetze  selber,  das  es  hinstellt;  nicht 
die  allgemeinen  Verhältnisse  sind  mehr  die  Quellen  für  die  Erkennt- 
uiss  der  einzelnen  und  umgekehrt ,  sondern  wie  in  jedem  mit  sei- 
nem Inhalt  fertigen  Zustand  liegt  das  Gegebene  klar  vor,  und  die 
Beschreibung  tritt  an  die  Stelle  der  Entwicklung.  Das,  was 
entwickelt  werden  mössle,  weil  es  ein  inneres  Leben  hat,  dem  noch 
die  äussere  Erscheinung  nicht  entspricht,  ist  die  Vorbereitung  für 
die  neue  Epoche  des  freien  Rechu.  Für  diese  Geschichte  bildet  die 
Geschichte  unseres  Zeitraums  den  Stoff  und  die  Voraussetzung. 

Was  auf  diese  Weise  ganz  im  Allgemeinen  gilt  von  dem  Ver- 
hältniss  des  Kßniglhunis  zur  Rechlsenlwicklung,  dass  dasselbe  weuig 
oder  nichts  wahrhaft  Neues  zu  den  Elementen  hinzugefügt  hat,  die 
schon  im  13.  Jahrhunderl  dasselbe  umgaben,  lässt  sich  nun  im 
Einzelnen  weiter  nachweisen.  Zuerst  gestaltet  sich  darnach  das 
Verhältniss  der  Reste  des  Lehnswesens  unter  der  absoluten  Mo- 
narchie. Da  das  Königthum  nur  die  staatliche  Herrlichkeit  für  sich 
will  und  erreicht,  so  genügt  es  ihm,  dass  die  Formen  des  Lehns- 
wesens ihre  politischen  Rechte  und  Thätigkeiten  dem  Königthum 
in  absolutem  Gehorsam  unterwerfen.  Darin  befriedigt  lässt  es  alle 
Rechte  und  Gestaltungen  des  Lehnswesens  bestehen,  so  weit  sie  mit 
der  königlichen  Souverainetät  nicht  in  Gegensatz  treten.  Aus  diesem 
Gesichtspunkt  muss  die  Gestalt  des  Pritatrechu  auf  der  einen  Seite, 
und  die  Gestalt  des  Hündischen  (Öffentlichen)  Rechts  auf  der  andern 
Seite  in  dieser  Epoche  erklärt  werden.  Die  Eigentümlichkeit  des 
eigentlich  französischen  coutumiären  Rechts ,  das  heisst  diejeni- 
gen Momente  in  demselben ,  die  es  von  den  übrigen  Bildungen 
des  germanischen  Privalrechts  unterscheiden,  besteht  in  allen  we- 
sentlichen Punkten  darin ,  dass  die  alten  Verhältnisse  des  Lebns- 
rechls,  einst  in  ununterschiedeuer  Einheit  das  staatliche  und  privat- 
rechtliche  Element  zugleich  enthalten,  jetzt  in  der  alten  Form  und 
mit  dem  alten  Namen  nur  noch  privatrechliche  Normen  sind ,  wäh- 
rend das  staatliche  in  ihnen  auf. das  Königlbum  übergegangen  ist. 
Daraus  ist  das  Verhältniss  des  französischen  Rechts  entstanden, 
das  so  viele  Verwirrungen  in  der  Praxis,  wie  in  der  Wissenschaft 
angerichtet  hat.  Für  die  Erklärung  und  sehr  oft  auch  für  den 
Beweis  solcher  Satzungen  musste  man  alle  Augenblick  in  die  Zeit 
des  eigentlichen  Lehnswesens  zurückgehen,  da  sie  von  ihm  her- 
stammten. Allein  das  Resultat,  was  man  auf  diese  Weise  fand, 
stand  mit  dem  neuen  Begriff  der  Rechtsverhältnisse  im  Widerspruch, 
da  die  Identität  von  Besitz  und  Hoheitsrechten ,  die  sie  hatte  ent- 
stehen lassen ,  jetzt  seit  dem  16.  Jahrhundert  vernichtet  war.  So 
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liess  sich  das  gegebene  Recht  nicht  verstehen  ,  ohne  die  Anschau- 
ung von  einer  Zeit,  die  unter  den  gleichen  Namen  ein  völlig  ver- 
schiedenes Rechtsleben  entfaltete.  Das  vermochten  die  französischen 
Juristen  nicht  zu  überwinden,  um  so  weniger,  da  die  römischen 
Begriffe  den  Rest  historischer  Klarheit  verdunkelten.  Die  Folge  davon 
war ,  dass  das  practische  Bedürfniss  den  Sieg  davon  (rüg,  indem 
es  die  Geschichte  gänzlich  zur  Seite  schob,  und  das  gegenwärtige 
und  geltende  als  den  einzigen  Inhalt  der  Rechtswissenschaft  hin- 
stellte. Von  dieser  Zeit  her  schreibt  sich  der  Mangel  an  aller 
Rechtsgeschichte,  der  noch  heutigen  Tages  nicht  überwunden  ist. 
Zunächst  aber  erklärt  uns  dies,  wie  es  zuging,  dass  trotz  des  ent- 
schiedenen Sieges  des  absoluten  Königlbums  dennoch  äusserlich 
das  ganze  System  der  privatrechtlichen  Begriffe  aus  dem  13.  und 
14.  Jahrhundert  sich  bis  zur  Revolution  in  völliger  Geltung  erhallen 
hat.  Nicht  minder  beruht  die  Form  der  ständischen  Rechte  auf 
diesem  Verhältniss.  Das  Königthum  bat  seinem  Wesen  nach  nie 
daran  gedacht,  Adel,  Priester  und  Bürgersland  als  solche  zu  be- 
kämpfen, sondern  nur  in  so  ferne  dieselben  der  Alleinherrschaft  der 
königlichen  Gewalt  entgegentraten.  So  wie  dieser  Gegensatz  ge- 
brochen war,  verliess  jenes  gleichsam  dieses  Gebiet,  zufrieden  mit 
dem  Inhalt  desjenigen,  was  es  ihnen  abgerungen.  So  geschah  es, 
dass  das  Verhältniss  jener  Stände,  während  es  dem  Königthum 
gegenüber  absolut  umgestaltet  ward,  in  Beziehung  auf  das  Volk 
und  die  Gesellschaft  ganz  dasselbe  blieb,  was  es  im  Lehnswesen 
gewesen  war.  Die  Namen,  die  Titel,  der  Rang,  die  Insignien 
blieben  dasselbe;  sie  schieden  die  Bevorzugten  jetzt  so  gut,  ja  noch 
mehr  von  den  unleren  Klassen,  wie  im  13.  und  14.  Jahrhundert, 
und  schon  im  Beginne  des  Werkes  haben  wir  darauf  hingewiesen, 
wie  sich  die  Erinnerung  der  allen  souverainen  Freiheit  in  dem 
stolzen  Bewusstsein  der  hochadlichen  Geschlechter  fortpflanzte. 
Daher  denn  finden  wir  die  ganze  Gestalt  des  ältesten  Lehnswesens  bis 
zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in  der  französischen  Gesellschaft 
wieder,  während  dem  Könige  gegenüber  in  derselben  Epoche  die 
unterschiedlose  Unterwürfigkeit  alle  Klassen  beherrschte.  Gewiss 
ist  ein  solches  Verhältniss  ein  innerer  Widerspruch ;  aber  dennoch 
war  dem  so;  und  erst  die  Idee  des  freien  Volkes  hat  ihn  gebrochen 
und  vernichtet.  Darum  denn  muss  dieser  dritte  Zeitraum  in  allen 
Punkten  des  geltenden  Rechts  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  be- 
trachtet werden;  grade  jener  Widerspruch  ist  der  eigentliche 
Character  aller  gesellschaftlichen  und  rechtlichen  Zustände  dieser 
Epoche. 

Natürlich  nun  gilt  das,  was  wir  so  als  das  Allgemeine  hin- 
gestellt haben,  auch  in  dem  besondern  Kreise  der  Gerichtsverfas- 
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svng,  deren  Geschichte  und  innere  Kampfe  wir  bisher  ausführlicher 
verfolgt  haben.  Wir  haben  gezeigt,  wie  in  der  vorigen  Periode 
sich  der  reine  Gegensatz  zwischen  amtlichem  und  grundherrlichem 
Gericht  zusammenfasste ,  und  das  letztere  sich  dem  ersteren  auf 
mannichfache  Weise  zum  Theil  anschloss,  zum  Theil  unterwarf. 
Wie  nun  in  den  anderen  Gebieten  des  öffentlichen  Rechts,  so  ge- 
schah es  auch  hier.  Nicht  eigentlich  um  die  Vernichtung  der  grtind- 
berrlichen  Gerichtsbarkeit  war  es  dem  Königthuroe  zu  thun,  son- 
dern nur  um  die  entschiedene  Herrschaft  Qber  dieselbe;  zu  dem 
Gedanken,  dass  eine  grundberrlicbe  Gerichtsbarkeit  als  solche  mit 
dem  Wesen  des  Gerichts  und  des  Staats  im  Widerspruche  steht, 
kann  das  reine  volkslose  Königthum  sich  nie  erheben.  So  wie 
daher  die  Patrimonialjurisdiction  dem  amtlichen  Gericht  nur  erst 
unterworfen  war,  hielt  die  Bewegung  inne;  sie  hatte  sich  vollzogen, 
und  liess  bestehen,  was  bestand,  wenn  es  nur  nicht  mit  dem  könig- 
lichen Recht  in  Widerspruch  trat.  Diese  Unterwerfung  war  aller- 
dings schon  in  der  vorigen  Epoche  allenthalben  vorbereitet;  sie  ward 
entschieden  durch  die  Einführung  der  Präsidial-Gerichte  vom  Jahre 
1551.  Wir  beschranken  uns  hier  darauf,  nur  die  Bedeutung  dieser 
Gerichte  zu  characlerisiren. ■)  Die  Idee  der  Souverainetät  hatte  in 
den  Lehnsgerichten  die  Vorstellung  erhalten,  dass  sie  selber  nur 
unter  dem  höchsten  Lehnsgerichtshof,  dem  Parlamente,  stehen 
könnten.  Die  Unterwerfung  ihrer  Urtheile  unter  ein  inappellables 
Niedergeriehl  wie  die  Presidiaux  mochte  daher  zwar  durch  die  Miss- 
brätiche  der  Praxis  nolhwcndig  gemacht  sein ,  und  durch  die  schon 
anerkannte  Herrschaft  des  Königthums  auf  gar  keinen  Widerstand 
stossen ;  in  jedem  Falle  aber  war  dieselbe  eine  ganz  bestimmte 
Aufhebung  des  obigen  Princips  der  Lehnsgerichtsbarkeit,  und  der 
wesentlichste  Act,  durch  welchen  die  amtliche  Gerichtsbarkeit  zur 
wirklich  allgemeinen  und  herrschenden  ward,  neben  welcher  die 
grundherrliche  jetzt  nur  noch  als  Privatgerichtsbarkeit  erscheinen 
konnte.  Durch  die  Einführung  der  Presidiaux  hat  daher  auch  die 
Gerichtsbarkeit  den.Entwicklungsgang  der  übrigen  staatlichen  Hechte 
der  Lehnsherrlichkeit  getheilt ;  sie  ist  jetzt  dem  Staate  gegenüber 
ein  Privatrecht,  dem  Volke  gegenüber  ein  staatliches  Recht,  und  das 
eben  ist  das  Wesen  und  der  Begriff  der  wirklichen  Patrimonialjuris- 
diction. Man  wird  sagen,  das  sei  ein  Widerspruch.  Und  das  ist 
es  in  der  Thal;  denn  niemand  wird  es  vermögen,  die  Patrimonial- 


<)  Da  unser  verehrter  Herr  Mitarbeiter  uns  während  der  Ausarbeitung  an- 
gezeigt bat,  dass  er  die  Gerichttverfat$ung  dieser  Epoche  bereits  im  ersten 
Bande  hinlänglich  dargestellt  habe,  so  verweisen  wir  auf  diese  Ausführung 
in  Betreff  des  Einzelnen. 
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Jurisdiction  anders  als  ein  dem  ßegiilF  des  Gerichts  absolut  wider- 
sprechendes nachzuweisen ;  und  grade  darum  zeigt  jede  Patrimo- 
nialjurisdiction  den  nocti  unentwickelten  Zustand  des  staatlichen 
Lebens,  wie  gegenwärtig  in  Deutschland  so  damals  in  Frankreich. 

Demzufolge  fasst  sich  in  dieser  Epoche  die  Organisation  der 
Gerichte  in  zwei  Hauplsysteme  zusammen.  Die  königliche  oder 
amtliehe  Gerichtsbarkeit,  mit  den  Parlamenten  an  der  Spitze,  und 
die  Patrimonialgerichtsbarkeit  oder  die  Jurisdiction  des  Seigneurs,  in 
der  die  alte  Lebos  Verfassung  noch  fortlebt,  mit  ihren  Unterschieden 
und  Rechten,  mit  ihren  Namen  und  Formen,  aber  dennoch  sich 
der  Gestalt*  der  königlichen  Richter  mehr  und  mehr  nachbildend. 
Diese  letzlere  nun  behielt  auch  jetzt  noch  ihren  zweifachen  Inhalt ; 
die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  oder  die  allgemeine  und  die  privi- 
legirte  oder  ausserordentliche  Gerichtsbarkeit.  So  einfach  dieses 
System  als  solches  ist,  so  mannicbfaltig  gestaltet  es  sich  natürlich 
im  Einzelnen.  Für  unsern  Zweck  wird  es  genügen  zu  bemerken, 
dass  sowohl  das  Strafrecbt  als  das  Verfahren  ganz  dasselbe  in  allen 
Gerichten  dieser  Zeit  gewesen  ist,  und  dass  wir  daher  auch  schon 
aus  diesem  Grunde  der  genaueren  Darstellung  der  gerichtlichen  Or- 
ganisation entbehren  können.  Die  folgende  Beschreibung  von  Pro- 
cess  und  peinlichem  Recht  ist  jetzt  einfach  an  das  anzuschliessen, 
was  im  ersten  Bande  über  die  Staatsordnung  dieser  Zeit  gesagt 
worden  ist. 

Jedoch  müssen  wir  als  Gharacteristik  unsrer  Quellen  zuvor  den 
(lang  der  Gesetzgebung  und  der  Wissenschaft  in  Beziehung  auf 
unsern  Gegenstand  kurz  beleuchten. 

B.    Die  Gesetzgebung. 

Die  Entwicklungsgeschichte  der  Gesetzgebung  in  dieser  Epoche, 
deren  Gharacteristik  wir  hier  vorauf  senden,  wird  von  denselben 
beiden  Gesichtspunkten  beherrscht,  die  den  Inhalt  der  Geschichte 
des  Königtbums  bilden. 

Zuerst  scheiden  sich  in  ihr  zwei  Hauptgruppen,  die  den  beiden 
Stufen  der  königlichen  Herrschaft  entsprechen.  Die  ertse  Gruppe 
umfasst  das  16.  Jahrhunderl  und  enthält  die  Gesetze,  die  in  Ver- 
einigung mit  den  Etats  Göneraux  von  den  Königen  erlassen  wur- 
den; die  zweite  beginnt  mit  der  Regierung  Ludwigs  XIII.  und  geht 
bis  zur  französischen  Revolution ;  es  ist  die  Epoche  der  rein  könig- 
lichen Gesetzgebung. 

Die  erste  Gruppe  wird  eröffnet  mit  den  in  so  vieler  Hinsicht 
merkwürdigen  Etats  ginira%uc  von  Tours  im  Jahre  1483.  Unter  der 
blutigen  Herrschaft  Ludwigs  XI.  war  weder  das  Lehnsrecht  noch 
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das  Recht  der  Stände  zur  Geltung  gekommen,  ohne  das«  jener 
Fürst  es  vermocht  hätte,  das  Bedürfoiss  nach  einer  Vertretung  der 
letzteren  und  den  Glauben  an  ihre  Berechtigung  zu  vernichten. 
Kaum  war  er  daher  verschieden,  so  zeigte  sich  die  Unmöglichkeit 
ohne  die  Stände  der  Regierung  Ansehen  und  Macht  zu  verschaffen. 
Charles  VIII.  berief  daher  die  Etats  nach  Tours  und  in  den  drei- 
monatlichen Sitzungen  derselben  (vom  15.  Jan.  1483  bis  14.  April) 
ward,  und  darin  eigentlich  liegt  die  Bedeutung  dieser  Etats,  mehr 
durch  den  factischen  Verlauf  der  Verhandlungen  als  durch  eigent- 
liche Gesetze  das  Verhältnis*  des  Königthums  zu  dun  Etats  aufs 
neue  wieder  festgestellt.  Grade  dadurch  sind  diese  Verhandlungen 
eine  so  wichtige  Quelle  der  inneren  Geschichte  Frankreichs;  man 
sieht  in  ihnen  die  Gestalt ,  welche  die  Idee  des  Staats  und  das 
Recht  des  Lehnswesens  angenommen  hat ,  die  Forderungen,  welche 
entstanden  sind,  die  Punkte,  welche  das  15.  Jahrhundert  vernichtet 
hat.  Sie  sind  der  Spiegel  und  der  Ausdruck  für  die  Geschichte  der 
Gedanken,  die  das  16.  Jahrhundert  in  politischer  Hinsicht  beherrscht 
haben  und  keine  der  folgenden  Etats  generaux  haben  dieselben 
weder  in  dem  Umfange  noch  in  der  Bestimmtheit  wiedergegeben. 
Im  hohen  Grade  beachtenswerth  ist  besonders  das  Verhältnis*  des 
dritten  Standes.  Schon  damals  neigt  derselbe  sich  zur  eigentlichen 
Volksvertretung  hin,  und  in  einzelnen  Männern  wiederholt  sich  die 
Erscheinung  eines  Marcel ,  Lecoq  und  Caboche ,  ohne  jedoch  wei- 
ter als  zur  kräftigen  Rede  zu  gelangen.  Die  Geschichte  des  Tiers- 
Etat  hat  keine  reichhaltigere  Quelle  als  diese  Etats  von  Tours; 
allein  man  scheidet  von  ihnen  mit  der  Leberzeugung,  dass  damals 
die  Freiheit  des  Volkes,  nur  von  wenigen  und  auch  von  diesen 
nur  wenig  verstanden,  noch  unmöglich  war. 

Aus  diesen  Etats  ging  nun  die  Ord.  von  1483  hervor,  die  den 
Anfang  der  neuen  Gesetzgebungen  bildet.  Sie  bat  noch  ganz  den 
Character  der  alten  Ord.,  die  in  Folge  der  Etats  gegeben  wurden. 
Erlassen  nach  den  Anträgen  und  Cahiers  der  Abgeordnelen,  be* 
zieht  sie  sich  wie  diese  auf  alle  möglichen  Verhältnisse,  und  ent- 
hält nicht  so  sehr  neue  Grundsätze,  als  vielmehr  die  Ordnung  der 
alten  Zustände.  Ein  Theil  derselben  bezieht  sich  auch  auf  die 
Rechtspflege  im  Allgemeinen,  (in  31  Art.).')  Das  wichtigste  in 
diesem  Abschnitt,  der  wesentlich  nur  auf  Gerichtsordnung  und 
Process  Bezug  hat,  ist  das  in  ihm  nun  als  allgemeines  und  aner- 
kanntes ausgesprochene  Priocip,  dass  der  König  der  Herr  aller 
Rechtspflege  im  Reiche  sei,  und  dass  er  dafür  «seroit  tenn  en 
conscienee  de  repondre  dvoant  Dieu  des  fanssetez  qui  auroient  este 
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commises  par  ses  officiers.»  a.  1.)  Mit  diesem  Princip  endet  sei- 
ner Idee  nach  schon  der  Kampf  zwischen  der  königlichen  und 
lehnsherrlichen  Gerichtsbarkeit,  und  von  jetzt  an  ist  die  letztere 
wirklich  scboo  Patrimonialjurisdiction.  Denn  es  folgte  von  selber, 
dass  der  ftir  alles  verantwortliche  König  auch  Ober  alles  ausschliess- 
liche Macht  haben  mussle;  Gesetzgebung  und  Ordnung  der  Rechts- 
pflege lag  damit  in  seinen  eignen  Händen ,  und  was  er  bis  jetzt 
vom  Volke  genommen  hatte ,  das  war  ihm  nun  rechtlich  von  dem- 
selben ubertragen  worden.  Die  Folge  davon  war  eine  selbstän- 
dige königliche  Gesetzgebung,  welche  die  ganze  erste  Hälfte  des 
16.  Jahrhunderts  ausfüllt,  und  deren  Spüze  die  berühmte  Ord. 
von  1539  ist. 

Schon  1493  folgte  jener  Ord.  eine  neue  über  Gerichtswesen 
und  Process  in  111  Artikeln,  ')  die  besonders  die  Beschleu- 
nigung des  Verfahrens,  strenge  Hegeln  Uber  die  Verfolgung  der 
Verbrecher  und  über  die  Geheimhaltung  des  Processes  selber 
enthält.  Ludwig  XII.  begann  seine  Regierung  mit  der  noch  be- 
rühmteren Ord.  de  Blois , 2)  die  in  Folge  der  Etats  de  Blois  gege- 
ben ward  und  in  162  Art.  die  Grundsätze  der  obigen  Ord.  weiter 
ausführt.  Sie  bestimm!  die  Besetzung  der  Gerichte,  die  Prüfung 
der  Richter,  die  Gerichtssitzungen ,  den  Gang  des  Strafverfahrens, 
in  welchen  sie  neben  mehrern  verstandigen  Bestimmungen  die 
Heimlichkeit  des  Verfahrens  und  die  Anwendung  der  Tortur  zum 
allgemeinen  Gesetz  erhoben  hat.  Von  da  an  folgen  sich  eine  Reihe 
einzelner  Gesetze ;  die  Ord.  von  Blois  von  1507 a)  für  die  Norman- 
die,  die  Ord.  von  Blois  von  1510  <)  für  die  Bretagne,  die  Ord.  von 
1510  *)  in  Folge  der  Ständeversammlung  des  Südens  in  Lyon,  die 
Ord.  von  1517  über  die  Gerichtsbarkeit  der  Elus,  ')  die  Ord.  von 
1517  Uber  die  Gerichtsbarkeit  der  Admiralität,7)  die  Ord.  von  1528 
über  den  Process  im  Parlament,9)  von  1532  über  die  Zeugen  und 
ihre  Aussagen,9)  die  Ord.  von  1535  für  die  Gerichtsverfassung  der 
Provence, 10)  das  Edict  de  Cremieu  von  1536 ,  das  man  als  die 
Grundlage  4er  Errichtung  der  Presidaux  ansehen  kann.11)  Die 


»)  Ree.  T.  XI.  p.  214-249. 

2)  lb.  p.  323-379. 

h  Ib.  p.  464-515. 

*)  Ib.  p.  565-569. 

*)  Ib.  p.  575—603. 

«)  lb.  T.  XII.  p.  119-137. 

f)  Ib.  p.  137—148. 

»)  Ib.  p.  307—312. 

•)  Ib.  p.  357.    10)  Ib.  p.  416-491. 

»)  lb.  p.  504-610. 
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Ord.  von  1539  Ober  die  Competenz  des  Grand-Conseil ')  und  von 
demselben  Jahre  über  die  Competenz  der  Mailreg  des  reqtiAles  da 
Rot.  2)  Daneben  giebt  es  mehrere  von  untergeordnetem  Interesse. 
Das  Hauptgeselz  für  das  ganze  Gerichtswesen  bleibt  aber  die  Ord. 
von  Fitten  Cotterett,  Aug.  1539,')  in  192  Art.,  die  man  als  die 
Grundlage  der  ganzen  Gerichtsordnung  in  dem  ganzen  Zeiträume 
ansehen  kann.  Ihr  hauptsächlichster  Urheber  war  der  durch  seine 
iiltramonarchischen  und  inhumanen  Grundsätze  berühmte  Kanzler 
Poyet,  der  im  Jahre  1545  nach  den  Gundsälzen  seines  eignen  Wer- 
kes das  jedem  Angeklagten  während  der  Interrogatoires  einen 
Rechtsbeistand  versagte,  verurlheilt  wurde. 

Die  folgenden  Gesetze  von  1545 4)  und  1549  s)  sind  nur  Inter- 
pretationen dieser  Ordonnanz.  Desto  wichtiger  ward  die  Ord.  über 
die  Präsidial-Gerichte  von  1551 ,  von  der  wir  schon  gesprochen 
haben.  Mit  ihr  schliesst  die  erste  Hälfte  dieses  Jahrhunderts,  in 
der  die  Etats  durch  die  königliche  Gewalt  aufs  neue  unterdrückt 
wurden.  In  der  zweiten  erhoben  sie  sich  noch  einmal ,  und  in 
Folge  derselben  wurde  jetzt  die  Ord.  von  Orleans  von  1560  •)  er- 
lassen, der  das  Ed.  von  Kotisillon  vom  Jan.  1563  und  die  Decla- 
ration  über  das  letztere  vom  9.  Aug.  1564  folgte;7)  die  Ord.  von 
Moulint  vom  Febr.  1566  ward  erlassen  im  Grand  -Conseil»)  und 
enthielt  wie  gewöhnlich  vorzüglich  Erneuerungen  der  alten  Anord- 
nungen; genauere  Bestimmungen  gab  das  Ed.  vom  Amboise;  *)  die 
Etats  generaux  von  Blois  von  1579  endlich  riefen  die  berühmte 
Ord.  v.  Blois  vom  Mai  1579'°)  hervor,  die  als  die  dritte  neben  die 
Ord.  von  1356  und  von  1413  gesteilt  werden  muss,  da  sie  den- 
selben Gharacter  und  dieselben  Schicksale  gehabt  hat.  Mit  diesen 
£lats  löst  sich  die  eigentliche  Volksbewegung  vom  politischen  Leben 
ab  und  verschmilzt  mit  dem  religiösen ;  in  den  Hugenotlenkriegen 
bekämpft  sie  dann  zum  letzten  Male  das  Königthum ,  bis  die  abso- 
lute Monarchie  den  geistlichen  wie  den  weltlichen  Protestantismus 
mit  Einem  Schweigen  bedeckte. 

Die  Ord.  von  Blois  enthält  nun  in  363  Art.  ganz  in  der  Weise 


»)  Ib.  575—592. 
»)  lb.  p.  592—94. 
3)  Ib.  p.  600-640. 

*)  8.  T.  XII  det  Ree.  N.  391.  392.  461.  411. 
f)  T.  XIII.  p.  142.  144.  153.  160. 
•)  T.  XIII.  p.  63—98. 
7)  Ib.  p.  173. 
*)  Ib.  p.  189—212. 
•)  Ib.  p.  245—251. 
»)  Ib.  p.  380—463. 
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wie  alle  Verordnungen,  die  auf  Antrag  der  Etats  erlassen  sind,  Bestim- 
mungen und  Reformen  Uber  alle  Zweige  des  öffentlichen  Rechts;  uns- 
rem  Gegenstände  gehören  die  Art.  89-209.  Sie  betreffen  hauptsächlich 
Reformen  der  eingeschlichenen  Missbräuche  in  den  Gerichten ;  allen 
Ord.,  welchen  diese  Entstehung  gemein  ist,  ist  es  gleichfalls  eigen, 
sich  nie  über  Klagen  und  Beschwerden  hinaus  zu  verbreiten;  con- 
sliluliv  sind  die  französischen  Etats  nie  gewesen  und  konnten  es 
ihrem  Wesen  nach  nicht  sein,  da  sie  kein  neues  Princip  zu  ver- 
arbeiten, sondern  nur  das  alte  zu  vertheidigen  hatten.  Die  Aus- 
beute für  die  Entwicklung  des  Rechts  und  der  Gerichtsverfassung 
ist  in  allen  diesen  Ord.  daher  gering;  sie  zeigen  hauptsächlich  wie 
die  Willkühr  der  Beamteten  noch  immer  dieselbe  war,  die  sie 
schon  im  13.  Jahrhundert  gewesen.  Es  würde  nun  entschieden 
zu  weit  führen,  wollten  wir  die  einzelnen  Ord.  aufzählen,  die  die- 
ser grossen  Verordnung  gefolgt  sind.  Zwischen  ihr  und  der  Mitte 
des  folgenden  Jahrhunderts  liegt  eine  Periode,  die  mit  der  Herr- 
schaft Ludwigs  XI.  die  grösste  Aehnlichkeil  hat;  es  ist  die  Zeit  der 
durchgreifenden  Gewallmaassregeln ,  der  inneren  Entscheidung  über 
das  definitive  Verhältniss  von  köni^thum  und  Lehnsherrlichkeit. 
Wie  nun  das  erstere  gesiegt  und  wie  sich  der  letzte  Abschnitt  in 
dem  inneren  Leben  Frankreichs  vorbereitet  hat,  in  dem  zur  end- 
lichen Vollendung  kommt  was  mit  Philipp  August  begonnen,  das 
gehört  der  Staatsgeschichte  an.  Der  Satz  aber,  dass  keine  durch- 
greifende Aenderung  des  Staatslebens  ohne  eine  allgemeine  Ge- 
setzgebung ist  und  sein  kann ,  bestätigt  sich  auch  hier.  Die  zweite 
grosse  Gruppe  der  Gesetzgebung  schliesst  sich  an  den  Heros  des 
absoluten  Königthums,  Ludwig  XIV. 

Was  die  Gesetzgebung  dieses  Monarchen  im  Allgemeinen  be- 
trifft,  so  gehört  die  Darstellung  derselben  nicht  iinserm  Zwecke. 
Für  Strafrecht  und  Process  sind  die  Hauptordonnanzen  seiner  Re- 
gierung; zuerst  die  Ordonnance  civile  vom  April  1667.  Diese  Ord. 
uinfasst  in  35  Titeln  das  ganze  Verfahren  in  Givilsacben,  und  es 
ist  zu  bemerken,  dass  sie  mit  dem  Verhältnisse  der  Gompetenz 
und  den  Missbräuchen  der  Richter  sich  gar  nicht  beschäftigt.  Daneben 
steht  die  Ordonnance  criminelle  vom  Aug.  1670,  in  welcher  in  28 
Titeln  das  Strafverfahren  geregelt  ist.  Ein  eigentliches  Strafgesetz 
hat  das  Königthum  nicht  hervorgebracht ;  wir  werden  den  Grund 
dieses  Mangels  unten  andeuten.  An  diese  beiden  Hauptordonnanzen 
schliessen  sich  die  Ord.  von  iöGU,  die  in  6  Titeln  (Evocations,  Regle- 
ment des  Juges  en  raat.  civ.  et  crim.  [Gompetenz- Verhältniss], 
Conimillimus,  Lettres  d'Eslat,  Leides  de  Repi)  das  Verhältniss  der 
königlichen  Gewalt  zu  der  Thäligkeil  der  Gerichte  bestimmt;  und 
das  Eiiict  vom  März  1673  über  die  Epices  et  Vacalions.    Die  Ord. 
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vom  April  1695  bestimmte  endlich  in  50  Artikeln  die  Gränzen  und 
die  Formen  der  geistlichen  Gerichtsbarkeil  und  die  Verfassung  der 
kirchlichen  Hierarchie.  Diese  Ordonnanzen  bilden  von  da  an  die 
Grundlagen  alles  Processrechts ;  allerdings  sind  ihnen  im  folgenden 
Jahrhundert  noch  einzelne  Verordnungen  gefolgt,  allein  keine  hat 
eine  irgendwie  bedeutende  Veränderung  in  dem  hervorgebracht, 
was  jene  bestimmten.  Wir  Qberlasaen  es  daher  billig  dem  genaueren 
Studium,  das  Einzelne  nachzubringen.  Mit  der  Gesetzgebung  Lud- 
wigs XIV.  hat  das  Königlhum  auch  in  dieser  Beziehung  seinen 
höchsten  Punkt  erreicht;  seine  Aufgabe  ist  vollendet. 

Dies  sind  die  beiden  Gruppen  der  Gesetzgebung,  welche  sich 
in  die  letzte  Periode  theilen.    Notwendig  aber  ist  es.  einen  Blick 
auf  das  Verhällniss  ihres  lohalts  zu  einander  zu  werfen.    Das  nun 
lässt  sich  mit  wenig  Worten  bezeichnen.  Wir  haben  schon  gezeigt, 
dass  der  Process  des  13.  Jahrb.  den  des  15.  enthalt;  nnd  ganz  in 
gleicher  Weise  ist  der  des  18.  in  dem  oben  dargestellten  des  15. 
enthalten.    Die  Verordnungen  sind  deshalb  unter  einander  nur  der 
Form  nach  verschiedene;  die  Ord.  des  17.  Jahrhunderts  haben  den 
Inhalt  der  Ord.  des  16.  systematisch  geordnet  und  in  ein  Umfas- 
sendes Ganzes  gebracht;  was  bis  dahin  alsein  gesetzlich  ungeregel- 
tes vielfacher  Willkühr  und  Abweichung  unterlag,  ist  jetzt  ein  de- 
finitives Ganzet;  aber  Neues  und  Bedeutendes  ist  nicht  hinzugekom- 
men.   Wie  sich  beide  Gruppen  auf  diese  Weise  gleich  sind  für  das 
Verfahren,  so  sind  sie  es  auch  für  das  eigentliche  Strafrecht.  Es 
gibt  kein  Strafgesetz  in  der  französischen  Hechtsgeschichle.  Der 
Grund  lag  nicht  in  dem  Mangel  an  gesetzgeberischer  Thätigkeil, 
sondern  vielmehr  in  dem  Verhällniss  des  öffentlichen  Anklage  Ver- 
fahrens. In  diesem  nämlich ,  der  eigentümlich  französischen  Ver- 
schmelzung von  Accusations-  und  Inquisitionsmaxime ,  machten  die 
öffentlichen  Ankläger  ihren  Strafantrag  in  den  Conclusions  ihrer 
Anklage.  Die  Möglichkeit  grösserer  und  geringerer  Strafaoträge  gab 
ihnen  und  durch  sie  dem  Beamtenthum  eine  weit  grössere  Gewalt, 
als  sie  unter  einem  festen  Strafgeselz  gehabt  haben  wurden;  und 
der  Staat  selber  war  keinesweges  weit  genug ,  von  der  Strafe  mehr 
als  die  reine  Bestrafung  zu  fordern.    So  genügte  das  Hecht  der 
Conclusions  auf  der  einen  Seite ,  und  auf  der  anderen  kam  es  dem 
Streben  nach  Willkühr  entgegen.    Das  schloss  freilich  einzelne 
Strafbestimmungen  nicht  aus ;  und  diese  werden  wir  an  ihrem  Orte 
anführen,  Geroeinsam  aber  ist  dem  ganzen  Königthuro  jener» Mangel 
an  einem  ähnlichen  Act  der  Gesetzgebung,  wie  das  deutsche  Reich 
ihn  unter  Carl  V.  erzeugt  hat. 
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C.    Die  Wissenschaft. 

Wie  nun  durch  die  Masse  der  französischen  Gesetzgebung  sich 
Ein  bestimmter  Gang  hinzieht,  dem  sich  das  Einzelne  in  leicht 
verständlicher  Weise  anscbliesst,  so  wird  auch  die  Entwicklungs- 
geschichte der  Rechtswissenschaft  von  einer  allgemeinen  Bewegung 
beherrscht  und  gestaltet,  die  wir  hier  characterisiren  müssen,  um 
das  Verhältnis  unserer  Gebiete  zum  Allgemeinen  richtig  darlegen 
zu  können. 

Die  Erscheinung  des  römischen  Recht»  im  Abendlande  ist  aller- 
dings allenthalben  der  Anfangspunkt  aller  eigentlichen  Rechtswissen- 
schaft überhaupt  gewesen.  Allein  seine  Geschichte  ist  selbst  wieder, 
wie  das  oben  gezeigt  ward,  keine  selbstslandige;  sondern  sie  ist 
auf  das  Engste  mit  der  Entwicklung  des  Beamtenthums  verflochten. 
Nun  hat  jene  römische  Rechtswissenschaft  auf  der  einen  Seite  ihren 
Verlauf  für  sich;  sie  culminirt  bekanntlich  in  der  Milte  des  16. 
Jahrhunderls  in  Frankreich,  verlässt  dann  dieses  Reich,  und  wan- 
dert über  Belgien  und  Holland  nach  Deutschland  hinein ,  um  die- 
sem Land  ihren  Segen  und  Unsegen  zu  bringen.  Was  diesen  Theil 
ihrer  Geschichte  betrifft,  so  wollen  wir  ihn  hier  nicht  weiter  ver- 
folgen. Desto  wichtiger  ist  die  zweite  Seile,  das  Verhältnis»  des 
römischen  Rechts  zum  Beamtenthum,  und  die  sich  daran  anschliessende 
Entstehung  der  neuen  coutumiären  Rechtswissenschaft. 

Hier  ist  nun  vor  allen  Dingen  der  Unterschied  in  der  Wissen- 
schaft des  eigentlichen  Privatrecbls,  und  der  des  Process-  und 
Strafrechts  herauszuheben ,  ohne  welchen  man  schwerlich  die  wirk- 
liche Gestalt  dos  Verhältnisses  recht  erkennen  wird. 

Bis  zum  16.  Jahrhundert  nämlich,  bis  zu  der  Zeit,  wo  sich 
Beatutenthum  und  Lehnsherrlichkeil  noch  gegenüber  stehen,  ist 
das  römische  Recht  keinesweges  blos  eiue  Quelle  der  Recbtskennt- 
niss  für  das  erstcre,  sondern  es  wird  zugleich  zu  einem  gcwalt- 
vollen  und  nachhaltigen  Mittel,  den  einen  Glauben  zu  brechen,  dass 
das  wahre  Rechlsbewusstsein  im  alten  Lehnsgerichte  lebe  und  dieses 
daher  im  Stande  sein  könne,  das  Recht  zu  verwalten;  und  auf  der 
anderen  Seite  den  anderen  Glauben  zu  begründen,  dass  in  dem 
Beamtenstande  überhaupt  und  im  Beamtengericht  im  Besondern  eine 
ganz  besondere,  über  den  Unterthan  erhabene  Weisheit  lebe.  Diese 
Zwecke  liessen  die  Beamteten  alle  die  Unklarheit  und  Unanwend- 
barkeil  römischer  Begriffe  ertrugen  f  und  sogar  sie  vermehren  und 
preisen.  Als  nun  aber  dieselben  erreicht,  und  die  alle  Idee  des 
Volksrechts  und  Volksgericbts  gebrochen  war,  da  halte  man  in 
der  Thal  keinen  Grund  mehr,  jene  Missverhällnisse  zu  übersehen. 
Die  gelehrten  jetzt  alleinigen  Vertreter  des  Rechtslebens  begannen 
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daher,  das  Bedttrfniss  zu  fühlen,  dem  wirklichen  Landrecht  seine 
Stelle  neben  dem  römischen  Recht  einzuräumen.  Das  geschah  zu- 
nächst  in  der  ofTiciellen  Abfassung  der  Coutumes.  Als  diese  ge- 
schehen war,  lies*  es  sich  nicht  länger  läugnen,  dass  das  Land- 
recht eine  Menge  von  Grundsätzen  enthalte,  welche  das  rein  rö- 
mische Recht  weder  kennen  noch  begreifen  konnte ,  und  dass  diese 
Grundsätze  allen  Coutumes  gemein,  im  Grunde  ein  gemeines  fran- 
zosisches Kecht  enthielten.  Der  Mann,  der  dieses  zuerst  offen  zu 
bekennen  und  zu  vertreten  wagte ,  war  Dumoulin.  Seit  seinem  Auf- 
treten trennten  sich  zwei  Schulen  in  dem  französischen  Civilrecht, 
die  coutumiäre  und  die  roraanistische.  Sic  stehen  sich  im  16. 
Jahrhundert  scharf  gegenüber,  und  der  Streit  über  Wesen  und  In- 
halt des  droit  commun  zieht  sich  bis  ins  18.  Jahrhundert  hinein. 
Vortrefflich  hat  Boubier  in  der  Einleitung  zu  seinem  Comment.  der 
Cout.  de  Bourgogne  die  Ansichten  und  Aussprüche  zusammengestellt; 
man  siebt  deutlich,  dass  es  beiden  Parteien  an  wahrer  Herrschaft 
über  die  Sache  mangelt ,  und  dass  daber  keine  von  ihnen  zum  Sief» 
über  die  andere  befähigt  war.  Doch  lassen  sich  /iie  Erscheinungen 
in  der  Rechtswissenschaft  nach  beiden  Seiten  hin  bis  zum  Ende 
dieser  Epoche  ziemlich  bestimmt  gruppiren.  Allein  schon  im  An- 
fange jenes  Gegensatzes  war  zugleich  eine  Richtung  entstanden, 
welche  ihn  zu  vermitteln  bestimmt  war.  Dies  war  die  grosse  Masse 
der  Commentatoren  der  Coutumes.  Diese  Commentatoren  verfuhren 
ganz  in  der  Weise  der  Etahl.  de  St.  Louis  und  Bouteillers;  sie  über- 
schwemmten jeden  Satz  der  Coutumes  mit  einer  solchen  Masse  von  Ci- 
talen  aus  dem  römischen  Recht ,  dass  man  bald  die  Unmöglichkeit 
erkennen  musste,  einen  solchen  Zustand,  der  das  Verschiedenste 
chaotisch  zu  einem  unlebendigcn  Schwall  von  Worten  und  Nummern 
machte,  für  die  praktischen  Gerichte  länger  aufrecht  zu  halten. 
Seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  bemächtigt  sich  desshalb  das 
eigentbümlich  praktische  Talent  der  Franzosen  dieses  Verhältnisses, 
man  beginnt  aus  dem  massenhaften  Durcheinander  die  bestimmten 
Resultate  herauszuziehen;  man  gibt  dem  römischen  Recht  eine  cou- 
tumiäre, dem  coutumiärem  Recht  eine  römische  Form,  und  im 
ld.  Jahrhunderl  stehen  zwar  beide  nehm  einander  ,  aber  im  We- 
sentlichen in  derselben  AufTassungsweise  verarbeitet  und  durch  die 
Accomodalion  an  den  Gebrauch  und  sein  Bedürfnis  um  ihre  In- 
dividualität gebracht.  Die  Hauptvertreter  dieses  letzten  Resultats 
sind  auf  der  einen  Seile  Argou  in  seinen  Institution*  au  Droit  Fran- 
fais,  welche  das  coutumiäre  Recht  in  der  Weise  der  Institutionen 
behandeln ,  und  Pothier  mit  seinen  PanJectes  und  der  Reihe  seiner 
Traites  ,  welche  aus  dem  römischen  Recht  das  eigentbümlich  Rö- 
mische scheiden,  um  den  Rest  der  französischen  Praxis  zu  über- 
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geben.  Die  Rechtsgetchichte  ging  dabei  unter  in  der  Herrschaft  des 
Gegenwärtigen.  —  Auf  diese  Weise  ist  es  gekommen ,  dass  das 
römische  Recht  von  dem  Augenblicke  an,  wo  das  Beamtenthun) 
seine  wirkliche  Herrschaft  errungen  hat ,  sich  mit  dem  germanischen 
Recht  verschmilzt;  eine  Entwicklung,  die  in  entsprechender  Weise 
auch  in  Deutschland  stallgefunden  hat. 

Anders  nun  verhielt  es  sich  mit  Strafrecht  und  Process.  Aller- 
dings  sind  auch  hier  anfänglich  das  römische  Recht  und  das  Lehns- 
recht einander  gegenüber  getreten ;  allein  schon  im  13.  Jahrhundert  ist 
die  Form  des  neuen  Proceases  bestimmt,  und  von  da  an  handelt 
es  sich  nicht  mehr  um  die  weitere  Aufnahme  lebnsrechtücher  Ele- 
mente, sondern  um  die  gänzliche  Vernichtung  derselben.  Daher 
haben  die  Coutumes,  wie  wir  gesehen,  fast  gar  keine  Bestimmun- 
gen Ober  das  Verfahren ,  und  nur  wenige  Ober  das  St ra frech t ;  und 
desshalb  hat  sich  in  jenen  beiden  Gebieten  der  Rechtswissenschaft 
niemals  jener  Gegensatz  der  coutomiüren  und  römischen  Schule 
zeigen  können,  sondern  sie  gehen  als  einheitliche  und  geschlossene 
Bewegung  vorwärts;  und  diese  ist  nun  kurz  zu  bezeichnen. 

Wir  haben  oben  gezeigt ,  wie  in  den  RechtsbOcbern  der  ganzen 
bisherigen  Zeit,  sowohl  bei  Beaum.  wie  bei  Bout. ,  alle  Theile  des 
Rechts  noch  in  ungeschiedener  Ordnung  durcheinander  stehen. 
Als  nun  die  offtcielle  Rodaction  der  Coutumes  beendet  war ,  und 
diese  in  allem  Wesentlichen  nur  privatrechtlichen  Inhalt  boten, 
begann  das  Privatrecht  nun  auch  in  der  Wissenschaft  an  dem  Stu- 
dium dieser  Coutumes  ein  selbstständiges  zu  werden.  So  entstan- 
den zwei  Hauptgruppen  aus  der  früher  vereinigten  Masse,  das 
Privatrecht  auf  der  einen  Seile,  das  Strafrecht  und  der  Process 
auf  der  anderen.  Nahe  lag  es  nun  schon  ttusserlich,  die  letzteren 
beiden  fernerhin,  wie  es  bisher  geschehen,  zusammen  zu  lassen; 
und  daher  kam  es,  dass  mit  Ausnahme  von  Du  Breiiii  in  dieser 
ganzen  Epoche  in  allen  bedeutenderen  Werken  Strafrecht,  Process 
und  Strafverfahren  stets  als  ein  Zusammengehöriges  behandelt  und 
dargestellt  werden.  Den  eigentlichen  Grund  dafür  bot  aber  der, 
beiden  Gebieten  gemeinschaftliche  Character,  ganz  und  gar  ein  Er- 
zeugniss  der  rechtsgelehrten  Richter  zu  sein,  das  nirgends  durch 
ein  Landrecht  wesentlich  durchbrochen  ward.  Von  dieser  Ver- 
schmelzung hat  sich  die  französische  Rechtswissenschaft  nicht  wieder 
losmachen  können.  Die  nächste  Folge  davon  war  ein  Zurücktreten 
des  Studiums  des  eigentlichen  Strafrechts.  Denn  da  die  Strafanträge 
in  den  Conclusions  der  Partie  Publique  erschienen ,  so  behandelte 
man  sie  als  Nebensache ,  und  der  Process  selber  war  die  Haupt- 
sache. So  ist  es  gekommen ,  dass  die  französische  Rechlsbildung 
einer  eigenen  und  selbständigen  S trafrech tsiciaeruchaft  eben  so  sehr 
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entbehrt  hat,  als  eines  Strafgesetzes;  und  aus  diesem  Verhältnis* 
erklart  es  sich  allein ,  wesshatb  neben  einer  ungemein  tüchtig  be- 
bandelten Processlehre  das  Strafrecht  weder  seinem  Umfange,  noch 
seinem  Inhalte  nach  zu  irgend  einer  rechten  Bedeutung  gelangt  ist. 
Allerdings  kommen  schon  früh  Versuche  vor,  das  Strafrecht  selbst- 
standig  zu  machen.  Der  erste  ist  der  Traiete  des  peines  et  amendes 
von  Jean  Duret,  dessen  erste  Ausgabe  von  Dupin  ')  in  das  Jahr 
H53  gesetzt  wird.  Diese  Abhandlung  ist  dadurch  wichtig,  dass 
sie  die  Grundform  der  Behandlung  des  Strafreehts  überhaupt  zeigt, 
die  sich  bis  zum  19.  Jahrhundert  erhalten  bat.  Nach  einer  kurzen 
Einleitung  Über  die  Eintheilung  der  Strafen  in  criminelles  et  civiles 
geht  sie  sogleich  zu  den  einzelnen  Verbrechen  und  ihren  Strafen 
über,  die  in  alphabetischer  Ordnung  aufgeführt  werden.  Dies 
war  grade  das,  was  die  Praxis  brauchte,  und  weil  es  ihr  genügte* 
beruhigle  sie  sich  dabei.  Dadurch  kam  im  Strafrecht  selber  der 
heutige  allgemeine  Theil  nicht  zur  Berechtigung,  und  es  ist  eigen- 
tümlich genug  zu  sehen ,  wie  neben  der  genauesten  Entwicklung 
aller  processualen  Fragen  jenes  ganze  so  wichtige  Gebiet  in  der 
französischen  StrafrechUwissenschaft  gänzlich  fehlt.  Denn  jene  Form 
der  Behandlung  ist  auch  auf  die  Werke  übergegangen,  die  Process 
und  Strafrecht  verbunden  haben.  Auf  das  engste  hängt  damit  der 
Mangel  an  Bewegung  im  Gebiet  der  Strafrechtsprincipien  zusammen. 
Die  französische  Jurisprudenz  hat  dieselbe  nie  in  sich  aufgenommen; 
selbst  Beccaria's  Werk  hat  dies  keinesweges  geändert ;  die  Juristen 
verwarfen  seine  Ansichten  fast  mit  ilohn,  wie  man  aus  dem  Art. 
Peine  im  Bep.  von  Guyol  sieht;  nur  die  Literaten  nahmen  die  neue 
Idee  freundlich  und  willig  bei  sich  auf,  ohne  jedoch  ihr  praktische 
Geltung  zu  verschaffen.  So  hat  gleich  das  anfängliche  Auftreten 
über  das  Schicksal  der  Selbstständigkeit  des  Strafreehts  entschieden. 
Dem  Werke  von  Duret  sind  daher  Weuige  gefolgt.  Berühmt  ist 
Ayraulfs  Werk  :  «<L  Ordre  formalile  et  Instruction  judiciair«»,  dessen 
voller  Titel  bei  Dupin.2)  Ayraulfs  Bedeuluug  liegt  darin,  dass  er 
auf  der  einen  Seite  fast  der  einzige  ist,  der  die  Rechtsgeschichle 
mit  der  Darstellung  des  Geltenden  verbunden  hat,*)  auf  der  anderen 


<)  Bibtiolb.  de  Droit,  p.  358.  Die  zweite  ist  von  1578,  die  dritte  von  1588. 
Diese  letztere  liegt  uns  vor. 

2)  Siehe  p.  355  und  356  und  die  kurze  Darstellung  des  Werkes  in  den  N'o- 
tices  bibu'ographiques  p.  725  ff.  Die  erste  Ausgabe  ist  aber  nicht  die  von 
159t,  wie  Dupin  angiebt,  sondern  von  1576  in  8°.  und  ausserdem  giebt  es 
eine  zweite  von  1588  in  fol.    Ich  habe  mir  ihn  nicht  verschaffen  können. 

*)  Eine  Sammlung  der  Strafrechtsbestimmungen  der  älteren  Völker,  beson- 
der, der  Griechen  und  Börner,  ist  von  ihm:  P,  Ätrodü  Ander.  J.  €.  De- 
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aber  mit  Freirauth  und  Umsicht  die  Mängel  des  Verfahrens  rügte. 
Allein  der  Mnngel  an  wissenschaftlicher  Form  hat  dem  Werke  die 
Kraft  genommen ,  eine  dauernde  Richtung  zu  begründen.  So  viel 
wir  sehen  ,  ist  von  ihm  an  bis  zur  Revolution  kein  neuer  wissen- 
schaftlicher Versuch  von  Bedeutung  vorgekommen,  das  Strafrecht 
aus  jener  Vereinigung  mit  dem  Process  abzulösen.  Doch  habe  ich 
weder  den  Tratte  des  crimes  von  J.  A.  Soulatges  1762,')  noch  auch 
die  «Laif  criminelles  de  France  dans  leur  ordre  naturel»  von  Muyart 
dt  Vomglan* ,  1780  f.,  mir  verschaffen  können,  in  welchem  Werke 
der  Verfasser  für  das  Strafrecht  versucht  hat ,  was  Domat  für  die 
Pandecleu  versuchte.  In  keinem  Falle  haben  sie  der  Rechtswissen- 
schaft eine  neue  Gestalt  zu  geben  vermocht.  So  blieb  jene  Ver- 
schmelzung die  Grundform  der  letzteren,  und  ihre  Gestalt  ist  dem- 
nach zu  bezeichnen. 

Diese  nun  ist,  seitdem  sich  die  Processmasse  von  dem  Civil- 
recht  abgelöst  hat,  eine  dreifache.  Es  gibt  entweder  Bearbeitun- 
gen der  Gesetze,  reine  Processformulare,  oder  formliche  Lehrbücher. 

Die  Bearbeitungen  der  Gesetze  zuerst  beginnen  mit  den ,  fflr  jene 
Zeit  grossartigen  Versuchen,  die  schon  im  16.  Jahrhundert  schwer 
zu  bewältigende  Masse  der  verschiedenartigen  Bestimmungen  in 
Eine  grosse  Gesetzgebung  zu  verarbeiten.  Der  erste  Versuch  ist 
die  Sammlung  von  Rebuffi  1573,  in  welcher  alle  Ord.  in  systema- 
tischer Ordnung  excerpirt  wurden.  Das  umfassendste  Werk  aber 
in  dieser  Beziehung  ist  der  «Code  du  Roi  Henry  III.» ,  verfasst  von 
dem  unglücklichen  Brissonius,  der  sich  über  alle  Theile  des  Staats- 
lebens erstreckt,  und  seiner  Bestimmung  nach  ein  Staatsgrundgesetz 
aein  sollte.  Es  ist  eine  Sammlung  aller  betreffenden  Stellen  aus 
den  früheren  Ordonnanzen ;  doch  geht  sie  nur  an  wenigen  Orten 
bis  zur  Ord.  v.  1356,  weiter,  so  viel  wir  sehen,  gar  nicht  zurück ; 
Charondas  gab  ihn  1603  heraus2)  mit  Anmerkungen,  die  wie  alle 
Noten  desselben  höchst  praktisch,  aberstark  mit  römischem  Recht 
gemischt  sind.  Diesen  Anfängen  folgte  eine  Reihe  von  systemati- 
schen Ordonnanzensammlungen,  besonders  im  17.  Jahrhundert, 
unter  denen  Fontanons  Ord.  die  bekanntesten  sind.  Im  18.  Jahr- 
hundert traten  die  chronologischen  Sammlungen  an  ihre  Stelle.  In 
allen  diesen  Sammlungen  war  noch  der  ganze  Stoff  der  Gesetzgebung 
enthalten ,  und  in  der  Weise  der  Glossatoren  mit  allgemeinen  Com- 
mentarien  versehen.    Erst  mit  dem  17.  Jahrhundert  beginnt  man, 

cretorum  rerumve  spad  diversos  populos  ab  omni  antiquitate  judicatarum 
libri  duo.       von  1580.  Frankf.  a.  M.   Ist  bei  Dupin  nicht  angegeben. 
*)  Dupin  p.  357. 

*)  Die  letzte  Ausgabe,  bei  Dupln  nicht  aufgeführt,  ist  von  1628,  fol.  (Dup. 
p.  «05.) 
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die  einzelnen  Gebiete  selbstständig  zu  behandeln.  Schon  im  Jahre 
1609  erschien  eine  kleine  Sammlung  von  Ord.  «sur  le  faiet  de  la 
justice»,  die  nur  Verordnungen  über  das  Gerichtswesen  enthielt.1] 
Es  mögen  wohl  mehrere  ähnliche  erschienen  sein ;  doch  sind  sie 
uns  nicht  bekannt;  auch  machte  die  Ord.  civile  und  criminelle  sie 
Oberflüssig.  Mit  diesen  Ord.  tritt  die  Keilte  der  eigentlichen  Com- 
mentaires  ins  Leben ,  die  an  jene  Ord.  die  späteren  Bestimmungen 
anschlössen.  Die  bedeutendsten  Commentaires  sind  die  von  Jousse, 
durch  ihre  Einfachheit  und  Klarheit  gleich  merkwürdig.3)  Specielie 
Ordonnanzensamralungen  wurden  dadurch  für  den  Process  fernerhin 
unnüthig  ;  nur  das  Oiminalrecht  bedurfte  derselben.  Doch  erst  im 
Jahre  1752 J)  erschien  der  Code  final  ou  Receuil  des  princ.  ord. 
edils  et  deciaralions  sur  les  crimes  et  delits  von  Laverdy,  ein  treffli- 
ches kleines  Werk,  das  in  jeder  Hinsicht  brauchbar  ist;  es  geht  sogar 
bis  zu  den  Etablissements  zurück,  und  enthält  die  kurze  Angabe  aller 
Verbrechen  im  ersten  >  die  Textesworte  der  Gesetze  im  zweiten  Ab- 
schnitt. Man  hat  in  diesem  Werke  in  kurzer  (Jebersicht  den  gan- 
zen Zustand  des  Strafrechts  in  Händen.  Die  obige  systematische 
Sammlung  von  Vouglans  gehört  endlich  als  letzter  Versuch  in  diese 
Kichlung.  Daneben  gingen  die  allgemeinen  Sammlungen  fort,  theils 
für  einzelne  Regierungen,  theils  für  ganz  Frankreich,  bis  die 
sogenaunten  Ordonnances  du  Louvre,  an  denen  jetzt  seit  mehr  als 
100  Jahren  gearbeitet  wird,  an  die  Spitze  aller  derartigen  Unter- 
nehmungen traten. 

Die  zweite  Gruppe  bilden  die  processualen  Formelbücher,  die 
wir  nach  ihrem  Hauptvertreter  die  Pratiques  nennen.  Nach  Dupin*) 
beginnen  sie  mit  Gastiers  Pratique ,  die  ich  nicht  kenne ;  entschieden 
am  bedeutendsten  aber  ist  die  Noucclle  Pratique  civile,  criminelle 
et  beneficiale  von  Lange,  die  eine  grosse  Zahl  von  Auflagen  er- 
lebt hat  und  vor  1667  schon  viermal  aufgelegt  ist.  Sie  enthalt  in 
Katechisationsform  alle  Fragen  aus  dem  Verfahren  und  Strafrecht, 
ist  natürlich  ohne  allen  wissenschaftlichen  Werth,  aber  für  die  Rou- 
tine höchst  brauchbar.  Neben  diesen  Prjitiques  erschienen  mehrere 
reine  Formularbücher  für  den  Process,  gewöhnlich  unter  dem  Titel: 
«Instructions  sur  les  procedures  etc.»,  die  nur  die  Formeln  der  ein- 
zelnen processualen  Acte,  Decrete,  Ladungen,   mit  Gebrauchsan- 


*)  Fehlt  bei  Dupin.  —  Sic  enthalt  2  Bd.  in  16». 

*)  Diese  Commentaires  giebl  es  flir  alle  Ord.  L.  XIV,  die  wir  oben  citirt 

haben.    Sie  sind  öfter  erschienen. 
3)  Bei  Dupin  p.  218  fehlt  die  Angabe  der  ersten  Ausgabe  von  1759.  Die 

zweite  ist  von  1765,  die  dritte  von  1777. 
4}  A.  a.  O.  p.  354,  wo  noeb  andere  Praticiens  angegeben  sind. 
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Weisungen  geben  und  für  die  Anschaulichkeit  des  Verfahrens  immer- 
hin nicht  ohne  Interesse  sind.1) 

Die  dritte  Gruppe  wird  von  den  eigentlichen  Lehrbüchern  ge- 
bildet, die  gleich  vom  Anfange  an  Civil-  und  Oiminalprocess  mit 
dem  Strafrecht  vereinigt  haben.  Die  Grundform  dieser  Lehrbücher 
ist  der  alte  Stylus  von  Du  Breuil;  sie  sind  für  diese  Epoche  was 
jener  für  seine  Zeil  war,  nur  dass  ihr  Gebiet  ein  weiteres  ist.  In 
dieser  Gruppe  herrschen  nun  auf  das  enUchiedendsle  iwei  Namen, 
die  sich  an  die  beiden  Hauptgeselzgebungen  anschliessen ,  und.  in 
denen  man  die  Höhepunkte  der  Wissenschaft  ihrer  Zeit  wieder- 
findet, Inibert  und  Jousse. 

Jean  Imbert,  Lieutenant  criminel  in  Fonlenay-le-Comle  gab  nach 
der  Urd.  von  1539  zuerst  seine  Institution»*  forensa  in  4  Büchern 
lateinisch  heraus,  die  1548  als  «la  Practique  judiciair«  tant  civiie  que 
criminelle  von  ihm  selber  ins  Französische  übersetzt  wurden.  Das 
erste  Buch  handelt  vom  Civilverfahreo ,  das  zweite  von  der  Appel- 
lation, das  dritte  vom  Strafverfahren,  das  vierte  von  der  Appel- 
lation im  letzteren.  Im  dritten  Buch  enthält  das  Cb.  XXI  einige 
kurze  Angaben  über  die  Strafen.  Dieses  Werk ,  das  mit  ungemeiner 
Klarheit  den  ganzen  Process  zuerst  dargestellt  hat,  hat  eine  grosse 
Menge  von  Ausgaben  und  Commentationen  erlebt.2)  Es  ist  aber 
nicht  blos  dadurch  von  Wichtigkeil.  Ein  Blick  auf  die  Ord.  von 
1667  und  1670  lehrt,  dass  Imbert  mit  seiner  Anordnung  und  Auf- 
fassung für  die  ganze  folgende  Zeit  die  Grundlage  abgegeben  bat; 
denn  nicht  aliein  sind  mit  wenigen  Ausnahmen  die  Begriffe  jener 
Ord.,  sondern  sogar  ihre  Abfassung  und  Ordnung  dieselbe.  Es 
ist  dieses  dadurch  eines  der  bedeutendsten  Werke  in  der  ganzen 
französischen  Rechtsgeschichte  geworden,  und  selbst  Jousse  hat 
ihn  nicht  übertroffen.  —  Ihm  zur  Seite  steht  Bierre  Lizet,  mit  sei- 
ner Pratique  judiciaire,  die  1603  von  Charondas  mit  Noten  heraus- 
gegeben ward8)  und  die  Practique  de  Masuer,  gleichfalls  lateinisch  und 
französisch  erschienen , 4)  die  aber  beide  trotz  ihrer  grossen  Verbrei- 


>)  Diese  Instructions  hat  Dopin  gar  nicht  aufgenommen.  Wir  besitzen  eine 
von  den  am  meisten  gebrauchten  von  1751,  der  ein  Style  de»  Conelusions 
angehäuft  ist. 

*)  Vgl.  die  Angaben  Dupins  in  den  Not.  bibl.  p.  722.  Auch  diese  sind  kei- 
nesweges  vollständig.  Ich  ßnde  ausser  den  angegebenen  Ausgaben  noch 
eine  französische  von  1615,  40.,  mit  dorn  Eochiridion,  diesem  Vater  aller 
späteren  Dictionnaires  und  Repertoires  und  eine  lateinische  >on  1648,  8». 
(Utrecht.) 

*)  Dup.  p.  356. 

*)  Vgl.  Dup,  U.  p.  853  und  724.  Hinzuzufügen  ist  die  tat  Ausg.  von  1587, 
8°.  Frankfurt. 
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tuog  keinen  so  nachhaltigen  Einfluss  geübt  bat  wie  IraberU  Werk. 

Zwischen  dem  letzteren  und  dem  Auftreten  von  Jousse  liegen  nun 
hauptsächlich  die  oben  erwähnten  Practiqve*,  die  der  reinen  Rou- 
tine angehören.  Den  Anfang  einer  wissenschaftlicheren  Auffassung 
machen  die  Werke»  die  sich  mit  der  Gtrickt*terfa**ung  und  ihren 
Verhältnissen  beschäftigen^  Diese  beginnen  schon  ziemlich  früh; 
der  Ordo  perantiquus  judiciortim  civilium  von  Brtto  160*  scheint, 
wenigstens  nach  Hupin')  der  ernte  Versuch  gewesen  zu  sein; 
Qiappureau'i  Traite  des  diverses  jurisdictions  de  France  von  1(520 
folgte  ihm;  Borjon,  Des  Offices  de  judicature  von  1682  ist  gleich- 
falls kurz;  am  bedeutendsten  in  diesem  Jahrhundert  ist  aber  Loy- 
uau,  mit  den  drei  Werken,  die  die  Gerichtsverfassung  eigentlich 
eist  zu  einer  Wissenschall  erhoben  haben.  Sein  Thrill  da  Seigmrurie* 
(Gerichtsverfassung  der  Patrimonialjurisdictioo)  erschien  zuerst  1605, 
der  berühmtere  Traiti  de»  Office»  1610;  die  erste  Ausgabe  des 
Tratte"  de»  Ordre*  et  simples  Dignilez  linde  ich  nicht.3)  Loyseau 
ist  breit  und  umständlich,  aber  man  findet  vortreffliche  Angaben 
über  die  Gericbtsverhätlnisse  dieser  Epoche  bei  ihm  und  die  Bear- 
beitung dieses  Gebiets  hat  seit  seinem  Auftreten  ihm  Selbststän- 
digkeit nicht  wieder  verloren.»)  So  standen  die  Sachen  gegen  die 
Mitte  des  18.  Jahrhunderte,  als  die  altberühmte  Recbtsschule  von 
Orleans  mit  den  beiden  bedeutendsten  Juristen  dieser  Epoche  auf- 
trat, Pothier  und  Jon»**.  Diese  beiden  Männer  haben  mit  ihren 
Arbeiten  das  ganze  Gebiet  der  Rechtswissenschaft  umfasst  und  durch- 
arbeitet und  in  ihnen  ist  die  eigentümliche  französische  Rehand- 
lungsweise  am  bestimmtesten  zur  Erscheinung  gekommen.  Sie  sind, 
mitten  in  einer  grossen  und  woblverarbeiteten  Gelehrsamkeit  ste- 
hend, beide  durch  und  durch  praktisch;  klar  und  bestimmt  legen 
sie  ihre  SäUe  dar,  .dem  Geschichtlichen  nur  so  weit  zugewendet, 
als  es  das  Gegenwärtige  erklärt,  alles  rein  historische  zur  Seite 
lassend,  um  philosophische  Auffassung  sich  nicht  bekümmernd  und 
das  römische  Recht  mit  dem  coulumiären  Recht  zu  einem  greif- 
baren ,  allenthalben  ausreichenden  Ganzen  verschmelzend.  Sie  sind 
die  Schlusssteine  der  Entwicklung,  die  schon  mit  De  Foniaines  und 
Beauraanoir  beginnt  und  haben  desshalb  ihre  ganze  Zeit  eben  so 
entschieden  beherrscht  wie  Cujas  und  Dumoulin  die  ihrige.  Was 


V  Bibl.  d.  Dr.  p.  363,  doch  kann  man  sich  keioesweges  auf  ihn  verlassen. 
')  Dupin  p.  317.  —  lu  der  ersten  Üosainmtatisgabe  von  163«  sieht  sie  als 

dritter  Theil  im  ersten  Bande. 
*)  Jou$it  Just.  crim.  T.  III.  p.  346.  n.  a.  citirt  eine  Hittoire  de  la  Justice 

criminelle  de  France  von  lotwAel,  die  ich  nicht  kenne  and  die  auon  nicht 

bei  Dupin  angegeben  tst. 
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nun  Pothier  für  das  französisirte  römische  Recht  gewesen  ist,  das 
war  Jousse  für  unser  Gebiet,  den  Process  und  das  Strafrecbt. 
Neben  seinen  schon  oben  erwähnten  Gommentaires  der  Ord.  von 
L.  XIV.  hat  er  die  französische  Merichlsverfassung  in  seinem 
Traiti  de  V  administrativ  de  la  Justice  1771,  2  Bd.,  4°.,  systematisch 
nach  allen  Seiten  hin  entwickelt  und  dep  Criminalprocess  neben 
dem  ganzen  Criminalrecht  in  dem  Tratte"  de  la  justice  criminelle  de 
France,  in  4  starken  Quarlbänden  in  demselben  Jahre  erschienen. 
Diese  Werke  werden  stets  die  Grundlage  für  die  Kenntniss  jener 
Verhältnisse  im  18.  Jahrhundert  bilden;  es  bleibt  uns  in  Beziehung 
auf  das  Einzelne  nichts  fibrig  als  uns  an  sie  anzuschliessen  und 
auf  sie  zu  verweisen.  Die  genauere  Darstellung  der  Bedeutung 
dieser  beiden  Männer  müssen  wir  der  juristischen  LiterSrgesehii'hle 
Frankreichs  überlassen.  Den  eigentlichen  Civilprocess  indessen  hat 
Jousse  nicht  bebandelt;  diese  Lücke  füllte  das  Werk  von  Pigeau, 
la  Procedure  civile  du  Chatelet  de  Paris  et  de  toutes  les  juris- 
dtctions  du  royaume  von  1787,  2  v.  in  4°.  aus.1)  Durch  diese  Ar- 
beiten ward  der  Lehre  des  Processes  und  des  Strafrcchls  die  ver- 
lorne Wisse nschafllichkeit  in  so  weit  wiedergegeben,  als  diess  über- 
haupt bei  der  vorherrschend  praktischen  Tendenz  möglich  war. 
Neben  ihnen  stehen  nun  mehrere  Abhandlungen  über  einzelne 
Theile  des  Processes  und  Strafrechts,  für  die  wir  auf  Dupin  ver- 
weisen. Doch  müssen  wir  noch  auf  eine  höchst  brauchbare  Quelle 
zurückweisen,  die  Dictionnaires  und  Repertoires  de  Jurisprudence. 
Diese  beginnen  mit  dem  Enchiridion  Imberls;3)  ihm  folgen  mehrere, 
unter  deuftn  Borchel*  Bibliothcque  du  droit  Francais  von  1629») 
das  weitläufigste  und  Ferneres  Dictionuaire  de  droit  das  bekann- 
teste sind.  Alle  aber  übertrifft  das  wahrhaft  ausgezeichnete  Riper- 
toire  de  Jurisprudence  von  den  ersten  Juristen  der  zweiten  Hälfte 
des  vorigen  Jahrhunderts  ausgearbeitet  und  von  Guyot,  Professor 
in  Orleans  gesammelt,  das  1784  in  17  starken  Quarlbänden  er- 
schien. Es  giebt  keinen  Punkt  in  dem  französischen  Recht,  der 
hier  nicht  besondere  in  seiner  neuen  Gestalt  auf  gründliche  und 
tüchtige  Weise  erledigt  worden  wäre.  Das  Heperloire  von  Merlin 
ist  nichts  anders  als  die  Umarbeitung  jenes  Werkes,  an  dem  sich 
ueben  Merlin  Tronchet,  MaJeville  und  andere  betheiligt  hatten. 


i)  Dop.  p.  354.  —  Ich  habe  mir  leider  dieses  Werk  nicht  verschaffen  können. 
*)  Hinzuzufügen  zu  den  Angaben  Dupins,  p.  324,  ist  die  Ausgabe  der  franzö- 
sischen Uebersetzung  von  1566.  8«. 
*)  Dupin,  p.  368. 
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Diese  kurzen  Andeutungen  müssen"  hier  für  den  allgemeinen 
Gang  der  Wissenschaft  genügen.  Wir  gehen  nun  zu  den  einzelnen 
Theiien  über. 


Strafrecht    und    Verfa  h  r  e  n. 
A.  Das  Strafrecht. 

/.     Character  desselben. 

Das  Strafrecht  dieser  ganzen  Epoche  steht  auf  eigentümliche 
Weise  neben  dein  Process.  Während  der  letztere  bis  in  die  ein- 
zelnen Punkte  hinein  mit  der*  grössten  Klarheit  und  Bestimmtheit 
behandelt  wurden  ist,  ist  das  Strafi echt  weder  in  der  Gesetzgebung 
noch  in  der  Wissenschaft  ein  geordnetes  oder  begränzles  Ganzes. 
Die  positiven  Angaben  über  Verbrechen  und  Strafen  bilden  hier 
nicht  wie  in  Deutschland  die  Grundlage,  auf  welcher  die  Praxis 
sich  bewegt,  sondern  die  letztere  ist  absolute  Herrin  auf  diesem 
Gebiete.  Desshalb  ist  die  eiuzige  Möglichkeit,  sich  diesen  Theil 
des  Rechtszustandes  zu  veranschaulichen,  ein  Blick  in  dieses  Ver- 
hältniss  der  Praxis  selber  als  die  rechte  Basis  des  geltenden  Rechts. 

Vor  allem  dadurch  hatte  in  den  vorherigen  Perioden  das  Be- 
amtenthum seine  moralische  Herrschaft  über  das  Land  «gewonnen, 
dass  es  sich  als  unerbittlicher  Verfolger  ulier  Verbrechen  und 
Vergehen  gefürchtet  und  geachtet  zugleich  machte.  Der  Sieg  der 
Öffentlichen  Anklage,  den  diese  Epoche  vollendete,  gab  ihm 
den  Rest  der  lehnsben  liehen  Gewalt  vollends  in  die  Hände.  Nun 
aber  ist  es  schon  oben  nachgewiesen ,  dass  das  Wesen  des  Ver- 
brechens in  der  Idee  der  Verletzung  der  allgemeinen  Persönlichkeit 
im  Einzelnen  liegt.  Wenn  nun  die  erslere  zur  absoluten  Herrin 
wird,  so  geschieht  es,  dass  sie  sich  leicht  und  allenthalben  ver- 
letzt iuhlt,  und  daher  diu  Erscheinung,  dass  mit  dem  Wachsen 
der  absoluten  Macht  auch  die  Strenge  der  strafenden  Gewalt  zu 
wachsen  pflegt.  Die  Beamtelen  halten  sich  für  den  Staat,  und  es 
ist  ihnen  desshalb  natürlich,  sowohl  aus  eigener  Gewalt  zu  bestim- 
men, was  ein  Verbrechen  sei,  als  auch  die  Strafe  dieses  Verbrechens 
festzusetzen.  Dieser  Tendenz  des  Beamtentums ,  die  Vergehen  in 
den  Kreis  der  Verbrechen  hinein  zu  ziehen  und  die  Strafen  zu 
schärfen,  kann  der  Staat  auf  keine  andere  Weise  wirksam  entgegen 
treten,  als  durch  eine  Straf gtsetxgebuno.  Denn  die  Bedeutung  einer 
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solchen  liegt  nicht  blos  darin  ,  dass  der  Praxis  eine  feste  Grundlage 
durch  sie  gegeben  wird,  sondern  sie  gibt  zugleich  dem  Staate 
selber  in  seinem  Verhältnis«  zu  den  freien  Handlungen  der  Einzel- 
nen bestimmte  Gränzen,  ausserhalb  welcher  er,  und  mit  ihm  die 
Beamtengewalt,  gleichsam  nicht  mehr  vorhanden  ist;  sie  ist  eine 
Selbstbestimmung  des  staatlichen  Willens  auch  für  seinen  Umfang 
•im  Gebiet  der  individuellen  Freiheil,  und  damit  zugleich  eine  An- 
erkennung  der  letaleren ,  seiner  eigenen  Selbstherrlichkeil  gegenüber. 

Eine  solche  Strafgesetzgebung  hat  das  königliche  Frankreich 
nie  gehabt,  und  es  liegt  nahe,  zuzugestehen,  dass  es  ihrer  darum 
entbehrt  hat,  weil  vor  allem  das  absolute  Küniglhum  solche  Grenzen 
für  sich  und  solche  Anerkennung  für  andere  nicbl  gewollt  hat. 
Die  Folge  aber  davon  für  das  Strafrecbl  war,  dass  bis  zur  Revo- 
lution die  beamteten  Ankläger  und  die  beamteten  Richter  allein  über 
das,  was  Verbrechen  sein,  und  über  das,  was  ihm  als  Strafe  folgen 
sollte,  die  Entscheidung  behielten.  In  Ermanglung  eines  allgemei- 
nen Strafgesetzes  ward  jedes  lirlheil  ein  Strafgesetz  für  den  einzelnen 
Fall.  Dieses  ist  der  allgemeinste  Cbaracler  der  Slrafrechlsverwal- 
tung  für  die  vorliegende  Epoche. 

Ein  solcher  Zustand  wird  uns  als  Rechtsunsicherheit  und  Will- 
kübr  erscheinen;  deunoch  ist  er  nicht  anders  gewesen.  Und  von 
diesem  Gesichtspunkt  aus  muss  das  Verhallniss  der  Elemente  dieses 
Zuslaudes  betrachtet  werden.  Es  wird  dasselbe  am  deutlichsten, 
wenn  wir  sogleich  die  allgemeinste  Form  des  Verfahrens  in  diesem 
Zustande  voranstellen. 

War  eine  Handlung  vorgefallen,  die  dem  Richter  oder  dem 
Procureur  du  Roi  als  straffällig  erschien,  so  ward  die  Untersuchung 
veranlasst ,  und  nach  ihrer  Beendigung  auf  irgend  eine  angemessene 
Strafe  augetragen;  der  Richter,  nach  Erwägung  dieser  Anklage, 
entschied  nach  seinem  Ermessen,  und  nur  dies  Ermeaen  gab  das 
Slrafmaass  und  die  Strafarl ;  war  die  Handlung  entweder  in  einer 
Coulurae  oder  in  einer  Ordonnanz  schon  mit  bestimmter  Strafe  be- 

r  I 

legt,  so  verstand  es  sich,  dass  man  solche  Slrafbestimmung  zum 
Grunde  legte;  doch  band  man  sich  selten  fest  an  das  Gesetz;  das 
Gericht  beherrschte  das  Recht,  statt  dass  das  Recht  das  Gericht 
hätte  beherrschen  sojUen»  Nicht  wenig  bat  dieser  widersinnige  Zu- 
stand zur  Erbitterung  gegen  das  Bestehende  und  zum  Bedürfnis« 
nach  einer  Strafgcs,etzgebung,  die  auf  gauz  neuen  Priocipien  be- 
ruhen sollte,  beigetragen;  denn  er  hat  fast  ohne  Widerspruch 
vom  16.  Jahrhundert  an  geherrscht* 

Soh 041  Ijnbcrt  schrieb  ip  seiner  Prat.  L.  III.  C.  XX.  §.  7.  — 
«aujourdhui  les  peines  tont  arbitraircs  en  ce  royaume» ,  und  dio 
Note  vub  Automne  dazu  gesteht  dies  ein  —  «lorsqu'une  peine  est 

WaraMaif  u.  Stein,  franz.  guats-  und  RecAUgeich.  Bd.  III.  39 
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arbitraire  et  Iaiss6e  ä  declarer  officio  Judicis,  le  Jage  peut  eon- 
damner  le  criminel  d  mort» ,  wie  das  schon  ein  Arrest  von  1545  an* 
erkannte;  nur  soll  dem  Hichter  nicht  erlaubt  sein,  «inventer  et  user 
de  peiues  autret  que  celles  qui  sont  usitees.»  Diese  furchtbare  Ge- 
walt der  Cierichte  ist  keineswegs  im  18.  Jahrhundert  geändert ; 
Joutte  sagt  mit  denselben  Worten  (Inst,  crira.  I*.  I.  Tit.  1.  p.  4.) 
ad'ailleurs  presque  tautet  let  peinet  tont  arbitrairet  dans  ce  rovaume.» 
Das  Gebiet  des  Strafrechts  ist  wirklich  das  Gebiet  der  vollständig- 
sten Willkühr  der  Gerichte  gewesen.  Eine  Darstellung  desselben, 
wie  sie  flir  Deutschland  möglich  wäre,  wurde  hier  nicht  blos  der 
Praxis,  sondern  dem  Princip  nach  gradezu  geschichtlich  unrichtig 
sein.  Nirgends  mehr  wie  in  diesem  Gebiet  zeigt  sich  daher  der 
endliche  und  entschiedene  Sieg  des  Beamtentums  Ober  das  alte 
Recht;  es  ist  der  Höhepunkt  seiner  absoluten  Herrschaft  im  Rechts- 
leben, deren  allmähliges  Entstehen  wir  früher  gezeigt  haben. 

Dieses  Verhällniss  ist  es  nun  auch,  von  welchem  die  ganze 
Gestalt  der  französischen  Strafrechttwittentchaft  in  dieser  Epoche 
bestimmt  worden  ist.  Die  gesetzgeberische  Gewalt  des  Richters 
und  Anklägers  über  den  einzelnen  Fall  drängte  die  Wissenschaft 
schon  im  16.  Jahrhundert  auf  die  Darstellung  der  einzelnen  falte 
hin;  es  gibt  in  dieser  Darstellung  gar  nicht  das,  was  wir  den  all- 
gemeinen Theil  nennen ,  sondern  nur  bei  den  einzelnen  Verbrechen 
kommen  einzelne  Abschnitte  desselben  zur  Sprache,  und  auch  diese 
nur  spärlich.  Die  Lehre  vom  Strafrecht  bei  Jousse  ist  ihrer  gan- 
zen Form  nach  sehr  wenig  vou  der  bei  Durct  verschieden,  wenn 
auch  der  Inhalt  ein  reicherer  und  geordneter  ist.  Die  ganze  Straf- 
rechtswissenschaft überhaupt  konnte  bei  jenem  Zustande  Air  die 
Praxis  wenig  mehr  sein ,  als  eine  Anleitung  ,  und  selbst  die  gesetz- 
lichen Angaben  wurden  zu  blossen  Beispielen  für  die  wirkliche  An- 
wendung. Der  Mittelpunkt  des  ganzen  Slrafrecbts  war  die  Con- 
clusion  des  Anklägers  und  das  Urtheii  des  Richters;  und  wenn  auf 
der  einen  Seite  dies  dem  Stande  der  Advocaten  eine  Bedeutung  und 
Uebung  gegeben  hat,  wie  dies  in  dem  Lande  wirklicher  Slrafgesetz- 
gebungen  nicht  der  Fall  sein  konnte ,  so  hat  es  auf  der  anderen 
das  Strafrecht  zu  einer  bloss  polizeilichen  Beslrafungsanstalt  herab- 
gewürdigt. Es  ist  dieses  einer  der  unerfreulichsten  Theile  der 
ganzen  französischen  Rechlsgeschichle. 

Darnach  nun  ergibt  sich  auch  die  Aufgabe,  die  uns  vorliegt. 
Sie  zerfällt  in  zwei  Theile.  Der  erste  hat  es  zu  versuchen,  den 
Umfang  und  Inhalt  zu  bezeichnen,  den  man  unter  dem  Begriff  von 
Verbrechen  und  Strafe  Oberhaupt  befassle ;  der  zweite  soll  die  ein- 
zelnen Verbrechen,  in  so  weit  sie  bestimmter  Gesetzgebung  unter- 
worfen waren,  kurz  aufführen.    Der  erste  Theil  ist  der  praktisch 
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wichtigste  ;  man  bat  bei  ihm  keinen  Augenblick  zu  vergessen ,  dass 
nicht  bloss  die  Subsumtion  des  bestimmten  Verbrechens  unter  die 
Strafart  und  das  Strafmaass  sondern  sogar  die  Ausdehnung  dieser 
Begriffe  grösstenteils  dem  Gerichte  überlassen  wurde. 

//.   Verbrechen  und  Strafe  im  Allgemeinen, 
a)  Verbrechen. 

Dass  bei  jener  rein  praktischen  Gestalt  zuerst  der  Begriff  von 
Verbrechen  sehr  wenig  wissenschftlich  ausfallen  musste,  liegt  nahe 
genug;  die  ältere  Zeit  vor  der  Ord.  crim.  hat  so  viel  wir  sehen, 
eine  solche  Begriffsbestimmung  gar  nicht  versucht,  und  dieselbe 
höchst  wahrscheinlich  ausschliesslich  den  Interpreten  des  C.  J. 
überlassen.     Auch  noch  im  18.  Jahrhundert  ist  sie  vage  und  un- 
ergiebig. ')    Nicht  minder  unklar  war  man  sich  über  den  allen  Un- 
terschied von  Delit  und  Crime.    Delil  ward  bald  gleichbedeutend 
mit  Crime  gebraucht,  bald,  und  vorzüglich  in  der  Praxis,  bezeich- 
nete man  auch  jetzt  noch  die  Vergehen  als  delits.*)    An  eine  feste 
Bestimmung  des  Umfange  der  Verbreeben  war  dabei  natürlich  nicht 
zu  denken.    Verbrechen  war,  was  bestraft  werden  konnte,  und  be- 
straft werden  konnte,  was  der  Richter  für  straffällig  achtete.  Am 
strengsten  scheint  in  dieser  Beziehung  das  16.  Jahrhundert  gewesen 
zu  seiu,  wo  die  Unsicherheit  der  öffentlichen  Buhe  entschiedenes 
Auftreten  der  Gerichte  nothwendig  machte  und  entschuldigte.  So 
stellt  Duret  unter  die  strafbaren  Handlungen  z.  B.  oChemin  fausse- 
ment  raunstreo  f.  47,  48.    Das  Suchen  nach  aDots  et  douaires  ex- 
cessifsa  f.  56 — 58.    Die  Trunkenheit,  wo  er  klagt,  dass  der  über- 
mässige Weingenuss  nicht  bestraft  wird,  nach  der  aequitable  loy 
des  Oerenses,  punissant  l'yvrogne  de  mort  irremissiblement»  f.  97  b, 
den  Mangel  an  obeissance  oder  reverence  aux  plus  grans»  f.  124— 
125.    Die  Oisivele  und  die  Bettelei,  die  allerdings  von  Henri  II. 
mit  Galeerenslrafen ,  und  das  Vagabondiren,  das  mit  körperlicher 
Züchtigung,  und  im  Wiederholungsfalle  mit  dem  Tode  bestraft 
werden  sollte  (Ord.  21.  Oct.  1561)  f.  125—126.  Jeder  Richter  hatte 
dabei  das  Recht,  bis  zur  Todesstrafe  zu  erkennen.    Erst  die  Ord. 
crim.,  indem  sie  eine  bestimmte  Ordnung  und  Stufenfolge  der 
Strafen  einführte,  hat  zu  einer  Eintheilung  der  Verbrechen  nach 

i)  Jousse  J.  Cr.  P.  I.  R. :  On  entend  par  crime  (oule  action  iujusle  eldefen- 
due  par  les  Loix,  qni  tend  a  Messer  la  sociele*  et  a  Iroubler  la  tranquillile 
publique  et  qui  mirite  une  peine  plus  ou  moins  severe.  —  Lange  Prat. 
L.  I.  Ch.  1.  p.  2.  3. 

a)  Jousse  a.  a.  O.  «Dans  rnsage  du  barrean»  sind  die  delits ,  «les  crimes 
leger»  et  ceox  qni  n'exigeut  qu'une  simple  reparalion  civile  ou  une  peine 
pecuniaire.»  —  Vgl.  auch  unten. 
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den  Strafen  Anlass  gegeben  und  dadurch  die  Syatemalistrung ,  mit 
ihr  die  Beschränkung  der  richterlichen  Willkühr  begründet.  Nach 
ihr  beginnen  die  Einteilungen  der  Verbrechen,  die  freilich  keinen 
wissenschaftlichen  Werth  haben,  und  zum  Theil  willkührlicb  sind, 
zum  Theil  rein  praktisch.  Jouste  a.  a.  O.  hat  «htiit  manieres  de 
comidirer  les  crinies»;  davon  zu  Leachten  ist  nur  die  Einlheilung 
in  criraes  publics  et  prives,  er.  atroces,  qualilies,  leget s,  capilaux 
und  non  capilaux,'/  und  die  Einlheiliing  der  Verbrechen  der  Geist- 
liehen,  nach  welcher  sie  entweder  dilti»  commune. —  der  welllichen 
Competenz  unterworfene ,  oder  dilti*  oder  ca»  priviligiii ,  bei  denen 
die  geistliche  und  wellliche  Gewalt  geineinscbafilich  die  Instruction, 
die  ersle  allein  die  Entscheidung  hatten  —  oder  dilti»  purement 
ecclisiaetiques  waren.  Aber  auch  diese  Einlheilungen  führten  zu 
keinem  System  des  Slrafrechts ;  sie  waren  nur  die  abstraclen  Ge- 
sichtspunkte, aus  denen  man  die  einzelnen  Verbrechen  betrachtete. 
—  Was  den  übrigen  Inhalt  des  allgemeinen  Theils  betrifft,  so  sind 
die  Begriffe  von  Concurrenz ,  von  Zurechnungsfähigkeil ,  von  Ver- 
such, Absicht,  Thatbestand,  auch  von  Jousse  gar  nicht  einmal  an- 
gegeben, eben  so  wenig  finde  ich  ihrer  früher  Erwähnung.  Nur 
die  Momente,  welche  das  Straf maass  bestimmen  können,  finden 
Berücksichtigung.  .Schon  bei  Duret  sieht  man,  wie  die  römischen 
Begriffe  in  dieses  Gebiet  hinüberspielen.  Er  sagt  in  der  Einleitung 
f.  6  b.  aröguliörement  il  y  a  pritomtion  de  dol  etfraudees  delitso; 
die  Strafen  sollen  schärfer  und  gelinder  sein  nach  der  Impetuosite, 
der  Gouslume  de  mal,  überhaupt  nach  den  circonstances;  «Lejuge 
poisera  les  qualilez  de  toutes  parts,  et  cela  fait  arbilrera  plus 
griefve  peiue»  (f.  8  b.)  —  oder  auch  «selon  la  condition  des  per- 
sonnes,  l'ignorance  du  delinquant,  son  inopine  erreur  —  le  Juge 
peut  apres  cognaissance  de  cause,  eetaindre  ou  restraindre  la  peine.» 
(f.  9  a.)  Bei  Jousse  ist  aus  diesen  ordnungslosen  Andeutungen  im 
A.  II.  a.  a.  O.  eine  Art  von  System  gemacht:  «De  ce  qui  contribue 
ä  rendre  les  crimes  plus  ou  moins  grave.»  Was  hier  steht  ist  in 
der  That  nicht  viel  hesser,  als  was  schon  Beaum.  darüber  gesagt 
hat;  der  Fortschritt  ist  gering.  Die  Verbrechen  werden  schwerer 
oder  leichter  nach  dem  Mouvement,  qui  engage  a  les  commettre, 
oder  nach  den  Circonstances  qui  laccoropagnent.  (p.  9 — 17.)  Zu 


*)  Wie  kann  man  doch ,  Trügt  Lange  a.  a.  0.  p.  3  zwischen  crimes  capitaux 
und  non  capilaux  unterscheiden,  da  doch  «lea  peine«  sont  arbllraires  en 
ce  Royaomo?»  Allerdinga,  antwortet  er,  «ehacuno  espece  de  crime  na 
pa*  one  eertaine  peine  diterminie ;»  doch  nützt  jene  Eintheilong  den  Rich- 
tern dazu  «qu'ilt  ne  fatttnt  une  espece  diffirente  dea  nioindres  crimes  et 
delita,  qui  sont  pnnia  de  peines  plus  legeres.»  Das  fürchtete  man  noch  im 
Jahre  1755! 
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einem  eigenen  Abschnitt  ist  dagegen  hier  die  Lehre  von  den  Ge- 
hülffn  erhoben  (Tür.  II.),  die  ziemlich  ausführlich  behandelt  wird. 
Bezeichnend  für  den  Mangel  an  Wissenschaftlicbkeit  ist,  dass  da- 
bei weder  der  Name,  noch  der  Begriff  des  Urhebers  vorkommt. 
Der  (irund  lag  darin,  dass  ihm  die  eigentliche  Frage  nur  die  nach 
der  Bestrafung  der  Gehülfen  war,  und  die  Antwort  hierauf  sich  für 
den  Urheber  von  selbst  ergab.  Jene  nun  wird  nach  Jul.  Clarus 
und  Farinacius  entschieden;  gleiche  Strafe  bei  Complott,  Mitur- 
heberschaft, Hülfe  durch  Wachebalten,  Auftrag,  intellectueller 
Urheberschaft;  selbst  die  Milwissenschaft  trifft  bei  den  schwersten 
Verbrechen  gleiche  Strafe  mit  dem  Verbrecher ;  hier  hat  besonders 
Farinacius  die  Ansichten  der  Jurisien  des  18.  Jahrhunderls  beherrscht. 
Geringer  ist  die  Strafe  je  nach  den  Umständen  bei  der  entfernteren 
Beihülfe,  wo  der  Complice  nicht  die  cause  prochaine  du  crime  ist, 
bei  Hülfe  nach  dem  Verbrechen,  Hehlern,  Verbergen  des  Thälers, 
blossem  Kath  und  Begünstigung.  Die  genauere  Bestimmung  ist 
dabei  der  Strafpraxis  überlassen.  —  Bei  weitem  wichtiger  ist  aber 
eben  deshalb  die  Lehre  von  den  Strafen. 

b)  Strafen. 

Die  Strafen ,  als  das  Mittel ,  durch  welches  der  Staat  den  Ein- 
zelnen seinem  Willen  unterwirft,  zeigen  in  ihrer  Entwicklung  noch 
deutlicher  wie  die  Verbrechen  die  Abschnitte  der  Geschichte  des 
Slaatslebens.  In  der  ersten  Epoche  sind  sie  local  in  Geltung  wie 
in  Form  bei  grosser  geschichtlicher  Uebercinstimmung;  in  der  zwei- 
ten verwirrt  sich  das  Strafsystem  durch  das  Eindringen  des  römi- 
schen Hechts  und  die  UebergrilTe  der  Beamtelen ;  in  der  dritten 
vorliegenden  endlich  wird  das  Bewusstsein  allgemein,  dass,  wie 
Ein  Beamtenorganismus  über  ganz  Frankreich  herrscht,  so  auch 
Ein  Strafsystem  das  allein  gültige  sein  müsse.  Diese  Epoche  selbst 
aber  hat  wieder  zwei  Abschnitte. 

Zunächst  niimlich  ward  jene  Einheit  des  Strafsyslems  dadurch 
erreicht,  dass  die  Beamteten  allenthalben  in  gleicherweise  aus  ei- 
gener Macht  die  Strafen  bestimmten.  Die  Grundlage  dafür  bildeten 
natürlich  die  althergebrachten  Strafen,  und  das  Erfinden  neuer  Stra- 
fen ward  untersagt.»)  Die  Anwendung  der  Strafen  aber  war  will- 
kührlich;  selbst  die  beireffenden  Gesetze  scheinen  mehr  eine  An- 
leitung als  eine  Regel  gewesen  zu  nein.  Eine  Ordnung  der  Strafen 
gab  es  gesetzlich  nicht ;  seihst  die  Wissenschaft  behandelte  sie  nur 
beiläufig  und  beispielsweise.3) 

>)  Zu  der  obigen  Stelle  aus  I inbort  add.  Jousm  J.  Cr.  I.  III.  p.  41. 

*)  Durst  gibt  hinter  der  Preface  ein  Schema  für  die  Strafen,  ohne  sie  selber 
hineinxiiulgen.  tmbert  L.  III.  Ch.  XXI.  spricht  von  einigen  Strafen ,  ohne 
aueh  nur  die  Absicht  tu  haben,  den  Gegenstand  zu  erschöpfen. 
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Die  Folge  dieses  Zustande« ,  Unsicherheit  des  Rechts  und  Druck 
des  Volkes,  rief  die  Bestimmung  der  Ord.  crim.  hervor,  von  wel- 
cher aus  der  zweite  Abschnitt  in  der  Geschichte  der  Strafen 
dalirt.  Diese  nämlich  bestimmte  Tit.  XXV.  a.  13  die  Grundlagen 
einer  Strafordnung ,  indem  sie  eine  Reibe  von  Strafen  in  die  zweite 
Klasse  nach  den  Todesstrafen  setzte.  Die  Bestimmung  selbst  ist 
im  höchsten  Grade  dürftig.1)  Allein  da  man  schon  damals  deutlich 
das  Verkehrte  in  dem  allen  Zustande  fühlte,  schloss  man  sich 
gerne  an  dieses  Gesetz,  an,  um  es  zum  Ausgangspunkte  fu>  ein 
ganzes  System  der  Strafen  zu  raachen.  Dieses  letztere  ist  eigentlich 
erst  im  18.  Jahrhunderte  recht  festgestellt;  am  besten  und  weitläuf- 
igsten ist  es  bei  Jousse  J.  Cr.  dargelegt  (P.  I.  T.  III.),  wozu  man 
seine  Noten  zur  Ord.  Cr.  vergleichen  kann.  Da  dieses  System  alle 
früheren  Strafen  in  sich  aufgenommen  hat,  so  wird  es  genügen 
die  Grundzüge  desselben  hier  anzugeben. 

Die  erste  Strafclasse  bilden  die  Peine»  capitale»  (Jousse,  J.  K. 
pag.  42  IT.).    Zu  diesen  Peines  capitales  gehören  : 

A.  Die  Todesstrafen  (mort  naturelle).  Der  Tod  durchs  Feuer; 
der  Tod  durchs  Rad;  die  Viertheilung;  die  Strafe  des  Galgens; 
die  Enthauptung;  letztere  vertritt  den  Galgen  hei  den  Adlichen. 

ß)  Die  übrigen  Peines  capitales  sind : 

a.  Die  Galire»  d  perpftuitt.  Die  Galeerenstrafe  inuss  im  Anfange 
des  16.  Jahrhunderts  entstanden  sein;  doch  ist  ihre  Entstehung 
nicht  bestimmt  nachzuweisen.  Die  erste  Ordonnanz,  die  sich  auf 
die  Galeerensträflinge  bezieht,  ist  die  Ord.  von  1548,  15.  März.3) 
Doch  citirl  der  Art.  Galeres  bei  Guyot  schon  zwei  Arrets  v.  1532 
und  1535,  die  diese  Strafe  enthalten.3)  Jeder  zu  den  Galeeren  Ver- 
urteilte wird  bei  seinem  Eintritt  gebrandmarkt ;  wer  sich  verstüm- 
melt, um  der  Strafe  zu  entgehen,  erleidet  nach  einer  Deel,  von 
1677  den  Tod;  bei  Gebrechlichen  wird  die  Strafe  gewöhnlich  in 
ewige  Landesverweisung  verwandelt.  Schon  damals  durften  die  von 
den  Galeeren  Entlassenen  bei  Strafe  erneuerten  Galeerendienstes 
nicht  nach  Paris  zurückkehren.  —  Die  Frauen  trifft  statt  der  Ga- 
leerenslrafe  ewiges  Gefiingniss  in  einer  Maison  de  Force,  oder  kör- 
perliche Züchtigung  mit  Landesverweisung.4) 

')  Der  Art.  laotel :  Apre«  la  peine  de  la  morl  naturelle  la  plus  rigoureuse 
est  cell«  de  la  qaeation  avec  la  rtserve  des  preuves  en  leur  eolier,  de« 
galeres  perpetuelles ,  du  bannissemenl  pcrpetucl,  de  la  question  sans  re- 
serve  des  preuves,  des  galeres  a  temps,  du  fouet,  de  Tarnende  houorable, 
et  du  banuissement  a  temps. 

Ree.  XIII.  p.  70.    Sie  spricht  nur  bcilXufig  von  «forcats  et  galeres.» 
*)  Voc.  Galeres.   Der  Art.  kennt  die  Ord.  v.  1548  nicht. 
*)  Imbert  spricht  nicht  von  den  Galeres,  Uuret  gleichfalls  nicht.    Erst  in  der 
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b)  Das  Bannitsement  d  perpitaiti.  Die  Landesverweisung  dieser 
Epoche  ist  aus  dem  alten  Recht  hergenommen.  Sie  ward  ausge- 
sprochen entweder  für  einen  Theil  des  Landes,  «hors  du  retsort ,» 
oder  auch  bors  du  royaume.  Sehr  streitig  war  es,  ob  man  dtemps 
hors  du  royaume  verbannen  konnte,  wogegen  sich  Lamoignon  und 
mit  ihm  die  meisten  anderen  entschieden ; ')  und  ob  ein  bannissement 
d  perpituiti  hors  du  res»ort  eine  peine  capitale  sei.2) 

c.)  Gegen  Verstorbene,  wenn  ihnen  wegen  der  höchsten  Ver- 
brechen ein  Proccss  erhoben  wurde,  ward  die  Strafe  des  Schind- 
angers (traine  sur  la  claie)  oder  der  Gondemnalion  de  memoire 
ausgesprochen.    Wichtig  ward  dieses  wegen  der  Folgen. 

Die  Folgen  jeder  peine  capitale  bilden  nämlich  gleichsam  die 
zweite  Seite  dieser  Strafen.  Sie  besteben  in  der  Configeation  und 
in  der  Mort  eivile. 

Die  ConfUcation,  wie  sie  aus  dem  alten  Recht  in  die  Coutumes, 
und  von  diesen  in  das  neuere  Strafrecbt  übergegangen  ist,  ist 
ihrem  Princip  nach  das  einfache  Zurückfallen  des  Gutes  an  den 
Lehnsherrn,  dessen  Verleihung  durch  die  peine  capitale  als  aufge- 
hoben angesehen  ward.  Sie  folgt  daher  unmittelbar,  ohne  beson- 
deres Urlheil,  und  zwar  rausste  sie  darnach  nölhwendig  dem  Lehns- 
herrn und  Gerichtsherrn  zu  Gute  kommen.  Dies  Verhältniss  be- 
zeichnet die  Paroraie:  Qui  confisque  le  corps,  confisque  le  bien, 
die  den  Art.  183  der  Cout.  von  Paris  bildet.  Grade  durch  diesen 
engen  Zusammenhang  mit  dem  Lehnsverhältniss  und  dadurch  auch 
mit  der  Geschichte  des  Ueberganges  der  alten  Allode  in  Beneficien, 
die  selbst  eine  so  vielgestaltige  war,  erklärt  sich  nun  das  Recht 
der  ConGscalion.  Die  Confiscalion  selber  war  nämlich,  wie  auch 
schon  früher  gezeigt  ist,  keinesweges  eine  allgemeine  Folge  jeder 
peine  capitale  in  Frankreich ;  denn  nicht  blos  beschränkten  viele 
Coutumes  sie  auf  das  Verbrechen  der  leze-Majeste ,  sondern  auch 
der  Umfang  des  der  Confiscation  unterworfenen  Gutes  war  ver- 
schieden und  im  Lande  des  droit  ecrit  galt  sie  überhaupt  nicht. 
Allein  die  Ungenauigkeit  des  Begriffes  der  Leze-Majeste3)  und  die 
Gleichförmigkeit  der  Praxis  Hessen  bald  Versuche  zur  Verallge- 
meinerung derselben  entstehen.  Der  Beamtenstand  erfand  den  Satz, 

Note  q.,xu  lmbert  II.  geschieht  ihrer  Erwähnung.    Jouue  hat  nicht«  über 
ihre  frühere  Geschichte  i.  a.  O.  p.  47  ff. 
>)  Reperl.  v.  bannissement. 
*)  Jotute  J.  Cr.  p.  50  IT. 

*)  Die  Bestimmungen  für  diese  Confiscation  sind  in  der  Ord.  von  1539  ent- 
halten, welche  zuerst  die  Conuscation  in  diesen  Fällen  befiehlt  and  sie 
regelt.  A.  1.  11.  Die  Ord.  von  1679  setzte  im  Art.  13  das  Duell  den 
Majestütsverbrecben  gleich. 
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dass  allenthalben,  wo  keine  Confiscation  einträte,  die  Erben  in  eine 
«amende  convenableo  xu  verurl heilen  seien  and  schon  im  Jahre 
1583  niusste  das  Parlament  durch  ein  eignes  Arret  feststellen ,  dass 
diese  amende  nicht  «doit  absorber  la  plus  grande  paiiie  des  biens 
du  coudamne» ; ')  die  Ord.  vom  Juli  1681  a.  kb  setxte  ihr  Maass 
auf  ein  Viertel  des  Vermögens.')  Das  confiscirle  Gut  fiel  dem 
aSeigneur  Haul-Justicier  du  lieu\»  iu,  was  aus  dem  Wesen  der 
Confiscation  sich  von  selbst  ergab.  Hier  nun  entstanden  eine  Menge 
einzelner  Fragen  über  die  dabei  Berechtigten,  die  beiJousse  a.  a. 
O.  abgehandelt  werden  und  die  für  die  Sache  selber  nur  von  prak- 
tischem Interesse  waren.  Natürlich  bildeten  die  Confisrationen  eine 
wichtige  Einnahme;  sie  wurden  daher  verpachtet  wie  anderes,  und 
das  hat  unter  allem  ihrer  Aufhebung  am  entschiedensten  entgegen- 
gestanden. 

Die  Mort  cioile  ist  die  zweite,  mit  der  ersten  engverwandte 
Folge  der  peines  capitales.  Sie  ist  zum  Theil  aus  den  Bestim- 
mungen des  Lehnsrechts  über  den  Verlust  der  respons  en  cour, 
xum  Theil  aus  dem  romischen  Begriffe  der  infames  und  der  dam- 
nalio  in  nietall.  entstanden.  Die  mort  civile  ist  der  absolute  Verlust 
aller  bürgerlichen  Rechte;  «eile  rompt  absoiument  tous  les  liens 
enlre  (la  societe)  et  celui  qui  l'a  encourue  —  l'homme  en  l'etat  de 
mort  civile,  a  cesse  d'etre  citoyen;  il  ne  peut  elre  considere  corame 
Stranger,  puisqu'il  n'appartient  d  aucune  nation;  il  n'existe  donc 
plus  que  comme  komme  —  und  par  une  torte  de  commisfration  indi- 
pendante  des  loix.»3)  Dieser  furchtbare  Begriff  der  mort  civile 
scheint  aber  doch  selbst  der  Jurisprudcnce  zu  scharf  gewesen  zu 
seiu;  Jousse  bestimmt  ihn  dahin,  dass  dieser  bürgerliche  Tod  nur 
die  bürgerlichen  Hechte  nehme,  das  Auftreten  im  Gericht,  die  voll- 
ständige Intestabilität  activ  und  passiv,  und  die  Unmöglichkeit  Ge- 
schenke zu  empfangen  und  zu  geben;  dagegen  bleiben  die  facultas 
du  droit  des  gens,  Abschluss  von  Verträgen  und  sogar  die  Ehe;  nur 
hat  diese  Ehe  gar  keine  bürgcrliclien  Folgen  und  die  Kinder  aus 
derselben  haben  weder  Tür  Vater  noch  für  Muller  Erbfähigkeit.«} 
Sie  tritt  erst  ein  mit  der  Publicalion  des  Urtheils  in  letzter  Instanz ; 
von  dem  Augenblick  an  gilt  der  Verttrl heilte  als  todt  und  die  Suc- 
cessionen  geschehen;  jedoch  wird  die  Verpflichtung,  eine  Leih- 
rente zu  zahlen  nicht  aufgehoben  und  gleichfalls  wird  das  douaire 
nicht  ausbezahlt,  weil  die  Ehe  als  möglich  gedacht  wird.  Manche 


>)  Bei  Jousse  t.  a.  0.  p.  100. 
a)  Ib.  p.  100. 
')  Eep.  von  Mort  civile. 
*)  Jousse.  J.  Cr.  p.  85  ff. 
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einzelne  Streitigkeiten,  die  wesentlich  auf  Milderung  jener  Ver- 
hältnisse abzielen,  sind  bei  Jousse  angeführt.  —  Die  Mort  civile 
bedurfte  gleichfalls  keines  eignen  Urtheils;  sie  trat  unmittelbar  ein 
und  galt  ohne  Ausnahme  für  ganz  Frankreich;  wo  die  Confisca- 
tion  galt,  war  sie  mithin  mit  ihr  verbunden,  sonst  ward  nur  die 
Amende  erhoben.  Wann  sie  als  eigne  und  selbständige  Folge 
der  peine  capitale  aufgetreten  ist,  finde  ich  nicht.  Die  erste  Ord. 
die  von  ihr  spricht,  stellt  sie  schon  mit  der  Deportation  zusam- 
men;') alle  bannis  hors  du  royaume  und  zur  mort  civile  Verur- 
theilte  sollen  nach  Korsika,  später3)  nach  Guyenne  verbannt  und 
dort  in  Gefangenschaft  gehalten  werden. 

Die  zweite  Classe  bilden  die  peine*  afflictive*.  (Jousse,  J.  Cr. 
p.  55  ff.)  ou  corparelle*.    Dahin  gehören: 

a.  )  Verstümmelnde  Strafe;  Durchstechung  der  Zunge,  Lippen- 
abschneiden, O  h  reu  abschneiden ,  Abbauen  der  Hand  oder  Abbren- 
nen derselben;  letzteres  jedoch  nur  in  den  Fallen  des  Majestäls- 
verbrechens  au  premier  chef. 

b.  )  Leibesstrafen:  Brandmark;  fast  nie  allein  ausgesprochen, 
sondern  stets  mit  den  Galeeren  oder  der  Auspeitschung  verbunden; 
Auspeitschung  (fouet),  gewöhnlich  gegen  die  untersten  Classen  der 
Gesellschaft  gebraucht  und  mit  zeitlicher  Verbannung  verbunden; 
Pranger  und  Schandpfahl  (Carcan  et  Pillori)  die  oft  auch  mit  an- 
deren Strafen  vereinig!  erkannt  wurden. 

Die  dritte  Classe.  (nach  Jousse)  sind  die  peines  afflictives  non 
corporelle*.    Dabin  gehören : 

Die  Galire*  d  temp*,  die  reclusion  a  lemps,  das  Exil,  (die  Ver- 
strickung) das  aber  fast  immer  nur  durch  lettres  de  cachet  ausge- 
sprochen ward;  es  hat  niemals  infamie  zu  Folge  wie  die  Verban- 
nung; die  Oeuvres  servile*,  Olren t liehe  Strafarbeit,  werden  schon 
in  einem  Ed.  10  Nov.  ibk'2  erwähnt  und  sind  gewiss  aus  dem  rö- 
mische« Recht  in  das  französische  fibertragen;  daneben  kam  zu- 
weilen auch  Verurteilung  zum  Soldatendienst  vor;  die  Degrada- 
tion de  Noblesse,  die  auch  nur  mit  anderen  Strafen  verbunden 
ausgesprochen  ward.  Endlich  die  Amende  honorable.  Diese  stammt 
schon  ans  dem  12.  Jahrhundert;  die  Etabl.  de  Norm,  tbun  ihrer 
beim  Vater-  und  Kindermord  Erwähnung  (s.  oben);  sie  hat  sich 
bis  zur  Revolution  erhalten.  Bei  Imbert.  Llll.  ch.  XXI.  ist  sie 
noch  einfach  und  wird  ausgesprochen  quand  je  delict  est  fait  conlre 
Cauthoritö  et  honneur  de  Dieu,  Du  Roy,  et  de  la  chose  publique  ou 
d'une  partie  privee.»    Später  (Jousse  iL  p.  6k)  trat  sie  daneben 


1)  OH.  Dec.  155«.  Ree.  XIII.  467.  Imbert  nnd  Duret  reden  nicht  von  fhr. 

2)  Ord.  176».  mee.  XXII.  394. 
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auch  ein  bei  einem  icandale  public,  und  es  gab  zwei  Arten  der- 
selben» die  Araende  honorable  limple  oder  ticke  «A  la  Charabre  du 
Conseil,  nue  lete,  a  genoux  seulement,  obne  andre  marque  d'igno- 
minie,  und  seulement  aux  partiet  offenstes.»  Dies  ist  daher  die 
strengste  Form  der  Ehrenerklärung.  Die  amende  honorable  in  fyuris 
ist  die  eigentliche-  aroende  honorable  der  Siteren  Zeit.  Sie  ist 
öffentlich  und  auch  jetzt  noch  ihrem  Wesen  nach  eine  Abbitte  des 
Verbrechers  vor  Gott  und  Menschen  für  das  begangene  Verbrechen. 
Sie  geschieht  auf  den  Knieen,  eine  Fackel  oder  eine  Kerze  in  der 
Hand ,  im  blossen  Hemde ,  oft  mit  einem  Strick  um  den  Hals,  ent- 
weder vor  dem  Thor  des  Gerichtshofes  oder  der  Kirche,  zuweilen 
vor  beiden;  nach  Imbert  lautet  die  Erklärung  «que  faussement  et 
conlre  verile  il  a  diel  ou  fait  teile  chose,  et  qu'il  en  requierl  par- 
don  a  Dieu,  au  Roy,  a  Justice,  et  ä  la  partie  offensee.»  Später 
waren  die  Ausdrücke  im  Urlheil  angegeben  (Jousse  p.  66.)  Sie 
wird  selten  allein  auferlegt;  gewöhnlich  ward  sie  mit  einer  peine 
capitale  verbunden  und  ging  der  Execution  vorauf.  Frauen  waren 
ihr  so  gut  unterworfen  wie  Männer;  sogar  Universitates  konnten 
dazu  verurtheilt  werden. 

Was  die  Tortur  betrifft,  die  mit  unter  die  Strafen  gerechnet 
ward,  so  reden  wir  passender  im  Strafverfahren  von  derselben. 

Alle  diese  Strafen  haben  nun  das  mil  dem  folgenden  gemein, 
dass  sie  die  Infamie  zur  Folge  haben.  Diese  Ehrlosigkeit  selbst 
ist  die  eigentliche  Strafe  in  der  eifrfe»  Strafmasse,  den  peinet  infa- 
mantes.    Diese  sind: 

Das  Durchziehen  der  Slrassen  mit  einer  Strohmiilze  (eslre  mi- 
tre  bei  Imbert)  Ausstellen  am  Galgen,  die  Blame  oder  der  öffent- 
liche Verweis,  bei  welchem  der  Verbrecher  mit  entblösstem  Haupt 
auf  den  Knieen  liegt ,  die  Entziehung  (privationj  öffentlicher  Aemter 
oder  Privilegien,  diu  Öffentliche  Verbrennung  von  ecrils  seditieu*, 
die  aber  ohne  instruclion  criminelle  geschieht,  sur  une  simple  Ke- 
quete  de  la  partie  publique;  sie  ist  mit  Verbot  des  Drucks  und 
Verkaufs  und  mit  Gebot  der  Einlieferung  von  Seiten  der  Besitzer 
verbunden;  eudlich  die  Amende, 

Die  Stellung,  welche  die  Amende  oder  Geldbusse  in  dieser 
letzten  Periode  einnimmt,  ist  in  hohem  Grade  characteristisch  für 
die  Entwicklung  des  Strafrechls.  Sie  ruht  auf  dem  Gedanken,  dass 
in  jedem  Verbrechen  der  Schadensersalz  einen  wesentlichen  Theil 
der  Strafe  bilde;  so  wie  daher  die  Idee  des  Staats  das  abso- 
lute Moment  im  Verbrechen  an  die  Spitze  stellt,  verschwindet  die 
Aroende  als  Strafe  und  die  wirkliche  Strafe  tritt  an  ihre  Stelle. 
Schon  in  der  vorigen  Periode  zeigte  es  sich,  dass  die  Aroendes  in 
das  Gebiet  der  blossen  Vergehen  hinabgedrückt  waren;  doch  be- 
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hielten  sie  noch  immer  ein  weites  Gebiet,  in  dem  sie  allein  herrsch- 
ten. In  dieser  Periode,  der  Zeil  des  absoluten  Staats,  ist  sie  als 
eigentliche  Strafe  gänzlich  verschwunden  und  selbst  die  Bestim- 
mungen der  Couturoes,  die  sie  noch  als  solche  anerkennen,  haben 
ihr  die  alle  Bedeutung  nicht  zu  retten  vermocht;  sie  wird  zu  einem 
blossen  Anhängsel  der  eigentlichen  Strafgewalt.  Wie  dieses  zuge- 
gangen ist,  zeigt  am  besten  das  Resultat  dieser  Entwicklung,  die 
(testalt  des  Rechts  der  Amendes  im  18.  Jahrhundert.  Hier  nämlich 
schied  man  zwischen  amendes  criminelle,  amendes  de  contravention, 
und  amendes  civilis.  Die  letzteren  sind  die  dommages  et  inlerets, 
welche  der  Partie  eivile  zugesprochen  werden.  Die  amendes  de 
contravention  beziehen  sich  auf  ein  ganz  bestimmtes  Gebiet;  auf 
die  Waldfrevel,  Holzfällen  und  Holzdiebslahl,  die  Jagdvergehen 
(amendes  de  chasse)  dieUcberlretting  der  Fischereigerechtsame  (amendes 
de  päche),  die  proccssualen  Bussen  (amendes  de  consignation  et  de 
condamnation)  und  die  amendos  de  contraventions  aux  regleroens 
concernant  l'administralion  et  la  regio  des  droits  des  fmnes,*)  welche 
Classe  schon  im  coutumiären  Strafrecht  begründet  ward.  Die 
Amendes  criminelles  endlich  sind  die  Form ,  in  welcher  sich  das 
eigentliche  alte  Bussrecht  in  dieser  Zeit  fortsetzt.  Sie  sind  höch- 
stens ausnahmsweise  eine  eigne  Strafe;  «L'amende  ne  se  prononce 
gneres  seule,  —  mais  on  la  joint  presque  toujours  a  quelque  autre 
peine»;2)  in  allen  Fällen,  wo  dies  geschieht,  ist  sie  arbitraire,  und 
muss  wenigstens  den  Kosten  des  Processes  gleich  kommen.  Sie 
geht  allen  Schuldforderungen  vor  und  selbst  der  Confisration ;  sie 
ist  payable  par  corps.  d.  h.  der  Schuldige  wird  bis  zur  Zahlung 
im  Geftfngniss  gehalten;  jedoch  gehen  die  intertls  civils  der  amende 
vor.  Wie  nun  die  Praxis  dies  Verhältniss  gestaltet  hat,  ist  schwer 
zu  sagen;  es  ist  aber  nicht  unwahrscheinlich,  dass  man  die  alten 
Bussansätze  der  Goulumes  benutzt  hat  als  Grundluge  für  das  Maas* 
derselben;  in  jedem  Falle  bildeten  sie  eine  Hauptstütze  für  die 
Macht  der  Beamteten  in  den  untern  Sphären  der  Gesellschaft  und 
eine  schwere  Last  für  das  leidende  Volk. 

Allen  obigen  Strafen  nun  folgte  die  Infamie.  Der  BegritT  der 
Infamie  ist  offenbar  aus  dem  romischen  Recht  entnommen  und 
eben  so  unbestimmt  wie  dieses.  Man  unterschied  die  Infamie  de 
Droit  und  die  Infamie  de  fait.  Was  ihre  Folgen  waren,  ist  nicht 
beslimmt  anzugeben,  da  selbst  Jousse')  nicht  recht  klar  ist.  Sie 
hindert  die  Annahme  eines  Amtes;  der  Beamtete  wird  durch  sie 

«)  Rcp.  t.  ameude.    Hier  Ut  jenes  Gcbiel  der  amendes  de  contravenlion 

genauer  erörtert. 
*)  Joutu  J.  Cr.  p.  60—72. 
»)  Jousse  J.  Cr.  p.  113-115. 
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gezwungen  dem  Amt  zu  entsagen;  der  infame  kann  nicht  zeugen, 
oder  doch  ist  sein  Zeugniss  verdächtig.  Eine  wichtige  Frage  war, 
ob  die  Amendo  unbedingt  die  iofamie  nach  sich  ziehe.  Wenn  sie 
dies  nicht  soll,  so  muss  im  Urlheil  ausdrücklich  hinzugefügt  wer- 
den: osans  que  Tarnende  puisse  porler  aucune  note  d' Infamie», 
.sonst  wird  sie  entehrend. 

Als  blos  bürgerliche  Strafen,  peine»  non  infamantes» ,  gelten  in 
der  letzten  (Masse: 

Die  Admonition  (Verwarnung)  zu  welcher  zuweilen  eine  Amende 
hinzugefugt  wird,  —  die  Aumöne,  eine  Geldstrafe,  die  nicht  wie 
die  Amende  infamirend  ist.  —  Die  pcena  dupli,  tripli  etc.,  die  aber 
nur  bei  defraudalionen  öffentlicher  Gelder  und  Theilnahme  an 
Bankerotten  vorkam.  Lieber  einige  andere  verweisen  wir  auf  Jousse 
p.  77— 8t. 

Schliesslich  ist  noch  de*  Gefäagni&ses  zu  erwähnen.  Es  ist  das 
Wesen  der  Gefängnisstrafe,  dass  mit  ihr  der  Gedanke  an  einen  über 
die  blosse  Bestrafung  und  Abschreckung  hinausgehenden  Zweck 
der  Strafe  seinen  Anfaug  nimmt.  Wo  der  Staat  das  letzlere  Be- 
dürfnis* nicht  bat,  wird  desshalb  auch  die  Gefangnissslrafe  als 
eigentliche  Strafe  fehlen.  Daher  kommt  es,  dass  in  Frankreich  bis 
zur  Revolution  das  Gefängniss  fortwährend  theoretisch  den  Cha- 
racter  eines  reinen  Executionsmittels  behalten  hat ,  während  prak- 
tisch allerdings  dasselbe  als  wirkliche  Strafe  zuweilen  angewendet 
ward.  Man  stützte  sich  dabei  einstimmig  auf  die  1.-8.  D.  de  poenis 
(carcer  ad  continendos  bomines,  non  ad  puoiendos  haberi  debetj; 
die  Gefängnisse  sollen  daher  nur  eingerichtet  sein  «pow  la  garde 
de»  criminell  pendant  Instruction  de  Jetirs  proces»,  und  können 
daher  nicht  angesehen  werden  acomnie  une  peiue  que  les  Juges 
petivenl  inQiger.»  Nur  einzelne  Ausnahmen  giebt  es  davon;  die 
wichtigsten  sind  die  «comroutation  de  la  peino  de  mort  ou  des 
galeres  en  pri»on  perpttuelU » ;  und  die  Erkenntuiss  auf  oreclusion 
dans  une  maison  de  force»-bei  Frauen  und  Minderjährigen.  Nur 
in  diesem  Falle  wird  das  Geföngniss  infamaute.  Ein  eigentliches 
System  der  Strafen,  basirl  auf  Freiheitsberaubung,  giebt  es  nicht.1) 

Aus  diesen  Strafen  nun  nahmen  bei  den  einzelnen  Verbrechen 
die  Öffentlichen  Ankläger  die  angemessene  heraus,  wenn  nicht  eine 
Ordonnanz  eine  bestimmte  vorgeschrieben  hatte;  der  Richter  aber 
hatte  das  Recht  d'augmenter  ou  de  diminuer  la  peine  legale  sut- 
vant  les  circonslances.  3)  Zu  diesem  gesetzlichen  Strafsystem  gehen 
wir  nun  über. 


»)  Jousse  J.  Cr.  p.  79.  —  Rep.  v.  Mort  civüe  und  Prisoo. 
*)  Jouese  J.  Cr.  T.  II.  p.  593. 
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//.    Die  einzelnen  Verbrechen  und  Strafen. 

Hier  ist  das  Gebiet,  wo  die  einzelnen  Punkte  aus  der  allge- 
meinen Lehre  von  den  Verbrechen  zur  Anwendung  kommen;  Be- 
griffsbestimmungen, Thalbestand,  Milderungs-  und  Schärfungs- 
gründe  werden  erwogen  ;  die  Behandlung  des  Gegenstandes  ist  oft 
sogar  mit  kurzen  geschichtlichen  Rückblicken  bereichert,  die  frei- 
lich schon  bei  Ayrault  und  Duret  hauptsächlich  griechisches  und 
römisches  Recht  geben,  das  Lehnsrecht  dagegen  gänzlich  vernach- 
lässigen. Die  Quellen  dieser  Darstellungen  sind  zuerst  die  einzelnen 
Bestimmungen  der  Ordonnanzen,  dann  die  Arrests  der  Gerichte, 
vorzüglich  die  der  verschiedenen  Parlamente ;  daneben  das  römi- 
sche Recht  und  die  italienischen  Praktiker,  Julius  Clarus  und  Fa- 
rinacius,  die  theils  von  den  Commenlatoren  der  Coulumes  und 
durch  sie  von  den  französischen  eigentlichen  Criminalislen,  theils 
aber  unmittelbar  benutzt  werden ;  letzteres  ist  besonders  bei  Jousse 
der  Fall.  Die  Strafbestimmungen  sind  durch  sie  allerdings  mehr- 
fach härter  geworden,  jedoch  verdankt  die  französische  Jurispru- 
denz ihnen  auch  Klarheit  und  Umfang  in  manchen  Punkten.  In- 
dessen hat  dadurch  die  Lehre  von  den  einzelnen  Verbrechen  eine 
Weitläufigkeit  und  Genauigkeit  bekommen,  die  wir  hier  auch  nicht 
einmal  annäherungsweise  wiedergeben  können.1)  Wir  sind  daher 
gezwungen ,  für  alles  specielle  auf  die  französischen  Schriftsteller 
selbst  zu  verweisen  und  uns ,  wie  wir  das  auch  schon  früher  ge- 
than,  auf  eine  kurze  Gharacteristik  der  Verbrechen  zu  beschränken. 
Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  ein  System  der  Verbreeben  erst  am 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  entsteht  und  auch  hier  nicht  allgemein 
wird ,  so  dass  selbst  Jousse  die  Verbrechen  noch  alphabetisch  auf- 
zählt wie  Duret  es  gelhan. 

Die  Verbrechen  gegen  Religion  und  Kirche ,  bei  Imberl  und 
auch  später  noch  die  crimes  de  leze-majestö  divine  genannt,  sind : 

Das  Sacrilige  —  toute  profanalion  de  choses  saintes,  auch 
ohne  Diebstahl,  urofasst  alle  Verbrechen  gegen  die  dem  Gottes- 
dienst geweihten  Gegenstände,  und  alle  Verbrechen,  die  innerhalb 
der  lieux  saints  begangen  werden.  Die  Strafe  ist  nach  Jousse 
arbitraire ;  doch  war  die  Todesstrafe  nach  der  Deel.  v.  1682  die 
Grundlage;  alle  Gehülfen  unterliegen  der  gleichen  Strafe.  Joutsc 
T.  IV.  p.  95—106. 

Die  Hiritie  enthält  eine  ganze  Reihe  von  einzelnen  Fällen,  die 

verschieden  angegeben  werden.    Es  gehören  dahin  alle  kirchlichen 

  • 

»)  Bei  Joutte  umfasst  die  Lehre  von  den  einzelnen  Verbrechen  und  Strafen 
d.  T.  III.  p.  212  bis  T.  IV.  p.  322.  Da  er  am  bekanntesten  ist,  so  wer- 
den wir  hauptsächlich  auf  ihn  verweisen. 
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Versammlungen  anderer  Religionsverwandlen ,  Taufen  der  Kinder, 
aller  Ucberlritl  zur  Religion  prelendue  reformee,  alle  Rückkehr 
zu  derselben,  die  Unterstützung  der  Reformirten  in  ihren  Meinun- 
gen, die  Nichtachtung  der  katholischen  Heiralhsgebräuche ,  das 
Auswandern  der  Andersdenkenden ,  die  nach  dem  Ed.  vom  31. 
Mai  1685  und  13.  Sept.  1699,  wenn  sie  ergriffen  werden,  zu  lebens- 
länglichen Galeeren  verurtheill  werden,  selbst  diejenigen,  die  sie 
dabei  unterstützen;  endlich  die  Verweigerung  der  secours  spiri- 
tuels  pendant  les  maladies;  die  Apostasie;  jedes  Schisma;  endlich 
der  Atheismus.  Die  Strafe  dafür  war  anfangs  das  Feuer;  später 
war  sie  adifferente  suivanl  la  qualite  de  l'heresie  et  les  circonstanceso 
obwohl  es  eine  Reibe  von  Gesetzen  darüber  gab ,  die  im  Code 
penal  (p.  13  IT.)  gesammelt  sind.  Jousse  IV.  p.  465—480. 

Magie  und  Sortiliye ;  man  stellte  vier  Glassen  derselben  auf: 
Hexerei  und  Zauberei;  Wahrsagerei;  Ausübung  der  pratiques  su- 
perslitieuses;  Verbindung  von  impiele  und  sacrilege  mit  diesem 
Verbrechen.  Im  16.  und  zum  Theil  im  17.  Jahrhundert  glaubte 
man  noch  an  die  Wirklichkeil  der  Zauberei  und  au  «commerce  et 
sociele  avec  les  malins  espritso  wie  wir  bei  Duret  f.  154,  a.  b. 
sehen;  die  Ord.  vom  Juli  1682  erklärte  aber  schon  offen  alles  Aehn- 
liche  für  aillusions»  und  die  Jurisprudence  stellte  demnach  den 
richtigen  Gesichtspunkt  auf,  dass  obgleich  es  keine  vrais  sorciers 
ni  vcrilables  devins  gebe,  dennoch  dergleichen  Gebräuche  strafbar 
seien  osoit  ä  cause  de  leur  impiele,  soit  a  cause  du  tort  qu'ila 
font  aux  autres.»  Die  Strafe  variirle  vom  Feuertode  bis  zur  kör- 
perlichen Züchtigung.    (Jousse  III.  p.  752 — 707. 

Die  Simonie ,  zusammengestellt  mit  der  Confide  nee,  ist  der  Kauf 
und  Verkauf  «d  une  chose  spirituelle» ;  die  letztere  isl  der  Besitz 
eines  geistlichen  oder  kirchlichen  Rechts  unter  der,  bei  der  Ueber- 
nahrae  eingegangenen  Verpflichtung,  dasselbe  später  einem  andern 
abtreten  zu  wollen.  Die  Strafe  ist  Verlust  aller  Benefices,  welche 
der  Verbrecher  besitzt.  (Jousse  IV.  110—118.)  Dahin  gehört  auch 
die  Usurpation  des  Benefices  durch  Gewalt,  die  gleichfalls  den 
Verlust  der  Benefices  zur  Folge  bat.    (Code  penal.  p.  14.  15.) 

Die  Blatphimes  et  Jurements.  Die  ßltupkime*  werden  durch 
Wort  und  Schrift  begangen,  wenn  man  der  Gottheit  Eigenschaften 
beilegt  oder  nimmt,  die  sie  nicht  hat  oder  hat;  jede  injure  gegen 
Gott,  die  heilige  Jungfrau  und  die  Heiligen.  Die  Strafen  der  Ord. 
haben  fiir  dieses  Verbrechen  sehr  variirt;  das  Resultat  war  für 
einfache  Blaspheme  oder  Jurement,  das  blosse  Fluchen  und  Schwö- 
ren eine  amende  arbitraire,  mit  Verdopplung  beim  Rückfall;  die 
Deel.  v.  30.  Juli  1666  steigert  die  Strafe  bis  beim  achten  Rückfall 
die  Zunge  abgeschnitten  wird.    (Jousse  III.  p.  260—272.) 
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Ordnungslosigkeilcn  während  des  Gottesdienstes  werden  arbi- 
trair  bestraft;  die  Schenken  und  Lüden  sollen  bei  Strafe  geschlossen 
sein.  (Code  pen.  p.  12 — ik.) 

Die  Majestätsverbrechen  bilden  die  zweite  Haaptgruppe.  (Leze- 
majestg  humaine.)  An  der  Entwicklung  dieses  Begriffes  kann  man 
den  Fortschritt  und  die  Gestalt  der  neuen  Idee  des  Staats  wie  an 
wenig  anderen  erkennen.  Seit  dem  16.  Jahrhundert  wird  es  der 
Rechtswissenschaft  klar,  dass  der  Staat  wenn  auch  wesentlich  ver- 
treten vom  Fürsten,  dennoch  keinesweges  in  ihm  aufgehe,  und 
daraus  folgte  dann  der  neue  Begriff  jener  leze-roajeste  humaine, 
der  in  dieser  ganzen  Epoche  den  gleichen  Umfang  behält  und  nur 
systematisch  klarer  wird.  Schon  Duret  führt  alle  diejenigen  bös- 
willigen Handlungen,  welche  gegen  den  Fürsten,  seinen  Rath, 
seine  gendarmerie  gehen,  Aufruhr  erwecken,  dem  Staate  schaden, 
ihn  verrathen  und  Verschwörungen  stiften  fol.  106  ff.  an.  Die  spä- 
tere Jurisprudenz  ordnete  dieses  Chaos  von  Vorstellungen.  Man 
schied  das  crime  d.  1.  m.  h.  au  premier  chef  und  au  second  ekef, 
in  Ahnlicher  Weise  wie  Hochvcrralh  und  Majestätsverbrechen.  Das 
erste,  das  er.  d.  I.  m.  h.  au  premier  chef  enthält  jedes  Attentat  auf 
die  Person  des  Fürsten,  seine  Kinder  und  Nachkommen,  jeden 
Angriff  auf  den  Staat  und  zwar  sowohl  den  offnen  wie  den  heim- 
lichen, durch  ligues  und  associalion.  Dieses  Verbrechen  ist  oun 
des  plus  alroces  qui  puissent  se  commettreo  denn  die  Souverains 
sind  die  aimages  de  Dieu,  qui  represenlent  dans  le  gouvernement 
de  leurs  £tats  l'autorite  que  Dieu  exeree  dans  le  gouvernement  de 
r  Univers. o  Jousse  III.  p.  681.  Die  Icze-majest6  au  tecond  chef  oder 
wie  Jousse  sagt,  aux  moindres  chefs,  ist  jedes  Verbrechen,  qui 
cause  quelque  dommage  ou  prejudice  a  la  republique,  alle  Ver- 
brechen, qui  attaquent  l'autorilä  du  Roi ,  ferner  qui  troublent 
l'ordre  de  la  justice,  dann  die  Verletzungen  der  Hoheilsrechtc  des 
Kttnigthums,  endlich  alle  qui  altentenl  a  la  personne  et  aux  fonc- 
tions  des  Magistrats  et  des  autres  personnes  qui  representent  le 
Souverain,  wie  die  fremden  Gesandten.  Auf  diese  Weise  ist  das 
ganze  Beamtenthum  in  den  Begriff  des  Staats  aufgenommen  und 
allen  einzelnen  Verbrechen,  die  innerhalb  desselben  oder  gegen 
dasselbe  begangen  werden,  jener  gemeinsame  Cbaracler  mitge- 
theilt.  Diese  einzelnen  Verbrechen  sind:  das  eigentliche  Majestäts- 
verbrechen, die  Attentate  gegen  den  Fürsten  und  das  fürsllrche 
Haus,  soll  schon  nach  der  Ord.  von  1539  mit  ganz  besonderer 
Strafe  belegt  werden;  man  kniff  sie  mit  glühenden  Zangen,  goss 
glühendes  Blei  in  die  Wunden  und  Hess  sie  dann  von  Pferden 
zerreissen.  Selbst  dem  Leichnam  wird  nach  der  0.  er.  T.  XXII. 
a.  1.  der  Process  gemacht.    Beispiele  stehen  bei  Jousse  p.  683. 
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Allen  anderen  Verbrechen  au  premier  chef  folgt  Cooflucation,  Ab- 
brechen des  Hause»  der  Verbrecher  und  der  Tod ;  seibat  die  Mit- 
Wissenschaft  wird  mit  gleicher  Strafe  belegt.  (Jousse  III.  674—705). 
Seinem  Begriffe  nach  steht  jede  Art  der  Empörung  diesem  Verbre- 
chen gleich;  doch  ist  die  Todesstrafe  weniger  qualificirt. 

Der  Hochverrat,  jede  Widersetzlichkeit  gegen  die  königlichen 
Befehle,  jede  Beleidigung  des  Fürsten,  jede  Appellation  vom  Kö- 
nige an  den  Kaiser  (Papon  Arr.  2.  v.  1417.  LXXli.  T.  I.)  und  an 
den  Pabsl;  jedes  Sarameln  von  Waffen  oder  Mannschaft,  Befesti- 
gung von  Schlössern  und  eine  Menge  einzelner  Falle ,  werden  ge- 
wöhnlich mit  Confiscalions  de,  corps  et  de  biens  bestraft  in  allen 
schwereren  Fällen,  sonst  gieht  der  einzelne  Fall  das  Strafmaass. 
(Jousse  1(1.  p.  680  ff.  und  p.  454— 06).  Die  einzelnen,  selbstän- 
digen Verbreeheu,  die  hierher  gehören,  sind: 

Falschmünzerei.  Sie  enthält  zwei  Haupt  Alle.  Die  eigentliche 
Falschmünzerei,  die  durch  unbefugtes  Ausmünzen,  durch  Ausmünzen 
mit  falschem  Gewicht  und  Korn,  durch  Nachahmung  oder  Fälschung 
der  Inschriften ,  durch  Kippen  und  Wippen  und  durch  Ausgeben 
der  falschen  Münze  begangen  wird;  — und  die  billonags,  das  Ein- 
tauschen und  Einschmelzen  guter  Münzen  in  irgend  einer  Weise, 
und  sogar  das  Exportiren  der  Münzen  aus  dem  Reich«.  Peel. 
24.  Oct.  1711.  Ed.  vom  Mai  1718  und  Febr.  1726.  Die  Strafe  ist 
der  Tod  und  zwar  für  alle  Classcn  der  Falschmünzerei,  selbst  für 
die  Ausgeber  falscher  Münzen.   Jousse  II.  p.  442 — 454. 

Fälschung  königlicher  Siegel  und  Letlres.  (Jousse  HI.  p.  373— 74.] 
/War  —  Entwendung  fürstlicher  oder  öffentlicher  Gelder, 
Gebrauch  derselben  zum  eignen  VortheU  und  par  une  infinite  de 
mauvaises  arlifices  que  les  Financiers  out  inventes  pour  s'enriebir 
aux  depens  du  Roi  ou  du  public.  Die  Strafe  dafür  hat  gewech- 
selt; lebenslängliche  Galeeren  oder  Verbanuung  war  zwar  gesetz- 
lich, ward  aber  selten  angewendet,  au  ihre  Stelle  trat  Strafe  nach 
richterlichem  Ermessen.   Jousse  IV.  p.  21  —  38. 

Concussion  und  Amtsvergehsn  überhaupt  (Malversations  des  ©für  »er* 
dans  leurs  fonetions);  bier  hat  die  Praxis  gleichfalls  je  nach  den  Um- 
ständen gewechselt;  nach  der  Qrd.  v.  Moulij*  a.  23  eod  v.  Blois 
a.  280  soll  die  Concussion  »war  mit  confiscalion  de  corps  et  da  biens 
bestraft  werden;  jedoch  war  die  Todesstrafe  selten;  gewöhnliche! 
eine  Ehrenslrafe  und  Verbanneng.   Jpujse  JII.  707-^10. 

Das  Verbrechen  der  Chartre  priese  bestand  in  der  gewaltsamen 
Freiheitsberaubung  durch  eine  Privatperson  upd  gehörte  als  Ein- 
griff in  die  Hoheitsrechte  unter  die  Leae-majesle;  die  Hauplquelle 
ist  der  Tit.  Cod.  de  privatis  carcejrib.  Die  Strafe  w.er  nach  Fftri" 
nac.  Q.  27.  n.  35  aebitraire.  Jeu««?  III.  38&r-286. 
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Die  Rebellion  d  justice  und  bris  de  prison  ward  begangen  durch 
jede  Widersetzlichkeit  gegen  die  Ausübung  richterlicher  Gewalt, 
durch  Verbergung  der  Verbrecher  und  Bruch  des  Gefängnisses; 
die  Entweicbung  der  Gefangenen  ward  indess,  trotz  der  Bestimmung 
der  Ord.  er.  XVII.  a.  25  gewöhnlich  nur  bestraft,  wenn  Gewalt 
oder  anderes  Verbrechen  damit  verbunden  war.  Der  Schliesser, 
der  die  Mittel  dazu  bot,*  verfiel  der  Galeerenstrafe.  Sonst  trat 
Busse,  eventuell  höhere  Strafe  ein.  Jousse  IV.  95. 

Das  Duell.  Wir  haben  oben  den  Zweikampf  bis  zu  dem  Punkte 
verfolgt,  wo  er,  als  Beweismittel  allmählig  aufgehoben ,  nur  selten 
noch  in  legaler  Weise  vorkam.    Dia  vorliegende  Epoche  hat  den- 
selben nicht  allein  nicht  mehr  zugelassen,  sondern  strenge  ver- 
boten und  mit  harter  Strafe  belegt.    Der  Uass,  mit  dem  die  Kö- 
nige das  Duell  verfolgt  haben,  ist  merkwürdig.    Der  letzte  förm- 
lich genehmigte  Zweikampf  war  der  zwischen  den  Herrn  de  la 
Chataigneraie  und  de  Jaruac  in  Gegenwart  Franz  I.;  da  der  letz- 
tere, ein  Liebling  Heinrichs  II.,  in  diesem  Zweikampf  fiel,  so  schwor 
dieser  König  niemals  wieder  einen  solchen  zu  erlauben;  und  von 
dieser  Zeit  an  folgen  sich  in  gedrängter  Reihe  eine  Menge  von 
Ord.  gegen  den  Zweikampf;  Ludwig  XIV.  schwor  sogar  bei  seiner 
königlichen  Ehre  niemals  eine  Begnadigung  im  Fall  eines  Duells 
zu  bewilligen,  wie  er  das  in  den  beiden  Hauptedikten  gegen  das 
Duell  von  1651  a.  24-  und  1679  a.  36  aussprach;  Ludwig  XV. 
wiederholte  dies  Gelübde  iu  seinem  Ed.  vom  Februar  1723.  Diese 
königliche  Auffassung  hat  natürlich  einen  grossen  Einfluss  auf  die 
Jurisprudenz  gehabt;  Jousse  sagt  es  sei  plus  criminel  que  l'homi- 
cide  und  die  Ord.  von  1679  stellte  es  unter  die  Crinies  de  Leze- 
majeste.    Die  einzelnen  Punkte  in  diesem  Verbrechen  werden  da- 
her genau  erörtert.    Man  unterschied  das  appel  sans  combat  und 
das  duel  consomme.   Jeder  Fordernde  soll  zwei  Jahre  im  Gefäng- 
nis* sitzen,  eine  starke  Busse  an  das  nächste  Hospital  zahlen,  aller 
seiner  Aeraler  auf  drei  Jahre  verlustig  sein;  diese  Strafe  kann  noch 
vermehrt  werden  nach  den  Umständen  und  tritt  gleichfalls  gegen 
den  Geforderten  ein,  wenn  er  sich  stellt.    Bei  vollzogenem  Duell 
werden  beide  Parteien  mit  dem  Tode  bestraft,  sans  remission,  ohne 
Rücksicht  auf  staltgehabte  Verwundungen  ;  den  etwa  Getödlelen 
wird  ein  Process  contre  leur  memoire  erhoben;  ihr  Vermögen 
wird  confiscirt  und  wo  keine  Confiscalion  gilt,  werden  2/3  des  Ver- 
mögens als  Busse  zu  frommen  Zwecken  gegeben.  Alle  Theilnehmer 
verfallen  harter  Strafe ;  die  Ueberbringer  der  Herausforderung  der 
Auspeilschung  und  dem  Brandmark ,  im  zweiten  Falle  lebensläng- 
licher Galeerenstrafe;  die  blossen  Zuschauer  verlieren  alle  Aemter 
und  Würden,  sonst  den  vierten  Theil  ihres  Vermögens.  Diese 
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unvernünftige  Strenge  Hess  dann  freilich  auf  der  anderen  Seite  den 
vernünftigen  Gedanken  an  ein  Ehrengericht  entstehen.  Das  Ed.  vom 
Aug.  1679  a.  2.  bestellte  als  Ehrenrichter  die  Mareschaux  de  France, 
die  Gouverneurs  Generali*  und  ihre  Lieutenants,  die  wiederum  das 
Recht  haben  sollen  in  jeder  Provinz  einige  Edelleute  zu  bestimmen, 
welche  die  Ehrensachen  entscheiden ;  diese  letzteren  dürfen  dieje- 
nigen ciliren,  die  einen  Streit  haben;  von  ihren  Aussprüchen  kann 
man  sich  an  die  Mareschaux  wenden.  (Jousse  III.  320 — 338.} 

Das  Port  farmes  (Waffentragen)  und  das  Maskiren  ward  schon 
in  der  Ord.  1487  verboten  ;  dies  Verbot  ward  oft  wiederholt.  Die 
Ord.  von  1539  (9.  Mai)  erlaubte  dem  Volke,  die  Uebertreter  mit 
Gewalt  zu  tödlen  (courir  sus),  die  Ord.  von  1660,  5.  Aug.,  setzte 
Gefiingniss  und  Verlust  der  Waffen ;  später  ward  es  ein  blos  poli- 
zeiliches Vergehen.  (Jousse  IV.  56—67.) 

Als  dritte  Ciasse  kann  man  die  Verbrechen  gegen  die  Personen 
hinstellen. 

Die  Todtung  im  Allgemeinen,  CHomicide,  ward  in  vier  Unter- 
abteilungen getheilt,  die  keiner  genaueren  Erörterung  bedürfen. 
Der  Todschlag  in  Nothwehr  und  Nolhstand,  par  nicessitt ,  die  zu- 
fällige Todtung  (l'hom.  easuel  ou  involontaire),  die  culpose  Tödtang 
(l'homicide  par  imprudence  ou  faute)  und  der  Mord  (l'homicide  vo- 
lontaire,  meurlre,  assassinatj.  Der  horaicide  en  cas  d'adultere  war 
straflos.  Waren  Verwundungen  vorgefallen,  so  trat  der  Begriff 
der  Tödtung  ein,  wenn  der  Verwundete  40  Tage  nach  der  erhal- 
tenen Verwundung  starb;  der  Versuch ,  l'attentat ,  wird  nicht  dem 
Todschlage  gleich  bestraft;  nur  der  nächste  Versuch,  die  macht- 
nalion  de  tuer,  das  Erkaufen  eines  anderen  und  die  Verleitung 
dazu  werden  mit  dem  Tode  geahndet;  das  Gebiet  der  Nothwehr 
wird  weilläuftig  bebandelt.  Eigentbümlicbes  hat  diese  ganze  Lehre 
nicht;  Farinacius  gibt  die  Grundlage  ab.  Die  Strafe  des  Mordes 
ist  das  Rad ;  die  nähere  Bestimmung  bleibt  den  Gerichten.  (Jousse 
III.  V80 — 565.)  —  Die  Vergiftung,  Crime  de  Poison,  wird  als  eigenes 
Verbrechen  behandelt ;  sie  ist  ein  schwereres  Verbrechen  ,  als  der 
gewöhnliche  Mord;  die  Strafe  ist  der  Tod  mit  Schürfung  nach  den 
Umständen.  (Jousse  IV.  41 — 45.) 

Der  Verwandlenmord,  Parrieide  ,  umfasst  alle  Morde  unter  Ver- 
wandten, selbst  unter  natürlichen  Ascendenten  und  Descendenten 
und  Verschwägerten.  Im  weitern  Sinn  wird  auch  der  Kindsmord, 
die  Verheimlichung  der  Schwangerschaft,  und  die  Kindesaussetzung 
dahin  gezählt;  selbst  der  Mord  des  Gesindes  an  ihrem  Hausherrn. 
Da  die  Begriffe  auch  hierüber  die  allgemeinen  des  18.  Jahrhunderts 
sind,  basirt  auf  die  italienischen  Praktiker,  so  können  wir  das  Ein- 
zelne dabei  fuglich  übergehen.  (Jousse  IV.  p.  1-2«.  u.  III.  p.248— 254.) 
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Der  Selbstmord  bleibt  als  Verbrechen;  das  Vermögen  soll  con~ 
fiscirt,  und  dem  Leichnam  der  Process  gemacht  werden.  Doch 
milderte  die  Praxis  vielfach  diese  Bestimmungen.  (Jousse  IV.  pag. 
130— 1*2. 

Die  Verbrechen  gegen  die  Ehe,  das  Adultire  und  die  Bigami* 
sind  gleichfalls  einer  allgemeinen  Praxis  unterworfen.  Für  das  er* 
slere  bildete  die  Nov.  134.  c.  10.  und  Aulh.  sed  hod.  Cod.  ad  L. 
J.  de  ad.  die  Hauptquelle;  die  Ehebrecherin  ward  au<hentiqu4e ,  d. 
b.  in  ein  Kloster  gesperrt,  und  verlor  ihre  Vermögensrechte;  der 
Ehebrecher  ward  verschieden  bestraft;  zuweilen  mit  dem  Tode; 
später  mit  arbitrairer  Strafe.  (Jousse  III.  212 — 248.)  Gleiches  galt 
für  die  Bigamie  und  Polygamie,  in  Ermanglung  eigener  Gesetze. 
(Jousse  IV.  51-*6.) 

Die  Fleischest  er  brechen,  Sodomie,  Bougrerie  und  andere,  sollen 
mit  dem  Feuertode  bestraft  werden.  (Jousse  IV.  118—125.) 

Die  luxure  Hurerei  ward ,  wenn  sie  in  Nothzucht  (violenoe) 
überging,  mit  dem  Tode  bestraft,  gleichfalls  wenn  sie  gegen  die 
iropuberes  stattfand ;  sonst  trat  eine  andere  harte  Strafe  ein ,  doch 
ward  gewöhnlich  auf  Tod  angetragen,    (Jousse  III.  705— 752.) 

Die  Kuppelei,  Maquerellage ,  wird  mit  Verbannung,  Ohrenab- 
abscbneiden,  Auspeitschung  und  ähnlichen  Strafen  belegt.  Später 
ward  die  Verbannung  gewöhnlich.  (JoÜsse  III.  810—817.) 

Das  Inceste  reicht  bis  zum  Grade  der  Tante  und  Nichte ;  doch 
gibt  das  Pathenverhältniss  kein  Incest.  Die  Strafe  richtete  sich 
nach  dem  Nähe(;rade;  bestimmt»  Ord.  gab  es  nicht,  sie  war  ent- 
weder der  Tod  oder  eine  peine  infamanle.    (Jousse  III.  561.  573.) 

Unter  den  Eigenthumsverbrechen  steht  die  Brandstiftung,  l'incen- 
die ,  obenan ;  ihre  Strafe  ist  arbitraire ,  je  nach  den  Umständen 
vom  Feuertode  beim  Mordbrande,  bis  zu  geringer  Strafe  bei  cul- 
poser  Brandstiftung  variirend.  (Jousse  III.  p.  658 — 666.) 

Das  zweite  liauptgebiet  derselben  umfasst  der  Diebstahl,  le  vol. 
Vol  ist  «toirte  soustraclion  et  enlgvement  frauduleux  du  bien  d'au- 
trui  dans  le  dessein  de  se  l'approprier.»  Alles  das,  was  wir  als 
Arten  des  Diebstahls  bezeichnen,  tritt  hier  auf  als  circonstanccs, 
qui  rendent  le  vol  plus  ou  moins  gravc.a  Diese  sind  «la  qualilc 
de  celui  qui  fait  le  vol  (z.  B.  Hausdiebstahl),  le  Heu  (Diebstahl  en 
grand  chemin ,  Raub),  Diebstahl  an  einem  flflentlf eben  Orte,  wäh- 
rend einer  Feuersbrunst  etc.,  le  temps  (nächtlicher  Diebstahl),  la 
maniire  (avec  efTraction,  Einbruch,  avec  port  d'armes  et  violence, 
bewaffneter  Diebstahl  und  Raub  etc.),  la  qualiti  de  la  chose 
volee  (chose  sacree,  des  chevaux,  breufs  ou  autres  animaux  qui 
paissent  dans  les  cbamps,  charrues  etc.,  Felddiebstahl)  la  quantits 
(grosser  und:  kleiner  Diebstahl,  verschieden  nacb  den  verschiedenen 
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Coutumes),  endlich  die  Wiederholung ;  des  dritte  Diebstahl  ist  aus 
der  Carol.  und  Farioac.  in  die  französische  Jurisprudenz  hinüber- 
getragen, und  hier  einheimisch  geworden.  Die  Strafen  des  Dieb- 
stahls variiren  sehr,  weil  es  keine  französische  Gesetsgebung  dar- 
über gibt,  und  die  Coutumes  zum  Theit  eigene  Bestimmungen  hat- 
ten, die  nun  von  der  Jurisprudenz  durcharbeitet  wurden.  Jousse 
hat  mit  seinem  praktischen  Talent  fast  alle  möglichen  Fälle  einzeln 
beleuchtet;  wir  müssen  für  das  Genauere  auf  ihn  verweisen.  (T. 
IV.  p.  166—267.) 

Ein  eben  so  weitläufiges  Gebiet  ist  das  des  Faux,  das  Fäl- 
schung und  Betrug  zugleich  bezeichnet.  Es  ist  otoute  action  faile 
pour  dgtruire,  allerer,  ou  obscurer  la  verilß  au  prejudice  de  quel- 
qu'un  et  dans  le  dessein  de  le  tromper.»  Die  erste  Classe  bildet 
das  Faux  dans  l'exercice  d'une  fonction  publique ,  wo  die  Strafen 
von  der  Todesstrafe  aus  nach  Ermessen  erkannt  werden.  Die  /Vi- 
vatfältchung  geschieht  durch  Fälschung  von  Urkunden  ,  durch  faux 
par  paroles,  uud  durch  faux  par  faits,  wohin  auch  falsches  Maas 
und  Gewicht  gerechnet  werden,  deren»  Strafe  theils  coutumiär, 
theils  arbiträr,  Geldstrafe,  Verbannung  und  körperliche  Strafe 
ist.  Da  hier  gleichfalls  alle  einzelnen  Fälle  aufgeführt  werden, 
so  verweisen  wir  auf  die  Ausführung  bei  Jousse  III.  341— 416. 

Die  falschen  Zeugen  werden  mit  besonderer  Strafe  belegt;  nach 
der  Ord.  1531  sollten  sie  mit  dem  Tode  bestraft  werden ;  die  Praxis 
milderte  diese  Bestimmungen  uud  machte  die  Strafe  arbitrair;  bei 
falschem  Zeugniss  in  Strafsachen  war  sie  schärfer ,  und  sollte  der 
Strafe,  auf  welche  gegen  den  Beklagten  angetragen  ward,  gleich- 
kommen.   (Jousse  III.  411 — 442.) 

Die  Banqueroute  frauduleuse  wird  von  Jousse  als  eine  espece 
de  vol  aufgeführt;  schon  1536  erklärte  eine  Ord.,  10.  Oct. ,  jedes 
Bankerott  für  strafbar  bei  fraudes  und  abus,  und  zwar  mit  amende 
honorable ,  körperlicher  Strafe,  Schandpfabl  und  anderer  Ahndung, 
je  nach  Gestalt  der  Sachen ;  diese  Bestimmungen  wurden  in  der 
Ord.  d'Orleans  (a.  142)  und  de  Blois  (245)  wieder  eingeschärft ;  ein 
Edict  von  1609  setzte  sogar  Todesstrafe  fest;  wiederholt  in  der 
Ord.  du  Commerce  (1673  a.  12.  T.  XI.  und  einer  Deel.  v.  1716), 
was  aber  in  der  Praxis  nicht  beachtet  ward;  doch  blieben  die  Be- 
stimmungen der  Ord.  von  1536  in  Kraft;  die  Gehülfen  wurden  mit 
Bussen  belegt,  unter  Umständen  mit  körperlicher  Strafe.  (Jousse 
III.  254—260.) 

Der  Wucher,  usure,  oun  gain  illicite  qu'on  tire  de  largent  en 
vertu  d'une  Convention  precedenteo ,  ist  auch  jetzt  noch  ein  Ver- 
brechen; doch  schied  man  usure  und  inleröt;  letztere  waren  erlaubt, 
und  der  Zinsfuss  war  5  pr.  c.  nach  der  Ord.  Febr.  1770  (au  de- 
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nier  vingt).  Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  den  Wechsel  des  gesetz- 
lichen Ziosfusses  zu  sehen. ')  Die  Fälle  des  Wuchers  sind  bei  Jousse 
genauer  angegeben;  die  Strafe  war  nach  der  Ord.  von  Orleans  a. 
141  körperliche  Strafe  und  Confiscalion  de  biens,  was  Öfter  wieder- 
holt ward;  doch  milderte  die  Praxis.  (Jousse  IV.  267—284.) 

Das  letzte  Gebiet,  das  Gebiet,  das  neben  seinem  bestimmten 
Inhalt  zugleich  einen  subsidiären  Gharacter  halle,  war  das  der 
lnjurn;  es  umfasste  jede  Beleidigung  überhaupt,  im  Besondern 
aber  jede  «ofTense  faite  au  prochain  par  un  raotif  de  mepris,»  Die 
letztere  ward  eingetbeilt  in  wörtliche,  schriftliche  und  thätliche  In- 
jurien. —  Die  wörtlichen  Beleidigungen  musslen  wiederrufen  werden, 
und  oft  ward  auf  förmliche  und  Öffentliche  Ehrenerklärung  erkannt 
durch  ein  acte,  der  au  G reffe  deponirt  ward,  oder  mündlich  a  l'au- 
dience,  mit  blossem  Haupt,  in  Gegenwart  mehrerer  Personen;  ist 
sie  durch  eine  niedere  Person  einer  höheren  zugefügt,  so  wird 
der  Beleidiger  ausserdem  zu  Gefängniss,  oder  nach  Ermessen  des 
Richters  verurtheill;  sonst  ward  gewöhnlich  noch  eine  Busse  an 
den  Beleidigten  als  interöt  civil,  oft  noch  eine  sonstige  Busse  aus- 
gesprochen, bei  sehr  schweren  Beleidigungen  kommen  sogar  Ehren- 
strafen ,  wie  araende  honorable  und  bannissemenl  hinzu.  —  Die 
schriftlichen  Beleidigungen  haben  «dasselbe  Recht;  nur  wird  ausser- 
dem das  libello  diffamatoire  unterdrückt  oder  gar  auf  öffentliche 
Zerreissung  desselben  erkannt.  —  Realinjurien  aller  Art  werden  je 
nach  den  Umständen,  der  Grösse  der  Verletzung,  der  Person,  dem 
Ort,  der  Art  der  Handlung  bestraft,  und  zwar  mit  blossem  bläme 
bis  zu  peines  afllictives  und  infamantes;  ausserdem  werden  den  Be- 
leidigten und  Verletzten  dommages  et  interöts  zugesprochen.  Die 
Mannigfaltigkeit  der  einzelnen  Fälle  ist  ausfuhrlich  behandelt  bei 
Jousse  HI.  573 — 671.  Er  zählt  auch  die  Brandstiftung  und  die  se- 
pulcri  violalio  hinzu.  Besonderer  Erwähnung  verdienen  die  libelles 
tliffamatoiret  und  die  Bestimmungen  über  die  Bücherpolizei.  Die  er- 
steren  wurden  schon  in  der  Ord.  v.  1561,  17.  Jan.,  den  Druckern, 
Verlegern  und  Verkäufern  unter  Strafe  der  Auspeitschung  und  im 
Wiederholungsfalle  unter  Todesstrafe  verboten,  was  später  öfter 
wiederholt  ward;  die  Ord.  v.  10.  Sept.  1572  a.  10.  setzt  schon 
Confiscalion  der  Bücher  und  willkührliche  Busse  auf  falsche  An- 
gabe des  Verlags  und  Druckortes,  so  wie  auf  den  Druck  in  frem- 
dem Lande;  die  Ord.  de  Moulins  a.  78.  verbietet  bei  Confiscalion 

<j  Nach  der  Ord.  von  1251  war  er  4  s.  pour  livre  (oder  20  p.  c),  nach  der 
Ord.  von  1315,  Juli,  war  er  15  p.  c. ,  bis  auf  1507  10  p.  c.  (au  denier 
dix),  au  denier  16  nach  dem  Ed.  vom  Juli  1601 ,  au  denier  18  nach  Ed. 
vom  März  1634.  au  denier  vingt  nach  dem  Ed.  vom  Dcc.  1665.  au  denier 
25  nach  dem  Ed.  vom  Juni  1766,  Jouise  p.  269. 
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und  körperlicher  Strafe  jede  Ausgabe  von  Büchern  sans  privilegie 
du  Roi,  und  nach  der  Ord.  von  155-7,  Ii.  Dee. ,  soll  bei  Conti»- 
cation  de  oorps  et  de  hiens  kein  Buch  Uber  rdigitoe  Gegenstände 
ohne  vorherige  Untersuchung  und  Zustimmung  der  Docteurs  eti 
Theologie  gedruckt  und  verkauft  werden.  Das  eigentliche  Prem- 
getetx  ist  das  Ed.  v.  Aug.  1686,  das  die  bisherigen  Bestimmungen 
zusammenfassl;  die  folgenden  Edits  sind  nur  genauere  Entwicklun- 
gen «eines  Inhalts,  wie  das  Reglern,  v.  28.  Febr.  1723,  das  für 
alle  Verbreitung  von  Schriften  aconlre  la  Religion  ,  le  service  du 
Jloi,  le  bien  de  l  Etat ,  la  purete  des  mrcurs,  lbonneur  et  la  re- 
putation  des  familles  et  des  particuliers »  ausser  allen  früheren 
Strafen  noch  den  Verlust  aller  Privilegien ,  Rechte  und  Aüinter 
festsetzt;  die  Deel,  vom  10.  Mai  1728  bestraft  mit  Pranger,  Ver- 
bannung und  höherer  Strafe;  eine  Deel,  vom  17.  April  1757  be- 
stimmt, dass  jeder,  der  Schriften  verfasse,  mtcndantt  ä  a  II  aquer  la 
Religion ,  a  emoueoir  les  esprits ,  a  donner  atteinte  a  l'autorite  du 
Roi,  et  ä  troubler  Vordre  et  la  tranquilliii  de  l'Elat,  serent  punü 
de  mort*  (a.  1);  nach  Art.  2  verfallen  alle  Drucker,  Verleger  und 
Verbreiter  derselben  Strafe;  nach  Art.  3  sollen  endlich  alte,  die 
nicht  die  formaliter  prescrites  par  les  Ordonnances  beobachten,  mit 
Strafen  bis  zu  lebenslänglichen  Galeeren  belegt  werden  !  Und  Jousse  stand 
nicht  an  hinzuzufügen,  dass  die,  qni  ont  donne  ordre,  ou  conseille*  de 
les  faire,  mit  derselben  Strafe  bestraft  werden  müssten!  (III.  651  ff.) 

An  diese  Verbrechen  schloss  sich  nun  das  Gebiet  der  Delti*  im 
engeren  Sinn.  Man  schied  die  Delils  coramis  dans  let  boit,  alle 
Arten  Holz-  und  Waldfrevel,  die  Delils  concernant  la  chatte,  Jagd- 
frevel, die  Delils  au  sujet  de  la  pe'che,  Beeinträchtigungen  der 
Fischereien ,  die  hauptsächlich  mit  Geldbussen  bestraft  wurden. 
Ein  eigenes  Gebiet  bildeten  die  De  Iiis  au  fall  de  la  marine,  wofür 
wir  auf  die  Ord.  de  la  marine  verweisen.  (L.  II.) 

Sehr  leicht  wäre  es,  mehr  Einzelnes  anzuführen;  allein  es 
würde  das  zum  Bilde  des  ganzen  Strafrechts  wenig  Erhebliches 
beitragen.  Principien  gab  es  nicht,  so  wenig  wie  in  derselben 
Zeit  in  Deutschland;  nur  Richtungen,  hier  wie  dort:  diese  müssen, 
wie  sie  das  Allgemeine  gewesen  sind ,  auch  aus  den  allgemeinen 
Verhältnissen  heraus  zur  Anschauung  gebracht  werden. 

B.    Der  Civilprocess. 

Allerdings  ist  in  dieser  Epoche  sowohl  die  Literatur  wie  die 
Gesetzgebung  unverbällnissmässig  viel  reicher  für  den  Civilprocess 
als  in  den  vorigen.  Dennoch  können  wir  jetzt  kürzer  sein,  als  wir 
es  bisher  gewesen.  Die  Gründe  dafür  werden  zugleich  den  Cha- 
racler  des  Processes  in  diesem  Zeitraum  darlegen, 
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Es  ist  scholl  früher  gezeigt,  in  welcher  Weise  uod  in  welchem 
Sinne  die  Herrschaft  dos  neuen  Königthums  den  neuen  Process  zu 
dem  ihrigen  machte,  und  wie  der  letztere  gleichsam  Schritt  vor 
Schritt  die  Entwicklung  des  Beamleosystems  hegleitet,  und  an  sei- 
nem Siege  Tbeii  genommen  bat.  Dieses  nun  hat  jetzt  die  Lehns- 
herrljchkeit  auf  allen  Punkten  unterworfen;  der  Kampf  zwischen 
den  beiden  Gegensätzen  des  13.  Jahrhunderts  ist  beendet,  und  Ein 
Staat  umfassl  ganz  Frankreich.  Damit  war  denn  zuerst  das. Schick- 
sal jener  Reste  des  alten  Lehnsverfahrens  entschieden ,  die  wir  noch 
im  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  antreffen.  Sie  sind  gänzlich  ver- 
schwunden, und  der  Process  des  Königthums  ist  der  einzig  herr- 
schende geworden. 

Dieser  Process  selbst  aber  theilt  jetzt  wie  früher  das  Schicksal 
seiner  Träger  im  Rechtsleben.  Das  Beamten thum  hat  zwar  das 
Lebnswesen  bewältigt,  allein  in  sich,  in  seinem  Princip  wie  in 
seiner  Organisation,  ist  fast  gar  keine  Umgestaltung,  gar  kein  ei- 
gentlicher Fortschritt  zu  erkennen;  es  ist  nach  wie  vor  die  reine 
Herrschaft  des  organischen  Staats,  zwar  ohne  lehnsherrliche  Ho- 
heitsrechte, aber  auch  ohne  bürgerliche  Freiheit.  In  gleicher  Weise 
ist  der  Process  —  die  Form ,  in  welcher  das  Beamlenthiim  Uber 
die  Rechtsstreiligkeiten  herrschte  —  zwar  ein  allgemeiner  und  glei- 
cher für  alle  Theile  Frankreichs,  aber  er  ist  in  keinem  einzigen 
wesentlichen  Punkte  fortgeschritten,  sondern  es  ist  durchaus  der 
Process  des  13.  und  14.  Jahrhunderts,  den  wir  noch  im  18.,  und 
den  wir  noch  gegenwärtig  in  Frankreich  antreffen.  Allerdings  sind 
die  Grundsätze,  auf  welchen  jener  Process  beruht,  durch  Praxis, 
Theorie  und  Gesetzgebung  zu  grosser  Klarheit  und  Genauigkeit  in 
allem  Einzelneu  entwickelt;  allein  diese  Bestimmungen  haben  haupt- 
sächlich nur  praktische  Bedeutung.  Eine  Bewegung,  die  ein  Neues 
schaffen  mochte,  ein  Ringen  nach  einem  besseren  Princip,  ja  auch 
nur  ein  klares  Bewusslsein  über  das  Vorhandene  oder  ein  Streben 
sich  dasselbe  zu  verschaffen,  findet  sich  nirgends.  Grade  dieses 
aber ,  das  eigentlich  schöpferische  Element  in  den  gegebenen  Zu- 
ständen ,  ist  der  Lebeushauch  der  Geschichtschreibuiig  ;  hier  man- 
gelt er  uns ;  und  darum  wird  es  genügen ,  im  engsten  Raum  zu 
sagen,  wie  das,  was  schon  in  der  früheren  Epoche  da  gewesen, 
sein  Dasein  in  der  gegenwärtigen  fortsetzt. 

Dennoch  lag  der  Punkt  nahe  genug ,  auf  welchem  jener  Fort- 
schrill fiir  das  Princip  des  Processes  hätte  geschehen  müssen.  Der 
ganze,  eigentlich  französische  Process  cbaracterisirl  sich  vor  allem 
durch  den  gäozlichen  Mangel  an  einem  festen  Beweisinterlocut  und 
durch  die  Halbheit  seiner  Eventualmaxime.  Diese  beiden  Angel- 
punkte jedes  vollendeten  Prozesses  hat  der  französische  weder  in 
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dieser  Epoche,  Doch  auch  in  der  Codificationsperiode  der  neueren 
Zeit  zu  erreichen  vermocht,  und  desshalb  ist  das  Verfahren  dessel- 
ben niemals  ein  streng  geordnetes  geworden ;  im  Gegenlheil  ist  der 
langsame  und  der  Willkühr  der  Anwälde  unterworfene  Gang  Gegen- 
stand immer  erneuter  Klagen  und  gesetzgeberischer  Versuche  ge- 
worden. Auch  die  Revolution  fühlte,  dass  hier  ein  Mangel  vor- 
banden sei,  aber  sie  glaubte  dem  Verfahren  durch  eine  freiere  Be- 
setzung der  Gerichte  abhelfen  zu  können.  Das  musste  misslingcn 
mit  dem  Augenblick,  wo  die  Einführung  von  Geschworenen  in 
Civilsachen  an  dem  Glauben  scheiterte,  dass  dasselbe  Volk,  das  in 
der  neuen  Jury  Uber  Leben  und  Tod  seiner  Bürger  entscheiden  sollte, 
nicht  rechtsverständig  genug  sei,  um  die  Vermögensstreitigkeilen 
derselben  zu  erledigen.  Damit  fiel  der  Process  dem  keinesweges 
ausgestorbenen  Stande  der  alten  Praktiker  wieder  in  die  Hände, 
und  mit  ihnen  ward  hier ,  wie  das  im  Code  civil  in  ähnlicher  Weise 
geschehen  ist,  das  alte  Recht  der  neuen  Zeil  überliefert.  Was  seit 
dem  13.  Jahrhundert  im  französischen  Process  galt ,  das  gilt  leider 
noch  jetzt;  und  man  darf  behaupten,  dass  gegenwärtig  nur  die 
Bekanntschaft  mit  dem  deutschen  Process  im  Stande  sein  wird,  eine 
neue  Epoche  für  den  französischen  herbeizufuhren. 

Die  Grundformen  des  Civilverfahrens  in  dieser  Zeit  sind  nun 
folgende. 

A.  Der  ordentliche  Process. 

Der  Mangel  eines  gerichtlichen  Beweisinterlocuts  hat,  weil 
Behauptung,  Petitum  und  Beweis  ihrem  Wesen  nach  innerlich 
stets  zusammengehören  ,  unabweislich  die  Tendenz  des  Verfahrens 
zu  Folge  ,  dass  in  jedem  einzelnen  Act  jene  Momente  auch  zusam- 
men aufzutreten  versuchen.  Daraus  wiederum  entsteht  eine  grosse 
Verwirrung  des  Processganges,  weil  Vorläufiges  und  Nachfolgendes 
Neben-  und  Hauptsachen,  jedes  für  sich  zu  einem  processualen 
Ganzen  werden ,  in  welchem  der  eigentliche  Streitpunkt  seine  Herr- 
schaft über  die  Nebenpunkte  verliert.  Der  äussere  Character  eines 
solchen  Verfahrens  ist  die  Vermengung  von  Vorverfahren  und  Haupt- 
oder Beweisverfahren,  indem  das  letztere  schon  bei  den  einzelnen 
Punkten  des  ersteren,  nach  Ermessen  der  Parteien  bald  auftritt, 
bald  nicht.  Die  Zufälligkeit,  welche  somit  in  das  Verhältnis»  jener 
beiden  Hauptmassen  des  Verfahrens  hineinkommt,  macht  es  nicht 
möglich,  den  Verlauf  des  Processes  als  absoluten  anzugeben ,  wie 
dies  im  deutschen  Process  der  Fall  ist;  man  wird  gezwungen,  das 
eigentliche  Verfahren  vom  Beweis  verfahren  zu  trennen  und  es  dem 
Leser  zu  überlassen,  sich  das  Hineingreifen  des  einen  in  den  an- 
dern fast  ganz  allein  zu  construiren.    Dies  ist  der  Character  jedes 
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Verfahrens,  dem  das  Beweisioterlocut  fehlt,  und  somit  auch  der 
des  französischen  Prozesses.  Darnach  haben  wir  denn  im  Folgenden 
zu  verfahren ;  und  leicht  wird  man  erkennen ,  wie  der  Process  der 
vorigen  Epoche  hier  ganz  und  gar  wieder  auftritt,  kaum  dass  ei- 
nige seiner  alten  Momente  verschwinden,  und  andere  eine  andere 
Gestalt  annehmen. 

a)  Vorverfahren  bis  zur  ContestaUon  en  cause. 

1.  Die  Ladung,  das  Ajournement.  (Imbert  L.  I.  Ch.  2.  3.  5.  6.  12. 
Marner  T.  I.  Lange  L.  IV.  Ch.  I.)  Ord.  civ.  T.  I.  mit  den  Noten 
von  Jousse. ') 

Das  Ajournement  hat  ganz  seine  frühere  Stellung  als  Beginn  des 
Processes.  Sie  werden  von  dem.  Sergent  des  Gerichts  ausgebracht, 
und  sollen  schriftlich  abgefasst,  Ii  helles,  sein.  Der  Inhalt  des 
Ajournement  bedingt  den  Inhalt  des  ganzen  Processes;  es  enthält 
Gericht,  Zeit  und  den  Streitgegenstand,  les  conclusions  et  sommaire- 
ment  les  moyens  de  la  demande  (Ord.  c.  II.  1.)  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit  und  einer  Busse  von  20  livres.  Jeder  Sergent  soll  bei 
jedem  Exploit  d'ajournement  von  zwei  temoins  ou  records  auch 
jetzt  noch  begleitet  sein,  welche  das  Ajournement  unterzeichnen, 
Gopie  und  Original.  Bei  Ladungen  vor  eine  Cour  souveraine  be- 
durfte es  einer  Lettre  de  Chancellerie  oder  eines  Arrets  de  Cour. 
Jede  Ladung  geschieht  a  domicile  oder  a  personne ;  keine  Gerichts- 
barkeit schloss  die  Ladung  vor  ein  anderes  Gericht  aus.  Jede  La- 
dung ist  wenigstens  ätroisjours,  längstens  ä  huitaine,  welche  Frist 
nach  der  Entfernung  gesteigert  wird.  (Ord.  c.  T.  III.) 

2.  Die  Präsentation  (Lange  IV.  3.  Ord.  c.  T.  IV.) 

Die  Presentalion  ist  zuerst  geregelt  durch  ein  Ed.  von  Aug. 
1575,  welches  bei  jedem  Gericht  einen  greflier  des  presentations 
als  förmliches  Amt  einführte.  Sobald  nämlich  die  Partei  geladen 
war,  mussten  Klager  und  Beklagte  beim  Gericht  die  Streitsache 
anzeigen,  die  Procureurs,  die  sie  bestellt  halten,  und  ihren  Na- 
men. Die  Ord.  c.  a.  2  hob  die  Presentation  der  Kläger  auf,  doch 
führte  das  Ed.  v.  12.  Juli  1695  sie  wieder  ein.  Hierüber  ward  ein 
förmliches  Protocoll  geführt;  doch  war  die  g reffe  des  presentations 
nicht  in  den  justices  seigneuriales  befohlen.  Das  Wichtigste  dabei 
war  die  durch  die  Presentation  geschehene  Constitution  de  Pro- 
cureur.  Dadurch  wurden  die  alten  Procurations  überflüssig,  und 
der  Procureur ,  einmal  constituirt ,  halte  jetzt  die  Leitung  des  Pro- 

')  Da  ich  Pigeau's  Werk  nicht  habe  erhalten  können ,  so  müssen  die  folgen- 
den Citate  ausreichen.  Das  Diciionnaire  von  Fernere,  besonders  aber  das 
Repertoire  yon  Gayol  gibt  treffliche  Darstellungen  unter  den  bezüglichen 
"Worten. 
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ccsses  bis  zum  Plaidoye.  Doch  konute  man  ihn  revocireu  (Lange 
IV.  Ch.  IV.)   Hierauf  folgte 

3.  Die  Produetion.    (0.  c.  T.  V.  a.  1.) 

Unter  Produclion  versteht  man  im  Allgemeinen  die  MittkeUung  der 
ÄctmttücJte  an  den  Gegner,  die  von  beiden  Seiten  geecbah.  Hier  galt 
als  Piincip,  dass  Niemand  eine  solche  Miltheiluog  fordern  könne, 
als  wer  selbst  schon  Gopie  der  seiuigea  eingegeben.  Die  Form  der 
Production  war  die  heutige.  Die  Partei,  Kläger  wie  Beklagter, 
gab  seine  Eingabe  beim  Greffe  des  Gerichts  ein,  und  zwar  stets 
mit  einem  Iaventaire  der  Acten  begleitet,  und  zeigte  dies  dem 
Gegner  an ,  dem  sie  alsdann  Tora  Greffe  communicirt  wurden.  Dies 
hiess  pütter  (les  pieces  justificatives,  defenses  etc.)  au  Greffe.  Die 
Production  iit  daher  eigentlich  kein  besonderer  Act,  sondern  sie 
ist  nur  die  Form  der  gerichtlichen  Actencommunüation  überhaupt 
und  zieht  sich  daher  durch  den  ganzen  Process  hindurch.  Das 
erste  aber,  was  producirt  ward,  war  Klagt  und  Veriheidigung. 

4.  Die  Demande,  Klage.    (Imbert.  1,  15.  16.) 

Die  Klage  rausste  das  Ajournement  zur  Grundlage  haben  und 
desshalb  war  anfangs  der  Kläger  nicht  verpflichtet  sie  dem  Be- 
kinglen  rnitzutheilen ,  da  diesem  das  Ajournement  schon  zugestellt 
war,  sondern  er  gab  sie  blos  beim  Greffier  ein.  Später  (nach  der 
Note  Automnes  zu  Imbert)  ward  die  .Mittheilung  an  den  Gegner 
gewöhnlich.  Der  Inhalt  dieser  Klage  hat  sich  schon  bei  Imbert 
von  dem  alten  Verhältnis«  los  gemacht;  onous  gardons»  sagt  er 
(15.  a.  4.)  la  disposition  du  droit  Canon,  car  il  n'est  raestier  oVex pri- 
mer le  nom  de  l'action,  mais  sutfit  tellement  declarer  le  faict,  que 
Ton  en  puisse  lirer  bonne  conclusion  du  droict  du  demandeur.» 
Da  aber  das  Plaidoye  des  Avocat  alle  Punkte  des  klägerischen  An* 
Spruches  noch  einmal  zusaromenfasste ,  so  gab  rann  sich  nicht  die 
Mühe  in  der  Demande  weit  über  den  Inhalt  der  Ladung  hinauszu- 
gehen; sie  kam  als  solche  gar  nicht  vor  Gericht,  sondern  sank 
allmählig  zu  einer  blossen  Instruktion  für  das  fernere  Verfahren 
der  Parteien  in  Beweis  und  Gegenbeweis  herab;  die  Mittheiluog 
derselben  geschah  desshalb  bloss  de  procureur  a  procureur,  und 
so  ist  das  heutige  VerhSltniss  der  Klage  im  französischen  Process 
schon  damals  begründet.  Daher  kommt  es  denn  auch ,  dass  weder 
die  Ord.  civ.,  noch  selbst  Lange  von  der  demande  als  solcher 
reden.  Beiläufig  ist  die  plainte  nicht  mit  der  demande  zu  ver- 
wechseln; plainle  heisst  nur  die  criminelle  Klage. 

5.  Die  Verteidigung. 

Da  die  Klage  ihre  Bedeutung  verlor,  so  zersplitterte  sich  die 
Verteidigung  in  eine  Reihe  einzelner  Acte  und  ist  daher  auf  das 
wesentlichste  von  unsrer  deutschen  Exceptionsschrift  verschieden. 
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Sie  eotbeU  «He»,  was  der  Klage  entgegensteht,  aber  sie  ist  durch 
keine  Litis  contestatio  zu  einem  Ganzen  zusammengefasst.  Der 
Begriff  der  Litis  contestatio,  dessen  erste  Anfänge  wir  früher  ange- 
deutet haben,  ist  in  dieser  Epoche  untergegangen  in  den  •egriff 
der  Coutestation  en  cause  und  diese  Entwicklung  ist  es,  -durch 
welche  das  ganze  Vorverfahren  seine  Einheit  verloren  hat.  Schon 
die  Coutume  de  Paris  a.  10t  hat  den  Begriff  der  französischen 
Contestation  en  cause  ausgesprochen,  auf  den  wir  noch  zurück- 
kommen müssen;  Imbert  ist- der  erste,  der  klar  den  Unterschied 
derselben  von  der  eigentlichen  Litis  contestation  erkanut  hat  und 
es  wird  trotz  unvermeidlicher  Wiederholung  nothwendig  sein ,  die 
betreuende  Stelle  herzusetzen:  anous  ne  prenons»  sagt  er  1,  14.3., 
ala  «oniestalion  en  cause  conime  plusieurs  Doctetirs  de  Droict  Ci- 
vil et  Canon  la  prennent;  car  ils  disent  la  cause  estre  contestee 
quand  le  defeadeur  a  defendu  seulement;  mats  nous  prenons  la 
contestation  en  cause ,  quand  le  defendetir  a  defendu ,  et  le  Jwje 
bailli  ion  appoinetement  par  deum  etc.»  Dadurch  nun  zerfiel  die 
Verdaeidigung  in  so  viele  Acte,  als  der  Beklagte  für  gut  hielt  und 
jeder  derselben  ward  für  sich  abgehandelt,  zum  Taianl  ehe  man 
irgend  zum  Streitpunkt,  dem  ofond«  kam.  Wie  mithin  der  Verlauf 
der  Verteidigung  im  einzelnen  Fall  gewesen,  hing  von  diesem  ab, 
so  wie  auch  wenn  man  zur  Contestation  en  cause  kam.  Im  Allge- 
meinen aber  galten  die  Hegeln,  die  schon  Beaumanoir  angedeutet  hat. 
(Imbert  I.  18.  21.  32.  Lange  IV.  6.  7.  8.  9.  tO.  Ord.  civ.  T.  V.  VI. 

Zuerst  kommen  die  Escxeptions  dtdinatoires.  Darunter  werden 
alle  Fragen  nach  der  Compelenz  begriffen;  ferner  alle  Recusationen; 
die  Recnsationen ,  welche  ein  ganzes  Gericht  betrafen  und  wofür 
die  oben  cilirte  Ord.  von  1669  die  Grundlage  bildete,  hiessen  die 
Evocations;  wenn  ein  Richter  nach  geschehener  Recusation  noch 
processuale  Acte  vornahm  ,  so  erhob  die  Partei  ein  Verfahren  gegen 
ihn,  welches  «prendre  ä  parlie»  (prite  d  partie)  hiess ;  der  Act, 
durch  welchen  eine  Sache  dem  competenten  Gericht  übergeben 
ward,  hiess  der  Renvoi ;  alle  diese  Exceptionen  sollen  asomroatre- 
ment  a  l'Audieuce»  vor  dem  oberen  Gericht  entschieden  werden. 
(O.  c.  VI.  3.)  Sie  sind  verloren  wenn  einmal  contestation  en  cause 
geschehen  ist;  letztere  macht  jedes  Gericht  competent.  Die  exc. 
decl.  hiessen  «fins  de  twn  procider.n 

Die  Exc.  dilatoires.  In  den  Exc.  dilatoires  treffen  nun  die  Jours 
des  alten  Vorverfahrens  mit  den  Begriffen  des  römisch-kanonischen 
Rechts  zusammen.  Jene  Exc.  nämlich  enthalten  alle  Einreden  ohne 
Unterschied  qui  tendent  n  differer  la  poursuite  de  I'actioo.  Die 
besonderen  ßxc  dil.  sind: 

Die  delait  pour  ddlibirer  (die  alte  dilatio  consilii)  Ord.  civ.  T. 
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Vit.  Imbert  I.  21.  Lange  IV.  12.  Diese  Exc.  war  eigentlich  auch 
jetzt  nur  eine  iFWsr  für  den  herilier  prcsomtif  von  3  Monaten,  inner« 
halb  welcher  er  sich  Ober  die  Antretung  der  Erbschaft  erklären  musste. 

Die  Vue»  et  Montrtes.  Imb.  I.  19.  Lange  IV.  13.  Ord.  civile 
T.  9.  Die  vues  et  roontrees  haben  nach  altem  Recht  bestanden 
bis  zur  Ord.  civile,  welche  sie  aufhob  und  an  ihre  Stelle  die 
blosse  Bezeichnung  des  betreffenden  Grundstäcks  in  den  Acten  for- 
derte. Das  erklärt  sich  leicht,  da  bei  der  genauen  Landeskunde  dies 
Verfahren  völlig  ausreichte. 

Die  Garant»  dagegen  blieben  wie  früher  eine  exc.  dilatoire. 
Imb.  I.  20.  Lange  IV.  ik.  Ord.  C.  T.  8.  Man  unterschied  die 
Garants  formeli  von  den  Garants  $imple$.  Die  ersteren  sind  die 
«qui  de  evictione  tenenlur»;  die  letzteren  sind  alle  cco  obliges 
solidairemenl  au  pajement  d'une  dette»,  Bürgen  etc.;  die  Frist 
den  Garant  zu  stellen  war  ä  huilaine  und  für  jede  10  Heues  ein 
Tag  mehr;  er  wird  durch  ein  förmliches  exploit  de  garantie  libelle 
das  hier  die  Stelle  des  ajournement  vertritt,  geladen;  die  Einrede 
gegen  die  Einführung  des  Garant  soll  soraraaireraent  entschieden 
werden;  daa  Unheil  wird  gegen  den  Garanti  vollzogen  und  der 
Garant  muss  ihn  schadlos  halten. 

Neben  diesen  Exc.  dil.  stellte  die  Praxis  noch  das  Binefxce  dt 
discutsion  nach  der  Aulh.  sed  hodie  G.  de  oblig.  et  act.  fllr  den 
belangten  Bürgen  auf  und  nach  Autb.  Hoc  si  debitor  für  den  Hypo- 
thekar-Schuldner. Lange  IV.  15.  Alle  diese  Exc.  dil.  sollen  nach 
der  Ord.  G.  IX.  1.  «par  im  mesme  Acte»  eingegeben  werden  und 
zwar  ehe  man  sich  auf  die  folgenden  Exc.  per.  einlässt. 

Die  Exc.  piremtoires,  (defenses)  betreffen  nun  den  fond  de  la 
chose  (Imb.  1.  34.  ff.  Lange  IV.  IG.)  Sie  enthalten  natürlich  unent- 
wickelt die  deutsche  Sireiteinlassung  und  die  peremtorischen  Ein- 
reden zugleich;  allein  sie  stimmen  keinesweges  ganz  mit  ihnen 
überein.  Man  schied  nämlich  die  evc.  peremt.  proprement  dites  von 
den  dtfense»  au  fond.  Die  ersteren  enthielten  alle  Einreden  gegen 
die  bisherigen  exploits  und  die  fins  de  non  recevoir,  deren  Begriff 
nicht  bestimmt  anzugeben  ist  ,  wohin  aber  die  legitimatio  ad  cau- 
sam, die  Einrede  der  Verjährung  und  ähnliche  von  Jousse  (zu  Ord. 
C.  VI.  I.)  gerechnet  werden.  Alle  diese  exc.  propr.  dites  sollen 
abgeurtheilt  werden,  prtalablement ,  d.  h.  ehe  sich  das  Gericht 
auf  die  zweite  Classe  der  Einreden,  die  defenses  au  fond,  einliess; 
doch  konnte  dasselbe  sie,  wenn  sie  mal  fondees  waren,  übergehen, 
jedoch  mit  dem  ausdrücklichen  Zusatz  im  Haupturlheil  «sans  avoir 
egard  ä  (teile  ou  teile)  exception.»  Dann  kamen  die  exc.  au  fond, 
die  ä  huitaine  eingereicht  werden  roussten.  (0.  C.  V.  3.  u.  5; 
vergl.  die  Noten  von  Jousse.) 
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Dieses  sind  die  Punkte  des  vollständigen  Vorverfahrens,  das 
aber  gewöhnlich  schon  im  Verläufe  der  Verteidigung  von  dem 
appoinctement  und  der  conleslation  en  cause  unterbrochen  ward 
und  das  der  Beweis  allenthalben  begleitete. 

B.   Die  Contestalion  en  cause  und  ihre  Folgen. 

Unter  Gontestation  en  cause  verstand  man  nach  der  Cout.  de 
Par.  a.  104  und  der  Ord.  civ.  T.  XIV.  die  Folgen  des  apremier 
reglement,  appoinctement  ou  jugement»  des  Gerichts;  sie  ist  da- 
her nichts  anderes  als  die  Liti$pendenx  und  hat  mit  dem  Begriff  der 
Litis  contestalion  gar  nichts  zu  thun.  Sie  geschah  durch  einen 
einfachen  aacte»,der  vom  Gericht  auf  Aufforderung  des  Procureur 
erlassen  wurde;  dieser  Act  hiess  oavemr»;  früher  konnte  der  Pro- 
cureur einseitig  ein  solches  avenir  vom  G reffe  des  Gerichts  er- 
wirken und  damit  die  Sache  anhängig  machen;  die  Ord.  Civ.  be- 
fahl aber  dass  es  vom  Procureur  unterzeichnet  und  erst  drei  Tage 
nach  der  significalion  des  deffenses  gerichtlich  erlassen  werden 
solle.  Diese  Frist  war  dadurch  wichtig,  dass  innerhalb  dieser  drei 
Tage  der  Kläger  seine  replique  auf  die  eingereichten  defenses  ein- 
geben musste ;  alle  dupliques,  tripliques  u.  s.  w.  sollten  gänzlich 
verboten  sein,  was  aber  nicht  gehalten  wurde.  (Jousse  zu  0.  C. 
XIV.  2.  3.)  Das  avenir  citirte  den  Procureur  nun  vor  Geriebt 
(ä  l'Audience)  selbst  zu  erscheinen,  bei  Strafe  von  Defaut  oder 
Conge ;  und  an  diesem  Tage  nun  trat  die  mündliche  Verhandlung, 
klage  und  Vertheidigung  ein;  dies  ist  das  eigentliche  Plaidoye". 
Ein  solches  Plaidoye  konnte  entweder  vom  Procureur  oder  nur  vom 
Avocat  gehalten  werden.  Das  Verhältnis«  dieser  beiden  Classen 
der  Anwälde  ist  an  diesem  Orte  am  deutlichsten  zu  machen,  da 
wir  die  Gerichtsverfassung  haben  übergehen  müssen.  Der  Procu- 
reur, (der  jetzige  Avoue)  hat  die  ganze  Führung  der  Sache  bis 
zum  Plaidoye,  die  Ladung,  Klage,  Vertheidigung,  Sammlung  der 
Beweisslücke,  Beweisführung;  den  mündlichen  Hauptvortrag ,  der 
das  Urtheil  des  Gerichts  bestimmen  soll  über  die  Sache  zu  ent- 
scheiden, hat  der  Procureur  aber  nur  über  alle  «causes,  qui  sont 
provisoires  d'instruction»  und  die  affaires  sommaires;  alle  anderen 
Sachen  werden  von  den  Avocats  vorgetragen  in  ihrem  Plaidoye. 
(Reglern,  v.  24.  Mai  1603.  Deel.  15.  Merz  1673.)  Dies  Plaidoye 
enthielt  demnach  unsere  Klage  und  unsere  Beweisführung  in  ge- 
wisser Weise  zugleich  und  der  ursprüngliche  Gedanke  war  natür- 
lich, dass  auf  ein  solches  Plaidoye  nun  auch  vom  Gerichte  auf 
der  Stelle  entschieden  werden  solle.  Grade  aber  die  geringe  Be- 
theiliguqg  des  Gerichts  bei  dem  ganzen  Vorverfahren  und  dem 
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Beweis  musste  es  demselben  in  den  meisten  Fällen  unmöglich  ma- 
chen ,  auf  das  blosse  Plaidove  hin  ein  sicheres  Urtheil  zu  fassen, 
sowohl  wegen  der  Masse,  die  es  befasste,  als  wegen  der  Leichtig- 
keit für  die  Plaidirenden  die  Gesichtspunkte  zu  verrücken  und  das 
Ganze  zu  verwirren.  Daraus  entstand  dann  der  zweite  Theil  des 
eigentlichen  Verfahrens,  der  mit  dem  Plaidoye  beginnt  und  den 
der  Begriff  des  appointement  beherrscht.  Wirft  man  einen  Blick 
zurück  auf  die  fröhere  Epoche,  so  wird  es  nicht  schwer  sein  die 
Grundlage  dieses  Theils  dort  schon  zu  entdecken;  was  wir  jetzt 
finden  ist  nur  eine  Ausbildung  des  älteren  Rechts. 

So  wie  nämlich  die  Sache  mOndlich  verhandelt  war,  musste 
das  Gericht  zunächst  entscheiden,  oh  sie  sogleich  *  PaucKence  ent- 
schieden werden  könne  oder  ob  sie  ein  appointement  erfordere. 
Appointement  ist  im  Allgemeinen  das  gerichtliche  Decret,  dass  die 
Parteien  die  Streitsache  schriftlich  vor  Gericht  verhandeln  sol/en. 
Früher  kam  es  häufig  vor,  dass  solche  appointement  sogar  er- 
lassen wurden  ohne  dass  vorher  ein  plaidoye*  voraufgegangen.  Schon 
die  Ord.  von  1519  (11.  Febr.  a.  19.)  bestimmte  aber,  dass  alles, 
was  sich  irgend  eigne  a  l'audience  abgeurtbeilt  zu  werden,  auch 
hier  wirklich  entschieden  werden  solle.  Die  0.  C.  T.  XI.  a.  9. 
wiederholte  dieses  Gebot  mit  dem  Zusatz,  dass  das  Gericht  darüber 
eigends  abstimmen  und  nach  der  Mehrzahl  darüber  entscheiden 
solle  «si  la  cause  sera  appoinlee» ;  erneut  ward  diese  Bestimmung 
durch  die  Deel.  v.  12.  Aug.  1669  und  mehrere  folgende  Erlasse. 
Ward  dies  ausgemacht,  so  traten  die  verschiedenen  appointementsein. 

Das  appointement  d  mettre  war  das  Decret  des  Gerichts,  durch 
welches  es  die  einfache  Eingabe  der  betreffenden  Beweisstücke  und 
zwar  «sans  rlponses  ni  contreditso  von  beiden  Seiten  an  das  Grefte 
anordnete.  Dieselben  wurden  demnächst  den  Beisitzern  mitgetbeilt, 
ein  Rapporteur  ward  ernannt  und  auf  sein  Referat  entschieden. 
Dies  appointement  lautete  ä  trois  jours;  es  war  nur  bei  geringeren 
Sachen  gebräuchlich  oder  bei  solchen,  die  Eile  forderten.  (0.  C. 
T.  XI.  a.  9  und  die  Note  3  von  Jousse.  Rep.  v.  Apointement.) 
Diese  Eingabe  auf  das  appointement  ä  mettre  ist  nichts  anderes 
als  die  deffense  par  memoire,  der  schon  Bout.  erwähnt,  und  es 
lässt  sich  daher  annehmen,  dass  schon  zu  seiner  Zeit  ganz  ähn- 
liche Decrete  des  Gerichts  stattgefunden  haben.  —  Das  appointe- 
ment en  droit  war  vor  der  Ord.  Civ.  in  zwei  Theile  gespalten.  Es 
gab  blosse  appointements  d  4crire  et  jtroduire,  die  den  Parteien 
auferlegten  die  ganze  Beweisführung  mit  der  rechtlichen  Ausführung' 
ihrer  bezüglichen  Sache  einseitig  auszuarbeiten  und  einzugeben, 
ohne  jedoch  auf  die  gegnerische  Deduction  Rücksicht  zo  nehmen; 
und  appointements  ä  6crire  et  contredlre  de  hmtaint  ä  kuitaine, 
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wodurch  sie  das  Recht  erhielten  zugleich  die  Darstellung  des  Geg- 
ners anzugreifen.  Diese  beiden  Formen  der  Gegenerklärung  sind 
offenbar  dieselben,  die  wir  bei  Bout.  als  die  oben  dargestellten 
deffenses  par  interdict  (app.  ä  ecrire  et  prod.)  und  par  faxe  contraires 
finden;  und  diese  spätere  Entwicklung  ist  ftir  das  Verständniss  des 
früheren  Schlussverfahrens  eine  Hauptquelle.  Die  Verzögerung  der 
Processe,  die  dadurch  entstand,  suchte  die  Ord.  C.  XIV.  a.  7. 
aufzubeben,  indem  sie  vorschrieb,  dass  jede  der  Parteien  ä  huitaine 
zugleich  t  ecrire  et  produire»  d.  h.  ihre  vollständige  Salzschrift, 
mit  Tbatsache  und  Rechtsgründen  und  «contredire»,  die  Impugna- 
tion  der  gegnerischen  Darstellung  eingeben  solle.  Dieses  Decret 
ist  das  appointement  en  droit.  Die  Eingabe  darauf  unterschied  sich  von 
der  auf  ein  app.  ä  meltre  wesentlich  dadurch,  dass  sie  allein  die 
queslions  de  droit  enthalten  und  ausführen  durfte,  wahrend  jene 
nur  die  Beweisstücke  enthielt.  Daher  konnte  das  erstere  auch 
einem  Procureur  auferlegt  werden,  das  letztere  aber  bedurfte  des 
ministere  de  l'avocat,  und  man  kann  ihre  Eingaben  ihr  schrift- 
liches plaidoye  nennen.  Offenbar  deutet  Bout.  (s.  oben)  schon 
auf  ein  ähnliches  Verhältmss. 

Dies  sind  die  beiden  Appointements  in  erster  Instanz;  im 
Appellationsverfahren  gab  es  andere,  deren  wir  später  erwähnen 
werden.  Schon  aus  dem  Obigen  aber  folgt,  dass  diese  appointe- 
ment und  mit  ihnen  die  beiden  Hauptrecesse  keinesweges  blos 
beim  vollständig  durchgeführten  Process  vorkamen,  sondern  auch 
bei  allen  wichtigem  Incidentfragen  erlassen  werden  konnten;  nach 
einem  geführten  Zeugenbeweise  scheint  ein  app.  en  droit  schon  zu 
Imberls  Zeit  (I.  49.)  gewöhnlich  gewesen  zu  sein.  Dadurch  nun 
mussten  wiederum  die  Processe  ungemein  an  Weitläufigkeit  zu- 
nehmen, denn  jenes  Verfahren  war  im  Grunde  nicht  viel  anderes 
als  die  Wiederholung  des  ganzen  Processes  im  schriftlichen  Nach- 
verfahren, und  daraus  erklären  sich  dann  leicht  die  immer  wieder- 
holten Klagen  Uber  die  Länge  der  Processe.  Dem  suchte  nun  die 
Gesetzgebung  Einhalt  zu  thun,  indem  sie  eine  Reihe  von  Punkten 
aufstellte,  in  denen  ein  appointement  überhaupt  nicht  erlaubt  sein, 
sondern  auf  das  Plaidoye  nach  geführtem  Beweise  entschieden 
werden  sollte.  Diese  waren  die  tummarischen  Processe  (0.  C.  XVII.) 
Alle  Fragen  über  die  Competenz  des  Gerichts  (ib.  VI.  a.  3.),  alle 
Contumazialerlaete  (ib.  V.  k.),  alle  Streitigkeiten  Ober  die  Gültigkeit  ei- 
ner Bürgschaft  (ib.  XXVIII.  3.),  alle  Incidentpunkte,  deren  Hauptsache 
evocirt  ist  (ib.  VI.  2.),  alle  Thateachen  gegen  Zeugen  (T.  XXIII.  k.) 
und  alle  Appellationen  wegen  Recusation  der  Gerichte  (T.XXIV.27.) 
Dabei  blieb  freilich  die  Hauptsache,  die  Möglichkeit  in  jedem 
ordentlichen  Process  die  appointements  zu  erlassen,  in  der  Hand 
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der  Richter,  und  die  Frislbestimmung  für  die  Eingaben  (T.  XIV. 
a.  7.)  nach  der  sie  in  drei  Tage  geschehen  sollten,  ward  natürlich 
nur  zu  leicht  umgangen.  Auf  diese  Weise  hat  der  französische 
Process  vergeblich  versucht,  durch  einzelne  Maassregeln  den  Man- 
gel der  Hauptsache,  einer  Streiteinlassung  und  eines  Beweisinter- 
locuts  zu  ersetzen  uud  ist  dessbalb  bis  auf  den  heutigen  Tag 
nicht  blos  ein  lang  dauernder,  sondern  auch  ein  ungeregelter  ge- 
blieben.  Diesen  Character  hat  auch  das  folgende  Beweisverfahren. 

Nach  den  Appoinlements  folgte  das  Urtheil;  denn  der  Beweis 
musste  vor  dem  Plaidoye  geführt  sein. 

II.   Das  Beweisver  fahren. 

Auch  das  Beweisverfahren  erklärt  sich  am  leichtesten  ,  wenn 
man  den  Gedanken  festhält,  dass  es  im  französischen  Process  nir- 
gends ein  neues  Princip  gibt ,  sondern  nur  eine  Regelung  des  alten 
Verfahrens.  Zuerst  sollen  auch  jetzt  noch  alle  ufails  qui  gisent  eu 
preuven  aguccinctement  articuUs*  sein ,  und  die  gegnerischen  Erklä- 
rungen darauf  asommaires,  sans  alleguer  aucune  raison  de  droit, — 
repliques  et  additions»;  alles  Aebuliche  wird  dem  Plaidoye"  bei  der 
Eingabe  auf  das  app.  en  droit  vorbehalten.  Allein  dem  Richter 
wird  nicht  das  Recht  verliehen,  selbst  die  Beweispunkle  zu  be- 
stimmen. (0.  C.  T.  XX.  a.  1.)  Die  grosse  Gewalt,  welche  dadurch 
der  Willkühr  der  Anwälde  gegeben  ward,  hat  man  statt  durch  ein 
eigentliches  Beweisinlerlocut  damit  zu  beschränken  gesucht,  dass 
man  bestimmte  Thatsachen  bestimmten  Arten  von  Beweis fiih rungen 
unterwarf;  und  die  Regeln ,  die  hiefür  gellen ,  bilden  das  Eigen- 
tümliche in  der  Geschichte  des  Beweisverfahrens  der  vorliegenden 
Epoche.  Auch  jetzt  noch  gibt  es  daher  keine  Frage  nach  der 
Beweislast;  wie  die  Parteien  das  Beweisthema  feststellen,  so  be- 
stimmen sie  auch  selber,  was  sie  beweisen  wollen;  kaum  dass  der 
Richter  das  Recht  hat,  beim  Zeugenbeweise  ganz  ungehörige  (im- 
pertinens)  Artikel  zurückzuweisen.  Darnach  gestaltete  sich  der  Be- 
weis ,  dessen  Üauplquelle  die  Ord.  civ.  ist,  in  folgender  Weise. 

a]  Interrogatoires  sur  faits  et  articles.  (Imbert  I.  38.  Lange  IV. 
19.  Ord.  civ.  T.  X.)  In  diese  Interrogatoires  ist  das  frühere  Ver- 
fahren des  concordare  articulos  übergegangen.  Die  Ord.  1539  a. 
36  hob  nämlich  das  ganze  articulirte  Verfahren  auf,  wie  sie  selber 
wenigstens  meinte ,  und  setzte  an  ihre  Stelle  das  Recht  der  Parteien 
ade  se  faire  interroger,  l'une  l'autre,  pendant  le  proces,  et  sans 
retard  d'iceluy,  par  le  juge  de  la  cause»  öder  einen  Gommissair.  (a. 
37.)  Der  Unterschied  dieses  Verfahrens  von  dem  früheren  bestand 
demnach  darin,  dass  während  früher  die  Parteien  die  Artikel  aus- 
gearbeitet und  eingegeben  hatten ,  dieses  jetzt  durch  das  Gericht  ge- 
schah.   Es  ist  dies  ein  Versuch,  sich  dem  Beweisinlerlocut  zu 
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nähero;  vielleicht  auch  eipe  Uebertragung  der  Inquisitionsmaxime 
auf  den  Civilprocess.  Dies  Verhältniss  ist  von  der  Ord.  civ.  auf- 
recht gehalten.  Nach  ihr  ersucht  die  Partei  das  Geriebt  um  An- 
hörung des  Gegners  über  einen  bestimmten  Streitpunkt;  das  Gericht 
erlässt  darauf  die  Ladung  (assignalion) ;  das  Ausbleiben  gilt  für 
Zugeständniss  ohne  weiteren  Erlass;  jede  Partei  muss  durchaus 
persönlich,  nicht  durch  Procureur  oder  schriftlich  antworten,  so 
dass  im  Falle  materieller  Verhinderung  der  Richter  sich  in  die 
Wohnung  derselben  begibt;  dem  Richter  ist  das  Recht  zugestanden, 
ad'ofÜcoü  einige  Artikel  über  wichtige  Fragen  hinzuzusetzen;  es 
wird  ein  Protocoll  darüber  aufgenommen ,  und  dieses  den  Parteien 
mitgetheilt.  Einem  solchen  Interrogatoire  geht  das  Juramentum 
veritatis  nolhwendig,  ä  peine  de  nullilä  voraus;  die  Parteien  aber 
haben  das  Recht,  sich  gegenseitig  cen  lout  etat  de  cause»  einem 
solchen  Interrogatoire  unterwerfen  zu  lassen.  Die  Absiebt  dabei 
ist  gut;  es  soll  dasselbe  jeden  anderen  Beweis  überflüssig  machen; 
klar  aber  ist  die  grosse  Leichtigkeit,  ein  solches  Mittel  zu  miss- 
brauchen, um  den  Gang  des  Processes  zu  unterbrechen  und  ihn 
hinzuhallen. 

b)  Der  Augenschein.  (Descente  sur  les  lieux  und  Rapport  d'Ex- 
peiis.)  Der  Augenschein  und  der  Bericht  von  Sachverständigen 
findet  sich ,  so  viel  wir  sehen ,  als  eigenes  Beweismittel  gesetzlich 
zuerst  in  der  0.  c.  T.  XXL;  zum  Theil  gewiss  dessbalb,  weil 
beides  an  die  Stelle  der ,  durch  diese  Ord.  abgeschafften  Vue  et 
Montree  getreten  ist.  Der  Unterschied  von  den  letzteren  besteht 
wesentlich  nur  darin,  dass  derselbe  jetzt  als  förmliches  Beweismittel 
gebraucht  wird.  Es  soll  daher  kein  Augensebein  und  Bericht  an- 
ders als  auf  schriftliches  Anmuthen  der  Parteien  geschehen  dürfen ; 
das  Decret,  welches  sie  anordnet,  soll  ausdrücklich  die  afaits 
sur  lesquels  les  rapports  doivent  elre  faits»  erwähnen;  die  Parteien 
werden  dazu  geladen;  die  Experls,  ernannt  vom  Commissaire  des 
Gerichts,  leisten  einen  Schwur,  wo  nicht  geschworene  Sachver- 
ständige sind ;  diese  geben  Bericht  ein ;  und  darnach  wird  entschie- 
den.   Dieses  Verfahren  hat  daher  nichts  Eigenthümliches. 

c)  Der  Urkundenbeweis.  •  Um  das  Verhältniss  des  Urkundenbe- 
weises im  Process  sich  klar  zu  machen ,  muss  man  auf  das  zurück- 
gehen ,  was  oben  über  den  Executivprocess  gesagt  ist.  Es  ist  dort 
.angedeutet,  wie  die  Sitte  entstanden,  alle  wichtigeren  Geschäfte 
durch  Öffentliche  Notare  vollziehen  zu  lassen,  und  wie  auf  diese 
Weise  die  meisten  Urkunden,  die  überall  im  Process  vorkommen, 
schon  damals  einen  öffentlichen  Character  annahmen.  Dieses  bis- 
her gewohnheitsrechtliche  Verhältniss  war  im  16.  Jahrhundert  zu 
einem  gesetzlichen.   Die  Ord.  de  Moulins  (zu  welcher  die  Ord.  v. 
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1568,  1571  und  1576  in  der  Conference  des  Ord.  und  Autorone  zu 
Imbert  I.  IV.  1.  zu  vergleichen  ist)  bestimmte  (a.  54)  «pour  ob- 
vier  a  la  mulliplicalion  de  faits,  que  i'on  a  vu  ci-devant  estre  rais 
en  avant  en  jugemcnt  sujets  d  jyreuve  de  tesmoinsß,  dass  alle  Con- 
tracte  über  den  Werth  von  cent  livros  vpardevant  Notaire»  et  tes- 
moings»  abgeschlossen  werden  sollen,  «par  les  lesquels  contracts 
seulement  sera  faicle  et  reene  toute  preuve  esdicles  matteres,  sans 
recevoir  aueune  preuve  par  tesmoings  oulre  le  contenu  au  conlract.n 
Diese  Bestimmung  ist  ganz  und  zum  Theil  wörtlich  wiederholt  in 
der  O.  c.  T.  XX.  a.  2.,  nur  dass^  wie  Jousse  not.  1.  sagt,  jetzt 
«toutes  ehoses,  qu'on  a  pu  rediger  par  ecril»  unter  dieselben  fallen, 
selbst  die  depots  volonlaires.  Selbst  wenn  mehrere  Forderungen 
in  einem  Process  zusammen  über  100  livres  gehen,  sollen  sie  nicht 
mehr  durch  Zeugen  bewiesen  werden  können,  a.  5.  —  Durch  diese 
eigenthümlichen  Bestimmungen  des  französischen  Rechts  gewan- 
nen nun  die  Urkunden  ein  sehr  weites  Gebiet,  in  welchem  sie 
allein  als  Beweismittel  gelten.  Der  Grundgedanke  dabei  war  offen- 
bar, alle  diese  Gegenstände  dem  summarischen  Process  zu  unter- 
werfen. Allein  grade  der  zu  grosse  Umfang  hat  diesen  Versuch 
vernichtet.  Wie  sich  der  Executivprocess  gestaltet  hat ,  werden 
wir  unten  zeigen.  Was  aber  den  Urkundenbeweis  in  ordinario 
betrifft,  so  fand  derselbe  schon  im  16.  Jahrhundert  statt,  wenn  der 
Innehaber  einer  solchen  Urkunde  entweder  freiwillig  oder  aus  recht- 
lichen Gründen  die  via  actionis  (das  ordinär.)  statt  der  via  execu- 
tionis  einschlagen  raussle.  Später  ward  ,  wie  sich  ergeben  wird, 
das  ordinarium  nach  dem  Untergange  der  -letlres  de  debitis 
das  Gewöhnliche;  und  seit  dieser  Zeit  nahmen  jene  Grundsitze 
über  die  Schuldurkunden  den  oben  angegebenen  Platz  ein  als 
blosse  Beweismittel  neben  den  übrigen.  Doch  gilt  die  vorge- 
schriebene Authentificirung  nicht  bloss  für  Schuldforderungen.  Alle 
Beweise,  die  sich  auf  Alter,  Ehe  und  Todeszeit  beziehen,  sollen 
gleichfalls  nicht  durch  Zeugen ,  sondern  allein  durch  die  kirchlichen 
Tauf-,  Heiraths-  und  Sterberegister  geführt  werden  können.  Aus 
diesem  processualen  Verhällniss  der  letzteren  erklärt  es  sich,  wess- 
halb  die  Bestimmungen  über  Form,  Ordnung  iind  Inhalt  dieser  Re- 
gister in  die  Processgeselzgebung  der  Ord.  Civ.  (XX.  a.  8  ff.)  auf- 
genommen und  dort  ausführlich  dargestellt  werden;  wir  begnügen  uns 
hier ,  auf  diese  Art.  und  die  Deel,  vom  9.  April  1736  im  Allgemei- 
nen zu  verweisen.  —  Bedurfte  nun  die  Partei  eines  solchen  Docu- 
ments,  das  der  ofGcier  public,  Notaire  etc.  entweder  nicht  ediren 
konnte  oder  wollte,  so  erliess  das  Gericht  auf  ihr  Ansuchen  ein 
Compulsoire  an  den  ersteren,  worauf  eine  Abschrift  ertheilt  ward. 
Das  Genauere  für  dies  Verfahren  hiebei  enthält  die  0.  C.  T.  XII. 
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—  Von  diesem  Princip  über  den  Urkundenbeweis  gab  es  allerdings 
Ausnahmen  ,  in  denen  ein  Zeugenbeweis  zugelassen  ward,  die  Fälle 
eines  depost  necessaire ,  und  der  deposls  faits  en  logeant ;  die  Praxis 
fügte  eine  Reihe  anderer  hinzu,  die  bei  Jousse  zu  a.  4.  der  0.  G. 
1.  1.  angeführt  werden,  aber  doch  im  wesentlichen  das  Princip  inne 
hallen;  —  daneben  neigte  man  sich  der  Ansicht  zu,  dass,  wenn 
der  Kläger  den  Zeugenbeweis  anbot,  der  Beklagte  ihn  auch  in  den 
Fällen  des  Urkundenbeweises  annehmen  dürfe,  und  nach  geschehener 
Annahme  nicht  mehr  zurücktreten  könne;  doch  blieb  diese  Frage 
unentschieden.  (Jousse  not.  2  zu  a.  2.) 

Das  Verkehrte  in  diesem  Versuch,  den  Beweis  zu  organisiren, 
zeigte  sich  in  dem  Gegenbeweis  gegen  ein  solches  Docuroent.  Da  dasselbe 
ein  üffenlliches  war,  so  war  jeder  Zweifel  an  seiner  Richtigkeit 
nolhwendig  eine  Anklage  auf  Fälschung,  also  eine  incidente  Crimi- 
nalsache.    Diese  Behauptung  gegen  die  Richtigkeit  jenes  Beweises 
ist  die  Inscription  en  faux;  es  ergibt  sich  von  selber,  wann  und  wie 
sie  vorkam.    Sie  geschah,  indem  der  Beklagte  sich  an  den  Richter 
wendete,  und  ihn  um  die  Erlaubniss  ersuchte,  durch  eine  Requele 
seine  inscriplion  en  faux  au  Greife  formiren  zu  dürfen.    Dazu  ge- 
borte eine  Specialvollmacht  des  Procureur.    Der  Richter  forderte 
alsdann  den  Kläger  auf,  (sommer)  sich  zu  erklären,  ob  er  sich  der  be- 
treffenden Urkunde  bedienen  wolle;  zog  er  sie  nicht  zurück,  so 
rousste  er  sie  beim  Greffe  eingeben;  dann  gab  der  Reklagte  seine 
acte  d inscriplion  en  faux.  ein,  in  welchem  die  omoyens  de  faux» 
Beweismittel  der  Fälschung  angegeben  waren ;  die  Gonclusion  konnte 
blos  auf  reparalion  civile  lauten,  oder  zugleich  einen  Antrag  ent- 
halten ,  dass  der  Procureur  du  Roi  (in  der  Jurisdiction  inferieure) 
oder  der  Procureur  general  (en  cour  souveraine)  die  Sache  weiter 
verfolge.    Der  Beweis  der  Fälschung  geschah  durch  Experls,  und 
die  Sache  selber  ward  in  criminalem  Wege  weiter  geführt;  bewies 
der  Beklagte  nicht,  so  verfiel  er  in  Busse  von  60  livres  bei  Unter- 
gerichten, von   120  livres  bei  Obergerichten,  und  von  300  livres 
bei  den  Cours  souveraines.    Trotz  einer  solchen  Anklage  aber  ward 
die  Execution  des  Vertrages  nach  der  beklagten  Urkunde  nur  dann 
sistirt,  wenn  die  Fälschung  offenkundig  war.    (Ord.  criro.  T.  IX. 
und  die  Anm.  von  Jousse;  Ord.  v.  Juli  t/37;  Lange  IV.  20.)  — 
Dass  übrigens  die  Behauptung  der  blossen  Richtigkeit  des  Vertrags 
aus  civilrechtlichen  Gründen  gegen  die  Gültigkeit  der  Urkunde  da- 
neben vorgeschützt  werden  konute,  versieht  sich.  (S.  Lange  IV.  21.) 
—  Auf  diese  Weise  ward  jeder  Gegenbeweis  gegen  Urkundenbe- 
weis zu  einem  Crimiualprucess ,  was  keinesweges  zur  Beschleuni- 
gung der  Justiz  beitragen  konnte, 
d)  Der  Zeugenbeweis, 
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Der  Zeugenbeweis  dieser  Epoche  hat  keine  Umgestaltung,  nur 
eine  Beschränkung  erlebt.  Zuerst  hob  die  0.  C.  T.  XIII.  a.  1. 
die  Beweise  der  Gültigkeit  eines  Rechtssatzes  durch  die  preuve 
par  turbe  auf,  die  noch  bei  Imbcrt  I.  43.  ausführlich  behandelt 
wird;  an  derselben  Stelle  wird  auch  jeder  aussergerichlliche  Be- 
weis (examen  ä  futur)  abgeschafft.  Ferner  haben  wir  die  Gegen- 
stände angegeben  ,  in  denen  ausschliesslich  der  Urkundenbeweis 
galt.  Somit  blieb  dem  Zeugenbeweis  ein  sehr  enges  Gebiet;  und 
in  diesem  Gebiete  galt  in  allem  Wesentlichen  das  älteste  Zeu- 
genbeweisverfahren  bis  zur  Revolution ;  es  heisst  auch  jetzt  noch, 
wie  zur  Zeit  der  Olim ,  die  Enquite. 

Die  Enquite  O.  C.  T.  XII.  Imberl  I.  39—48.  Lange  IV.  29.) 
wird  auf  desfallsiges  Ansuchen  vom  Gerichte  angeordnet.  Die  Partei 
welche  beweisen  will,  gibt  die  Articles  und  die  Namen  der  Zeugen 
ein  ;  der  Richter  bestellt  den  Enqueteur,  und  erlässt  an  diesen  die 
Artikel,  über  welche  die  Zeugen  vernommen  werden  sollen;  sie 
beginnt  je  nach  der  Entfernung  in  bestimmter  Frist,  und  soll  in 
bestimmter  Frist  (ä  la  huitaine)  beendet  sein;  die  Zeugen  werden 
geladen ,  und  die  Gegenpartei  gleichfalls ,  um  sie  den  Zeugeneid 
ablegen  zu  hören ;  die  Abhörung  aber  geschieht  einzeln  und  ge- 
heim ;  die  Abhörer  zeichnen  das  Prolocoll  auf,  und  der  Zeuge 
unterschreibt.  Der  Zeugenrotul  wird  dann  dem  Gegner  übersandt, 
und  dieser  gibt  seine  reproches  ein.  Zeugen  gegen  Zeugen  wer- 
den nicht  geduldet.  Die  Acten  werden  alsdann  dem  Gericht 
übergeben,  das  Plaidoy£  beginnt;  und  darauf  folgt,  je  nach  den 
Umständen  das  Urlheil  oder  ein  appointement. 

e)  Der  Eid.  Wahrscheinlich  hat  die  grosse  Entwicklung  des 
Öffentlichen  Urkundenbeweises  die  Lehre  vom  Eidesbeweise  so  sehr 
in  den  Hintergrund  gedrängt,  dass  die  ganze  Gesetzgebung  vom 
Eide  gänzlich  schweigt.  Nur  in  der  Theorie  lebte  er  fort,  aber 
auch  hier  hat  er  es  nie  zur  rechten  Ausbildung  bringen  können. 
Bei  Imbert  I.  49.  finden  wir  noch  die  Theorie  des  halben  Beweises 
osemipleine  preuve»  ganz  wie  im  deutschen  Recht;  entweder  mit 
Delation  und  Relation,  oder  mit  gerichtlicher  Eidesauferlegung. 
Dieser  Anfang  für  ein  Beweisinterlocut  ist  aber  nirgends  verfolgt; 
das  Genauere  darüber  darzustellen  ist  uns  wegen  Mangels  an  Quel- 
len nicht  möglich;  die  einzige  Darstellung,  über  die  wir  verfugen 
können,  die  Pratique  von  Lange  IV.  18.,  lässt  den  Eid  nur  zu 
bei  Schuldforderungen  oder  einer  behaupteten  Zahlung  für  die 
man  keine  weiteren  Beweise  hat,  und  man  sieht  aus  dieser  Dar- 
stellung, dass  die  ganze  Theorie  allein  auf  den  Arrets  der  Gerichte 
und  der  Jurisprudence  beruhte.  Das  Verfahren  dabei  war  das  frü- 
here mit  Delation  und  Relation;  Revocation  der  Delation  ist  erlaubt; 
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allein  eine  gerichtliche  Auferlegung  eines  suppletorium  findet  selbst 
bei  Zeugenbeweis  nicht  statt. 

Die  Acten ,  die  durch  diese  Beweisführung  erwachsen  waren, 
bildeten  nun  die  Grundlage  des  Plaidoye;  sie  sind  es,  die  durch 
das  appoinlement  a  metlrc  beim  Greife  eingegeben  werden,  und 
über  welche  auf  ein  app.  en  droit  die  Satzschriften  der  Avocats 
gewechselt  werden.  Dann  folgte  das  Urtheil.  Zuvor  aber  ist  die 
Contumaz  zu  betrachten. 

III.    Die  Contumas. 
Imbert  I.  7-14.  Ord.  C.  T.  V.  und  XI.  Lange  IV.  5. 

Diese  ist  jetzt  sehr  einfach ;  sie  ist  durchaus  processual,  und, 
obwohl  sie  an  sehr  vielen  Stellen  vorkommen  kann,  so  sind  ihre 
Folgen  dennoch  in  allem  Wesentlichen  sich  gleich. 

Man  unterscheidet  nämlich  den  Defaut  vom  Conge.  Der  Defaut 
ist  das  Ausbleiben  des  Beklagten,  der  Gonge  das  Ausbleiben  oder 
eigentlich  die  Folge  des  Ausbleibens  des  Klägers.  Von  beiden  gab 
es  drei  Arten;  die  faule  de  se  presenler  für  beide;  die  zweite  Art 
ist  für  den  Kläger  die  faute  de  donner  copie  des  pieces  justificatives 
de  la  demande,  für  den  Beklagten  die  faute  de  defendre,  die 
gleichfalls  in  dem  Unterlassen  der  Miltheilung  seiner  Verlheidigungs- 
documente  bestand;  die  dritte  ist  für  beide  die  faute  de  plaider. 

War  Contumaz  auf  irgend  eine  Weise  eingetreten,  so  rausste 
die  Gegenpartei  einen  Contumazialantrag  stellen,  worauf  das  Gericht 
entschied.  Dies  hiess  obtenir  le  defaut  oder  conge.  Die  Folge  der 
Contumaz  war  beim  defaut,  dass  die  conclusions  dem  Demandeur 
zugesprochen  werden,  si  elles  sont  trouvees  justes  et  deuement 
verifiees»  (O.  C.  XI.  5.) ,  also  einfach  negative  Litisconlestation ; 
eventualiter  konnte  noch  ein  Beweis  folgen;  beim  conge  wird  der 
Beklagte  freigesprochen  von  der  Forderung.  Kam  innerhalb  der 
Auswechslung  der  Eingaben  (des  passer  au  greife)  oder  der  Beweis- 
führung eine  Contumaz  vor,  so  ward  der  bezügliche  Theil  derselben 
für  ausgeschlossen  (forclose)  erkannt;  dies  hiess  die  forclusion ,  und 
konnte  auch  beim  Plaidoyö  vorkommen.  Die  0.  C.  hob  alle  frü- 
heren Bestimmungen  auf,  nach  welchen  man  mehrmaliger  Contumaz 
bedurfte,  um  die  volle  Folge  des  Ungehorsams  eintreten  zu  lassen, 
und  die  bis  dahin  noch  gegolten  hatten.  Imbert  I.  9.  10  enthält 
noch  das  alle  Hecht,  das  sich  aus  dem  früheren  Princip  der  Conlre- 
mans  herausgebildet  hatte.  Bis  zur  Ord.  von  1539  gab  eine  Keine 
von  Processen  in  denen  das  Object  vier  Defauts  forderte  ,  um  die 
obige  Folge  eintreten  zu  lassen  (die  drei  Contremans  und  das  ei- 
gentliche defaut.)  Diese  nannte  man  die  malieres  privilegites.  Die 
Ord.  v.  1539  a.  24.  bestimmte  nun,  dass  in  allen  diesen  Fällen 
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nur  zwei  Dcfauts  eingeholt  und  zu  dem  Ende  zwei  ajournements 
ausgebracbt  werden  mussten.  Dieses  zweite  ajournemcnt,  rfajour- 
nement  genannt,  ward  von  der  0.  C.  V.  2.  gänzlich  aufgehoben 
und  damit  die  letzte  Spur  der  Contremans  verwischt.  —  Bei  jedem 
defaut  ward  der  Ungehorsame  in  die  Kosten  verurlheilt ;  das  Con- 
tumacialurtheil  ward  auf  Verlangen  im  Grefte  ausgefertigt. 

IV.    Die  Vrtheile. 
Irab.  I.  50,  65-69.   Od.  C.  T.  XXVI.    Lange  IV.  32. 

Die  Entwicklung  der  einzelnen  Punkte  des  Processes  bat  auch 
in  dieser  Epoche  die  einzelnen  Arten  der  Urlheile  selbstsländig 
heraustreten  lassen.  Da  indessen  die  Unterscheidung  hauptsächlich 
der  Theorie  gehört  und  nichts  Besonderes  bietet,  so  wird  eine 
kurze  Angahe  ausreichen  können. 

Man  unterschied  zuerst  die  Sentences  interlocntoires  und  die 
definitives;  bei  den  ersleren  ist  nur  zu  bemerken,  dass  sie  der 
Natur  des  Processes  nach  nur  proresslcitcnd  sind  und  daher  von 
ihnen  nur  dann  Appellation  stattfindet,  wenn  die  Person  oder  das 
Verfahren  als  ein  «grief  non  reparable  en  definitive»  erscheint.  — 
Die  deönitives  scheiden  sich  in  sentences  de  provision  und  princi- 
pates.  Die  erstcren  sind  regleinenls  sur  le  principal  {processleilend 
für  das  Verfahren  in  der  Hauptsache),  mit  denen  aber  eine  vor- 
läufige Bestimmung  über  den  Streitgegenstand  verbunden  ist;  sie 
kommen  nur  bei  Schuldforderungen  vor,  die  Eile  erfordern.  Die 
letzteren  sollen  stets  genaue  Entscheidung  über  den  Gegenstand 
und  zugleich  über  die  Processkosten  enthalten.  Die  Grundsätze  ftir 
den  Ansatz  der  letzteren  sind  in  der  0.  C.  T.  XXXI.  genauer  fest- 
gestellt; (s.  auch  Lange  IV.  37.)  Das  allgemeine  Priucip  war  Ver- 
urteilung der  unterliegenden  Partei  in  alle  Kosten  ohne  Ausnahme. 
Doch  compensirle  die  Praxis  die  Kosten,  wenn  von  mehreren  For- 
derungen einige  gewonnen  und  andere  verloren  waren;  gleichfalls 
trotz  der  ausdrücklichen  Bestimmungen  der  Ord.  auch  dann,  wenn 
die  unterliegende  Partei  gute  Gründe  für  sich  gehabt  halte.  (Jousse 
note  zu  a.  1.  Lange  IV.  37.)  Dies  geschah  aber  nicht  durch  ein 
compensirendes  Urtheil,  sondern  indem  die  Gerichte  über  die 
Kosten  gänzlich  schwiegen  (prononcer  sans  depens)  obwohl  die  O.  C. 
dies  streng  verbiete!.  —  Die  inlerl.  unterscheiden  sich  von  den 
definit.  durch  den  Anfang;  die  ersten  (z.  B.  ein  appoincleraenl) 
beginnen:  «Avant  faire  droit,  nous  ordonnons»;  —  die  letzteren: 
«Faisant  droit  sur  la  demande»  oder  «sur  Pappel.» —  Die  Appella- 
tion hindert  die  Execution  in  kleineren  Sachen  nicht  (0.  C.  XVII. 
a.  12.  13.)    Doch  muss  in  solchem  Falle  die  Partei  Caulion  stellen. 
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Jedes  Ürtheil  aber  soll  erst  dem  Procureur  mitgetheilt  werden,  ehe 
die  Partei  selber  es  erhält.    Dann  folgt  die  Vollziehung. 

V.    Die  Vollziehung  der  Urtheile. 
(Imbert  I.  53.  54.    Lange  IV.  33.    O.  C.  XXVII.) 

Alle  Urtheile  der  Gerichte  werden  exequirt  auf  Befehl  der 
Chancellerie  durch  ein  «Parealis»  ohne  Rücksicht  auf  die  Compe- 
tenz  der  Gerichte;  das  Gericht  bat  von  dem  Augeublick  an,  wo 
der  Process  «est  passe  en  forco  de  chose  jugeeu  nichts  mehr  mit 
der  Sache  zu  thun.  (0.  C.  XXVII.  a.  0.)  Die  Vollziehung  der 
Urtheile  geschieht  nun  in  folgender  Weise. 

Der  verurtheilte  Besitzer  eines  Grundstücks  hat  dasselbe  bei 
Strafe  von  200  livres  innerhalb  Ii  Tagen  zu  verlassen;  im  Unter- 
lassungsfälle tritt  conlrainte  par  corps  ein,  Auwendung  materieller 
Maassregeln.    0.  C.  Ii.  a.  3. 

Bei  Unfähigkeit  der  Zahlung  folgt  ein  eignes  Executionsver- 
fabren,  die  osaisic  et  executionn  genannt  (Imbert  I.  55  ff.  Lange  IV. 
38.  40.  0.  C  XXXIll.)  Zuerst  wird  ein  ajourneraent  auf  Zahlung 
mit  aller  Form  des  processualen  ajournements  ausgebracht;  dann 
nimmt  der  exequirende  liuissier  oder  Sergenl  wenigstens  zwei 
Nachbarn  mit  sich,  pfändet  die  beweglichen  Güter,  nimmt  Prolo- 
coll  (proces-verbal)  und  Inventar  auf  und  lässl  der  gepfändeten 
Partei  davon  Abschrift;  die  Bestimmungen  über  den  Verkauf  sind 
sehr  genau.  —  Der  öffentliche  Verkauf  heissl  «crtVe»;  die  aadjudi- 
cation  par  decreto  war  der  Zuschlag.  Die  criees  haben  wie  die 
conlrainte  par  corps  eine  eigne  Literatur,  die  aber  von  rein  prak- 
tischem Interesse  ist  und  für  die  wir  auf  Dupin  p.  355  verweisen. 
Als  subsidiäres  Execuliousmillel  galt  die  ocontrainte  par  corps.»  Die 
Ord.  d.  Moulins  halte  im  A.  '»8  vorgeschrieben,  dass  alle  Gcldfur- 
derunyen,  wenn  sie  nicht  vier  Monate  nach  dem  ürtheil  bezahlt 
waren,  durch  persönliche  Haft  eingetrieben  oder  mit  der  doppelten 
Summe  bezahlt  weiden  sollten.  Dies  Verfahren  hob  die  Ord.  C. 
T.  XXXIV.  (s.  auch  Lange  IV.  39.)  auf,  und  verbot  jedes  ürtheil 
auf  conlrainte  par  corps;  doch  sollte  ein  solches  zugelassen  wer- 
den opour  les  däpens  adjugez,  für  die  fruits,  die  dommages  et  intc- 
resls,  wenn  sie  über  200  livres  betrugen.  Auch  dazu  war  eine 
neue  Ladung  nothwendig.  Ausserdem  soll  die  conlrainte  par  corps 
zulässig  sein  beim  Slellionat,  dem  deposl  neeessaire  und  besonders 
beim  Wechsel.  Hier  trat  die  Frage  nach  dem  Begriffe  des  Wech- 
sels ein  (s.  Jousse  n.  7.  u.  8  zu  A.  V.  u.  die  Ord.  d.  Comra.  T. 
VII.  a.  1.  T.  Xll.  2.)  die  wir  übergehen  müssen.  Ferner  ist  sie 
zuzulassen  bei  allen  Forderungen  des  Fiscus,  in  Forderungen,  die 
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auf  Markttagen  eingegangen  waren  (Jousse  n.  2  zu  a.  5)  und  in 
den  villes  d'Arrest,  d.  h.  den  Städten,  die  das  Privilegium  behal- 
ten hatten,  ihre  auswärtigen  Gläubiger  festzunehmen,  wenn  sie  zur 
Stadl  kamen  bis  zur  Zahlung  der  Summen.  —  Greise  und  Frauen 
waren  davon  frei;  die  ersteren  jedoch  nicht  beim  Stellionat,  die 
letzleren  nicht  wenn  sie  Kauffrauen  waren.  —  Der  Gläubiger  rausste 
den  Verhafteten  unterhallen.  (O.  Cr.  T.  XIII.  a.  24.)  Gegen  ein 
arret  auf  contrainte  par  corps  war  Appellation  zulässig,  wenn  die 
persönliche  Haft  nicht  schon  eingetreten  war;  von  ihr  befreite 
Zahlung,  hinreichende  Bürgschaft  und  Cessio  bonorum;  aber  diese 
genügte  nicht  bei  Forderungen  ans  Verbrechen,  aus  Verwahrung 
öffentlicher  Gelder,  aus  Verpachtung,  wenn  die  contrainte  par 
corps  convenlionelle  verabredet  war  und  bei  Fremden.  —  Die  Frei- 
lassung des  Schuldners,  auch  die  Rückgabe  der  saisirten  Sachen 
heisst  main-levee.  (S.  Jousse  note  2  zu  T.  XXXIV.  a.  12.) 

B.    Das  Appellationsverfahren. 

Das  Appellatioosverfahren  dieser  Epoche  ist  zugleich  einfacher 
und  verwickelter  geworden ,  als  in  der  vorigen.  Die  grössere  Ein- 
fachheit besteht  darin ,  dass  nicht  nur  die  Spuren  der  alten  Schel- 
tung gänzlich  verschwunden,  sondern  auch  die  geltenden  Grund- 
sätze für  die  Appellation  allmählig  gemeinsam  geworden  sind  in 
ganz  Frankreich,  so  dass  die  Gleichförmigkeit  des  Rechts  auch  in 
diesem  Punkte  die  allgemeine  Herrschaft  des  absoluten  Staats  be- 
gleitet. Verwickelter  aber  ist  es  auf  der  anderen  Seite  hauptsäch- 
lich aus  zwei  Gründen. 

Zuerst  nämlich  hat  der  Organismus  und  die  Hierarchie  der 
Staatssouveraiuetät  sich  auch  auf  das  System  der  Gerichtsverfassung 
übertragen.  Die  alten  Cours  souveraines  sind  den  neuen  unter- 
worfen, die  vom  Königlhum  entweder  ihre  Existenz  oder  doch  ihre 
neue  Gestalt  herschreiben;  zugleich  sind  mit  den  besonderen  Ver- 
waltungs-Institulen  des  Königlhums  eine  Reihe  neuer  Jurisdictionen 
entstanden,  die  gewöhnlich  eine  eigne  Devolutions-Corapetenz  haben. 
Diese  Appellalions-Cotnpetenzen  durchkreuzen  sich  auf  sehr  vielen 
Punkten  und  Altes  und  Neues  zusammen  bildet  dessbalb  ein  unge- 
mein buntes  und  vielfach  verwirrtes  Bild,  das  zum  Theil  nur  durch 
locale  Verhältnisse  erklärt  werden  kann.  So  weit  das  letztere  der 
Fall  ist,  lassen  sich  alle  Einzelnheilen  auf  die  ursprüngliche  Ge- 
richtsverfassung des  Lehnswesens  zurückführen,  die  wir  im  ersten 
Buch  dargestellt  haben.  Die  neueren  Cotupelenzen  beruhen  mit 
wenig  Ausnahmen  auf  der  königlichen  Gesetzgebung.  Das  Bestimm- 
tere hierüber  liegt  ausserhalb  unsrer  Aufgabe. 
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Dann  aber  geschieht  es  gewöhnlich,  dass  das  Beamtensystem, 
wo  es  sich  zuerst  ausschliesslich  des  Gerichtswesens  bemächtigt, 
die  Möglichkeit  und  die  Formen  der  Appellation  in  hohem  Maasse 
zu  vervielfältigen  pflegt.  Das  mag  zum  Theil  in  dem  Bewusslsein 
liegen,  wie  leicht  es  ist  in  der  Entscheidung  zu  fehlen,  das  ein 
Volk ,  weil  es  in  seinem  Volksgericht  zugleich  sich  als  Gesetzgeber 
fühlt,  niemals  hat.  Zum  Theil  aber  liegt  es  entschieden  auch  in 
der  Tendenz  jedes,  auf  die  Anwälde  ausschliesslich  angewiesenen 
Verfahrens,  in  möglichster  Breite  alle  Punkte  einer  Streitfrage  zu 
erwägen  und  so  weit  wie  möglich  die  Entscheidung  über  die  Un- 
richtigkeit irgend  einer  Behauptung  hinauszuschieben.  Dazu  kommt 
die  scheinbar  unvermeidliche  Chicane  der  Anwälde  und  die  bei 
dem  Mangel  öffentlicher  Theilnahme  gewiss  unvermeidliche  Nach- 
lässigkeit der  Gerichte.  Diese  Elemente  der  Processbildung  haben 
sich  nun  der  Grundlagen  des  schon  festgestellten  Appellationsver- 
fahrens der  früheren  Epoche  bemächtigt,  dieselben  zu  zwei  Syste- 
men zerspaltet  und  jedem  derselben  wieder  eine  Breite  und  Länge 
gegeben,  die  keinem  nützte  als  den  Advocaten  und  Procuratoren. 
Jene  beiden  Systeme  sind  zuerst  zu  unterscheiden. 

Es  ist  dies  leicht,  da  auch  der  deutsche  Appellationsprocess 
dieselben  Entwicklungsphasen  durchgemacht  hat.  Das  erste  ist  das 
System  der  eigentlichen  Appellation,  bei  der  eine  höhere  Instanz 
über  das  Urtheil  der  niederen  entscheidet;  das  zweite  ist  das  der 
tiuiierordentlichen  Appellation,  in  der  dasselbe  Gericht  sein  eignes 
Urtheil  reformiren  soll.  Das  letztere  vor  allem  ist  aus  den  obigen 
Gründen  das  eigentliche  Erzeugniss  dieser  Epoche  und  für  die  Ge- 
walt des  ausschliesslichen  Richterstandes  wie  für  die  Gefahren  und 
Nachtheile  desselben  am  bezeichnendsten. 

/.   Die  eigentliche  Appellation. 

Bei  dem  ersten  Blick  auf  die  Gesetzgebung  dieser  Epoche  er- 
giebl  sich,  dass  die  Appellation  als  solche  fast  gar  nicht  und  wo 
es  geschieht  immer  nur  höchst  beiläufig  berücksichtigt  wird.  Der 
Grund  dafür  liegt  natürlich  darin,  dass  hier  wenig  zu  ändern  war, 
und  das  wieder  beruhte  auf  dem  Verhällniss  des  Parlaments  zur 
Geschichte  des  Processes  selber.  Vom  Parlament  aus  hat  sich  die 
Wissenschaft  wie  die  Praxis  der  übrigen  Gerichte  am  wesentlich- 
sten gebildet  und  die  Gesetzgebung  hat  daher  im  Grunde  nicht  viel 
mehr  gelhan  als  den  Process  des  Parlaments  zum  allgemeinen  ge- 
macht. Nun  kam  aber  der  wichtigste  Theil  der  Appellationen  an 
das  Parlament  und  so  ward  das  Appellationsverfahren  so  voll- 
ständig identisch  mit  dem  ordentlichen  Process,  dass  selbst  die 
Ord.  Civ.  desselben  kaum  erwähnt  hat.   Daher  kann  man  Imberts 
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Darstellung  als  allgemein  gültig  für  die  eigentliche  Appellation  bis 
zur  Kevolution  ansehen  und  jene  selbst  wiederum  ist  nur  die  be- 
stimmtere und  organische  Entwicklung  der  schon  im  Stilus  vorlie- 
genden Grundsätze,  die  Wiederholung  des  ordentlichen  Verfahrens 
in  der  oberen  Instanz.  Desshalb  wird,  wenn  man  das  Bild  der 
letzteren  klar  vor  sich  hat,  die  Erklärung  der  technischen  Aus- 
drücke zugleich  das  Yerhältniss  beider  zu  einander  klar  machen. 

Was  zuerst  die  Appellationsfrist  betrifft,  so  bestand  das  Princjp, 
dass  man  aillicoo  appelliren  müsse,  der  Form  nach  noch  während 
des  ganzen  16.  Jahrhunderts,  und  die  Ord.  von  1493  a.  60,  von 
1507  a.  23  und  von  1535  ch.  16,  a.  1.  und  2  wiederholten  diese 
Bestimmung.  Allein  dies  Princip  ward  schon  im  Verlauf  jenes 
Jahrhunderts  durch  die  Grundsätze  über  Klagenverjährung,  die  man 
aus  dem  römischen  Recht  aufgenommen  hatte,  gänzlich  vernichtet. 
«Nous  ne  garduns  teile  chose  en  France»  sagt  Autoinne  in  der 
note  e  zn  Imberl  II.  1.  4.  (Ausgb.  1615.)  «ou  l'appel  dure  trente 
ans.»  Dieser  merkwürdige  Grundsatz  über  die  Dauer  der  Appella- 
tionsfrist ist  wahrscheinlirh  dadurch  entstanden,  dass  die  könig- 
lichen Letlres  sehr  leicht  Restitution  gegen  die  Versäumniss  des 
Illico  gaben.  Die  ungeheure  Rechtsunsicherheit,  die  dadurch  Air 
alle  erledigten  Streitsachen  entstand,  suchte  man  dadurch  zu  he- 
ben, dass  man  wenigstens  die  adjudications  par  decret  in  zehn 
Jahren  zur  vollständigen  res  judicala  werden  liess.  Die  Ord.  Civ. 
T.  XXVII.  a.  12.  17.  setzte  freilich  als  Appellationsfrist  3  Jahre 
und  0  Monate  fest ,  wenn  der  Sieger  den  Gegner  aufgefordert  hatte 
zu  appelliren,  und  10  Jahre ,  wenn  diese  asommation»  unterblieben 
war;  aliein  «L'usage,  non  obstat) t  l'Ord.  d.  1667  est»,  sagt  Lange, 
IV.  41,  aque  l'appel  de  Sentence  est  recevable  dans  les  30  ans.» 
Hiervon  wich  der  Gerichtsgebraucb  in  mehreren  Provinzen  in- 
dessen ab,  worüber  das  Genauere  in  Guyot  Rep.  v.  Appel  ange- 
geben ist. 

Die  Folge  von  dieser  ungemeinen  Appellationsfrist  war,  dass 
man  die  Appellation  als  einen  ganz  neuen  und  mithin  selbstän- 
digen Process  betrachtete.  Es  ward  ein  neues  Ajournement  ausge- 
bracht, das  gegen  die  Partei  ging;  das  Verfahren,  was  folgte,  war 
mit  sehr  geringen  Abweichungen  das  obige  ordentliche  Verfahren. 
Hatte  der  Appellant  dem  Gegner  angezeigt,  dass  er  appelliren 
wollte,  so  musste  er  in  3  Monaten  bei  Appellationen  an  das  Par- 
lament und  in  40  Tagen  bei  den  mittleren  Instanzen  denselben 
einführen,  räever  l'appel.  Hierfür  waren  noch  zu  Imberls  Zeit  die 
apostolt  des  canonischen  Rechts,  die  im  14.  Jahrhundert  in  den 
französischen  übergegangen  waren ,  gebräuchlich.  Imbert  L.  II. 
2.  3.  unterscheidet  noch  die  reverentiaux,  refulatoires  und  reposi- 
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toires.  Die  Ord.  von  1539,  a.  117  aber  hob  den  Gebrauch  der 
apötre s  auf ;  die  Appellation  ging  von  da  an  als  ein  vom  früheren 
Gericht  gänzlich  Getrenntes  vor  sich.  War  die  Appellation  ausge- 
sprochen, so  konnte  der  Appellant  innerhalb  acht  Tagen  auf  die- 
selbe verzichten ;  that  er  das  nicht  und  führte  er  sie  nicht  in  den 
obigen  Fristen  ein,  so  konnte  der  Appellat  entweder  selbtt  die 
Appellation  weiter  verfolgen  und  das  hiess  faire  antidpation ,  anti- 
ciper,  was  auch  innerhalb  der  Zeit  zwischen  dem  Renoncialions- 
und  Relcvationstermin  erlaubt  war,  oder  auf  Exemtion  der  Sen- 
tcnce  wegen  dtsertion  Cappel  bei  dem  Untergericht  antragen;  oder 
endlich  Letlres  de  Chancellerie  erwirken,  um  den  Appellanten  we- 
gen der  desertiun  bei  dem  höheren  Gericht  zu  verfolgen.  —  Die 
Einführung  selbst,  das  relever,  geschah  nach  slatlgefundener  pre- 
sentalion  und  Communication  des  pieccs ,  welche  wie  im  ordent- 
lichen Process  apassaient  au  grefte»  mündlich  vor  dem  oberen  Ge- 
richt; dies  entschied  entweder  sogleich  oder  es  erliess  ä  TAudience 
a  la  pluralite  des  voix  ein  «appoinctement  au  conseite,  wodurch  den 
Parteien  auferlegt  ward ,  «&  fournir  causes  et  mojens  d'appel  ä 
ecrire  et  produire.»  War  das  Urtheil  der  ersten  Instanz  wegen 
furclusion  von  bestimmten  Einreden  etc.  gegeben  und  wurden  diese 
wieder  aufgenommen  in  der  höheren  Instanz,  so  geschah  dies  durch 
ein  «appoinctement  de  conclusions.»  Der  Inhalt  des  Appellations- 
vortrages so  wie  der  der  Verthcidigung  war  ganz  wie  im  ordent- 
lichen Verfahren.  Nur  sollen  die  Appellanten  schon  nach  der 
Ord.  1539,  a.  114  gehalten  sein,  bestimmt  den  Theil  fle  chef)  des 
Urtheils  anzugeben,  gegen  den  sie  appelliren,  was  die  Ord.  G.  T. 
XI.  a.  19.  20.  bestätigte.  Nova  konnten  hier  wie  im  Ordinario 
nicht  durch  ein  avenir  erhalten  werden,  sondern  wurden  in  Form 
einer  Requcte  dem  Rapportcur  eingereicht  mit  Angabe  der  Punkte, 
für  welche  das  Novum  dienen  sollte  (0.  G.  XI.  a.  24.  26.)  Natür- 
lich verzögerte  dies  Princip  den  Verlauf  der  Appellation  eben  so 
sehr  wie  den  des  ordentlichen  Verfahrens;  nach  Lange  a.  a.  0. 
war  die  Erlaubnis«  solche  nova  anzuführen  eine  absolut  unbe- 
schränkte.   Hier  wie   bei  dem   ordentlichen   Verfahren  trat  die 

■ 

forclusion  ein,  wenn  die  Partei  ihre  Produclionen  nicht  zur  rechten 
Zeit  vollzog;  der  Richter  entschied  dann  nach  dem,  was  bis  da- 
hin angegeben  war  (sur  ce  qui  se  trouvera  au  GrefTe.)  Doch  be- 
stimmte der  Gerichtsbrauch,  dass  solche  forclusions  nicht  ipso  jure 
(de  plein  droit)  sondern  erst  nach  geschehener  sommation  de  pro- 
duire eintraten.  (Jousse  zu  T.  XI.  a.  20.)  —  Der  Endlosigkeit  die- 
ses Proccses  suchte  man  abzuhelfen  durch  das  Aufrechthalten  der 
alten  Appellationsbusse.  Wer  eine  Appellation  einlegen  wollte,  musste 
zuvor  die  Summe  von  12  livres  bei  den  höchsten  Gerichten,  von 
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6  livres  bei  den  Presidiaux  und  von  3  livres  bei  den  anderen  Ge- 
richten eingeben  (consigner.)  lieber  diese  «tarnendes  de  consig- 
nalionn  entstand ,  weil  sie  vielfach  umgangen  wurden ,  eine  ganze 
Gesetzgebung  und  eine  eigne  Jurisprudenz,  deren  Einzelheiten  bei 
Guyot.  Rep.  v.  amendes  de  consignation  et  de  condamnalion  angege- 
ben sind.  Das  Ed.  v.  Aug.  1669  verbot  den  Gerichten,  jene  Busse  zu 
erlassen  oder  zu  mildern ;  dennoch  setzte  der  Gebrauch  fest,  dass,  wenn 
die  moderation  der  Busse  nicht  staltgefunden,  die  Generalpächter 
ausser  jenen  am.  de  cons.  noch  die  Busse  von  63  livres  erheben 
konnten,  wesshalb  denn  die  Milderung  sehr  gewöhnlich  wurde.  — 
Eine  weitere  Veranlassung  zur  früheren  Verfolgung  der  Appellation 
rausste  die  Exemtion  des  Urt  heile  geben,  da  nur  die  Appellation 
Suspensifeffect  hatte. 

Neben  dieser  eigentlichen  Appellation  entwickelte  sich  schon 
früh,  zum  Theii  schon  im  15.  Jahrhundert,  die  ausserordentliche 
Appellation.  Die  einzelnen  Formen  derselben  lassen  sich  nicht 
unter  Einen  Begriff  zusammen  fassen,  da  sie  nicht  aus  Einem 
Princip  entstanden  sind.   Sie  sind  folgende. 

lt.    Die  ausserordentliche  Appellation. 

I.  Die  Appellation  de  dini  de  justice,  de  dini  de  renvoi  und 
d'incompe'tence. 

Das  Verfahren  in  diesen  drei  Fällen  ist  nur  im  uneigentlichen 
Sinne  eine  Appellation  zu  nennen,  vorzüglich  desshalb,  weil  es 
allerdings  an  einen  anderen  Richter  ging.  —  Was  die  erste  be Trifft, 
so  hat  der  deni  de  justice  seinen  lehnsrechtlichen  Characler  und 
die  alten  Folgen  für  die  Gerichtsbarkeit  jetzt  gänzlich  verloren; 
die  Gerichte  sind  ihrem  Wesen  nach  alle  Amtsgerichte  geworden; 
die  Verweigerung  der  Justiz  ist  daher  ein  Amtsvergehen  und  es  wird 
ihretwegen  bei  dem  obersten  Gericht  eine  förmliche  Klage  erhoben, 
da  das  letzlere  zugleich  die  oberaufsehende  Gewalt  über  die 
unteren  Gerichte  besi'zt.  Dieser  Klage  aber  mussten  anfänglich 
(bei  Imbert  III.  IX.  10.)  drei,  nach  der  Ord.  C.  XXV.  4,  zwei 
förmliche  Aufforderungen  (sommations)  voraufgehen,  bei  den  Unter- 
gerichten von  drei  zu  drei  Tagen,  bei  den  Obergerichten  de  hui- 
taine  en  huitaine;  sie  geschehen  durch  den  Sergent  entweder  an 
den  Richter  oder  an  den  Greffier.  Die  Cour  souveraine  trat  dann 
ein  und  zwang  das  Gericht,  Recht  zu  sprechen.  —  Der  deni  de 
renvoi  unterscheidet  sich  von  der  incompentence  dadurch,  dass  bei 
der  ersteren  das  betreffende  Gericht  anfänglich  competent  aber  in 
der  Folge  incompetent  geworden,  sich  der  Uebertragung  der  Sache 
an  das  andere  jetzt  competente  Gericht  (dem  renvoi)  widersetzt, 
während  die  letztern  den  Fall  der  absoluten  Incompetenz  bezeich- 


Digitized  by  Google 


B.  ClVILPROCISS. 


653 


net.  Hielt  eine  Partei  das  Gericht  entweder  für  nicht  länger  oder 
fiir  überhaupt  nicht  zuständig,  so  trug  sie  auf  renvoy  an;  gestand 
das  Gericht  seine  Incompetenz  nicht  ein,  so  ward  die  Entlassung 
vor  der  oberen  Instanz  gefordert  und  diese  Forderung  hiess  appet 
de  den.  d.  renvoi  resp.  d'incompetence.  (Imbert  I.  XXII.  0.  C. 
VI.  4.)  Die  letztere  bestimmte,  dass  alle  diese  Gompetenzfragen 
auf  der  Stelle  geschlichtet  werden  sollten,  und  zwar  nicht  durch 
das  Gericht  selber,  sondern  apar  l'avis  de  not  Avocatt  et  Procu- 
reurt  giniraux.»  Diese  entschieden  gemeinschaftlich  und  ihr  ürtheil 
galt  wie  ein  gerichtliches.  (Vgl.  Jousse  zu  0.  C.  a.  a.  0.)  Die 
Sache  selber  berührte  diese  Appellation  uud  die  Entscheidung  nicht. 
//.    Die  Appellation»  par  exptdienU 

Unter  den  Causes  qui  se  vuident  par  expedient  verstand  man 
diejenigen,  welche  bei  der  oberen  Instanz  als  Appellationen  ange- 
langt, von  den  Gerichten  einem  ancien  Avocat  übergeben  werden. 
Diese  Form  der  Appellation  ist,  obwohl  wir  nicht  den  ersten  Be- 
ginn derselben  nachzuweisen  vermögen,  doch  schon  bei  Imbert 
(II.  XIII.  1 — 7)  gebräuchlich.  Sie  ist,  wie  derselbe  angiebt,  aus 
dem  Versuch  entstanden,  die  Appellalionsbusse  zu  vermeiden.  Zu 
dem  Ende  wendeten  sich  die  Parteien  bei  geringeren  Sachen,  ge- 
wöhnlich bei  Appellationen,  in  denen  es  nicht  zum  Schriften- 
wechsel kam  (appellations  verbales)  durch  gemeinschaftliche  Verab- 
redung (acquiesceraent)  ihrer  Procureurs  an  einen  erfahrenen 
Advocaten ,  dessen  Ausspruch  die  Kraft  eines  schiedsrichterlichen 
Urtheils  hatte.  Dieser  Gebrauch  erhielt  sich  nicht  blos  dauernd 
(s.  Jousse  zu  0.  C.  VI.  4.)  sondern  es  ward  ein  förmlich  geltendes 
Recht,  dass  die  «fallet  intimationto  und  die  «de'tertiont  d'appel»  nur 
auf  diese  Weise,  der  schnellen  Beendigung  wegen,  entschieden 
werden  sollten.  (0.  C.  VI.  4.  5.)  Unter  folle  inlimalion  verstand 
man  die  Fälle,  wo  das  angerufene  Appellationsgericht  incompetent, 
oder  der  Geladene  nicht  passiv  legilimirt  war.  Das  Verfahren  da- 
bei war  eine  Mittheilung  der  Aktenstücke  an  den  Avocat,  der  dar- 
nach entschied.  (0.  G.  VI.  6.  7.  8.  Jousse.  Noten.) 

///.  Die  Proposition  d'erreur,  die  Opposition  und  die  Requite 
civile.  — 

Das  Gemeinsame  in  diesen  drei  Formen  ist,  das*  sie  *He  vor 
demselben  Gericht  statlCnden  und  mithin  die  Läuterung  oder  Revi- 
sion im  französischen  Process  bilden.  —  Was  die  Propotitio  erroris 
betrifft,  so  ist  sie  gewiss  aus  dem  Princip  entstanden,  dass  man  in 
dem  Verlauf  des  ganzen  Processes  nova  vorbringen  dürfe.  Sie 
war  schon  zu  Imberts  Zeit  (II.  XVI.  4.)  le  remede  ordinaire,  und 
geschah,  indem  die  Partei  abaille  par  un  brief  ou  interdict  les  faits 
et  moyens  et  causes  d'erreur,  avec  une  requele  a  Mr.  le  Ghance- 
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Her,  pour  avoir  Juges  ou  Commissaires  pour  cognaialre  et  decider 
de  ladile  proposition  derreur.»  Die  Ord.  von  1539,  a.  135  suchte 
den  Uebelsländen ,  die  dieses  Verfahren  haben  uiussle,  dadurch 
abzuhelfen,  dass  die  Maitres  des  Requctes  mit  der  Entscheidung 
beauftragt  wurden,  ob  eine  solche  proposition  zulässig  sei  und 
dass  jeder,  der  sie  vorschütze,  die  doppelte  Appellbusse  (douze 
vingt  livr.  par.)  deponiren  musste.  Die  Ord.  vom  Nov.  1479  halle 
die  Zeit,  in  welcher  dieselbe  aufgestellt  werden  konnte,  auf  zwei 
Jahre  beschränkt;  die  Ord.  1539  a.  136.  setzte  ein  Jahr  als  pe- 
remtorische  Frist  fest.  Nach  Imbert  a.  a.  0.  a.  11.  fand  früher 
über  dieselbe  ein  vollständiges  Verfahren  6latt,  «par  demande  de- 
fense, r6plique  et  duplique»,  später  wurden  alle  propositions  schrift- 
lich, mit  Schriftwechsel  ä  huilaino.  Ferner  sollten  nach  der  Ord. 
von  1507,  a.  251,  und  nach  der  Ord.  1535  ch.  1.  a.  97.  keine 
propositions  d'erreur  gegen  die  Arrests  interloculoires,  noch  auch 
gegen  die  definilifs  en  malieres  possessoires  et  criminelles  zulässig 
sein  und  nur  die  erreurs  de  faict  et  non  de  droit  aufgeführt  wer- 
den dürfen,  obwohl  Imbert  II.  n.  9.  gesteht,  dass  man  sich  nicht 
darnach  richtete.  Dennoch  blieb  jenes  Rechtsmittel  Anlass  zu 
ungemeiner  Processverzögerung ,  bis  endlich  die  Ord.  Giv.  XXXV. 
a.  42.  es  gänzlich  abschaffte. 

Unter  Opposition  verstand  man  im  Allgemeinen  «un  acte  qui  a 
«  pour  objet  d'empecber  qu'on  ne  fasse  quelque  chose  au  prejudice 
de  la  personne  ä  la  requete  de  qui  il  est  fail»  (Guyot  Rep.  v. 
Opposition.)  Sie  konnte  daher  nicht  blos  im  Verlaufe  des  Pro- 
cesses,  sondern  auch  bei  der  Execulion,  den  saisies  und  criees 
vorkommen,  wenn  man  sich  beeinträchtigt  glaubte.  Dies  letztere 
war  schon  zu  Imberts  Zeit  geltendes  Recht;  Opposition  musste 
jedesmal  stattfinden  «si  un  sergent  execute  mal»  (II.  XIV.  3.), 
Ursprünglich  war  jede  solche  Opposition  gegen  die  Execulion  eine 
Appellation  (nach  Imbert  11.  a.  1.);  der  Appellbusse  wegen  aber 
verwandelte  man  sie  in  Opposition,  bei  welcher  keine  Russe  statt- 
fand. Als  Läuterungsverfahren  gegen  das  Urtheil  eines  Gerichts  sollte 
nach  der  Ord.  C.  XIV.  5.  eine  Opposition  nur  bei  Contumacial- 
urtheilen  stattfinden,  die  nicht  in  förmlicher  Sitzung  (ä  l'audience) 
ausgesprochen  waren;  die  Praxis  aber  dehnte  sie  über  alle  Contu- 
macialurtbeile  aus.  Sie  musste  dans  la  huitaine  eingegeben  wer- 
den; ward  das  versäumt,  so  sollte  man  zwar  förmlich  appelliren, 
doch  pflegten  die  Gerichte  eine  solche  Appellation  in  Opposition 
zu  verwandeln  (converttr)  und  das  unlere  Gericht  behielt  die  Com- 
petenz.  —  Hieran  scbloss  sich  die  Lehre  von  der  Tierce-Qpposition, 
die  nichts  anderes  ist  als  die  Intervention.  Sie  ist  im  Rop.  sehr 
ausführlich  behandelt,  (6.  12,  p.  406 — 424.)   Ihre  Grundlagen  sipd 
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ganz  die  des  deutschen  Processes,  wie  sie  denn  auch  der  Natur 
der  Sache  nach  nicht  anders  sein  können.  Die  O.  C.  XXXV.  ist 
das  Hauptgesetz  dafür.  Ausgeschlossen  sind  alle  «herüiers  succes- 
seurs  und  ayans  cause»,  die  stall  dessen  in  das  Cousortium  litis 
eintreten  müssen;  Bedingung  dafür  ist  ein  wirkliches  Interesse,  aune 
qualite,  qui  ait  oblige  de  nous  appeler.»  Da  hier  nichts  Eigen- 
tümliches zur  Erscheinung  kommt,  so  können  wir  auf  den  ange- 
führten Artikel  verweisen. 

Die  Requete  civile  ist  nun  das  eigentliche  Läuterungsverfahren  des 
französischen  Processes.  Sie  ist  nichts  anderes,  als  die  genauere  Or- 
ganisation der  Letlres  de  la  Ghancelierie,  die  wir  in  der  vorigen 
Periode  dargestellt  haben,  die  Ausdehnung  derselben  höchsten 
königlichen  Gewalt  über  das  Verfahren,  welcher  sich  die  Gerichte 
unterworfen  halten.  Schon  zu  Imberts  Zeit  bilden  die  «letlres 
royaux  en  forme  de  requeste  civile»  ein  selbständiges  Rechtsruil- 
tel  (II.  XVI.  13.  fl.)  und  wurden  so  Läufig  gebraucht,  hauptsäch- 
lich um  der  Appellbusse  zu  entgehen,  dass  die  Ord.  1539  a.  109. 
alle  unbegründeten  Requöles  eignen  Bussbestimmungen  unterwarf. 
(Vgl.  die  Note  von  Aulomme  zu  derselben  Stelle.)  Nach  der  Ord. 
von  Moulins  a.  Gl.  sollen  ferner  alle  Requötes  erst  dem  avocat  du 
Roi  und  dem  Procureur  gcncral  milgetheiit  werden,  und  nach  a.  62. 
sollen  die  Gerichte  bei  Strafe  niemals  die  Busse  für  dieselben  mo- 
deriren  dürfen.  Der  Grundsatz  Imberts  ist,  dass  eine  Requete  gegen 
das  Urtheil  nur  eingebracht  werden  können  bei  «dol,  circonven- 
tion  ou  precipitalion» ;  Aulomme  fügt  aber  hinzu,  dass  man  sich 
zu  seiner  Zeit  nicht  mehr  an  diese  «formalilez»  binde.  Auf  diese 
Weise  blieb  die  Requele  civile  ein  leichtes  Mitlei,  jedes  Arret 
aufzuhallen,  da  sie  gegen  alle  Arien  von  Decrelen  erlassen  werden 
konnte.  Erst  die  Ord.  Civ.  T.  XXXV.  ordnete  das  Verhältniss. 
Nach  ihr  sollen  Requötes  civiles  nur  gegen  die  arrets  und  juge- 
ments  en  dernier  retsort  gehen;  der  Termin  der  Eingabe  ist  6  Mo- 
nate bei  einer  cour  souveraine  und  3  Monate  bei  einem  Präsidial; 
doch  leidet  dies  Ausnahmen;  jede  Requete  soll  begleitet  sein  von 
einer  Consullalion  de  deux  anciens  Avocats  und  den  Avocals  du  roi 
und  Procureurs  Gäneraux  milgetheiit  werden;  die  a.  34 — 36  be- 
stimmen endlich  die  Fälle,  in  denen  allein  eine  Requele  zulässig 
ist;  dol  personel,  Mangel  an  Legitimatio  acliva  und  passiva,  Aus- 
lassungen im  Urtheil,  Widersprüche  in  demselben;  ferner  wo  die 
partie  publique  nicht  zur  Theiliiahme  aufgefordert  gewesen  oder 
falsche  Documente  oder  verheimlichte  Beweisslücke  entdeckt  wer- 
den; endlich  wenn  juristische  Personen  und  Minderjährige  gar 
nicht  oder  nicht  gehörig  vertheidigt  waren,  lieber  den  Inhalt  der 
Requete  findet  förmliche  Verhandlung  statt  mit  plaidoye;  doch 
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soll  nie  Ober  die  moyens  du  fand,  stets  our  über  die  Requete  sel- 
ber verhandelt  werden;  zwei  Requeles  sind  absolut  unzulässig.  — 
Vergleicht  man  diese  Bestimmungen  mit  denen  über  die  Propo- 
silion  derreur,  so  ergiebt  sich,  dass  eigentlich  durch  die  Aufhe- 
bung der  letzteren  nur  die  Möglichkeit  abgeschnitten  ward,  zwei- 
mal eine  solche  Läuterung  unter  verschiedener  Form  vorzubringen ; 
der  Sache  nach  ist  in  der  Requete  civile  die  Proposilion  d  erreur 
erhalten  worden. 

• 

IV.  Die  Cassation  ist  im  Grunde  kein  eigenes  Appellationsverfah- 
ren, sondern  nur  die  Anwendung  derRequete  civile  auf  den  bestimmten 
Fall,  wo  zwei  touveraine  inappellable  Urtheile  sich  direct  wider- 
sprechen oder  das  Urlheil  gegen  die  geltenden  Rechte  und  Gesetze 
lautet  oder  die  Competenz  überschrillen  oder  im  Verfahren  eine 
unheilbare  Nichtigkeit  eingetreten  ist.  Sie  ist  daher  die  eigentliche 
Querela  nullitatis  für  die  souverainen  Urlheile.  Die  Form  der  Ein- 
gabe ist  ganz  die  der  Requete  civile  und  da  weder  Imbert  noch 
die  Ord.  G.  derselben  erwähnen,  so  ist  anzunehmen,  dass  sie  als 
selbstsländiges  Rechtsmitlei  erst  dem  letzten  Theile  des  17.  Jahr- 
hunderts angehört.  Schon  1684,  14.  Sept.,  findet  sich  ein  Arret 
du  Gonseil,  welches  die  nianiöre  de  se  pourvoir  en  Cassation  regelt 
(Ree.  XIX.  p.  463.),  dem  mehrere  gefolgt  sind ;  das  wichtigste  ist 
das  Reglement  du  Gonseil  vom  28.  Juni  1728  (fehlt  im  Recueil,  auf- 
geführt im  Rep.  von  Guyot.)  Das  Verfahren  dabei  weicht  von  dem 
der  Requöle  civile  nicht  ab;  für  die  specielleren  Bestimmungen 
müssen  wir  auf  den  angeführten  Art.  verweisen.  Der  wesentliche 
Unterschied  von  der  Requete  bestand  aber  darin,  dass  der  pourvoi 
en  Gassation  nicht  an  dasselbe  Gericht  ging,  welches  das  arret 
ausgesprochen  halte,  sondern  an  das  Gonseil  du  Roi.  Aus  diesem 
Verhältniss  ist  der  Gedanke  des  heutigen  Gour  de  Cassation  ent- 
sprungen, die  wie  jenes  Gonseil  du  Roi,  keine  Urtheile  giebt,  son- 
dern nur  die  Urtheile  der  cours  souveraines  als  nichtig  aufhebt, 
und  dem  betreffenden  Gerichtshofe  die  Abfassung  einer  neuen  Ent- 
scheidung auferlegt. 

—  Das  letzte  Gebiet  ist  nun  das  der  summarischen  Processe, 
deren  Verhältniss  zum  summarischen  Process  der  vorigen  Epoche 
denselben  Gharacter  hat  wie  das  des  ordentlichen  Verfahrens  zu 
der  früheren  Gestalt  desselben. 
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C.    Die  summarischen  Processe. 

/.   Der  Besitzproeess:  Complaincte  en  cas  de  saisine  et  de  nourellete, 

et  riintegrande. 

Die  folgenden  Angaben  erklären  sieb  am  besten,  wenn  man 
einen  Blick  auf  die  Gestalt  des  Besitzprocesses  und  der  vorigen 
Epoche  zurückwirft. 

Hier  sahen  wir  wie  das  Possessorium  sich  ganz  in  seine  ein- 
zelnen Momente  aufgelöst  hatte.  Es  gab  ein  eigentliches  Possesso- 
rium in  ordinario,  ein  Vorverfahren  vor  Commissariis,  eine  halb 
juristische,  halb  polizeiliche  Entscheidung  durch  die  sergenls  com- 
missionnaii'QS,  und  alles  dies  war  durckkreuzt  durch  die  Idee  der 
römischen  Interdicte.  Die  Verwirrung  zu  ordnen,  die  hieraus  ent- 
stand, war  die  Aufgabe  des  vorliegenden  Zeitraumes;  Neues  ist 
auch  hier  wenig  entstanden;  nur  das  Resultat  der  bisherigen  Ent- 
wicklung tritt  uns  in  verhältnissmassig  reiner  Form  entgegen. 

Dies  geschah  nun  in  der  Praxis  dadurch,  dass  das  Verfahren 
vor  den  Commissaires  wie  vor  dem  Sergent  verschwand  und  ein 
förmlich  gerichtliches  Verfahren  eintrat ;  in  der  Theorie  dadurch,  dass 
man  die  Lehre  von  den  Interdicten  mit  der  von  saisine  und  nou- 
vellete  zu  einem  Ganzen  verschmolz.  Das  entschied  sich  in  der 
Zeit  vom  16.  Jahrhundnrt  bis  zur  Mitte  des  17.;  die  Ord.  Giv.  gibt 
die  Schlussform  des  französischen  Besitzprocesses.  Von  seiner  Ent- 
stehung her  aber  bleibt  ihm  eigenthümliches  Moment,  dass  es  auch 
jetzt  noch  keine  Nouvellete  bei  beweglichen  Sachen  giebt;  die  saisine 
wie  die  Complaincte  erhalten  sich  im  Gebiete  der  heritages.  Diese 
Entwicklung  ist  im  Einzelnen  nun  folgende  gewesen. 

Noch  bei  Imbert  und  seinen  Zeitgenossen  steht  die  Lehre  von 
den  Interdicten  als  selbstständigc  neben  der  Lehre  von  der  Com- 
plaincte ;  offenbar  geht  man  in  dieser  Zeit  von  der  Vorstellung  aus, 
als  sei  die  Complaincte  etwas  ganz  Besonderes,  und  dem  französi- 
schen Recht  Eigenthümliches.  Allein  grade  im  16.  Jahrhundert 
brach  sich  in  der  Bearbeitung  des  coutumiären  Hechts  die  Richtung 
Bahn  ,  welche  das  Landrechl  auf  allen  Punkten  durch  das  römische  * 
Recht  erläutern  und  erfüllen  wollte.  Das  geschah  denn  auch  für 
die  Interdicta  und  die  Complaincte;  und  dabei  konnte  die  Erkennt- 
niss  nicht  ausbleiben,  dass  Wesen  und  Inhalt  beider  Rechtsmittel 
in  der  That  sich  gleich  sei.  Diesen  Gedanken  erfassle  der  prak- 
tische Sinn  der  Franzosen.  Es  ward  ihnen  klar,  dass  jede  Besitzes- 
klage entweder  wegen  eines  Angriffes  auf  den  Besitz ,  oder  wegen 
eines  entzogenen  Besitzes  stattfinden  müsse.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  tbeille  mau  die  Besitzesklagen  ein.  Die  Klage  wegen 
des  gestörten  Besitzes  blieb  auch  jetzt  noch  die  Complaincte  des 
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allen  Rechts.    Man  hielt  fest,  was  früher  schon  ausgesprochen 
war,  dass  bei  dieser  Klage  « il  convient  que  chacun  se  die  taisi  et 
empichH  (Aut.  zu  Imb.  1.  XVI.  1.];  das  Klagfundament  war  der 
wirkliche  Besitz,  par  temps  valable  et  süffisant  ä  bonne  possession 
avoir  acquise  et  droict  d'icelle  garder  et  retenir  (Imb.  a.  a.  O.}; 
der  Beweis  für  denselben  die  «derniers  exploicls  nouveaux»  (die 
letzte  freie  Verfügung  über  den  Gegenstand  Aul.  ib.),  das  Petitum 
ad'y  etre  mainlenu  et  garde,  et  que  defenses  soient  faites  ä  ia 
partie  adverse  de  l'y  troubler.»  (Guy.,  Rep.  v.  Complaincle.)  Da 
nun  die  Entscheidung  auf  die  Complaincle  anfänglich  ihre  polizei- 
lichen Character  nicht  verlor,  so  geschah  es  auch  noch  während 
des  ganzen  16.  Jahrhunderts,  dass  ein  sergent  durch  eigene  Letlres 
royaux  commillirt  wurde,  die  Sache  an  Ort  und  Stelle  zu  unter- 
suchen, die  Parteien  zu  citiren,  abzuhören,  ihre  Verlheidigung  zu 
empfangen ,  und  im  Falle  der  Contumaz  deu  Kläger  unmittelbar  in 
Besitz  zu  setzen.    Diese  letlres  wurden  vom  Verletzten  ausgewirkt ; 
Beispiele  davon  stehen  im  Slile  de  la  Chancellerie,  (s.  oben.)1] 
Hierauf  bezieht  sich  die  schon  früher  eil.  Stelle  Dumoulins;  das 
ganze  Verfahren  hiess  tramener  la  complaincle  ä  effet  tur  Je  lieu,* 
und  ward  hauptsächlich  bei  Benefices  angewendet.    Im  17.  Jahr- 
hundert verschwindet  der  Gebrauch  der  sergenls  gänzlich;  der 
Begriff  der  Complaincle  erhält  sich  indessen  in  der  Ord.  Ctv.  T.  XVII. 
Es  soll  eine  Complaincle  nur  staltfinden  bei  heritage,  droit  reel, 
oder  universalis  de  meubles;  läugnet  der  Beklagte  die  Possession, 
hier  den  factischen  Besitzzustand  des  Klägers,  so  erlässl  der  Richter 
ein  «appointement  ainformero,  worauf  nach  Jousse  (N.  3.  zu  a.  3.)  eine 
enquete  folgt;  auf  diese  enquete  hin  entscheidet  der  Richter,  wel- 
cher von  Beiden  wirklicher  Besitzer  ist,  und  muss  dabei  den  Stö- 
renden in  alle  Schaden  und  Kosten  verurtheilen.    Die  Complaincle 
selber  muss  aber  auch  jetzt  noch  «dans  l'annee  du  troublea  erhoben 
werden;  geschieht  dies  nicht  in  dieser  Verjährungsfrist,  so  muss 
der  Verletzte  sogleich  zum  petitorium,  resp.  possessor.  ordin., 
übergehen.    Ist  jemand  verurlheilt  auf  eine  Complaincle,  so  darf 
*  er  vor  völliger  Execulion  des  Urlheils  kein  ordinarium  beginnen; 
auch  ist  alle  Cumulation  von  Complaincle  und  pelitoire  absolut 
untersagt.    Ist  bei  der  Besitzslörung  Gewalt  geschehen,  so  kann 
der  Verletzte  electiv  entweder  die  aclion  civile  oder  criminelle  An- 
klage wegen  der  voie  de  fait  ou  violence  erheben;  doch  ist  die 
einmal  gewählte  Klage  nicht  wieder  mit  der  anderen  zu  vertauschen. 
Immer  aber  soll  der  wegen  Besitzslörung  VerurtheiUe  vom  Gericht 
zugleich  mit  einer  angemessenen  Busse  belegt  werden.  —  Dies 
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Verfahren  nennt  das  Rep.  das  Int.  Uli  possidetis  und  ulrubi.  War 
aber  der  Kläger  gänzlich  aus  dem  Besitz  vertrieben,  so  konnte  er 
die  Complaincte  nicht  ansteilen  ,  weil  ihr  Klagfundament  wirklicher 
Besitz  war.    Für  diesen  Fall  hat  die  Praxis  höchst  wahrscheinlich 
schon  im  15.  Jahrhunderl  denen,  die  den  Besitz  verloren  halten, 
desshalb  eine  Klage  auf  Wiedereinsetzung  in  demselben  nach  Ana- 
logie des  römischen  Inlerd.  unde  vi  gegeben,  deren  weitere  Ver- 
hältnisse wir  wegen  Mangel  an  Quellen  nicht  nachzuweisen  ver- 
mögen.   Imbert  (I.  XVII.  1.)  spricht  davon  als  von  einer  schon  fast 
ausser  Gebrauch  gekommenen  Sache  und  sagt  dagegen  —  aquant 
est  de  l'interdict  unde  vi,  par  le  droict  introduict  pous  recouvrer 
la  possession  dont  Ton  a  este  spolie,  il  n'est  pas  si  en  usage  que 
la  reintegrande.»    Diese  reintegrande ,  die  an  die  Stelle  des  interd. 
unde  vi  trat,  unterschied  sich  von  demselben  dadurch,  dass  sie 
nicht  nur  bei  immeubles  zugestanden  wurde,  sondern  auch  bei 
meubles,  dass  sie  «coulre  tou»  qui  injustement  detiennent  et  oc- 
cupent  par  low  qui  ä  droicte  et  bonne  cause  lenoienl»  zustand, 
und  dass  bei  ihr  grade  desshalb  auch  ein  jusle  litre,  eine  probalio 
de  institutione  seu  tilulo  erforderlich  war,  während  für  das  Int. 
unde  vi  der  blosse  Nachweis  der  gewaltsamen  Besilzslörung  ge- 
nügte.   Es  bedarf  wohl  kaum  der  Bemerkung,  dass  die  Quelle 
dieser  reintegrande  das  canonische  Hecht  war;  doch  änderte  die 
französische  Praxis  gleich  vqu  Aufang  an  die  30lägige  Klagfrist 
derselben  und  setzte  ein  Jahr  wie  bei  der  Complaincte.  Diese  bei- 
den Rechtsmittel  standen  nun  im  15.  und  zum  Theil  im  16.  Jahr- 
hundert noch  neben  einander;  als  aber  die  Gewalt  Gegenstand  öf- 
fentlicher Anklage  ward,  begann  man,  das  ursprüngliche  Verhält- 
niss  zu  verwechseln.    Schon  Automne,  der  doch  die  Entstehung 
der  reintegrande  vor  Augen  hat,  nennt  die  Unterscheidung  Iinberls 
eine  «difTerence  subtile.»    Bald  vcrgass  man  bei  dem  Mangel  aller 
geschichtlichen  Studien  das  Verhältniss  beider  Rechtsmittel  gänzlich, 
und  so  erklärt  sich  die  Grundlage  der  0.  Civ.  11.,  die  einfach  die 
complaincte  der  reintegrande  entgegensetzt,  und  die  Meinung  des 
18.  Jahrhunderts,  dass  die  reintegrande  nichts  anderes  sei,  als  das 
inlerdict.  unde  vi.  (Rep.  11.)    Um  alle  übrigen  Arten  der  Interdicte 
kümmerte  man  sich  nicht;  jene  Unterscheidung  reichte  für  die 
Praxis  aus,  und  somit  gab  es  jetzt  die  beiden  Klagen  im  Besilz- 
process,  die  complaincte  zur  Erhaltung,  und  die  reintegrande  zur 
Wiederherstellung  des  Besitzes.    Es  ist  klar,  dass  dieser  Unter, 
schied  auf  das  Verfahren  keinen  Einfluss  halte. 

In  wie  weit  indessen  das  Verfahren  in  demselben  ein  eigentlich 
summarisches  gewesen,  lässt  sich,  so  weit  wir  sehen,  nicht  abso- 
lut bestimmen.    Wahrscheinlich  hing  es  von  dem  einzelnen  Fall, 
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und  besonders  von  der  ersten  Erklärung  des  Defendeur  ab,  ob  die 
Complaincle  oder  reintegrande  in  ein  possessor.  ordin.  übergeben 
musste,  je  nachdem  derselbe  das  Recht  des  Klägers  zweifelhaft 
zu  machen  wusste  oder  nicht.  Besondere  Formen  und  Fristen  finden 
wir  nicht  vorgeschrieben. 

//.  Der  Executivprocess. 

Das  Verhältniss  des  Execulivprocesses  in^  dieser  Periode  ergibt 
sich  aus  dem,  was  über  den  Urkundenbeweis  in  ordin.  oben  gesagt 
ist.  Die  Bestimmungen  der  Ord.  de  Moulins  haben  sein  Schicksal 
in  Frankreich  entschieden.  So  lange  nämlich  den  Conlrahenlen 
die  Wahl  zwischen  Authentificirung  und  Nichtauthenlificirung  ihrer 
Schulddocumente  freistand,  und  es  mithin  im  Verkehr  zwei  Classen 
von  Urkunden  gab,  so  lange  gab  es  der  Natur  der  Sache  nach 
auch  zwei  Arten  des  Proenses  Ober  dieselben,  den  ordentlichen  und 
den  Executivprocess.  Als  aber  jene  Ordonn.  die  Authentificirung 
aller  Schuldurkunden  forderte ,  allerdings  in  der  löblichen  Absicht, 
den  Process  zu  verkürzen  ,  da  begannen  auch  jene  beiden  Formen 
des  Verfahrens  zu  verschmelzen ,  und  von  da  geht  der  Executiv- 
process in  Frankreich  unter.  Dies  Verhältniss  hat  B riegleb,  der 
die  frühere  Geschichte  des  Execulivprocesses  nicht  kennt,  über- 
sehen, und  man  muss  sich  hüten,  anzunehmen,  dass  dasjenige, 
was  er  darstellt,  das  dauernde  Recht  Frankreichs  gewesen  ist. 

Wir  theilen  darnach  die  Geschichte  des  Execulivprocesses  in 
diesem  Zeitraum  in  zwei  Theile.  Der  erste  umfasst  das  16.  Jahr- 
hundert, der  zweite  die  beiden  folgenden. 

Was  nun  den  ersten  Abschnitt  betrifft,  so  ist  der  Gang 
der  Entwicklung  hier  derselbe,  wie  in  den  übrigen  Theilen  des 
Processes.  Die  Jurisprudenz  des  16.  Jahrhunderts,  welche  das  ein- 
heimische Recht  mit  dem  römischen  verschmolz ,  ward  auch  für 
unsern  Gegenstand  gezwungen,  die  Masse  des  Stoffs  zu  ordnen, 
und  dadurch  Herrschaft  über  denselben  zu  gewinnen.  Sie  nahm 
daher  die  bis  dahin  entwickelten  Elemente  auf,  und  das  Resultat 
war  der  Executivprocess ,  wie  ihn  Briegleb  nach  den  Ordonn.  und 
dem  Uauptschriftsleller  Rebufle  so  geschildert  hat,  dass  wir,  um 
nicht  schon  Gesagtes  zu  wiederholen,  auf  ihn  verweisen  müssen. 
Nur  Einen  Punkt  hat  derselbe  nicht  gehörig  hervorgehoben,  und 
dies  ist  der  Anfang  des  Execulivprocesses. 

Es  ist  nämlich  schon  in  der  vorigen  Epoche  auf  das  Executions- 
mandat  hingewiesen ,  das  die  Praxis  die  alettres  de  debitün  nannte. 
Der  Gebrauch  dieses  Mandats  ging  auch  auf  diese  Epoche  über, 
und  nach  Imbert  I.  IV.  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  der 
Executivprocess  darnach  den  Namen  «mandement  de  debitis»  erhielt, 
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was  unser  mandatum  cum  und  sine  clausula  zugleich  enthält.  Die 
Hauptfrage  dabei  war  nur  die,  wer  ein  solches  roandement  an  einen 
sergent  erlassen  könne;  und  die  nächste  Antwort,  dass  jeder,  der 
das  scel  habe,  dazu  berechtigt  sei.  Da  nun  aber  jenes  scel  die 
Gerichtsbarkeit  bezeichnete,  so  fragte  es  sich,  ob  ein  mandement 
de  debitis  auch  ausserhalb  der  Competenz-Grenzen  des  Gerichts, 
welches  die  Urkunde  besiegelt  hatte,  von  diesem  Gericht  erlassen 
werden  könne.  Nach  einer  Ord.  von  Charles  VII.  (a.  12.  [cit. 
bei  Imbert])  soll  dieses  Recht  nur  zustehen  «dedans  les  limites  ou 
il  est  autentique.»  Die  Weitläufigkeiten,  die  dieses  bei  der  grossen 
Menge  von  Siegelberechtigten  zu  Folge  haben  mussten ,  veranlassten 
die  Bestimmungen  der  Ord.  von  1539,  dass  alle  Urkunden  unter 
dem  Scel  royal  «seront  executoires  dans  tout  le  Royaume.»  Die 
Praxis  interpretirle  dies  dahin,  dass  alle  von  königlichen  Notaren 
ausgefertigten  Urkunden  dies  Hecht  haben  sollten.  (Note  zu  Imbert 
a.  a.  O.)  Die  Folge  davon  war  ein  vollständiger  Sieg  des  könig-  „ 
liehen  Notariats  Uber  das  alte  lehnsherrliche  und  die  ganz  allge- 
meine Gewohnheit,  alle  Privatangelegenheiten  durch  die  Notaren 
aufzeichnen  zu  lassen,  woraus  die  Bestimmungen  der  Ord.  de 
Moulins  entstanden,  deren  wir  erwähnt.  —  Auf  das  ausgestellte 
mandement  de  debitis  an  den  sergent  folgte  alsdann  auch  jetzt  noch 
das  Verfahren  vor  demselben  wie  in  der  früheren  Zeit.  Es  ist 
indessen  zu  bemerken,  dass  Imbert  von  einer  Execulivclausel 
nicht  redet;  ihr  Gebrauch  mag,  aus  dem  südlichen  Hecht  herge- 
nommen, allgemein  gewesen  sein,  aber  notbwendig  war  er  nicht. 
In  Beziehung  auf  das  Verfabren  selber  müssen  wir  auf  Brieglebs 
treuliche  Darstellung  verweisen,  um  nicht  in  reine  Wiederholung 
zu  verfallen. 

Als  nun  der  Gebrauch  der  Notare  für  die  Abfassung  der  Ur- 
kunden allgemein  ward  und  die  Praxis  ihren  Docuraenten  die  Ge- 
walt der  königlichen  Besiegelung  zulegte,  war  es  natürlich  dass 
der  Executivprocess  sich  in  das  ordinarium  zu  verwandeln  begann. 
Mit  Hecht  bemerkt  Briegleb,  dass  man  gegen  das  debitis  schon  im 
16.  Jahrhundert  alle  erdenklichen  Einreden  zuliess  ($.  6.)  zu  dem 
von  ihm  citirlen  Hebufle  kann  man  Imbert  I.  IV.  10  hinzufügen, 
(die  Urkunde  soll  enthalten  debte  claire,  liquide  et  apuree,  den 
Namen  des  Verpflichteten  und  Berechtigten;  vergl.  auch  die  Noten.) 
Wir  sind  nicht  im  Stande  genau  nachzuweisen,  wann  der  alte 
Executivprocess  auf  diese  Weise  untergangen  ist;  allein  in  der 
Ord.  Civile  steht  der  Urkundenbeweis  schon  neben  dem  Zeugen- 
beweis und  von  einem  besonderen  Process  findet  sich  keine  Spur. 
Der  ganze  Rest  des  summarischen  .Verfahrens  besieht  in  der  Be- 
stimmung des  T.  XX.  a.  b.,  dass  aToules  les  (Jemandes,  ä  quelque 
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titre  que  ce  soit,  qui  ne  seront  enlierement  juslifiees  par  ecrit 
seront  forraees  par  un  mesme  exploict.»  Jousse  fügt  hinzu:  II  seroit 
ä  souhaiter  que  cetto  disposition  —  fut  observcc  plus  exactement 
quelle  ne  Test.»  Das  Repert.  v.  Guyot  v.  Debilis  sagt,  dass  die 
debitis  nicht  mehr  Gebrauch  seien.  —  Wahrscheinlich  ist  bei  au- 
thentischen Urkunden  die  Eigethümlichkeit  des  Verfahrens  auf  die 
Inscription  en  faux  beschränkt  worden,  von  der  wir  oben  gespro- 
chen haben.1) 

III.    Die  Matiirss  sommaire». 

Die  matieres  sommaires  bezeichnen  in  dieser  Epoche  den 
eigentlich  summarischen  Process,  und  derselbe  hat  jetzt  seit  dem 
16.  Jahrhundert  einen  so  bestimmten  Characler,  dass  auch  hier  die 
Ord.  Civ.  als  das  letzte  Hauptgesetz  darüber  nur  die  früheren  Be- 
stimmungen wiederholt  und  genauer  entwickelt.  Jener  Character 
der  summarischen  Sachen  besteht  nun  in  Beziehung  auf  das  Ver- 
fahren wesentlich  darin,  dass  die  schriftliche  und  heimliche  Process- 
fübrung,  also  die  Theilnahme  der  Amcälde,  so  viel  wie  irgend  mög- 
lich ausgeschlossen  bleiben  sollen.  Die  Anordnungen,  die  sich 
hierauf  beziehen,  variiren  hauptsächlich  nur  in  der  Bestimmung 
der  Grenzen  für  die  Gegenstände ,  die  dem  summarischen  Verfahren 
unterliegen ;  die  übrige  Gleichförmigkeit  macht  es  uns  möglich, 
uns  kurz  zu  fassen.  Die  Hauptqucllen  sind  die  Ord.  d'Orleans 
(1560)  a.  57.  58,  die  Ord.  de  Blois  (1579)  a.  153  und  die  O.  C. 
T.  XVII.  (Vgl.  Inibert.  I.  I.)  Darnach  ist  das  Verfahren  Folgendes. 

Als  Gegenstände  des  summarischen  Verfahrens  gellen  alle 
Causes  pures  personneUes  unter  400  livres  (bei  Imbert  vingt  ou  trente 
sols  tournois,  nach  der  Ord.  d.  Blois  de  trois  ecus  et  un  tiers)  — 
alle  choses  concernantes  la  Police,  so  hoch  sie  sich  auch  belaufen 
mögen;  alle  Gebühren  an  Aerzte,  Apotheker  und  Gerichlspersonen 
bis  zu  1000  livres  und  alle  Process-  und  Exccutionskosten;  alle  Ver- 
handlungen über  das  elargissement  et  provision  des  personnes 
emprisonnees;  endlich  ä  tout  ce  qui  requiert  celerile  et  ou  il  peut 
avoir  peril  en  la  demeure,  wenn  die  Summe  nicht  tausend  Livres 
tibersteigt.  (O.  C.  XVII.  a.  1—6.  Cf.  dazu  Jousses  Noten  und  den 
Art.  Mol.  8omm.  im  Rep.).  —  Die  Partei  wird  ajournee,  wie  im 
ordentlichen  Verfahren;  dann  folgt  das  Vorverfahren,  jedoch  fällt 
hier  der  delai  für  die  presentation  eines  Procureurs  und  für  die 
signification  des  deflenses  weg;  denn  unmittelbar  nach  Ablauf  der 


•)  Ich  muss  indessen  bemerken,  dass  mir  die  Quellen  fehlen,  um  ein  ent- 
scheidendes Urtheil  über  den  leisten  Resl  des  Execulivprocesses  geben  in 
können. 
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übrigen  Fristen  tritt  das  eigentliche  Verfahren  ein,  das  alle  Mo- 
mente des  Ordin.  enthält,  nur  dass  die  einzelnen  Akte  desselben 
enger  zusammen  geschoben  sind. 

Im  Gitationstermin  erscheinen  nämlich  die  Parteien  und  tragen 
sogleich  ihre  Sache  vor;  nach  der  Ord.  d.  Blois  durften  sie  sich 
keines  Anwaltes  bedienen;  die  O.  G.  a.  6.  erlaubt  nur  den  per- 
sönlichen raiindlichen  Vortrag.  Stellen  dieselben  dabei  faits  con- 
traires  auf,  so  sollen  bei  Zeugenbeweis  die  Zeugen  in  der  nächtten 
Sitzung  und  zwar  in  Gegenwart  der  Parteien  vernommen  und  diese 
Frist  nie  verlängert  werden.  Die  reproches  werden  gleichfalls  a 
l'Audience,  vor  der  Vernehmung  aufgestellt  und  wenn  diese  Frist 
versäumt  wird,  soll  sogleich  zur  Vernehmung  geschritten  werden. 
Sind  die  fraglichen  Gegenstände  der  Art,  dass  sie  mit  «contractu, 
obligations  und  promesses  reconnues  (a.  15.)  bewiesen  werden  kön- 
nen, so  müssen  diese  gleichfalls  producirt  werden,  und  das  ist  der 
Punkt,  wo  die  Notarialsurkunden  ein  summarisches  Verfahren  be- 
gründeten nach  dem  Untergange  der  debilis,  ohne  jedoch  wie 
früher  ein  eigenes  Verfahren  zu  veranlassen.  —  Kann  der  Streit 
nicht  auf  der  Stelle  entschieden  werden ,  so  gehen  die  Parteien  die 
Aktenstücke  ein  aber  ohne  Inventaire,  ecritures  ni  memoire,  und 
in  der  nächsten  Sitzung  soll  darauf  das  Urtheil  folgen.  Jedes  sol- 
ches Urlheil  ist  execuloire  par  provision,  und  zwar  ungeachtet  aller 
Opposition  und  Appellation;  doch  muss  zum  Zweck  der  Execution 
in  diesem  Falle  Gaution  bestellt  werden,  (a.  13.  14.  15.)  Den 
Gerichten  wird  strenge  verboten  in  allen  diesen  Fällen  irgendeine 
surseance  zu  geben;  geschieht  es  dennoch,  so  soll  das  Decret 
nichtig  sein  und  die  Partei,  die  darum  gebeten  hat,  in  100  livres 
Busse  verurtheilt  werden. 

C.    Das  Strafverfahren. 

Das  Strafverfahren  dieser  Epoche  theilt  vollständig  den  Cha- 
racter  aller  bisher  entwickelten  Rechtsgebiete.  Es  enthält  dasselbe 
im  Grunde  wenig  Neues,  sondern,  nachdem  das  Privatverfahren 
aufgehoben  ist,  fasst  es  die  Grundlagen,  auf  denen  schon  in  der 
vorigen  Epoche  das  öffentliche  Verfahren  beruhte,  zusammen, 
scheidet  die  fremdartigen  Elemente  aus  und  giebt  den  Principien, 
die  schon  bei  Beaumanoir  uns  entgegen  treten,  ihre  letzte  und 
ausgebildetste  Gestalt.  Der  Gharacter  der  ganzen  französischen 
Rechtseulwicklung,  dass  alle  Bewegungen  derselben  allenthalben 
das  Königthum  und  den  Beamtenorganismus  mil  ihrer  cenlralisirenden 
Gewalt  zum  Mittelpunkte  haben  und  von  ihnen  abhängig  sind, 
zeigt  sich  auch  hier;  auch  im  Strafverfahren  tritt  ein  wahrhaft 
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neuer  Gedanke  erst  auf  mit  dem  neuen  Princip  des  Staatslebens 
überhaupt,  der  Berechtigung  der  einzelnen  Persönlichkeit. 

Aus  dieser  Gleichförmigkeit  des  höheren  bedingenden  Elementes 
erklärt  sich  dann  auch  die  Gleichförmigkeit  der  Gesetzgebung  und 
der  Praxis  über  das  Strafverfahren  in  den  drei  Jahrhunderten, 
.welche  unsere  Periode  bilden. 

Was  zunächst  die  Gesetzgebung  betrifft,  so  sind  die  Haupt- 
gesetze die  Ord.  v.  Juli  1493  (Ree.  XI.  234],  die  Ord.  v.  1498  (ib. 
XI.  350),  die  Ord.  v.  Aug.  1536  (ib.  XII.  515),  die  Ord.  v.  1536 
(a.  144—167),  das  Ed.  v.  1540  (ib.  XII.  710)  und  die  Ord.  Crimi- 
nelle v.  1670.  Faustin-Uelie  cbaracterisirt  das  allgemeine  Verhält- 
niss  dieser  Ord.  treffend  mit  wenigen  Worten  :  «Nous  ne  ferons  pour 
ainsi  dire»  sagt  er  von  seiner  eignen  Darstellung,  oqu'analvser 
l'ordonnance  de  1498  qui  l'introduisit  (la  procedure  extraordinaire) 
les  ordonnances  de  1536  et  de  1539  qui  la  generaliserent ,  et  l'or- 
donnance de  1670  qui  lui  imprima  peut-ötre  toute  la  perfection 
dont  eile  etait  susceptible.»  In  der  That  ist  die  Uebereinstimmung 
dieser  Gesetze  sehr  gross;  doch  werden  wir  im  Einzelnen  Gelegen- 
heit haben,  ihre  besondere  Stellung  anzudeuten. 

In  der  Literatur  haben  wir  zum  Tbeil  die  schon  angeführten 
Quellen  benutzt.  Zunächst  Imbert  (dessen  Livre  II.  et  III.),  Lange's 
Pratique ,  die  Justice  criminelle  von  Jousse,  und  die  Ausgabe  des 
Letzteren  von  der  Ord.  er.,  bei  der  besonders  die  Einleitung  eine 
treffliche  kurze  Uebersicht  über  das  Verfahren  gewährt;  von  den 
neueren  Bearbeitungen  Biener's  Werk  und  die  neueste  Schrift  von 
Faustin  Helle  Ch.  IX.  p.  578  -675.  In  diesem  Gebiet  zeichnet  sich 
die  letztere  Arbeit  durch  Klarheit  in  (len  einzelnen  Resultaten  aus. 
— .  Wir  werden  auch  hier  zu  unserer  Hauptaufgabe  die  Darlegung 
des  Processganges  als  Ganzes  machen,  da  der  Raum  uns  nöthigt, 
speciellen  Untersuchungen  das  Spenielle  zu  überlassen. 

A.  Die  letzte  Gestalt  der  Untersuchungsmaxime. 

Die  vorige  Epoche  hat  gezeigt ,  wie  sich  die  Reste  des  alten 
Rechts  der  Privatanklage  noch  im  15.  Jahrhundert  erhielten,  zu- 
gleich aber  auch  die  stets  wachsende  grössere  Bedeutung  der  amt- 
lichen Untersuchung  der  Verbreeben.  Wir  haben  nun  schon  früher 
den  Grundsatz  aufgestellt,  dass  diese  Untersuchungsmaxime  nicht 
etwa  durch  ihre  Wahrheit  eingeführt  worden  ist,  sondern  dass  sie 
vielmehr  vom  Beamtenstande  aus  dem  canonischen  Recht  aufgenom- 
men, der  Tendenz  desselben  entsprechend  seiner  Entwicklung  Schritt 
vor  Schritt  gefolgt  ist.  Nun  ist  entschieden  die  vorliegende  Epoche 
der  Zeitraum  der  absolutesten  Gewalt  des  Staats  und  seiner  Organe; 
und  so  ergibt  sich  von  selber,  dass  mit  dem  Eintreten  derselben 
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die  letite  Vernichtung  des  Rechts  der  Privatanklage  erfolgen'musste. 
Die  Untersuchungsroaxime  ist  seit  dem  Anfange  des  16.  Jahrhunderts 
nicht  mehr  wie  im  15.  die  durch  Praxis  eingeführte  allgemeine, 
sondern  sie  ist  jetzt  die  gesetzlich  zur  ausschliesslichen  erhobene 
Form  des  Strafverfahrens. 

Dennoch  aber  verläugnet  dieselbe  auch  jetzt  noch  nicht  den 
Character  ihrer  allmäbligen  geschichtlichen  Herausbildung  aus 
dem  System  der  Privalverfolgung  der  Verbrechen.  Obwohl  sie 
ganz  selbstständig  geworden  ist,  erhält  sich  der  Rest  ihres 
allen  Verhältnisses  in  zwei  Punkten,  dem  Namen  derselben  und 
der  eventuellen  Theilnahme  einer  Privalklage  an  der  öffentlichen 
Untersuchung,  die  seit  dem  16.  Jahrhundert  wie  noch  gegenwärtig 
die  partie  civile  heisst.  Da  nun  gerade  hierin  der  französische 
Strafprozess  als  Ganzes  seine  Eigentümlichkeit  hat,  so  werden 
wir  diese  Punkte  entwickeln,  ehe  wir  zum  eigentlichen  Verfahren 
übergehen. 

Das  Hauptprincip  des  16.  Jahrhunderts  ist  allerdings  das,  die 
Verfolgung  und  Bestrafung  der  Verbrechen  von  nun  an  in  keiner 
Weise  mehr  der  privaten  Willkühr  zu  überlassen,  sondern  aus  dem 
Recht  der  Richter  auf  Untersuchung  jetzt  eine  Pflicht  derselben 
zu  machen;  und  in  diesem  Princip  liegt  der  eigentliche  Fortschritt 
dieser  Epoche  vor  dem  früheren.  Schon  die  Ord.  von  1536 
(ch.  II.  a.  122.)  bestimmt:  «Sitost  que  les  crimes  et  delits  auronl 
äste  commis  et  perpetrgs,  les  juges  ordinaires  seront  tenus  en  in- 
former  et  faire  informer.  —  Et  riattendront  les  juges  quitt  en  soient 
requis  par  les  parties.civiles  et  interess£es.»  Ganz  gleiches  gebietet 
die  Ord.  von  1539  a.  145;  ebenfalls  sagt  die  Ord.  d'Orieans  (1560 
a.  63.)  oEnjoignons  a  tous  nos  juges  et  haut  jusliciers  informer 
en  personne  et  diligamment  les  crimes  et  delits  qui  seront  venus  ä 
leur  connaissance,  sans  attendre  la  plainte  des  parties  civiles  et 
interessees.»  Sind  sie  dabei  nachlässig,  so  sollen  sie  en  cas  de 
negligence  ou  connivence  jetzt  sogar  bestraft  werden  mit  privalion 
de  leurs  estats,  und  der  partie  inleressee  alle  doramages  et  interests 
selbst  ersetzen.  Die  Ord.  de  Blois  (1579  a.  181)  wiederholte  jene 
Anordnung;  von  da  an  gilt  sie  als  absolutes  Grundgesetz  für  das 
Strafverfahren. 

Die  zweite  Frage  dagegen,  ob  und  wie  weit  diese  amtliche 
Untersuchung  ein  Anklag  ecer fahren  durch  die  Procureurs  du  Roi 
gewesen,  ist  unseres  Wissens  nur  von  Biener  (pag.  20T.)  berührt 
worden;  Faustin-Iielie  übergeht  sie  gänzlich.  Sie  beantwortet  sich, 
wenn  man  sich  die  Gens  du  Roi  und  das,  was  oben  über  das 
Slrafrechl  gesagt  ist  vergegenwärtigt;  darnach  sind  die  Procureurs 
du  Roi  proraotores  inquisitionis  und  Ankläger  zugleich,  uud  zwar 
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in  folgender  Weise.  Die  Aufgabe,  all*  Verbrechen  jetzt  verfolgen 
und  bestrafen  zu  lassen»  erzeugte  zuerst  den  Grundsatz,  dass  der 
Procureur  du  Roi  die  Untersuchung  durch  den  Richter  veranlassen, 
und  die  Vernachlässigung  und  sonstige  Beilegung  der  Verfolgung 
durch  seine  Aufforderung  verhindern  solle.  Zu  dem  Ende  bestimmte 
schon  die  Ord.  v.  Dec.  15 VO  c.  6,  dass  alle  avocats  et  procureurs 
ein  registre  des  matieres  criminelles  fuhren  sollen ,  «pour  en  pour- 
suivre  la  vuidange  (die  Erledigung]  aux  jours  assignez  atin  que  par 
l'intelligence  des  parties  privees  les  delits  n'en  demeurent  impunis, 
et  ne  soyons  privez  de  ce  que  nous  doit  estre  acquis  par  le  moyen 
desdits  delits»  (Confiscation  und  Busse).  Insofern  waren  die  gens 
du  Roi  mithin  allerdings  die  alten  promotores  der  Inquisition.  Da 
nun  aber  auf  der  anderen  Seite  die  Gesetzgebung  fast  nirgends 
festbeslimmte  Strafen  hatte,  so  bedurfte  das  Strafverfahren  eines 
Organs,  durch  welches  für  den  einzelnen  Fall,  theils  nach  den 
allgemeinen  Vorschriften  der  Ordonnanzen,  theils  nach  der  Praxis, 
theils  nach  den  Grundsätzen  der  Theorie  ein  bestimmter  Strafan- 
trag gemacht  wurde ;  und  diese  Aufgabe  fiel  den  Procureurs  du 
Roi  schon  desshalb  zu,  weil  der  Fiscus  bei  den  meisten  Strafen 
ein  pecuniäres  Interesse  hatte.  Jener  Strafantrag  des  Procureurs, 
die  «conclusion»  ward  nicht  einfach  ausgesprochen,  sondern  auf  die 
Ergebnisse  der  richterlichen  Untersuchung  begründet;  und  auf  diese 
Weise  wurden  die  conclusions  der  Proc.  d.  R.  zu  förmlichen  An- 
klagen ihrem  Inhalt  wie  ihrer  Form  nach,  nur  mit  dem  Unterschiede, 
dass  das  Untersuchungsverfahren  nicht  erst  auf  eine  solche  An- 
klage begann,  sondern  dass  sie  innerhalb  des  Processes  als  ein 
Theil  des  ganzen  Verfahrens  auftrat.  Ganz  natürlich  war  es,  dass 
nun  auch  über  weitere  Incidentpunkle  solche  conclusions  vom  Pro- 
cureur eingefordert  wurden,  und  so  kam  es,  dass  die  Tbäligkcit 
des  letzleren  das  ganze  Strafverfahren  auf  allen  Punkten  begleitete. 
Auf  diese  Weise  erklärt  es  sich  zunächst,  wesshalb  man  das  ganze 
Verfahren  dieser  Epoche  als  ein  System  der  offenhielten  Anklage  zu 
bezeichnen  geneigt  ist,  und  in  wie  weil  eine  solche  Auffassung  eine 
einseitige  genannt  werden  muss.  Denn  dieses  Verfahren  ist  jetzt 
eine  beständige  Wechselwirkung  der  Tbäligkeil  des  Gerichts  und  der 
des  Procureur,  in  welcher  der  Procureur  die  Anträge  stellt  und 
das  Gericht  über  dieselben  entscheidet  und  sie  eventuell  vollzieht. 
Dies  Verhältniss  beider  Organe  zu  einander  ist  nun  von  grosser 
Wichtigkeit  und  hat  dem  französischen  Criminalprocesse  den  allge- 
meinen Gharacter  des  ganzen  Staatslebens,  die  Centralisation ,  in 
einer  Weise  aufgeprägt,  wie  wir  sie  nirgends  sonst  gefunden  haben ; 
und  da  derselbe  noch  gegenwärtig  in  voller  Gültigkeit  besteht,  so 
ist  es  nicht  überflüssig  das  Verhältniss  unserer  Epoche  in  dieser 
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Beziehung  kurz  zu  bezeichnen.  Die  Ord.  v.  1539  a.  145  bestimmte 
nämlich  schon,  der  Richter  solle  «incontinent  apres  les  Information s 
faites,  les  communiquer  ä  nostre  procureur,  et  vues  ses  conclusions  — 
decerner  —  teile  provision  de  justice  qu'il  verra  etre  ä  faire,  se- 
lonc  l'exigence  du  cas.»  Die  Ord.  v.  Dec.  1540  lugte  a.  6  hinzu, 
dass  bei  vorkommender  Appellation  die  procureurs  der  Unlerge- 
richle  «memoires»  an  die  procureurs  generaux  einsenden  sollten 
«a  fin  d'en  faire  poursuyte  pour  nostre  interesU;  der  procureur 
general  sendet  dann  wieder  die  in  seiner  Cour  souveraine  erhal- 
tenen arrests  an  die  Procureurs  des  sieges  inferieurs,  welche  sie 
exequiren  lassen.  Diese  Bestimmungen  enthalten  den  Keim  der 
Hierarchie  im  Ministere  public,  die  dasselbe  gegenwärtig  beherrscht, 
und  allerdings  der  Verfolgung  der  Verbrechen  eine  ungemeine 
Energie  giebl;  denn  die  procureurs  generaux  gewannen  dadurch 
zugleich  die  Oberaufsicht  aber  die  Thätigkeit  der  unteren  Procu- 
reurs und  ihrer  Substituts,  und  diesem  ganzen  System  fehlte  nur 
noch  die  Spilze,  die  erst  die  neuere  Gesetzgebung  im  procureur 
general  du  Roi  gegeben  hat.  Was  aber  das  Verhältniss  derselben 
zu  den  Gerichten  betrifft,  so  hatte  seit  dem  16.  Jahrhundert  jenes 
Ministere  public  seine  Grenzen  an  der  wirklichen  Untersuchung, 
die  dem  Richter  überlassen  blieb.  Hier  scheinen  jedoch  Ueber- 
griffe  begonnen  zu  haben;  denn  die  Ord.  d'Orleans  1560  a.  64 
bestimmte,  dass  die  Richter  nicht  gehalten  sein  sollen  die  Akten 
dem  procureur  zu  communiciren ,  sondern  dass  sie  oordonneront 
ce  qu'il  apparliendra  jutqu'd  rentiere  insiructionn ;  nur  sollen  sie  den 
Beklagten  nicht  «elargir»  ohne  die  conclusions  des  Procureur  ge- 
hört zu  haben.  Diese  Bestimmung  ward  im  Wesentlichen  in  der 
Ord.  Cr.  X.  a.  1  wiederholt:  «Tous  Decrets  seront  rendus  sur  les 
conclusions  de  nos  Procureurs  ou  ceux  des  Seigneurs.»  Denn  mit 
dem  Decrel  fängt,  wie  wir  sehen  werden,  die  Specialuntersuchung 
an.  Nach  dem  Ed.  vom  Nov.  1696  (Jousse  zu  a.  1.)  konnte  der 
Richter  sogar  in  dringenden  Füllen  ein  Decret  auf  prise  de  corps 
ohne  Zuziehung  des  procureur  du  Roi  erlassen.  Nach  vollendeter 
Instruction  werden  dann  die  Akten  des  Beweises  (die  depositions 
des  temoings  und  die  interrogatoires  des  parties)  dem  Procureur 
zur  Formirung  seiner  Schlussanträge  wieder  communicirt  (s.  unten.) 
Dieses  Verhältniss  ist  dauernd  geblieben,  und  daraus  ergiebt  sich 
in  welchem  Sinne  man  den  Procureur  du  Roi  einen  öffentlichen 
Ankläger  nennen  kann. 

Jenes,  vom  Gericht  und  dem  Procureur  du  Roi  gemeinsam 
verfolgte  Verfahren  erhielt  nun  den  Namen  des  proeis  extraordi- 
naire.  Dieser  Name  erklärt  sich  aus  dem  Verhältniss  des  neuen 
Verfahrens  zu  dem  ursprünglichen  der  Privatanklage  und  ihres  Be- 
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weises.  Schoo  in  der  vorigen  Epoche  tritt  jener  Name  auf,  und 
hier  bezeichnet  er  das  Untersuchungsverfahren  mit  der  Question. 
Das  ausserordentliche  an  diesem  Verfahren  ist  schon  damals  die 
ganz  ohne  Privalklage  dastehende  untersuchende  und  beweisende 
Thätigkeit  des  Gerichts.  Da  nun  die  letztere  in  dieser  Epoche 
ganz  allgemein  wird,  so  ging  jener  Name  von  der  einen  beson- 
deren Art  des  Verfahrens  über  auf  den  Strafprocess  überhaupt; 
und  so  geschah  es,  dass  man  den  ganzen  Strafprocess,  obgleich 
er  natürlich  ein  proces  ordinaire  war,  einen  proces  extraordinaire 
nannte,  im  Gegensatz  nicht  zu  einem  anderen  Strafverfahren,  son- 
dern zu  dem  Verhandlungsprincip  des  alten  Strafprocesses.  Weil 
aber  das  letztere  im  Civilprocess  fortbestand,  so  entstand  der  Ge- 
brauch, diesen  das  oordinaire»  zu  nennen,  und  auf  diese  Weise 
erklären  sich  Ausdrücke  wie  das  aReglement  ä  l'extraordinairev 
d.  h.  das  Decret,  durch  welches  eine  Givilsacbe  zur  Criminalsache 
ward  und  ähnliche.  —  Zum  Theil  hieran  knüpft  sich  der  Begriff1 
der  partie  civil*  im  proces  extraordinaire. 

Man  muss  nämlich  nicht  von  dem  Gedanken  ausgehen ,  als  sei 
dieser  proces  extraordinaire  von  vorne  herein  mit  au$ichlie*slichtr 
Berechtigung  aufgetreten.  Die  Idee ,  dass  der  Verletzte  auch  jetzt 
noch  wie  früher  sein  Hecht  durch  eigne  Anklage  verfolgen  könne, 
lebte  fort  und  bat  sich  in  der  noch  gegenwärtig  bestehenden  Ge- 
meinsamkeit der  Rechlsverfolguog  durch  die  partie  publique  und 
civile  erhalten;  und  dies  Verhältniss  erklärt  sich  nur  durch  den 
Rückblick  auf  das  ursprüngliche  Princip  des  altgermanischen  Straf- 
recbls.  Dieses  nämlich  schied,  wie  es  früher  gezeigt  ist,  in  der 
Verletzung  des  Verbrechens  die  Verletzung  des  Einzelnen  von  dem 
eigentlich  verbrecherischen  Elemente,  ftir  die  erste  das  Wehrgeld, 
für  das  letztere  die  Öffentliche  Busse  fordernd.  Jene  alle  Idee 
nun,  dass  in  jedem  Verbrechen  zugleich  eine  Privalverletzung  des 
Einzelnen  enthalten  sei  als  ein  selbstsländiges  Element,  ist  in 
Deutschland  durch  die  eigenen  Strafgesetzgebungen  in  den  Hinter- 
grund gedrängt,  indem  dadurch  die  private  Berechtigung  für  das 
jetzt  in  Begriff*  und  Hecht  organisirle  Slrafrecht  als  das  unterge- 
ordnete und  zufällige  erschien,  und  sich  damit  von  der  peinlichen 
Verfolgung  abtreunte.  In  Frankreich  mangelt  eine  solche  Strafge- 
setzgebung ;  die  Privatverlelzung  blieb  daher  neben  der  Öffentlichen 
Strafe  als  ein  inlegrirender  Theil  jedes  Verbrechens  und  man  dachte 
sich  auch  jetzt  noch  jedes  Verbrechen  in  dieser  doppelten  Bezie- 
hung zugleich.  Nun  aber  ergriff  der  proces  extraordinaire  in  die- 
sem Verbrechen  eben  nur  jenes  eigentlich  verbrecherische  Ele- 
ment; die  Privatverletzung  ging  den  Procureur  du  Roi  so  wenig 
als  den  Richter  in  seiner  amtlichen  Stellung  etwas  an;  und  daraus 
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folgte  denn,  dass  die  Verfolgung  der  Privatverletzung  der  verletzten 
Partei  als  ihre  Privatsache  überlassen  blieb.  Von  diesem  Gesichts- 
punkt aus  schieden  sich  zunächst  die  Begriffe  der  partie  publique 
und  der  partie  civile.  Jene  war  das  Organ,  durch  welches  das  ei- 
gentliche Verbrechen  verfolgt  und  die  Strafe  (die  alte  Busse)  er- 
reicht ward;  diese  war  jeder,  der  durch  das  Verbrechen  irgend 
einen  Privatanspruch  erhalten  halle.  Es  ist  das  wie  man  siebt 
nichts  eigentümliches  dem  Inhalt  nach;  aber  wobl  ist  es  eine 
eigenthümliche  Auffassung  der  Form  jenes  zweifachen  Verhältnisses, 
das  in  jedem  Verbrechen  vorhanden  ist.  Daraus  nun  ergab  sich 
ferner,  dass  man  für  die  Ansprüche  der  Partie  civile  als  einer 
reinen  Privatsache  den  proces  extraordinaire  nicht  benutzen  konnte ; 
sie  musste  jetzt  wie  früher  diese  Ansprüche  im  Civilverfahren,  dem 
proces  ordinaire  verfolgen;  die  partie  publique  dagegen  nahm  den 
pr.  extraordinaire  als  das  ihr  eigenthümliche  Verfahren  auf;  und 
auf  diese  Weise  haben  die  beiden  Elemente  des  Verbrechens,  die 
schon  das  älteste  Recht  heraus  gestellt  hatte,  jetzt  jedes  nicht  blos 
ihren  eigenen  Namen,  sondern  zugleich  ihr  eigenes  Verfahren  er- 
zeugt. Wir  halten  diese  geschichtliche  Entwicklung  des  franzö- 
sischen Strafprocesses  für  einen  der  hauptsächlichsten  Beweise  für 
unsre  Auffassung  von  Busse  und  Wehrgeld,  die  wir  oben  darge- 
legt haben. 

In  jedem  Falle  aber  zeigen  die  Quellen  selber,  dass  die  fran- 
zösische Jurisprudenz  in  der  obigen  Weise  das  Wesen  der  partie 
publique  und  civile  verstand.  Denn  schon  Imbert  geht  keineswe- 
ges  davon  aus,  dass  die  erstere  alle  Folgen  des  Verbrechens  auch 
nur  zur  Sprache  bringen  könne.  Er  scheidet  L.  III.  I.  3.  die  accu- 
sateurs  qui  poursuivent  l'interesl  du  Roi  et  de  la  chose  publique, 
les  gens  du  Roi  —  welche  atendent  ä  punition  corporelle,  amende 
honorable  et  pecuniare»  von  denen  die  ademandent  reparation  de 
leur  interests  civilo  und  die  nicht  das  Recht  haben  auf  punition  cor- 
porelle anzutragen.  Für  diese  galten  schon  damals  eigenthümliche 
civilrechtliche  Grundsätze,  die  auf  die  Regeln  des  alten  Rechts  so 
entschieden  hindeuten,  dass  wir  sie  nur  einfach  hinstellen  können. 
Hat  der  Mörder  atransigio  avec  la  femme  et  enfans  de  l'occis,  un 
autre  parent  n'est  recevable  ä  poursuivre  comme  partie  civile  avec 
le  Pr.  d.  R.  l'accusation  dudit  homicideo  sondern  er  kann  nur  als 
denonciateur  auftreten,  (ib.  8.)  Bei  mehreren  Erben  gehört  die  re- 
paration dem  Erben  der  meubles  (nicht  aus  dem  bei  Imbert  ange- 
führten Grunde,  weil  die  Reparation  in  Geld  gezahlt  wird,  sondern 
weil  bei  Grundstücken  das  Lehnrecht  andere  als  die  verwandtschaft- 
liche Succession  eintreten  lassen  konnte,  (a.  9.)  Jousse  unter- 
scheidet ferner  die  Delits,  welche  extraordinairement  verfolgt  wer- 
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den  können ,  von  denen  die  durch  die  action  civile  ou  criminelle 
ordinaire  verfolgt  werden  müssen;  die  letzleren  enthalten  tout  deJit 
leger ,  und  Klagen  wegen  Vergehen,  bei  denen  das  Civilinteresse 
vorwiegt  und  kein  eigentliches  Verbrechen  begangen  ist.1)  Ferner 
schloss  sich  an  jene  Unterscheidung  eine  ganze  Jurisprudenz  über 
die  Fragen  wer  eine  action  civile  anstellen  könne,  gegen  wen  man 
sie  anstellen  könne  —  die  nach  den  Grundsätzen  des  Givilrecbts 
im  Allgemeinen  entschieden  werden;  —  so  wie  die  wer  fiir  die 
inlereü;  hafte  und  in  wie  weit  sie  auf  Erben  übergehen;  —  ob  die 
Klagenverjährung  der  action  criminelle  auch  die  auf  die  inlerets 
erlösche,  was  nach  Jousse  sehr  bestritten  war ;  —  endlich  welchen 
Einfluss  die  transaction  mit  dem  Verletzten  habe;  diese  wird  en 
tout  etat  de  cause  zugestanden,  nur  hält  sie  die  Verfolgung  der 
parlie  publique  nicht  auf.  —  So  standen  beide  Theile  neben  ein- 
ander, und,  gleichgültig  gegen  einander,  gehörten  sie  dennoch 
nach  jener  Auflassung  zusammen  dem  Strafverfahren  an.  Denn 
das  Gewöhnliche  war  schon  im  16.  Jahrhundert,  dass  der  Procu- 
reur  du  Koy  und  die  partie  civile  «ensemble  demandeurs»  waren. 
In  diesem  Falle  trug  die  letztere  «tous  les  frais  des  proces  crimi- 
nels»,  die  ihr  später  wieder  zuerkannt  wurden;  hatte  sie  allein  die 
Klage  begonnen,  so  pflegte  der  Procur.  d.  R.  hinzutreten,  um 
neben  dem  Ersatz  auch  die  Strafe  zu  erwirken;  aber  eine  Reihe 
von  Ord.  befahlen,  dass  dieses  von  Seiten  derselben  erst  auf  in- 
formations  precedentes  geschehen  solle,  die  dann  auf  Veranlassung 
des  Procureur  vom  Richter  vorgenommen  wurden.  Durch  diese 
Maassregel  blieb  der  parlie  civile  ihre  Selbstständigkeil,  und  diese 
Gestalt  der  Lnlersucbungsmaxime  hat  sich  auch  in  der  neuesten 
Zeit  als  Grundlage  des  Criminalprocesses  erhallen.  — 

Wenn  wir  daher  im  Folgenden  das  eigentliche  Strafverfahren 
darstellen,  so  ist  dabei  jenes  Verhältniss  der  partie  civile  als  die 
Ergänzung  desselben  nicht  zu  vergessen.  Wir  werden  noch  später 
diesen  Punkt  wieder  zu  berühren  haben. 

B.    Das  Verfahren  im  proces  extraordinaire. 

Dem  obigen  zufolge  ist  das  Gebiet  des  proces  extraordinaire 
das  eigentlich  verbrecherische  Element  in  der  verletzenden  Thal, 
seine  Aufgabe  die  Untersuchung,  sein  Ziel  die  Strafe.  Da  aber 
dieses  Ziel  durch  die  conclusions  der  Procureurs  erreicht  ward,  so 
dachte  man  sich  das  Verfahren  theoretisch  als  eine  Klage,  action, 
und  daher  kommt  es,  dass  die  Jurisprudenz  fortwährend  von  den 

«)  Jomue,  Just.  Cr.  P.  HI.  T.  i.  Ch.  II.  (Bd.  1.  p.  568-586.) 
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actions  qui  naissent  du  crime  redet.  Dies  bat  nun  freilich  wenig 
unmittelbaren  Einfluss  gehabt;  am  wichtigsten  ist,  dass  dadurch 
die  Lehre  von  der  Verjährung  der  Verbrechen  dem  Processe  zuge- 
zählt ward.  Mittelbar  aber  hat  dies  nicht  allein  manche  Begriffe 
verwirrt,  sondern  vorzuglich  verhindert,  dass  man  das  Strafver- 
fahren als  ein  ganz  eigentümliches  neben  dem  Givilverfahren  auf- 
fasste.  Jene  Darslellungsweise  ist  offenbar  aus  dem  römisch-kano- 
nischen Studium  hervorgegangen  und  schon  bei  Bouleiller  vorhan- 
den; sie  setzt  sich  auch  in  dieser  Epoche  fort  und  wir  linden  sie 
daher  noch  bei  Jousse  wieder.  Es  ist  nöthig  hierauf  aufmerksam 
zu  machen,  weil  wie  alles  was  dahin  gehört,  im  Folgenden  nicht 
weiter  berührt  werden  kann,  indem  es  rein  der  Geschichte  der 
Theorie  angehört.  Das  Verfahren  selbst  hat  nun  folgende  Abschnitte. 

/.   Die  Information. 

(0.  Cr.  P.  III.  VI.  -  Imbert  L.  I.  II.  Joumc.  J.  Cr.  P.  III.  L.  II.  T.  I.  II. 

IV.  Faustin-Helie,  p.  619-22.; 

Die  Information,  Generaluntersuchung,  ist  auch  jetzt  noch 
ihrem  Wesen  nach  ganz  die  früheren  Rechts;  nur  treten  natürlich  die 
einzelnen  Momente  derselben  deutlicher  hervor.  Sie  ist  ein  selbst- 
ständiger Theil  des  Processes  dadurch,  dass  der  Procureur  du  Roi 
in  ihr  noch  nicht  Theil  nimmt;  sie  endet  mit  dem  ersten  Decret. 

Die  Information  wird  begonnen  in  der  alten  Weise.  Zuerst 
durch  die  Denonciation ,  die  an  dem  Procur.  d.  R.  oder  an  den 
Richter  geschieht;  die  Procureurs  sollen  über  die  geschehenen 
Denunciationen  ein  Prolocoll  mit  Aussage  und  Namen  der  Denun- 
cianten  führen ;  denn  die  letzteren  sind  gehalten ,  wenn  ihre  An- 
gabe «mal  fondee»  gefunden  wird,  den  Beklagten  alle  Schäden  und 
Kosten  zu  ersetzen.  —  Zweitens  durch  die  Plainte.  Der  Begriff 
der  Plainte  ist  nicht  klar,  indem  darunter  sowohl  die  Privatklage, 
als  der  Act  verstanden  wird,  durch  welchen  der  Procureur  d.  R. 
den  Richter  zur  Information  aufforderte.  Die  letztere  Bedeutung 
ist  entschieden  die  allgemeinere;  wenigstens  tritt  sie  bei  Jousse  in 
diesem  Sinne  auf.  (Vgl.  besonders  T.  IV.  a.  a.  0,  und  die  Noten 
zur  Ord.  Gr.  T.  III.)  Doch  kommen  auch  noch  im  18.  Jahrhun- 
dert förmliche  Plaintes  der  Privatpersonen  vor;  allein  die  Praxis 
entschied,  dass  sie  nur  zugelassen  werden  sollten ,  wenn  dieselben 
dabei  interessirt  waren;  sonst  galt  diese  Plainte  nur  als  Denun- 
ciation.  (S.  Jousse  a.  a.  0.  a.  3.)  Die  Plainte  der  parlie  publique 
hiess  auch  Accusation;  beide  Worte  verwirrten  vielfach  den  ein- 
fachen Begriff  der  Sache.  Die  letztere  eigentliche  Plainte  war  der 
gewöhnliche  Weg,  durch  welchen  die  Information  begann.  Sie 
war  aber  keinesweges  eine  wirkliche  Anklage,    Denn  ihr  Inhalt 
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bestand  in  dem  Namen  des  Klagenden ,  der  Angabe  des  Verbre- 
chens, aber  nicht  in  der  Angabe  eines  Beklagten;  sie  ist  desshalb 
aplulöl  un  acte  pour  exposer  aux  yeux  de  la  Justice  le  crime  qui 
a  616  commis  aU  eine  «imputatiou»  (Jousse  a.  IV.)  Da  .sie  mithin 
im  Grunde  nur  eine  Aufforderung  an  das  Gericht  war,  das  Ver- 
brechen zu  untersuchen,  so  konnten  sie  auch  als  blosse  requite 
eingegeben  werden  und  dies  ist  wohl  die  gewöhnliche  Form  ge- 
wesen, in  der  sich  die  partie  publique  an  das  Gericht  zu  wenden 
pflegte.  Indessen  bezeugt  Jousse  (Einl.  zu  T.  III  der  0.  Cr.)  dass 
sie  keinesweges  nothwendig  war,  sondern  die  Information  konnte 
eben  so  gut  auf  blosses  Ermessen  des  Gerichts  ad'ofTiceo  erfolgen, 
wie  dies  schon  zu  Reaum.  Zeit  rechtens  gewesen  und  durch  die 
Ord.  wie  durch  die  Theorie  in  vollem  Masse  bestätigt  wird.  (Siehe 
die  Noten  Jousses  a.  a.  0.) 

Die  Vornahme  der  Information  ward  durch  zwei  Aufgaben  der- 
selben bestimmt;  das  aCorps  de  delito  den  Thalbestand  des  Verbre- 
chens und  den  Verbrecher  zu  ermitteln.  Der  Begriff  des  Corps  de 
delil  finde  ich  zuerst  bei  Jousse  (a.  a.  0.  T.  III.)  und  nach  diesem 
Verfasser  scheint  derselbe  aus  den  Italienern  in  die  französische 
Jurisprudenz  hinübergenommen  zu  sein;  die  Sache  ist  natürlich 
schon  früher  Gegenstand  der  Information  gewesen.  Der  ganze 
Gang  dieser  Informations  hat  wenig  besonderes,  was  nicht  auch 
der  deutsche  Process  hätte.  Sie  bestand  in  der  Sammlung  aller 
Thatsachen,  die  auf  das  (denuncirte,  in  der  plainte  oder  requele 
angegebene  oder  vom  Richter  selbstsländig  in  Untersuchung  gezo- 
gene) Verbrechen  Bezug  hallen.  Der  Richter  kann  zu  dem  Ende 
jede  Maassnahme  anordnen,  die  er  für  zweckmässig  hält;  ein  sol- 
cher Erlass  hiess  zum  Unterschied  von  den  übrigen  Decreten  eine 
ordonnance  de  juge.  Die  einzelnen  Vornahmen  der  Information 
sind:  a)  Ilausuntersuchungen ,  und  zwar  nicht  blos  in  der  Wohnung 
des  Beschuldigten,  sondern  auch  bei  dritten,  letzteres  jedoch  nur 
bei  bestimmten  Indicien  oder  beim  flagrant  dölit  (Jousse  T.  V.-VI.), 
immer  aber  wird  ein  pro'ces  verbal  mit  Inventur  der  betreffenden 
Gegenstände  aufgenommen.  —  b)  Zeugenverhör;  dieses  Zeugenverhör 
heisst  die  Information  (im  eigentlichen  Sinne),  und  ist  im  Criminal- 
process  dasselbe,  was  die  Enquete  im  Civilprocess  ist.  .  Es  ist  von 
grosser  Wichtigkeit,  weil  die  Aussagen  der  Zeugen  in  dieser  infor- 
malion  den  folgenden  Zeugenverfahren  zum  Grunde  gelegt  wurden 
(s.  unten.)  Desshalb  hat  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  die  Ge- 
setzgebung wie  die  Theorie  diesen  Abschnitt  mit  Sorgfalt  durchge- 
arbeitet. Im  Anfange  des  16.  Jahrhunderts,  so  lange  noch  das 
Anklage  verfahren  nicht  so  ganz  selten  vorkam,  ging  man  im  Zeu- 
genverhör bei  Criminalsachen  ganz  eben  so  zu  Werke,  wie  in 
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Civilsachen.    Die  klagende  Partei  erwirkte  entweder  eine  Comrois- 
sion  vom  Richter  auf  Abhörung  der  von  ihr  vorgeschlagenen  Zeu- 
gen durch  ein  Gerichlsniilglied ,  das  der  Richter  bestimmte  (den 
£nquelcur)  wo  es  solche  Enqueteurs  gab  oder  durch  den  Richter 
selber  Oder  auch  durch  einen  Sergent  des  Gerichts.»)    Den  Will- 
kührlichkeiteu,  die  dabei  vorkamen,  suchte  die  Ord.  Febr.  15U3) 
vorzubeugen,   indem   sie  bestimmte,   dass  von  da  an  in  allen 
«setieschaussees,    baillages,  Jurisdiction*  ,  prevoles  et  vicontes  de 
noslre  royaume»  eigene  enqueteurs  und  examinateurs  sein  und  dass 
die  Richter  niemanden  als  diese  Personen  mit  der  Zeugenabhörung 
belasten  sollten.    Wahrscheinlich  in  Erwägung  dieser  Bestimmung 
schrieb  die  Ord.  v.  1539,  a.  l&k  den  Richtern  vor,  dass  sie  nur 
bei  den  inlerrogaluires  und  den  folgenden  Vernahmen  en  persoune 
gegenwärtig  sein  sollten.    Die  Ord.  v.  Mai  1579  (de  Blois)  hob  in 
der  wunderlichen  Bestimmung  des  A.  255  die  Enqueteurs  freilich 
wieder  auf,3)  die  Dcclar.  v.  6.  Mai  1531 4)  derogirte  aber  schon 
dieser  letzteren  Anordnung  und  die  Ord.  Juni  158C s)  stellte  das 
Office  des  enqueteurs  vollsliindig  wieder  her.    Das  Ed.  v.  10U3  6) 
ordnete  dieses  Institut  definitiv.  Die  Enqueteurs  sind  in  dieser  Zeit 
offenbar  nicht  mehr  ein  bestimmtes  Office,  sondern  nur  designirle 
Mitglieder ,  und  aus  diesem  Verhältnis»  sind  die  Bestimmungen  der 
Ord.  Gr.  T.  VI.  zu  verstehen,  die  über  die  Form  des  Zeugenver- 
hörs ausführlich  sind.7)    Darnach  sollen  die  Zeugen  eingeführt  wer- 
den entweder  vom  Proc.  d.  R.  oder  der  Partie  civile;  jeder  ist  zur 
Aussage  verpflichtet;  sie  leisten  nach  Angabe  ihres  Namens,  der 
Wohnung  etc.  den  Zeugencid;  die  Richter  (enqueteurs)  nehmen 
die  Abhörung  selber  vor  und  zwar  wird  ihnen  die  Zuziehung  von 
Beisitzern  ausdrücklich  verboten;6)  der  Greffler  führt  das  Protocoll, 
kein  Gerichtsschreiber  (clerc)  darf  an  seiner  Statt  genommen  wer- 
den; jeder  Zeuge  wird  secretemeut  et  separeroent  verhört  und 
zwar  sowohl  für  als  gegen  den  Beklagten  «ä  Charge  ou  a  decharge», 
dann  zeichnet,  nach  geschehener  Verlesung  und  Genehmigung,  der 

»)  Imb.  III.  II.  I.    Faustin-Ullie  p.  619-20. 

2)  Ree.  XII.  19. 

3)  Ree.  XIV.  p.  438. 

4)  Ree.  ib.' 489. 

•)  Ree.  ib.  p.  606. 

«)  Dieses  Ed.  ist  im  Ree.  XX.  p.  203  niebt  seinem  Inhalt  nach  angegeben, 
nur  die  Ucberschrifl  findet  sich  dort. 

Daher  kommt  es,  dass  z.  B.  Jousse  Uber  die  Enqueteurs  als  besondere 
Office  gänzlich  schweift.    Fauslin-Hölie  tSsst  es  unentwickelt,  p.  620. 
8)  T.  VI.  a.  8.   Sie  wurden  wieder  eingeführt  durch  die  Ed.  v.  1674  und 
1696,  aber  aufgehoben  durch  Ed.  Nov.  1717.  üeber  die  Rev.  des  Ed.  de 
Nantes      Oct.  1685  s.  Jousse,  Note  1.  — 
Wamkdnif  o.  Stein,  fr  ans.  Staats-  nnd  ßeebtsgesca.  Bd.  in.  *3 
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Richter  das  Protocoll  nebst  den  Zeugen  und  die  Information  kann 
jetzt  nur  auf  besondere  ordonnance  du  Juge  wieder  eröffnet  wer- 
den. Von  den  Akten  aber  darf  niemand  etwas  weder  BclheiligleD 
noch  Unbutheiligten  inillheilen. ') 

c)  Die  Monitoires.  Unter  monitoire  verstand  man  eine  gericht- 
lich veranlasste,  durch  die  kirchlichen  Richter  erlaubte  und  dem- 
nächst in  den  Kirchen  verkündete  Aufforderung  an  die  Gemeinde- 
glieder,  alle  Mitlheilungen,  die  sie  zu  machen  hätten  über  ein  be- 
stimmtes Verbrechen,  bei  Gericht  eingeben  zu  wollen ;  doch  sollten 
die  Namen  nicht  angegeben  werden.  Die  Aussagen  geschahen  an 
den  Pfarrer,  der  sie  unter  seinem  Siegel  den  Berichten  übergab.  - 
Denkt  man  sich  ein  solches  Mittel  in  der  Zeit  der  Aufhebung  des 
Ed.  von  Nantes,  so  wird  man  die  furchtbare  Bedeutung  desselben 
verstehen!  — 

,  d)  Bei  Todschlag,  Verwundungen  und  Gewalt  hatten  die  Gerichte 
sich  an  Ort  und  Stelle  zu  begeben,  einen  Proces-verbal  aufzuneh- 
men und  amtlichen  Bericht  über  das  corp.  del.  oder  den  That- 
bestand  der  Verwundung  aufzunehmen.3) 

e)  Die  Information  in  Beziehung  auf  schriftliche  Documente  (ecri- 
lures),  die  Bestimmungen  der  Ord.  Cr.  T.  VIII.  und  IX.  über  die- 
sen Punkt  haben  in  der  Ord.  v.  1737  ihre  weitläuftigere  Entwick- 
lung erhallen;  die  letzlere  ist  mit  Noten  von  Jousse  der  Ord.  Cr. 
in  der  Ausgabe  von  Jousse  hinzugefügt.  Diese  schriftlichen  Docu- 
mente, die  als  Beweis  dienen  können,  werden  der  beklagten  Par- 
tei, die  zu  dem  Ende  einen  Eid  leistet,  vorgelegt;  alsdann  sind 
drei  Fälle  möglich.  Eutweder  dieselbe  erkennt  die  Urkunde  an ; 
in  diesem  Falle  wird  sie  als  entschieden  beweisend  angenommen. 
Oder  sie  läugnet  sie  einfach  ab;  alsdann  wird  durch  Sachverstän- 
dige ein  Beweis  geführt;  oder  endlich  sie  behauptet  die  Urkunde 
sei  falsch.  In  diesem  Falle  tritt  der  Fälschungsprocess  ein,  von  dem 
schon  oben  geredet  ist.  Hier  unterschied  man  zwei  Arten  des 
Falschungsprocesses,  das  Faux  principal,  wenn  eine  Urkunde  über- 
haupt, ohne  Rücksicht  auf  ihren  Gebrauch  im  Process,  als  ver- 
fälscht beklagt  wurde,  also  die  eigentliche  Anklage  auf  Fälschung ; 
und  das  Faux  incident,  wenn  die  Klage  der  Fälschung  erst  wäh- 
rend des  Processes  gegen  einen  als  Beweisstück  producirte  Ur- 
kunde erhoben  ward.    Unterlag  der  die  Fälschung  Behauptende, 

«)  Jousse  a.  a.  O.  Ch.  I.  T.  VII. 

2)  Ich  kann  mir  nicht  versagen,  hier  auf  eine  schöne  Stelle  in  Mauprat  von 
G.  Sand  (T.  II.  279.)  wo  das  Monitoire  trefflich  beschrieben  wird,  zu  ver- 
weiten. S.  übrigen«  O.  Cr,  T.  VII.  Jousse  a.  a.  T.  VIII.  F.  Helte 
p.  621.  22. 

*)  O.  Cr.  T.  IV.  V. 
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so  verfiel  er  in  die  Busse  von  120  livres  nach  der  Ord.  Cr.,  die 
auf  100  livres  in  der  Ord.  von  1737  herabgesetzt  wurde,  (a.  49.) 
Das  Civilverfahren  war  in  dieser  Beziehung  dem  Strafverfahren 
gleich;  es  war  eiu  Proeess  für  sich,  der  als  Incidentsache  auftrat 
und  die  llauptsachf  von  sich  abhängig  machte.  Vgl.  auch  Jousse 
J.  Cr.  a.  a.  0.  P.  IX. 

Dies  war  das  Vorverfahren  im  Crirainalprocess ;  von  seinem 
Ergebniss  hing  es  ab,  ob  ein  weiteres  Verfahren  eingeleitet  wer- 
den sollte.  Waren  die  Verdachtsgründe  dringend,  oder  das  Ver- 
brechen sogar  noloire,  so  begann  sogleich  der  folgende  Abschnitt. 

//.    Das  erste  Decret. 

Dies  erste  Decret  beginnt  die  Specialwitenuckung ;  wir  müssen 
es  daher  genauer  betrachten. 

Dasselbe  geht  darauf  aus,  jetzt  die,  durch  die  Information  als 
Verbrecher  verdächtigte  Person  selbst  vor  Gericht  zu  stellen.  Dies 
konnte  schon  nach  der  Ord.  von  1498  a.  107  nur  in  folgender 
Weise  geschehen.    Der  Richter  mussle  die  Akten  der  Information 
dem  Procur.  d.  H.  mittheilen,  und  dieser  formirte  nach  denselben 
innerhalb  drei  Tagen  seine  «couciusion» ,  die  er  dann  in  gleicher 
Weise  dem  Gericht  wieder  communicirte  «sur  le  vu  des  cbarges 
et  informalions»,  O.  Cr.  X.  12.    Der  Richter  war  durch  die  con- 
clusion  nicht  gebunden;  dem  Procur.  d.  R.  stand  aber  Appellation 
zu,  wenn  der  Richter  anders  entschied.    Der  Inhalt  der  Conclu- 
sion  ging  entweder  auf  Aufhebung  des  ganzen  Verfahrens  oder 
auf  Vorladung  des  Verdächtigen.    Diese  letzlere  geschah  in  drei 
Formen:  entweder  durch  «assignation  pour  e'tre  ou'io  ;  die  einfache 
Ladung  zur  Vornehinlassung  über  die  gefundenen  Verdachtsgi  ünde, 
die  stets  bei  leichteren  Fällen  gebraucht  wurde;  —  oder  durch  ein 
«Decret  (Tajournement  personel» ,  das  von  der  partie  publique  dem 
Beklagten  mitgetheilt  ward  und  das  auf  personliches  Stellen  des 
Gerichts  lautete.    Wer  auf  die  obige  assignation  nicht  erschien, 
ward  mit  dieser  persönlichen  Ladung  verfolgt.    War  das  Verbre- 
chen ein  crime  capilal,  oder  wareu  die  Beweise  stark  (par  exem- 
plc  un  lemoin  formet  et  sans  reproche  ou  plusieurs  indices  prou- 
ves  par  deux  temoings  oder  war  der  Geladene  auf  das  ajourne- 
ment  personel   nicht  erschienen  oder  war   der  Verdächtige  ein 
vagabond  und  nomine  sans  aveu,   so  trat  das  «Decret  de  pr'ue  de 
corps»  ein  auf  Verhaftung  im  Unlersuchuugsgefängniss.    Die  Erlas- 
sung aller  dieser  Decrete  soll  sich  übrigens  stets  nach  der  qualile 
des  crime»,  des  preuves  et  des  personnes  richten.  Nur  bei  dringen- 
den Fällen  soll  der  Richter  ein  Decret  ohne  den  Proc.  d.  R.  er- 
lassen.   Unmittelbar  auf  dieses  Decret  folgte 
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III.    Da»  Interrogatoir»  de  Taccuie. 

Imberl  III.  10.  Jousse  a.  a.  O.  T.  XIII.   Faustin-Helic  p.  624  —  633.  O.  Cr. 
T.  XIV.  und  die  Einteilung  Jousses  zu  diesem  Titel. 

Was  dieses  Inlerrogaloire  im  Allgemeinen  bezweckte ,  liegt  schon 
in  der  Natur  der  Sache.  Es  war  das  Verhör  üÜer  die  in  der  In- 
formation aufgefundenen  Tbatsachen  und  daher  einer  der  wichtig- 
sten Punkte  im  ganzen  Verfahren.  Die  Ordd.  haben  daher  den- 
selben mehrfach  zum  Gegenstand  ihrer  Bestimmungen  gemacht. 
Schon  die  Ürd.  v.  1536  a.  10  und  die  Ord.  v.  1539  a.  Ii«  schrie- 
ben Abhörung  durch  den  Richter  selber  vor  und  schleunige  Vor- 
nahme derselben;  die  O.  Cr.  a.  1  bestimmte  die  Frist  von  2i  Stun- 
den für  das  erste  Verhör  und  gab  nun  ausführliche  Anordnung 
über  Verlauf  und  Form  derselben. 

Darnach  soll  auch  jetzt  der  Richter  seihst  dieses  Interroga- 
toire  vornehmen  und  zwar  allein  mit  dem  Beklagten.    Die  Gesetz- 
gebung dieser  ganzen  Periode  geht  davon  aus,  auf  diesem  Punkte 
die  Persönlichkeit  des  Richters  ausschliesslich   der  des  Beklagten 
gegenüber  zu  stellen  und  auf  diese  Weise  wo  möglich  ein  Geständ- 
niss  zu  erwirken.    Von  diesem  Princip  aus  schreiben  schon  die 
Ord.  von  HD8  und  1536  die  absolute  Heimlichkeit  der  interroga- 
toires  vor;1)  die  Ord.  Cr.  bestimmte,  dass  der  Verhörte  antwor- 
ten solle :  «sans  delai ,  par  sa  bouche,  et  sans  le  ministere  du  con- 
seil.n  (a.  8.)    Beim  Beginne  des  persönlichen  Verhörs  leistete  der 
Bek|ag(e  zuerst  seineu  Eid;2)  dann  fragte  der  Richter.    Der  Proc. 
d.  R.  sowohl  wie  die  partie  hatten  dabei  das  Recht,  dem  Richter 
die  Punkte,  worüber  sie  Antwort  wünschten,  in  einem  memoire 
milzutheilen;  doch  brauchte  der  Richter  sich  daran  nicht  zu  bin- 
den, (a.  3.)    Das  Protocoll  ward  verlesen  und  genehmigt;  nöti- 
genfalls konnten  die  Inlerrogatoires  wiederholt  werden.    So  wie 
das  Protocoll  geschlossen  war,  ward  dasselbe  der  partie  publique 
und  der  partie  civile  raitgetheilt,  um  nach  den  Ergebnissen  des- 
selben ihre  Anträge  zu  machen. 

Auf  diesem  Punkte  des  Verfahrens  entschied  sich  nun  das  Ver- 
hältniss  des  bisher  dargelegten  Vorverfahrens  zu  dem  proces  extra- 
ordinairo  oder  dem  eigentlichen  Strafverfahren,  das  wie  man  sehen 
wird,  im  Grunde  nur  ein  besonderes  ßeweUverfahren  ist.  Zu  dem 
Ende  müssen  wir  die  einzelnen  Punkte  unterscheiden. 

Zwei  Falle  nämlich  waren  hier  möglich.    Das  Verbrechen 


*)  Siehe  auch  Biener  Gesch.  d.  J.  Pr.  p.  206. 

2)  Ueber  die  Fortdauer  dieses  Eides  war  bei  der  Abfassung  der  Ord.  Cr. 
ler  den  Jurisien  Slreit;  Fauslin-lWlie  theüt  die  verschiedenen  Mein«] 
darüber  mit  p.  627. 
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konnte  der  Art  sein,  dass  eine  peine  afllictive  ou  infamanle  darauf 
folgte  oder  nicht.    Dies  entschied  der  Richter  nach  den  vorliegen- 
den Akten,  und  das  Decret,  das  diese  Entscheidung  enthielt,  hiess 
ein  Reglement,    Gab  nämlich  das  Verbrechen  keinen  Anlass  zur 
peine  afllictive  ou  infamentc,  so  ward  die  weitere  Verfolgung  des 
Verbrechens  dem  ordentlichen  Civilverfahren  überwiesen  und  dies 
hiess  das  Reglement  d  Cordinaire.  —  Wo  dies  der  Fall  war,  konnte 
der  Beklagte  auch  auf  das  weitere  Verfahren  überhaupt  verzich- 
ten und  nach  den  schon  vorliegenden  Akten  ein  Urtheil  fordern 
(prendre  droit  par  les  cbarges);  alsdann  musslen  auch  die  kla- 
genden Parteien  sich  diesem  Urtheil  unterwerfen;  that  er  das  nicht, 
so  ward  das  bisher  criminelle  Vorverfahren  zur  Grundlage  für  eine 
Demande  und  Defense  in  ordinario,  wie  dies  oben  dargestellt  ist 
im  Civilverfahren.    Der  Beklagte   ward  unler  Caution  entlassen, 
konnte  einen  Gegenbeweis  durch  Zeugen  liefern,  mit  Anwttlden  ver- 
kehren; doch  konnte  bis  zum  Decret  auf  Enquele  die  voie  extra- 
ordinaire  wieder  aufgenommen  werden. ')  Diess  hiess  die  Conversion 
des  Procis  civiU  en  criminell;  das  erstere  die  Reception  en  Procis 
ordinaire.  —  Unterlag  aber  das  Verbrechen  eiuer  peine  afllictive, 
so  erliess  der  Richter  das  Reglement  d  l'extraordinaire,  das  Decret, 
wodurch  nun  das  Beweisverfahren  des  eigentlichen  Griminalpro- 
cesses  eintrat. 

tV.    Das  B 'aap toerfahren. 

Auch  das  Hauptverfahren  hat  mehrere  Abschnitte,  die  wir 
einzeln  zu  betrachten  haben.  Im  Allgemeinen  geht  dasselbe  aber 
dahin,  der  Anwendung  der  -Strafe  einen  förmlichen  Beweis  zum 
Grunde  zu  legen.  Und  hier  treflen  wir  nun  auf  den  Character  jedes 
Beweisverfahrens  im  peinlichen  Process,  das  im  heimlichen  Gericht 
ausschliesslich  vor  amtlichen  Richtern  vorgenommen  wird.  Diese 
gelehrten  Richter  haben  die  Grundlage  ihres  Rechtsbewusstseins 
wissenschaftlich  erlernt  und  sich  dieselbe  dadurch  durch  Reflection 
angeeignet.  Das  Bedürfniss  jeden  Satz  zu  untersuchen  und  zu  be- 
weisen, che  sie  ihn  als  wahr  annehmen,  wird  von  ihnen  nun  auch 
auf  den  Beweis  der  Thatsarhe  des  Verbrechens  übertragen;  und 
wie  sie  sich  in  der  Annahme  jedes  Rechtssatzes  vor  jeder  willkühr- 
lichen  Bestimmung  hülen  und  verwahren,  in  dem  Bewusstsein  dass 
sie  eigentlich  nur  die  Organe  des  schon  geltenden,  nicht  die  des 
sich  bildenden  Rechts  sind,  so  suchen  sie  auch  in  der  Beweis- 
theorie sich  so  objectiv  wie  nur  irgend  thunlicb  zu  halten  und  in 

')  Ord.  v.  1498.  a.  118.  Ord.  1539.  150.  0.  Cr.  XX.  Imbert  III.  XI.  Jousse 
J.  Cr.  P.  III.  L.  II.  Ch.  II.  T.  XXIII.  Faustin-Helie  a.  a.  0.  p.  633. 
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aller  Weise  Regeln  aufzustellen,  die  sie  wie  ein  Gesetz  zwingen 
möchten,  das  Bewiesensein  oder  Nichl-Bewiesensein  des  fraglichen 
Facturus  anzunehmen,  damit  auch  hier  nicht  sie,  sondern  gleichsam 
das  geltende  Recht  für  sie  spreche.  Dieses,  mit  dem  rein  amt- 
lichen Gericht  unumgänglich  verbundene  Verhältniss  des  Beweises 
erzeugt  nun  zweierlei.  Zuerst  eine  Masse  von  Förmlichkeiten  in 
dem  Aeusseren  des  Verfahrens;  dann  aber  jene  Versuche,  den  ein- 
zelnen Thatsachen  und  Verhältnissen  ein  ganz  bestimmtes  Maass 
der  beweisenden  Kraft  zuzuschreiben,  die  als  die  Lehre  vom  /«- 
dicienbeweis  bekannt,  gleichsam  das  Gesetz  für  die  Ueberzcugungen 
der  Richter  bilden  sollen.  Der  Indicieubeweis  ist  desshalb,  so  wie 
er  als  selbstständiger  Inhalt  der  Theorie  auftritt,  das  sichere  Zei- 
chen des  Unterganges  der  alten  volkstümlichen  Gerichte  und  in 
der  Entwicklung  des  Strafverfahrens  der  Punkt,  wo  das  Rechts- 
leben die  Unmittelbarkeit  der  Auffassung  des  Beweises  der  früheren 
Zeit  gleichsam  phänomenologisch  in  seine  Bestandtheile  auflöst  und 
sich  zum  Bewusstsein  zu  bringen  sucht.  Ist  nun  auf  der  einen 
Seile  der  Verlust  des  Volksgerichls  für  das  höhere  Staatslcben  aller- 
dings ein  grosser  Nacblheil,  so  ist  auf  der  anderen  dagegen  jenes 
Streben  wiederum  als  ein  Fortschritt  anzuerkennen,  denn  es  ist 
doch  allein  im  Stande  die  wissenschaftliche  Herrschaft  über  jenen 
bis  dahin  dem  blos  natürlichen  Gefühl  überlassenen  Hauptpunkt 
des  Strafverfahrens,  das  schuldig  oder  nicht  schuldig,  zu  gewinnen. 
Und  desshalb  ist  es  einseilig  die  Zeil  und  das  Recht,  die  wir  jetzt 
zu  behandeln  haben  und  die  damals  auf  dem  ganzen  Conlinent 
herrschten,  einfach  zu  verdammen,  wie  das  für  einige  zur  Gewohn- 
heit geworden  ist.  Denn  unfrei  und  hart  war  die  Epoche  des  In- 
dicienbeweises,  aber  sie  war  reich  an  liefsinniger  Auflassung  im 
Einzelnen  und  au  mannichfacher,  zum  Theil  grossartiger  Arbeit, 
die  Resultate  jener  Untersuchungen  zu  eiuem  systematischen  Gan- 
zen zusammen  zu  fassen.  Und  dies  ist  der  Gesichtspunkt,  der  allein 
jene  Zeit  in  einem  freundlicheren  Lichte  uns  erscheinen  zu  lassen 
vermögen  wird. 

Freilich  ergiebt  schliesslich  schon  dieser  allgemeinste  Character 
die  Notwendigkeit  einer  Entwicklung  über  den  ludicienbeweis  hin- 
aus. Denn  sein  Wesen  ist  es,  indem  er  die  an  sich  einheitliche 
und  volle  Ueberzeugung  gleichsam  in  ihre  Stücke  auflöst,  derselben 
die  Natur  eines  lebendigen  Ganzen  zu  nehmen  und  die  einzelnen 
Theile  dieses  Ganzen  beherrschen  zu  lassen.  Das  entgegengesetzte 
that  der  alte  indicienlose  Beweis  des  reinen  Volksgeric  hts ;  und 
wenn  es  überall  eine  innere  Gleichheit  in  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung des  an  sich  Verwandten  giebt,  so  darf  man  sagen,  dass 
die  Zukunft  jenes  Verfahrens  wie  die  des  Gerichts  selber  darin  be- 
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stand,  beide  Gegensätze  zusammenzufassen  und  aus  ihnen  ein  Neues 
zu  erzeugen.  Der  Beginn  dieser  neuen  Schöpfung  ist  das  Ge- 
schwornengericht  und  das  Ministöre  public  der  Revolution.  Sieht 
man  zurück  wie  manche  Jahrhunderte  die  alten  Rechte  gebraucht 
haben,  um  zu  der  Vollendung  zu  kommen,  die  wir  vorfinden,  so 
darf  man  wohl  hinzufügen,  dass  man  durch  einzelne  selbst  grosse 
Mängel  des  gegenwärtigen  Zustande*  sich  nicht  abschrecken  lassen 
muss,-  an  eine  letzte  und  wirkliche  Vollendung  des  Princips  der 
neuen  Zeil  zu  glauben;  denn  zwar  geht  diu  Geschichte  des  Rechts 
kaum  in  einein  Menschenleben  einen  Schritt  vorwärts,  aber  die 
Jahrtausende,  die  hinter  uns  liegen,  sind  der  ewige  Beweis,  dass 
sie  nur  vorwärts  schreitet. 

Gehen  wir.  nun  zu  den  einzelnen  Theilen  des  Hauptverfahrens 
über. 

a.    Das  Reglement  a  l'eitraordinaire. 

O.  Cr.  XV.    Imbert  III.  12.    Jousse  a.  a.  O.  Ch.  II.  T.  XVII.  FauMtin-Bilie 

p.  032-34. 

Ueber  dieses  Reglement  a  lexlraordinaire  sind  sowohl  die 
Gesetze  als  die  Schriftsteller  dieser  Epoche  so  sehr  einig,  dass  die 
Angabe  der  O.  Cr.  a.  1.,  welche  fast  ganz  die  Bestimmung  der 
ü.  v.  1536  ch.  3.  a.  18.  und  der  Ord.  1539,  a.  153.  wiederholt, 
uns  fast  genügen  kann.  oSi  laccusation  merile  d'clre  instruile  le 
juge  ordonnera  que  les  lemoius  ouis  aux  Information*  et  autres  qui 
pourront  elre  ouis  de  nouvaux,  seronl  rtcoles  en  leurs  dispositions, 
et  si  besoin  est,  confrontH  a  l'accuse»,  d.  h.  wenn  das  Verbrechen 
eine  peine  afllictive  zur  Folge  hatte.  Dieses  Reglement  ward  auf 
die  conclusions  der  partie  publique  erlassen  und  man  kann  den 
folgenden  Process  darnach  die  iiislruclion  nennen. 

Die  erste  Folge  dieses  Reglement  war,  dass  von  da  an  dem 
Beklagten  jeder  liecht&beiitand  verweigert  ward.  Diese  Bestimmung, 
vom  Kanzler  Poyet  in  der  Ord.  von  1539  zuerst  ausgesprochen, 
ward  auch  in  der  Ord.  Cr.  noch  aufrecht  gehalten;  jedoch  keines- 
weges  ohne  Widerspruch.  Lamoignun  besonders  erklärte  sich  da- 
gegen. Er  wandte  bei  der  Abfassung  des  Art.  8.  und  9.  im  T.  XIV. 
ein,  dass  zwar  die  Hülfe  eines  Rechlsbeistandcs  einige  Schuldige 
reiten,  der  Mangel  derselben  aber  auch  Unschuldige  verdeiben 
würde  und  es  sei  besser  dass  tausend  Schuldige  freigesprochen, 
als  dass  ein  Unschuldiger  verdammt  werde;  dass  endlich  das  Recht 
auf  die  Hülfe  des  Auwaldes  ein  droit  nalurel  und  fast  das  einzige 
sei,  was  die  Ord.  dem  Schuldigen  nachgelassen  hätten.  Pussort 
dagegen  erwiederle:  die  Erfahrung  zeige,  dass  jeder  Rechtsbeistand 
es  für  erlaubt  und  für  eine  Ehre  halte  auf  alle  Weise  die  Straf- 
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sosigkeit  des  Beschuldigten  zu  erreichen ,  dass  desshalb  die  Zulas- 
sung desselben  überhaupt  gefährlich  und  der  Process  durch  Ein- 
reden verschleppend  sei  und  dass  sie  der  Natur  der  Verhältnisse 
nach  nur  für  die  Reichen  zur  wirklichen  Anwendung  kommen 
werde.  Der  Avoc.  gcncral  Talon  fugte  hin/u:  dass  allerdings  be- 
sonders die  Chicane  der  Rechtsbeistände  eine  Verzögerung  des 
Verfahrens  fast  unvermeidlich  mache.1)  Mit  Recht  sagt  Fauslin- 
Helie  desshalb,  dass  diese  «prohibition  des  conseils  tenail  plus  en- 
core  au  systöme  de  la  procedure  qu'ä  i'inhumanitc  du  legislateur»; 2) 
und  darum  ward  sie  angenommen  und  mit  jenem  Reglement  der 
Beklagte  fast  schutzlos  der  Instruction  übergeben,  die  sogleich  auf 
dasselbe  folgte. 

b.    Das  Recoleracnt  und  die  Confrontation. 

0.  Cr.  T.  XX.  Imbert  III.  XIII.  Jousse  a.  a.  O.  T.  XVIII.  Faustin-Helie 

p.  634-637. 

Diese  bejden  Acte  verlraten  im  Criminalprocess  die  Enquöte 
des  Civilprocesses;  sie  waren  die  Erneuerung  des  Zeugenverhörs. 
Unter  rtcoletnent  im  Besondren  ist  die  zweite  Abhörung  der  schon 
aufgeführten  Zeugen  verstanden;  dieselben  werden  wie  die  0.  Cr. 
a.  1.  sagt  aröcolez  en  leur  disposilions»,  ihre  früheren  Aussagen 
werden  ihnen  wieder  vorgehallen  und  zwar  ganz  in  der  Form  des  Zeu- 
genverhörs; was  sie  im  recoleraent  aussagten,  blieb  gültig;  nehmen 
sie  es  nachher  noch  zurück,  so  wurden  sie  als  falsche  Zeugen  be- 
straft, (a.  11.)  War  es  erforderlich,  so  ward  alsdann  zur  Con- 
frontation geschrillen.  Diese  wird  dem  Beklagten  angesagt,  (man- 
d£e);  Zeugen  und  Beklagter  leisten  den  Eid;  dann  werden  dem 
letzteren  die  Angaben  über  die  Personen  der  Zeugen  ,  Namen  etc. 
mitgetheilt  aus  dem  Informationsprotocoll;  und  jetzt  wird  derselbe 
aufgefordert  osur  le  champ»  seine  Einwendungen  gegen  die  Zeugen 
zu  erbeben,  worüber  die  Zeugen  vernommen  werden ;  später  gellen 
keine  reproches  des  temoings  mehr;  nur  wenn  diese  justifiöes  par 
ßcrit  —  nach  Jousse  zu  a.  20  durch  Documente  bewiesen  waren, 
konnten  sie  en  toul  estat  de  cause  vorkommen.  Schliesslich  ward 
der  Zeuge  aufgefordert  noch  einmal  zu  erklären,  dass  er  bei  sei- 
nen Aussagen  beharre ;  über  alles  ward  Protocoll  aufgenommen, 
verlesen,  genehmigt  und  die  Confrontation  war  beendet. 

Was  die  reproches  als  solche  betriiTl.  so  waren  sie  in  aller 
Weise  denkbar;  aber  die  Untersuchung  über  dieselben  geschahen 
auf  Kosten  des  Beklagten.    Weilläuflig  handelt  Jousse  T.  XIX. 

i)  Proces  verbal  des  Conferences,  p.  165.  166. 
*)  Faust.  Helle  II.  p.  631.  32. 
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davon.  Nach  ihm  konnte  der  letzlere  auch  die  Experts  recusiren 
nach  denselben  Principien,  nach  denen  ein  Richter  recusirt  ward. 
(Ib.  a.  2.) 

Eine  bestrittene  Frage  war,  ob  das  Geständnis*  des  Beklagten 
das  obige  Verfahren  noch  nüthig  mache.  Schon  Ayrault  L.  III. 
P.  3.  n.  28  entschied  sich  dafür;1)  ihm  folgte  die  spätere  Juris- 
prudenz, obwohl  die  Gesetze  es  nicht  bestimmten. 

cj  Die  Conrlusions  definitives  der  partie  public. 

O.  Cr.  T.  XXIV.   Imberl.  J II.  20.    Jousse  a.  a.  O.  T.  XXIV.  Faustin- 

Helie  p.  637.  38. 

Die  Acten  des  Recolements  und  der  Gonfronlalion  wurden 
demnächst  dem  Procureur  du  Roi  mitgelheill,  und  dieser  stellte 
nach  ihrem  Inhalte  seinen  Schiiissantrag  oder  die  conclusions  de- 
finitives. Auch  hierüber  enthält  die  O.  Cr.  wesentlich  nur  die  Be- 
stimmungen der  Ord.  v.  1536,  Ch.  III.  19,  und  der  Ord.  v.  1539, 
a.  156.  Sie  sollen  aincessaraent»  gestellt,  und  schriftlich  und  ver- 
siegelt dem  Gericht  übergeben  werden;  auch  dürfen  sie  keine 
raison*  enthalten ,  «aGn  que,  sagt  Jousse  zu  a.  3.  der  0.  Cr.  «ces 
raisons  ne  puissent  fonner  aucun  prejuge  stir  l'esprit  des  juges.o 
Ihre  Formel  war:  Je  requiere  pour  ie  Roi»,  oder  «pourtel  Seigneur.» 
Sie  »gingen  aber  keinesweges  blos  auf  Verurteilung  oder  Frei- 
sprechung nach  dem  Inhalt  der  Acten,  sondern  dies  geschah  nur 
in  dem  Fall,  wo  das  bisherige  Verfahren  wirklich  entschiedenen 
Beweis  geliefert  hatte.  War  dies  nicht  der  Fall,  so  konnten  sie 
jiach  Ermessen  der  partie  publique  gestellt  werden  entweder  auf 
ein  «plus  araple  informe»,  oder  auf  ein  Urtheil  auf  Tortur,  oder 
auf  Erwirkung  des  Gegenbeweises  durch  den  Beklagten.  Sie  sind 
daher  nicht  der  Schluss  des  Processes ,  sondern  sie  bilden  nur  die 
ErötTnung  des  Schlussverfahrens,  dessen  einzelne  Punkte  folgende  sind. 

V.  Das  Schlussverfahren. 

a)  Das  dernier  interrogatoire  und  der  Entlastungsbeweis  des  Beklagten. 

Iiobert  III.  Ch.  XI.  15.  16.  O.  Cr.  XIV.  a.  2.  15.  21.  XXV.  a.  15.  und  T. 
XXVIII.    Deel.  21.  Jan.  1681.    Deel.  13.  Aug.  1707.  Jousse  T.  XIX.  Faustin- 

lleiio  p.  638.  639. 

Das  dernier  interrogaloire  hat  als  selbstsländiger  Act  des  Ver- 
fahrens seinen  Ursprung,  so  viel  wir  sehen,  aus  der  Ord.  v.  1539 
a.  157.  58.  Darnach  soll  die  partie  publique,  wenn  der  Beklagte 
erhebliche  Angaben  zu  seiner  Verteidigung  gemacht  hat,  eigends 
darauf  antragen,  dass  diese  Angaben  gerichtlich  weiter  untersucht 


>)  Faustin-Oölie  p.  635.   Jousse  T.  XV. 
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werden.    Man  sieht,  das«  auf  diese  Weise  dies  die  einzige  Art  der 
Verteidigung  ist,  die  überall  dem  Beklagten  im  proces  extraor- 
dinaire  zugestanden  wird.  Grade  deshalb  aber  ist  sie  nie  zur  rech- 
ten Entwicklung  gekommen,  weil  man  keine  eigentliche  Verteidi- 
gung wollte;  dieselbe  sollte  in  der  Untersuchung  selbst,  nicht  in 
einem  besondern  Act  des  Beklagten  gegeben  sein.    Jenes  dernier 
interrogaloire  ward  daher  unter  den  Händen  der  folgenden  Gesetze, 
wie  man  es  wohl  bezeichnen  kann,  zu  einem  recolement  der  ersten  Aus- 
sagen des  Beklagten  im  Inlerrogatoire  vor  dem  juge  d'instruction. 
Denn  dasselbe  geschah  vor  dem  ganzen  besetzten  Gericht,  in  feier- 
licher Sitzung  und  hiess  nach  der  Bank,  auf  welcher  der  Ange- 
klagte sass,  das  interrogaloire  sur  la  sellette.  Die  Fragen  der  Richter 
sollten  sich  über  alle  Thatsachen  ,  verbreiten,  und  dem  Beklagten 
jetzt  freistehen  ,  Alles  anzuführen  ,  was  zu  seiner  Entlastung  dienen 
konnte.    Erschienen  den  Richtern  die  Angaben  des  Beklagten  von 
wirklicher  Erheblichkeit,  so  konnte  auf  dieses  interrogatoire  ein 
Urtheil  auf  Beißet»  der  angeführten  Thatsachen  erfolgen  ,  der  dann 
ganz  im  ordentlichen  Beweisverfahren,  beziehungsweise  mit  Zeugen- 
verhör, Sachverständigen  und  Urkunden  geführt  ward.    Aber  auch 
diese  eigentliche  Vertheidigung  des  Beklagten,  oder  die  Angabe  der 
Faits  justificatifs ,  wie  der  Entlaslungsbcweis  hiess,  stand  unter  der 
strengsten  Controle  des  Richters.    Zuerst  durfte  der  Richter  auf 
dieselben  unter  keiner  Bedingung  vorder  visite  du  Procds  eingehen; 
der  Beklagte  ward  nur  zu  dem  Beweise  derjenigen  Thatsachen  zu- 
gelassen, qui  auront  6tö  chosis  par  les  Juges,  und  die  im  Beweis- 
interlocut  speciell  angegeben  wurden.  Alles  dieses  war  um  so  härter, 
da  nach  a.  15  des  T.  VI.  dem  Beklagten  schon  schon  seit  der  er- 
sten Information  alle  Kennlnissnahme  der  Klage,  der  angeführten 
Thatsachen  und  der  bisher  gelieferten  Beweise  Im  ganzen  Proress 
verweigert  wurden.    Der  BeklagXe  raussle  dabei  seine  Beweismittel 
sogleich,  auf  einmal  und  einmal  für  alleraal  angeben,  und  die  Ko- 
sten des  Beweises  sogleich  anweisen.    Der  Beweis  ward  dann  der 
partie  publique  mitgeteilt,  die  darnach  ihre  conclusions  stellte. — 
In  diesem  Zeilpunkt  reichte  auch  die  partie  civile  ihre  conclusions 
civiles  ein;  denn  der  bisher  geführte  Beweis  war  gleichfalls  ein  für 
ihre  Ansprüche  geführter.    Auch  gegen  diese  conclusions  vertei- 
digte sich  der  Beklagte,  und  seine  defeuse  hiess  die  reque'te  d'at- 
tenuation;  beide  Acte  haben  denselben  Inhalt  wie  im  Civilprocess. 
—  Dies  war  die  ganze  Vertheidigung,  die  man  den  Beklagten  ge- 
stattete; es  bedarf  keiner  Bemerkung,  dass  sie  für  den  Unschuldi- 
gen viel  zu  spät,  für  den  im  Reden  Unfertigen  fast  illusorisch,  und 
im  ganzen  Process  selber  fast  reine  Nebensache  war.  Der  Beklagte 
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und  sein  Schicksal  lagen  in  der  Hand  der  Richter,  die  jetzt  ihr 
letztes  Urlheil  fällten. 

Fassen  wir  nun  aber  das  Obige  zusammen,  so  ergibt  sich, 
dass  dieses  Urlheil  noch  nicht  absolut  ein  definitives  sein  konnte. 
Denn  noch  waren  zwei  Fälle  möglich.  Entweder  hatte  das  bis- 
herige Verfahren  einen  hinreichenden  Beweis  geliefert  oder  nicht. 
Je  nachdem  dies  der  Fall  war,  lautete  nun  das  Urtheit  auf  wirk- 
liche Strafe,  oder  auf  das  letzte  Beweismittel,  die  Tortur.  Welches 
von  beiden  eintrat,  hing  vor  Allem  von  einer  anderen  Frage  ab; 
der  nämlich,  wann  ein  Beweis  vorhanden  sei ,  wann  nicht.  Die  Doctrin 
über  diesen  Punkt  findet  daher  hier  ihre  passende  Stelle. 

b)  Die  Lehre  von  den  Indicien  and  dem  Indicienbeweise. 

Wenn  es  richtig  ist,  was  wir  oben  aufgestellt  haben ,  dass  die 
Theorie  der  Indicien  mit  dem  reinen  und  heimlichen  Beamlengericht 
unmittelbar  zusammenhängt,  und  wenn  ferner  die  Herausbildung 
des  letzteren  aus  dem  Volksgerichto  keinem  einzelnen  Lande  Eu- 
ropas ausschliesslich  angehört,  sondern  den  allgemeinen  Wende- 
punkt in  der  inneren  Staatengeschichte  des  Abendlandes  bildet, 
so  ergibt  sich  damit  der  einzige  Gesichtspunkt,  der  die  Geschichte 
der  Indicientheorie  zu  beherrschen  im  Stande  ist.  Die  letztere  ist 
darnach  keine  örtliche,  sondern  sie  ist  eine  der  Rechtsgeschichte 
des  ganzen  Abendlandes  gemeinsame,  europäische  Erscheinung.  Eine 
solche  aber  kann  ihrer  Natur  nach  nicht  erschöpfend  in  dem  Rechts- 
ten Einer  Nation  wiedergefunden,  nicht  vollständig  aus  demselben 
heraus  dargestellt  werden.  So  ist  denn  auch  die  Lehre  vom  In- 
dicienbeweise  das  Resultat  des  IG.  Jahrhunderts  in  ganz  Europa, 
und  in  allen  Ländern  beginnen  von  da  an  die  Juristen  sich  diesem 
Punkte  zuzuwendeu;  die  Schriften  und  Forschungen  über  denselben 
sind  nirgends  bloss  Landesrecht ,  sondern  sie  sind  zugleich  da  für 
alle  anderen  Länder  und  ihr  Recht,  und  jedes  einzelne  ist  daher 
ein  Resultat  aller  Recbtsarbeiten  zugleich. 

Was  nun  Frankreich  im  ßesondern  betrifft,  so  kann  ich  nur 
die  beiden  Hauptvertreler  der  ganzen  Processlehre,  Imbert  und 
Jousse,  vergleichen;  das  Genauere  können  wir  daher  im  Folgenden 
nicht  nachweisen.  Allerdings  aber  bilden  jene  beiden  Juristen  die 
Mittelpunkte  der  zwei  Abschnitte,  in  welche  sich  die  vorliegende 
Periode  theilt ,  das  16.  Jahrhundert,  und  das  17.  und  18.,  sie  re- 
präsenliren  den  Character  beider  in  dieser  Beziehung,  und  mögen 
daher  für  das  Allgemeine  ausreichen.  Im  10.  Jahrhundert  nämlich 
ist  das  Beamtengeriehl  erst  so  eben  zur  ausschliesslichen  Herrschaft 
gelangt,  und  die  Heimlichkeit  des  Verfahrens  eingefühlt.  In  dieser 
Zeil  ist  das  Bedürfuiss  nach  einer  eigenen  strafrechtlichen  Beweis- 
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theorie  auf  der  einen  Seite  noch  verdeckt  durch  das  Streben  nach 
der  Vollendung  der  neuen  Gerichtsordnung  überhaupt,  auf  der  an- 
dern aber  ersetzt  die  Tortur  als  subsidiäres  Beweismittel  noch  alle 
anderen  Auskunftsroiltel ,  um  zu  einem  Beweise  zu  gelangen.  Mit 
dem  17.  Jahrhundert  ist  die  neue  Ordnung  der  Dinge  im  Wesent- 
lichen abgeschlossen  ,  und  jetzt  bleibt  der  Richtung  Raum ,  nun 
auch  die  inneren  Theile  des  Processes  eigenen  Untersuchungen  zu 
unterziehen.  Zugleich  aber  beginnt  man,  wenn  auch  erst  in  schwa- 
chen Anfängen,  das  Verkehrte  in  der  Anwendung  der  Tortur  zu 
erkennen,  indem  man  anfängt,  sie  selber  als  eine  Art  der  Strafe 
hinzustellen.  Beides  zugleich  veranlasst  nun  zur  Untersuchung  über 
die  Beweistheorie.  Als  man  nun  aber  damit  in  Frankreich  anfing, 
hatten  die  italienischen  Praktiker  und  die  deutschen,  die  ihnen  zum 
Theil  folgten ,  zum  Theil  in  der  Carolina  den  Anstoss  zu  selbst- 
ständiger Forschung  fanden,  jenes  Gebiet  in  allem  Wesentlichen 
schon  so  sehr  durchgearbeitet,  dass  man  in  Frankreich  nichts  thun 
konnte,  als  sich  ihnen  anschliesscn  ,  und  nach  der  Seht  französi- 
schen Art  den  gegebenen,  zum  Theil  chaotisch  verwirrten  Stoff  in 
übersichtliche  und  praktische  Ordnung  zu  bringen.  Die  französische 
Jurisprudenz  hat  daher  auf  diesem  Gebiete  nur  die  Stellung  eines 
nachgebornen  Resultats  der  Arbeit  seiner  Nachbarvölker;  selbst- 
ständige Forschungen  und  Behauptungen  finden  wir  hier  wenig 
ode  gar  nicht.  Die  europäische  Aufgabe  Frankreichs  lag  auf  einem 
anderen  Felde;  ihm  ward  es  gegeben,  den  ersten  Versuch  einer 
Verschmelzung  des  amtlichen  und  Volksgerichts  mit  dem  neuen 
Verfahren  desselben  in  seiner  Jury  aufzustellen. 

Darnach  nun  ergibt  sich  auch  das  Verhältniss  Imberts  und 
Jousses  zu  unserm  Gegenstande.  Bei  Imbert  findet  sich  noch  gar 
keine  eigene  Beweistbeorie.  Er  spricht  vom  Beweise  nur  beiläufig, 
in  Beziehung  auf  die  Tortur,  L.  III.  XIV.  2.,  und  besonders  auch 
als  Beweis  der  reproches  des  temoings  und  der  faits  justificatifs. 
(L.  III.  XIII.)  Der  Beweis  des  Strafverfahrens  hat  sich  ihm  noch 
von  dem  des  Civilverfahrens  nicht  recht  geschieden  und  die  Tortur 
hilft  aus.  Ganz  anders  ist  es  bei  Jousse.  Jousse  kennt  vorzüglich 
genau  die  italienischen  Praktiker,  und  unter  diesen  bilden  Clarus 
und  Farinacius  seine  Autoritäten.  Auch  die  deutschen  Arbeiten 
sind  ihm  nicht  unbekannt.1)  Darnach  nun  arbeitet  er  ein  System 
der  Beweistheorie  heraus,  das  im  Band  I.  der  I.  Cr.  den  T.  III. 
p.  654 — 837  einnimmt.  Hier  ist  zuerst  die  Lehre  von  den  Pieuves 


')  Alto  Ton  Jousse  benutzten  Verfasser  sind  in  der  PrcTaco  p.  XLVI.  ff.  an- 
gegebeu.  Die  deutschen  sind  Carpzov  und  die  Commentatoren  der  Ca- 
rolina. 
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en  general  dargelegt;  bei  den  einzeloen  Verbrechen  werden  in 
der  Folge  noch  die  preuves  parliculieres  ä  cerlains  crimes  berück- 
sichtigt. Von  der  Theorie  jeuer  Preuves  en  general  hat  Fauslin- 
Helie  §.  90  eine  kurze  und  klare  Uebersicht  gegeben,  die  sich  in- 
dessen keinesweges  an  Jousse  bindet,  sondern  vielmehr  versucht, 
die  ganze  Indicientheorie  des  vorigen  Jahrhunderts  zu  umfassen, 
und  desshalb  hierfür  ihre  Hauptbedeutung  hat.  Jousses  System, 
das  uns  als  Repräsentant  der  französischen  Auflassung  dieses  Gegen- 
standes diesen  mag,  ist  folgendes.  Es  scheidet  drei  Arten  des 
Beweises.  Die  erste  Art  ist  die  Preuve  directe.  Diese  hat  wieder 
als  Unterarten  1]  den  Beweis  durch  Gesländniss,  —  2)  die  preuve 
testimoniale ,  —  3)  die  preuve  literale,  —  k)  die  preuve  par  l'in- 
speclion  du  Juge  (Augenschein),  —  5)  die  preuve  par  experts,  — 
6)  die  preuve  aus  den  proces  verbaux  der  Gerichtsdiener.  >)  — 
Die  zweite  Art  ist  die  Preuve  indirecte.  Darunter  fallen  wieder  zwei 
Classen.  Diese  Art  enthält  nun  den  IndicienbeweU  im  engern  Sinne; 
die  indices  oder  arguraens  bilden  die  Grundlage;  der  Beweis  «r£- 
sulte  du  rapport  qu'il  y  a  enlre  des  faites  connus  et  prouves,  qu'on 
appelle  indices,  et  le  fait  principal  dont  on  eherche  la  preuve.»2) 
Er  rechnet  zu  den  indices  auch  die  pr6somptions ,  die  entweder 
presomlions  de  droit,  und  die  presomplions ,  welche  aus  der  blos- 
sen prudence  du  juge  entspringen.  Die  Indices  werden  dann  wie- 
der auf  verschiedene  Weise  eingetheilt.  Die  Uaupteintheilung  ist 
die  in  indices  tri$  graves,  graves  und  legert;  worauf  die  Bedeutung 
einzelner  Hauptindicien  abgehandelt  wird,  wie  die  der  Zeugenaus- 
sage, der  Flucht,  des  Interesses  u.  A.  Es  würde  den  Raum  dieser 
Arbeit  übersteigen,  wollten  wir  uns  auf  Einzelnes  einlassen,  nur 
ist  zu  bemerken ,  dass  die  indices  qui  vont  d  la  decharge  de  Caccusc 
einen  eigenen  Abschuitt  bilden.  —  Die  dritte  Art,  die  preuve  mixte, 
bezeichnet  nichts  anderes,  als  die  Zusammensetzung  der  beiden 
angeführten  Arten,  und  wird  desshalb  nicht  weiter  ausgeführt.3) 
—  Dies  nun  ist  das  allgemeine  System  der  Beweise.  Die  zweite 
Hauptfrage  blieb  die:  wann  die  bewiesenen  Thatsacben  den  Beweis 
der  Hauptsache  geben.4)  Es  versteht  sich  von  selber,  dass  hier- 
über keine  absolute  Entscheidung  gegeben  werden  konnte.  Um 
derselben  aber  so  nabe  als  möglich  zu  kommen,  unterscheidet  er 
die  Lehre  von  der  beweisenden  Kraft  der  Indicien  überhanpt,  von  dem 
Maasse  des  gelieferten  Beweises  für  die  Erlassung  der  einzelnen  De- 
crete.    Die  Grundsätze  darüber  sind  folgeude. 

')  Von  p.  670—750.  Ch.  II.  VI. 
*)  Ch.  VI.  p.  750. 
»)  Ch.  I.  p.  666. 
*)  pag.  809  ff. 
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Zweifelhafte  Indicien  geben  keinen  Beweis;  stehen  sie  aber, 
wenn  auch  allein  vorhanden ,  in  einem  innern  Zusammenhang 
(liaison),  so  geben  sie  Anlass  zu  einem  Decret  auf  ein  plus  ample- 
ment  informe  gegen  den  Beklagten.  —  Ein  indice  grave  gilt  etwas 
woniger  als  eine  semi-preuve.  Sind  die  indices  «considerablesn, 
ohne  einen  vollen  Beweis  zu  bilden,  so  kann  auf  Tortur  erkannt 
werden.  —  Wenn  aber  diese  Indices  «violenls  et  indubitables»  sind, 
«c'est  ä  dire  si  la  liaison  de  ces  indices  au  crime  est  absolument 
nMssaire ,  alors  ils  formen!  une  preuve  cumplette  et  süffisante  pour 
la  eondamnation.»  Das  Geständniss  war  demnach  nicht  absolut 
nolhwendig  zur  Verurlheilung.  —  Es  versteht  sieb,  dass  Jonsses 
obige  Theorie  vom  Beweise  nur  ein  Beispiel  der  französischen 
Jurisprudenz  in  dieser  Beziehung  ist;  allein  entschieden  ist  er  der 
bedeutendste  Mann  seines  Faches  und  der  gelehrteste  unter  allen 
seinen  Zeilgenossen;  und  dcsshalb  glauben  wir  für  alles  Wesent- 
liche auf  ihn  und  seine  Ausführungen  verweisen  zu  können. 

Nach  diesen  Grundsätzen  ward  nun  das  Uttheil  auf  die  vor- 
liegenden Ergebnisse  der  Untersuchung  gefallt.  Dem  Urlheil  in- 
dessen ging  eine  nochmalige  Durchsicht  des  ganseu  Processes  vor- 
aus,  die  vvisite  du  procH  criminel.»  In  dieser  Visite  wurden  die 
etwaigen  Mängel  besonders  im  Beweisverfahren  bemerkt  und  nach- 
geholl, neue  Zeugenverhöre  eventuell  angeordnet  und  ähnliches; 
und  dann  das  Urlheil  gesprochen.  Dieses  Urlheil  konnte  zunächst 
auf  Anwendung  der  Tortur  lauten;  und  diese  ist  daher  in  ibrer 
letzten  Gestalt  jetzt  zu  betrachten.  — 

c)  Die  Qucslion  oder  Tortur. 

O.  Cr.  T.  XIX.    Imbcrt  HI.  XIV.   Joussc  L.  II.  T.  XXII.  FaiuÜn-Helie 

pag.  ßW)— 647. 

Die  Tortur ,  zunächst  einfach  aus  der  früheren  Epoche  in  diese 
herüber  genommen,  hat  wie  der  Indicienbeweis  selber  in  den  beiden 
oben  angedeuteten  Abschnitten  dieses  Zeitraums  eine  zum  Theil 
sehr  verschiedene  Stellung  eingenommen;  was  bei  Fauslin-Helies 
übrigens  höchst  klarer  Darstellung  nicht  hinreichend  herausgehoben 
ist.  Im  16.  Jahrhundert  ist  nämlich  die  Tortur  noch  ein  reines 
Beweismittel.  Dies  zeigen  die  betreifenden  Ordonnanzen,  besonders 
die  Ord.  v.  1539  a.  163  u.  16'*  deutlich ,  und  als  solches  wird  sie 
auch  von  Imbert  aufgefasst.  Dem  Richter  wird  es  von  den  Ge- 
setzen gänzlich  überlassen,  wann  er  die  Tortur  anwenden  will;  der 
cit.  a.  163  sagt:  «Si  par  la  visile  du  proces,  la  maliere  est  trouvee 
subjelte  ä  la  torture  ou  queslion  extraordinaire,  nous  voulons  in- 
continenl  la  sentence  de  la  dicte  torture  estre  prouoncee  ou  pri- 
sonnier,  pour  estre  promptement  executee  s'il  n'est  appeUanl»,  und 
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in  gleichem  Sinne  sagt  der  a.  16'»  «El  si  par  la  question  ou  lor- 
lure  Ton  ne  peut  riens  gnigner  ä  l'encontre  de  l'accuse  —  nous 
vuuions  lui  estre  fait  droit  sur  son  absolulion.»  Dieses  Princip 
für  die  Tortur  ist  auch  in  der  Theorie  vorherrschend ;  der  Com- 
mentator  der  Ord.,  Joh.  Conslantin,  fügt  zu  den  obigen  Stellen 
hinzu,  es  sei  dem  «arbitrio  judicis»  überlassen,  wenn  er  die  Tortur 
anwenden  wolle;  die  Leberstehung  der  Tortur  habe  Entledigung 
des  Beklagten  zur  Folge. ')  Es  ist  bekannt ,  dass  die  übrige  Theorie 
des  Abendlandes,  an  ihrer  Spitze  Farinacius,  sich  über  diese  An- 
sicht von  dem  Wesen  der  Tortur  nicht  erhoben  haben.  Indessen 
begann  doch  die  Theorie  des  französischen  Rechts  schon  früh  den 
Satz  aufzustellen,  dass  die  Tortur  nur  ein  supplemenlarisches  Be- 
weismittel sei,  und  ihr  daher  ein  gewisser  Beweis  vorausgegangen 
sein  müsse.-  Irabert  ist  noch  schwankend  in  dieser  Annahme  (a.  a. 
0.  a.  2.).  aber  aus  den  Noten  Autorones  ergibt  sich ,  dass  man  die 
Richter  sogar  bestrafte,  wenn  sie  ohne  Vorbeweis  die  Tortur  auf- 
erlegten.2) Von  da  ging  das  Parlament  noch  einen  Schritt  weiter, 
und  stellte  bereits  vor  der  O.  Cr.  den  Grundsatz  auf,  dass  die 
Tortur  zugleich  den  Character  einer  Strafe  habe  ,  und  daher  nur, 
wie  eine  Strafe  überhaupt,  aufdringende  Indicien  erkannt  werden 
könne.  Auf  dieser  zweifachen  Grundlage  ruhen  die  Bestimmungen 
der  O.  Cr.,  welche  dieses  ganze  Gebiet  deünitiv  geregelt  hat.  Nach 
ihr  gilt  folgendes  Recht  der  Tortur. 

Zuerst  unterschied  man  zwei  Arten,  die  Queslion  prtparatoire 
und  die  Question  prealable.  —  Die  Question  prtalablc  hat  ihren 
Namen  von  dem  Ausdrucke  des  a.  3.  der  0.  Cr. ,  dass  im  Falle 
eines  Todesurtheils  der  Verurtheille  oprealablemento  (vor  der  Voll- 
ziehung] der  Tortur  unterworfen  werden  könne,  um  seine  Mitschul- 
digen anzugeben.  Sie  ist  daher  eine  Art  von  Information  für  die 
weitere  Untersuchung  des  Verbrechens  in  Beziehung  auf  andere 
Thäter,  hat  aber  mit  dem  Verfahren  gegen  den  eigentlich  Beklagten 
nichts  zu  thun,  und  kommt  daher  nicht  weiter  in  Betracht.  —  Die 
Question  pre'paratoire  dagegen  ist  die  Tortur  als  Theil  des  Verfah- 
rens, und  diese  wiederum  hatte  zwei  Arten,  die  Question  avec  la 
reterve  de»  preuves  und  «ans  reserce  des  preuves.  Der  Unterschied 
beider  Arten  ging  aus  dem  Wesen  des  Indizienbeweises  hervor. 
Waren  nämlich  geringe  Indicien  vorhanden ,  zu  viel  jedoch  um  den 
Beklagten  ganz  freizulassen ,  so  benutzte  man  die  Tortur  als  Bei' 
nigungs-  oder  UeberfUhrungs-MLiUel ;  überstand  der  Beklagte  sie,  so 
war  er  ganz  frei,  und  die  Indicien  waren  cpurges.»    Dies  ist,  wie 


1)  Cit.  bei  Faust.  Hölle.  641. 

2)  Not.  zu  Imbert  a.  3. 
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F.  Helie  ricbtig  bemerkt,  die  alte  Tortur;  sie  bat  bier  ausschliess- 
lich tleu  Characler  eines  Beweismittels.    Waren  aber  die  Indicien 
sehr  gravirend ,  jedocb  nicbt  stark  genug  um  den  Beklagten  zu  vcr- 
urlheilen,  so  trat  die  Question  acec  reserve  des  preuves  ein.  Diese 
Art  der  Tortur  war  selber  eine  Strafe;  die  Ord.  Cr.  T.  XXV.  a. 
13  setzt  sie  sogleich  nach  der  Todesstrafe.    Der  Gedanke  dabei 
war,  dass  die  Indicien,  die  den  Tod  nicht  begründen  könnten, 
sdbslständig  neben  der  Tortur  fortbestehen,  und  durch  die  Tortur 
gar  nicht  afücirt  werden;  wenn  daher  der  auf  den  Tod  Angeklagte 
diese  Tortur  'aushält,  so  kann*  er  dennoch  in  Erwägung  jener  In- 
dicien zu  jeder  Strafe,  ausgenommen  zur  Todesstrafe,  verurtheilt 
werden;  bekennt  er,  so  verfallt  er  dem  Tode.    Sie  kommt  daher 
auch  nicht  als  aligemeine  Tortur,  sondern  als  besondere  nur  bei 
crimes  capitaux  vor.  —  Jede  Tortur  konnte  ,  ganz  nach  Ermessen 
des  Richters,  aordinaire  oder  exlraordinaireo  (Verdoppelung  der 
Marter)  sein.  —  Das  Verfahren  bei  derselben  hat  nichts  Besonderes. 
Das  Urlheil  auf  Tortur  wird  nach  Stimmenmehrheit  gefällt,  sogleich 
vollzogen ,  ein  Protocoll  aufgenommen  und  nach  vollzogener  Tortur 
noch  einmal  zur  Genehmigung  vorgelegt.    Wiederholt  konnte  die 
Tortur  im  16.  Jahrhundert  angewendet  werden;  die  Ord.  Cr.  ver- 
bot diese  Wiederholungen  über  dieselbe  Thatsache  unter  allen  Be- 
dingungen; sie  nahm  dadurch  in  die  Gesetze  auf,  was  die  italieni- 
sche Theorie  schon  vorbereitet  hatte;  doch  wandle  man  die  Tortur 
bei  verschiedenen  Anklagepunkten  noch  immer  für  jeden  Punkt 
(chef)  an,  nach  Jousse  (pag.  485.) 

Indessen  begann  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  die  erwa- 
chende Humanität  ihren  Kampf  gegen  jenes  furchtbare  Mittel  rich- 
terlicher Willkühr.  Bereits  Montaigne  in  seinen  Essais  L.  II.  ch.  5. 
griff  sie  an;  bei  weitem  bedeutender  war  der  Angriff  Hugo  Gro- 
tius  auf  dieselbe  in  seinen  zu  Amsterdam  1686  gedruckten  Briefen, 
Ep.  693.  Jousse  führt  p.  474  noch  mehrere  andere  Schriftsteller 
gegen  die  Tortur,  die  ich  nicht  habe  einsehen  können:  Charron 
L.  1.  ch.  IV.  n.  7.,  die  Memoires  de  Tavannes,  p.  223,  Toureil 
Essais  de  Jurisprudence,  question  XI.,  und  einen  eignen  Traitä: 
Si  la  Torture  est  un  moven  sur  pnur  verifier  les  crimes  secrets, 
Amst.  1681,  vou  Nicolas,  Parlamentsrath  von  Besanyon;  übersetzt 
1697  ins  Lateinische  mit  einem  Anhang  von  Jac.  Schalter,  (Slrass- 
burg.)  Eben  so  entschieden  spricht  sich  la  Bruvere  in  seinen  Cha- 
racteres  (T.  de  quelques  usages)  dagegen  aus.  Nichts  desto  weniger 
erklärte  noch  Jousse,  die  question  lasse  sich  sehr  wohl  oautoriser 
par  de  bonnes  raisons,  fondees  non  seulement  sur  linieret  public 
mais  encore  Sur  l'equile»;  —  und  was  die  question  prealable  be- 
treffe aon  ne  peut  douler  qu'elle  ne  soit  tri*  utile»,  besonders  da 
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ja  doch  der  Verbrecher  schon  zum  Tode  verurtheilt  sei  und  man 
kein  agrand  raenagement  zu  beobachten  habe,  ä  l'egard  d'un  corps 
coofisque,  et  qui  va  ölre  execute.o  Das  wagte  ein  Jurist  noch  im 
Jahre  1771  dem  französischen  Volke  zu  sagen,  gestützt  auf  die 
blinde  Abhängigkeit  von  dem  geschichtlich  Bestehenden]  «Aveug- 
les  par  la  vengeance  et  une  provention  insurmonlableo  sagt  der 
Art.  Question  im  Rep.  von  diesem  Geschlecht  unzugänglicher  Bücher- 
juristen, ails  ne  virent  pas  que  celte  lutte  de  la  cruaute  ardente 
contre  la  patience  silencieuse  offroit  aux  yeu*  de  l'öquitable  raison 
un  spectacle  revoltantl»  Aber  die  Zeit  war  mächtiger  wie  diese 
geist-  und  herzlose  Rechtsgelehrsamkeit.  Die  ganze  Masse  der  Ge- 
bildeten erhob  sich  endlich  gegen  jenes  abscheuliche  Beweismittel, 
bis  die  Gewalt  der  öffentlichen  Meinung  schrittweise  von  der  Ge- 
setzgebung die  Aufhebung  desselben  erzwang.  Die  Declaration  vom 
24.  August  1780  »)  schaffte  die  Question  preparatoire  ab;  die  Question 
prealable  bestand  noch  einige  Jahre  unter  beständigen  Angriffen, 
bis  sie  durch  die  Deel,  vom  1.  Juni  17883)  gleichfalls  aufgehoben 
wurde.  So  schloss  die  Geschichte  dieser  kirchlichen  Erfindung. 
Die  Revolution  überhob  die  veraltete  Jurisprudenz  der  Mühe,  jetzt 
auf  eine  neue  Beweistheorie  zu  denken.  — 

TL    Das  Vrtheil. 

O.  Cr.  T.  XXV.   Imbert  III.  XX.   Jousse  a.  a.  O.  T.  XXV.  Faostio-Uöüe 

p.  660-63. 

Die  Grundsätze  über  Abfassung  der  Urlheile  sind  einfach  und 
wenig  geändert.  Die  Richter  sollen  bereits  nach  den  alten  Ord. 
von  1498  und  1539  die  Crirainalsachen  vor  den  Civilsachen  erle- 
digen ;  in  allen  Gerichten  sollen  wenigstens  drei  Richter  das  Urlheil 
sprechen,  wenn  es  auf  eine  peine  afilictive  ou  infamante  lautete, 
zu  Welchem  Zweck  man  Graduirle  hinzuziehen  pflegte;  Urtheile 
höchster  Instanz  mussten  wenigstens  von  7  Richtern  gesprochen 
sein.  Bei  Stimmengleichheit  galt  der  mildere  Ausspruch;  im  der- 
nier  ressort  war  2  Stimmeu  Mehrheit  zur  Verurtheilung  erforder- 
lich. —  Das  Urtheil  mussle  nach  einer  später  aufgekommenen 
Praxis9)  das  Verbrechen  angeben.  Waren  keine  Beweise  zur  Ver- 
urtheilung vorbanden ,  ohne  dass  jedoch  die  Indicien  vernichtet 
waren,  so  konnte  das  Urlheil  zu  einer  absolutio  ab  instantia  wer- 
den ,  die  ein  oplus  ample  informe  indefinio  oder  «quousqueo  hiess. 


f)  Ree.  T.  XXVI.  p.  373.   Merkwürdigerweise  hat  Fauslin-Helie  dieser  Auf- 
hebung gar  keine  Erwähnung  gethan. 
*)  Ree.  T.  XXVIII.  p.  576. 

»)  Nach  Muyart  de  Vouglans  bei  F.  Helie  p.  661. 

Warnktaif  o.  Stria,  frani.  Staats-  und  Rechtsgosch.  Bd.  III.  W 
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Dann  ward  der  Beklagte  gegen  Gaulion  freigelassen;  bei  gravirenden 
Ipdicien  konnte  derselbe  sogar  in  Untersuchungshaft  bleiben.  Um- 
sonst opponirte  sich  gegen  dies  Verfahren  schon  Ayrault, »)  indessen 
ist  eine  solche  absolutio  ab  instantia  bei  der  Anwendung  der  Tor- 
tur doch  nur  in  den  Fällen  denkbar,  wo  die  letzlere  nicht  gebraucht 
ward  und  daher  wohl  verhälloissmässig  selten  vorgekommen. 

C.    Die  Rechtsmittel. 

Auch  im  Strafverfahren  theilen  sich  die  Rechtsmittel  in  zwei 
Classen,  die  wir  besonders  darstellen  müssen. 

I.    Die  ordentliche  Appeltation. 
O.  Cr.  XXVI.    Inibert  L.  IV.  I— V.   Jous«e  L.  II.  ch.  V.  T.  XXXVII. 

Die  ordentliche  Appellation  geht  sowohl  gegen  das  Endurtheil 
als  gegen  die  Iuterlocute.    Sie  kann  eingelegt  werden  vom  Be- 
klagten, von  der  parlie  publique  und  von  der  paiiie  civile.  Bei 
allen  Anklagen  auf  peine  affliclive  ging  jede  Appellation  diiecte- 
roent  an  die  Cour  souveraine ;  bei  den  übrigen  elecliv  an  diese 
und  an  die  Batllifs  und  Seneschaux.   Jede  Appellation  über  End- 
urlheile  hatte  Suspensivkrafl ;   die  Appellation   über  Interlocuta 
aber  nicht  (s.  unten  die  Defenses.)    War  das  Urtheil  auf  geringere 
Strafe  abgefasst  als  auf  welche  der  Procureur  du  Roi  angetragen 
hatte,  so  konnte  eine  Appellation  auf  Erhöhung  der  Strafe  statt- 
linden ,  welche  der  aAppel  ä  minima»  hcissl;  war  die  Strafe  hoher 
als  die  angetragene,  so  erlaubte  die  Praxis  (Rep.  v.  Appel  I.  pag. 
496)  keine  Appellation.    So  wie  dieselbe  eingegeben  war,2)  musste 
das  Gericht  bei  allen  Klagen  auf  peine  corporelle  die  Akten  und 
die  Person  des  Beklagten  zugleich  an  das  obere  Gericht  einsenden. 
Der  Procureur  du  Roi  sandte  daneben  seine  Akten  ein  an  den 
Procureur  general;  das  Gericht  selbst  erhielt  nur  seine  Conclusions. 
Beim  oberen  Gericht  begann  alsdann  ganz  das  angegebene  Verfah- 
ren aufs  neue,  w esshalb  wir  uns  darauf  nicht  weiter  einzulassen 
brauchen.    Der  Procureur  general  tibernahm  in  der  Cour  sou- 
veraine die  Stelle  des  Procureur  du  Roi  im  unteren  Gericht,  doch 
war  derselbe  keinesweges  dazu  verpflichtet,  wenn  die  Sache  ihm 
nicht  angemessen  schien.    Uebernahm  er  die  Sache  nicht,  so  ur- 
theilte  das  Gericht  nach  den  vorliegenden  Akten,  ohne  dass  beson- 
dere Conclusions  in  der  höheren  Instanz  nölhig  gewesen  wären; 
und  wenn  die  Appellation  frivol  erschien,  so  konnte  es  sogar  den 

>)  Ayrault.  Forme  judiciair  etc.  III.  n.  14-15.  ib. 

2)  Die  Formel  der  Appellation  durch  den  Procureur  du  Roi  lautete:  Je  de- 
clare  pour  le  Roi  me  porter  appellaut  de  la  sentence  ci-dessus  (Ort,  Dalum 
und  Namen). 
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Appellaten  erlauben  den  Appellanten  wegen  seiner  appellation  zu 
belangen  (prendre  ä  partic),  wodurch  man  den  appellations  indis- 
cretes  vorbeugen  wollte.  —  Die  Execution  des  Appellaten  ward 
vom  unleren  Geriebt  vollzogen,  an  das  derselbe  zurückgeschickt 
ward;  gewöhnlich  aber  geschah  dieselbe  ira  höheren  Gericht,  wenn 
das  Urtheil  modificirt  ward.') 

//.    Die  austerordentliche  Appellation. 

Diese  fand  in  verschiedener  Weise  statt;  wir  fassen  darunter 
auch  die  Begnadigungsgesuche,  da  dieselben  den  Character  einer 
Appellation  an  sich  tragen. 

1)  Die  defenses.  O.  Cr.  XXVI.  a.  4.  und  der  Noten  Jousses. 
Jousse  a.  a.  0.  T.  XXXVI.  Unter  defenses  verstand  man  die 
Appellation  gegen  ein  Interlocut,  die  zugleich  eine  surseance  des- 
selben bezwecken  sollte.  Bei  peines  aftlictives  gingen  die  defenses 
an  die  Cour  souveraine,  bei  geringerer  Anklage  konnten  sie  auch 
vom  Untergeiicbt  erlassen  werden.  Bei  jeder  defense  soll  die  par- 
tie  publique  gehört  und  mit  ihren  conclusions  zugelassen  werden; 
aber  das  Gericht  darf  keine  surseance  auf  die  defense  zugestehen, 
ohne  die  Sache  genau  zu  untersuchen  (sans  voir  les  charges  et 
informalions.)  Die  Deel,  vom  December  16*80  enthielt  genauere 
Bestimmungen  über  diesen  Punkt.  Die  Praxis  gab  später  (nach 
Jousse  not.  5.)  auf  eine  solche  defense  bei  peines  affliclives  solchen 
Appellanten  niemals  nach;  bei  einer  peine  pecuniaire  aber  sehr 
leicht;  so  sind  sie  nur  ausnahmsweise  vorgekommen. 

2)  Die  Opposition  aux  Arrets  et  Sentences.  Die  Opposition  ira 
Strafprocess  ist  aus  dem  (Zivilverfahren  herüber  genommen  und 
nur  durch  die  Praxis  eingeführt.  Sie  fand  statt  von  Seiten  der- 
jenigen, welche,  bei  einem  Criminalprocess  betbeiligt,  nicht  zu  dem- 
selben hinzugezogen  waren ,  wie  die  partie  publique.  —  Jousse 
J.  Cr.  L.  II.  Ch.  V.  T.  XXXV. 

3)  Die  Demande  en  Cassation.  Jousse  a.  a.  0.  T.  XXXVIII. 
Es  ist  wohl  möglich ,  dass  die  Cassation  des  Civilprocesses  aus  der 
des  Criminalprocesses  entstanden  ist;  doch  ist  es  entschieden  falsch 
sie  nur  auf  den  letzteren  anzuwenden.  Sie  ging  an  das  Conseil 
du  Roi;  ihre  Grundlage  war  olfenbarer  Verstoss  gegen  das  geltende 
Recht;  sie  konnte  sogar  von  dem  nächsten  Verwandten  des  Be- 
klagten eingegeben  werden,  aber  nur  wenn  es  kein  anderes  Rechts- 
mittel mehr  gab.  Das  Verfahren  dabei  ordnete  das  Regl.  d.  28. 
Juni  1738,  über  die  Procedure  du  Conseil  du  Roi. 

4)  Die  Lettre»  de  rivision.  Diese  Lellres  sind  im  Strafverfahren 


O.  Cr.  a.  16.  und  Jouste  n.  3. 
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dasselbe,  was  die  RequÄte  civile  im  Civilverfahren,  die  eigentliche 
Läuterung,  Sie  ging  hervor  aus  dem  a.  92.  der  Ord.  d.  Blois: 
Que  les  Arrßts  des  Cours  souveraines  ne  pourront  östre  casses  ni 
retractcs  si  non  par  les  voies  de  droict,  qui  sont  requetes  civiles, 
et  proposition  d'erreur.  Die  proposition  d'erreur,  als  die  Darlegung 
des  Irrlhums  in  charge  et  information,  blieb  das  gewöhnliehe  Rechts- 
mittel gegen  höchste  Urtheile  in  Criminalsachen,  bis  die  O.  Civ. 
sie  überhaupt  abschalte.  Allein  die  Praxis  Hess  nicht  die  Sache, 
nur  den  Namen  untergehen;  den  Aulass  dazu  gab  der  a.  9.  des 
T.  XVI.  der  0.  Cr.,  der  von  Lettres  de  revision  sprach,  und 
darnach  erklärte  die  Jurisprudenz  offen,  dass  diese  Lettres  der  alten 
proposition  d'erreur  gefolgt  seien.  Die  Moyens  de  revision  waren 
alle  Arten  von  Irrthum  oder  was  man  dafür  hielt;  nach  Jousse 
p.  780  atoute  sortes  de  moyens  de  inal-juge;»  sie  selbst  aber  war 
eines  von  den  Mitteln,  dem  Beklagten  trotz  des  entgegenstehenden 
Gesetzes  eine  selbstständige  Verlheidigung  zu  verschaffen,  indem 
nur  dieser,  nicht  die  Kläger,  auf  Revision  antragen  durften;  und 
gewiss  drückt  Jousse  p.  781  die  allgemeine  Ansicht  seiner  Zeit 
aus,  wenn  er  von  diesem  Grundsatz  sagt,  es  sei  fondee  sur  l'equite 
naturelle  qui  veut  qu'il  y  ait  toujours  une  ressource  en  faveur  de 
1'innocent.»  So  brach  auch  hier  das  innere  Bedürfniss  der  Sache 
die  Einseitigkeit  des  bestehenden  Rechts.  —  Die  Form  ihrer  Er- 
reichung war  eine  Requete  mit  Auseinandersetzung  der  faits  justi- 
ficatifs,  die  von  einem  Avocat  unterzeichnet,  bei  den  Mai t res  des 
Requestes  eingegeben,  von  dem  Conseil  du  Roi  entschieden  und 
dann  an  das  betreffende  Gericht  übersandt  wurden.  Zu  dem  Ende 
erlaubte  sogar  die  Praxis  des  18.  Jahrhunderl  (Jousse  p.  791)  den 
Beklagten  die  sonst  verbotene  Einsicht  in  die  Akten;  auch  durften 
sie  neue  Thatsachen  der  Requöle  hinzufügen,  die  zur  Revision  des 
Urlheils  Anlass  geben  konnten.  Das  oben  citirle  Reglement  von 
1738  enthält  auch  hierüber  Genaueres;  es  hob  sogar  die  bis  dahin 
auf  die  Revision  übertragene  Appelbusse  auf  und  ordnete  über- 
haupt das  Verfahren  in  den  einzelnen  Punkten.  (Jousse  p.  792.) 
Hieran  schliesst  sich 

5)  die  Reque'te  civile  en  matifres  criminelles,  Jousse  a.  a.  0. 
T.  XL.  Diese  Requöte  ist  ihrem  Character  wie  ihrem  Inhalt  nach 
durchaus  nichts  anderes  als  die  Revision.  Wir  setzen  sie  nach  der- 
selben, weil  sie  sich  von  dieser  nur  dadurch  unterscheidet,  dass 
sie  von  demselben  Gericht  auf  förmlichen  Vortrag  der  betreffenden 
moyens  entschieden  ward.  Auch  sie  war  durchaus  von  der  Praxis 
aus  dem  Civilverfahren  herüber  genommen  und  sehr  gebräuchlich; 
denn  Jousse  sagt  p.  793:  Tous  les  jours  on  en  plaide  ä  la  Tour- 
nellea ;  sie  konnte  auch  auf  nova  begründet  werden ;  die  Frist  der 
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Eingabe  ward  auf  6  Monate  gestellt ;  die  Erlaubniss ,  eine  solche 
Requöte  vorzubringen,  ward  von  der  Chancellerie  in  besondere 
Lettres  gegeben  und  selten  verweigert.  Wer  aber  eine  Requete 
vorgebracht  und  sie  verloren  hatte,  durfte  im  ganzen  Laufe  des 
Processes  keine  zweite  mehr  vorbringen. 

6)  Die  Begnadigungen,  Lettres  d'Abolition,  Remission,  Pardon 
etc.  O.  Cr.  T.  XVI.  Die  Begnadigungen  und  Strafverwandlungen 
aller  Art,  zu  denen  auch  die  Erlasse  der  Contumazurtheile  (die 
Lettres  pour  ester  ä  droit)  gehören,  bedürfen  keiner  besonderen 
Darstellung.  Allein  da  sie,  bei  der  absoluten  Gewalt  des  König- 
thums und  bei  der  grossen  Härte  der  strafrechtlichen  Bestimmungen 
oft  gemissbraucht  wurden,  so  gab  die  Gesetzgebung  eigne  Anord- 
nungen, gleichsam  um  sich  selber  gegen  ihre  eigne  Macht  zu  ver- 
wehren. So  wie  die  Begnadigung  erwirkt  war,  sollte  der  Erlass 
sogleich  in  das  Gerichtsprotocoll  eingetragen  werden  (enteriner); 
doch  sollen  die  Gerichte  das  Recht  haben,  Gegenvorstellungen  {re- 
montrances)  zu  machen  an  den  Kanzler;  denn  der  a.  4.  verbot  alle 
Begnadigung  für  Duelle  und  für  assassinat  preraedil6,  sowohl  für 
die  Thäter  als  fiir  intellecluelle  Urheber  und  Gehülfen  aller  Art; 
bei  allen  anderen  Verbrechen  sollen  die  Begnadigungen  angenom- 
men werden  «sans  examiner.»  War  die  Begnadigung  indessen  er- 
reicht auf  Vorstellungen,  <ujui  ne  sont  pas  conformes  aux  charges 
et  informationsn,  so  fand  dagegen  eine  förmliche  Appellation  statt; 
der  Impetrant  ward  im  Gefängnis«  verhört  und  ward  sein  Gesuch 
abgewiesen  (deboute),  so  verOel  er  in  die  Busse  von  300  livres  an 
den  Fiscus  und  50  livres  an  den  Gegner.  Desshalb  hatte  die 
partie  publique  über  den  Erlass  der  Lettres  jedesmal  Bericht  zu 
erstatten  und  wurden  ihr  zu  dem  Ende  die  Akten  mitgelheilt. 
Waren  solche  Lettres  erreicht,  so  verjährte  ihre  Wirkung  in  drei 
Monaten;  sie  musslen  aber  «ä  l'Audience,  teste  nue  et  a  genoux» 
Überreicht  werden.  • 

D.    Besondere  Bestimmungen  für  einzelne  Arten  des  Strafverfahrens. 

Die  oben  dargestellten  Formen  des  Strafverfahrens  erlitten  ge- 
wisse Modifikationen  in  einzelnen  Fällen,  die  wir  hier  in  der  Kürze 
zum  Schlüsse  angeben. 

1)  Die  Instruction  des  criraes  gegen  Geistliche  nach  dem  Ed. 
vom  Febr.  1678  und  Juli  1684  und  einer  Declaratiou  vom  k.  Febr. 
1711.  (S.  Jousse  Pref.  zur  0.  Cr.  p.  LIX.) 

2)  Das  Strafverfahren  gegen  Onnmunautez  de  Villes ,  Bourgs  et 
Villages,  Corps  et  Compagnies.  Die  Ord.  Cr.  XXL  setzte  fest,  dass 
die  Universilales  ein  Verbrechen  begehen  könnten  und  ordnete 
desshalb  eine  eigne  Procedur  an.    Es  wird  ein  Syndic,  Depute 
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oder  Curateur  ernannt  und  dieser  dem  interrogatoire  unterworfen ; 
die  Strafen  sind  Schadensersatz,  Vrerlusl  der  Privilegien  und  Ehren- 
strafen, wie  Niederreissung  der  Mauern,  öffentlicher  Gebäude  u.  a. 
•     Jousse  J.  Cr.  II.  Ch.  IV.  T.  XXIX. 

3)  Der  Proces  gegen  die  Memoire  (Tun  defunct  und  der  Procts 
au  cadavre,  O.  Cr.  T.  XXII.  Juusse  a.  a.  O.  T.  XXX.  Dieser 
Process  tritt  nur  ein  bei  dem  crime  de  leze  majeste  divine  ou  hu- 
maine,  beim  'Duell,  beim  Selbstmord  und  bei  offener  Empörung, 
(a.  1.)  Der  Richter  ernennt  einen  Curateur  des  Beklagten,  der  das 
Interrogatoire  «en  la  forme  ordinaire»  (a.  3.)  besteht;  vom  1  itheile 
kann  appellirt  werden;  ist  der  Appell  eingelegt  von  einem  Ver- 
wandten des  Verstorbenen,  so  muss  er  sogar  die  Kosten  vorstre- 
cken. —  Vgl.  die  Note  Jousse  zu  a.  3.  uud  4. 

4)  Die  besonderen  Formen  bei  einem  Process  gegen  Taub- 
stumme und  solche,  welche  kein  französisch  verstehen  oder  überall 
zu  antworten  verweigern,  sind  in  der  Ord.  Cr.  T.  XVUI.  angege- 
ben.   Vgl.  Jousse  a.  a.  0.  T.  XVII.  und  XVIII. 

5)  Die  Proceduren  gegen  Kinder,  herumziehende  Weiber  und  gegen 
Widersetzlichkeiten  ist  ,  wie  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  kein 
eigentliches  Strafverfahren ,  sondern  enthält  nur  polizeiliche  Ver- 
fügungen.   S.  Jousse  a.  a.  0.  T.  XXXI.— XXXIV. 

6)  Ein  förmliches  Urtheil  dagegen  war  den  Lieutenants  Crimi- 
nels  de  Hobe  courle ,  den  Prevosts  des  Mareschaux ,  den  Vice- 
Baillifs  und  Viceseneschaux  gegen  gens  sans  aveu,  herumziehende 
Kriegsleute  und  früher  verurtheilte  Verbrecher  gegeben,  und  zwar 
über  alle  Verbrechen  derselben.  Sie  waren  als  Inhaber  der  Polizei- 
gewalt verpflichtet  solche  Leute  zu  ergreifen,  festzunehmen  und  sie 
nach  den  vorliegenden  Thatsachen  zu  richten.  Dies  biess  ölre  juge" 
pre'votalement  und  die  Competenz  jener  Polizeigerichte  bezeichneten 
die  Cas  prfvotaux,  die  sich  daher  nicht  auf  die  Verbrechen  wie  in 
der  früheren  Zeit,  sondern  auf  die  Thäter  bezieht.  Der  Beklagte 
hatte  als  Haiiptvertheidigung  die  Einrede  der  Incompetenz ;  diese 
ward  vom  Präsidial  mit  wenigstens  sieben  Richtern  entschieden  und 
der  Beklagte  demnach  eventuell  dem  gewöhnlichen  Process  über- 
wiesen. Die  Verurlhcilung  soll  gleichfalls  von  sieben  Richtern 
wenigstens  erfolgen.  Alle  Geistlichen  und  Edelleute  waren  von 
diesem  Verfahren  befreit.  Die  Declaration  vom  5.  Febr.  1731  be- 
stimmte mehrere  einzelne  Punkte  dieses  Protocollverfahrens  ge- 
nauer; wir  verweisen  für  das  Einzelne  auf  die  Noten  Jousse  zum 
T.  II.  der  O.  Cr.  und  vorzüglich  auf  die  Just.  Cr.  T.  I.  Partie  iL 
p.  139 — 561,  wo  die  Competenz  der  Gerichte  und  die  Gerichts- 
verfassung überhaupt  ausführlich  bebandelt  sind. 
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Was  dud  während  dieser  Epoche  begonnen  hat,  den  Geist  des 
französischen  Volkes  für  eine  neue  Idee  des  Kechtslebens  und  des 
Processes  im  Besonderen  vorzubereiten,  das  hat  der  Verfasser  der 
Geschichte  der  gegenwärtigen  Zeit  und  ihres  Rechts  überweisen  zu 
müssen  geglaubt. 
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